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Die alliierte Besatzungspolitik in Mittel- und Westdeutschland von 1945-1949: 4 Jahre 
Unfreiheit und Sklavendasein, Teil 2 
 
Entnazifizierung und Umerziehung in Mittel- und Westdeutschland 
Die Deutschen wurden nach der NS-Diktatur von 1933-1945 bzw. nach dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges von den Siegermächten zweifelsfrei nicht befreit, sondern politisch und wirt-
schaftlich entmündigt und in den folgenden Jahrzehnten systematisch ausgeplündert und um-
erzogen.  
Die Außenminister Eden - Großbritannien -, Hull - USA - und Molotow - UdSSR, beendeten 
in Moskau am 30. Oktober 1943 ihre sogenannten "Nachkriegsplanungen" (x040/189). Wäh-
rend der "Moskauer Konferenz" vereinbarten sie bereits die Verurteilung der deutschen und 
japanischen Kriegsverbrecher.  
In der Schlußerklärung der "Moskauer Konferenz" hieß es (x106/291): >>... Sobald irgendei-
ner in Deutschland gebildeten Regierung ein Waffenstillstand gewährt werden wird, werden 
jene deutschen Offiziere, Soldaten und Mitglieder der Nazipartei, die für die ... Grausamkei-
ten, Massaker und Exekutionen verantwortlich gewesen sind oder an ihnen zustimmend teil-
gehabt haben, nach den Ländern zurückgeschickt werden, in denen ihre abscheulichen Taten 
ausgeführt wurden, um gemäß den Gesetzen dieser befreiten Länder ... vor Gericht gestellt 
und bestraft zu werden.<<  
Die "New York Times" forderte im Oktober 1944 drastische Entnazifizierungsmaßnahmen 
(x114/2.133): >>... Schuld und damit Verantwortung für Nazismus und Militarismus haben 
alle Deutschen.<<  
Nach der Besetzung Mitteldeutschlands führte die Sowjetunion umgehend rücksichtslos den 
sog. marxistisch-leninistischen Sozialismus bzw. die "Diktatur der Arbeiter und Bauern" ein. 
Theodor W. Adorno ( eigentlich T. Wiesengrund, deutscher Philosoph, Soziologe und Musik-
theoretiker, prägte später die 68er-Bewegung), schrieb am 1. Mai 1945 über die Situation in 
Deutschland (x354/8): >>… Alles ist eingetreten, was man sich jahrelang gewünscht hat, das 
Land vermüllt, Millionen von Hansjürgens und Utes tot.<< 
Nachdem die Siegermächte die uneingeschränkte Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Justiz-
gewalt in den Besatzungszonen übernommen hatten, waren die hoffnungslos erschütterten 
Deutschen den Siegern auf Gedeih und Verderb ausgeliefert und mußten die drakonischen 
Maßnahmen, Willkürakte und Schikanen der Besatzer über sich ergehen lassen. 
Die militärische, wirtschaftliche und politische Ausschaltung Deutschlands, die man nach 
dem verlorenen Ersten Weltkrieg im Jahre 1918 begonnen hatte, wurde nach dem verlorenen 
Zweiten Weltkrieg 1945 während der jahrzehntelangen Besatzungsherrschaft kompromißlos 
fortgesetzt.  
US-Präsident Truman genehmigte am 14. Mai 1945 die nordamerikanische Geheimdirektive 
JCS 1067 vom 26.04.1945, die bis zum 17.10.1945 als Top Secret behandelt wurde.  
Der Grundsatz dieser Direktive, die bis zum 15.07.1947 in Kraft blieb, lautete wie folgt 
(x156/30): >>… a) Es muß den Deutschen klargemacht werden, daß Deutschlands rücksichts-
lose Kriegsführung und der fanatische Widerstand der Nazis die deutsche Wirtschaft zerstört 
und Chaos und Leiden unvermeidlich gemacht haben, und daß sie nicht der Verantwortung für 
das entgehen können, was sie selbst auf sich geladen haben. 
b) Deutschland wird nicht besetzt zum Zwecke seiner Befreiung, sondern als besiegter Feind-
staat. Ihr Ziel ist nicht die Unterdrückung, sondern die Besetzung Deutschlands, um gewisse 
wichtige alliierte Absichten zu verwirklichen. Bei der Durchführung der Besetzung müssen 
Sie gerecht, aber fest und unnahbar sein. Die Verbrüderung mit den deutschen Beamten und 
der Bevölkerung werden sie streng unterbinden. 
c) Das Hauptziel der Alliierten ist es, Deutschland daran zu hindern, je wieder eine Bedrohung 
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des Weltfriedens zu werden. ...<< 
US-General Lucius D. Clay schrieb später über die berüchtigte Geheimdirektive JCS 1067 
(x114/2.103): >>JCS 1067 ließ der Militärregierung nur begrenze Vollmachten. Es untersagte 
uns ausdrücklich, Schritte zu unternehmen, die deutsche Wirtschaft irgendwie wieder herzu-
stellen oder auf ihrem Stand zu erhalten: erlaubt war nur die höchtsmögliche Steigerung der 
landwirtschaftlichen Erzeugung; eine Bodenreform war vorgesehen. ...  
Die Fertigung der Kriegsbetriebe sollte gestoppt, die dafür ausgerüsteten Fabriken mußten 
entfernt werden, ohne erst Kontrollratsbeschlüsse abzuwarten. Bis zu einer Übereinkunft im 
Rat sollte nichts an Eisen, Stahl, Chemikalien, Werkzeugmaschinen, Radios, elektrischem 
Gerät, Autos und schwere Maschinen hergestellt werden. ...  
(Es) stand außer Zweifel, daß JCS 1067 einen "Karthago-Frieden" zum Ziel hatte, der unser 
Handeln in den ersten Besatzungsmonaten bestimmte.<< 
Am 14. Mai 1945 befahl die französische Militärregierung, in der Nähe Freiburgs ein Konzen-
trationslager für deutsche politische Häftlinge zu errichten. 
NKWD-Einheiten richteten Mitte Mai 1945 in Ketschendorf bei Fürstenwalde das "Spezi-
allager Nr. 5" ein. In den folgenden Monaten wurden hier durchschnittlich ca. 6.000 Häftlinge 
aus Berlin und der Mark Brandenburg interniert (x126/52). Unter den Gefangenen waren viele 
Jugendliche - vermeintliche "Werwolf-Angehörige". 
NKWD-Einheiten richteten Mitte Mai 1945 außerdem in Berlin-Hohenschönhausen das "Spe-
ziallager Nr. 4" ein. Hier wurden durchschnittlich ca. 2.000 Berliner Häftlinge interniert 
(x126/163). 
US-General Clay erklärte am 15. Mai 1945 während einer Pressekonferenz, daß es die erste 
Aufgabe sein wird, die deutschen Kriegsverbrecher einer gerechten Aburteilung zuzuführen 
und daß man die Lebensmittelversorgung für Deutschland zunächst sehr knapp halten würde. 
Am 22. Mai 1945 trat in Westdeutschland die US-Direktive Nr. 1 in Kraft (x111/25): >>Der 
erste Schritt der Umerziehung wird sich ausschließlich darauf beschränken, die Deutschen mit 
unwiderlegbaren Tatsachen zu konfrontieren, die eine Einsicht in die deutsche Kriegsschuld 
und die Kollektivschuld für solche Verbrechen wie die Konzentrationslager wachrufen. ...<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil schrieb später über die vermeintliche Kol-
lektivschuld der Deutschen (x025/189): >>... Die Theorie von der Kollektivschuld der Deut-
schen beruht, wie ihre Kritiker dargetan haben, auf der Unkenntnis fundamentaler historischer 
Tatsachen und der Widerstandsmöglichkeiten in einer totalitären Diktatur.  
Sie wurde in der Praxis zur Rechtfertigung von millionenfachen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit benützt. Historisch gesehen ist diese Theorie eine der vielen Erscheinungs-
formen des Rassismus; sie entspricht weitgehend dem christlichen Antisemitismus vergange-
ner Jahrhunderte.<<  
Im Mai 1945 errichteten NKWD-Einheiten im Dorf Weesow - nordöstlich von Berlin - ein 
sowjetisches Internierungslager. Das Internierungslager Weesow wurde danach überwiegend 
als Durchgangslager genutzt (x126/168). 
NKWD-Einheiten richteten danach Ende Mai 1945 in der ehemaligen Landesstrafanstalt 
Bautzen das "Speziallager Nr. 3" ein. Die deutschen Häftlinge kamen hauptsächlich aus den 
sowjetischen Internierungslagern Mühlberg, Torgau und dem NKWD-Gefängnis Magdeburg 
(x126/182). 
In London begann am 1. Juni 1945 eine internationale Konferenz mit Teilnehmern aus 16 Na-
tionen, um eine Kriegsverbrecherliste zu erstellen. 
Die US-Soldatenzeitung "Stars und Stripes" warnte im Juni 1945 nordamerikanische Soldaten 
vor "Nazi-Deutschland" (x114/2.94): >>... Die Amerikaner sind nicht nach Deutschland ge-
kommen, um Kindermördern die Köpfe zu streicheln und SS-Verbrecher zu päppeln, die 
Amerikaner sind in dieses Land von Gangstern gekommen, um hier Ordnung zu schaffen und 
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die Verbrecher der Justiz zu überantworten.<<  
Eine US-Informationsschrift berichtete im Juni 1945 über "Deutschland heute" (x114/2.93): 
>>Nach sechs Jahren der Propaganda wirst du überrascht sein, wenn du zum erstenmal Deut-
sche siehst. Man hat so viel über sie gesprochen und gelesen, hat sie so sehr gehaßt, daß man 
geneigt ist zu glauben, sie seien anders als andere Menschen. Dies stimmt zwar, aber auf eine 
schwer erkennbare Weise.  
So wie die deutschen Städte euch an Amerika erinnern mögen, so können euch auch die Men-
schen an Amerikaner denken lassen. Oberflächlich gesehen, können sich Deutsche und Ame-
rikaner ähnlicher sehen, als etwa Franzosen oder Russen und Amerikaner.  
Deutsche Tatkraft und deutscher Fleiß, deutscher Erfindergeist, deutsche Rohranlagen und 
Zentralheizungen ist für Deutschland typisch, aber Buchenwald war es auch. Deutsche Rein-
lichkeit ist typisch so sehr, daß man Seife aus menschlichen Körpern verfertigt hat. Deutsche 
Medizin ist so hoch entwickelt, daß sie Menschen als Experimentierobjekte zu verwenden 
lernte. Die Nazikunst schenkte der Welt Lampenschirme aus menschlicher Haut. So sind 
Amerikaner nicht! 
Halte dein Mitleid zurück. Eine der wenigen Waffen, die den "kleinen" Deutschen geblieben 
ist, ist diejenige zu erreichen, daß sie uns leid tun. Da sind Kinder, die von einem Fuß auf den 
andern trippeln, wenn sie in der Kälte vor eurem Speisesaal herumstehen, zu höflich oder 
ängstlich, um zu betteln, aber in ihren Augen kann man den Hunger lesen. Da sind alte Män-
ner und Frauen mit Handwägelchen, junge Mädchen in fadenscheinigen Kleidern. Das sind 
keine Nazis, wirst du sagen.  
Es wird dir schwerfallen zu gestehen, daß diese Leute, so elend sie aussehen, viel besser dran 
sind als Tausende der Griechen, Polen und Holländer, die von ihnen versklavt worden sind. 
Diese "kleinen" Deutschen sind die gleichen Menschen, die sich Sklavenarbeit gefallen ließen 
und froh darüber waren.  
Noch leben viele Opfer der Nazi-Brutalität in Deutschland. Sprich mit einem Polen oder 
Franzosen oder Holländer, den man zur Zwangsarbeit nach Deutschland verschleppt hat, und 
er wird dir erzählen, wie ihn die "kleinen" Deutschen behandelt haben.  
... Wir dürfen den Deutschen keineswegs glauben. Sie sind Meister in der Propaganda gewor-
den. Nach 12 Jahren in Goebbels Lügenfabrik ist jeder Deutsche, dem du begegnest, ein Ex-
perte in all den Lügen, Halbwahrheiten und gemeinen Andeutungen, die er dir aufbindet, um 
dich alles glauben zu machen, was er will. Der Deutsche kennt seine Lügen auswendig. Seine 
Kanonen und seine Panzer kann man ihm wegnehmen, aber diese nicht. Die Denkfehler, die 
den Durchschnittsmenschen dazu geführt haben, die Heuchelei und Brutalität der Nazis anzu-
nehmen, sind heute noch so stark wie vor der Niederlage. Dies ist eine der Waffen, die ihnen 
geblieben ist und gewissermaßen ist es auch die gefährlichste Waffe. ...  
Vergiß nicht, Deutschland ist noch immer Feindesland.<<  
Der deutsche Historiker Joachim Hoffmann berichtete später über die nachhaltigen Wirkun-
gen der Propaganda-Meldungen des sowjetischen Chefhetzers Ilja Ehrenburg (x046/184-185): 
>>... Wir wissen heute, daß die Meldungen über Greueltaten der Nationalsozialisten in der 
westlichen Welt wohl Eingang gefunden haben, dort aber nicht ohne weiteres geglaubt wur-
den. … 
Für die sowjetische Propaganda, der es darum zu tun war, von den eigenen Untaten abzulen-
ken, ergab sich in dieser Hinsicht ein reiches Betätigungsfeld. Ehrenburg, wie erwähnt, war 
frühzeitig mit der Aufgabe betraut worden, die Öffentlichkeit in den USA und in Großbritan-
nien den sowjetischen Einflüsterungen geneigt zu machen. Als prominenter sowjetischer Jude 
erschien er auch besonders prädestiniert, um als Bindeglied der Sowjetunion zu den so ein-
flußreichen Juden in den USA zu fungieren. ... 
In seinen Erinnerungen berichtet er, er habe im Sommer 1943 den Auftrag erhalten, "an die 
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amerikanischen Juden ein Schreiben über die Bestialitäten der deutschen Faschisten" zu rich-
ten, um die "dringende Notwendigkeit" einer baldigen Zerschlagung Deutschlands, das heißt - 
darum ging es konkret - einer baldigen Eröffnung der zweiten Front zu unterstreichen. 
In eben diesen Lebenserinnerungen versuchte Ehrenburg seine Haßorgien gegen die Deut-
schen mit folgendem Argument zu begründen: "Ich bekam Seife in die Hände, die aus den 
Leichen jüdischer Füsilierter hergestellt worden war. 'Rein jüdische Seife' war darauf gestem-
pelt." Und dann ganz beiläufig: "Doch wozu daran erinnern. Tausende von Büchern sind dar-
über geschrieben worden." … 
Diese bis in unsere Tage hinein kolportierte und geglaubte sowjetische Propagandabehaup-
tung entbehrt jedoch jeder Grundlage, und selbst das israelitische Dokumentationszentrum 
Yad Vashem in Jerusalem sah sich im Jahre 1990 zu einem Dementi veranlaßt, indem es er-
klärte: "Es gibt kein Dokument, das beweist, daß die Nazis aus menschlichem Fett Seife ge-
macht hätten." Der Fall beweist nur, wie langlebig Legenden sein können und mit welcher 
Vorsicht Beschuldigungen aufzunehmen sind, die ihren Ursprung in den trüben Quellen so-
wjetischer Propaganda und zumal in den Schreibereien von Ilja Ehrenburg finden. ...<< 
Bischof Clemens August Graf von Galen erklärte am 1. Juli 1945 vor katholischen Pilgern 
(x268/44): >>... Es ist eine Verleugnung der Gerechtigkeit und der Liebe, wenn man uns alle, 
jeden deutschen Menschen, für mitschuldig an jenen Verbrechen und darum für strafwürdig 
erklärt. …<<  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 11. Juni 2005) 
über den deutschen Bischof Clemens August Graf von Galen (x887/...): >>"Es ist Verleug-
nung der Gerechtigkeit und der Liebe" 
Vehement wandte sich der "Löwe von Münster" gegen die Kollektivschuldthese 
Wenn man heute es so darstellt, als ob das ganze deutsche Volk und jeder von uns sich schul-
dig gemacht habe durch die Greueltaten, die von Mitgliedern unseres Volkes im Kriege be-
gangen sind, dann ist das ungerecht. Wenn man sagt, das ganze deutsche Volk und jeder von 
uns sei mitschuldig an den Verbrechen, die in fremden Ländern und im deutschen Land, die 
vor allem in den Konzentrationslagern begangen sind, so ist das gegen viele von uns eine un-
wahre und ungerechte Beschuldigung ...  
Es ist Verleugnung der Gerechtigkeit und der Liebe, wenn man uns alle, jeden deutschen 
Menschen, für mitschuldig an jenen Verbrechen und darum für strafwürdig erklärt ... Drum 
fort mit der unwahren Beschuldigung, die behauptet, alle Deutschen seien mitschuldig an den 
Schandtaten, die im Kriege geschehen sind, seien mitverantwortlich für die Greueltaten in den 
Konzentrationslagern!" 
Solche Worte, heute gesprochen, würden dem Verfasser den Ruf eintragen, er gehöre in die 
rechte Ecke und damit zu den Unanständigen. Dabei steht der Kardinal Clemens August Graf 
von Galen heute in hohem Ansehen - weniger wegen der Ansichten, die er am 1. Juli 1945 in 
Telgte vertreten hat und nicht nur hier, sondern in den darauf folgenden Monaten immer wie-
der … 
Daß er genau so mannhaft und ohne Rücksicht auf sein persönliches Schicksal Ungerechtig-
keiten, Grausamkeiten, Verbrechen der Sieger angeprangert hat, das ist heute weithin unbe-
kannt. ... 
Als die Plünderungen durch marodierende Fremdarbeiterbanden immer mehr zunehmen, 
mahnt von Galen den Chef der Militärregierung in Westfalen, daß die Sieger mit der Macht 
auch die Pflicht übernommen hätten, für die öffentliche Ordnung zu sorgen sowie Leben und 
Eigentum vor unnötiger Gewalttat, Zerstörung und Plünderung zu schützen. Er verlangt, die 
britische Besatzungsmacht solle nicht länger die Vergewaltigungen und Plünderungen der 
Fremdarbeiter dulden, und er kritisiert, daß auch amerikanische Soldaten "aus Übermut" 
plündern.  
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Einen Monat später schreibt er an den britischen Kommandanten: "Der Befehl Generals Ei-
senhowers, sich der Gewalttaten und Plünderungen zu enthalten, wird vielfach nicht beachtet. 
Fast täglich kommen an mich bittere Klagen aus verschiedenen Teilen des Bistums Münster 
über neue Gewalttaten, Morde, Ausschreitungen der freigelassenen Kriegsgefangenen und der 
Fremdarbeiter." 
Am 1. Juli 1945 predigt der Bischof bei der Wallfahrt der Katholiken von Münster nach Telg-
te. Dabei beläßt er es nicht bei geistlichen Ermahnungen, sondern er beschäftigt sich wieder 
mit den Kollektivschuldvorwürfen gegen das deutsche Volk und mit den Gewalttaten umher-
ziehender Banden von Fremdarbeitern.  
"Darum fort mit der unwahren Beschuldigung, die behauptet, alle Deutschen seien mitschul-
dig an den Schandtaten, die im Kriege geschehen sind, seien mitverantwortliche für die Greu-
eltaten in den Konzentrationslagern. Fort mit solch unwahrer und ungerechter Untermauerung 
einer Haltung, die es zuläßt, daß der Rest unserer Habe aus den durch Bomben zerstörten 
Wohnungen weggeschleppt, daß Häuser und Höfe auf dem Lande von bewaffneten Räuber-
banden geplündert und verwüstet, daß wehrlose Männer ermordet, daß Frauen und Mädchen 
von vertierten Wüstlingen vergewaltigt werden."  
Daraufhin wird er zur britischen Militärregierung zitiert. Der britische Oberst wirft ihm vor, er 
habe mit solchen Sätzen die Militärregierung vor dem deutschen Volke herabgesetzt und das 
Vertrauen zu ihr untergraben. Dadurch sei die angestrebte Erziehung des deutschen Volkes in 
Frage gestellt. Bischof von Galen bleibt bei seiner Haltung, erklärt vier Tage später lediglich, 
daß ihm die englische Militärregierung erklärt habe, sie sei "weit davon entfernt, sich in ihren 
Maßnahmen von Haß oder Rachsucht leiten zu lassen". 
Im August 1945 schreibt der Bischof an Papst Pius XII. und schildert ihm die verzweifelte 
Lage Deutschlands - von den Kollektivbeschuldigungen über den Bruch der Genfer Konventi-
on gegenüber den deutschen kriegsgefangenen Soldaten, über "rücksichtslose Vertreibung der 
Deutschen Bevölkerung aus Heimat und Besitz", über die Vertreibung der Deutschen aus Ost-
deutschland.  
Und er warnt, daß dadurch der Boden bereitet werde für die "Siegeszukunft der bolschewisti-
schen Ideen weit über die Grenzen der russischen Besatzungszone hinaus". ... 
Am 16. März 1946 spricht er zum letzten Mal öffentlich in Münster. Die Ansprache wird vom 
Westdeutschen Rundfunk übertragen. Er sagte unter anderem: "Trotz der heldenmütigen Tap-
ferkeit unserer Soldaten" sei "unser deutsches Vaterland" zusammengebrochen. "Trotzdem 
steht das, was unsere Soldaten in treuer Pflichterfüllung getan haben, immer und wird für alle 
Zeiten vor uns stehen, als ein Heldentum, als eine Treue und Gewissenhaftigkeit, die wir rüh-
men, die wir anerkennen. Das möchte ich vor allem den Soldaten sagen, die hier sind, und 
denen sagen, die noch nicht hier bei uns sind ..." 
Am 22. März 1946 stirbt der Kardinal, nicht nur von den deutschen Katholiken betrauert. Er 
wird im Hohen Dom zu Münster beigesetzt.<<  
Der katholische Kardinal Faulhaber und der evangelisch-lutherische Landesbischof Meiser 
kritisierten am 20. Juli 1945 die Entnazifizierungsmethoden der US-Militärregierung in Bay-
ern (x111/51): >>... Die Vertreter der beiden christlichen Bekenntnisse in Bayern halten es für 
ihre Pflicht, bei der Besatzungsbehörde vorstellig zu werden mit der Bitte, in den Strafgerich-
ten über das System des Unheils die Grundsätze der Gerechtigkeit und Menschlichkeit walten 
zu lassen und die Schuld der einzelnen durch persönliche Überprüfung, also nicht pauschal, zu 
bemessen.  
Die geistige Umschulung unseres Volkes von den nationalsozialistischen Irrtümern zu den 
Grundsätzen der christlichen Moral, die Wiederaufrichtung der sozialen Ordnung im Geiste 
des Christentums, der wirtschaftliche und kulturelle Aufbau, zu dem wir alle beitragen wollen, 
dürfen nicht durch vermeidbare Härten in der Rechtspflege gestört werden.<<  
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Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil schrieb später über die "Entnazifizierung im 
Westen" (x026/64-65): >>... Auch in den drei Westzonen wurden insgesamt etwa 250.000 
Menschen in Lagern interniert. Als Rechtsgrundlage fungierte die berühmt-berüchtigte Direk-
tive JCS 1067 der US-Militärregierung, die bis zum Sommer 1947 Grundlage der amerikani-
schen Besatzungspolitik war; danach waren nicht nur alle mutmaßlichen Kriegsverbrecher zu 
verhaften, sondern auch alle Personen, die die Durchführung der Ziele der Besatzungsmächte 
gefährden könnten. 
Der parteilose Schriftsteller Ernst Salomon, der zusammen mit seiner jüdischen Frau verhaftet 
und so gründlich "verhört" worden war, daß er einige Zähne verlor, berichtet über seine La-
gererfahrungen in der amerikanischen Besatzungszone: 
"Geprügelt wurde so gut wie ausnahmslos jeder, der in das Lager eingeliefert wurde; die Ame-
rikaner nannten das "überarbeiten". Geprügelt wurden selbst diejenigen Internierten, die aus 
einem anderen Lager kamen, in welchem sie bereits ihren Tribut empfangen hatten, und auch 
die Generale, die aus dem Kriegsgefangenenlager kamen." 
Während in einigen - nicht in allen - US-Lagern ehemalig "Kapos" aus den Konzentrationsla-
gern der Nationalsozialisten eingesetzt wurden und gewisse vorhersehbare Folgen eintraten, 
war auch die Behandlung der Gefängnisinsassen nicht immer rechtsstaatlich. Im Malmedy-
Prozeß (es ging um den Tod amerikanischer Kriegsgefangener) z.B. mußte sich auf Veranlas-
sung des Verteidigers eine Kommission aus zwei Richtern nachträglich mit den angewandten 
Verhörmethoden beschäftigen.  
Das Ergebnis: Folter dritten Grades war angewendet worden, und "sämtliche Deutsche bis auf 
2 in den 139 von uns untersuchten Fällen hatten durch Fußtritte in die Hoden unheilbare 
Schäden erlitten. Dies war die übliche Untersuchungsmethode unserer amerikanischen Unter-
suchungsbeamten". 
In der britischen Besatzungszone ereigneten sich solche Vorfälle nur sehr selten. Unter fran-
zösischer Regie allerdings waren Menschenrechtsverletzungen keine Seltenheit. Eine traurige 
Berühmtheit erreichte das ehemalige NS-KZ Schirmeck … im Elsaß, wo ab 1944 mutmaßli-
che französische Kollaborateure und Deutsche unter menschenunwürdigen Zuständen inter-
niert waren. ...<<  
Am 3. August 1945 ordnete die SMAD die "Demokratisierung" der mitteldeutschen Schulen 
an (x111/59): >>Die Rote Armee und die Armeen ihrer Verbündeten brachten dem deutschen 
Volke Frieden und Befreiung von der Hitler-Knechtschaft. Deutschland beschreitet die Bahn 
des Wiederaufbaus und der Errichtung eines antifaschistischen demokratischen Systems. ... 
Die Schule muß dem Einfluß des Faschismus und Militarismus entzogen werden und die gro-
ßen Söhne des deutschen Volkes: Goethe und Schiller, Lessing und Heine, Liebknecht und 
Thälmann wieder ins Leben rufen.<<  
US-General Eisenhower erklärte am 6. August 1945 während einer Ansprache an das deutsche 
Volk (x111/60): >>Unser Programm, den Nationalsozialismus auszumerzen, ist jetzt weit ge-
nug fortgeschritten, und die Zeit ist gekommen, um weitere Pläne für die amerikanische Be-
satzungszone Deutschlands zu machen. Nationalsozialismus und Militarismus in jeder Er-
scheinungsform werden ausgerottet. Kriegsverbrecher werden vor Gericht gestellt und der 
gerechten Strafe zugeführt. Deutschland wird vollkommen entwaffnet. Mit einem Wort: jede 
Möglichkeit, Krieg vorzubereiten, wird in Deutschland beseitigt.  
Jedoch unsere Ziele sind nicht nur negativ. Es ist nicht unsere Absicht, das deutsche Volk zu 
demütigen. Wir werden Euch helfen, Euer Leben auf demokratischer Grundlage wieder auf-
zubauen. ...<<  
Feldmarschall Montgomery berichtete am 6. August 1945 in einem Aufruf an die Bevölke-
rung der britischen Besatzungszone (x111/60): >>Die Alliierten sind dabei, die vollständige 
Entwaffnung und Entmilitarisierung Deutschlands sowie die endgültige Austilgung der Nazi-
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Partei und ihrer angeschlossenen Verbände restlos zu verwirklichen. ...<<  
Die 4 Siegermächte beschlossen am 8. August 1945 in London ein Abkommen über die Ver-
folgung und Bestrafung der deutschen "Hauptkriegsverbrecher", das als Grundlage für die 
"Nürnberger Prozesse" diente.  
Zur Ahndung von NS-Straftaten wurden im "Londoner Statut" vom 8. August 1945 die völ-
kerrechtlichen Begriffe "Verbrechen gegen den Frieden", "Kriegsverbrechen" und "Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit" definiert.  
NKWD-Einheiten übernahmen am 12. August 1945 das ehemalige NS-Konzentrationslager 
Buchenwald bei Weimar. Im "Speziallager Nr. 2" wurden zunächst Häftlinge aus den NKWD-
Gefängnissen Weimar, Erfurt, Jena und Arnstadt interniert (x126/172).  
Walter Ulbricht berichtete später über die Internierung von Sozialdemokraten und anderen 
politischen Gegnern (x111/69): >>... Die Gegner der Einheitsbewegung wurden isoliert.<< 
Am 16. August 1945 wurde das sowjetische Internierungslager Weesow aufgelöst. Das sowje-
tische Internierungslager Weesow durchliefen ca. 10.000 deutsche Häftlinge. Von Mai bis 
August 1945 starben dort etwa 1.000 Häftlinge (x126/168). Die letzten 2.000 Häftlinge muß-
ten zu Fuß in das ehemalige KZ Sachsenhausen marschieren. 
In Mitteldeutschland erließ die SMAD am 27. August 1945 einen Befehl über die Entmilitari-
sierung und Entnazifizierung. Sämtliche Wehrmachtsoffiziere, ehemalige SS-, SA-, Gestapo- 
und NSDAP-Mitglieder mußten sich gemäß SMAD-Befehl Nr. 42 einer "Registrierung" un-
terziehen. Viele wurden im Verlauf dieser Massenregistrierung verhaftet und kurzerhand als 
"Kriegsgefangene" oder "Kriegsverbrecher" in die Sowjetunion verschleppt (x111/68). 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Entnazifizie-
rung" in der Sowjetischen Besatzungszone (x009/111): >>Grundlegend für die Entnazifizie-
rung in der Sowjetischen Besatzungszone war das Potsdamer Abkommen. Die Entnazifizie-
rung erfolgte  
a) gemäß Kontrollrats-Direktive Nr. 24 vom 12.1.1946 - als wirtschaftliche und berufliche 
Maßreglung - durch "Entnazifizierungskommissionen";  
b) gemäß Kontrollrats-Gesetz Nr. 10 vom 20.12.1945 ... - als gerichtliche Bestrafung - durch 
"Sonderstrafkammern" der Landgerichte, die auf Grund des SMAD-Befehls Nr. 201 vom 
16.8.1947 gebildet wurden. 
Befehl 201 brachte die politische Gleichstellung aller nur nominellen Mitglieder der NSDAP, 
verlangte aber schärfere Strafen gegen Schuldige. Die Entnazifizierung war oft nur ein Vor-
wand, um Enteignungsmaßnahmen zu tarnen, vor allem in Befehl Nr. 124 der SMAD. - Zah-
len über die Enteignung in der Sowjetischen Besatzungszone wurden nie veröffentlicht. ...<< 
NKWD-Einheiten übernahmen im September 1945 das ehemalige "Juden-KZ" Jamlitz bei 
Lieberose. Im sowjetischen Internierungslager Jamlitz wurden später ca. 6.000 deutsche Häft-
linge in 8 Barackenkomplexen interniert (x126/74). 
NKWD-Einheiten übernahmen im September 1945 außerdem das ehemalige NS-Kriegsge-
fangenenlager "Stalag IV B" auf der Mühlberger Flur, nördlich von Riesa. Das Lager Mühl-
berg bestand aus ca. 60 Holzbaracken. Im sowjetischen "Speziallager Nr. 1" wurden später 
durchschnittlich 12.000 deutsche Häftlinge interniert (x126/111).  
Die 4 Hauptankläger der Siegermächte überreichten am 18. Oktober 1945 dem Alliierten 
Kontrollrat im Saal des ehemaligen Volksgerichtshofes in Berlin die Anklageschrift zur Abur-
teilung der deutschen Hauptbeschuldigten.  
Den Angeklagten wurden "Verbrechen gegen den Frieden", Kriegsverbrechen und "Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit" zur Last legt (x116/88): >>Die Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken, ... Großbritannien, ... Amerika, die französische Republik erheben Anklage 
...<<  
In Frankfurt wurde am 11. November 1945 zum ersten Mal der US-Dokumentarfilm "Die To-
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desmühlen" gezeigt.  
Im Begleittext des Films hieß es (x116/113): >>Über 300 Lager: Todesfabriken, eins wie das 
andere, 20 Millionen Tote.  
Tote in Nordhausen, verhungert und erschossen. Oft genug noch Lebende, oder besser, nur 
Halbtote achtlos unter die Leichen geworfen. Tote ... in Dachau: verbrannt, vergast, verhun-
gert; in Auschwitz, vergast, erschossen und verhungert, und neben den gemordeten Müttern 
die Leichen neugeborener Kinder; in Ebensee verhungert; in Belsen verhungert und erschos-
sen; in Mauthausen vergast, verhungert und erschossen; in Leipzig: verkohlt an den Hoch-
spannungsdrähten ... -  
Von den vielen Millionen überlebten nur wenige die Jahre der Pein.<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über den US-Dokumentar-
film "Die Todesmühlen" (x025/146-147): >>Als man 1945 daran ging, im Rahmen des ame-
rikanischen Umerziehungsprogramms den KZ-Film "Todesmühlen" für das deutsche Publi-
kum zusammenzustellen, vermerkte der Bericht des zuständigen Kriegsinformationsamtes 
vom 23.02.1945, der Initiator des Projekts, ein gewisser James Pollock, sei der Ansicht, "daß 
die Mehrzahl der Deutschen das Ausmaß der von Deutschen begangenen Greueltaten vermut-
lich wirklich nicht kenne und daß die Vorführung dieser Filme ihnen zu einem guten Teil er-
klären könne, warum die Alliierten sichergehen müßten, daß die Deutschen nicht noch einmal 
die Chance bekämen, einen Krieg anzuzetteln". 
Der Schock und die spontane Entrüstung der meisten Zuschauer sprachen für Mr. Pollocks 
Ansicht und veranlaßten die US-Behörden zu dem Eingeständnis, daß der weitere Zweck des 
Filmes, nämlich "ein Gefühl der individuellen und kollektiven Schuld zu wecken, total ver-
fehlt" worden sei.<<  
Die deutsche Journalistin Eva Schweitzer schrieb später in ihrem Buch "Amerika und der Ho-
locaust. Die verschwiegene Geschichte" (x310/191-192): >>... Als 1945 die Konzentrations-
lager befreit wurden, lud das Kriegsministerium der USA mehrere Hollywood-Mogule auf 
eine Tour nach Europa ein, darunter Harry Cohn, Jack Warner und Darryl Zanuck. Sie be-
suchten auch Dachau. Danach gaben sie eine gemeinsame Erklärung heraus: 
Der Film könne helfen, "den Geist der Deutschen zu reinigen, ihre Haltung zu ändern und 
letztlich ihre Kooperation zu gewinnen". Filme seien "Frontkämpfer im psychologischen 
Krieg um Ideen".  
Ein Produzent formulierte es später etwas flapsiger: "Donald Duck als Weltdiplomat." Wa-
shington gefiel das - Ein Senator sprach von einem "Marshallplan der Ideen".  
Bereits in den fünfziger Jahren war Deutschland wieder der größte Exportmarkt für Holly-
wood geworden. ...<< 
Am 20. November 1945 begann in Nürnberg der Prozeß gegen die deutschen Hauptkriegsver-
brecher. Das Gerichtsverfahren wurde in vier Sprachen (Englisch, Russisch, Französisch und 
Deutsch) geführt.  
Der US-Anklagevertreter Robert H. Jackson begründete am 21. November 1945 in Nürnberg 
die Anklage des Internationalen Militärgerichtshofes (x111/106): >>... Dieser Prozeß stellt das 
Ergebnis der Bemühungen von vier mächtigen Nationen in Gemeinschaft von anderen Län-
dern dar, das internationale Recht anzuwenden, um des großen Übels der Gegenwart Herr zu 
werden, nämlich des Angriffskrieges.<<  
Die Anklage des Internationalen Militärgerichtshofes lautete wie folgt (x129/159): >>... Der 
Gerichtshof hat das Recht, Personen abzuurteilen und zu bestrafen, die durch ihre im Interesse 
der europäischen Achsenländer ausgeführten Handlungen, sei es als Einzelperson, sei es als 
Mitglieder von Organisationen, eines der folgenden Verbrechen begangen zu haben … 
a) Verbrechen gegen den Frieden: nämlich Planung und Vorbereitung, Einleitung oder Füh-
rung eines Angriffskrieges oder eines Krieges unter Verletzung internationaler Verträge, Ver-
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einbarungen oder Zusicherungen oder Teilnahme an einem gemeinsamen Plan oder an einer 
gemeinsamen Verschwörung zur Ausführung einer der vorgenannten Handlungen; 
b) Kriegsverbrechen: nämlich Verletzungen des Kriegsrechts und der Kriegsbräuche. Solche 
Verletzungen umfassen, ohne jedoch darauf beschränkt zu sein, Ermordung, Mißhandlung 
oder Verschleppung zu Zwangsarbeit oder zu irgendeinem anderen Zwecke der entweder aus 
einem besetzten Gebiet stammenden oder dort befindlichen Zivilbevölkerung, Ermordung 
oder Mißhandlung von Kriegsgefangenen oder Personen auf hoher See, Tötung von Geiseln, 
Raub öffentlichen oder privaten Eigentums, mutwillige Zerstörung von Städten, Märkten und 
Dörfern oder jede durch militärische Notwendigkeit nicht gerechtfertigte Verwüstung. 
c) Verbrechen gegen die Menschlichkeit: nämlich Ermordung, Ausrottung, Versklavung, Ver-
schleppung oder andere an der Zivilbevölkerung vor Beginn oder während des Krieges began-
gene unmenschliche Handlungen; oder Verfolgung aus politischen, rassischen oder religiösen 
Gründen in Ausführung eines Verbrechens oder in Verbindung mit einem Verbrechen, für das 
der Gerichtshof zuständig ist, unabhängig davon, ob die Handlung gegen das Recht des Lan-
des, in dem sie begangen wurde, verstieß oder nicht. 
Anführer, Organisatoren, Anstifter und Helfershelfer, die an der Fassung oder Ausführung 
eines gemeinsamen Planes oder einer gemeinsamen Verschwörung zur Begehung eines der 
vorgenannten Verbrechen teilgenommen haben, sind für alle Handlungen verantwortlich, die 
von irgendwelchen Personen in Ausführung eines solchen Planes begangen worden sind.<<  
Während die 20 Hauptangeklagten die Schuldfrage am 21. November 1945 verneinten, erklär-
te die Verteidigung (x111/106): >>... Der jetzige Prozeß kann sich, soweit er Verbrechen wi-
der den Frieden ahnden soll, nicht auf geltendes Völkerrecht stützen, sondern ist ein Verfah-
ren aufgrund eines neuen Strafgesetzes, eines Strafgesetzes, das erst nach der Tat geschaffen 
wurde. Dies widerstrebt einem in der Welt geheiligten Grundsatz der Rechtspflege.<<  
Das amerikanische Magazin "TIME" berichtete im November 1945 über die Nürnberger Pro-
zesse (x353/37): >>… Was immer für Gesetze die Alliierten für die Zwecke des Nürnberger 
Prozesses aufzustellen versuchten, die meisten dieser Gesetze haben zur Zeit, als die Taten 
begangen wurden, noch nicht existiert. Seit den Tagen Ciceros ist eine Bestrafung ex post fac-
to von den Juristen verdammt worden.<< 
Die britische Militärregierung veröffentlichte am 22. November 1945 folgende "Anweisung 
über Erziehung, Jugendpflege und deutsche kirchliche Angelegenheiten" (x117/84): >>... Je-
der Unterricht in irgendeinem Fach (ist) verboten, ... wodurch ... der Militarismus verherrlicht 
wird, die Lehren des Nationalsozialismus verbreitet, erneuert oder entschuldigt werden oder 
wodurch die Leistungen nationalsozialistischer Führer gepriesen werden; ... eine Politik der 
unterschiedlichen Behandlung aus Gründen der Rasse, Farbe, politischen Anschauung oder 
Religion begünstigt wird; Feindschaft gegen irgendeine Nation erzeugt oder internationale 
Uneinigkeit geschaffen werden kann, oder ... Krieg, Mobilmachung oder Vorbereitung zu 
Krieg ... erläutert oder das Studium von militärischer Erdkunde oder Kriegsgeschichte geför-
dert wird.<<  
Der US-Anklagevertreter Robert H. Jackson beantragte am 18. Dezember 1945, die deutsche 
Regierung, die politischen Leiter, SS, SD, Gestapo, SA, Generalstab und die ehemaligen 
Oberbefehlshaber der deutschen Streitkräfte kollektiv zu verurteilen und als "verbrecherische 
Organisationen" für schuldig zu befinden (x111/114). 
Der SPD-Politiker Dr. Kurt Schumacher wies am 10. Februar 1946 den Vorwurf der Kollek-
tivschuld entschieden zurück (x101/12): >>Die Deutschen stehen deshalb vor einer schweren 
Aufgabe, weil die Welt meint, der Nazismus sei Deutschland gewesen, das ganze Volk sei 
schuldig. ...  
Es ist nicht das ganze deutsche Volk schuldig, und wir lehnen eine derartige These ab. ...  
Immer sind es vor 1933 und nach 1933 große Teile der Deutschen gewesen, die gegen Hitler 
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gekämpft und Mut bewiesen und Leid erduldet haben. ...<< 
Papst Pius XII. warnte am 20. Februar 1946 vor dem Vorwurf der Kollektivschuld (x268/44): 
>>... Es gehen verhängnisvolle Irrtümer um, die einen Menschen für schuldig und verantwort-
lich erklären nur deshalb, weil er Glied oder Teil irgendeiner Gemeinschaft ist, ohne daß man 
sich die Mühe nimmt, nachzufragen und nachzuforschen, ob bei ihm wirklich eine persönliche 
Tat- oder Unterlassungsschuld vorliege.<<  
Die Besatzungsbehörden verstärkten am 5. März 1946 durch das Gesetz Nr. 104 "zur Befrei-
ung von Nationalsozialismus und Militarismus" die systematischen Entnazifizierungsmaß-
nahmen.  
In dem "Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus" vom 5. März 1946 
hieß es z.B. (x114/2.141): >>Artikel 1 Zur Befreiung unseres Volkes von Nationalsozialismus 
und Militarismus und zur dauernden Befriedung werden alle, die sich durch Verstöße gegen 
die Grundsätze der Gerechtigkeit und Menschlichkeit oder durch eigensüchtige Ausnutzung 
der dadurch geschaffenen Zustände verantwortlich gemacht haben, von der Einflußnahme auf 
das öffentliche, wirtschaftliche und kulturelle Leben ausgeschlossen und zur Wiedergutma-
chung verpflichtet. 
Wer verantwortlich ist, wird zur Rechenschaft gezogen. Zugleich wird jedem Gelegenheit zur 
Rechtfertigung gegeben. ...<<  
Am 13. Mai 1946 wurde der Prozeß gegen das Bewachungspersonal des KZ Mauthausen be-
endet. 58 Angeklagte wurden zum Tod verurteilt. 3 Angeklagte erhielten lebenslängliche 
Zuchthausstrafen (x111/168). 
Ein FDJ-Funktionär rechtfertigte am 8. Juni 1946 während einer Veranstaltung in Branden-
burg an der Havel die Einbeziehung von christlichen Jugendlichen in die FDJ (x111/177): 
>>... Ihr seid ja dumm, wir müssen die Kirchen erst an uns ziehen, um so leichter können wir 
ihnen den Schnorchel umdrehen!<<  
Die "Neue Zeitung" berichtete am 28. Juni 1946 (x114/2.152): >>... Wegen eines Verstoßes 
gegen Anordnungen der Militärregierung ist der Umfang der in München erscheinenden 
"Süddeutschen Zeitung" für die Dauer eines Monats von den üblichen 6 Seiten auf 4 Seiten 
pro Nummer beschränkt worden.  
In ihrer Ausgabe vom 4. Juni hatte die "Süddeutsche Zeitung" unter dem Titel "Sie ernten den 
Haß" einen Titel veröffentlicht, der die Ausweisungsmaßnahmen der tschechoslowakischen 
Regierung gegen Deutsche scharf kritisiert. 
Dieser Artikel stellt einen Verstoß gegen die Anordnung der Militärregierung dar, die lizen-
zierten Zeitungen Kritik an alliierten Regierungen verbietet. ...<< 
Der kanadische Journalist James Bacque berichtete später über die Zensur der öffentlichen 
Meinung im besetzten Westdeutschland (x131/177-178): >>Ein Land durch Generäle verwal-
ten zu lassen, ist genauso töricht, wie eine Armee von Politikern führen zu lassen. 
... Nach 1945 gab es in Deutschland Millionen von Biographien; aber Geschichte gab es nicht. 
Als die Nation in vier Zonen geteilt wurde, da wurde auch ihre Geschichte zerbrochen durch 
die politische Teilung, durch die Zensur, durch Tarnung und Vertuschung, durch die Angst 
davor, die USA und Frankreich zu kritisieren. Es bildete sich keine öffentliche Meinung ...  
Die Besetzung Deutschlands führte zur Entstehung einer Besetztenmentalität, die sich bemüh-
te, jede Vernunft einer vernunftlosen Disziplin zu unterwerfen, so, wie die Nation von den 
Nazis unterworfen worden war. 
Erleichtert wurde das durch die bedingungslose Autoritätsgläubigkeit, die den Deutschen an-
erzogen ist ... 
Nachdem die Besatzungszonen und die offene Zensur abgeschafft worden waren, kam es zu 
keiner wesentlichen Verbesserung der Situation, weil Haltung und Einstellung, die sich unter 
jenem Regime gebildet hatten, schon zu Geschichte geworden waren. ...<< 
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Ein US-Militärgericht fällte am 16. Juli 1946 in Dachau im sog. "Malmedy-Prozeß" die Urtei-
le gegen 73 ehemalige Angehörige der 1. SS-Panzerdivision Leibstandarte-SS "Adolf Hitler".  
Robert H. Jackson (1892-1954, US-Hauptanklagevertreter bei den Nürnberger Prozessen) er-
klärte am 26. Juli 1946 (x353/58): >>… Die Alliierten befinden sich technisch immer noch in 
einem Kriegszustand mit Deutschland, obwohl die politischen und militärischen Einrichtun-
gen des Feindes zusammengebrochen sind. Als ein Militärgerichtshof stellt dieser Gerichtshof 
eine Fortsetzung der Kriegsanstrengungen der alliierten Nationen dar.<< 
Die Berliner Zeitung "Der Tagesspiegel" berichtete am 9. August 1946 über die "Ausgerichte-
te Literatur" (x111/203): >>Wenn wir von einem kulturellen Beirat hören, den die Zentral-
verwaltung für Volksbildung in der russischen Besatzungszone sich angegliedert hat, um eine 
gewisse Planung im Verlagswesen durchzuführen, so drängt sich uns der nicht unbegründete 
Argwohn auf, hier solle im Fahrwasser der Reichsschrifttumskammer und ihrer verschiedenen 
Dienststellen zur Förderung arteigenen Schrifttums, nur unter umgekehrtem Vorzeichen, eine 
Art Einheitsliteratur herangezüchtet werden.  
Erich Weinert, der seit kurzem die propagandistisch wirksamsten Zweige der Volksbildung 
unter seine Fittiche genommen hat, läßt sich die Verlagsprogramme einreichen und empfiehlt 
nun, sekundiert von einem eigens ausgewählten Gremium zuverlässiger Parteigänger, welches 
für die Gegenwart besonders wichtige Schrifttum in der Verlagsproduktion zu bevorzugen 
und welches unerwünscht sei. ...<< 
Die US-Militärregierung veröffentlichte am 13. August 1946 ein Programm für die "Wieder-
herstellung des deutschen kulturellen Lebens" (x111/204): >>... Zur Umsetzung in die Tat 
muß das Programm der "Deutschen Umerziehung" in steigendem Maße von solchen heimi-
schen Mitteln der deutschen Kultur Gebrauch machen, welche die friedliche Entwicklung 
neuer Ideale und Institutionen versprechen. ...<< 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über das Umerzie-
hungsprogramm der westlichen Siegermächte (x063/614): >>... Auch das Programm der Um-
erziehung, war kein Erfolg. Um Erzieher, gar "Umerzieher" zu sein, mußte man vor allem 
Bildung, Menschenkenntnis und ... Menschenliebe besitzen, und man durfte nicht den Ein-
druck erwecken, daß ein solches "Umerziehungsprogramm" auch jene moralischen, geistigen 
und geschichtlichen Werte, die selbst der Nationalsozialismus nicht zerstören konnte, einer 
blassen "Fortschrittstheorie" wegen nunmehr über Bord zu werfen seien. ... 
Die amerikanischen "Wiedererzieher" - viele davon linksradikale ehemalige Deutsche -, ver-
suchten das deutsche Erziehungswesen von "klassischen Schlacken" zu reinigen und ganz auf 
den "Fortschritt", wie sie ihn sahen, umzustellen. Der Versuch, Geschichte und Geschichts-
bewußtsein zurückzudrängen, vielleicht gar auszulöschen, gehörte dazu - etwas, wovon sich 
das deutsche Erziehungswesen bis heute noch nicht erholt hat. 
Es gibt über dieses "Reeducation Programme" detaillierte Anweisungen, die sich damals 
schon, und erst recht heute, unberührt erwiesen von jeder wirklichen Kenntnis deutscher Ju-
gend und deutscher Erziehung. ...<<  
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Abb. 74 (x065/574): Nürnberger Kriegsverbrecherprozeß. 
Am 1. Oktober 1946 wurden im Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozeß nach 403 öffentli-
chen Sitzungen die Urteile verkündet. 12 NS-Führer (Martin Bormann, Hans Frank, Wilhelm 
Frick, Hermann Göring, Alfred Jodl, Ernst Kaltenbrunner, Wilhelm Keitel, Joachim von Rib-
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bentrop, Alfred Rosenberg, Fritz Sauckel, Arthur Seyß-Inquart und Julius Streicher) wurden 
zum Tod durch den Strang verurteilt. Hjalmar Schacht, Franz von Papen und Hans Fritzsche 
wurden freigesprochen. Die Führungskorps der NSDAP, Gestapo, SS und SD stufte man als 
verbrecherische Organisationen ein. Das deutsche Reichskabinett, der Generalstab und das 
Oberkommando der Wehrmacht wurden im Sinne der Anklage für nicht verbrecherisch be-
funden und freigesprochen.  
Die sowjetische Anklagevertretung lehnte damals alle Freisprüche ab und forderte die Todes-
strafe für Heß.  
Der US-Anklagevertreter Robert Kempner schrieb am 1. Oktober 1946 über den Nürnberger 
Kriegsverbrecherprozeß (x243/257): >>... Das Nürnberger Urteil ist von einem unabhängigen 
Gericht nach vorbildlich geführter und minutiöser Verhandlung gesprochen worden, und von 
historischer Bedeutung in Gegenwart und Zukunft.<<  
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim schrieb später über die "Nürnberger Prozesse" 
(x051/424-425): >>Nürnberger Prozesse, Verfahren vor dem Internationalen Militär-Tribunal 
gegen Göring und andere sowie zwölf Verfahren vor amerikanischen Militärgerichtshöfen 
gegen ehemalige führende Persönlichkeiten des Dritten Reiches aus Politik, SS, Polizei, Ju-
stiz, Ärzteschaft, Wirtschaft und Wehrmacht wegen Verbrechen gegen den Frieden, Kriegs-
verbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Mitgliedschaft in verbrecherischen 
Organisationen. … 
Als der Prozeß am 20.11.45 im Justizpalast in Nürnberg begann, fehlten drei Angeklagte: Ley 
hatte nach Zustellung der Anklage Selbstmord verübt, Bormann war nicht gefunden und 
Krupp wegen Gebrechlichkeit für verhandlungsunfähig erklärt worden. Gegen Bormann wur-
de jedoch in Abwesenheit verhandelt. … 
Die Todesurteile wurden mit zwei Ausnahmen am 16.10.46 vollstreckt; Göring hatte kurz vor 
der Hinrichtung Selbstmord begangen, Bormann blieb verschollen.  
Die ursprüngliche Absicht der Alliierten, weitere Prozesse vor dem Internationalen Militär-
Tribunal durchzuführen, wurde nicht weiterverfolgt. Durch Kontrollratsgesetz Nr. 10 vom 
20.12.45 ermächtigten die Gouverneure der vier Besatzungszonen vielmehr die Besatzungs-
behörden, zur Aburteilung von Kriegsverbrechern "geeignete Gerichtshöfe" zu schaffen. In 
der amerikanischen Zone wurden in Nürnberg die zwölf weiteren Nürnberger Prozesse durch-
geführt. … 
Das letzte Urteil erging am 11.4.49. … 
Parallel zu den Nürnberger Gesetzen liefen zahlreiche weitere Kriegsverbrecher-Prozesse vor 
Militärgerichten der Besatzungsmächte gemäß Kontrollratsgesetz Nr. 10 und vor Gerichten in 
den ehemals von der Wehrmacht besetzten Ländern.  
Alle diese Verfahren, insbesondere die Nürnberger Prozesse, sind in der Folgezeit als "Sieger-
Justiz" bzw. "Willkür-Justiz" kritisiert worden, da deutschen Juristen die Mitwirkung versagt 
blieb. Vor allem die rückwirkende Einführung von Straftatbeständen, wie z.B. Verbrechen 
gegen den Frieden, und die Ausklammerung alliierter Kriegsverbrechen haben das Ansehen 
der Nürnberger Prozesse beschädigt, die zudem bei Kriegsverbrechen nach dem Zweiten 
Weltkrieg nicht als erhofftes Vorbild dienten, insbesondere nicht wenn Großmächte involviert 
waren. …<<  
Der deutsche Philosoph Karl Jaspers schrieb später über den "Nürnberger Prozeß" (x243/154): 
>>Im Gericht saß das bolschewistische Rußland, als Staat totaler Herrschaft der Herrschafts-
form nach nicht anders als der nationalsozialistische Staat. Es war also ein Richter beteiligt, 
der das Recht, auf dem das Gericht begründet werden sollte, faktisch gar nicht anerkannte. ...  
Das Nürnberger Verfahren war im Effekt ein einmaliger Prozeß von Siegernächten gegen die 
Besiegten. ... Nicht Recht wurde begründet, sondern das Mißtrauen gegen das Recht gestei-
gert.<<  
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Der deutsche Historiker Werner Maser schrieb später über den Nürnberger Kriegsverbrecher-
prozeß (x243/257): >>... Die Richter sind nur von Staaten bestellt, die in diesem Krieg die 
eine Partei gewesen sind. Diese eine Streitpartei ist Schöpfer der Gerichtsverfassung, Anklä-
ger und Richter.  
Die USA haben bisher verlangt, daß die Richterbank mit Neutralen unter Zuziehung von Ver-
tretern aller Streitparteien besetzt werde. Wie im Internationalen Gerichtshof im Haag.<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die Nürnberger 
Kriegsverbrecherprozesse (x309/120-121): >>Die moralische Wirkung der Nürnberger Pro-
zesse hielt sich allerdings in Grenzen, weil die Alliierten die gleichen Taten, für die sie füh-
rende Nationalsozialisten an den Galgen brachten, zur gleichen Zeit, bloß in viel größerem 
Maßstab, in Ostdeutschland selbst begingen oder genehmigten. ...<<  
Am 16. Oktober 1946 wurden im Nürnberger Gefängnis zehn deutsche Hauptkriegsverbrecher 
gehängt, während Hermann Göring kurz vor der Hinrichtung Selbstmord beging. Die Asche 
der Leichen wurde anschließend "in alle Winde" zerstreut. 
Konrad Adenauer schrieb am 22. Oktober 1946 (x095/53): >>... Im übrigen begrüße ich das 
Nürnberger Verfahren als einen völkerrechtlichen Fortschritt, allerdings unter der Vorausset-
zung, daß in Zukunft derartige Verfahren gegenüber allen Kriegsverbrechern angewendet 
werden und man sich nicht darauf beschränkt, einmal ein solches Verfahren an dem zerschla-
genen Deutschland zu statuieren. ...<< 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurden allein die Kriegsverbrechen und Völker-
rechtsverletzungen der Verlierer geahndet, die zahllosen Kriegsverbrechen und Völkerrechts-
verletzungen der Siegermächte blieben jedoch ungesühnt. 
Im Verlauf der Prozesse und der Entnazifizierung wurden in den Westzonen mindestens 800 
NS-Kriegsverbrecher durch die Siegermächte zum Tod verurteilt, von denen man etwa 500 
hinrichtete. In den folgenden Jahren ermittelte die westdeutsche Justiz gegen mehr als 84.000 
Deutsche und verurteilte über 6.400 Angeklagte wegen nachgewiesener NS-Verbrechen 
(x025/195).  
Im Oktober 1946 wurde das sowjetische Internierungslager Berlin-Hohenschönhausen aufge-
löst. Von Mai 1945 bis Oktober 1946 starben im sowjetischen Internierungslager Berlin-
Hohenschönhausen mehr als 3.000 deutsche Häftlinge (x126/163). Mindestens 10.000 Häft-
linge durchliefen dieses Lager. 
In der nordamerikanischen Zone wurden bis zum 1. Januar 1947 etwa 11,7 Millionen Frage-
bogen ausgefüllt. Alle deutschen Erwachsenen ab 18 Jahre wurden aufgefordert, 133 Fragen 
zu beantworten. Jeder, der sich weigerte, diesen Fragebogen auszufüllen, erhielt kurzerhand 
keine Lebensmittelkarten. Die gerichtsähnlichen Verfahren vor den "Spruchkammern" ende-
ten mit der Einstufung in eine der 5 Kategorien: Hauptschuldige, Belastete, Minderbelastete, 
Mitläufer oder Entlastete.  
Es war die Zeit der "Persilscheine", die rastlose "Jagd nach Ehrenerklärungen" von überleben-
den Juden, ehemaligen KZ-Häftlingen und anderen NS-Opfern.  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein berichtete später über die Entnazifizie-
rung (x063/612-613): >>Die "Entnazifizierung" wurde ... in den 4 Besatzungszonen höchst 
unterschiedlich durchgeführt.  
In der sowjetischen genügte es einerseits, ein "Kapitalist" zu sein, um als "Nazi" gebrand-
markt und verfolgt zu werden, andererseits aber konnten auch hochrangige, wirkliche Nazis 
sofort die Generalabsolution erhalten, wenn sie sich nur zum Kommunismus "konvertierten".  
In der französischen Zone dürften die Maßstäbe am mildesten gewesen sein, in der britischen 
und amerikanischen am methodischsten, aber oft auf Grund der falschen Methoden!  
Auch kam es vielfach darauf an, ob man frühzeitig oder später "entnazifiziert" wurde, und 
auch "Protektion" - vor allem ausländische oder klerikale - war nicht ohne Bedeutung. 
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Der Fragebogen mit seinen ... 133 zum Teil schlichtweg törichten Fragen ist inzwischen in die 
Literatur eingegangen. In der amerikanischen Zone wurden bis zum Januar 1947 allein 11,7 
Millionen Fragebogen ausgefüllt und eingereicht. Die Gesamtzahl stieg schließlich auf über 
13 Millionen. ...  
Die Entnazifizierungsbehörde der Militärregierung - beschäftigte sich mit 1,5 Millionen Fäl-
len, 375.000 Personen wurden aus ihren beruflichen Stellungen entfernt. Die übrigen - insge-
samt waren 3,3 Millionen "vom Gesetz" betroffen gewesen - fielen aus durch einige Amnesti-
en, so die Jugendamnestie vom Juli 1946, zu Weihnachten 1946 die Amnestie für Kriegsbe-
schädigte, Invalide und jene mit geringem Vermögen und Einkommen. ...<< 
Am 17. Februar 1947 wurde das sowjetische Internierungslager Ketschendorf aufgelöst. Etwa 
2.000 deutsche Häftlinge wurden zur Zwangsarbeit in die UdSSR verschleppt. Die restlichen 
Gefangenen internierte man in den sowjetischen Internierungslagern Frankfurt/Oder, Fünfei-
chen, Jamlitz oder Mühlberg. Von Mai 1945 bis Februar 1947 starben im sowjetischen Inter-
nierungslager Ketschendorf mindestens 6.000 deutsche Häftlinge (x126/52). 
Am 24. März 1947 wurde das sowjetische Internierungslager Torgau aufgelöst. Die letzten 
135 Häftlinge wurden ins sowjetische Internierungslager Mühlberg transportiert. Von Sep-
tember 1945 bis März 1947 starben im sowjetischen Internierungslager Torgau etwa 1.500 
deutsche Häftlinge. 4.000 Inhaftierte wurden zur Zwangsarbeit in die UdSSR verschleppt 
(x126/146). 
Die Zeitschrift "Der Ruf" wurde am 1. April 1947 von der US-Militärregierung wegen Leug-
nung gültiger Erkenntnisse vorübergehend - bis zur Entlassung der Herausgeber Andersch und 
Richter - verboten. 
Im April 1947 wurde das sowjetische Internierungslager Jamlitz bei Lieberose aufgelöst. Die 
rund 4.400 deutschen Häftlinge wurden in die sowjetischen Internierungslager Buchenwald 
und Mühlberg transportiert. Im sowjetischen Internierungslager Jamlitz, das vor allem wegen 
seiner Hungerrationen berüchtigt war, starben von September 1945 bis April 1947 ca. 5.000 
deutsche Häftlinge. Etwa 1.000 Inhaftierte wurden zur Zwangsarbeit in die UdSSR ver-
schleppt (x126/74).  
Der Alliierte Kontrollrat erteilte am 25. Juni 1947 "Grundsätze für die Demokratisierung des 
Unterrichts in Deutschland", Direktive Nr. 54 (x114/2.164): >>Die Möglichkeit, sich zu bil-
den, muß für alle in gleicher Weise sichergestellt werden. ... 
Schulen mit Pflichtunterricht müssen ein zusammenhängendes Erziehungssystem bilden. Die 
Begriffe "Grundschule" und "Oberschule" müssen zwei aufeinanderfolgende Unterrichtsstufen 
und nicht zwei Unterrichtssysteme oder Unterrichtsarten bedeuten, die sich überschneiden. 
... Alle Schulen müssen es sich besonders angelegen sein lassen, den Sinn für staatsbürgerli-
che Verantwortlichkeit zu entwickeln und das Schwergewicht auf die demokratische Weltan-
schauung legen, und zwar durch die Auswahl der Schulbücherprogramme und des Unter-
richtsmaterials sowie durch die Schulorganisation selbst.  
Die Schulprogramme müssen sich zum Ziele setzen, Achtung und Verständnis gegenüber an-
deren Nationen zu entwickeln. Zu diesem Zweck ist dem Studium der lebenden Sprachen be-
sondere Aufmerksamkeit zu schenken, ohne einer von ihnen den Vorrang zu geben. ...<<  
Im September 1947 wurde das sowjetische Internierungslager Frankfurt/Oder aufgelöst. Etwa 
500 Häftlinge wurden ins sowjetische Internierungslager Sachsenhausen transportiert. Von 
Mai 1945 bis September 1947 starben im sowjetischen Internierungslager Frankfurt/Oder et-
wa 1.000-2.000 deutsche Häftlinge (x126/136).  
Der SPD-Vorsitzende Kurt Schumacher ermahnte am 6. Dezember 1947 während einer Rede 
in Stuttgart die Sozialdemokraten, kein krankhaftes Schuldbewußtsein zu entwickeln und kei-
ne Kollektivschuld zu pflegen (x268/223): >>... Um unserem Volke ein gutes und gesundes 
Selbstbewußtsein zu geben. ...<<  
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Die Wochenzeitung "DIE ZEIT" berichtete am 22. Januar 1948 über die Nürnberger Kriegs-
verbrecherprozesse: >>Nürnberger Recht  
Wir haben zu vielem, was In Nürnberg unter Verantwortung der Anklagebehörde geschieht, 
bisher geschwiegen. Wir haben geschwiegen zu dem, was sich in dem Zeugenflügel des Ge-
richts abspielt, wir haben geschwiegen zu den Drohungen und Einschüchterungen, denen 
Zeugen ausgesetzt sind und die unserer Gerichtsverfassung nicht entsprechen.  
Wir haben geschwiegen, als Zeugen uns berichteten, daß man, sie veranlassen wollte, unrich-
tige Protokolle zu unterschreiben, die den Aussagen nicht glichen, für die man sie vereidigt 
hatte. Wir haben geschwiegen, obgleich wir wußten, daß unschuldige Zeugen monatelang in 
Haft gehalten worden sind - es war ein amerikanischer Richter, der dies im Generalprozeß 
festgestellt hat. Wir haben auch geschwiegen, als der Ankläger zur Verteidigung dieses Ver-
fahrens vor dem, Gericht eine ausweichende Aussage machte.  
Wir haben zu den Methoden jenes Herrn Kempner geschwiegen, den der angesehenste Journa-
list. Europas, Herr Öeri, in den "Basel" Nachrichten" einen Menschenjäger nannte, ohne daß 
dem - soweit wir wissen - öffentlich widersprochen worden sei.  
Aber jetzt, nachdem sechs deutsche Anwälte des Krupp-Prozesses im Gerichtssaal verhaftet 
worden sind, jetzt, da die gleiche Verhaftung dem Rechtsanwalt Achenbach droht, wenige 
Tage bevor der Fall seines Mandanten zur Verhandlung kommt, jetzt können wir nicht mehr 
schweigen. Jetzt handelt es sich nicht mehr um die Anklagebehörde, sondern um das Gericht. 
Wir wollen nicht, noch einmal uns den Vorwurf machen lassen, daß wir feige zusehen, wenn, 
unserer Meinung nach das Recht verletzt wird … 
Wir, die wir Hitler, und sein Drittes Reich immer gehaßt, wir, die wir gefordert haben, daß die 
Schuldigen des Nazisystems streng bestraft werden sollen, wir sehen uns gezwungen, dafür 
einzutreten, daß in Nürnberg Recht geschieht.  
Sechs deutsche Anwälte sind verhaftet worden. Nach dem amerikanischen Gerichtsverfahren 
ist dies zulässig - in Deutschland geschah das gleiche nur von den Sondergerichten des Dritten 
Reiches. Aber handelt es sich in Nürnberg eigentlich um ein Gericht der Vereinigten Staaten? 
Das Tribunal des Milch-Prozesses hat dies bejaht.  
Andere Nürnberger Militärgerichte stehen auf dem Standpunkt, sie seien internationale Ge-
richte, die vom Alliierten Kontrollrat eingesetzt sind. Dennoch spricht, bei jedem in Nürnberg 
im Namen der Vereinigten Staaten eröffneten Verfahren der Gerichtsmarschall jedes der nur 
von amerikanischen Richtern besetzten Gerichte vor Beginn jeder Sitzung, neben der Fahne 
der Vereinigten Staaten stehend, die Worte: "Gott schütze die Vereinigten Staaten von Ameri-
ka." Wenn aber diese Gerichte trotzdem international sein sollen, könnte dann nicht auch 
deutsches Recht in dem Verfahren berücksichtigt werden?  
… Sollte nicht die Rechtsfindung höher stehen als eine Verfahrensordnung, und sollte man 
nicht darüber - hinwegsehen, wenn untadelige, deutsche Anwälte in begreiflicher Erregung 
zugunsten ihrer Mandanten die amerikanische Gerichtsordnung dem Buchstaben nach verlet-
zen?  
Der amerikanische Anwalt Carroll hat dem Frankfurter Vertreter der New York Herald Tribu-
ne gegenüber erklärt, die Nürnberger Kriegsverbrecherprozesse seien eine "tragische Verhöh-
nung der amerikanischen Justiz". Wir hoffen, daß der Antrag, den er beim Supreme Court der 
Vereinigten Staaten stellen will, diese Prozesse für ungültig zu erklären, wenigstens dazu füh-
ren wird, daß von hoher unparteiischer Stelle die Methoden der Anklagebehörde überprüft 
werden, damit das deutsche Volk Vertrauen zu den Nürnberger Verfahren gewinnen kann 
…<< 
Landesbischof Theophil Wurm, Vorsitzender der Evangelischen Kirche Deutschlands, kriti-
sierte am 9. Februar 1948 die "Rechtsprechung" der Siegermächte (x112/450): >>... Auf in-
ternationalem Boden kann man nicht Verbrechen, die von Deutschen begangen sind, verurtei-
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len und im Namen derselben Gerechtigkeit über andere Verbrechen und Verbrechen ähnlicher 
Art schweigen.<<  
Nach einer Verhandlungsdauer von 8 Monaten wurde am 28. Oktober 1948 in Nürnberg der 
OKW-Prozeß bzw. der sogenannte "Geisel-Prozeß" gegen ehemalige Wehrmachtsoffiziere 
wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen in Jugoslawien, Albanien 
und Griechenland beendet.  
2 Angeklagte wurden zu lebenslänglicher Haft verurteilt, 9 Generäle erhielten 3 bis 20jährige 
Haftstrafen und 2 Generäle sprach der US-Militärgerichtshof frei.  
Der Nürnberger OKW-Prozeß wurde in Osteuropa heftig kritisiert, weil das US-Kriegsgericht 
z.B. bestätigte (x051/206): >>... daß einer Besatzungsmacht das Recht zustehe, unter gewissen 
Umständen Geiseln zu erschießen, und daß Partisanen die Stellung von Kriegsführenden nicht 
zustehe.<<  
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden insgesamt 41 deutsche Wehrmachtsgenerale des Heeres, 
der Luftwaffe und der Marine durch Gerichte der alliierten Siegermächte zum Tod verurteilt 
und hingerichtet (x078/83,96-98,111,116).  
Während die Siegermächte nach dem Kriegsende viele deutsche Wehrmachtsoffiziere zu lan-
gen Haftstrafen oder zum Tod verurteilten, blieben z.B. sämtliche verantwortlichen Armee-
führer der sowjetischen "Befreiungstruppen" unbehelligt.  
Die sowjetischen Massenverbrechen wurden von allen Regierungen der Sowjetunion hartnäk-
kig geleugnet und energisch abgestritten. Gemäß sowjetischer Geschichtsschreibung verübten 
die Soldaten der Roten Armee nirgends Massenverbrechen. Es hätte auch keine Gründe zur 
Panik und Flucht gegeben. Die Deutschen wären lediglich aus psychotischer Angst vor der 
sowjetischen Armee geflohen, weil sie Goebbels verlogene Propaganda in Angst und Schrek-
ken versetzt hätte.  
Während der sowjetischen Befreiungsmission hätten sich höchstens "persönliche Racheakte" 
von Einzeltätern oder "harmlose und verständliche Entgleisungen" ereignet. Das Benehmen 
der Sowjetsoldaten wäre ansonsten im allgemeinen überall menschlich gewesen. In der offizi-
ellen sowjetischen Geschichtsschreibung und im öffentlichen Leben der UdSSR existieren bis 
heute keine Massenverbrechen der Roten Armee.  
Das unvorstellbare Ausmaß und die gesellschaftspolitischen Folgen der unfaßbaren Gewaltta-
ten, die sich während der angeblichen "sowjetischen Befreiungsmission" ereigneten, wurden 
nach dem Krieg zum brisanten Tabuthema erklärt. Die unfaßbaren Notzuchtverbrechen der 
osteuropäischen "Befreier" blieben ungesühnt, weil ungezählte Opfer schwiegen und die deut-
schen Bundesregierungen nicht den erforderlichen Mut besaßen, die an den Ost-, Mittel- und 
Volksdeutschen verübten Massenverbrechen juristisch zu verfolgen. In der späteren DDR 
durften die Befreier selbstverständlich keine Vergewaltiger sein, denn es paßte damals natür-
lich nicht zur kommunistischen Ideologie.  
Die Regierungen der UdSSR leugneten jahrzehntelang alle Kriegsverbrechen und gaben nie 
öffentliche oder offizielle Entschuldigungen ab. Die sog. Befreiungs- und Nachkriegskatastro-
phen der Deutschen wurden bis zum heutigen Tag von allen deutschen Bundesregierungen 
tabuisiert und feige verdrängt, um die vermeintlich guten diplomatischen Beziehungen mit 
den osteuropäischen Staaten nicht zu stören oder zu gefährden. 
Der deutsche Historiker Joachim Hoffmann berichtete später über die "Ausblendung" der so-
wjetischen Verbrechen (x046/20): >>In der Sowjetunion sind auch von deutscher Seite 
Verbrechen begangen worden, für die vor allem die zuständigen Organe des Reichsführers SS 
Himmler die Verantwortung tragen. Doch alle diese Untaten sind immer wieder Gegenstand 
eingehender Schilderungen; sie sind heute fast bis ins Detail bekannt.  
Die von den Sowjets begangenen Verbrechen dagegen werden bewußt und methodisch der 
Vergessenheit anheimgegeben, denn um keinen Preis darf ja so etwas wie eine "Aufrechnung" 



 21 

stattfinden. Und dabei gehört der historische Vergleich, das Aufzeigen von Zusammenhängen 
und Parallelitäten doch zu den unveräußerlichen Pflichten einer wahrheitsgetreuen Ge-
schichtsschreibung, soll anders nicht bewußt einem einseitigen Bild der Geschehnisse Vor-
schub geleistet werden. ...<<  
Der US-Politikwissenschaftler Brzezinski, von 1966-1968 und 1977-1981 Sicherheitsberater 
der US-Präsidenten Johnson und Carter, berichtete später über die sowjetischen Massen-
verbrechen (x046/191): >>Hitlers Verbrechen werden immer noch gerecht bestraft. Aber in 
der Sowjetunion gibt es buchstäblich Tausende von ehemaligen Killern und ehemaligen Folte-
rern, die von offiziellen Pensionen leben und den verschiedenen revolutionären Festlichkeiten, 
geschmückt mit ihren Medaillen, beiwohnen. ...<< 
Der französische Politikwissenschaftler und Germanist Alfred Grosser schrieb später in sei-
nem Buch "Ermordung der Menschheit" über die ungesühnten Kriegsverbrechen der Sieger 
(x075/102-103): >>... Aber hatten nicht auch die Sieger Kriegsverbrechen begangen? Eine 
Frage der Rechtsanwälte, die die Hinrichtung von Gefangenen durch die Sowjetunion betraf, 
wurde vom Gerichtshof zurückgewiesen.  
Der U-Bootkrieg gegen Handelsschiffe wurde als kriminell erachtet, nicht hinhegen die Phos-
phorbomben auf Dresden und auch nicht die Atombombe auf Hiroshima oder auf Nagasaki, 
die abgeworfen wurde, nachdem Japan seinen Wunsch zu kapitulieren bereits kundgetan hat-
te.  
Und als vor dem Tribunal der Name Katyn ausgesprochen wurde, untersagte der Gerichtshof 
auf Verlangen des sowjetischen Richters eine Debatte über die Art des Verbrechens und die 
Identität der Verbrecher. ...<<  
Am 30. November 1948 wurde das sowjetische Internierungslager Fünfeichen aufgelöst. Die 
restlichen 3.000 Häftlinge wurden in die sowjetischen Internierungslager Buchenwald oder 
Sachsenhausen gebracht. Von Juli 1945 bis November 1948 starben im sowjetischen Internie-
rungslager Fünfeichen etwa 7.000 deutsche Häftlinge. Etwa 1.000 Inhaftierte wurden zur 
Zwangsarbeit in die UdSSR verschleppt (x126/152). 
Im November 1948 wurde das sowjetische Internierungslager Mühlberg aufgelöst. Etwa 3.500 
deutsche Häftlinge wurden ins sowjetische Internierungslager Buchenwald oder in das Zucht-
haus Bautzen gebracht. Von September 1945 bis November 1948 starben im sowjetischen 
Internierungslager Mühlberg etwa 8.000 Häftlinge. Etwa 3.000 Inhaftierte wurden zur 
Zwangsarbeit in die UdSSR verschleppt (x126/111). 
Am 9. Dezember 1948 wurde die UN-Konvention "über die Verhütung und Bestrafung des 
Völkermordes" offiziell verabschiedet und verkündet (x075/52-53): >>Nach Erwägung der 
Erklärung, die von der Generalversammlung der Vereinten Nationen in ihrer Resolution 96 (I) 
vom 11.12.1946 abgegeben wurde, daß Völkermord ein Verbrechen gemäß internationalem 
Recht ist, das dem Geist und den Zielen der Vereinten Nationen zuwiderläuft und von der zi-
vilisierten Welt verurteilt wird … 
Art. II. In dieser Konvention bedeutet Völkermord eine der folgenden Handlungen, die in der 
Absicht begangen wird, eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe als solche 
ganz oder teilweise zu zerstören: 
a) Tötung von Mitgliedern einer Gruppe;  
b) Verursachung von schwerem körperlichem oder seelischem Schaden an Mitgliedern der 
Gruppe;  
c) vorsätzliche Auferlegung von Lebensbedingungen für die Gruppe, die geeignet sind, ihre 
körperliche Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen;  
d) Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung innerhalb der Gruppe ge-
richtet sind;  
e) gewaltsame Überführung von Kindern der Gruppe in eine andere Gruppe. ...<<  
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"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über den Tatbestand des Völker-
mordes (x051/608): >>Völkermord, physische, auch kulturelle, Vernichtung nationaler, ethni-
scher, religiöser, sozialer oder rassischer Gruppen.  
Der Tatbestand des Völkermordes ist so alt wie die Menschheitsgeschichte, der Begriff dafür 
wurde im 20. Jahrhundert entwickelt und völkerrechtlich gefaßt. … 
In Artikel 6c der Satzung des Internationalen Militär-Tribunals vom 8.8.45 … wurde er unter 
die Verbrechen gegen die Menschlichkeit eingereiht und am 9.12.48 Gegenstand des Ab-
kommens zur Verhütung und Bestrafung des Völkermordes, das einstimmig von der UN-
Vollversammlung angenommen wurde.  
Zum Völkermord zählt danach bereits das körperliche und geistige Schädigen sowie das Töten 
von Mitgliedern einer Gruppe mit dem Ziel ihrer Zerstörung, was durch planmäßige Schaf-
fung unerträglicher Lebensbedingungen, Vertreibung, Geburtenverhinderung u.a. geschehen 
kann.  
1954 trat die Bundesrepublik dem Abkommen bei und schuf in § 220a StGB einen Straftatbe-
stand des Völkermordes.<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über den Tatbestand des 
Völkermordes (x026/35): >>... Als Völkermord betrachtet die UNO-Resolution über den Ge-
nozid vom 9. Dezember 1948 ebenso wie das deutsche Strafrecht gemäß § 220a des Strafge-
setzbuches nicht nur die physische Vernichtung bestimmter Gruppen, sondern auch andere 
Formen der Verfolgung, die zur Zerstörung der Identität dieser Gruppen führen.  
Die Stämme der Schlesier, Ostpreußen, Wolgadeutschen usw. haben praktisch zu existieren 
aufgehört; das Geschehen in den Vertreibungsgebieten - die größte Vertreibung der Weltge-
schichte - müßte als Genozid eingestuft werden, selbst wenn es nicht so viele Menschenleben 
gekostet hätte.<<  
Marschall Wassili Tschuikow, von 1949-52 Oberkommandierender der sowjetischen Truppen 
in der Sowjetischen Besatzungszone und Vorsitzender der sowjetischen Kontrollkommission 
in der DDR, teilte dem stellvertretenden DDR-Ministerpräsidenten Ulbricht am 17. Januar 
1950 die Schließung der letzten sowjetischen Internierungslager mit (x126/195). 
Im Februar 1950 wurde das sowjetische Internierungslager Bautzen - mit etwa 5.400 deut-
schen Häftlingen - von der Volkspolizei übernommen. Im sowjetischen Internierungslager 
Bautzen wurden insgesamt ca. 30.000 deutsche Gefangene inhaftiert. Von Mai 1945 bis Fe-
bruar 1950 kamen hier etwa 12.000 Häftlinge um (x126/182). Die Toten wurden größtenteils 
in der Nähe des Lagers und des Dorfes Niederkaina in Massengräbern bestattet. Mindestens 
4.000 Inhaftierte verschleppte man zur Zwangsarbeit in die UdSSR.  
Im Februar 1950 wurde auch das sowjetische Internierungslager Buchenwald bei Weimar auf-
gelöst. Die restlichen 2.200 deutschen Häftlinge wurden von den DDR-Behörden übernom-
men und in das Zuchthaus Waldheim transportiert. Im sowjetischen Internierungslager Bu-
chenwald wurden insgesamt ca. 32.000 deutsche Frauen und Männer inhaftiert. Von August 
1945 bis Februar 1950 kamen hier mehr als 12.000 Häftlinge um (x126/172-173).  
Die Toten wurden größtenteils am Südhang des Ettersberges oder beim Dorf Hottelstedt in 
Massengräbern bestattet. Mindestens 2.100 Inhaftierte verschleppte man zur Zwangsarbeit in 
die UdSSR.  
Das letzte sowjetische Internierungslager, das Lager Sachsenhausen in der Stadt Oranienburg, 
wurde am 10. März 1950 aufgelöst. Rd. 5.700 deutsche Häftlinge transportierte man in die 
Zuchthäuser Hoheneck-Stollberg, Torgau und Waldheim. Im sowjetischen Internierungslager 
Sachsenhausen wurden insgesamt ca. 50.000 deutsche Frauen und Männer inhaftiert. Von 
August 1945 bis März 1950 starben hier etwa 15.000-20.000 Häftlinge (x126/91). Die Toten 
wurden größtenteils in der Nähe von Schmachtenhagen in Massengräbern bestattet. Etwa 
5.000-7.000 Inhaftierte verschleppte man zur Zwangsarbeit in die UdSSR.  
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Die 20jährige ehemalige BDM-Jungmädelführerin Eva F. berichtete später über ihre Internie-
rung im sowjetischen Lager Sachsenhausen in der Stadt Oranienburg (x126/110): >>... Als im 
Februar 1950 das KZ Sachsenhausen aufgelöst wurde und wir der Volkspolizei der DDR 
übergeben wurden, sagte mir ein russischer Posten: "Bei deinen Deutschen wirst auch du das 
Weinen lernen!" Der Junge war ein Prophet!<<  
Eva F. wurde schließlich im Januar 1954 freigelassen (x126/110).  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Konzentrati-
onslager" in der Sowjetischen Besatzungszone (x009/228): >>... 1945 wurden von der sowje-
tischen Besatzungsmacht Zehntausende von Männern und Frauen unter Beschuldigung, "akti-
ve Faschisten" oder Kriegsverbrecher gewesen zu sein, oder weil sie den Sowjets aus irgend-
einem Grunde gefährlich erschienen, in Konzentrationslager gesperrt und dort auf das un-
menschlichste und unwürdigste behandelt.  
Besonders berüchtigte Lager befanden sich in Sachsenhausen, Buchenwald, Mühlberg, Baut-
zen, Neubrandenburg und Ketschendorf. Die Angehörigen der dorthin Verschleppten blieben 
ohne Nachricht und ohne Postverbindung. Die Angehörigen erhielten auch dann keine Mittei-
lung, wenn der Häftling verstarb.  
Nach westlichen Zählungen, die auf Angaben der ehemaligen Totengräber und Ärzte in den 
Konzentrationslagern beruhen, verstarben in den Lagern von 1945 bis 1950 über 65.000 Häft-
linge.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil schrieb später über die Internierungslager in 
der Sowjetischen Besatzungszone (x026/63-64): >>... Die größten Lager waren Buchenwald 
bei Weimar - Durchschnittsbelegung 10.000 bis 12.000 Häftlinge, Sachsenhausen bei Bran-
denburg - Durchschnittsbelegung 12.000 bis 15.000 Häftlinge und Mühlberg/Elbe - Durch-
schnittsbelegung 12.000 Häftlinge. Lager bestanden auch in Bautzen, Torgau, Ketschendorf, 
Jamlitz, Fünfeichen bei Neubrandenburg und an mehreren anderen Orten. Tausende von Häft-
lingen saßen auch in den Gefängnissen der Besatzungszone. 
Zur Zwangsarbeit in die Sowjetunion deportiert wurden annähernd 40.000 Mitteldeutsche, die 
meistens vorher in einem alles andere als rechtstaatlichen Verfahren abgeurteilt worden wa-
ren. ... 
Die Sterblichkeit in den Konzentrationslagern der Kommunisten war nicht geringer als die in 
den Lagern der Nationalsozialisten. ... 
Die Gesamtzahl der umgekommenen KZ-Häftlinge wird zwischen 65.000 und 130.000 ange-
geben. ... 
Bedenkt man die hohe Sterbequote der Deportierten, so bleibt als Fazit festzuhalten, daß über 
100.000 Mitteldeutsche in sowjetischen Internierungslagern und Gefängnissen zu Tode ge-
kommen sind.<<  
Im Rahmen der Entnazifizierung bearbeiteten die westdeutschen Spruchkammern bis Februar 
1950 über 6 Millionen Fälle, die wie folgt eingestuft wurden (x118/197): >>1.667 Haupt-
schuldige, 23.060 Belastete, 150.425 Minderbelastete, 1,0 Millionen Mitläufer, 1,2 Millionen 
Entlastete und 4,0 Millionen Fälle von Jugendamnestie.<<  
In Waldheim begannen am 26. April 1950 die sog. "Kriegsverbrecherprozesse". Bis Juli 1950 
wurden in der DDR 3.324 Verfahren abgewickelt. 33 Angeklagte verurteilte man zum Tod. 
146 Personen erhielten lebenslängliche Haft. 1.901 Verurteilte mußten für 15-25 Jahre ins 
Zuchthaus. 947 Angeklagte wurden zu Haftstrafen von 10-14 Jahren verurteilt. 295 Personen 
erhielten bis zu 9jährige Haftstrafen. Nur 4 Angeklagte sprach man frei (x126/218).  
In der Nacht zum 4. November 1950 wurden die in Waldheim zum Tod Verurteilten durch 
den Strang oder die Guillotine hingerichtet (x126/219). 
Der deutsche Journalist Karl Wilhelm Fricke berichtete später über die Waldheimer Prozesse 
(x126/216-218): >>Ein Volksschullehrer etwa wurde angeklagt, weil er - ohne daß ein indivi-
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dueller Schuldvorwurf erhoben worden wäre - die Schulkinder "im nazistischen Ungeist erzo-
gen" haben sollte: 12 Jahre Zuchthaus. 
Ein Journalist, Wirtschaftsredakteur der Wochenzeitschrift "Das Reich" wurde nur darum 
verurteilt, weil er das gewesen war: 12 Jahre Zuchthaus. 
Ein Pfarrer bezichtigt, "die Nürnberger Rassegesetze gefördert" zu haben, indem er Kirchen-
buchauszüge für den von Nazibehörden geforderten sogenannten Ariernachweis ausgefertigt 
hatte: 15 Jahre Zuchthaus. 
Ein Angehöriger der Waffen-SS, Kriegsfreiwilliger, an Kriegsverbrechen nicht beteiligt, wur-
de nach 4 Jahren Internierung wegen Zugehörigkeit zu einer verbrecherischen Organisation 
verurteilt: 15 Jahre Zuchthaus. 
Einem als Treuhänder nach Polen verpflichteten Wirtschaftsjuristen wurde "Ausplünderung 
der polnischen Wirtschaft" vorgeworfen: 25 Jahre Zuchthaus. 
Ein ehemaliger Landrat in Ostpommern und späterer Bürgermeister in Mecklenburg erhielt 
"wegen Unterstützung der Nazi-Herrschaft" lebenslanges Zuchthaus, ohne daß ein konkreter 
Schuldnachweis auch nur versucht worden wäre. 
Der ehemalige Oberstaatsanwalt Wilhelm Rode, der niemals mit politischen Strafsachen be-
faßt war, teilte seine Verurteilung in einem Brief aus Waldheim ... mit folgenden Worten mit: 
"Bin wegen außerordentlicher Unterstützung der Gewaltherrschaft und Mittäterschaft an den 
insgesamt begangenen Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu 20 Jahren Zuchthaus, Ver-
mögenseinziehung und anderen Nebenfolgen als Hauptverbrecher verurteilt worden. Konkrete 
eigene Vorkommnisse sind mir nicht vorgeworfen." ... 
Der Leiter einer großen Hypothekenbank in Berlin, von Quistrop, der dem Nationalsozialis-
mus ablehnend gegenüberstand, wurde als Reichsbankpräsident angeklagt; der Hinweis auf 
Schacht und Funk nutzte nicht viel. Auf die Frage Quistrops, ob unter diesen Umständen eine 
Verteidigung noch Zweck habe, verneinte der Richter. So konnte sehr rasch das Urteil von 18 
Jahren Zuchthaus gefällt werden. 
Ein alter Offizier hatte in Polen eine Gutsbesitzerin geheiratet und war dorthin übergesiedelt. 
Im Kriege war er als Dolmetscher eingestellt. Ihm wurde vorgeworfen, daß er durch seine Tä-
tigkeit den Feinden des Nazismus geschadet habe. Als er die Frage, ob er auch an der Kristall-
nacht in Berlin mitgemacht habe, verneinte mit dem Hinweis, daß er ja in Polen gelebt habe, 
erklärte der Richter: "Entscheidend ist, daß Sie, wenn Sie in Berlin gewesen wären - bestimmt 
sich daran beteiligt hätten." ... 
Wilhelm Hochstetter, der als Fabrikdirektor in Leipzig Ehrenkonsul von Haiti war, wurde vor-
geworfen, daß er diese Stelle dazu benutzt habe, in Haiti für den Nazismus zu werben. Die 
Antwort, daß er nie in Haiti war und daß dieser Staat sich kaum für den Nazismus geeignet 
hätte, schützte ihn nicht vor 15 Jahren Zuchthaus. 
Ein Volkssturmmann wurde nach dem sowjetischen Protokoll angeklagt, daß er eine bestimm-
te Brücke in Görlitz gesprengt habe; auf seinen Hinweis, daß zahlreiche in Waldheim anwe-
sende Kameraden bezeugen, daß diese Brücke noch intakt sei, erklärte der Richter: "Dann ha-
ben Sie jedenfalls eine andere gesprengt." ...<<  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Schauprozes-
se" in der Sowjetischen Besatzungszone (x009/379): >>Schauprozesse, früher offiziell "Pro-
zesse vor erweiterter Öffentlichkeit" genannt, sind ein beliebtes Mittel der bolschewistischen 
Justiz, um abschreckende Wirkung auf die Bevölkerung auszuüben. 
"Die Verhandlungen vor breitester Öffentlichkeit ... können zur Stärkung des allgemeinen de-
mokratischen Rechtsbewußtseins und der Einsicht in die Notwendigkeit, die demokratischen 
Gesetze zu achten, sowie als wirksame Waffe im Kampf um die Festigung unserer demokrati-
schen Ordnung nicht hoch genug eingeschätzt werden".  
... Später wurde die Taktik in der Organisierung der Schauprozesse verändert.  
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An Stelle einer möglichst großen Zuhörerschaft wurden bestimmte Personengruppen zu einem 
Prozeß besonders eingeladen. Der Zutritt zu diesen Schauprozessen ist meist nur gegen Ein-
trittskarten möglich. Gericht und Verhandlungsraum sind durch die Volkspolizei abgesperrt. 
Der Verlauf eines Schauprozesses ist meistens vorher genau abgesprochen. Oft konnte beo-
bachtet werden, daß sich die Angeklagten in ihren Aussagen an vor der Hauptverhandlung 
niedergeschriebene Protokolle hielten.  
Von für die "Bewußtseinsbildung" und Erziehung der Bevölkerung besonders geeignet er-
scheinenden Szenen werden Rundfunk- und Fernsehübertragungen gesendet und Wochen-
schau-Berichte hergestellt. ...<<  
Im Jahre 1950 kehrten Max Horkheimer, deutscher Philosoph und Soziologe, und Theodor W. 
Adorno, eigentlich T. Wiesengrund, deutscher Philosoph, Soziologe und Musiktheoretiker aus 
dem US-Exil zurück und gründeten mit Finanzmitteln der US-Besatzungsmacht und anderen 
Geldgebern das Frankfurter Institut für Sozialforschung. Die sogenannte "Frankfurter Schule" 
prägte später vor allem die 68er Bewegung. 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 24. Dezember 
2005) über Folter und Mißhandlungen von deutschen Internierten (x887/...): >>In den Hän-
den britischer Folterer 
England hat Akten aus dem Zweiten Weltkrieg freigegeben, die die Behandlung deutscher 
Soldaten dokumentieren … 
Nach Kriegsende betrieb der militärische britische Geheimdienst ein Verhörzentrum in Bad 
Nenndorf … 
Dort faßte man Deutsche zusammen, die für den britischen Nachrichtendienst von Interesse 
sein konnten. 
Und sagten sie nicht wunschgemäß aus, wurden sie allen Arten der Folter ausgesetzt. Man 
entzog ihnen das Essen, ließ sie im Winter nackt in unbeheizten Räumen stehen, bis sie zu-
sammenbrachen und sich die Zehen erfroren hatten, schlug sie unter Zuhilfenahme aller mög-
lichen Prügelinstrumente zusammen, stellte ihnen nur mangelhafte Gefangenenkleidung zur 
Verfügung, schikanierte sie in jeder möglichen Weise. 
Aus Angst, totgeschlagen zu werden, wagte es damals niemand, sich bei höheren Stellen zu 
beschweren. Es sollen Verhöre und Folter bis zum Tode des Delinquenten durchgeführt wor-
den sein, doch gibt es darüber bisher in der Öffentlichkeit keine Unterlagen. 
Schon 1948 erschienen in der Zeitschrift "Quick" erste Berichte über diese Vorgänge. Auch 
"Die Zeit", damals noch von ganz anderem Zuschnitt als heute, nahm sich des Themas an und 
prangerte diese Verbrechen gegen die Menschlichkeit an. … 
Bad Nenndorf war keineswegs das einzige von westalliierten Siegern unterhaltene Lager, in 
dem Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen wurden. Erinnert sei an die systemati-
schen Folterungen von 72 Soldaten der Waffen-SS durch US-amerikanische Offiziere. Von 
ihnen sollte die Aussage erpreßt werden, sie hätten auf Befehl ihrer Kommandeure alliierte 
Kriegsgefangene in Malmedy ermordet. 
Obwohl alle Angeklagten vor Gericht ihre Aussagen widerriefen mit Hinweis darauf, daß sie 
durch Folter erpreßt worden seien, wurden sie verurteilt, allein 43 von ihnen zum Tod durch 
den Strang. … 
Die energischen Bemühungen ihres US-amerikanischen Hauptanwalts … erwirkten schließ-
lich, daß alle Urteile ausgesetzt wurden. 
Allerdings wurde verboten, die Schuldfrage zu stellen. 
Eine unabhängige Untersuchung des Malmedy-Prozesses, der ganz offenkundig ausschließlich 
mit der Absicht geführt worden war, belastendes Material über die Waffen-SS zu beschaffen, 
damit sie im Nürnberger Kriegsverbrecherprozeß als "verbrecherische Organisation" verurteilt 
werden konnte, gibt es bis heute nicht.<<  
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Das Landgericht Hannover berichtete im Urteil vom 20. Dezember 1951 gegen einen deut-
schen KZ-Helfer über die Zustände in einem polnischen Internierungslager (x025/51): >>... 
Die Deutschen selbst waren im Lager getrennt nach Männern, Frauen und Kleinkindern, kin-
derlosen Frauen und Mädchen sowie Knaben im Alter bis etwa 15-16 Jahren untergebracht. 
Familien wurden rücksichtslos auseinandergerissen.  
Kamen die betreffenden Angehörigen dennoch insgeheim zusammen und wurden sie dabei 
von der polnischen Miliz gefaßt, dann gab es dafür entsetzliche Prügelstrafen bzw. die Todes-
strafe. Vergewaltigungen der Frauen durch Polen waren an der Tagesordnung. Die meisten 
Polen waren überdies geschlechtskrank.  
An Verpflegung gab es für die Deutschen täglich mittags 1/2 l Wassersuppe, dazu morgens 
und abends 3 bis 4 alte, meistens faule, anfangs sogar ungekochte Kartoffeln und eine halbe 
Scheibe Brot. ... 
Andererseits spotteten die hygienischen und sanitären Verhältnisse im Lager aller Beschrei-
bung, so daß eine große Läuseplage herrschte. Die Folge dieser Zustände war, daß viele Men-
schen am Flecktyphus verstarben. Zwar hatten die Polen den deutschen Lagerinsassen Dr. E., 
der von Beruf Arzt war, zum Lagerarzt gemacht. Jedoch hatten sie ihm keinerlei medizinische 
Instrumente oder Medikamente zur Verfügung gestellt, ja sie hatten sogar die Medikamente, 
die Dr. E. anfangs aus Abfallgruben und Trümmerhaufen mühsam zusammengesucht hatte, 
mit Füßen zertreten. ...  
Infolge dieser Zustände allein verstarben schon viele Leute. Andere wieder wurden planmäßig 
aus nichtigen Anlässen von den Polen erschossen oder erschlagen. Wieder andere dienten den 
polnischen Partisanen als lebende Zielscheiben und wurden von den Polen gewissermaßen aus 
Spielerei erschossen. 
... Bei diesen Zuständen lag die Sterblichkeitsziffer im Lager sehr hoch. Die untere Grenze 
war im allgemeinen bei etwa 10 Toten pro Tag, die obere Grenze bei etwa 30 Toten. Es gab 
allerdings auch Tage, wo die Polen darüber hinaus in ganz besonderer Weise gegen die Deut-
schen wüteten. Hierzu zählt einmal die erste Nacht, die der Angeklagte im Lager verbrachte. 
Er war mit einem Schub von etwa 60 bis 70 Leuten ... nach einem anstrengenden Fußmarsch 
gekommen. In der ersten Nacht veranstalteten die Polen mit diesen halb verhungerten Men-
schen eine sogenannte "Nachtübung", wobei sie etwa die Hälfte der Menschen - und zwar sol-
che, die nicht schnell "auf-nieder" machen konnten, - erschlugen. ...<<  
Ein Volkskammergesetz hob am 2. Oktober 1952 die im November 1949 festgelegten Ein-
schränkungen der staatsbürgerlichen Rechte für ehemalige Offiziere und Mitglieder der 
NSDAP auf. Diese Regelung galt jedoch nicht für Personen, die man "wegen Kriegsverbre-
chen" verurteilt hatte. 
Ein US-Gericht der Alliierten Hochkommission verurteilte am 26. Mai 1954 den Leiter des 
tschechischen Lagers Budweis, … der nach Westdeutschland geflohen war, zu 8 Jahren Frei-
heitsentzug (x025/59).  
Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Dr. Alfred M. de Zayas schrieb später 
über dieses Urteil (x028/143): >>... Das Gericht begründete sein Urteil - acht Jahre Freiheits-
entzug - mit der bewiesenen Tatsache, daß Budweis auf verbrecherische und grausame Weise 
geleitet worden und - wenn auch ohne Gaskammern und systematische Liquidation der Men-
schen - ein Schreckensort gewesen war, wo Menschenleben und Menschenwürde nichts gal-
ten.  
Das Gericht wies dann hin auf die Unparteilichkeit demokratischer Rechtsverfahren, die einen 
Mann wie Hrnecek bestrafen müsse, wenn auch alle seine Opfer Deutsche gewesen waren - 
und zwar schwer bestrafen, um vom Sadismus abzuschrecken.<<  
Der Bundestag beschloß am 25. März 1965 ein Gesetz über die Verlängerung strafrechtlicher 
Verjährungsfristen, um die Verjährung von NS-Verbrechen zu vermeiden. 
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Die Landsmannschaft der Oberschlesier forderte im April 1965 die polnische Regierung auf, 
die im polnischen Internierungslager Lamsdorf verübten Verbrechen an Deutschen juristisch 
zu prüfen und zu ahnden (x021/325). 
Der deutsche Journalist und Publizist Günter Böddeker berichtete später über die polnische 
Prüfung und Ahndung der Gewalttaten an den Deutschen im Internierungslager Lamsdorf " 
(x021/325-326): >>Zwei Monate später ließen sich die Polen zu einer inoffiziellen Antwort 
herbei. In der Warschauer Zeitschrift "Kierunki" erschien ein Artikel unter der Überschrift 
"Geschichte und Lüge".  
In ihm wurde das Todeslager Lamsdorf als "Sammellager" bezeichnet. Die Lagerhaft für Tau-
sende deutscher Männer, Frauen und Kinder wurde damit begründet, daß die Deutschen Ban-
den unterstützt hätten, die sich in den Wäldern verborgen gehalten hätten.  
Mehr noch: Die Massaker an den Deutschen beim Barackenbrand wurde gerechtfertigt: "Die 
Deutschen haben mit einem Aufruhr reagiert. Sie weigerten sich einfach, das Feuer zu be-
kämpfen, und in dieser Situation, in der um so mehr der berechtigte Verdacht bestand, daß die 
deutschen Lagerinsassen im Zusammenwirken mit den Banden aus den naheliegenden Wäl-
dern die Baracke angezündet hätten, machten die Lagerposten von der Schußwaffe Gebrauch. 
Gab es für sie einen anderen Ausweg? 
Die Berichte über Lamsdorf, bezeugt von vielen glaubwürdigen Männern und Frauen, werden 
in diesem polnischen Artikel als "neofaschistische Verleumdung" bezeichnet. ...<< 
Der Bundestag beschloß am 4. August 1969 die Verlängerung von Verjährungsfristen. Die 
Verjährungsfrist für Mord wurde auf 30 Jahre verlängert, um die weitere Verfolgung von NS-
Verbrechen zu ermöglichen. Die Verjährung für Völkermord wurde generell aufgehoben.  
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete später (am 28. Februar 1980) über die Einstellungs-
verfügung der deutschen Staatsanwaltschaft gegen 7 namentlich bekannte polnische Gewalt-
verbrecher aus dem berüchtigten Zwangsarbeitslager Lamsdorf (x025/196): >>... Die für diese 
Entscheidung zuständige Bundesregierung hat davon abgesehen, an die Regierung der Volks-
republik Polen heranzutreten.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil schrieb später über die "auf Versöhnung 
ausgerichtete Außenpolitik" der Bundesregierung (x025/200): >>... Wer einen Mord konse-
quent verfolgt und einen anderen konsequent vertuscht, bewirkt das genaue Gegenteil.  
Gerade unter diesem Gesichtspunkt begründet die Verfolgung der NS-Auslandsstraftaten für 
die Bundesregierung nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht, sich auch mit Verbrechen 
an den Menschen auseinanderzusetzen, deren Nutzen zu mehren und von denen Schaden zu 
wenden die Kabinettsmitglieder in ihrem Amtseid geschworen haben, vgl. Art. 64 und 56 des 
Grundgesetzes. 
Beim Stichwort "Versöhnung" wird unterstellt, daß die Anklage gegen einen Mörder zugleich 
eine Anklage gegen ein ganzes Volk beinhaltet. Es ist ... übrigens der gleiche Fehlschluß, dem 
auch die rechtsradikalen Anti-Nestbeschmutzer erliegen. ...<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazins "DER SPIEGEL" berichtete später (am 10. August 1992) 
über den vom "Office of War Information" eingezogenen US-Umerziehungsexperten Billy 
Wilder, US-amerikanischer Drehbuchautor, Filmregisseur und Filmproduzent (x354/18): 
>>… Man wollte für den Tag nach Hitler ein Programm haben, Regeln, nach denen sich die 
Deutschen auf ihrem Weg zur Demokratie richten sollten. Und ich sollte an der Ausarbeitung 
dieses Programms mitarbeiten, sollte mich um die Leute in Deutschland kümmern, die wieder 
Filme machen wollten. Und sollte verhindern, daß ehemalige Nationalsozialisten weiter Filme 
machten. 
Mit diesem Programm fingen wir noch während des Krieges an. … Als man mich einzog, 
steckte man mich in New York auf eine Art Schule, wo ich auf meine Umerziehungsaufgabe 
vorbereitet wurde.<< 
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Die "Frankfurter Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 7. Oktober 2001) über die Umer-
ziehung der Deutschen (x354/34): >>Bayern bezahlt Amerika 
… In vielen Städten wurden Amerikahäuser er richtet oder eingerichtet, zu deren Zwecken die 
'reeducation' des deutschen Volkes gehörte. Sie verlief so sanft, daß die meisten Leute sie 
nicht bemerkten und heutzutage der bayerische Innenminister Beckstein die 'Umerziehung' für 
eine Erfindung von Rechtsradikalen hält.<< 
Der deutsche Jurist und Historiker Erhardt Bödecker schrieb später (am 1. November 2003) in 
der Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" (x887/...): >>Die gnadenlose und rechtlose Be-
handlung besiegter Gegner reicht bis in die Gegenwart 
… Nach dem schrecklichsten, verlustreichsten und über sechs Jahre dauernden Krieg kapitu-
lierte das Deutsche Reich im Mai 1945. Die Niederlage war total. Das Land lag in Trümmern. 
Die Sieger zerteilten das Deutsche Reich in vier Zonen und damit zertrennten sie auch das 
einheitlich deutsche Wirtschaftsgebiet. Sie beschlossen die Abtretung der ostdeutschen Gebie-
te, es waren die preußischen Kernprovinzen, und ordneten gleichzeitig die Austreibung der 
dortigen Bevölkerung an. Die Deutschen wurden zusätzlich einer mehrjährigen Nahrungsmit-
telbeschränkung unterworfen, die Forschungsergebnisse und Patente deutscher privater Fir-
men und Personen geraubt sowie Wissenschaftler zur Ausbeutung ihrer Kenntnisse in die 
Länder der Siegermächte gebracht.  
Diese geistige Beute ersparte der US-amerikanischen und russischen Forschung milliarden-
schwere Investitionen und jahrzehntelange Forschungsarbeit. Neben der Demontage aller Fa-
briken und der Wegnahme privater und staatlicher Vermögenswerte hatten sich die westlichen 
Siegermächte noch auf eine besondere Demütigung geeinigt, indem sie den Deutschen eine 
Art Gehirnwäsche verordneten, die als "re-education" (Umerziehung) in die Nachkriegsge-
schichte eingegangen ist.  
Diese Umerziehung richtete sich in erster Linie nicht, wie es nahe gelegen hätte, gegen die 
Ideen des Nationalsozialismus, sondern sie hatte eine klare antipreußische Tendenz. Demokra-
tische Gesinnung wurde und wird mit antipreußischer Haltung gleichgesetzt. Auch die Umer-
ziehung dürfte als ein besonders schwerwiegender Rückfall in die Zeit der Glaubenskriege 
angesehen werden. …<<  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 9. Februar 2008) 
(x887/...): >>Nun sind die Engländer dran 
Neues Buch von Volker Koop über die britische Besatzungspolitik in Deutschland nach dem 
letzten Weltkrieg ... 
Auch die britische Besatzungspolitik macht deutlich, daß die Sieger des Zweiten Weltkrieges 
kein Konzept hatten, was sie mit dem besiegten Deutschland anfangen wollten. Es ging ihnen 
allein darum, Deutschland zu zerschlagen. Die Briten begründeten das mit der Behauptung, 
die "Junkerkaste" sei der Hort des "Militarismus" und Preußen der Herd aller Kriege gewesen, 
und was der unsinnigen Behauptungen mehr waren. ... 
Juristisch vertrat Großbritannien die Ansicht, durch die Kapitulation der deutschen Wehr-
macht sei keineswegs das Deutsche Reich untergegangen. Es existiere vielmehr fort. Zur Zeit 
sei die Regierungsgewalt lediglich auf die Besatzungsmächte übergegangen. 
Sogleich ging man daran, im Sinne der Umerziehung zunächst aus den Behörden, Schulen 
und sonstigen öffentlichen Einrichtungen, später auch aus der Wirtschaft alle Personen zu ent-
fernen, die nach Ansicht der Besatzungsmacht politisch belastet waren. Sie wurden ersetzt 
durch Personen, deren Qualifikation darin bestand, daß sie wirklich oder angeblich Gegner 
des Nationalsozialismus gewesen waren. Das führte dazu, daß - wie auch in der US-Zone - 
bald größte Schwierigkeiten auftraten, woraufhin die strikte Entnazifizierungspolitik gelockert 
werden mußte. 
Die Zeitungen waren zunächst ausschließlich in den Händen der Besatzungsmacht, und auch 
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als 1947 die Militärregierung deutschen Antifaschisten Lizenzen für Zeitungen erteilte, durf-
ten zunächst nur Meldungen veröffentlicht werden, die den Besatzern paßten. Volker Koop 
meint, daß Axel Springer dabei Hauptgewinner war, weil er "Die Welt" als Organ der Militär-
regierung verlegen durfte. In den Kinos wurden lediglich britische Filme, zum Teil mit deut-
schen Untertiteln, gezeigt sowie speziell für die Besiegten hergestellte Wochenschauen. Kir-
chen, Parteien, darunter zunächst auch die Kommunisten, und Gewerkschaften erhielten den 
Auftrag, die Deutschen im Sinne der Besatzungsmacht umzuerziehen.  
Die Deutschen mußten Fragebögen mit 133 Fragen ausfüllen, darunter auch jene, was der Be-
treffende 1932 gewählt habe. Danach wurden sie in fünf Kategorien eingeteilt von "entlastet" 
bis "hauptschuldig" und gegebenenfalls vor dubiose Entnazifizierungsgerichte gestellt. Die 
Briten hatten genauso wie die Amerikaner, Franzosen und Sowjets Internierungslager einge-
richtet, in die etwa 60.000 Personen eingeliefert wurden, welche die Besatzungsmächte auto-
matisch arretierten und teils jahrelang festhielten, meist ohne Anklage und ohne Urteil. …<< 
 
Die völkerrechtswidrige Hungerpolitik der sogenannten Befreier 
Nach dem Zweiten Weltkrieg lag das Deutsche Reich größtenteils in Schutt und Asche. Die 
anglo-amerikanischen Bombenangriffe gegen Deutschland hatten rd. 1,6 Millionen Gebäude 
vernichtet. 3,37 Millionen Wohnungen existierten im Mai 1945 nicht mehr oder waren unbe-
wohnbar (x051/364). Viele große deutsche Städte waren total verwüstet und dem Erdboden 
gleichgemacht. Überall herrschten chaotische Zustände, so daß die Versorgung der einheimi-
schen Bevölkerung kaum möglich war. In Mittel- und Westdeutschland waren fast alle Groß-
städte sowie das Verkehrs- und Nachrichtenwesen zerstört.  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die Zerstörungen in 
den Westzonen Deutschlands (x063/618-619): >>Allein in den Westzonen waren 2 ¼ Millio-
nen Wohnungen - ein Fünftel des gesamten Wohnraums - völlig zerstört, 2 ½ Millionen 
schwer beschädigt. Öffentliche Gebäude, Kirchen, Bahnhöfe, die meisten Brücken, Post- und 
Telegraphenämter waren, wenn nicht zerstört, so doch hart getroffen. Auch die für jede größe-
re Stadt lebenswichtigen unterirdischen Anlagen, Kanäle, Wasserleitungen, Kabel, hatten ge-
litten. In Berlin z.B. waren 3.000 große Wasserrohrbrüche zu beseitigen, die Abwässer wur-
den in die Kanäle geleitet, weil von 84 Pumpstationen nur noch 23 arbeiteten. 
Der Schutt, der bei Kriegsende auf Deutschland lag, wird auf 400 Millionen Kubikmeter ge-
schätzt, dazu kamen 17 Millionen Ziegelsteine, die herausgesucht, mit der Hand geputzt und 
wieder verbaut wurden. 
Der neuen Generation fällt es schwer, sich den trostlosen Zustand der Eisenbahnen vorzustel-
len - ohne Licht, ohne Fenster, ohne Heizung im bittersten Winter, viele Straßen durch Bom-
bentrichter aufgerissen - 3.000 Eisenbahnbrücken zerstört, darunter alle über den Rhein und 
die Weser, 23 von 24 über den Main und 22 von 34 über die Donau. ... Bombentrichter über-
säten die Gleisanlagen, zerfetzt ragten Schienenteile und Signalanlagen in die Luft. Der Kern 
des Ruhrgebietes war von der Umwelt völlig abgeschnitten.<<  
Die industrielle Produktion Westdeutschlands erreichte 1945 nur noch 18 % des Volumens 
von 1936 (x148/15). Die verbliebenen deutschen Wirtschaftsbetriebe wurden durch Aufsplit-
terung, Reparationen und Beschränkungen der jeweiligen Besatzungsmächte zusätzlich ge-
schwächt, so daß die Versorgung der Bevölkerung fast unmöglich wurde. Der ehemalige deut-
sche Binnenmarkt wurde durch Zonengrenzen unterbrochen, die Währung war total zerrüttet 
und Aufbaukredite gab es nirgends. Im gesamten Land breiteten sich Hunger, Resignation und 
Hoffnungslosigkeit aus. 
In jener Zeit kamen zusätzlich Millionen von geflüchteten und vertriebenen Ost- und Volks-
deutschen in das zerstörte Restdeutschland, in dem sich außerdem noch mehrere Millionen 
ehemalige ausländische Zwangsarbeiter sowie Kriegsgefangene aufhielten und ungezählte 
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Ausgebombte und Evakuierte nach Unterkünften suchten.  
Damit man die angestrebten Hauptziele Demilitarisierung, Denazifizierung, Demontage 
und Demokratisierung bzw. Umerziehung ungestört realisieren konnte, führten die alliier-
ten Siegermächte und ihre osteuropäischen Verbündeten nach dem Kriegsende 1945 spezielle 
Maßnahmen durch, um die Deutschen konsequent auszuhungern.  
In San Francisco unterzeichneten 50 Nationen am 26. Juni 1945 die Charta der Vereinten Na-
tionen. Die Unterschrift der provisorischen polnischen Regierung wurde von den Westmäch-
ten zunächst nicht anerkannt und mußte am 15.10.1945 nachvollzogen werden (x040/289).  
Bei dieser Konferenz wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die deutschen Vertriebe-
nen und Flüchtlinge aufgrund der UN-Feindstaatenklauseln Artikel 53 und Artikel 107 
der Charta der Vereinten Nationen von der internationalen Flüchtlingsfürsorge ausge-
schlossen werden (x024/344).  
Der Kölner Oberbürgermeister Konrad Adenauer schrieb am 5. Juli 1945 (x095/18-20): >>Ich 
sehe die Entwicklung in Deutschland mit steigender Sorge. Rußland läßt einen eisernen Vor-
hang herunter. Ich glaube nicht, daß es sich bei der Verwaltung der Hälfte Deutschlands, die 
ihm überantwortet ist, von der Zentralen Kontrollkommission irgendwie beeinflussen lassen 
wird. Die weiterblickenden englischen und amerikanischen Stellen teilen wohl diesen Stand-
punkt, denn sie haben keine Hoffnung, in Zukunft aus diesem Teil Deutschlands noch Zufuh-
ren an Lebensmitteln zu erhalten. … 
In wirtschaftlicher Hinsicht ist man über die allerkümmerlichsten Anfänge noch nicht hinaus-
gekommen. So wird es sie interessieren, daß die Förderung im Industriegebiet 10 % normal 
beträgt und daß von diesen 10 % 7 % nach Frankreich gehen. Daß mit dem Verbleib der 3 % 
die Wirtschaft nicht angekurbelt werden kann, auch nicht der Eisenbahnverkehr, daß kein 
Hausbrand zur Verfügung stehen wird, brauche ich nicht zu sagen.  
Ich befürchte, daß diesen Winter in Deutschland Millionen Menschen an Hunger und Kälte 
sterben werden. Hungerödeme als Todesursache sind schon jetzt nicht selten. ...<< 
Der deutsche Historiker Karl Jering berichtete am 5. August 1945 aus Bayern (x124/40-41): 
>>Wir fuhren abermals nach Würzburg. ... Ein Polizist, den ich herbeiwinkte, erzählte uns 
vom Großangriff, der diese wunderbare Stadt drei Wochen vor Kriegsende in eine Todesland-
schaft verwandelte ... 20.000 Menschen, ein Fünftel der Bevölkerung, fiel den Bomben zum 
Opfer. Tausende von Leichen liegen noch in den Ruinen. 
Gespenstisch die Truppe verhungerter Heimkehrer in der Totenstadt, schlimmer die Krüppel 
auf den Landstraßen, an denen immerfort die Wagen der wohlgenährten, vergnügten Ameri-
kaner vorbeibrausen. Warum quält mich der Anblick so? Warum kann ich mich an unsere Be-
siegtenrolle so schwer gewöhnen? ... 
Im Ruhrgebiet werden Bergleute bestraft, die ihre Zusatzrationen mit ihren hungernden Fami-
lien teilen. Andere erscheinen nicht zur Arbeit, weil sie ihre Angehörigen vor Überfällen 
plündernder Ausländer nicht ungeschützt lassen wollen. ...<<  
Feldmarschall Montgomery erklärte am 1. September 1945 in London (x111/70): >>Mein 
vorläufiges Ziel ist eine Zuteilung von 1.500 Kalorien pro Tag an die deutsche Bevölkerung, 
aber selbst diese Menge kann wegen Verteilungsschwierigkeiten nicht überall ausgegeben 
werden. Die Lage wird noch dadurch verschlimmert, daß die diesjährige Ernte ungewöhnlich 
schlecht ist. Es gibt nur eine Lösung: Lebensmittel nach Deutschland einzuführen.<< 
Der deutsche Historiker Karl Jering berichtete am 11. November 1945 aus Bayern (x124/61): 
>>Der Chef des US-Gesundheitswesens, der soeben eine Rundreise durch die 4 Besatzungs-
zonen abgeschlossen hat, schlägt vor, unsere Tagesrationen von 1.350 auf 1.550 Kalorien zu 
erhöhen. Unruhen, Hungerkrawalle und Epidemien würden sonst unweigerlich die Folge sein. 
Für einen normal beschäftigten Erwachsenen, keinen Schwerarbeiter, gelten 2.500 Kalorien 
als Ernährungsminimum. 
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... Bedeutet US-Politik nichts als Rache an den Deutschen? ... Leider nehmen Sieger wie die 
Geschichte lehrt, allzu schnell die schlechten Eigenschaften der Besiegten an. ...<<  
Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Alfred M. de Zayas schrieb später über 
die damalige wirtschaftliche Lage in Deutschland (x028/155): >>... Der Zustand der deut-
schen Wirtschaft war so schlimm, wie er nur sein konnte. Ihre industrielle Produktion erreich-
te nur 27 Prozent des Vorkriegsvolumens.  
Dieser alarmierende Rückgang lag zum Teil an der gründlichen Demontage der deutschen 
Industrie, wie sie der Potsdamer Politik der "Reparationen durch Sachleistungen" entsprach, 
sie lag aber auch an der Verwüstung durch den Krieg, an der Spaltung des alten Wirtschafts-
gefüges durch die Aufteilung in Zonen, schließlich aber auch an mangelnden Arbeitskräften, 
denn Millionen waren noch in Kriegsgefangenschaft, und die Menschen in Deutschland waren 
durch Unterernährung und Krankheiten in ihrer Arbeitsleistung deutlich beeinträchtigt. ...<<  
In den westdeutschen Besatzungszonen waren im Dezember 1945 etwa 80 % aller Deutschen 
unterernährt und 50 % litten an Hungerschäden (x117/28). Viele Kinder hatten aufgedunsene 
Leiber sowie geschwollene Beine und Füße. Diese Hungerödeme bzw. Ansammlungen von 
Gewebswasser unter der Haut und in den Körperhöhlen entstanden durch Unterernährung und 
Vitamin- sowie Kalorienmangel. 
Ein Zeitzeuge berichtete damals über den Alltag im Westen (x073/218): >>Unsere Tages-
verpflegung sieht etwa so aus. Morgens eine Tasse Kaffee oder auch nichts, Frühstück fällt 
aus. Mittags einen halben Liter Kaffee zu geröstetem Brot, abends 18-20 Uhr, je nachdem wie 
der Ofen brennt (Gas gibt es bei uns noch nicht und elektrischer Strom ist rationiert) zusam-
mengefaßtes Mittag- und Abendessen: eine Mehltunke mit Kartoffeln, Mehlklöße oder Brot, 
was man gerade so hat, Vielleicht dann um 22 Uhr noch eine Tasse Mehlsuppe, solange der 
Vorrat reicht. ...  
Die Hausfrauen haben es sehr schwer. Gibt es mal Fleisch, hat man keine Kartoffeln, hat man 
Kartoffeln, ist kein Fett zu bekommen usw. Und wir haben ewig Hunger. Wir sind dünn ge-
worden wie Gandhi und manchmal wird uns auf der Straße ganz schwindlig. ...<<  
Während Briten und Franzosen im Oktober und Dezember 1945 die Lieferung von Medika-
menten, Lebensmitteln und Kleidung durch das Rote Kreuz erlaubten, verbaten die Nordame-
rikaner und Sowjets in ihren Besatzungszonen weiterhin westeuropäische Hilfslieferungen. 
Obwohl die Hilfsgüter ausdrücklich für Deutschland bestimmt waren, schlugen die US-
Militärbehörden vor, diese Spenden in den osteuropäischen Ländern zu verteilen.  
Trotz bitterer Kälte und großer Hungersnot untersagte US-Präsident Truman im Dezember 
1945 die Verteilung von privaten Hilfsgütern, die überwiegend aus Irland und der Schweiz 
kamen, an die deutsche Bevölkerung. 
US-Präsident Truman erklärte am 21. Dezember 1945 (x025/120): >>... Wenn wir auch nicht 
wünschen ungebührlich grausam gegen Deutschland zu verfahren, kann ich doch nicht viel 
Sympathie für diese Leute aufbringen, die den Tod so vieler Menschen verursacht haben. ...  
Bevor nicht das Unglück jener, die von Deutschland bedrückt und gequält wurden, vergessen 
ist, scheint es nicht richtig, unsere Bemühungen den Deutschen zugute kommen zu lassen.  
Ich gebe zu, daß es natürlich viele Unschuldige in Deutschland gibt, die mit dem Naziterror 
wenig zu tun hatten. Aber die administrative Last, diese Leute herauszufinden, um sie anders 
als die übrigen zu behandeln, ist fast untragbar.<<  
Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Dr. Alfred M. de Zayas schrieb später 
über die fehlende Hilfsbereitschaft des US-Präsidenten Truman (x028/151): >>... Diese Ent-
scheidung wirkte sich bei den Heimatvertriebenen besonders verheerend aus, "deren Lage viel 
prekärer war als die der übrigen Bevölkerung.  
Schließlich konnten ab 1946 Spenden in die amerikanische, ab April auch in die sowjetische 
Zone geliefert werden. Doch Zehntausende von Deutschen waren inzwischen verhungert, und 
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viele mußten noch sterben, ehe die Spendenvorräte des Internationalen Roten Kreuzes sie er-
reichen konnten.<<  
Das Jahr 1946 brachte keine wesentliche Verbesserung der Lebensverhältnisse, so daß die 
Deutschen weiterhin hungern mußten. In der nordamerikanischen und britischen Zone betru-
gen die Lebensmittelzuteilungen für den "Normalverbraucher" vielerorts nicht einmal 50 % 
des Mindestbedarfs.  
In der britischen und nordamerikanischen Besatzungszone wurden vom 10.12.1945 bis zum 
6.01.1946 täglich lediglich 1.699 bzw. 1.521 Kalorien zugeteilt, obwohl ein Erwachsener, der 
eine normale körperliche Tätigkeit ausübte, täglich rund 3.000 Kalorien benötigte. Obgleich 
die Vereinten Nationen damals täglich 2.650 Kalorien für notwendig hielten, betrug die offizi-
elle Tagesration der Deutschen in der ersten Nachkriegszeit höchstens 1.500 Kalorien und 
sank oftmals sogar erheblich unter 1.000 Kalorien (x062/584).  
Im Ruhrgebiet waren Anfang 1946 etwa 80 % aller Deutschen unterernährt, 50 % litten an 
Hungerschäden und 40 % waren tuberkulosegefährdet.  
In der britischen Zone wurde am 1. Februar 1946 die Schulspeisung eingeführt.  
Am 1. Februar 1946 wurden die Nahrungsmittelrationen in der französischen Zone um 25 % 
gekürzt und betrugen täglich nur noch 1.075 Kalorien (x111/132). 
"The Times" berichtete am 26. März 1946 über die Hungersnot in der französischen Besat-
zungszone (x043/163): >>Für die Einwohner der französischen Zone in Deutschland ist der 
Kaloriengehalt in der Normalration um 220 Kalorien beschnitten worden, so daß derselbe 
heute nur noch 915 Kalorien beträgt. Es ist die kleinste zur Verteilung gelangende Ration in 
allen 4 Zonen.<<  
In der US-Zone sanken die Rationen der Deutschen im Mai 1946 auf weniger als 1.200 Kalo-
rien.  
Laut Untersuchungsberichten von UNRRA-Sachverständigen waren für einen gesunden, ar-
beitenden Menschen etwa 2.500 Kalorien absolut notwendig (x043/163).  
Im Mai 1946 machte deshalb vielerorts folgendes Gerücht die Runde (x114/2.166): >>Die 
Amerikaner beabsichtigen, die Deutschen auszuhungern. ...<<  
Der US-Militärgouverneur unterzeichnete am 6. Juni 1946 den "CARE-Vertrag", so daß end-
lich Hilfslieferungen der privaten CARE-Hilfsorganisation erfolgen konnten (x175/425).  
In den ersten 12 Monaten nach Aufnahme des Postverkehrs schickte man später fast 11 Mil-
lionen CARE-Pakete aus Amerika, um die Nachkriegsnot in Europa und vor allem in 
Deutschland zu lindern. Die CARE-Pakete wurden durch den "Deutschen Zentralausschuß für 
die Vereinigung ausländischer Liebesgaben" verteilt. Diese Hilfsmaßnahmen konnten die ka-
tastrophalen Lebensverhältnisse der deutschen Zivilbevölkerung zwar nicht entscheidend ver-
ändern, aber jedes CARE-Paket brachte den verzweifelten Menschen wenigstens etwas Hoff-
nung und Zuversicht.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die CARE-Hilfe für Deutsch-
land (x051/99): >>CARE-Organisation, 1946 in den USA gegründete Hilfsorganisation, die 
auf privater Basis zur Linderung der Nachkriegsnot in Europa, insbesondere in Deutschland 
beitrug.  
Inbegriff der Hilfe waren die CARE-Pakete, die Angehörige, Freunde und Unbekannte für 
notleidende Europäer bei der CARE-Zentrale in New York in verschiedenen Ausführungen 
bestellen konnten - Baby-Ausstattungspaket, Kinder-Nahrungspaket, Fettpaket usw.  
Die CARE-Sendungen für die Bundesrepublik wurden 1960 eingestellt; geschätzter Gesamt-
wert der CARE-Hilfe für Deutschland über 300 Millionen DM.<<  
Die "Schweizer Illustrierte Zeitung" berichtete im Juni 1946 über den Hunger in Gelsenkir-
chen (x117/30): >>Die tägliche Ration beträgt für den Industriearbeiter zurzeit 950 Kalorien. 
Sein Mittagsmahl ... besteht aus einer fettreichen Erbsensuppe.  
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Ein amerikanischer Experte, der einen Monat von dieser Ration lebte, nahm 25 Pfund ab. ...<<  
Die Zeitung "Vaterland" berichtete am 12. Juli 1946 über die schlimmen Zustände im Ruhr-
gebiet (x117/30): >>Zerstörte Städte bieten einen gespenstischen Anblick, furchtbarer und 
gespenstischer aber ist der Anblick von Menschen, aus deren Gesichtern die letzte seelische 
und materielle Not spricht, die keine Hoffnung mehr zuläßt.  
Und in diese Städte strömen neue Menschenmassen. ...<<  
Das "Handelsblatt" berichtete am 18. Juli 1946 über die dramatische Ernährungslage (x111/-
193): >>... Nur wenn es gelingt, die Millionen hungernder Städter vom Lande fernzuhalten, 
kann mit einer besseren Erfassung auf den Bauernhöfen gerechnet werden.  
Dies setzt jedoch eine allgemeine Erhöhung der Rationen voraus, denn bei Rationen von etwa 
1.000 Kalorien am Tage wird es niemals gelingen, das Hamstern von Lebensmitteln und den 
Schwarzen Markt zu unterbinden.<<  
Die "Neue Berner Zeitung" berichtete im Juli 1946 über die Hungersnot im Ruhrgebiet 
(x117/112): >>Soll man sich auf den Standpunkt stellen, je mehr Deutsche zugrunde gehen, 
um so besser?  
Das würde nicht weniger bedeuten, als daß der schlimmste Naziungeist auch uns erfaßt hat.  
Oder soll man nicht eher den Notleidenden die helfende Hand reichen?  
Wollen wir nicht gerade darum, weil wir keine Nazis sind, auch zeigen, daß wir anders sind 
und die reine Menschlichkeit höher stellen als alle politischen Rechnungen? ...<< 
In den europäischen Staaten stehen der Bevölkerung im Juli 1946 pro Tag folgende Kalorien-
werte zur Verfügung (x111/192): >>Irland 3.200 Kalorien, Dänemark 2.920 Kalorien, Groß-
britannien 2.850 Kalorien, Schweiz 2.800 Kalorien, Schweden 2.790 Kalorien, Norwegen 
2.480 Kalorien, Frankreich 2.300 Kalorien, Italien 1.800 Kalorien, Österreich 1.700 Kalorien 
und Deutschland 1.550 Kalorien.<<  
Der deutsche Historiker Karl Jering berichtete am 19. Dezember 1946 aus Bayern (x124/273): 
>>In der Amtsstube (herrscht) schreckliche Kälte; wir rückten so nahe an unseren Elektro-
Ofen, daß unsere Kleider zu rauchen anfingen.  
Mittags versuchte ich vergeblich, etwas zu erledigen. Die verhungernden und frierenden Leu-
te, die in den Geschäften herumstanden, taten mir leid. 
Nachmittags der Besuch eines Schauspielers, der seine Erlebnisse im US-Gefangenenlager 
Heilbronn erzählte. Sie waren den Tschechen-Greueln durchaus ebenbürtig, die wir durch 
Monate übersetzt hatten.  
Zu Hunderten ließ man die Gefangenen verhungern, während die Wachen die ihnen abge-
nommenen Lebensmittel vernichteten. Armlose, Beinamputierte versanken im Morast, ohne 
daß man den Gesunden gestattete, ihnen beizustehen - und das nicht etwa im Rachetaumel der 
ersten Wochen, sondern Monate hindurch, in systematischer Vernichtungswut.  
Die Ereignisse in einem besiegten Land sind wahrlich nicht dazu angetan, das Schuldgefühl 
des Besiegten zu stärken. ...<< 
Josef Kardinal Frings, von 1942-69 Erzbischof in Köln, ergänzte am 31. Dezember 1946 wäh-
rend seiner Predigt im Kölner Dom das siebente Gebot "Du sollst nicht stehlen ..." 
(x111/261): >>... Wir leben in Zeiten, da in der Not auch der einzelne das wird nehmen dür-
fen, was er zur Erhaltung seines Lebens und seiner Gesundheit notwendig hat, wenn er es auf 
andere Weise durch seine Arbeit oder durch Bitten nicht erlangen kann.<<  
Der britische Feldmarschall Montgomery erklärte während einer Rede im Jahre 1946 (x268/-
32): >>... Die deutschen Lebensmittelbeschränkungen werden bleiben. Wir werden sie bei 
1.000 Kalorien halten. ... Sie gaben den Insassen von Belsen nur 800.<<  
Eine US-Erziehungskommission berichtete im Jahre 1946 über die chaotischen Lebensver-
hältnisse in Westdeutschland (x243/161): >>... Nirgends in der Welt ist es möglich gewesen, 
das Gebäude einer erfolgreichen demokratischen Selbstregierung auf der Grundlage des Hun-
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gers und der wirtschaftlichen Unordnung zu errichten. ...  
Im Juli betrug das Durchschnittsgewicht der 10jährigen Knaben beinahe 10 % unter der Al-
tersnorm. ... Das erschreckende Ansteigen der Tuberkulose beleuchtet die Ernährungskrise 
sehr eindringlich, während das Auftreten der Krätze die Aufmerksamkeit auf die Folgen des 
Mangels an Seife und warmem Wasser lenkt. ...<<  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die Hungerrationen 
der Nachkriegszeit (x063/619): >>Das Wort "Kalorien" war ein wichtiger Begriff des tägli-
chen Lebens. Noch im Frühling 1945 erhielt der "Normalverbraucher" über 2.000 Kalorien 
täglich, gegen 2.000 bis 3.000 vor dem Kriege. Dann sank die Kalorienmenge für die anglo-
amerikanische Zone auf 1.550 - 1946 und 1947 in Wirklichkeit für längere Zeit auf 700 bis 
1.200. Es kann nicht wundern, daß bei dieser Ernährungslage allein in der anglo-
amerikanischen Zone im Sommer 1947 wenigstens 40.000 Fälle offener Tuberkulose auftra-
ten. ...<<  
Ein französischer Journalist, der im Jahre 1946 durch die britische Besatzungszone reiste, be-
richtete später (x114/1.142-143): >>Nichts verursacht so viele Angst- und Wahnvorstellungen 
wie eine Reise durch ein Land, das in Trümmern liegt.  
In Hannover bestieg ich die Straßenbahn vor dem Hauptbahnhof und fuhr fast eine Stunde 
lang Kilometer für Kilometer an ausgebombten Häusern, Ruinen und verbrannten Gebäuden 
vorbei. In Bremen war es das gleiche. In Köln und Hamburg dann wieder dieselbe Erfahrung. 
... 
Die Tagesrationen, von denen die Menschen lebten, waren absurd. In Essen war ich bei einer 
Familie, deren junge Tochter frühmorgens zur Arbeit ging. Sie nahm eine einzige Scheibe 
Brot und eine Tomate als Essen für den ganzen Tag mit.  
Die ganze Sache kam mir wie ein expressionistischer Film vor, den man nach 1918 in 
Deutschland gedreht hatte - in einer feindlich-grausamen und irrealen Atmosphäre.<<  
Es gab damals in Deutschland keinen Sozialstaat. Bis März 1947 erhielten Witwen und Wai-
sen keine staatliche Unterstützung. Was man zum Überleben benötigte, wurde notfalls gewalt-
sam beschafft. Langsam fahrende Güterzüge wurden von Plünderern gestürmt und ausgeraubt. 
Die Menschen reagierten mit zunehmender Not härter und rücksichtsloser. In jener Zeit nahm 
man auf Alte und Kranke keine Rücksicht - keine Leistung ohne Gegenleistung.  
Obwohl im Winter 1946/47 alle noch vorhandenen Lebensmittel und Waren zugeteilt wurden, 
brach im Januar 1947 die Versorgung vielerorts zusammen, so daß sich überall Schwarzmärk-
te, Tauschhandel und Schieberunwesen ausbreiteten.  
Da der Besitz von alliierten Waren für Deutsche verboten war, spielte sich der Handel auf 
dem sog. "Schwarzen Markt" ab. Die große Mehrheit der Deutschen war durch den Krieg 
hoffnungslos verarmt und beteiligte sich notgedrungen an diesem illegalen Handel, weil stän-
dig weniger legale Waren angeboten wurden. Tag für Tag wanderten Hunderttausende von 
hungrigen Stadtbewohnern aufs Land, um dort Schmuck und andere Vermögensgegenstände 
gegen Lebensmittel einzutauschen.  
Ausgehungerte Menschenmassen, die in dichten Reihen an den Bahnsteigen standen, stürmten 
täglich die Personen- und Güterzüge, obgleich viele "Hamsterzüge" meistens längst überfüllt 
waren. Der "schwarze Handel" wurde damals sehr hart bestraft. Manche Schieber und 
Schnapsbrenner mußten für Jahre ins Zuchthaus.  
Da Geld und Wertpapiere durch keine realen Werte gedeckt waren, wurden z.B. Zigaretten 
und Kaffee zur neuen Währung der Nachkriegszeit. Vor allem "Ami-Zigaretten" stellten da-
mals eine "natürliche" Leitwährung dar. Für Zigaretten konnte man in jener Zeit auf dem 
Schwarzmarkt fast alle Wirtschaftsgüter erwerben. Vor den Kasernen der Besatzungstruppen 
sah man überall Kippensammler, denn mit dem Tabak von 7 Kippen konnte man sich eine 
Zigarette drehen.  
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Mehr als 100.000 jugendliche Vagabunden zogen durch das zerstörte Land. Ungezählte ver-
zweifelte Mädchen und Frauen tauschten in der Nachkriegszeit "Liebe gegen Ware", um die 
nackte Existenz zu sichern. Vor allem in den großen Städten breiteten sich Jugendprostitution 
und Geschlechtskrankheiten aus. Tausende von jungen Frauen schlossen in jener Zeit Ehen 
mit Besatzungssoldaten.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über den "Schwarzmarkt" (x051/-
531): >>… Illegaler Verkauf oder Tausch von Waren, die bewirtschaftet sind oder deren Preis 
staatlich festgelegt ist.  
Der Schwarzmarkt-Preis ist dabei stets erheblich höher, was für die Schwarzmarkt-Händler 
hohe, zudem der Besteuerung entzogene Gewinne bedeutet. Schwarzmarkt entsteht immer 
dann, wenn die vorhandenen Warenmengen zur Deckung des Bedarfs nicht ausreichen und 
rationiert sind. So entwickelten sich schon in der letzten Kriegszeit in Deutschland und in den 
besetzten Gebieten Ansätze eines Schwarzmarktes, der dann nach Kriegsende aufblühte und 
erst durch die Währungsreform 1948 beendet wurde. Die Jahre 1945-48 werden daher auch 
oft Schwarzmarkt-Zeit genannt.<<  
Der deutsche Journalist und Schriftsteller Arno Surminski berichtete später über die 
"Schwarzmarktzeit" (x118/8-9,12-13): >>... Nach dem Ersten Weltkrieg beherrschte das 
Schimpfwort vom "Kriegsgewinnler" die Diskussion, während des Zweiten Weltkrieges tru-
gen Kohlenklau, Verräter und feindliche Agenten die Schuld an dem, was den Deutschen zu-
stieß, und nach 1945 war es eben der Schieber. Arbeiterdemonstrationen befaßten sich ausgie-
big mit dem Schieberunwesen. "Die Schieber an den Galgen!" Solche Sätze wurden auf 
Transparenten durch die Trümmerstraßen getragen, und sie waren ernst gemeint.  
Ich zweifle nicht daran, daß die Mehrheit der Bevölkerung bereit gewesen wäre, Großschieber 
zur exemplarischen Abschreckung in mittelalterlicher Weise auf den Marktplätzen der Städte 
zu hängen. Diese Haltung war um so bemerkenswerter, als sich die meisten Menschen selber 
an den Schwarzmarktgeschäften beteiligten. 
Wer auf dem Lande lebte, freute sich, ein paar überzählige Kartoffeln gegen einen Kochtopf 
eintauschen zu können. Und die Städter trugen hinaus, was sie entbehren konnten. Wer sich 
von diesem Kreislauf der schwarzen Marktes fernhielt, tat es nicht aus Überzeugung, sondern 
weil ihm Tauschbares fehlte oder er den Strapazen und Risiken dieser verbotenen Geschäfte 
nicht gewachsen war.  
Wir waren alle kleine Schieber, aber der Haß auf die großen Schieber, die wir uns wohlge-
nährt in Luxusvillen wie im Frieden lebend vorstellten, war ungeheuer. ... Die Strafen waren 
hart, sie standen denen des Dritten Reiches kaum nach. Schwarzschlachten, Schnapsbrennen 
oder Milchpanschen brachte die Schuldigen für viele Jahre ins Zuchthaus. ... 
Heute ist es angebracht, auch ein gutes Wort für den Schieber einzulegen. Nicht er hatte den 
Mangel verschuldet. Auch ohne das Schieberunwesen hätte das, was in den Nachkriegsjahren 
an Lebensmitteln, Kleidung und Brennstoffen vorhanden war, nicht ausgereicht, um den 
Überlebenden des Krieges ein menschenwürdiges Dasein zu gestatten. Das wußten auch die 
Behörden und Alliierten.  
Sicherlich haben die Schwarzmarktgeschäfte die Lage in einigen Bereichen verschlimmert, 
aber nicht wenige verdanken dem Schieberunwesen ihr Überleben. Nur der Schwarzmarkt 
brachte es fertig, die letzte überzählige Mohrrübe der menschlichen Ernährung zuzuführen. 
Wie hätten sonst die 10 Pfund Kartoffeln, die in dem Keller eines Landarbeiters übrig waren, 
in die hungernde Großstadt kommen sollen, wenn nicht durch die Kanäle des schwarzen 
Marktes?  
Der Schwarzmarkthandel war die lebensnotwendige Ergänzung der offiziellen Planwirtschaft. 
Nur er konnte die letzten Reserven mobilisieren; er war normaler, als die ins Groteske über-
steigerte Planwirtschaft. Der schwarze Markt kann als Vorgriff auf die später folgende 
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Marktwirtschaft angesehen werden; nur fehlte ihm die soziale Komponente. Sein Mangel war, 
daß er auf Arme und Kranke keine Rücksicht nahm, sondern nur denen gab, die eine Gegen-
leistung zu bieten hatten. ...<< 
>>... Für viele ist die Schwarzmarktzeit mit einem Schleier der Verklärung umgeben. Das 
hängt mit den psychologischen Ausnahmezustand von damals zusammen. Die schlechte Zeit 
entschuldigte alles.  
Wenn ein Akademiker beim Bauern Mist auflud, sah das zwar komisch aus, galt aber nicht als 
menschliche Degradierung, weil überall die Ausnahme zur Regel geworden war. 
Arbeitslosigkeit, abgebrochene Ausbildung, Sitzenbleiben in der Schule, Armut, Geschäfts-
pleiten, zerrüttete Ehen und uneheliche Besatzungsinder ... alles war entschuldbar mit Krieg- 
und Nachkriegswirren.  
Ach, sie waren so tröstlich, die wunderbaren Ausreden, die das Innenleben erleichterten und 
jeden Anspruchsdruck milderten. Der Satz "Die Zeiten sind eben schlecht" war ebenso Medi-
zin für die Seele wie in den Jahren davor die Bemerkung: "Es ist eben Krieg." … 
Noch aus anderen Gründen sind die psychologischen Gründe jener Zeit bemerkenswert. Wer 
das Elend überstand, entwickelte ein Gefühl des Stolzes. In den Berichten über die schreckli-
chen Zustände der vierziger Jahre schwingt unausgesprochen stets der Hinweis mit: So stark 
waren wir, daß wir das durchgestanden haben! 
Aber es ist kein Verdienst, durch das Elend gegangen zu sein, und es ist keine Schuld, diese 
Prägung nicht erfahren zu haben. Zum geistigen Hochmut, zum Herabschauen auf jene "ver-
weichlichten" Menschen, die in diese Schule nicht gegangen sind, besteht kein Anlaß.  
Bis ins nächste Jahrtausend hinein werden wir mit Menschen zusammenleben, die von Krieg 
und Nachkriegszeit geprägt worden sind, die noch immer alles aufbewahren müssen und 
nichts wegwerfen können. Wer von diesen Erfahrungen verschont geblieben ist, sollte es sich 
versagen, über die Schrullen der Alten zu lächeln.  
Noch ist nicht entschieden, ob unsere Überflußgesellschaft oder die Elendszeit näher am Nor-
malen oder Dauernden liegt. Betrachten wir die Geschichte auf die Länge, spricht einiges da-
für, daß der gegenwärtige Wohlstand ein Zwischenspiel ist, das nur auf einem Teil der Welt-
bühne aufgeführt wird. Vielleicht sind eines Tages wieder Menschen gefragt, die aus Viehfut-
ter Suppe kochen können und die wissen, an welchen Stellen im Wald die wilden Beeren 
wachsen. 
Eines hat die Schwarzmarktzeit sicherlich bewirkt, sie hat dem folgenden Wirtschaftswunder 
den richtigen Glanz verliehen. Weil sich das Elend im Nachkriegsdeutschland so fest eingeni-
stet hatte, entstand später die überschwengliche Aufbruchstimmung für die Reise in das gelob-
te Land des Wohlstandes. ... 
Weiß Gott, eines hatten uns die Bewohner des elenden Restdeutschlands nach 1945 voraus, 
sie besaßen eine Zukunftsperspektive. Für sie konnte es nur noch besser werden, und es lohnte 
sich zu überleben, um auf diese Zukunft zu warten.<<  
Dr. Kurt Schumacher, von 1946-52 SPD-Vorsitzender, erklärte am 12. Januar 1947 während 
einer Rede im Münchener Zirkus Krone, daß seit der Besetzung Deutschlands ein "Dauerzu-
stand von Unehre, Hunger und geistiger Sklaverei" herrschen würde (x111/273).  
Der CDU-Politiker Konrad Adenauer schrieb am 18. Januar 1947 an den ehemaligen Reichs-
innenminister Wilhelm Sollmann (x111/275): >>... Die Befreiung ist eine grausame und harte 
Enttäuschung. Wenn nicht ein Wunder geschieht, geht das deutsche Volk zugrunde, langsam 
aber sicher! ...<<  
Im Januar 1947 wurden nur in Hamburg 9.200 Diebstahldelikte verübt. Davon waren 4.600 
Kohlendiebstähle (x118/112). 
In Berlin waren seit Ende 1946 bereits etwa 200 Personen erfroren und mehr als 40.000 Men-
schen hatten schwere Erfrierungen erlitten, so daß am 13. Februar 1947 weitere öffentliche 
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Wärmehallen errichtet werden mußten (x111/283). 
Eine nordamerikanische Studiengruppe, die unter Leitung des ehemaligen US-Präsidenten 
Herbert Hoover Anfang 1947 durch Westdeutschland und Europa gereist war, veröffentlichte 
am 18. März 1947 einen Bericht über die unzureichende Verpflegung in Westdeutschland. 
Der Hoover-Bericht forderte in erster Linie wirtschaftliche Aufbauhilfen für Deutschland und 
Europa (x069/208, x114/2.166, x021/473, x073/225): >>... Mehr als die Hälfte der Kinder 
und Jugendlichen, sowie ein beträchtlicher Teil der Normalverbraucher sind in erbärmlicher 
Verfassung und leben nicht nur weit, sondern in gefährlichem Ausmaß schlechter als die 
Nachbarvölker im Westen. ...<< 
>>... Es mag für den amerikanischen Steuerzahler ein schwerer Schlag sein, daß wir, die wir 
den Krieg gegen Deutschland gewonnen haben, nun für einige Jahre hohe Ausgaben für die 
Unterstützung dieses Volkes tragen müssen. Es ist in der Tat in der Geschichte der Mensch-
heit etwas Neues, daß der Sieger dies übernimmt. ... 
Dieses Volk ist - in seinen Lebensmitteln, in seiner Heizung und seiner Unterkunft - auf den 
niedrigsten Stand gesunken, der seit hundert Jahren in der Geschichte des Westens bekannt 
ist. Wenn die westliche Zivilisation in Europa weiterleben soll, dann muß sie auch in Deutsch-
land weiterleben. ...<< 
>>... Europas Produktivität kann nicht wiederhergestellt werden, solange Deutschland nicht 
wiederaufgerichtet wird. ... Und es darf weder eine Abtrennung der Ruhr oder des Rheinlan-
des von Deutschland noch ein gesondertes Regime für diese Gebiete geben, ... weil sie das 
Herz der deutschen Industriewirtschaft sind. ...<< 
>>... Es gibt nur einen Weg, der zur Gesundung Europas führt, nämlich die Erhöhung der 
Produktion. Die gesamte Wirtschaft Europas ist mit der deutschen Wirtschaft durch den Aus-
tausch von Rohstoff und Fertigwaren eng verkettet. Die Produktionsfähigkeit Europas kann 
nicht wiederhergestellt werden, ohne daß Deutschland in die Lage versetzt wird, zu dieser 
Produktivität beizutragen. ...  
Es ist eine amerikanische Politik angekündigt worden, die die Grenzen der westlichen Zivili-
sation verteidigen soll. Die wichtigsten dieser Grenzen sind die deutschen und japanischen. 
Wenn diese verloren gehen, sind ganz Europa und der ganze Ferne Osten verloren. ...<<  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über den "Hoover-
Bericht" (x063/621-622): >>Von entscheidender Bedeutung war der Herbert-Hoover-Bericht 
an den Präsidenten der Vereinigten Staaten, veröffentlicht am 18. März 1947. Er war das Er-
gebnis der Europa-Mission Hoovers im Februar jenes Jahres, auf der Gustav Stolper ihn be-
gleitete. ... 
Dieser Bericht führte der amerikanischen Öffentlichkeit vor Augen, daß der zu Hause längst 
diskreditierte "Morgenthauplan" in der Geheimdirektive JCS 1067/6 weiterlebte, nämlich 
"Deutschland in einen Staat von Hirten und Ackerbauern zurückzuverwandeln. ... Dies durch-
zuführen wäre unmöglich, es sei denn, wir rotten 25 Millionen Menschen aus oder vertreiben 
sie." 
Der Bericht zerpflückte auch den "erstaunlichen Deutschen Produktionsplan" vom 28. März 
1946 als "... ein von Anfang an unmögliches Unterfangen".  
Dieser Produktionsplan wird lang im Gedächtnis haften als ein einzigartiges Beispiel mensch-
licher Torheit im anspruchsvollen Gewand gelehrter Terminologie. Wenn irgend etwas geeig-
net war, die Autorität der Volkswirtschaftler in Verruf zu bringen, so war es dieses Dokument. 
Während im Jahre 1936 neunzehn Millionen Tonnen Stahl erzeugt wurden, sollte nach diesem 
… Plan die Produktion nur noch 5,8 Millionen Tonnen betragen, und nur "die älteren Maschi-
nen" sollten verwendet werden!  
Die Liste der "Verbotenen Industrien" - "um Deutschlands Kriegspotential auszulöschen" - 
war lang und grotesk. Sie ging vom Verbot synthetischen Benzins und Kunstkautschuks, der 
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Kugel- und Rollenlager bis zum Verbot von Wasserstoffsuperoxyd und Rundfunkgeräten. 
Fahrräder, Motorräder - bis 60 ccm -, Glas, Möbel und Keramik durften ungeschmälert herge-
stellt werden! 
"Wir können Deutschland zwar wirtschaftlich in Ketten halten, aber dann halten wir Europa in 
Lumpen", faßte der Hoover-Stolper-Bericht zusammen. ...<<  
Walter Müller-Bringmann berichtete am 1. April 1947 über das Grenzdurchgangslager Fried-
land (x123/62): >>... Der Hunger grassiert in Westdeutschland. Schwerarbeiter verloren im 
Laufe eines Monats 3,64 kg Körpergewicht. Die offene Tuberkulose greift immer mehr um 
sich. Menschen fallen vor Hunger auf der Straße um, alte Leute kommen, wenn ein Bett frei 
sein sollte, in die Krankenhäuser und sterben, sterben, sterben. Nicht an Altersschwäche, son-
dern an Hunger.  
Die Gefahr ist groß, daß sich junge Menschen in solch einer Situation dazu verleiten lassen, 
lieber bei Schiebergeschäften mitzumachen, als bei ordentlicher, schlechtbezahlter Arbeit zu 
darben. ...<<  
In Nürnberg streikten am 14. Juli 1947 wieder viele entkräftete Arbeiter. Sie protestierten ge-
gen die völlig unzureichenden "Hungerrationen". 
Die in der US-Zone durchgeführten Gewichtskontrollen ergaben, daß das Durchschnittsge-
wicht der deutschen Zivilbevölkerung im Sommer 1947 erneut gesunken war und beträchtlich 
unter dem für die Gesundheit erforderlichen Mindestgewicht lag. Die Tuberkuloseerkrankun-
gen hatten gegenüber 1946 um fast 50 % zugenommen (x111/380). 
US-Militärgouverneur Clay erklärte am 1. Oktober 1947 vor der Presse, daß ein Widerstand 
gegen Demontagen von den Engländern und Amerikanern mit der Einstellung von Lebensmit-
tellieferungen nach Deutschland beantwortet werden müsse (x111/373). 
91 % der Studenten und 81 % der Studentinnen der Universität Frankfurt/Main besaß am 21. 
November 1947 ein Untergewicht von mehr als 10 kg (x111/392). 
Der schweizerische Schriftsteller Max Frisch berichtete am 30. November 1947 in seinem 
Tagebuch über die chaotischen Zustände in Berlin (x111/396): >>... In der Untergrundbahn: 
fast alle mit einem Bündel, einem Rucksack, einer geschnürten Schachtel. Neben Gesichtern, 
die aus Lehm und Asche sind, gibt es auch gesunde, straffe, volle, aber ebenso verschlossen, 
oft larvenhaft.  
Worüber wird geschwiegen? Erst aus der Nähe, zusammengepfercht, sieht man die Armut am 
Kragen, am Ellbogen. Berlin in seinen letzten Anzügen. ... 
Alles unerschwinglich, wenn man mit Löhnen rechnet, aber billig, wenn man mit Zigaretten 
rechnet. ...  
100 Schritte weiter stehen die sog. Trümmerweiber, die sich mit Schaufel und Eimer gegen 
das Unabsehbare verbrauchen. Es wirkt nicht wie Arbeit, sondern wie Strafkolonie. 40 Mark 
in der Woche, das sind vier Zigaretten.<<  
In der britischen und nordamerikanischen Besatzungszone wurden im Mai 1949 täglich 1.851 
Kalorien zugeteilt. 
Am 1. Mai 1950 wurde die Lebensmittelrationierung aufgehoben und die staatliche Lebens-
mittelbewirtschaftung bzw. Ausgabe von Lebensmittelkarten seit dem 27.8.1939 in der Bun-
desrepublik Deutschland beendet. 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 9. Juni 2007) 
(x887/...): >>Lehrreiche Lektüre für Träumer 
Volker Koops Buch "Besetzt" zerstört eventuelle Illusionen, daß die Alliierten Deutschland 
1945 hätten befreien wollen 
... Auf der politischen Ebene gerieten sich sehr schnell die Westalliierten und die Sowjetunion 
in die Haare, so daß die zunächst angekündigte Erhaltung der Einheit Deutschlands schon 
zwei Jahre nach Kriegsende mit der Londoner Außenministerkonferenz scheiterte. Alles trieb 
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auf die Spaltung Deutschlands in zwei Staaten zu, damit sich die Westalliierten und die So-
wjetunion das Potential in dem jeweils von ihnen besetzen Teil Deutschlands für die sich an-
bahnenden Konflikte sichern konnten. Immer noch aber wußten die Alliierten nicht, was sie 
mit dem besiegten Deutschland anfangen sollten.  
Da wurden Pläne gesponnen über die Neutralisierung Deutschlands, über die Dezentralisie-
rung der westlichen Zonen, über die internationale Kontrolle, die man über weite deutsche 
Gebiete verhängen wollte. Und die Deutschen hungerten, froren und schlugen sich mühsam 
durchs Leben. Die von den Alliierten zugebilligten Lebensmittelrationen sanken zeitweise auf 
850 Kalorien pro Tag. Wer sich allein von den Lebensmittelmarken ernähren mußte, war dem 
Hungertod ausgesetzt.  
Aber die Deutschen schlugen sich durch: Sie hamsterten auf dem Lande, tauschten, betrieben 
Schwarzhandel, legten auf jedem brauchbaren Stückchen Erde Gärten an, klauten Kohle von 
den Zügen, die deutsche Kohle ins Ausland bringen sollten. Der beste Schutz war der Zu-
sammenhalt der Familien, während Alleinstehende und kleine Kinder die größte Not litten 
und häufig genug nicht überlebten.  
Inzwischen entnazifizierten und entmilitarisierten die US-Amerikaner die Deutschen. Jeder, 
der irgendwie in der vorangegangenen Zeit politisch engagiert war, verlor seine Stellung. Et-
wa 80.000 Deutsche wurden im Rahmen des "Automatic Arrest" automatisch festgenommen 
und in Internierungslager gesteckt, wo manche bis zu drei Jahre lang ausharren mußten, bis sie 
vor dubiose Entnazifizierungsgerichte gestellt wurden. Mancherorts brach die Verwaltung 
zusammen. An Universitäten mußten ganze Fakultäten geschlossen werden, weil die Profes-
soren in Lagern saßen. ... 
Erst als der Kalte Krieg zwischen Ost und West ausbrach, änderten die US-Besatzer ihre Poli-
tik. ...<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 9. Februar 2008) 
(x887/...): >>Nun sind die Engländer dran 
Neues Buch von Volker Koop über die britische Besatzungspolitik in Deutschland nach dem 
letzten Weltkrieg ... 
Die Städte in der britischen Zone waren meist zerstört. Und in diese Zone waren Millionen 
von Flüchtlingen und Vertriebenen geströmt, die ebenso wenig eine Unterkunft hatten wie die 
Ausgebombten. Sie vegetierten in Not- und Massenunterkünften. Nachdem die Besatzungs-
macht auch die noch intakten Strukturen lahmgelegt hatte, brachen bald bedrohliche Zustände 
aus. 1946 fehlten 600.000 Tonnen Brotgetreide. Es gab keine Kartoffeln geschweige denn 
Fleisch. Die tägliche Fettration belief sich auf sieben Gramm. Nach den ausgegebenen Le-
bensmittelkarten betrug die Tagesration theoretisch 1.000 bis 1.200 Kalorien. Die Lage ver-
schlimmerte sich gegen Jahresende.  
In einigen deutschen Zeitungen wurden die Rationen mit denen in den ehemaligen KZ vergli-
chen, woraufhin die Briten die Zeitungen verboten. Im November appellierte der nordrhein-
westfälische Landtag an die Welt, wenn keine Hilfe käme, würde "ein Millionenvolk zugrun-
de gehen". Dem einzelnen standen nur noch 900 Kalorien täglich zur Verfügung, und das be-
deutete den Hungertod. Bergarbeiter, Beamte und Werftarbeiter streikten. Es gab keinen 
Brennstoff - die im Ruhrgebiet geförderte Kohle wurde größtenteils als Reparation ins Aus-
land gebracht.  
Die deutschen Wälder wurden systematisch abgeholzt, weil das Holz gebraucht wurde für den 
britischen Bergbau. Tuberkulose begann zu grassieren. Wer sich nicht über Gesetze hinweg-
setzte und auf eigene Faust versorgte, etwa auf dem schwarzen Markt, durch das Hamstern bei 
Bauern, den Tausch von Wertsachen gegen Kartoffeln, Milch oder gar Fett, sowie wohl auch 
durch Klauen von Brennstoffen und so weiter, dessen Leben war in höchster Gefahr. 
Die Sieger hatten nichts Wichtigeres zu tun, als auf englische Initiative im Februar 1947 
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Preußen als "Träger des Militarismus und der Reaktion" aufzulösen. 700.000 deutsche Patente 
wurden von britischen Spezialeinheiten gestohlen und an britische Firmen weitergegeben. In 
Schlössern und Herrenhäusern stahl die Besatzungsmacht Kunstwerke und Schmuck, wobei 
man auch keine Rücksicht darauf nahm, daß manche Besitzer mit dem britischen Königshaus 
verwandt waren. 
Inzwischen begriffen auch die Sieger, daß die unheilige Allianz zwischen Bolschewismus und 
Kapitalismus keinen Bestand haben konnte. Es waren die Amerikaner, die ihren beiden west-
lichen Verbündeten klarmachten, daß man ohne die Deutschen gegen die Sowjetmacht kaum 
bestehen könne. Amerikaner und Engländer bildeten aus ihren beiden Zonen die Bi-Zone, um 
die deutsche Wirtschaftskraft zu fördern. ...<<  
Die Abtrennung der landwirtschaftlichen Überschußgebiete Ostdeutschlands, die jahrelange 
Versklavung von Millionen von deutschen Kriegsgefangenen, die gewaltsame Umsiedlung 
von etwa 14 Millionen Deutschen aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße in das verwüstete 
Restdeutschland sowie die Verhinderung von westeuropäischen Hilfslieferungen mußten 
zwangsläufig zu humanitären Katastrophen führen.  
Die Lebensverhältnisse der Nachkriegszeit waren nicht nur in Ostdeutschland katastrophal, 
sondern auch in Mittel- und Westdeutschland herrschten chaotische Lebensbedingungen. Vor 
allem für die nach Westen geflüchteten oder vertriebenen Reichs- und Volksdeutschen begann 
damals ein verzweifelter Kampf ums nackte Überleben, um dem Hunger- oder Kältetod zu 
entgehen. 
Bei dieser völkerrechtswidrigen "Hungerpolitik" in den deutschen Besatzungszonen handelte 
es sich eindeutig um ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Der kanadische Journalist James Bacque berichtete später über den Hungertod der deutschen 
Kriegsgefangenen und der Zivilbevölkerung in der Nachkriegszeit (x131/169-171,227-228): 
>>... Eine der Funktionen der Mythenbildung im 20. Jahrhundert besteht darin, die Führer zu 
glorifizieren, die Verrat an unseren Ideen üben. Je größer der Verrat, um so größer der My-
thos, der darüber errichtet wird.  
Der schuldige Hitler war hinter der Großen Lüge verborgen; die ungeheuren Verbrechen der 
Gulags wurden hinter Stalins sechs Stockwerke hoch gemaltem, lächelndem Porträt versteckt. 
Die Führer, die 1945 die Ideale der französischen Zivilisation und des amerikanischen Groß-
muts verrieten, wurden anscheinend von mehreren Mythen geschützt darunter die selbstlosen 
Kriegsziele der Alliierten, ausgedrückt in der Atlantik-Charta, der weltweite Mangel an 
Schiffsraum und an Lebensmitteln. 
Auf Deutschland angewendet, war dieser Mythos noch viel tiefer. Es gab keinen tödlichen 
Lebensmittelmangel in der westlichen Welt, abgesehen von Deutschland. Der Mangel in 
Deutschland wurde zum Teil von den Alliierten selbst verursacht. durch die Beschlagnah-
mung von Lebensmitteln, durch einen Mangel an Arbeitskräften, der durch die Gefangenen 
verursacht wurde, und durch die Abschaffung der Exportindustrie.  
Obwohl der Mythos dafür dienen sollte, daß die Alliierten die Gefangenen nicht ernähren 
konnten, wurde die Mehrzahl der Todesfälle in den Lagern nicht durch Hunger verursacht, 
sondern durch den tödlichen Mangel an mühelos verfügbaren Gütern und Diensten, zum Bei-
spiel an ... Zelten, Wasser, Wachpersonal, an Hilfe durch das Rote Kreuz, an der Verweige-
rung von Post und anderem.  
Aber es gab keine Berichte, die den Atlantik überquerten und darüber informierten. Nicht nur 
die Menge an Lebensmitteln in alliierten Lagerhäusern, sondern auch der erstaunliche Reich-
tum Nordamerikas, insbesondere der USA, hätte jede Vorstellung von tödlichen Mängeln ad 
absurdum führen sollen.  
Bei Ende des Zweiten Weltkrieges war Kanada, der drittgrößte Produzent der westlichen 
Welt, trotz seiner geringen Bevölkerungszahl so reich, daß es Großbritannien riesige Ge-
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schenke an Lebensmitteln und Geld machen konnte, die sich auf mindestens 3,5 Milliarden $ 
beliefen, oder sogar auf 6,0 Milliarden $ in der Währung von 1945. 
In den USA, 1945 die reichste Nation, die es je in der Welt gegeben hatte, war das Bruttosozi-
alprodukt während des Krieges um 50 % gestiegen. Die USA besaßen jetzt mehr als die Hälfte 
aller Schiffe der Welt, mehr als die Hälfte der Welt-Produktionskapazität, die größte landwirt-
schaftliche Erzeugung und die größten Goldreserven, 20,0 Milliarden $, nahezu zwei Drittel 
der gesamten Weltreserven. Die erstaunliche Großzügigkeit gegenüber Großbritannien er-
reichte die erstaunliche Summe von 25,0 Milliarden $ ...<< 
>>... Als der frühere Präsident Herbert Hoover 1946 in Deutschland war, stellte er fest, daß es 
unter den US-Offizieren weiterhin viele Gerüchte um die Situation in Deutschland gebe. Laut 
einem Hoover vorgelegten Bericht des US-Geheimdienstes " kann man den Zahlen über die 
wirtschaftliche Leistung nur zu einem Fünftel glauben, ... der Rest ist gefälscht, um mit den 
Spitzenzahlen einen guten Eindruck zu erwecken. Das niedere Personal ist vom Morgenthau-
Plan durchdrungen. 
Diese Politik hieß Hungertod, sowohl in den Gefangenenlagern als auch generell in der Zivil-
bevölkerung. Das Statistische Bundesamt in Wiesbaden hat die vorsichtige Schätzung geäu-
ßert, daß von den 15 Millionen Menschen, überwiegend Frauen und Kinder, die nach dem 
Krieg aus Ostpreußen, Pommern, Schlesien, dem Sudetenland, aus Polen, der Tschechoslo-
wakei usw. vertrieben wurden, 2,1 Millionen Zivilisten gestorben seien. Viel mehr noch star-
ben unter den deutschen Zivilisten, die nicht deportiert wurden.  
Trotz der weltweiten Lebensmittelknappheit von 1946 ist es klar, daß die alliierte Politik län-
ger als ein Jahr, von Mai 1945 an, die Deutschen wissentlich bei dem Versuch hinderte, sich 
Lebensmittel zu beschaffen und zu exportieren, um die Lebensmittelimporte zahlen zu kön-
nen. Auch wurde anfangs keine Hilfe von Wohltätigkeitsverbänden zugelassen.  
Die Regierungen Schwedens und der Schweiz versuchten 1945, Lebensmittel nach Deutsch-
land zu schicken. Beiden Regierungen wurde das verboten. Während die Alliierten die ganze 
Zeit über fehlende Mittel klagten, lieferten sie selbst den Deutschen Weizen. Jedoch nicht an-
nähernd genug, um den Wert der demontierten Fabriken auszugleichen. Nicht einmal genug, 
um viele vor dem Hungertod zu retten. Gerade genug, um eine kommunistische Revolution 
abzuwehren. 
Es ist mit Sicherheit an der Zeit, mit all den Vermutungen und Lügen aufzuhören. ... In der 
gesamten westlichen Welt sind entsetzliche Greueltaten gegenüber Armeniern, Ukrainern und 
Juden bekannt. Nur die Greueltaten gegenüber den Deutschen werden abgestritten. Sind die 
Deutschen in unseren Augen keine Menschen? ...<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die große Hungersnot 
während der Nachkriegsjahre in Deutschland (x268/32-33): >>... Während zumindest Fachhi-
storiker wissen, daß infolge der fortgesetzten alliierten Lebensmittelblockade gegen Deutsch-
land und Österreich nach dem Ersten Weltkrieg rund eine Million Menschen starben, gelang 
es erst dem kanadischen Journalisten James Bacque, die Öffentlichkeit auf die wesentlich hö-
here Zahl direkter und indirekter Hungeropfer (z.B. erhöhte Säuglingssterblichkeit, hungerbe-
dingte Krankheiten und dergleichen) nach dem Zweiten Weltkrieg aufmerksam zu machen. 
Bacque kommt auf schier unglaubliche 5,7 Millionen in den vier Besatzungszonen Deutsch-
lands. 
Selbst wenn diese Zahl zu hoch gegriffen sein sollte, so steht doch fest, daß die sogenannte 
Befreiung mehr Deutsche der Zivilbevölkerung das Leben gekostet hat als Hitlerdiktatur und 
Weltkrieg zusammengenommen.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 9. August 2008) 
über die deutschen Kriegs- und Nachkriegverluste des Zweiten Weltkrieges (x887/...): 
>>Klassiker aktualisiert 
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... Nawratil zählt 8,8 Millionen Nachkriegstote, davon 4,0 Opfer der Hungerpolitik, 2,8 Op-
fer der Vertreibungen, 1,6 tote Kriegsgefangene, 0,3 Opfer der Sowjetarmee in Mitteldeutsch-
land und Österreich plus 0,1 Tote in sowjetischen KZ und Gefängnissen in Deutschland. …<<  
 
Spaltung Ost-, Mittel- und Westdeutschlands durch die Siegermächte 
Das Potsdamer Abkommen wurde von den Politikern der USA genutzt, um die langfristige 
Spaltung Ost-, Mittel- und Westdeutschlands durchzusetzen. Die US-Geostrategen hetzten die 
Deutschen und die Russen infolge der unfaßbaren Gebietsabtretungen und Vertreibungen vor-
sätzlich gegeneinander auf, denn ein deutsch-russisches Bündnis hätte die angestrebte US-
Weltherrschaft gefährden können 
Der 6. US-Präsident John Quincy Adams (1767-1848) warnte bereits am 4. Juli 1821 
(x342/10): >>… (Amerika) sollte nicht im Ausland nach Monstern suchen, die es zerstören 
kann … Es könnte der Diktator der Welt werden; es würde seinen eigenen Geist verlieren.<< 
Der US-Politiker und Publizist George Friedman berichtete später (im Jahre 2015) über die 
US-Strategie der Spaltung Eurasiens (x321/82): >>Das Hauptinteresse der US-Außenpolitik 
während des letzten Jahrhunderts, im Ersten und Zweiten Weltkrieg und im Kalten Krieg wa-
ren die Beziehungen zwischen Deutschland und Rußland. Denn vereint sind sie die einzige 
Macht, die uns bedrohen kann. Unser Hauptinteresse galt sicherzustellen, daß dieser Fall nicht 
eintritt. … 
Für die Vereinigten Staaten ist die Hauptsorge, daß deutsches Kapital und deutsche Technolo-
gien und die russischen Rohstoff-Ressourcen und die russische Arbeitskraft sich zu einer ein-
zigartigen Kombination verbinden. Dies versuchen die USA seit einem Jahrhundert zu ver-
hindern.<< 
 
Truman Doktrin 
Nachdem Stalin in allen befreiten bzw. besetzten Ländern kommunistische Diktaturen errich-
tet hatte, begann ab 1947 die nordamerikanische Eindämmungspolitik ("Truman Doktrin"), 
um ein weiteres Vordringen der UdSSR zu verhindern. Der Marshall-Plan (wirtschaftliche 
und finanziellen Hilfsaktion für westeuropäische Staaten) sollte vor allem den Wiederaufbau 
der westeuropäischen Wirtschaft unterstützen und den Expansionsdrang des Stalinismus stop-
pen bzw. beenden.  

 
Abb. 75 (x149/116): Welche Zielsetzungen des Marshallplanes bringt dieses Werbeplakat zum 
Ausdruck? 
Abb. 76 (x067/204): Plakat der SED, 1947 
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US-Präsident Truman verkündete am 12. März 1947, die kommunistische Bedrohung mit 
wirtschaftlichen Mitteln zu bekämpfen. Truman erklärte vor dem nordamerikanischen Kon-
greß (x156/39, x073/226): >>Eins der ersten Ziele der Außenpolitik der Vereinigten Staaten 
ist es, Bedingungen zu schaffen, unter denen wir und andere Nationen uns ein Leben aufbauen 
können, das frei von Zwang ist. Das war ein grundlegender Faktor im Krieg gegen Deutsch-
land und Japan. Wir überwanden mit unserem Sieg Länder, die anderen Ländern ihren Willen 
und ihre Lebensweise aufzwingen wollten. ...  
In einer Anzahl von Ländern waren den Völkern kürzlich gegen ihren Willen totalitäre Re-
gimes aufgezwungen worden. Die Regierung der Vereinigten Staaten hat mehrfach gegen 
Zwang und Einschüchterung bei der Verletzung des Jalta-Abkommens in Polen, Rumänien 
und Bulgarien protestiert.  
Und weiter muß ich feststellen, daß in einer Anzahl anderer Staaten ähnliche Entwicklungen 
stattgefunden haben. Im gegenwärtigen Abschnitt der Weltgeschichte muß fast jede Nation 
ihre Wahl in bezug auf ihre Lebensweise treffen. Nur allzuoft ist es keine freie Wahl. 
Die eine Lebensweise gründet sich auf den Willen der Mehrheit und zeichnet sich durch freie 
Einrichtungen, freie Wahlen, Garantie der individuellen Freiheit, Rede- und Religionsfreiheit 
und Freiheit vor politischer Unterdrückung aus. 
Die zweite Lebensweise gründet sich auf den Willen einer Minderheit, der der Mehrheit auf-
gezwungen wird. Terror und Unterdrückung, kontrollierte Presse und Rundfunk, fingierte 
Wahlen und Unterdrückung der persönlichen Freiheiten sind ihre Kennzeichen. ...<< 
>>... Ich bin der Ansicht, daß es die Politik der Vereinigten Staaten sein muß, die freien Völ-
ker zu unterstützen, die sich der Unterwerfung durch bewaffnete Minderheiten oder durch 
Druck von außen widersetzen. ...  
Ich bin der Ansicht, daß unsere Hilfe in erster Linie in Form von wirtschaftlicher und finan-
zieller Unterstützung gegeben werden sollte, die für eine wirtschaftliche Stabilität und geord-
nete politische Vorgänge wesentlich ist. ...  
Wir müssen diese Hoffnung am Leben erhalten. Die freien Völker der Erde blicken auf uns 
und erwarten, daß wir sie in der Erhaltung der Freiheit unterstützen. ...<<  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die 
"Truman-Doktrin" (x068/280-281): >>... Am 12. März 1947 erschien er, im blauen Zweirei-
her, vor dem Kongreß, dessen Sitzung, wie üblich, mit Gottes Beistand begann: 
"Mit Deinem Segen, Herr, brauchen wir weder Entscheidungen zu fürchten noch vor Taten 
zurückzuschrecken".  
Darauf verkündete der Präsident in die gespannte Ruhe sein nachmals "Truman-Doktrin" ge-
nanntes Glaubensbekenntnis. "Ich glaube, daß es die Politik der Vereinigten Staaten sein muß, 
jedes freie Volk, das sich der Unterjochung durch bewaffnete Minoritäten oder äußerem 
Druck widersetzt, zu unterstützen ...  
Ich glaube, daß unsere Hilfe in erster Linie in einer wirtschaftlichen und finanziellen Unter-
stützung bestehen sollte, die für die Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen Stabilität und der 
politischen Ordnung entscheidend ist ... Die Saat des Totalitarismus wird durch Elend und Not 
genährt. Sie gedeiht und wächst in dem schlechten Boden der Armut und der Konflikte. Und 
sie geht auf, wenn die Hoffnung des Volkes auf ein besseres Leben gestorben ist. Wir müssen 
diese Hoffnung am Leben erhalten." 
Daß er selbst die Saat totaler Menschenverachtung durch zwei Atombombenabwürfe ein-
drucksvoller als jeder vor ihm ausgestreut, hätte er kaum geglaubt.  
Wallstreet-Bankier Bernard Baruch aber sagte: "Täuschen wir uns nicht, wir sind heute mitten 
in einem Kalten Krieg". Das Wort, das schon aus dem Beginn des Zweiten Weltkriegs stamm-
te, als sich Deutsche und Franzosen noch abwartend gegenüberlagen, das Wort setzte sich 
jetzt ebenso fest, wie die Sache sich schon festgesetzt hatte. Mit Recht sah Baruch die Welt 
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bereits "mitten" in diesem Krieg. ...<< 
 
Marshall-Plan 
US-Außenminister George Marshall kritisierte am 29. April 1947 in einer Rundfunkansprache 
die wirtschaftlichen Verhältnisse in Deutschland (x111/310): >>Der Patient wird schwächer, 
während die Ärzte beraten. ...<<  
Am 30. April 1947 beauftragte Außenminister George Marshall den US-Diplomaten Georg F. 
Kennan, einen Ausschuß für den wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas zu bilden, um geeig-
nete Vorschläge und Hilfsmaßnahmen zu erarbeiten ("Geburtsstunde des Marshall-Planes"). 
US-Militärgouverneur Clay telegraphierte am 15. Juli 1947 nach Washington (x111/345): 
>>... Deutschland ist bankrott.<<  
Am 17. Juli 1947 ersetzte die US-Regierung die berüchtigte "Direktive JCS 1067" durch die 
"Direktive JCS 1779" und beauftragte US-Militärgouverneur Clay, den Wiederaufbau der 
deutschen Wirtschaft zu unterstützen (x114/2.192): >>... Die amerikanische Regierung will, 
daß in Deutschland die politische Organisation und das politische Leben so schnell wie mög-
lich eine Form annehmen sollen, die - auf der wesentlichen Grundlage wirtschaftlichen Wohl-
ergehens - zu einer inneren Ruhe in Deutschland führen und zu dem Geist des Friedens zwi-
schen den Nationen beitragen wird. 
Ihre Aufgabe besteht daher im wesentlichen darin, daß sie helfen, die wirtschaftliche und er-
zieherische Grundlage für eine gesunde deutsche Demokratie zu legen, daß sie die aufrichti-
gen Bemühungen um eine Demokratie fördern und Bestrebungen, die die echte demokratische 
Entwicklung gefährden, unterbinden.<<  
James Warburg, Berater der US-Militärregierung in Deutschland, begründete später die nord-
amerikanische Eindämmungspolitik wie folgt (x156/40-41): >>Von der Lösung, die für die 
deutsche Frage gefunden wird, hängt nicht nur unser eigenes Glück und unsere eigene Wohl-
fahrt ab, sondern auch die Sicherheit unserer Nation, mehr noch die Weiterentwicklung der 
menschlichen Zivilisation auf unserer Erde überhaupt. ... 
Es mag ... wohl sein, daß das, was sich heute in Deutschland ereignet, uns gefühlsmäßig nicht 
sehr nahegeht, insoweit, als es sich dabei um unsere Sympathie für das deutsche Volk handelt. 
Aber dennoch hat all das aus einem ganz anderen Grunde für uns eine tiefe und lebenswichti-
ge Bedeutung: diese Vorgänge berühren nicht nur das deutsche Volk, sondern die ganze Welt. 
...  
Wir Amerikaner haben ein vitales Interesse an der Zukunft Deutschlands, weil Deutschland 
das Versuchsfeld für ein großes Experiment ist, das wir machen müssen. Wir müssen versu-
chen, einen dauernden Frieden durch die Zusammenarbeit der großen Mächte zu verbürgen. 
Deutschland ist das Laboratorium, in dem dieses Experiment gelingt oder mißlingt. ...  
Wenn es der Ruhr nicht gelingt, Kohle für Skandinavien, für die Niederlande, für Frankreich, 
die Schweiz, Italien, Griechenland und die Pyrenäenhalbinsel zu fördern, dann bleiben eben 
diese Völker ohne genügende Brennstoffversorgung, es sei denn, daß sie Kohle zu Preisen in 
den Vereinigten Staaten kaufen, auf denen außerordentlich hohe Kosten des Schiffstransports 
lasten. ... 
Das sind einige von den vielen Gründen, die dafür sprechen, daß Deutschland in der Zukunft 
genau so wie in der Vergangenheit mit die wichtigste Stelle sein wird, an der der Hebel für die 
wirtschaftliche Neuordnung Europas angesetzt werden muß.  
Wenn man das nicht will, so muß man eben das deutsche Volk gänzlich ausrotten oder ver-
sklaven, das deutsche Volk aufteilen und von den Nachbarländern annektieren lassen.  
Da niemand an solch drastische Maßnahmen denken kann, besteht das deutsche Problem heu-
te nicht nur aus der Frage, wie man das deutsche Volk friedfertig und dem Gesetz gehorsam 
machen, sondern auch darin, wie man das Können, die Arbeitskraft und die natürlichen Hilfs-
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mittel einer neuen und friedfertigen deutschen Nation zum Besten Europas und der Welt wirk-
sam werden lassen kann. ...<< 
Die SED lehnt am 23. Juli 1947 die Teilnahme am Marshall-Plan ab. 
Der US-Bankier Young begrüßte am 12. September 1947 den Marshall-Plan, um weitere 
kommunistische Expansionen zu verhindern (x111/367): >>... und daß der westliche Teil 
Deutschlands kommunistisch und von Rußland vereinnahmt wird.  
Wenn Rußland seine momentanen riesigen Ressourcen an Rohmaterialien und Arbeitskraft 
mit den schöpferischen, produktiven und organisatorischen Fähigkeiten der Deutschen ver-
binden könnte, würde es in kurzer Zeit zur mächtigsten Nation der Welt.  
Das ziemlich wahrscheinliche Ergebnis davon wäre, daß das gesamte Westeuropa zur An-
nahme eines kommunistischen Programms gezwungen wäre. Die USA stünden dann einer 
Bedrohung gegenüber, die die Bedrohung durch Hitler als Kinderspiel erscheinen ließe.<<  
Der Marshall-Plan erfolgte vor allem aus politischen Gesichtspunkten und kontrollierte die 
Eingliederung Deutschlands in das westeuropäische Staatensystem. Mit dem Marshall-Plan 
begann im Jahre 1948 die europäische Integration. Der Marshall-Plan war damals kein selbst-
loser Akt der USA, denn der Wiederaufbau der zerstörten westeuropäischen Infrastruktur 
wurde vielerorts von US-Unternehmen durchgeführt. 
Andrei A. Shdanow, ein enger Mitarbeiter Stalins, erklärte am 1. Oktober 1947 während einer 
Rede auf der Kominform-Gründungsversammlung (x058/381-382): >>... Die wirtschaftliche 
Expansion der USA bildet eine Ergänzung zum strategischen Plan. Der amerikanische Impe-
rialismus trachtet, die Schwierigkeiten der Nachkriegszeit in den europäischen Ländern, den 
Mangel an Rohstoffen, Treibstoff und Lebensmitteln in den alliierten Ländern, die durch den 
Krieg am stärksten geschädigt wurden, auszunützen, um ihnen Bedingungen für die Hilfelei-
stung aufzuzwingen.  
In Voraussicht der bevorstehenden Wirtschaftskrise beeilen sich die USA, neue Monopol-
sphären ausfindig zu machen, wo sie ihr Kapital investieren und ihre Waren absetzen könnten. 
Die "US-Wirtschaftshilfe" verfolgt das weitgesteckte Ziel, Europa mit Hilfe amerikanischen 
Kapitals zu versklaven. Doch die wirtschaftliche Kontrolle zieht auch die politische Unterord-
nung nach sich. ...  
Ihren Ausdruck haben die Bestrebungen in den USA gegenwärtig in der Truman-Doktrin und 
im Marschall-Plan gefunden. Dem Wesen nach bilden beide Dokumente den Ausdruck einer 
einheitlichen Politik, obwohl die gleiche Forderung nach Unterwerfung Europas in den beiden 
Dokumenten verschieden dargelegt ist. ...  
Die Truman-Doktrin, die darauf gerichtet ist, alle aktiv gegen die demokratischen Völker 
kämpfenden reaktionären Regime zu unterstützen, trägt unverhüllt aggressiven Charakter. Da 
die Truman-Doktrin so eine ungünstige Aufnahme fand, tauchte die Notwendigkeit des Mar-
schall-Planes auf. Das Wesen der verschwommenen Formulierungen dieses Planes besteht 
darin, einen Block der Staaten zu schaffen, die durch Verpflichtungen den USA gegenüber 
gebunden sind, und den europäischen Staaten als Lohn für ihren Verzicht auf die wirtschaftli-
che und dadurch auch politische Selbständigkeit amerikanische Kredite zu gewähren.  
Die Grundlage bildet dabei der Wiederaufbau der von den amerikanischen Monopolen kon-
trollierten Industriebezirke Westdeutschlands. Wie aus Beratungen hervorgeht, besteht der 
Marshall-Plan darin, die Hilfeleistung in erster Linie nicht den verarmten Siegerländern, den 
verbündeten Amerikas im Kampf gegen Deutschland, zu gewähren, sondern den deutschen 
Kapitalisten, um sich der für Europa wichtigsten Kohle und Eisenerzgebiete zu bemächtigen. 
Aus diesem Grund müssen sich die kommunistischen Parteien an die Spitze des Widerstandes 
gegen die imperialistischen Expansionspläne und gegen Aggressionen aller Arten ... stellen, 
sich zusammenschließen ... 
Wenn die kommunistischen Parteien fest auf ihren Positionen stehen werden, wenn sie sich 
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nicht einschüchtern lassen, ... wenn sie imstande sind, sich im Kampfe gegen die Versuche der 
wirtschaftlichen und politischen Versklavung ihrer Länder an die Spitze zu stellen, bereit sind, 
mit allen Kräften für die Ehre und nationale Unabhängigkeit einzustehen, dann können keiner-
lei Versklavungspläne Europas verwirklicht werden.<< 
Im Verlauf der 5. Außenministerkonferenz in London, vom 25. November bis zum 15. De-
zember 1947, konnten sich die 4 Siegermächte über keine deutsche Friedensregelung einigen.  
Das Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" berichtete später (am 19. März 1958) über den ge-
planten deutschen Friedensvertrag: >>Die Phantasie der Geschichte  
... Die letzte echte west-östliche Diskussion über dieses Thema gab es im Dezember 1947, zu 
einem Zeitpunkt also, an dem die Teilung der Welt noch nicht im kalten Krieg festgefroren 
war. Bis dahin stritten sich die Siegermächte des zweiten Weltkriegs einträchtig um die Ver-
teilung der Kriegsbeute und überlegten, wie man Deutschland am besten für alle Zeiten kne-
beln könne.  
Durch das Potsdamer Abkommen von 1945 war ein Rat der Außenminister Amerikas, der 
Sowjet-Union, Englands und Frankreichs eingesetzt worden. Er sollte "zur Vorbereitung einer 
friedlichen Regelung für Deutschland benutzt werden, damit das entsprechende Dokument 
durch die für diesen Zweck geeignete Regierung Deutschlands angenommen werden kann, 
wenn eine solche Regierung gebildet sein wird."  
Der amerikanische Außenminister Byrnes trug diesem Rat im April 1946 einen Plan vor, der 
"nach Beendigung der Besetzung Deutschlands in Kraft treten" solle. Von diesem noch unbe-
stimmten Zeitpunkt an müsse Deutschland auf 25 Jahre unter alliierter Kontrolle völlig neu-
tralisiert und entmilitarisiert werden. Die ausdrückliche Annahme dieses Status durch 
Deutschland, so forderte der amerikanische Außenminister, solle "eine wesentliche Voraus-
setzung für die Beendigung der alliierten Besetzung des deutschen Territoriums bilden".  
England und Frankreich stimmten diesem amerikanischen Plan damals zu. Dem sowjetischen 
Molotow war das noch nicht genug: "Die Sowjet-Regierung hält es für nötig, die Dauer der 
Abrüstung und Demilitarisierung Deutschlands auf eine Dauer von 40 Jahren auszudehnen." 
Außerdem: "Im Byrnes-Entwurf ist die Möglichkeit einer Beendigung der alliierten Besetzung 
vorgesehen." Die Besetzung müsse aber solange dauern, meinte Molotow, bis Sowjet-Rußland 
die zehn Milliarden Dollar Reparationen eingetrieben habe, die ihm in Jalta von den Ameri-
kanern konzediert worden seien.  
Eine Unzahl Staaten meldeten damals Spezialwünsche an, die im deutschen Friedensvertrag 
verankert werden sollten:  
- Belgien forderte, das Rheinland solle auf unbestimmte Dauer besetzt bleiben. Belgien wolle 
an der Besetzung teilnehmen. 40 Jahre lang sollten unter anderem jährlich 6,6 Millionen Ton-
nen Kohle und 750 Millionen Kilowatt elektrische Energie kostenlos geliefert werden. 
Deutschland müsse die belgische Rheinflotte wieder aufbauen. Deutschlands Export von Fer-
tigprodukten müsse eingeschränkt werden.  
- Holland forderte die Erdölfelder von Bentheim, das Kohlenbecken südlich von Venlo und 
die Insel Borkum, außerdem weitere kleinere Grenzverschiebungen. Die holländischen Seehä-
fen und Wasserwege müßten vor der deutschen Konkurrenz geschützt werden, Deutschlands 
Export von Fertigprodukten sei zu drosseln.  
- Polen wünschte, daß die Oder-Neiße -Linie als endgültige Grenze bestätigt werde, und erhob 
zusätzlich Anspruch auf die Insel Wollin. Der Friedensvertrag mit Deutschland müsse aus 
moralischen Gründen in Warschau unterzeichnet werden.  
- Die Tschechoslowakei wünschte die Grenzen vom 1. September 1938 garantiert und zusätz-
lich deutsches Gebiet westlich der Görlitzer Neiße. Deutschland müsse allen Sudetendeut-
schen verbieten, besondere Organisationen zu gründen. Außerdem wünschte die Tschecho-
slowakei das Recht auf Benutzung der deutschen Verkehrswege und Freihäfen in Hamburg 
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und Bremen.  
- Dänemark wünschte, der Kieler Hafen und der Kaiser-Wilhelm-Kanal müßten für alle Zeiten 
internationalisiert werden.  
- China bat zu den Arbeiten der Außenministerstellvertreter hinzugezogen zu werden, ohne 
schon detaillierte Forderungen gegen Deutschland anzumelden.  
- Norwegen forderte, daß Deutschland verboten werde, am Walfang teilzunehmen. Die deut-
sche Hochseefischerei dürfe nur eine begrenzte Anzahl von Fahrzeugen haben und müsse un-
ter strenger Kontrolle bleiben. Außerdem müsse verboten werden, daß deutsche Staatsbürger 
große Schiffe besitzen oder kontrollieren.  
- Brasilien legte dar, die Zerstörung der Einheit des Deutschen Reiches sei für das Wohl der 
Welt unentbehrlich, das Ruhrgebiet sei zu internationalisieren, die Saar einem besonderen 
Wirtschaftsregime zu unterstellen.  
- Luxemburg forderte die Kontrolle des Ruhrgebiets, andauernde Besetzung des Rheinlandes 
und regelmäßige deutsche Lieferungen von Holz, Strom, Ziegeln und anderen Produkten. Au-
ßerdem wünschte es Grenzberichtigungen im Raum von Trier. Hier spreche die Bevölkerung 
die "Luxemburger Sprache".  
- Australien war besonders daran gelegen, daß Deutschland im Friedensvertrag ausdrücklich 
auf alle Kolonien und antarktischen Gebiete verzichte.  
- Griechenland wünschte, Deutschland solle sich verpflichten, aus Griechenland 20 Jahre lang 
soviel Waren - vornehmlich Tabak - einzuführen, wie es dort im Durchschnitt der Jahre 1935 
bis 1939 gekauft hatte.  
Viele dieser frommen Wünsche wurden hinfällig, als im März 1948 mit dem "Prager Fenster-
sturz" des dem Westen wohlgesonnenen Außenministers Jan Masaryk die alliierte Kriegsko-
alition endgültig in Stücke ging. Die Großmächte richteten sich in den von ihnen besetzten 
Teilen Deutschlands ein.  
Von 1948 ab waren die Amerikaner nicht mehr bereit, den Sowjets irgendwelche Kontroll-
funktionen in Westdeutschland zu überlassen. Sie meinten, auf diesem Territorium einen mili-
tärischen Wall gegen den bolschewistischen Druck aus dem Osten aufrichten zu müssen und 
lehnten jede echte Diskussion mit den Sowjets über einen Friedensvertrag für ganz Deutsch-
land zehn Jahre lang bis heute ab. ...<<  
Am 3. April 1948 wurde das europäische Wiederaufbauprogramm verabschiedet. Im Rahmen 
des Marshall-Planes erhielten die westeuropäischen Länder von 1948-1952 etwa 14,7 Milliar-
den Dollar. Bis zum 30. Juli 1952 erhielten z.B. England 3,176 Milliarden Dollar, Frankreich 
2,706 Milliarden Dollar; Italien 1,474 Milliarden Dollar und Westdeutschland 1,389 Milliar-
den Dollar (x024/225).  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über den Marshall-Plan (x068/275-276): >>... Marshall, bei Beginn des Zweiten Weltkriegs 
Generalstabschef und militärischer Berater Roosevelts, war beteiligt an der Zerschlagung Mit-
tel- und Südeuropas - und nach dem Krieg baute er es wieder auf.  
Erst Volltreffer auf Volltreffer, dann ein Bombengeschäft; ein Bombengeschäft aber schon zur 
Zeit der Volltreffer, ja schon davor. Dafür erhielt der General 1953 den Friedensnobelpreis - 
zusammen mit Albert Schweitzer! (Der eigentliche Vater des Marshall-Planes soll freilich 
Will Clayton gewesen sein, der stellvertretende Wirtschaftsminister). 
Die Deutschen konnten, zur Verzweiflung getrieben, den Sowjets in die Arme fallen und dann 
mit ihnen gemeinsam den Westen tödlich bedrohen.  
Also päppelte man gerade die Exnazis wieder auf, überaus erfolgreich und ganz selbstlos, aus 
purem Mitleid mit dem verführten Volk, dessen böse Führer man hängte; ein paar Teufel, fast 
an zwei Händen herzuzählen, worauf die blanke Unschuld zum Vorschein kam; harmlose 
Mitläufer allenfalls, Nachläufer, die nun gleich weiterlaufen konnten, sollten, mit denen sich 
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das alte Spielchen einer flotten Aufrüstung, vielleicht eines flotten Aufmarsches; Einmarsches 
gar, wiederholen ließ.  
"Nach Ostland ..." - nur diesmal eben im Dienst der guten Sache.  
Waren die Russen Feinde, mußten die Deutschen Freunde werden. Und mit den Deutschen 
brauchte man weitere europäische Länder, am besten ganz Europa. Ganz Europa eine Ab-
wehrfront, eine Aufmarschbasis. Auf jeden Fall aber ganz Europa ein Absatzmarkt für US-
Produkte, ein Absatzmarkt, größer als der eigene daheim. ...<<  
Der deutsche Historiker Karl Dietrich Erdmann schrieb später über den Marshall-Plan (x243/-
161): >>... Die Motive für den Marshall-Plan müßten vor allem in der amerikanischen Über-
produktion, im Willen zur … Erleichterung des Welthandels, aber auch im politischen und 
ideologischen Bereich gesehen werden.<<  
Am 20. März 1948 fand die letzte Sitzung des Alliierten Kontrollrats statt. Marschall Wassili 
D. Sokolowski, ab 1946 Oberkommandierender der sowjetischen Truppen in der SBZ, prote-
stierte gegen die antisowjetische Haltung der Westmächte und verließ vorzeitig die Sitzung 
des Alliierten Kontrollrats. Die Viermächte-Verwaltung Deutschlands wurde damit beendet, 
denn der Alliierte Kontrollrat nahm die Arbeit später nicht mehr auf. Danach begann der sog. 
"Kalte Krieg" mit scharfer Propaganda, Druckmitteln und Zwangsmaßnahmen aller Art.  
Der sogenannte "Kalte Krieg" hatte für Deutschland verhängnisvolle Folgen, denn er besiegel-
te langfristig die deutsche Spaltung. Er zwang die Mittel- und Westdeutschen, Partei zu er-
greifen, so daß die Wiedervereinigung Deutschlands jahrzehntelang unmöglich wurde. Der 
wirtschaftliche und politische Aufbau Westdeutschlands sowie der militärische Schutz West-
europas wurden nachweislich mit dem vorläufigen Verzicht auf die Wiederherstellung 
Deutschlands erkauft. 
Während des "Kalten Krieges" erlahmten die politischen Säuberungsmaßnahmen der Sieger-
mächte zusehends, denn man benötigte jetzt auch die stärker belasteten NSDAP-Mitglieder 
für den Kampf gegen den Kommunismus oder den Kapitalismus und stufte sie deshalb nicht 
selten pauschal als Mitläufer ein.  
US-Militärgouverneur Clay berichtete später über die letzte Sitzung des Kontrollrats am 20. 
März 1948 und die Spannungen im Alliierten Kontrollrat (x299/146): >>... Nachdem der Dol-
metscher die Übersetzung der sowjetischen Anwürfe beendet hatte, begann der britische Ver-
treter mit einer Erwiderung. Die sowjetische Delegation unterbrach ihn grob, indem sie sich 
ohne Erklärung ... wie ein Mann erhob; Sokolowskij erklärte: "Ich finde es sinnlos, die Sit-
zung fortzusetzen, und ich erkläre sie hiermit für vertagt." 
Ohne ein weiteres Wort machten die sowjetischen Vertreter auf den Absätzen kehrt und ver-
ließen den Konferenzsaal. ...<<  
US-Militärgouverneur Clay warnte am 10. April 1948 das US-Kriegsministerium (x116/233): 
>>Die Tschechoslowakei haben wir verloren. ... Wenn Berlin fällt, folgt Westdeutschland als 
nächstes. Wenn wir beabsichtigen, Europa gegen den Kommunismus zu halten, dürfen wir 
uns nicht von der Stelle rühren.  
Wir können Demütigungen und Druck, die nicht zum Krieg führen, in Berlin einstecken, ohne 
das Gesicht zu verlieren. Wenn wir fortgehen, gefährden wir unsere europäische Position. 
Falls Amerika dies jetzt nicht versteht, wenn es nicht begreift, daß die Würfel gefallen sind, 
wird es nie zu dieser Erkenntnis kommen, und der Kommunismus wird alles überrennen. Ich 
glaube, die Zukunft der Demokratie verlangt von uns, daß wir bleiben. ...<< 
Jack Bennett, oberster Finanzberater der US-Regierung, informierte über die bevorstehende 
Währungsreform (x112/529): >>Die neue Währung heißt "Deutsche Mark". ...<<  
Am 18. Juni 1948 verkündeten die westlichen Militärregierungen im Rundfunk, daß am 21. 
Juni die DM-Währung in den drei Westzonen eingeführt werden soll. 
Die westlichen Alliierten verkündeten am 19. Juni 1948 weitere Einzelheiten zur Währungsre-
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form (x112/531): >>... Das erste Gesetz zur Neuordnung des deutschen Geldwesens ist von 
den Militärregierungen Großbritanniens, der Vereinigten Staaten und Frankreichs verkündet 
worden und tritt am 20. Juni in Kraft.  
Die bisher gültige deutsche Währung wird durch dieses Gesetz aus dem Verkehr gezogen.  
Das neue Geld heißt "Deutsche Mark", jede Deutsche Mark hat 100 Deutsche Pfennige.  
Das alte Geld, die Reichsmark, die Rentenmark und die alliierte Militärmark, ist vom 21. Juni 
an ungültig.<<  
Marschall Wassili D. Sokolowski, von 1946-48 Oberkommandierender der sowjetischen 
Truppen in der SBZ, verbot am 19. Juni 1948 das Westgeld in Groß-Berlin sowie in der Ost-
zone und ordnete die völlige Schließung der Zonengrenzen für den Personenverkehr an. 
Am 20. Juni 1948 wurde in den Westzonen die Währungsreform durchgeführt.  
Jeder Westdeutsche erhielt ein "Kopfgeld" von 40 DM, das einen Monat später um 20 DM 
erhöht wurde. Sämtliche Forderungen wurden auf 10 % ihres Nennwertes abgewertet. Die 
Reichsmark-Geldkonten tauschte man im Verhältnis 100:6,5 in Deutsche Mark um (x069/-
214).  
Am 23. Juni 1948 wurde gemäß SMAD-Befehl Nr. 111 die "Deutsche Mark der Deutschen 
Notenbank" in Ost-Berlin und in der SBZ eingeführt - das Umtauschverhältnis entsprach z.T. 
dem Tausch in den Westzonen.  
Am 24. Juni 1948 blockierten sowjetische Truppen sämtliche Land- und Wasserwege nach 
den Berliner Westsektoren und unterbrachen die Energieversorgung sowie Lebensmittel-
lieferungen aus der SBZ, um die West-Berliner Bevölkerung auszuhungern. Berlin konnte 
infolgedessen nur noch auf dem Luftweg versorgt werden. General Clay, von 1947-49 Mili-
tärgouverneur der US-Besatzungszone, erklärte am 24. Juni 1948 nach Rücksprache mit dem 
US-Präsidenten, daß man die Nordamerikaner nur durch einen Krieg aus Berlin vertreiben 
könnte (x116/235). 
US-Militärgouverneur Clay erteilte am 26. Juni 1948 den Befehl, eine Luftbrücke nach West-
Berlin einzurichten. Im Verlauf der Aktion "Luftbrücke" flogen die Nordamerikaner und Bri-
ten bis zum Ende der Berliner Blockade am 12. Mai 1949 in annähernd 200.000 Flügen rund 
1,44 Millionen t Güter nach West-Berlin (x058/152). 
Der deutsche Historiker Michael Stürmer berichtete später über die Berlin-Blockade (x073/-
232): >>Die Blockade traf die USA fast ohne Panzertruppen und Infanterie in Europa. Gene-
ral Clay hat zwar für kurze Zeit erwogen, eine gepanzerte Kolonne von Hannover in Richtung 
Osten über die Autobahn rollen zu lassen und die russische Entschlossenheit hart zu testen. 
Die USA besaßen damals das Atomwaffenmonopol, und daß ihre Luftwaffe auch mit konven-
tionellen Waffen Städte auszuradieren vermochte, hatte der Zweite Weltkrieg erwiesen. Aber 
die Vereinigten Stabschefs in Washington winkten ab, zu hoch war das Kriegsrisiko, zu 
schwach die amerikanische Landmacht.  
Es gab damals militärische Studien der Amerikaner, wonach bei einem tatsächlichen bewaff-
neten Vordringen der Russen nichts bleiben würde als ein langer Rückzug auf die Pyrenäen. 
So kam es zur Luftbrücke, auf deren Höhepunkt alle 48 Sekunden ein "Rosinenbomber" auf 
den Berliner Flugfeldern landete. ...<<  
 
Ruhrstatut und Zwangsbeitritt zur internationalen Ruhrbehörde 
Der französische Ministerpräsident de Gaulle forderte am 9. September 1945 während einer 
Pressekonferenz die Abtrennung des Rheinlandes und des Ruhrgebietes (x156/32-33): >>Ge-
mäß den Beschlüssen von Potsdam wurde Deutschland im Osten, nicht aber im Westen ampu-
tiert. Der Strom der deutschen Vitalität richtet sich damit nach Westen. Eines Tages könnte 
sich auch die deutsche Aggressivität gegen Westen wenden. Deshalb muß im Westen eine 
Regelung gefunden werden, die ein Gegengewicht zu jener im Osten darstellt.  
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Die Schlüsselzonen sind das Rheinland und das Ruhrgebiet. Für jede sollte eine Sonderrege-
lung ausgearbeitet werden. Das Rheinufer, d.h. das linke Rheinufer, stellt ein Grenzland dar, 
das Köln einschließt und sich bis zur Schweizer Grenze ausdehnt.  
Die militärische Sicherheit Frankreichs, Belgiens, Hollands und Großbritanniens erfordert die 
Unterstellung des Rheinlands unter ihre gemeinsame strategische und politische Kontrolle. Sie 
erfordert, daß es ein für allemal vom deutschen Staat in solcher Weise abgetrennt wird, daß 
seine Bewohner wissen, daß ihre Zukunft nicht in Deutschland liegt. Die Aufgabe des Rhein-
lands durch Frankreich war das Vorspiel zu diesem Kriege. ...<<  
Der französische Ministerpräsident Charles de Gaulle forderte am 23. September 1945 in ei-
ner Rundfunkansprache die Internationalisierung des Ruhrgebietes durch ein gemeinschaftli-
ches Kontrollregime. Ferner sprach er sich für eine dauernde militärische Besetzung Deutsch-
lands entlang der Rheinlinie durch die Franzosen aus (x156/33).<<  
Das französische Kabinett verlangte am 4. Dezember 1945 für ihre Zustimmung zur Errich-
tung einer deutschen Zentralregierung die Abtretung des Rheinlandes und des Ruhrgebietes 
(x111/110). 
Am 12. Dezember 1945 erklärte der französische Außenminister Bidault während einer Pres-
sekonferenz erneut, daß man der Errichtung einer deutschen Zentralregierung nur zustimmen 
könnte, wenn man das Rheinland und das Ruhrgebiet vom Deutschen Reich abtrennen würde 
(x111/113). 
Die "Berliner Zeitung" veröffentlichte am 27. Februar 1946 folgende Meldung der britischen 
Nachrichtenagentur "REUTERS" (x043/119): >>... General Koenig. französischer Oberbe-
fehlshaber in Deutschland, erklärte, Frankreich bestehe darauf, daß, bevor die zentrale Ver-
waltung gebildet wird, die westlichen Grenzen Deutschlands festgelegt werden, wie es im 
Osten der Fall gewesen sei.  
Wenn dies geschehe, werde es nicht nötig sein, seine Erzeugungskapazität zu beschränken. 
Die Produktion Deutschlands, insbesondere die Kohlenförderung, werde für den Wiederauf-
bau Deutschlands selbst und der alliierten Länder dienen, während die Produktionsüberschüs-
se die Bezahlung der Einfuhr fördern würden. 
Das Rheinland, das im Laufe der letzten 75 Jahre der Ausgangspunkt der 3 deutschen An-
griffskriege gegen Frankreich gewesen sei, müsse auf längere Zeit hinaus militärisch besetzt 
werden.  
"Wenn das Ruhrgebiet in Zukunft nicht einer internationalen Kontrolle unterstellt wird", er-
klärte Koenig, wird Frankreich die restlose Zerstörung des gesamten Wirtschaftspotentials mit 
Ausnahme dessen fordern, was für die lebensnotwendigsten Bedürfnisse Deutschlands ge-
braucht wird. 
Wenn das Ruhrgebiet internationalisiert wird, wünscht Frankreich die Ausnützung der gesam-
ten industriellen Möglichkeit dieses Gebietes für die Bedürfnisse Europas.<< 
Der französische Außenminister Bidault forderte am 15. Mai 1946 während einer Konferenz 
in Paris (x111/169): >>Das Grubengebiet der Ruhr mit 5 Millionen Einwohnern soll interna-
tionalisiert und zur Überwachung der dauernden Entmilitarisierung von internationalen Trup-
pen besetzt werden. ...  
Zwischen dem Ruhrgebiet und Deutschland muß eine Wirtschaftsgrenze errichtet werden.  
Das Rheinland soll von der Pfalz bis einschließlich Köln von französischen und nördlich da-
von von belgischen, niederländischen und allenfalls angelsächsischen Truppen besetzt werden 
und entweder als staatsrechtliche Einheit oder in 2-3 neuzuschaffende Staaten aufgeteilt und 
organisiert werden.  
Im Saargebiet sollen die Bergwerke Frankreich übergeben und der Zuständigkeit der alliierten 
Kontrollkommission entzogen werden. Es muß durch Frankreich dauernd militärisch besetzt 
werden. Über sein endgültiges politisches Schicksal ist erst später zu entscheiden.<<  
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Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 16. Juli 1946 über die "Pariser Konferenz" der 
alliierten Siegermächte (x111/193): >>Das Dunkel, das über der Politik der verschiedenen 
Mächte gegenüber Deutschland lag, hat sich jetzt gelichtet.  
Einigkeit unter sämtlichen Alliierten besteht nur in der Saar-Frage. Bei der Ruhr haben sich 
Amerika, England und Rußland gegen Frankreich für das Verbleiben dieses Gebietes bei 
Deutschland erklärt. ...<< 
Am 20. Juli 1946 wurde ein Vorschlag der US-Regierung, die Wiedervereinigung der Besat-
zungszonen anzustreben, im Alliierten Kontrollrat von Frankreich und der Sowjetunion abge-
lehnt (x009/507). 
Ministerpräsident Charles de Gaulle schlug am 28. Juli 1946 "praktische, einfache Deutsch-
land-Lösungen" vor (x156/33-34): >>Deutschland bleibt Deutschland, das heißt, ein großes 
Volk, konzentriert im Herzen Europas, ein Volk, das sich im Abgrund doch noch seiner Hö-
hepunkte erinnert und das der Dämon des Krieges noch eines Tages dazu verleiten könnte, 
seine Größe wiederzufinden, wenn man ihm die Möglichkeit gibt, seinen Ehrgeiz mit dem 
eines anderen Volkes zu verbinden. 
Es ist die Aufgabe Frankreichs, zu verhindern, daß Deutschland wieder ein zentralisierter Ein-
heitsstaat, kurz das "Reich" wird, dessen Bewaffnung und Drang immer die Bedingungen sei-
ner kriegerischen Unternehmungen bildeten.  
Jetzt, da der Geist des Friedens sich sehr schüchtern bewegt, da die internationale Zusammen-
arbeit noch nicht über die Verfahrensstreitigkeiten hinausgekommen ist und es in die Augen 
fällt, daß sehr viel Zeit noch vergehen muß, bis eine solche internationale Zusammenarbeit 
verwirklicht wird, vor allem, da es unter den siegreichen Mächten Differenzen gibt, von denen 
keiner weiß, wohin sie noch führen können, wie sollen wir da zugeben, daß man jetzt politisch 
oder wirtschaftlich - was bald auf dasselbe herauskäme - das Instrument wiederherstellt, wel-
ches dasjenige Bismarcks, Wilhelm II. und Hitlers war? 
Der Vorschlag Frankreichs ist eine ehrliche, praktische, hinsichtlich Deutschlands menschli-
che und einfache Lösung, und jeder kennt sie. Die verschiedenen traditionsgebundenen deut-
schen Einheiten: Preußen, Sachsen, Bayern, Württemberg, Baden, Hessen, Pfalz, Provinz 
Rheinland, die nordwestlichen Provinzen sollen wiedererstehen, sich selbst verwalten und 
jede sich auf ihre Rechnung und auf ihre Art und Weise einrichten.  
Das ungeheure Arsenal der Ruhr soll unter internationale Kontrolle gestellt werden, nicht um 
die deutsche Bevölkerung des Lebensnotwendigen zu berauben, sondern um unter den Nach-
barstaaten die für das wirtschaftliche Leben aller notwendigen Kohle aufzuteilen.  
Das Saarbecken, dessen Kohle uns durch den Versailler Vertrag übergeben wurde, deren Aus-
beutung sich ganz natürlich an den unserer Erzbergwerke anschließt, soll in die französische 
Wirtschaft eingegliedert werden.  
Polen soll eine Westgrenze bekommen, die den im Osten erlittenen Verlust wiedergutmacht. 
...<<  
US-Unterstaatssekretär Hilldung erklärte am 2. Oktober 1946 (x111/223): >>... Deutschland 
bleibt die Wegkreuzung Europas. ... Wenn Deutschland zur wirtschaftlichen Gesundung Eu-
ropas wirksam beitragen soll, so muß es ... als ein Land und nicht als vier Länder behandelt 
werden.<< 
General Koenig, von 1945-49 Militärgouverneur der französischen Zone, erklärte am 8. De-
zember 1946 vor der Presse (x111/255): >>Frankreich hat kein Interesse an einer Verschmel-
zung seiner Zone mit der amerikanischen und britischen Zone. ...<<  
Anfang 1947 erklärte ein Ausschuß von europäischen Wirtschaftsexperten (x021/472): >>Es 
gibt drei mögliche Lösungen des deutschen Problems: 
a) Man kann die Deutschen verhungern lassen. 
b) Man kann ihre Erzeugung niedrig halten und sie durch alliierte Unterstützung vor dem Ver-
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hungern bewahren. 
c) Man kann ihnen die Möglichkeit verschaffen, zu arbeiten und wenigstens soviel hervorzu-
bringen, daß sie für die Einfuhren der lebensnotwendigen Nahrungsmittel bezahlen können. ... 
Angesichts des jetzigen Zustandes will der Ausschuß lediglich die Tatsache unterstreichen, 
daß es zwecklos ist, das Huhn, das goldene Eier legt, ums Leben zu bringen. ...  
Vor dem Krieg hatte Deutschland eine überragende Stellung in der europäischen Wirtschaft. 
Der tatsächliche Tiefstand seines wichtigen Ein- und Ausfuhrhandels hat tiefgründige Rück-
wirkungen auf die hauptsächlichsten seiner ehemaligen Kunden und Lieferanten im Ausland. 
Wenn ein Land wenig blüht, weil sein Handel mit Deutschland stockt, so wird es auch ein 
schlechter Markt für die Waren und Dienste anderer Länder sein. ...<< 
Der französische Politiker Maurice Schumann erklärte am 11. Januar 1947 während einer Re-
de in Nordamerika (x156/53): >>... Wenn es sein muß, daß die Lebensinteressen eines von 
uns beiden durch den Kohlenmangel leiden müssen, dann sollte Deutschland an erster Stelle 
leiden und dann erst Frankreich. Denn eine solche Reihenfolge wäre für Deutschland der ein-
zig konkrete Weg, zur Wiedergutmachung dessen beizutragen, was es zerstört hat oder was 
durch seine Schuld zerstört wurde.  
Aber - um auf der politischen Ebene zu bleiben - ich glaube, ich habe Ihnen die logische Ent-
wicklung unserer These gezeigt: Um eine europäische Gemeinschaft zu schaffen, müssen die 
Hilfsquellen, die bisher nur zur Kriegsvorbereitung benutzt wurden, neutralisiert und für ganz 
Europa ausgebeutet werden anstatt für Deutschland allein. Eine solche Verteilung ist unmög-
lich, ja sogar unvorstellbar, wenn nicht die Hauptquellen, nämlich die des Ruhrgebietes, einer 
internationalen Behörde unterstellt werden. ...<<  
Der sowjetische Marschall Sokolowski erklärte am 27. Februar 1947 im Verlauf der Sitzung 
des alliierten Kontrollrats (x111/287): >>... Es taucht die Frage auf, ob nicht mit dem Zweizo-
nenabkommen beabsichtigt wird, die Besetzung Deutschlands dazu zu benutzen, die deutsche 
Wirtschaft zu verschlingen, sie britischen und amerikanischen Monopolen zu unterwerfen, sie 
ihrer selbständigen Bedeutung zu berauben und somit Deutschland oder zumindest West-
deutschland zu einem Anhängsel ausländischer Monopole zu machen.<<  
Am 22. März 1947 lehnte der sowjetische Außenminister Molotow im Verlauf der 4. Außen-
ministerkonferenz in Moskau die französische Forderung auf Abtrennung des Rheinlandes 
und des Ruhrgebietes sowie eine Zerstückelung Deutschlands ab (x111/296).  
Obwohl das Deutsche Reich total zerschlagen war, vereinbarten Frankreich und England im 
März 1947 in Dünkirchen einen Sicherheitspakt. Dieser Pakt verpflichtete die Teilnehmerstaa-
ten (ab 1948 = "Brüsseler Pakt") zur gegenseitigen Hilfe "für den Fall der Erneuerung einer 
deutschen Aggression" (x128/264). 
Am 9. April 1947 berichtete der US-Generalstab in einem streng geheimen Dokument bereits 
über die Wiederaufrüstung Deutschlands (x068/300-301): >>Die potentiell stärkste Militär-
macht dieses Gebietes ist Deutschland.  
Ohne deutsche Hilfe könnten die übrigen Länder Westeuropas kaum so lange den Armeen 
unserer ideologischen Gegner widerstehen, bis die Vereinigten Staaten ausreichend große 
Streitkräfte mobilisiert und ins Feld geführt haben, um ihnen eine Niederlage zu bereiten. ...  
Der wirtschaftliche Wiederaufstieg Deutschlands ist daher vom Standpunkt der Sicherheit der 
Vereinigten Staaten von vorrangiger Bedeutung.<<  
Der französische Außenminister Bidault forderte am 10. April 1947 während der 4. Außenmi-
nisterkonferenz in Moskau nochmals die Internationalisierung des Ruhrgebietes, eine politi-
sche Loslösung des Saarlandes von Deutschland und einen autonomen Rheinstaat (x111/305). 
Der sowjetische Außenminister Molotow lehnte am 11. April 1947 erneut die französische 
Forderung auf Abtrennung des Rheinlandes und des Ruhrgebietes von Deutschland ab (x111/-
306).  
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Am 24. April 1947 scheiterte die Moskauer Viererkonferenz, weil die Westmächte der So-
wjetunion weder die "demokratisch-antifaschistische" Ausrichtung Westdeutschlands noch 
Reparationen aus laufender Produktion oder die Vier-Mächte-Kontrolle der Ruhr zubilligen 
wollten (x009/405-406).  
Am 29. Januar 1948 erklärte der CDU-Politiker Adenauer während einer Tagung der Europäi-
schen Union christlicher Demokraten (x112/444): >>Ich fühle mich heute in erster Linie als 
Europäer und erst in zweiter Linie als Deutscher. ...<<  
Die Londoner Sechsmächte-Konferenz vom 20. April bis zum 2. Juni 1948 endete mit der 
Empfehlung, Deutschland am Wiederaufbau Europas zu beteiligen sowie die Errichtung einer 
internationalen Behörde für die Kontrolle des Ruhrgebietes (x156/55-56): >>Es wurde eine 
Übereinstimmung erzielt, die Errichtung einer internationalen Behörde für die Kontrolle des 
Ruhrgebietes zu empfehlen, in der die Vereinigten Staaten, das Vereinigte Königreich, Frank-
reich, die Benelux-Länder und Deutschland vertreten sein sollen.  
Die Errichtung dieser Behörde bedeutet keine politische Abtrennung des Ruhrgebietes von 
Deutschland. Vorgesehen ist jedoch die Kontrolle über die Verteilung der Kohlen-, Koks- und 
Stahlproduktion der Ruhr, um einerseits zu verhindern, daß die industrielle Konzentration in 
diesem Gebiet zu einem Aggressionsmittel wird, und andererseits zu gewährleisten, daß die 
Produktion allen am europäischen Wirtschaftsprogramm teilnehmenden Ländern einschließ-
lich Deutschlands zugute kommt. ...<<  
Konrad Adenauer erklärte am 10. Juni 1948 in der Tageszeitung "Die Welt" (x112/525): 
>>Deutschland ist bereit, als gleichberechtigtes Mitglied einer Föderation auf einen Teil sei-
ner Souveränitätsrechte zu verzichten, doch glaube ich nicht, daß Deutschland einen Frie-
densvertrag mit einem einseitigen Verzicht auf wesentliche Souveränitätsrechte unterzeichnen 
wird. Zu diesen gehören auch die freie Verfügung über Wirtschaft und Außenhandel.  
Eines ist gewiß: Sicherheit wird niemals durch Zwang gewährleistet. ...<<  
Konrad Adenauer schrieb am 5. Juli 1948 über die sog. "Londoner Empfehlungen" (x095/77): 
>>... Auf Ihr ...Schreiben vom 25. Juni ... erwidere ich Ihnen ergebenst, daß die "Londoner 
Empfehlungen" katastrophal sind; der Versailler Vertrag ist dagegen ein Rosenstrauß. Das im 
einzelnen auseinanderzusetzen, würde zu weit führen. Ich hielt es für nötig, daß die deutschen 
Parteien, mit Ausnahme der KPD, gemeinsam ihre Ablehnung zum Ausdruck brächten. ...<<  
Während der Zonenkonferenz in Minden kritisierte Konrad Adenauer am 10. Juli 1948 das 
Londoner Abkommen (x112/548): >>... Das Londoner Abkommen ist gegenüber dem Ver-
sailler Vertrag viel, viel härter und schwerer.  
Eine solche wirtschaftliche Annektion ist noch schlimmer als eine politische Annektion. Bei 
einer politischen Annektion werden die Menschen gehört, sie werden Bürger, und sie bekom-
men ihre Abgeordneten, und man beschäftigt sich mit ihnen. So aber arbeiten wir unter Kon-
trolle und für die andern.  
Ob das auf Dauer gutgehen wird, das wage ich zu bezweifeln.<<  
Der französische Außenminister Robert Schuman bezeichnete es am 10. Oktober 1948 in Ko-
blenz als selbstverständlich, daß Westdeutschland ein Teil der Europa-Union werden müsse 
(x112/605).  
Beim "Londoner Sechs-Mächte-Abkommen" beschlossen die westlichen Besatzungsmächte 
und die Benelux-Staaten (Belgien, Niederlande und Luxemburg) am 28. Dezember 1948 die 
Einsetzung einer Internationalen Ruhrbehörde (Ruhrstatut), um die gesamte Kohlen- und 
Stahlproduktion des Ruhrgebietes zu kontrollieren (x101/18).  
Konrad Adenauer schrieb am 30. Dezember 1948 (x095/84): >>... Dringend nötig ist aber, 
daß wir so schnell wie möglich eine westdeutsche Bundesregierung bekommen. Die Notwen-
digkeit der möglichst baldigen Schaffung einer solchen Bundesregierung tritt auch wieder klar 
zu Tage durch das eben bekannt gewordene Ruhrstatut. Erst wenn eine westdeutsche Bundes-
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regierung besteht, werden die Deutschen in der durch dieses Statut geschaffenen Ruhrbehörde 
mindestens einen gewissen Einfluß ausüben können. 
... Es sieht fast so aus, als ob in Amerika wieder Morgenthau-Ideen etwas mehr an Boden ge-
wännen, hoffentlich nur vorübergehender Art. ...<<  
Die SPD-Parteizeitung "Neuer Vorwärts" kritisierte am 1. Januar 1949 das "Ruhrstatut" 
(x112/647): >>Das Statut bedeutet eine große Vertrauenskrise für die Demokratie und die 
westlichen Siegermächte im deutschen Volk. ...  
Die Einigung ist jetzt auf Kosten des deutschen Volkes erfolgt. Durch die vorliegende Rege-
lung wird keine gedeihliche internationale Zusammenarbeit geschaffen. Diese Internationali-
sierung ist einseitig mit bevorrechtigten Subjekten und dem benachteiligten Objekt Deutsch-
land. ...<<  
Die Wochenzeitung "DIE ZEIT" berichtete am 6. Januar 1949: >>Das Ruhrstatut  
... In der deutschen Öffentlichkeit hat die Verkündung dieses "Übereinkommens", dessen In-
halt den deutschen Partnern bis dato unbekannt war, Kritik und Niedergeschlagenheit ausge-
löst. ...  
Vom Morgenthau- bis zum Marshall-Plan haben wir hinsichtlich Industrieplan, Demontage 
und Stahlquote manche Wandlung erlebt, die eher eine optimistische als eine pessimistische 
Auslegung rechtfertigt.  
Und was die Dauer solcher Bestimmungen anbelangt, kann man den Optimismus der Sechs-
mächtekonferenz nur bewundern, wenn sie in Anlehnung an die Vorschläge von Byrnes die 
Vision einer vierzigjährigen Lebensdauer der Ruhrbehörde beschwört.  
Schließlich sind erst drei Jahre vergangen, seit im Potsdamer Abkommen die Westalliierten 
und Rußland vereinbarten, eine Entscheidung über die Ruhrindustrie gemeinsam zu treffen. 
Das war 1945 - im Ruhrstatut von 1948 ist Rußland gar nicht mehr erwähnt.  
Es ist ferner zu bedenken, daß die deutsche Stahl- und Kohleindustrie bisher unter angloame-
rikanischer Kontrolle stand, also in gewisser Weise nur eine Kontrolle durch eine andere ab-
gelöst wird und daß überdies die gesamte deutsche Wirtschaft im Rahmen der Marshall-
Planung ohnehin nicht frei ist. Man muß sich allerdings auch darüber klar sein, daß die Hand-
haben zur Kontrolle der deutschen Wirtschaft, wie sie die Ruhrbehörde - in der Deutschland 
bekanntlich von 15 Stimmen nur 3 hat - bietet, wirklich allumfassend sind.  
In jeder modernen Wirtschaft kann man über die Kontrolle der Grundstoffe: Kohle, Stahl und 
Roheisen praktisch die gesamte Volkswirtschaft lenken. Wenn außerdem die Ruhrbehörde 
laut §§ 14 und 15 noch ermächtigt ist, die Qualitäten und Typen bei der Ausfuhr zu bestim-
men und die Preise, das Transportwesen, die Zölle und Wirtschaftsmethoden zu überprüfen, 
so bedeutet dies, daß eine internationale Kommission die Struktur der deutschen Wirtschaft 
bestimmt, die Höhe des Eigenverbrauchs und den deutschen Lebensstandard.  
... Und schließlich erhebt sich noch die politische Frage, kann man die zukünftige deutsche 
Regierung von vornherein in ihren Kompetenzen so stark einschränken, daß sie eine eigene 
Wirtschaftspolitik eigentlich gar nicht mehr ausüben kann?  
Auf all diese Fragen wird man in den 35 Paragraphen des Ruhrstatuts keine Antwort finden, 
erst die Durchführung kann sie bringen. Potentiell sind beide Möglichkeiten gegeben: die 
Ruhrbehörde kann, wie ihre Kritiker sagen, zur kolonialen Ausbeutung Deutschlands führen 
... 
Bisher hat es sich gezeigt daß die Realitäten und wirtschaftlichen Erfordernisse stärker waren 
als die Theorien von Mr. Morgenthau, der das Ruhrgebiet in eine Schafweide verwandeln 
wollte. In Ruhe abwarten, wie die Ruhrbehörde arbeitet und nicht übereilt beitreten wird daher 
bis auf weiteres die deutsche Aufgabe sein.<< 
Das Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" berichtete am 8. Januar 1949 über das Ruhrstatut: 
>>Tedeum des Sieges  
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Der französische Ministerrat beeilte sich, den Entwurf des Londoner Ruhrstatuts als erste be-
teiligte Regierung zu billigen. Er tat das "mit Genugtuung". Die Statuten gehen den Franzosen 
ein wie Honigseim. Die Deutschen schlucken schwer an dem bisher bittersten Tropfen aus 
dem totalen Kapitulationskelch.  
Das Ruhrgebiet bleibt deutsches Eigentum und in deutscher Verwaltung. Daran ändert keiner 
der 35 Paragraphen des Kontrollstatuts der Engländer, Amerikaner und der Benelux-Staaten 
etwas. Sonst aber ändert sich manches.  
"Das Ruhrstatut ist der tragische Fehlschlag der Nachkriegszeit", konstatiert Wirtschaftsdirek-
tor Ludwig Erhard in der Höchster McNair-Kaserne. "Die letzte Konsequenz des Statuts ist, 
daß die soziale Lebensführung, der Lebensstandard des deutschen Volkes, jetzt nicht mehr 
abhängig ist von deutschen Bestrebungen, deutschem Fleiß und deutscher Sozialpolitik, son-
dern vom Votum der Interessenten und Konkurrenten der deutschen Wirtschaft."  
Den anglo-amerikanischen Versicherungen, die Deutschen müßten sich darauf verlassen, daß 
die Bestimmungen des Ruhrstatuts von der internationalen Behörde … auf "Treu und Glau-
ben" gehandhabt werden würden, steht Erhard skeptisch gegenüber. ... 
Bei entsprechender Abstimmungskonstellation können die westlichen Vertreter praktisch je-
den deutschen Exportzweig, der ihrer eigenen Wirtschaft gefährlich zu werden droht, abdros-
seln. Ohne den gütigen Geist George C. Marshalls … könnte der gegenwärtige Rohstoffanteil 
des deutschen Exports (Kohle, Holz und Schrott) in alle Ewigkeit zum Hauptbeitrag der deut-
schen Ausfuhrproduktion gestempelt werden. ... 
"In der Praxis wird die internationale Ruhrbehörde das künftige westdeutsche Wirtschaftsmi-
nisterium sein", befürchtet Nordrhein-Westfalens Wirtschaftsminister SPD-Professor Erik 
Nölting. "Sie wird den Lebensstandard auch des letzten Bayern im Allgäu bestimmen."  
"Exterritoriale Vorrechte, wie sie im Ruhrgebiet einer administrativ tätigen Behörde einge-
räumt werden, gehörten bislang zum Instrumentarium der Kolonialpolitik."  
Besonderen Schutz des Londoner Statuts genießen Betriebe der Grundindustrien, in denen 
ausländisches Kapital arbeitet. Die Behörde soll den zuständigen Besatzungsmächten den 
Schutz ausländischer Firmen vor "diskriminierenden Maßnahmen" der deutschen Konkurrenz 
empfehlen. In den meisten Fällen sind für diese Empfehlung Absender und Empfänger gleich. 
Das Fremdkapital im kontrollierten Ruhrgebiet ist restlos im Besitz der Westmächte. ... 
Das Gesetz 75 zur Übergabe der westdeutschen Industrie an deutsche Treuhänder bleibt be-
stehen. Auch die Kontrollen zur Verhinderung neuer wirtschaftlicher Machtkonzentration 
bleiben in Kraft. Die Behörde besitzt ein unbedingtes Auskunftsrecht. Die deutschen Betriebe 
werden regelmäßig Arbeitsberichte einreichen müssen. Den Ruhrkontrolleuren steht jedes 
Fabriktor offen. ... 
Ruhrstatut und Besatzungsstatut sollen Kern einer künftigen Friedensregelung mit Deutsch-
land bilden. Die drei deutschen Stimmen gehören bis zur Bildung einer westdeutschen Regie-
rung einem alliierten Besatzungsvertreter. Sie werden immer nur ein schwaches Stimmchen in 
dem Chor der anderen Partner sein. Zur Beschlußfassung der Behörde genügen acht Jastim-
men. ... 
Die sowjetische Behauptung, der Londoner Vertrag enthalte Geheimklauseln über eine Remi-
litarisierung Deutschlands sowie Sondervereinbarungen in der Eigentumsfrage, wurde von der 
britischen Regierung dementiert. Rußland bezeichnet das Ruhrabkommen als ungesetzlich 
und "besonders schändliche Verletzung internationaler Abkommen". ... 
Frankreichs Presse singt - mit Ausnahme der Kommunisten - ein "Tedeum des Sieges", wie 
die Pariser "Le Monde" schreibt. Der französische Außenminister Schuman schmiedete das 
Ruhreisen, solange es unter den deutschen Remilitarisierungsdebatten und anderen im Aus-
land als "Anzeichen nationalistischer Wiedergeburt" gewerteten Diskussionen heiß war.  
Frankreichs große Befürchtung war eine Ruhrwirtschaft in Form einer amerikanisch-
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deutschen Holding-Gesellschaft, bei der die deutschen Schwerindustriellen die Managerpo-
sten übernehmen sollten. Die Franzosen sind darüber jetzt beruhigt.  
... Am schärfsten stehen SPD und KPD in Opposition zu dem Statut. Das heißt aber nicht, daß 
sie sich in ihrer Opposition einig sind.  
"Das Ruhrstatut bedeutet Sklaverei" schrieben Kommunistenhände in roter Farbe an die Fas-
sade des Düsseldorfer Arbeitsamtes. Viele Leute blieben davor stehen. Zu größeren Unruhen 
kam es nicht. Die Tagesberichte der westdeutschen Polizeireviere vermelden keine besonde-
ren Vorkommnisse.  
Nur Köln machte eine Ausnahme. 23 Personen wurden auf der Polizeiwache eingeliefert. Sie 
hatten einen Arbeiter verprügelt, der die Ansicht vertrat, das Ruhrstatut sei schließlich eine 
Folge des Hitlerkrieges. Alle 23 gaben zu, noch keine Zeile des Ruhrstatuts gelesen zu haben. 
...<<  
Das "Ruhrstatut" trat am 22. April 1949 in Kraft. Danach war die Kohlen-, Koks- und Stahl-
produktion des Ruhrgebietes einer internationalen Kontrollbehörde unterstellt (x101/19). 
In diesem "Ruhrstatut" vom 22. April 1949 hieß es (x243/177): >>... Da die internationale 
Sicherheit und die allgemeine wirtschaftliche Gesundung erfordern, daß die Hilfsquellen der 
Ruhr ... nicht für Angriffszwecke verwendet werden, sondern im Interesse des Friedens ("er-
richten Belgien, Frankreich, Luxemburg, die Niederlande, Großbritannien und die USA) eine 
internationale Behörde für die Ruhr ... (zur) Aufteilung der Kohle, des Kokses und des Stahls. 
...  
Sobald eine deutsche Regierung errichtet worden ist, kann sie dem vorliegenden Abkommen 
beitreten. ...<<  
Am 5. Mai 1949 wurde in London der Europarat - Sitz: Straßburg - gegründet.  
Im Petersberger Abkommen vereinbarten die Bundesregierung und die westlichen Besat-
zungsmächte am 22. November 1949 einen teilweisen Demontagestopp. Die deutsche Bun-
desregierung beantragte danach für die weitgehende Einstellung der Demontage den Beitritt 
zur internationalen Ruhrbehörde.  
Im Petersberger Abkommen vom 22. November 1949 hieß es (x067/227-228): >>1. Die Hohe 
Kommission und die Bundesregierung sind sich darin einig, daß die Beteiligung Deutschlands 
an all jenen internationalen Organisationen herbeigeführt werden soll, durch welche die Erfah-
rung Deutschlands und dessen Unterstützung zum allgemeinen Wohlergehen beitragen kön-
nen. ... 
Sie stellen den auf beiden Seiten ausgesprochenen Wunsch fest, daß die Bundesrepublik bald 
als ein assoziiertes Mitglied in den Europarat aufgenommen und daß ein bilaterales Abkom-
men mit der Regierung der USA über die Mithilfe unterzeichnet werden sollte. 
Die Bundesregierung, in Erwägung der Wünschbarkeit der möglichst engen Mitarbeit 
Deutschlands bei der Wiedererrichtung der westeuropäischen Wirtschaft, erklärt ihre Absicht, 
das Gesuch um die Mitgliedschaft bei der internationalen Ruhrbehörde zu stellen. ... 
In der Demontierungsfrage hat die Hohe Kommission die gegenwärtig Lage im Lichte der 
Zusicherung der Bundesregierung wiedererwogen und der folgenden Änderung des Pro-
gramms zugestimmt.  
Die folgenden Werke werden von der Reparationsliste ausgenommen und die Demontierung 
ihrer Ausrüstung eingestellt: 
a) Fabriken für synthetisches Öl und Kunstgummi: ... 
b) Stahlwerke: ... 
Alle Demontierungen in Berlin werden eingestellt.<<  
Bundeskanzler Adenauer begründete am 25. November 1949, um 3 Uhr morgens, im Bundes-
tag das Petersberger Abkommen (x243/177): >>... Ich stelle fest, ... daß die sozialdemokrati-
sche Fraktion bereit ist, eher die ganze Demontage bis zu Ende gehen zu lassen. -  
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"Sehr gut!" und "Hört! Hört!" und lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.  
Zuruf von links: "Unerhört so was!"  
Gegenruf von rechts: "Ihre englischen Freunde versagen!" -  
Zuruf von der SPD: "Eine politische Taktlosigkeit!" ... 
Zu dieser Frage muß die Opposition Stellung nehmen.  
Lebhafte Stellungnahme bei den Regierungsparteien ... -  
das ist die Frage, um die es sich handelt: ... Ist sie bereit, einen Vertreter in die Ruhrbehörde 
zu schicken, oder nicht?  
Und wenn sie erklärt: nein, dann weiß sie auf Grund der Erklärungen, die mir der britische 
General Robertson abgegeben hat, daß die Demontage bis zu Ende durchgeführt wird.  
Dr. Schumacher/SPD: "Das ist nicht wahr!" - ...  
Gegenruf bei den Regierungsparteien. - Weitere erregte Zurufe von SPD und KPD. -  
Glocke des Präsidenten.  
Renner/KPD: "Wo steht denn das?" -  
Zurufe von links: "Sind sie noch ein Deutscher? - Sprechen sie als deutscher Kanzler? -  
Dr. Schumacher: "Der Bundeskanzler der Alliierten!" ... 
Präsident Dr. Köhler schloß nach der unterbrochenen Sitzung um 6.11 Uhr Dr. Schumacher 
gemäß der Geschäftsordnung des Bundestages für 20 Sitzungstage von den Verhandlungen 
des Bundestages aus.<< 
Die "Neue "Zürcher Zeitung" berichtete am 26. November 1949 über die Sitzung des Deut-
schen Bundestages vom 24./25.11.1949 (x067/228): >>Im Laufe der Debatte wurde der Vor-
sitzende der SPD-Fraktion, Kurt Schumacher, für 20 Sitzungstage vom Bundestag ausge-
schlossen, da er in einem Zwischenruf Dr. Adenauer als "Bundeskanzler der Alliierten" be-
zeichnet hatte.  
Der Abgeordnete Adolf Arndt (SPD) nannte den Abschluß des Abkommens vom Petersberg 
durch den Bundeskanzler einen "autoritären Handstreich" und forderte namens der SPD-
Fraktion die Bundesregierung auf, nachträglich die Zustimmung des Bonner Parlaments zum 
Bonner Protokoll einzuholen. Der Abschluß sei ein neues Glied in der Kette der Versuche, das 
Parlament auszuschalten. ... Deutschlands Beitritt zum Ruhrstatut beinhalte ein internationales 
Abkommen, daß nur durch einen Akt des Bundespräsidenten abgeschlossen werden dürfe.  
Der SPD-Abgeordnete Erich Ollenhauer erklärte, daß versucht worden sei, mit Demontageer-
folgen andere Dinge zu verschleiern ... 
Bundeskanzler Dr. Adenauer verwahrte sich gegen den Vorwurf, einen zu teuren Preis für 
Zugeständnisse gezahlt zu haben. Wenn die Bundesregierung nicht sofort gehandelt hätte, so 
wäre das Demontageproblem durch den Abtransport von selbst erledigt worden.<< 
Das Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" berichtete am 1. Dezember 1949 über die Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 24./25.11.1949: >>Benehmen wie die Schuster  
... Der Kanzler berichtete von seinem Abkommen mit den Alliierten, das für Deutschland Er-
leichterungen im Schiffsbau, einen Teilstop der Demontagen und Beitritt zum Ruhrstatut vor-
sieht. ... 
Adenauer schritt zum Pult: "Ich stelle fest, daß die sozialdemokratische Fraktion bereit ist, 
eher die ganze Demontage zu Ende gehen zu lassen, als an Stelle eines Beobachters einen 
Vertreter in die Ruhrbehörde zu entsenden." ... 
Das Barometer stieg. Adenauer schränkte die Feststellung ein: "Zu dieser Frage muß die Op-
position Stellung nehmen: Ist sie bereit, einen Vertreter in die Ruhrbehörde zu schicken oder 
nicht? Und wenn sie erklärt, nein, dann weiß sie auf Grund der Mitteilung, die mir General 
Robertson gemacht hat, daß die Demontage bis zum Ende fortgeführt wird" - entweder Beitritt 
zum Ruhrstatut oder Fortgang der Demontagen.  
Aber der abgeschwächte Vorwurf war mit größerer Schärfe und Lautstärke gesprochen wor-
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den. SPD-Zuruf: "Sprechen Sie als deutscher Kanzler?"  
Schumacher: "Bundeskanzler der Alliierten!"  
Tumult. Ollenhauer: "Adenauer hat ihn herausgefordert!"  
Pfui von rechts, pfui von links. Die Reihen formierten sich. Ein Strom von rechts ergoß sich 
mit Antragswünschen auf die Präsidentenbühne. Links war der Blick für die Richtung verlo-
rengegangen. Alte Kämpen erhofften Böses. Und trennten die Bataillone. Eins zur Führersi-
cherung, eins zum Angriff.  
Vorneweg SPD-Heiland mit drohenden Fäusten. Andere krempelten noch an ihren Ärmeln. 
Los ging's auf die Christlichen. Die standen schon und hielten weder die eine noch die andere 
Backe hin. Urdeutscher Hellwege wippte zwei Ministerzentner auf und nieder.  
FDP-Oellers ließ Präsident Köhler in die Formation bimmeln. Er hatte den Antrag auf Verta-
gung gestellt, nachdem ein Ordnungsruf des Präsidenten gegen Schumacher ungehört verhallt 
war.  
Das Schlachtfeld wurde geräumt. ... 
Um sechs Uhr morgens fanden sich die unrasierten Streiter wieder. ... 
Die SPD beriet in ihrem Fraktionssaal über das 56. Klingeln des Präsidenten hinaus. Er be-
gann ohne SPD die neue Sitzung und bestrafte den Chef mit 20 Tagen. "Wegen der Schwere 
der Beleidigung. Dr. Adenauer ist eine Staatsfigur." ...<<  
Der englische Sozialist Fenner Brockway schrieb später über den SPD-Politiker Kurt Schu-
macher (x111/18): >>Ich sehe in ihm die ganze Tragödie Deutschlands. Er verlor seinen rech-
ten Arm im Ersten Weltkrieg. Sein Gesicht zeigt die Spuren zwölfjährigen Aufenthalts im KZ 
und prägt dessen physische Kennzeichen - seine Augen sind verglast, und seine Zähne wurden 
ihm von Gestapo-Männern aus dem Munde geschlagen. Seine Nase mutet anomal lang an, 
weil so wenig Fleisch auf seinen Knochen liegt, Furchen zerpflügen sein Gesicht, seine Lip-
pen sind dünn und geradlinig, seine Schultern gebeugt, sein Körper mager, und er sieht tuber-
kulös aus.  
Wenn ein Filmregisseur einen Menschen braucht, um das Leid zu verkörpern, so könnte er 
dies nicht eindrucksvoller als durch die Wahl Schumachers tun. ...<<  
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete später (am 28. Oktober 2000) über Kurt 
Schumacher (x887/...): >>"National sein ist Ehrensache!" 
... In der Diskussion um das Ruhrstatut, eine von den Siegern eingerichtete Institution zur 
Kontrolle der gesamten deutschen Wirtschaft, kam es zu einem der explosivsten Tage im da-
mals noch jungen Bundestag. Die SPD lehnte es ab, einen deutschen Vertreter in das General-
sekretariat zu entsenden. Adenauer beschuldigte sie daraufhin, dann seien sie schuld daran, 
wenn die Demontage der deutschen Fabrikanlagen fortgesetzt werde. Ein Tumult brach los. 
Ein oppositioneller Abgeordneter rief: "Sind Sie noch ein Deutscher?" Ein anderer: "Sprechen 
Sie hier als deutscher Kanzler?"  
"Und dann" - so ein Chronist - "fiel das Wort mitten in die einen Moment lang abflachende 
Erregung, das Wort von Kurt Schumacher, leidenschaftlich, zischend, voller Verachtung: "Der 
Bundeskanzler der Alliierten!"  
Ein Sturm brach los. Abgeordnete gingen aufeinander los, schrieen sich an, Fäuste wurden 
geschüttelt, Schlägereien drohten. Die Sitzung mußte unterbrochen werden. Das alles geschah 
am 25. November 1949 morgens um drei Uhr. Schumacher wurde für 20 Sitzungstage von 
den Beratungen ausgeschlossen, aber sein Wort wirkte erhellend und nachhaltig gleichsam als 
sein Vermächtnis bis heute fort. ...<<  
Die zwangsweise europäische Integration diente hauptsächlich dem Zweck, eine dauerhafte 
Überwachung und Lenkung der wirtschaftlichen und politischen Entwicklung der Bundesre-
publik Deutschland zu gewährleisten. 
Im sogenannten Potsdamer Protokoll - Mitteilung über die Dreimächte-Konferenz, die vom 
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17. Juli bis zum 2. August 1945 in Potsdam stattfand - hieß es z.B. (x101/191-192): >>>... B. 
Wirtschaftliche Grundsätze 
... 15. Es ist eine alliierte Kontrolle über das deutsche Wirtschaftsleben zu errichten, jedoch 
nur in den Grenzen, die notwendig sind: 
a) zur Erfüllung des Programms der industriellen Abrüstung und Entmilitarisierung, der Repa-
rationen und der erlaubten Aus- und Einfuhr; 
b) zur Sicherung der Warenproduktion und der Dienstleistungen, die zur Befriedigung der 
Bedürfnisse der Besatzungsstreitkräfte und der verpflanzten Personen in Deutschland notwen-
dig sind und die wesentlich sind für die Erhaltung eines mittleren Lebensstandards in 
Deutschland, der den mittleren Lebensstandard der europäischen Länder nicht über-
steigt. - Europäische Länder in diesem Sinne sind alle europäischen Länder mit Ausnahme 
des Vereinigten Königreiches und der Sowjetunion - ...<<  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 21. November 
2008) über das Petersberger Abkommen (x887/...): >>Westbindung gegen wirtschaftliche 
Vorteile 
... Im Prinzip stellten sich vor 60 Jahren die drei Westmächte zu der in Aussicht stehenden 
Stärkung der Bundesrepublik genauso wie 40 Jahre später. Die europäischen Mächte Großbri-
tannien und Frankreich reagierten mit Angst. 1949 wurde die Fortsetzung der wirtschaftlich-
industriellen Knebelung der Bundesrepublik von Frankreich aus sicherheitspolitischen Grün-
den gewünscht, damit Deutsche in Feldgrau "nicht ein viertes Mal in hundert Jahren" auf fran-
zösischem Boden stünden, und von den Briten aus wirtschaftspolitischen, um die deutsche 
Konkurrenz auf den Weltmärkten nicht zu groß werden zu lassen.  
Die USA hingegen reagierten 1949 wie 1989 mit der Souveränität einer Supermacht. ... 
Ein Pfand war den US-Amerikanern dabei das wenige Wochen vor der Verkündung des 
Grundgesetzes beschlossene Ruhrstatut, das der Bundesrepublik die alleinige Verfügungsge-
walt über das wirtschaftliche Herz Deutschlands, wenn nicht gar Europas, das Ruhrgebiet, 
vorenthielt.  
Gemäß diesem von den Westalliierten und den Beneluxstaaten beschlossenen Statut sollte 
eine von den Unterzeichnerstaaten und Deutschland beschickte Ruhrbehörde das Aufsichts-
recht über die westdeutsche Schwerindustrie ausüben. Von der Bundesregierung erwarteten 
die Besatzungsmächte nun, daß sie wie die Signatarstaaten Vertreter in die Behörde entsandte 
und sie damit anerkannte.  
Für Schumacher war das genauso wie die gemeinsame Mitgliedschaft mit dem Saarland im 
Europarat Verrat - und Adenauer ein "Bundeskanzler der Alliierten", denn dieser setzte die 
Mitarbeit in der Ruhrbehörde wie den Beitritt zum Europarat durch.  
Im Gegensatz zu den Franzosen und Briten, aber ähnlich wie die US-Amerikaner verband der 
Kanzler mit der Ruhrbehörde die Hoffnung, daß von diesem Instrument der einseitigen Dis-
kriminierung der Bundesrepublik eine westeuropäische Integration gleichberechtigter Staaten 
ausgehen könne.  
Erleichtert wurde der Bundesregierung die Entscheidung zur Mitarbeit in der Ruhrbehörde 
durch diverse, insbesondere wirtschaftliche und damit für den Volkswohlstand bedeutende 
Erleichterungen des Besatzungsregimes: Die Demontagen wurden eingeschränkt, die Be-
schränkungen im Schiffbau gelockert und die Errichtung von Konsulaten in den westlichen 
Ländern genehmigt. 
Festgezurrt und verbindlich gemacht wurden diese ersten Schritte der Bundesrepublik Rich-
tung Westbindung und die Gegenleistungen der Besatzer durch das Petersberger Abkommen. 
...<< 
Der französische Außenminister Robert Schuman schlug am 3. Mai 1950 den Plan einer west-
europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vor, der später in der Montanunion verwirk-
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licht wurde (x243/218): >>... Der Grund für die Überlegenheit der deutschen Industrie ist die 
deutsche Stahlproduktion zu Preisen, mit denen Frankreich nicht konkurrieren kann. ...  
Mit der vorgeschlagenen Lösung wird das Problem der beherrschenden Stellung der deutschen 
Industrie ausgeräumt, deren Fortbestand in Europa Furcht verbreiten würde, eine Quelle stän-
diger Unruhe wäre, schließlich die europäische Einigung vereiteln und abermals den Unter-
gang Deutschlands selbst bewirken müßte.  
Diese Lösung schafft gemeinsame Expansionsbedingungen im Wettbewerb, ohne daß sich 
beherrschende Stellungen ergeben könnten.<<  
Am 9. Mai 1950 stellte der französische Außenminister Robert Schumann den Plan einer 
westeuropäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vor (x191/200): >>Die Vereinigung der 
europäischen Nachbarn erfordert, daß der jahrhundertelange Gegensatz zwischen Frankreich 
und Deutschland ausgelöscht wird. ... 
Die französische Regierung schlägt vor, die Gesamtheit der französisch-deutschen Kohle- und 
Stahlproduktion unter eine gemeinsame Hohe Behörde zu stellen, in einer Organisation, die 
den anderen europäischen Ländern zum Beitritt offensteht.  
Die Zusammenlegung der Kohle- und Stahlproduktion wird sofort die Schaffung gemeinsa-
mer Grundlagen für die wirtschaftliche Entwicklung sichern - die erste Etappe der europäi-
schen Föderation - und die Zweckbestimmung jener Gebiete ändern, die lange Zeit der Her-
stellung von Waffen gewidmet waren, deren sicherste Opfer sie selbst gewesen sind. 
Die Gemeinsamkeit der Produktion, die so hergestellt wird, bekundet, daß jeder Krieg zwi-
schen Frankreich und Deutschland nicht nur undenkbar, sondern materiell unmöglich ist. ...<<  
In Paris unterzeichneten Frankreich, Belgien, Italien, Luxemburg, die Niederlande und die 
Bundesrepublik Deutschland am 18. April 1951 den Vertrag über die Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl bzw. Montanunion (x156/73): >>... Artikel 1 
Durch diesen Vertrag begründen die Hohen Vertragsschließenden Teile unter sich eine Euro-
päische Gemeinschaft für Kohle und Stahl; sie beruht auf einem gemeinsamen Markt, verfolgt 
gemeinsame Ziele und hat gemeinsame Organe. 
Artikel 2 
Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl ist dazu berufen, im Einklang mit der Ge-
samtwirtschaft der Mitgliedstaaten und auf der Grundlage eines gemeinsamen Marktes ... zur 
Ausweitung der Wirtschaft, zur Steigerung der Beschäftigung und zur Hebung der Lebenshal-
tung in den Mitgliedstaaten beizutragen. ... 
Artikel 97 
Dieser Vertrag gilt für die Dauer von 50 Jahren vom Zeitpunkt seines Inkrafttretens an. 
Artikel 98 
Jeder europäische Staat kann einen Antrag auf Beitritt zu diesem Vertrag stellen. Der Antrag 
ist an den Rat zu richten, der nach Stellungnahme der Hohen Behörde einstimmig Beschluß 
faßt und ebenfalls einstimmig die Bedingungen für den Beitritt festsetzt. ...<<  
Die Montanunion war eine supranationale Behörde mit unabhängiger Entscheidungsbefugnis 
und verfügte bereits über wesentliche Strukturen der späteren EWG. Durch die Gründung der 
Montanunion bzw. Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl - der EGKS-Vertrag trat 
am 23. Juli 1952 in Kraft - wurde angeblich der erste Schritt zur Aussöhnung der "Erbfeinde" 
Deutschland und Frankreich sowie der Anfang der späteren europäischen Gemeinschaft voll-
zogen.  
Die von den westlichen Siegermächten angeordnete Vergemeinschaftung der kriegswichtigen 
Grundstoffindustrien Kohle und Stahl sollte in erster Linie die Gefahr von Kriegen zwischen 
den Signatarstaaten endgültig bannen und gewährleistete zusätzlich eine dauerhafte Überwa-
chung und Lenkung der wirtschaftlichen Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland. 
Frankreich ging es damals nicht nur um die Kontrolle der deutschen Kohle- und Stahlindu-
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strie, sondern vor allem um die Förderung der eigenen Wirtschaft.  
Die Hohe Behörde der Montanunion wurde 1967 durch Fusionsvertrag in die EG integriert. 
Nach Ablauf des auf 50 Jahre begrenzten Vertrages stellte die Montanunion schließlich am 
23. Juli 2002 ihre Tätigkeit ein, ihre Befugnisse und ihr Vermögen gingen danach auf die EG 
über. 
Die Bundesrepublik wurde am 2. Mai 1951 vollberechtigtes Mitglied des Europarates.  
Am 9. Juli 1951 beendete die britische Regierung den Kriegszustand mit Deutschland. Frank-
reich und die USA beendeten am 13. Juli 1951 und am 19. Oktober 1951 den Kriegszustand 
mit Deutschland.  
Bundeskanzler Adenauer erläuterte am 12. Juli 1951 vor dem Deutschen Bundestag den Ge-
setzentwurf für den Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (x156/74-75): >>Herr Präsident! Meine Damen und Herren!  
... Ich bin der festen Überzeugung, daß, wenn dieser Anfang einmal gemacht worden ist, wenn 
hier 6 europäische Länder, wie ich nochmals betone: freiwillig und ohne Zwang einen Teil 
ihrer Souveränität  
Zuruf von der KPD: Wer lacht denn da?  
auf ein übergeordnetes Organ übertragen, man dann auch auf anderen Gebieten diesem Vor-
gang folgen wird und daß damit wirklich der Nationalismus, der Krebsschaden Europas, einen 
tödlichen Stoß bekommen wird. ... 
Als im Mai des Jahres 1950 Herr Schumann diesen Vorschlag machte, 
Zuruf von der KPD: Washington machte ihn! 
ging es ihm in erster Linie darum, die althergebrachten Gegensätze zwischen Frankreich und 
Deutschland dadurch aus der Welt zu schaffen, daß auf dem Gebiete der Grundstoffindustrie 
gemeinsam gearbeitet und daß dadurch jeder Gedanke, einer wolle gegen den andern rüsten, 
unmöglich würde. ... 
Etwas Weiteres hat sich im Laufe der Verhandlungen ergeben. Ich glaube, daß wohl zum er-
stenmal in der Geschichte, sicher der Geschichte der letzten Jahrhunderte, Länder freiwillig 
und ohne Zwang auf einen Teil ihrer Souveränität verzichten wollen, 
Zuruf von der KPD: An die Rüstungsherren! 
um die Souveränität einem supranationalen Gebilde zu übertragen.  
Zuruf von der KPD: Den Amerikanern unterstellt werden! - Zuruf in der Mitte: Ruhig! - Ge-
genruf von der KPD: Das gefällt Ihnen nicht! 
Das ist - ich betone das ausdrücklich -, wie mir scheint, ein Vorgang von welthistorischer Be-
deutung, ein Vorgang, der das Ende des Nationalismus in all diesen Ländern bedeutet. 
Beifall bei den Regierungsparteien ...<< 
Das Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" berichtete am 12. Dezember 1951 über den "Schu-
man-Plan": >>DIE NEUE RUHRBEHÖRDE  
Der Schumanplan wird von seinen französischen Urhebern und deutschen Anwälten gerne als 
der erste Baustein für ein neues Europa ausgegeben. Er werde eine Solidarität der Tat schaffen 
und den jahrhundertealten Gegensatz zwischen Deutschland und Frankreich auslöschen, sagen 
sie.  
Der Plan trägt den Namen des französischen Außenministers, aber es ist bekannt, daß sein 
geistiger Vater der französische Planungskommissar Jean Monnet ist, dessen Name schon für 
einen anderen innerfranzösischen Plan vergeben war. Und dieser "Monnetplan" betrifft den 
Aufbau und Ausbau der französischen Eisen- und Stahlindustrie. ...  
Außenminister Robert Schuman hat in einer Rede bei einer Gewerkschaftstagung in Metz 
selbst erklärt: "In Wahrheit ist dieser Plan die Fortsetzung des Monnetplanes" und, allein "um 
den französischen Stahlexport zu erleichtern" habe Frankreich "diese Mission übernommen". 
Diese Rede war allerdings nicht für deutsche Ohren bestimmt!  
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Wenn Bundeskanzler Adenauer in der ersten Beratung des Bundestages über den Schuman-
plan am 12. Juli 1951 sagte, die Verwirklichung des Schumanplanes bedeute das Ende des 
Nationalismus in Europa, so sind zunächst stillschweigend diese nationalwirtschaftlichen In-
teressen Frankreichs, die dem Schumanplan Pate gestanden haben, übergangen. ... 
Nur in einer Zollunion würden die heute so viel berufenen Vorteile eines großen Marktes 
wirksam werden, die zudem gewaltig überschätzt werden und denen als schwerwiegender 
Nachteil eine weit stärkere Dynamik des Gesamtsystems mit schweren Krisen, fortgesetzten 
Umstellungen und Umsiedlungen gegenüberständen. Sie würde eine völlige Freizügigkeit der 
Arbeitskräfte voraussetzen.  
Vielleicht wäre es gut, wenn die naiven Vertreter des Gedankens einer westeuropäischen Staa-
tenverschmelzung einmal statt des sehr andersartigen Gesellschaftsgebildes der Vereinigten 
Staaten zum Vergleich die alte Donaumonarchie heranziehen würden. Hier hat weder die 
ökonomische noch die staatliche Einheit eine Gemeinschaft der Völker geschaffen, sondern 
einen höchst gefährlichen Nationalismus und Nationalitätenkampf, der nicht ruhte, bis der 
Gesamtstaat zerschlagen war.  
Eine westeuropäische Völker- und Staatengemeinschaft ist nur als ein föderatives Gebilde 
durchführbar. Und ebenso scheint mir die Koordination der zugeordneten Volkswirtschaften 
nur föderativ denkbar. ... 
Die geplante westeuropäische Gemeinschaft stellt sich dar als ein System eines gemeinsamen 
Marktes unter einer Hohen Behörde, die das Innehalten marktwirtschaftlicher Spielregeln zu 
gewährleisten hat, und jede Änderung des organisatorischen Aufbaues der Kohlen- und Stahl-
unternehmen verhindert, die zu Beginn der Union vorliegen. Es handelt sich also um ein neu-
es System der Zwangskonkurrenz. ... 
Die Rolle der Hohen Behörde als Kapitalsgeber und Vermittler, wohl vorwiegend amerikani-
scher Anleihen, gibt ihr eine sehr große Machtstellung. Und damit gewinnen die Stimmver-
hältnisse in den Organen der Gemeinschaft ihre besondere Bedeutung. Die Hohe Behörde hat 
neun Mitglieder, nicht mehr als zwei dürfen aus einem Mitgliedstaat stammen. Ihre Mitglieder 
dürfen weder Anweisungen ihrer Regierungen annehmen noch einholen. Aber ist es nicht eine 
gefährliche Fiktion anzunehmen, daß sie aufhören werden, die Interessen ihrer Länder zu wah-
ren, aus deren Montanwirtschaft sie als Sachverständige kommen werden?  
Die Hohe Behörde beschließt mit Stimmenmehrheit. … In keinem der Gremien erreicht der 
Anteil der Stimmen Deutschlands ein Viertel. Der deutsche Anteil an der Kohlenförderung 
der Unionsländer aber beträgt 51 Prozent, an der Stahlerzeugung 38 Prozent.  
Rein formal gesehen, scheint es, als ob Frankreich in ähnlicher Weise einen zu schwachen 
Einfluß in der Gemeinschaft für Kohle und Stahl haben werde. Aber die Interessen werden 
wohl fast stets so liegen, daß die westlichen Länder die gleichen Wünsche auf die billigste 
Belieferung mit deutschen Kohlen und Koks haben, während sie als Stahlproduzenten nicht 
daran interessiert sind, daß Westdeutschland seine frühere Stahlkapazität wieder erreicht.  
Artikel 97 setzte nun die Dauer des Vertrages auf fünfzig Jahre fest. Dies bedeutet eine der 
schwersten Fesseln des Vertrages, zumal die Revisionsklauseln des Artikels 95 völlig unzu-
reichend sind und praktisch bedeuten, daß eine Revision kaum durchführbar ist. Eine Kündi-
gungsklausel ist überhaupt nicht vorgesehen.  
Wenn wir in Deutschland diese Bestimmung als unerträgliche Fesselung ansehen, so kann sie 
doch nur in den Vertragsentwurf gekommen sein, indem andere Delegationen sich von dem 
Schumanplan einen Löwenanteil versprachen. Die amerikanische, französische und englische 
Presse hat auch die Hohe Behörde ganz offen als Ersatz für die Ruhrbehörde bezeichnet. Dann 
aber spricht nicht für die Annahme des Schumanplanes, daß man mit ihr die Herrschaft der 
Ruhrbehörde los werde, die politisch auf fünfzig Jahre nicht haltbar ist - wenn überhaupt noch 
heute, in dem Augenblick, in dem der Westen unsere Beteiligung an der Verteidigung 
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wünscht! ... 
Als Grundgedanke des Schumanplanes enthüllt sich so in allem die Absicht, daß die westli-
chen Länder sich die billigsten Bezüge deutscher Kohle und deutschen Kokses sichern, wäh-
rend die deutsche Stahlerzeugung und Walzwerkserzeugung unter den künstlich geschaffenen 
ungleichen und unfairen Bedingungen niedergehalten werden soll.  
So ist es schwer verständlich und eigentlich ein Zeichen mangelnder politischer Reife und 
sachlich-kritischen Denken, wenn in Deutschland der Schumanplan als Auftakt einer höheren 
europäischen Gemeinschaft gepriesen und bejaht wird, jeder sachliche Einwand aber in der 
billigsten Weise als Nationalismus abgetan wird. Auch in einer europäischen Gemeinschaft 
wird jede Nation ihre berechtigten Interessen zu wahren haben. Wenn die verantwortlichen 
Männer das nicht tun, werden sie eines Tages dafür die Rechnung erhalten.  
Jeder Vertrag bedeutet eine Bindung, aber er setzt voraus, daß er ohne Druck und Zwang zu-
stande kommt und daß er Rechte und Pflichten gerecht und gleichmäßig verteilt. Vor allem 
aber ein Vertrag, der beansprucht, an Stelle jahrhundertealter Gegensätze und Feindschaften 
eine echte Gemeinschaft zu begründen. Sie wird nicht begründet, indem man einem Teilhaber 
vorher Handschellen anlegt. ...<< 
Der Beitritt zur internationalen Ruhrbehörde erfolgte nicht feiwillig und verstieß eindeutig 
gegen die Grundsätze des schon damals geltenden Völkerrechts. Das Deutsche Reich wurde 
vor dem Beitritt nachweislich durch Ultimaten (Gewaltanwendung: "gezielte Hungerpolitik 
von Mai 1945 bis Anfang 1947 und Gewaltandrohung: Fortsetzung der Demontagen) syste-
matisch unter Druck gesetzt. 
Das Petersberger Abkommen verstieß zweifelsfrei gegen das Völkergewohnheitsrecht, denn 
ein durch Gewaltanwendung und Gewaltandrohung erzwungener Vertrag stellte einen derart 
eklatanten und schwerwiegenden Bruch des Völkerrechts dar, daß er von Anfang an als nich-
tig bzw. ungültig betrachtet werden mußte. 
Der gewaltsam erpreßte und damit völkerrechtswidrige Beitritt zur internationalen Ruhrbe-
hörde sowie die Zwangsmitgliedschaft in den Folgegemeinschaften (Europäische Gemein-
schaft für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, EG und EU) war eine Fortsetzung des Versail-
ler Friedensdiktates von 1919.  
Das Ruhrstatut wurde später aufgrund des Pariser Vertrages vom 18.04.1951 am 23. Juli 1952 
in die Montanunion integriert. 
Die Hohe Behörde der Montanunion wurde 1967 durch Fusionsvertrag in die EG integriert. 
Bei der internationalen Ruhrbehörde handelte es sich um eine Tarnorganisation des NWO-
Imperiums. Diese geschickt getarnte Organisation (angeblich der erste Schritt zur Aussöh-
nung der "Erbfeinde" Deutschland und Frankreich) sollte in erster Linie die langfristige 
wirtschaftliche Ausbeutung und politische Unterdrückung Deutschlands garantieren.  
Infolge der Tatsache, daß der Beitritt zur internationalen Ruhrbehörde gewaltsam und damit 
völkerrechtswidrig erpreßt wurde, war die Mitgliedschaft in den Folgegemeinschaften - Euro-
päische Gemeinschaft für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, EG und EU - ebenfalls un-
wirksam. 
 
Das Besatzungsstatut für die westdeutschen Besatzungszonen  
Am 8. April 1949 beschlossen die Außenminister Acheson, USA, Bevin, England, und Schu-
man, Frankreich, während einer Konferenz in Washington ein Besatzungsstatut für West-
deutschland und die Einsetzung einer Alliierten Hohen Kommission (Ersatz für den seit März 
1948 entscheidungsunfähigen Alliierten Kontrollrat).  
In diesem Besatzungsstatut für die Bundesrepublik Deutschland hieß es (x156/71-72, 
x101/200-201): >>In Ausübung der obersten Gewalt, die bei den Regierungen Frankreichs, 
der Vereinigten Staaten und des Vereinigten Königreichs verbleibt, erlassen wir ... hierdurch 
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gemeinsam das folgende Besatzungsstatut:  
I. Während des Zeitraumes, in dem die Beatzung noch fortdauern muß, wünschen und beab-
sichtigen die Regierungen Frankreichs, der Vereinigten Staaten und des Vereinigten König-
reichs, daß dem deutschen Volke Selbstregierung in dem höchstmöglichen Maße, das mit die-
ser Besatzung vereinbar ist, zuteil werden soll. Der Bundesstaat und die an ihm beteiligten 
Länder sollen, lediglich durch die Bestimmungen dieses Statuts beschränkt, die volle gesetz-
gebende vollziehende und rechtsprechende Gewalt gemäß dem Grundgesetz bzw. ihren Ver-
fassungen haben. 
II. Um die Verwirklichung der grundlegenden Besatzungszwecke sicherzustellen, bleiben 
Sonderbefugnisse, einschließlich des Rechts, die von den Besatzungsbehörden benötigten 
Auskünfte und statistischen Angaben anzufordern und zu prüfen, auf folgenden Gebieten vor-
behalten: 
a) Abrüstung und Entmilitarisierung einschließlich der damit zusammenhängenden naturwis-
senschaftlichen Forschungsgebiete, der Verbote und Beschränkungen für die Industrie und 
zivile Luftfahrt, 
b) Kontrollmaßnahmen hinsichtlich der Ruhr, Rückerstattungen, Reparationen, Dekartellisie-
rung, Entflechtung, Diskriminierung im Geschäftsverkehr, ausländische Vermögenswerte in 
Deutschland und vermögensrechtliche Ansprüche gegen Deutschland,  
c) auswärtige Angelegenheiten, einschließlich völkerrechtlicher Abkommen, die von Deutsch-
land oder mit Wirkung für Deutschland abgeschlossen werden, 
d) Verschleppte und die Zulassung von Flüchtlingen, 
e) Schutz, Ansehen und Sicherheit der alliierten Streitkräfte, Familienangehörigen, Arbeit-
nehmern und Vertreter, ihrer Immunitätsrechte, sowie die Deckung der Besatzungskosten und 
ihrer sonstigen Bedürfnisse, 
f) Beachtung des Grundgesetzes und der Landesverfassungen, 
g) Kontrolle über Außenhandel und Devisenwirtschaft, 
h) Kontrolle über innenpolitische Maßnahmen, jedoch nur in dem Mindestmaß, das notwen-
dig ist, um eine Verwendung von Geldern, Nahrungsmitteln und anderen Gütern in der Weise 
zu gewährleisten, daß die Notwendigkeit ausländischer Unterstützung für Deutschland auf ein 
Mindestmaß herabgesetzt wird, 
i) Kontrolle der Verwahrung und Behandlung derjenigen Personen in deutschen Gefängnissen, 
die vor den Gerichten der Besatzungsmächten oder Besatzungsbehörden angeklagt oder von 
ihnen verurteilt worden sind, sowie Kontrolle über die Vollstreckung der gegen sie verhängten 
Strafen und über Fragen ihrer Amnestierung, Begnadigung und Freilassung. 
III. Die Regierungen Frankreichs, der Vereinigten Staaten und des Vereinigten Königreichs 
hoffen und erwarten, daß die Besatzungsbehörden keine Veranlassung haben werden, auf an-
deren Gebieten als den oben besonders vorbehaltenen Maßnahmen zu treffen.  
Die Besatzungsbehörden behalten sich jedoch das Recht vor, auf Anweisung ihrer Regierung 
die Ausübung der vollen Regierungsgewalt ganz oder teilweise wiederaufzunehmen, wenn sie 
der Ansicht sind, daß dies aus Sicherheitsgründen oder zur Aufrechterhaltung der demokrati-
schen Regierungsform in Deutschland oder in Verfolg (Fortgang) der internationalen Ver-
pflichtungen ihrer Regierungen unumgänglich ist.  
Bevor sie dies tun, werden sie die zuständigen deutschen Behörden von ihrem Entschluß und 
seinen Gründen offiziell unterrichten. ...<< 
>>... V. Jede Änderung des Grundgesetzes bedarf vor Inkrafttreten der ausdrücklichen Ge-
nehmigung der Besatzungsbehörden. Länderverfassungen, Änderungen dieser Verfassungen, 
sowie alle anderen Gesetze und alle Abkommen, die zwischen der Bundesregierung und aus-
wärtigen Regierungen getroffen werden, treten 21 Tage nach ihrem amtlichen Eingang bei den 
Besatzungsbehörden in Kraft, falls sie nicht vorher vorläufig oder endgültig beanstandet wor-
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den sind. ... 
IX. Nach 12 Monaten, mindestens aber innerhalb von 18 Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Status werden die Besatzungsbehörden eine Überprüfung seiner Bestimmungen unter Berück-
sichtigung der bei seiner Anwendung gemachten Erfahrungen vornehmen mit dem Ziel, die 
Zuständigkeit der deutschen Behörden auf dem Gebiet der Gesetzgebung, Verwaltung und 
Rechtsprechung zu erweitern.<<  
Die westdeutschen Ministerpräsidenten akzeptierten am 12. April 1949 das Besatzungsstatut 
der westlichen Siegermächte.  
Am 21. September 1949 trat das Besatzungsstatut der Alliierten in Kraft. 
Dieses Besatzungsstatut reduzierte zwar die geplanten Demontagen, aber die Souveränität der 
"neuen" Bundesrepublik Deutschland wurde nach wie vor bis zum 4. Mai 1955 durch die gro-
ße Autorität der westlichen Besatzungsmächte erheblich eingeschränkt. Die Oberaufsicht der 
Alliierten über Reparationen, Entmilitarisierung, Außenpolitik der Bundesrepublik Deutsch-
land sowie die Ruhrkontrolle änderte sich ebenfalls nicht und die "Alliierte Hohe Kommissi-
on" kontrollierte weiterhin die deutschen Landesregierungen und die deutsche Bundesregie-
rung. 
Während der "Pariser Konferenz" vom 19. bis zum 23. Oktober 1954 wurde der sog. 
"Deutschlandvertrag" vom 26. Mai 1952 geändert.  
Das Pariser Protokoll vom 23. Oktober 1954 über die Beendigung des Besatzungsregimes in 
der Bundesrepublik Deutschland lautete wie folgt (x101/203-206): >>... Artikel 1 
Absatz 1 Mit dem Inkrafttreten dieses Vertrags werden die Vereinigten Staaten von Amerika, 
das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland und die Französische Republik 
(in diesem Vertrag und in den Zusatzverträgen auch als "Drei Mächte” bezeichnet) das Besat-
zungsregime in der Bundesrepublik beenden, das Besatzungsstatut aufheben und die Alliierte 
Hohe Kommission sowie die Dienststellen der Landeskommissare in der Bundesrepublik auf-
lösen. 
Absatz 2 Die Bundesrepublik wird demgemäß die volle Macht eines souveränen Staates über 
ihre inneren und äußeren Angelegenheiten haben. 
Artikel 2 
Im Hinblick auf die internationale Lage, die bisher die Wiedervereinigung Deutschlands und 
den Abschluß eines Friedensvertrags verhindert hat, behalten die Drei Mächte die bisher von 
ihnen ausgeübten oder innegehabten Rechte und Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin und 
auf Deutschland als Ganzes einschließlich der Wiedervereinigung Deutschlands und einer 
friedensvertraglichen Regelung. Die von den Drei Mächten beibehaltenen Rechte und Ver-
antwortlichkeiten in bezug auf die Stationierung von Streitkräften in Deutschland und der 
Schutz der Sicherheit dieser Streitkräfte bestimmen sich nach den Artikeln 4 und 5 dieses 
Vertrags. ... 
Artikel 7 
Absatz 1 Die Unterzeichnerstaaten sind darüber einig, daß ein wesentliches Ziel ihrer gemein-
samen Politik eine zwischen Deutschland und seinen ehemaligen Gegnern frei vereinbarte 
friedensvertragliche Regelung für ganz Deutschland ist, welche die Grundlage für einen dau-
erhaften Frieden bilden soll. Sie sind weiterhin darüber einig, daß die endgültige Festlegung 
der Grenzen Deutschlands bis zu dieser Regelung aufgeschoben werden muß. 
Absatz 2 Bis zum Abschluß der friedensvertraglichen Regelung werden die Unterzeichner-
staaten zusammenwirken, um mit friedlichen Mitteln ihr gemeinsames Ziel zu verwirklichen: 
Ein wiedervereinigtes Deutschland, das eine freiheitlich-demokratische Verfassung, ähnlich 
wie die Bundesrepublik, besitzt und das in die europäische Gemeinschaft integriert ist. ...<<  
Die westlichen Siegermächte wandelten in den Pariser Verträgen auch den am 17.03.1948 
gegründeten Brüsseler Beistandspakt zwischen Großbritannien, Frankreich, Niederlande, Bel-
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gien und Luxemburg in die Westeuropäische Union um.  
Die Bundesrepublik Deutschland und Italien wurden 1954 Mitglieder der Westeuropäischen 
Union. Die Pariser Verträge regelten ferner auch die Aufnahme der Bundesrepublik Deutsch-
land in die NATO und die Ermächtigung zur Aufstellung von Truppen im Rahmen der NA-
TO. Der französische Ministerpräsident Mendes-France und Bundeskanzler Adenauer unter-
zeichneten in Paris außerdem ein Abkommen über das sog. "Saarstatut". 
Am 5. Mai 1955 traten die Pariser Verträge in Kraft: Die Bundesrepublik Deutschland erhielt 
danach die zugesagte Teil-Souveränität und fast alle Hoheitsrechte. Das Besatzungsstatut ent-
fiel zwar offiziell, aber einige Vorbehaltsrechte und geheime Zusatzverträge der alliierten Sie-
germächte blieben weiterhin bestehen: Stationierungskosten, Truppenstationierung, Berlin-
Status, Wiedervereinigungs- und Friedensvertragsfrage, Medienkontrolle und andere Vorbe-
haltsrechte. 
Die Bundesrepublik Deutschland trat am 7. Mai 1955 der Westeuropäischen Union (WEU) 
bei. 
 
Die Verfassung der alliierten Militärgouverneure für die westdeutschen Besatzungszo-
nen  
Die Londoner Sechsmächte-Konferenz vom 20. April bis zum 2. Juni 1948 endete mit der 
Empfehlung, eine Verfassung für die Westzonen Deutschlands zu erstellen (x156/56): >>... 
Die Delegationen sind der Ansicht, daß die Bevölkerung in den Ländern die Ausarbeitung 
einer Verfassung wünscht, die Bestimmungen enthält, die von allen deutschen Ländern ange-
nommen werden können, sobald die Umstände es zulassen. Die Delegationen sind daher 
übereingekommen, ihren Regierungen zu empfehlen, daß die Militärgouverneure eine ge-
meinsame Sitzung mit den Ministerpräsidenten der Westzonen Deutschlands abhalten sollen. 
Auf dieser Sitzung werden die Ministerpräsidenten Vollmacht erhalten, eine verfassungge-
bende Versammlung zur Ausarbeitung einer Verfassung einzuberufen, die von den Ländern 
zu genehmigen sein wird. 
Die Abgeordneten dieser verfassunggebenden Versammlung werden von den einzelnen Län-
dern nach Bestimmungen ernannt werden, die von den einzelnen Länderparlamenten selbst 
festgelegt werden. 
Diese Verfassung soll so beschaffen sein, daß sie es den Deutschen ermöglicht, ihren Teil da-
zu beizutragen, die augenblickliche Teilung Deutschlands wieder aufzuheben, allerdings nicht 
durch die Wiedererrichtung eines zentralistischen Reiches, sondern mittels einer föderativen 
Regierungsform, die die Rechte der einzelnen Staaten angemessen schützt und gleichzeitig 
eine angemessene zentrale Gewalt vorsieht und die Rechte und Freiheiten des Individuums 
garantiert. 
Wenn die Verfassung, die von der verfassunggebenden Versammlung vorbereitet wird, nicht 
gegen diese allgemeinen Grundsätze verstößt, werden die Militärgouverneure die Bevölke-
rung in den betreffenden Staaten zur Ratifizierung ermächtigen. ...<<  
Der nordamerikanische Historiker John Gimbel schrieb später über die Hintergründe der 
"Londoner Empfehlung" (x156/54): >>Die Art, in der die Londoner Empfehlung zur Bildung 
einer westdeutschen Regierung erfüllt wurde, zeigt also, daß die demokratischen Ideen hinter 
alliierten Interessen zurückstehen mußten und daß die Alliierten auf bestimmten Bedingun-
gen, Strukturen und Machtverhältnissen bestanden, die die Deutschen vielleicht aus freien 
Stücken akzeptiert hätten, vielleicht aber auch nicht.  
Diese Unnachgiebigkeit hat ihre besondere Bedeutung, weil sich daraus ersehen läßt, daß die 
alliierte Entscheidung, die Bonner Regierung zu errichten, nicht wesentlich von den bisher in 
der Besatzungspolitik geltenden Grundsätzen und Bemühungen abwich.  
Die Ereignisse der Jahre 1948 und 1949 sind daher die Fortführung einer bestimmten politi-
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schen Linie und nicht ein Bruch. Sie stellen in gewissem Sinne nur ein weiteres Experiment 
dar, einen weiteren pragmatischen Versuch, mit Hilfe einer deutschen Auftragsregierung fun-
damentale Ziele der Alliierten zu verwirklichen.  
Die Entscheidung, eine westdeutsche Regierung zu errichten, war nicht mit der Freigabe von 
Interessen verbunden. Es läßt sich vielmehr nachweisen, daß die Anstrengungen, bestimmte 
alliierte Ziele und Bemühungen weiter zu verfolgen, noch verstärkt wurden. ...<< 
Die westlichen Militärgouverneure übergaben den 11 Ministerpräsidenten der 3 Westzonen 
am 1. Juli 1948 in Frankfurt die Richtlinien der Londoner Empfehlungen und beauftragten sie, 
einen Parlamentarischen Rat zu bilden, um eine Verfassung auszuarbeiten.  
Die sogenannten "Frankfurter Dokumente" vom 1. Juli 1948 enthielten den Gründungsauftrag 
für die Bundesrepublik Deutschland einschließlich Richtlinien für die Verfassung, Aufforde-
rung zur Überprüfung der Ländergrenzen und Grundsätze eines Besatzungsstatus (x156/56-
58): >>... In Übereinstimmung mit den Beschlüssen ihrer Regierungen autorisieren die Mili-
tärgouverneure der amerikanischen, britischen und französischen Besatzungszone in Deutsch-
land die Ministerpräsidenten der Länder ihrer Zonen, eine Verfassunggebende Versammlung 
einzuberufen, die spätestens am 1. September 1948 zusammentreten sollte.  
Die Verfassunggebende Versammlung wird eine demokratische Verfassung ausarbeiten, die 
für die beteiligten Länder eine Regierungsform des föderalistischen Typs schafft, die am be-
sten geeignet ist, die gegenwärtig zerrissene deutsche Einheit schließlich wieder herzustellen 
und die Rechte der beteiligten Länder schützt, eine angemessene Zentralinstanz schafft und 
Garantien der individuellen Rechte und Freiheiten enthält. ... 
Die Schaffung einer verfassungsmäßigen deutschen Regierung macht eine sorgfältige Defini-
tion der Beziehungen zwischen dieser Regierung und den alliierten Behörden notwendig. 
Nach Ansicht der Militärgouverneure sollten diese Beziehungen auf den folgenden allgemei-
nen Grundsätzen beruhen: 
1. Die Militärgouverneure werden den deutschen Regierungen Befugnisse der Gesetzgebung, 
der Verwaltung und der Rechtsprechung gewähren und sich solche Zuständigkeiten vorbehal-
ten, die nötig sind, um die Erfüllung des grundsätzlichen Zwecks der Besatzung sicherzustel-
len. Solche Zuständigkeiten sind diejenigen, welche nötig sind, um die Militärgouverneure in 
die Lage zu setzen: 
a) Deutschlands auswärtige Beziehungen vorläufig wahrzunehmen und zu leiten; 
b) das Mindestmaß der notwendigen Kontrollen über den deutschen Außenhandel und über 
die innerpolitischen Richtlinien und Maßnahmen die den Außenhandel nachteilig beeinflussen 
könnten, auszuüben, um zu gewährleisten, daß die Verpflichtungen, welche die Besatzungs-
mächte in bezug auf Deutschland eingegangen sind, geachtet werden und das die für Deutsch-
land verfügbar gemachten Mittel zweckmäßig verwendet werden; 
c) vereinbarte oder noch zu vereinbarende Kontrollen, wie z.B. in bezug auf die Internationale 
Ruhrbehörde, Reparationen, Stand der Industrie, Dekartellisierung, Abrüstung und Entmilita-
risierung und gewisse Formen wissenschaftlicher Forschung auszuüben; 
d) das Ansehen der Besatzungsstreitkräfte zu schützen und sowohl ihre Sicherheit als auch die 
Befriedigung ihrer Bedürfnisse innerhalb bestimmter, zwischen den Militärgouverneuren ver-
einbarten Grenzen zu gewährleisten; 
e) die Beachtung der von ihnen gebilligten Verfassung zu sichern. 
2. Die Militärgouverneure werden die Ausübung ihrer vollen Machtbefugnisse wieder auf-
nehmen, falls ein Notstand die Sicherheit bedroht und um nötigenfalls die Beachtung der Ver-
fassungen und des Besatzungsstatus zu sichern. 
3. Die Militärgouverneure werden die oben erwähnten Kontrollen nach folgendem Verfahren 
ausüben:  
a) Jede Verfassungsänderung ist den Militärgouverneuren zur Genehmigung vorzulegen. 
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b) Auf den in den Absätzen a) bis e) in § 1 oben erwähnten Gebieten werden die deutschen 
Behörden den Beschlüssen oder Anweisungen der Militärgouverneure Folge leisten. 
4. Sofern nicht anders bestimmt, insbesondere bezüglich der Anwendung des vorgehenden § 
2, treten alle Gesetze und Bestimmungen der föderativen Regierung ohne weiteres innerhalb 
von 21 Tagen in Kraft, wenn sie nicht von den Militärgouverneuren verworfen werden. ... 
Wenn die Militärgouverneure ihre Zustimmung zur Unterbreitung der Verfassung an die Län-
der ankündigen, werden sie gleichzeitig ein diese Grundsätze in ihrer endgültig abgeänderten 
Form enthaltenes Besatzungsstatut veröffentlichen, damit sich die Bevölkerung der Länder 
darüber im klaren ist, daß sie die Verfassung im Rahmen des Besatzungsstatuts annimmt. 
Beauftragte der Militärgouverneure werden bereit sein, die Ministerpräsidenten und die Ver-
fassunggebende Versammlung in allen Angelegenheiten, die diese vorzubringen wünschen, zu 
beraten und zu unterstützen.<<  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die 
Nachkriegspolitik der westlichen Siegermächte (x068/278-279): >>... Hinsichtlich der 
Deutschland-Politik nach dem Zweiten Weltkrieg zeigten sich die Alliierten zunächst gespal-
ten. Die einen waren gegen, die anderen für den Wiederaufbau des Landes. Jahrelang herrsch-
te ein übles Durcheinander. 
Ursprünglich wollte man Deutschland nach dem Krieg vollständig entmilitarisieren. Man 
wollte es zerstückeln und ganz klein machen, schon um selber, ungestört, ganz groß, noch 
größer werden zu können. … Danach sollte Deutschland ein Bauernstaat werden … 
Dann aber war den Amis ein solch großer Kartoffelacker an der Grenze zum Osten zu riskant. 
Die Revitalisierung des Ruhrgebiets und das Mitmischen dabei schienen Erfolg versprechen-
der. … 
Zuletzt wollte Eisenhower "starke Alliierte". Man erkannte die Nützlichkeit der Besiegten, 
konnte sie zum Puffer gegen die roten Teufel machen, zum "Bollwerk", so McCloy, "gegen 
die Sowjetunion": auch, wenn es denn sein mußte, zum Schlachtfeld. Die Deutschen hatten 
Erfahrung in derlei, und diese Erfahrung ließ sich nutzen. 
Ergo entstanden sowohl der "Eiserne Vorhang" wie die "Bundesrepublik Deutschland" zuerst 
in amerikanischen Köpfen. Das eine wie das andere ist ihr Erzeugnis. Die Amerikaner befah-
len, die Deutschen führten aus: die "Währungsreform" im Sommer 1948, die Konstituierung 
des "Parlamentarischen Rates" im Herbst desselben Jahres, das "Grundgesetz" am 23. Mai 
1949. Nichts geschah ohne Billigung der Sieger.  
Und Kurt Schumacher sagte selbstverständlich die Wahrheit, als er Adenauer den "Kanzler 
der Alliierten" nannte, worauf sich ein Sturm der Entrüstung erhob, wie immer nach dem 
Aussprechen einer unangenehmen Tatsache. …<<  
Während einer Konferenz in Rüdesheim einigten sich die deutschen Ministerpräsidenten am 
22. Juli 1948 auf folgende Grundsätze (x024/226): >>Die Schaffung eines westdeutschen 
Staates, wie diese von den westlichen Besatzungsmächten nahegelegt wurde, dürfe eine späte-
re Reichseinheit nicht blockieren.  
Die Gründung sei vielmehr nur ein "Provisorium", "eine Etappe zur Wiederherstellung 
Deutschlands in den Grenzen von 1937". ...<<  
Am 26. Juli 1948 einigten sich die westdeutschen Ministerpräsidenten und die westlichen Mi-
litärgouverneure in Frankfurt nach schwierigen Verhandlungen über die Annahme der Frank-
furter Dokumente. Die Militärgouverneure erlaubten danach die Erarbeitung und Aufstellung 
des deutschen Grundgesetzes. 
Der für die Erstellung von Richtlinien für ein "Grundgesetz" betraute Sachverständigen-Aus-
schuß überreichte den Besatzungsmächten Westdeutschlands am 24. August 1948 einen 
kommentierten Verfassungsentwurf (x063/630): >>Nach Auffassung der meisten Sachver-
ständigen ... ist das Deutsche Reich als Staat und Rechtssubjekt nicht untergegangen, 
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sondern lediglich desorganisiert und seiner Geschäftsfähigkeit beraubt worden.  
Es kann sich also nicht darum handeln, Deutschland staatlich neu zu konstituieren, sondern 
ausschließlich darum, es - wenn auch unter Beschränkung auf seine westlichen Gebiete - pro-
visorisch neu zu organisieren, wie etwa Frankreich durch die Verfassung der Vierten Republik 
nicht neu konstituiert, sondern nur neu organisiert worden ist. ... 
Artikel 23 des Entwurfs bestimmte bereits: Der Bund führt die schwarz-rot-goldene Flagge 
der Deutschen Republik. ... Die Flagge des Bundes kann nur Farben führen, die in der ge-
samtdeutschen Tradition begründet sind. Für die Wahl der Farben Schwarz-Rot-Gold war ent-
scheidend, daß diese Farben im alten Reichsschild geführt wurden und auch seit Beginn einer 
deutschen Einheits- und Freiheitsbewegung allgemein als Embleme der Deutschen Republik 
gegolten haben.<< 
Der Prof. für Völkerrecht, Carlo Schmid, erklärte am 8. September 1948 während einer Sit-
zung im Parlamentarischen Rat (x156/61-63): >>Nunmehr hat man uns eine weitere Schicht 
der Volkssouveränität freigegeben. Wir müssen uns fragen: Ist das, was uns nunmehr freige-
geben worden ist, der ganze verbliebene Rest der bisher gesperrten Volkssouveränität?  
Manche wollen die Frage bejahen; ich möchte sie energisch verneinen. Es ist nicht der ganze 
Rest freigegeben worden, sondern ein Teil dieses Restes. 
Zuerst räumlich betrachtet: Die Volkssouveränität ist, wo man von ihrer Fülle spricht, unteil-
bar. Sie ist auch räumlich nicht teilbar. Sollte man sie bei uns für räumlich teilbar halten, dann 
würde das bedeuten, daß man hier im Westen den Zwang zur Schaffung eines separaten 
Staatsvolkes setzt. Das will das deutsche Volk aber in den 3 Westzonen nicht sein! Es gibt 
kein westdeutsches Staatsvolk und wird keines geben! ...  
Nur das gesamte Volk kann "volkssouverän" handeln, und nicht eine Partikel davon. Ein Teil 
von ihm könnte es nur dann, wenn es legitimiert wäre, als Repräsentant der Gesamtnation zu 
handeln, oder wenn ein Teil des deutschen Volkes durch äußeren Zwang endgültig verhindert 
worden wäre, seine Freiheitsrechte auszuüben. Dann wäre ja nur noch der Rest, der bleibt, ein 
freies deutsches Volk, das deutsche Volkssouveränität ausüben könnte. 
Ist dieser Zustand heute schon eingetreten? Manche behaupten: Ja!  
Aber man sollte nicht vergessen: Noch wird verhandelt; noch ist man sich, zumindest offizi-
ell, darüber einig, in der Verschiedenheit der Zonenherrschaft ein Provisorium zu sehen, et-
was, das nach dem Willen aller, auch der Besatzungsmächte, vorübergehen soll. ... 
Eine gesamtdeutsche konstitutionelle Lösung wird erst möglich sein, wenn eines Tages eine 
deutsche Nationalversammlung in voller Freiheit wird gewählt werden können. Das setzt aber 
voraus, entweder die Einigung der 4 Besatzungsmächte über eine gemeinsame Deutschland-
Politik oder einen Akt der Gewalt nach der einen oder anderen Seite. ... 
Zu dieser räumlichen Einschränkung der Möglichkeit, Volkssouveränität auszuüben, kommt 
noch eine substantielle Einschränkung.  
Wenn man die Dokumente Nr. I und III liest, die die Militärbefehlshaber den Ministerpräsi-
denten übergeben haben, dann erkennt man, daß sich die Besatzungsmächte eine ganze Reihe 
von Sachgebieten und Befugnissen in eigener oder in konkurrierender Zuständigkeit vorbehal-
ten haben. Es gibt fast mehr Einschränkungen der deutschen Befugnisse in diesem Dokument 
Nr. I als Freigaben deutscher Befugnisse!  
Die erste Einschränkung ist, daß uns für das Grundgesetz bestimmte Inhalte auferlegt worden 
sind; weiter, daß wir das Grundgesetz, nachdem wir es hier beraten und beschlossen haben, 
den Besatzungsmächten zur Genehmigung werden vorlegen müssen.  
Dazu möchte ich sagen: Eine Verfassung, die ein anderer zu genehmigen hat, ist ein Stück der 
Genehmigungsberechtigten, aber kein reiner Ausfluß der Volkssouveränität der Genehmi-
gungspflichtigen! 
Die zweite Einschränkung ist, daß uns entscheidende Staatsfunktionen versagt sind: Auswär-
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tige Beziehungen, freie Ausübung der Wirtschaftspolitik; eine Reihe anderer Sachgebiete sind 
vorbehalten. Legislative, Exekutive und sogar die Gerichtsbarkeit sind gewissen Einschrän-
kungen unterworfen. 
Die dritte Einschränkung: Die Besatzungsmächte haben sich das Recht vorbehalten, im Falle 
von Notständen die Fülle der Gewalt wieder an sich zu nehmen.  
Die Autonomie, die uns gewährt ist, soll also eine Autonomie auf Widerruf sein, wobei nach 
den bisherigen Texten die Besatzungsmächte es sind, die zu bestimmen haben, ob der Not-
stand eingetreten ist oder nicht. 
Vierte Einschränkung: Verfassungsänderungen müssen genehmigt werden.  
Also: Auch die jetzt freigebende Schicht der ursprünglich voll gesperrten deutschen Volks-
souveränität ist nicht das Ganze, sondern nur ein Fragment. Daraus ergibt sich folgende prak-
tische Konsequenz:  
Um einen Staat im Vollsinne zu organisieren, muß die Volkssouveränität sich in ihrer ganzen 
Fülle auswirken können. Wo nur eine fragmentarische Ausübung möglich ist, kann auch nur 
ein Staatsfragment organisiert werden. Mehr können wir nicht zuwege bringen, es sei denn, 
daß wir den Besatzungsmächten gegenüber - was aber eine ernste politische Entscheidung 
voraussetzen würde - Rechte geltend machen, die sie uns heute noch nicht einräumen wollen. 
Das müßte dann ihnen gegenüber eben durchgekämpft werden.  
Solange das nicht geschehen ist, können wir, wenn Worte überhaupt einen Sinn haben sollen, 
keine Verfassung machen, auch keine vorläufige Verfassung, wenn "vorläufig" lediglich eine 
zeitliche Bestimmung sein soll. Sondern was wir machen können, ist ausschließlich das 
Grundgesetz für ein Staatsfragment.  
Die eigentliche Verfassung, die wir haben, ist auch heute noch das geschriebene oder unge-
schriebene Besatzungsstatut. Die Art und Weise, wie die Besatzungsmächte die Besatzungs-
hoheit ausüben, bestimmt darüber, wie die Hoheitsbefugnisse auf deutschem Boden verteilt 
sein sollen. Sie bestimmt auch darüber, was an den Grundrechten unserer Länderverfassung 
effektiv und was nur Literatur ist. Diesem Besatzungsstatut gegenüber ist alles andere sekun-
där, solange man in Anerkennung seiner Wirklichkeit handelt.  
Nichts ist für diesen Zustand kennzeichnender als der Schlußsatz in Dokument Nr. III, worin 
ausdrücklich gesagt wird, daß nach dem Beschluß des Parlamentarischen Rates und vor der 
Ratifikation dieses Beschlusses in den Ländern die Besatzungsmächte das Besatzungsstatut 
verkünden werden, damit das deutsche Volk weiß, in welchem Rahmen seine "Verfassung" 
gilt. ... 
Damit glaube ich die Frage beantwortet zu haben, worum es sich bei unserem Tun denn ei-
gentlich handelt.  
Wir haben unter Bestätigung der alliierten Vorbehalte das Grundgesetz zur Organisation der 
heute freigegebenen Hoheitsbefugnisse des deutschen Volkes in einem Teile Deutschlands zu 
beraten und zu beschließen.  
Wir haben nicht die Verfassung Deutschlands oder Westdeutschlands zu machen. Wir haben 
keinen Staat zu errichten. 
Wir haben etwas zu schaffen, das uns die Möglichkeit gibt, gewisser Verhältnisse Herr zu 
werden, besser Herr zu werden, als wir das bisher konnten.  
Auch ein Staatsfragment muß eine Organisation haben, die geeignet ist, den praktischen Be-
dürfnissen der inneren Ordnung eines Gebietes gerecht zu werden. Auch ein Staatsfragment 
braucht eine Legislative, braucht eine Exekutive und braucht eine Gerichtsbarkeit. ...<< 
Am 3. November 1948 entschied sich der Grundsatzausschuß des Parlamentarischen Rates für 
die "künftigen Bundesfarben" Schwarz-Rot-Gold. 
Am 25. April 1949 gab US-Militärgouverneur General Clay bekannt, daß der künftige west-
deutsche Staat "Bundesrepublik Deutschland" heißen wird.  
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Der Parlamentarische Rat stimmte am 8. Mai 1949 dem Grundgesetz zu. 53 Abgeordnete 
stimmen mit "Ja", während 12 Abgeordnete der CSU, des Zentrums, der Deutschen Partei und 
der KPD mit "Nein" stimmten.  
Konrad Adenauer, der Präsident des Parlamentarischen Rates, erklärte nach dieser Schlußab-
stimmung am 8. Mai 1949 (x112/694): >>Wir wünschen die Einheit Deutschlands, wir wün-
schen sie von ganzem Herzen und von ganzer Seele.  
Wir wünschen ein freies Deutschland, in dem der deutsche Mensch ein menschenwürdiges 
Leben führen kann wie jeder andere europäische Mensch. ...  
Wir wünschen auch die Rückkehr der Ausgetriebenen, und wir wünschen schließlich auch, 
daß man ... über die Grenzziehung im Osten spricht und über die Oder-Neiße-Linie, so wie 
wir es nach göttlichem und menschlichem Recht verlangen können. ...<<  
Der Parlamentarische Rat entschied sich am 10. Mai 1949 mit 33 gegen 29 Stimmen für Bonn 
als vorläufigen Regierungssitz. 
Am 12. Mai 1949 genehmigten die westlichen Militärgouverneure, General Robertson - briti-
sche Zone, General Koenig . französische Zone, General Clay, nordamerikanische Zone, das 
Grundgesetz und verkündeten gleichzeitig das Besatzungsstatut für die Bundesrepublik 
Deutschland (x101/198-199):  
>>Herrn Dr. Konrad Adenauer  
Präsident des Parlamentarischen Rates 
Bonn 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Adenauer! 
1. Das am 8. Mai vom Parlamentarischen Rat angenommene Grundgesetz ist hier mit beacht-
lichem Interesse zur Kenntnis genommen worden. Nach unserer Auffassung verbindet es sehr 
glücklich deutsche demokratische Überlieferung mit den Begriffen repräsentativer Regierung 
und einer Herrschaft des Rechts, wie sie in der Welt als Erfordernis für das Leben eines freien 
Volkes anerkannt worden sind. 
2. Indem wir diese Verfassung zwecks Ratifizierung durch das deutsche Volk in Überein-
stimmung mit den Bestimmungen des Artikels 144, Absatz 1 genehmigen, nehmen wir an, 
daß Sie verstehen werden, wenn wir verschiedene Vorbehalte machen müssen.  
In erster Linie sind die Vollmachten, die dem Bund durch das Grundgesetz übertragen werden 
sowie die Machtbefugnisse, die die Länder und örtlichen Regierungsstellen ausüben, den Vor-
schriften des Besatzungsstatuts unterworfen, das wir Ihnen schon übermittelt haben und das 
mit dem heutigen Datum verkündet wird. 
3. Zweitens versteht es sich, daß die Polizeibefugnisse, wie sie in Artikel 91, Absatz 2 enthal-
ten sind, nicht ausgeübt werden dürfen, bis sie von den Besatzungsbehörden ausdrücklich ge-
billigt sind. ... 
9. Wir möchten es auch klar verstanden wissen, daß nach Zusammentritt der gesetzgebenden 
Körperschaften, die das Grundgesetz vorsieht und nachdem entsprechend dem im Grundge-
setz festgelegten Verfahren die Wahl des Präsidenten sowie die Wahl und Ernennung des 
Kanzlers bzw. der Bundesminister erfolgt sind, die Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land konstituiert ist und das Besatzungsstatut daraufhin in Kraft tritt. ...<<  
Der Frankfurter Oberbürgermeister Walter Kolb erklärte am 12. Mai 1949 zur "Hauptstadtent-
scheidung" des Parlamentarischen Rates (x112/696): >>... Soviel Freude wir über das heute 
erreichte Ende der Blockade der Berliner empfinden, so sehr hat uns das Ergebnis der Ab-
stimmung in Bonn am 10. Mai 1949 in der Frage des vorläufigen Sitzes der Bundesorgane 
geschmerzt.<< 
In der "Rhein-Neckar-Zeitung" schrieb am 12. Mai 1949 ein Kritiker über die "Hauptstadtent-
scheidung" des Parlamentarischen Rates (x112/696): >>... Ich habe immer auf Bonn getippt, 
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weil es das Dümmste war.<< 
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde am 20. Mai 1949 durch den bayeri-
schen Landtag mit 101 zu 64 Stimmen abgelehnt. 9 Abgeordnete enthielten sich der Stimm-
abgabe (x112/701).  
 
Fragen und Antworten zur alliierten Besatzungspolitik in Mittel- und Westdeutschland 
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges (1945 bis 1949): 
1. Wieso mußten Millionen von deutschen Kriegsgefangenen nach der Gesamtkapitula-
tion der deutschen Wehrmacht Zwangsarbeit im Ausland leisten? 
Die deutsche Wehrmacht, die kampfstärkste Militärmacht Europas, die von den verbündeten 
europäischen Großmächten Frankreich, England und der UdSSR nicht gestoppt werden konn-
te, wurde schließlich - wie im Ersten Weltkrieg - erst durch das Eingreifen der "Supermacht" 
USA vollständig besiegt.  
Am 7. Mai 1945, um 2.41 Uhr, unterzeichneten Generaloberst Alfred Jodl (Chef des OKW), 
Generaladmiral Hans-Georg von Friedeburg (Oberbefehlshaber der Kriegsmarine) und Gene-
ral Wilhelm Oxenius (Luftwaffe) die "bedingungslose" deutsche Gesamtkapitulation (in Kraft 
ab 9.05.1945, 0.01 Uhr).  
Nach der Kapitulationsanerkennung erklärte Generaloberst Alfred Jodl im nordamerikani-
schen Hauptquartier (x027/425): >>Herr General, mit dieser Unterzeichnung sind das deut-
sche Volk und die deutsche Wehrmacht auf Gedeih und Verderb dem Sieger ausgeliefert. ... In 
dieser Stunde bleibt mir nichts, als auf die Großmut des Siegers zu hoffen.<<  
Angesichts der feindseligen Haltung der Sieger, die verächtlich schwiegen, salutierte die deut-
sche Delegation und kehrte sofort nach Flensburg zurück. 
Im Artikel 1 der Kapitulationsurkunde hieß es (x063/602): >>... (daß die) hier Unterzeichne-
ten ... im Auftrag des Oberkommandos der Deutschen Wehrmacht handeln.<<  
Die Gesamtkapitulation war demnach rein militärischer Natur und keine politische Übergabe 
des gesamten deutschen Staatswesens, denn nicht die politischen Machthaber des Deutschen 
Reiches, sondern die Oberbefehlshaber der deutschen Wehrmacht unterzeichneten die Kapitu-
lationsurkunde. 
Mit dieser Kapitulation verhinderte die deutsche Wehrmacht wahrscheinlich unwissentlich 
den Abwurf der ersten Atombombe auf ein Ziel in Deutschland (x090/296).  
Die britische Nachrichtenagentur "REUTERS" meldete am 8. Mai 1945 die bedingungslose 
Kapitulation der deutschen Wehrmacht (x111/12): >>Deutschland ist ein unterworfenes, er-
obertes und besetztes Land, das keine unabhängige Existenz hat. ...<<   
Charles de Gaulle erklärte am 8. Mai 1945 während eines Dankgottesdienstes in der Kathedra-
le von Notre-Dame in Paris (x111/12): >>... Als Staat, als Macht und als Doktrin ist das Deut-
sche Reich völlig zerstört.<<  
Da Stalin ausdrücklich die Wiederholung der deutschen Kapitulationserklärung verlangte, 
unterzeichneten Generalfeldmarschall Wilhelm Keitel (Chef des OKW), Generaladmiral von 
Friedeburg (Oberbefehlshaber der Kriegsmarine) und Generaloberst Hans-Jürgen Stumpff 
(stellvertretender Oberbefehlshaber der Luftwaffe) am 9. Mai 1945, um 0.16 Uhr, die militä-
rische Kapitulationsurkunde im sowjetischen Hauptquartier in Berlin-Karlshorst  
Die deutsche Gesamtkapitulation trat unverändert am 9. Mai 1945 um 0.01 Uhr in Kraft.  
Im Verlauf des Zweiten Weltkrieges und nach der Kapitulation gerieten rd. 11.094.000 deut-
sche Soldaten in die Kriegsgefangenschaft (x026/36). Hunderttausende von deutschen Kriegs-
gefangenen, die im Mai 1945 im Westen kapitulierten, wurden später durch die westlichen 
Alliierten an die UdSSR, Polen, Tschechoslowakei, Jugoslawien, Italien, Frankreich und an-
dere Länder ausgeliefert. Dort wurden die deutschen Kriegsgefangenen als billige Zwangsar-
beiter eingesetzt. Während der jahrelangen schweren Zwangsarbeit ging ein großer Teil der 
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Kriegsgefangenen an Entkräftung, Krankheit und Hunger zugrunde.  
Falls die deutschen Kriegsgefangenen die barbarischen Torturen der Kriegsgefangenschaft 
lebend überstanden, kamen sie mehrheitlich als gebrochene Männer in ihre alte bzw. neue 
Heimat zurück. Mindestens 1.577.000 deutsche Kriegsgefangene gingen während der jahre-
langen Zwangsarbeit ("Wiederaufbauarbeit") zugrunde (x026/45). 
Während US-General John Lee am 2. Juni 1945 erklärte, daß sich in den Lagern der US-Army 
3.878.537 deutsche Kriegsgefangene aufhalten, meldete das Oberkommando aller Alliierten-
Armeen in Europa eigenartigerweise am selben Tag nur 2.927.614 inhaftierte deutsche 
Kriegsgefangene (x131/67). 
Am 1. Oktober 1945 ordnete General Eisenhower weitere Kriegsgefangenentransporte an. Bis 
Ende Oktober 1945 transportierte man 1.750.000 deutsche Gefangene nach Frankreich und 
30.000 deutsche Gefangene als Arbeitskräfte nach Belgien (x111/85).  
Im Verlauf der Moskauer Außenministerkonferenz veröffentlichten die Siegermächte am 20. 
März 1947 erstmalig Zahlen über die noch inhaftierten deutschen Kriegsgefangenen (x111/-
295): >>Die Sowjetunion meldet 890.532 Kriegsgefangene, Frankreich = 631.483 Kriegsge-
fangene, Großbritannien = 435.295 Kriegsgefangene und USA = 15.103 Kriegsgefangene.<<  
Am 26. März 1947 gabt die US-Militärregierung offiziell bekannt, daß die Sowjetunion die 
Fragen nach den rund 2 Millionen fehlenden deutschen Kriegsgefangenen noch nicht beant-
wortet hätte (x111/297). 
Die Senatoren Knowland und Morse kritisierten im Jahre 1947 im US-Senat die Verhältnisse 
in den französischen Kriegsgefangenenlagern (x131/180): >>Senator Knowland erklärte: ... 
Wenn wir nicht sehr vorsichtig sind, könnte sich in späteren Jahren eine für uns höchst peinli-
che Situation ergeben, in der nachgewiesen wird, daß einige von amerikanischen Streitkräften 
eingebrachte Gefangene nicht sehr viel besser behandelt worden sind als einige andere Gefan-
gene, die im Deutschland der Nazis in Konzentrationslager geworfen worden sind. ... 
Senator Morse verlas danach einen Artikel der US-Kolumnistin Dorothy Thompson: ... Dieses 
Land hat mit unserer Zustimmung, mit unserer Komplizenschaft und in Verletzung der Genfer 
Konvention Gefangene als Sklavenarbeiter eingesetzt unter derselben Definition, die in Nürn-
berg gegen ... Sauckel angewandt worden ist, der dann hingerichtet wurde. ...  
Wenige mögen sich jetzt daran erinnern, daß Präsident Roosevelt sich im September 1944 
dem deutschen Volk gegenüber ausdrücklich verpflichtet hat, als er sagte: "Die Alliierten trei-
ben keine Sklaverei mit Menschen".  
Begreifen es denn nur einige wenige Menschen, daß wir nach unserem Sieg über Deutschland, 
wenn wir Hitlers Maßstäbe und Hitlers Methoden übernehmen, Hitler zum wahren Sieger ma-
chen? ...<< 
Das Nachrichtenmagazin "DER SPIEGEL" berichtete am 1. März 1947 über das Schicksal der 
deutschen Kriegsgefangenen in Westeuropa: >>Stacheldrahtbörse … 
Frankreich hat Amerika wissen lassen, daß es die 530.000 Kriegsgefangenen, die es von Ame-
rika "geliehen" hat und deren Entlassung die Vereinigten Staaten im Dezember 1946 forder-
ten, nicht bis zum Oktober 1947 entlassen kann. 370.000 Deutsche sollen zum 31. Dezember 
die Möglichkeit erhalten, aus Kriegsgefangenen zu "freien Arbeitern Frankreichs" zu werden. 
Der Rest soll in der ersten Hälfte des Jahres 1948 entlassen werden. Bis dahin hofft man, die 
für die französische Wirtschaft notwendigen Arbeitskräfte in Italien und in den Lagern für 
verschleppte Personen angeworben und ausgebildet zu haben. 
"Man kann die Gefangenen nicht als solche auf die Dauer festhalten, kann aber ihre Arbeits-
leistung verwenden, wenn man sie als freie Arbeiter unter prinzipieller Gleichstellung mit den 
Arbeitern des betreffenden Landes leben läßt", stellt das Internationale Komitee zum Studium 
der europäischen Fragen in London in einer Denkschrift fest. 
Nach einem ausgeklügelten System soll bei der Entlohnung der dann "freien Arbeiter" verfah-
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ren werden. Die Deutschen sollen 75 Prozent ihres Lohnes ausbezahlt bekommen, 12 1/2 Pro-
zent sollen der deutschen Regierung zum Ankauf von Rohstoffen und Lebensmitteln in Frank-
reich zur Verfügung gestellt werden, und die übrigen 12 1/2 Prozent sollen auf Reparationen 
verrechnet werden. Nach Meinung des Komitees soll dadurch der Wiederaufbau aller Länder 
einschließlich Deutschlands beachtlich gefördert werden. 
Die von Frankreich selbst eingebrachten Kriegsgefangenen müssen mindestens bis Ende 1948 
als Kriegsgefangene in den Bergwerken arbeiten. Sie fördern 20 Prozent der gesamten Kohle 
und können erst dann als "freie Arbeiter Deutschlands" den "Wiederaufbau beachtlich för-
dern". 
… Der 1. Juli der ist der Termin, bis zu dem die letzten der 38.250 Kriegsgefangenen Ameri-
kas in Europa entlassen werden sollen. 20.000 von ihnen brechen im Augenblick noch die 
Zelte der Amerikaner in Italien, danach aber ganz bestimmt ihre eigenen ab, versichert das 
amerikanische Hauptquartier.<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über das Schicksal der 
deutschen Kriegsgefangenen (x026/66): >>Von über 11 Millionen deutschen Kriegsgefange-
nen des Zweiten Weltkriegs sind fast 1,6 Millionen umgekommen. Die absolut höchste Op-
ferzahl verzeichnete die Sowjetunion mit 1,335 Millionen, die relativ höchste Jugoslawien mit 
einer Sterberate von rund 50 Prozent. Im Tito-Staat waren auch die meisten Massenerschie-
ßungen von Gefangenen und die schlimmsten Grausamkeiten zu verzeichnen. Unter den west-
lichen Gewahrsamsmächten haben die Gefangenen in Frankreich die schlechteste Behandlung 
erfahren. ...<<  
Aufgrund der Haager Landkriegsordnung waren die nicht selten katastrophalen Lebensbedin-
gungen in den osteuropäischen, nordamerikanischen und französischen Kriegsgefangenenla-
gern und die Zwangsarbeit (Sühneleistung bzw. Wiedereinführung der "Sklaverei") von Mil-
lionen deutschen Kriegsgefangenen, von denen die letzten Überlebenden erst zehn Jahre nach 
Kriegsende zurückkehrten, zweifelsfrei völkerrechtswidrig. 
Die Zwangsdeportationen von deutschen Kriegsgefangenen und Zivilisten verstießen eindeu-
tig gegen die verbindlichen Völkerrechtsnormen der Haager Landkriegsordnung, denn Depor-
tationen (Zwangsverschickungen von Menschen in Gebiete außerhalb des angestammten Sied-
lungsgebietes durch den eigenen Staat oder eine Besatzungsmacht) waren schon damals nur 
als "ordnungsmäßige Kriminalstrafe" und unter menschenwürdigen Umständen zulässig 
(x051/111, x077/39). 
Da diese Kriegsverbrechen nicht kraft Verjährung enden, sind diese Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zu untersuchen und die Verantwortlichen für ihr völkerrechtswidriges Han-
deln zur Rechenschaft zu ziehen. 
 
2. Weshalb übten die alliierten Besatzungsmächte völkerrechtlich keine volle Souveräni-
tät in den 4 deutschen Besatzungszonen aus? 
Mit der "Berliner Deklaration" vom 5. Juni 1945 wurde die deutsche Regierungsgewalt offizi-
ell beendet und an die 4 Militärgouverneure der alliierten Siegermächte (Eisenhower, Mont-
gomery, Shukow und de Lattre de Tassigny) übertragen.  
Die Aufteilung in 4 Besatzungszonen erfolgte nach den Grenzen des Deutschen Reiches von 
1937. Berlin wurde in 4 Sektoren eingeteilt. Die oberste Regierungsgewalt übte ein Kontroll-
rat der 4 alliierten Oberbefehlshaber (Sitz in Berlin) aus, der damit die Verantwortung für die 
Aufrechterhaltung der Ordnung und für die Verwaltung des Landes übernahm (Übernahme 
der "absoluten Autorität").  
In der Berliner Deklaration der Siegermächte vom 5. Juni 1945 hieß es (x101/185): >>Erklä-
rung … 
Die deutschen Streitkräfte zu Lande, zu Wasser und in der Luft sind vollständig geschlagen 
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und haben bedingungslos kapituliert, und Deutschland, das für den Krieg verantwortlich ist, 
ist nicht mehr fähig, sich dem Willen der siegreichen Mächte zu widersetzen. Dadurch ist die 
bedingungslose Kapitulation Deutschlands erfolgt, und Deutschland unterwirft sich allen For-
derungen, die ihm jetzt oder später auferlegt werden. 
Es gibt in Deutschland keine zentrale Regierung oder Behörde, die fähig wäre, die Verantwor-
tung für die Aufrechterhaltung der Ordnung, für die Verwaltung des Landes und für die Aus-
führung der Forderungen der siegreichen Mächte zu übernehmen. … 
Die Regierungen des Vereinigten Königreichs, der Vereinigten Staaten von Amerika, der 
Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken und die Provisorische Regierung der Französi-
schen Republik übernehmen hiermit die oberste Regierungsgewalt in Deutschland, einschließ-
lich aller Befugnisse der deutschen Regierung, des Oberkommandos der Wehrmacht und der 
Regierungen, Verwaltungen oder Behörden der Länder, Städte und Gemeinden. Die Über-
nahme zu den vorstehend genannten Zwecken der besagten Regierungsgewalt und Befugnisse 
bewirkt nicht  die Annektierung Deutschlands. ...<<  
Aufgrund der Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 wurde das Deutsche Reich (in den Gren-
zen von 1937) nicht annektiert, sondern nur besetzt. Die Besatzungsmächte übten deshalb 
keine volle Souveränität über das besetzte Gebiet aus, so daß zum Beispiel die von ihnen 
durchgeführten oder gebilligten Gebietsabtretungen, Enteignungen, Bevölkerungsumsiedlun-
gen und Zwangsdeportationen eindeutig gegen das damals geltende Völkerrecht verstießen 
und völkerrechtswidrig waren. 
Die siegreichen Mächte waren aufgrund dieser Deklaration für sämtliche Geschehnisse in ih-
rer Zone verantwortlich. Fragen, die das gesamte Deutsche Reich betrafen, sollten gemeinsam 
und einstimmig durch die Mitglieder des alliierten Kontrollrats entschieden werden. 
Gemäß Haager Landkriegsordnung blieb das Deutsche Reich von 1871/1919 weiterhin völ-
kerrechtlich bestehen, denn es wurde durch die Siegermächte nachweislich nicht annektiert, 
sondern nur besetzt (x063/605). Die oberste Gewalt, die nach der Kapitulation im Mai 1945 
von den Besatzungsmächten übernommen wurde, richtete sich nach den Bestimmungen der 
Haager Landkriegsordnung von 1899 bzw. von 1907. Diese Rechtsordnung bildete damals 
neben den Genfer Konventionen von 1864 und 1929 die Grundlage des humanitären Völker-
rechtes.  
 
3. Warum waren zahlreiche Vereinbarungen des "Potsdamer Abkommens" völker-
rechtswidrig? 
Im Verlauf der Potsdamer Konferenz, die vom 17. Juli bis zum 2. August 1945 im Schloß 
Cäcilienhof bei Potsdam stattfand, verhandelten Stalin, Truman, Churchill (bis zur Wahlnie-
derlage im Juli 1945) und Attlee (ab 28.07.1945) über gemeinsame Maßnahmen zur Behand-
lung des Deutschen Reiches und die Schaffung einer neuen Friedensordnung.  
Während der Potsdamer Dreimächtekonferenz einigten sich die Teilnehmer über die politi-
schen und wirtschaftlichen Grundsätze der gleichgeschalteten Nachkriegspolitik der Alliierten 
im besiegten Deutschen Reich ("... Alliierte Armeen führen die Besetzung von ganz Deutsch-
land durch, und das deutsche Volk fängt an, die furchtbaren Verbrechen zu büßen, die unter 
der Leitung derer, welche es zur Zeit ihrer Erfolge offen gebilligt hat und denen es blind ge-
horcht hat, begangen wurden. ..."). 
Den beteiligten Konferenzteilnehmern ging es in erster Linie um Reparationsregelungen, so 
daß sich die Potsdamer Verhandlungen schnell zu einem verbissenen Kampf um die Kriegs-
beute entwickelten. Ferner wollte man den NS-Staat vollständig vernichten und die ehemalige 
deutsche Industrie- und Wirtschaftsmacht langfristig ausschalten.  
Die Vertreibung der Reichs- und Volksdeutschen aus Ostdeutschland, Polen, der Tschecho-
slowakei und Ungarn wurde trotz der langen Verhandlungsdauer nicht mehr ernsthaft disku-
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tiert, sondern die sog. "Umsiedlung" der Deutschen wurde lediglich noch zur Kenntnis ge-
nommen. 
Die Potsdamer Konferenz war keine Friedenskonferenz. Im Verlauf der internationalen Kon-
ferenz von Potsdam, die am 2. August 1945 beendet wurde, schlossen die Alliierten keinen 
völkerrechtlich bindenden Vertrag, denn die Potsdamer Beschlüsse entsprachen nicht den da-
maligen Kriterien eines internationalen Vertrages. Es handelte sich lediglich um Absprachen 
bzw. Vereinbarungen zwischen den Siegermächten und den Vertreiberstaaten (x150/18). Die 
betroffenen Deutschen waren damals in keiner Weise beteiligt.  
Im Potsdamer Abkommen betonten die Siegermächte zwar ausdrücklich, daß man nicht beab-
sichtigen würde, das deutsche Volk zu vernichten oder zu versklaven, aber die hilflosen Ost- 
und Volksdeutschen hatten schon längst die brutale Wirklichkeit erlebt bzw. nicht überlebt. 
Die Artikel VI über Königsberg und Ostpreußen, Artikel IX über die provisorische Westgren-
ze Polens und Artikel XIII über die "ordnungsgemäße Überführung" der im Osten verbliebe-
nen Deutschen lösten letzten Endes die größte Vertreibung der Weltgeschichte aus.  
Aufgrund der völlig überzogenen Gebietsabtretungen, die sie noch in der Atlantik-Charta vom 
14. August 1941 aus moralischen Gründen als unannehmbar abgelehnt hatten, akzeptierten die 
Nordamerikaner und Briten stillschweigend die Massenvertreibung von Millionen. Die west-
lichen Alliierten waren trotz der gigantischen Bevölkerungsmassen zuversichtlich, daß man 
die Deutschen geregelt und human "umsiedeln" könnte. Diese naiven Fehleinschätzungen und 
fehlende internationale Kontrollmaßnahmen brachten nochmals unvorstellbare Leiden und 
unsägliches Elend über die Ost- und Volksdeutschen.  
Bei den in Potsdam beschlossenen völkerrechtswidrigen Massenvertreibungen der deutschen 
Bevölkerung aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße handelte es sich eindeutig um Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit. 
Da Verbrechen gegen die Menschlichkeit nicht kraft Verjährung enden, sind die alliieren Sie-
germächte für ihr völkerrechtswidriges Handeln zur Verantwortung zu ziehen. 
Aufgrund der Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 wurde das Deutsche Reich (in den Gren-
zen von 1937) nicht annektiert, sondern nur besetzt. Die Besatzungsmächte übten deshalb 
keine volle Souveränität über das besetzte Gebiet aus, so daß zum Beispiel die von ihnen 
durchgeführten oder gebilligten Gebietsabtretungen, Enteignungen, Bevölkerungsumsiedlun-
gen und Zwangsdeportationen eindeutig gegen das damals geltende Völkerrecht verstießen 
und völkerrechtswidrig waren. Die Abmachungen über die vorläufige Oder-Neiße-Linie wa-
ren besonders verwerflich und unmenschlich, weil sie bei den Ost- und Volksdeutschen jahre-
lang die unrealistische Hoffnung förderte, daß man später in die Heimat zurückkehren könnte.  
Infolge der zahlreichen Verletzungen des Völkerrechts muß das sogenannte "Potsdamer Ab-
kommen" von Anfang an als nichtig bzw. ungültig betrachtet werden. 
Sämtliche völkerrechtswidrigen Vereinbarungen des "Potsdamer Abkommens" waren ohnehin 
gemäß Völkerrecht unwirksam. 
US-Senator Charles W. Vursell berichtete später über das Potsdamer Abkommen (x028/149): 
>>... Durch die Potsdamer Vereinbarung wurde die Regierung der Vereinigten Staaten unbe-
absichtigt zum Mitverantwortlichen für den massenhaften Hungertod, besonders in Deutsch-
land. - Sie verstießen gegen das geltende humanitäre Prinzip des Völkerrechts, wonach immer 
dem Sieger die Verantwortung zufällt, nach besten Kräften die unschuldigen Opfer der besieg-
ten Bevölkerung zu schützen.<<  
Der britische Politiker Robert Boothby berichtete später über die Folgen der Potsdamer Kon-
ferenz (x338/286): >>... Jalta ebnete den Weg nach Potsdam, wo … zwischen Rußland, Polen 
und Deutschland Grenzen gezogen wurden, die mit Ausnahme der Curzon-Linie nicht den 
Schatten einer geographischen oder ethnographischen Berechtigung hatten und die wirtschaft-
lichen Gegebenheiten völlig unberücksichtigt ließen.  
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Dies führte unmittelbar zu den Zwangsdeportationen. Millionen von … Deutschen wurden 
wie das Vieh, nicht einmal im Viehwagen, weggetrieben. Von Deutschland wurde ein Viertel 
seiner bestellten Fläche abgetrennt. Durch das Hereinströmen der Flüchtlingsmassen von allen 
Seiten in den verstümmelten Rumpf wurden weitere Millionen praktisch dem Hungertode 
preisgegeben. …<< 
Der deutsche Publizist und Herausgeber Rudolf Augstein berichtete am 7. Januar 1985 im 
Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" über das Potsdamer Abkommen: >>"Auf die schiefe 
Ebene zur Republik"  
... Zwar stimmt es, daß Europa, und mit ihm das Deutsche Reich, von einer unsäglichen 
Schreckensherrschaft befreit worden war. Aber nur ein Teil von Europa, ein Teil auch des 
Deutschen Reiches.  
Ein nicht kleiner Teil wurde überhaupt nicht befreit, sondern nur einer neuen Schreckensherr-
schaft unterworfen.  
Hitler und Stalin im Bösen zu vergleichen macht wenig Sinn, es sei denn, daß Hitler wahnhaf-
ter war. Polen, Esten, Letten und Litauer, soweit Stalin sie nicht schon umgebracht hatte, wur-
den nicht befreit. Auch nicht die Tschechen, Polen, Slowaken, Rumänen, Ungarn und Bulga-
ren. Ob man jene zehn bis fünfzehn Millionen Deutschen, die gewaltsam aus ihrer ange-
stammten Heimat vertrieben wurden, als "Befreite" bezeichnen kann, mag dahinstehen. Zwei 
Millionen starben während dieser Umsiedlung, die gemäß dem Potsdamer Abkommen auf 
"eine geregelte und menschliche Weise" abgewickelt werden sollte. ... 
Das Gespenstische an der Potsdamer Konferenz lag darin, daß hier ein Kriegsverbrecherge-
richt von Siegern beschlossen wurde, die nach den Maßstäben des späteren Nürnberger Pro-
zesses allesamt hätten hängen müssen. Stalin zumindest für Katyn, wenn nicht überhaupt, 
Truman für die überflüssige Bombardierung von Nagasaki, wenn nicht schon von Hiroschima, 
und Churchill zumindest als Ober-Bomber von Dresden, zu einem Zeitpunkt, als Deutschland 
schon erledigt war.  
Alle drei hatten "Bevölkerungsumsiedlungen" verrückten Ausmaßes beschlossen, alle drei 
wußten, wie verbrecherisch diese vor sich gingen. Gemessen am Generalbevollmächtigten für 
den Arbeitseinsatz Sauckel, der Hitler die Arbeitskräfte zutreiben mußte, hätten sie alle drei 
hängen müssen. Denn sie haben sowohl angeordnet wie gewußt, was man von dem Tölpel 
Sauckel nicht unbedingt sagen kann. Auch gemessen an Generaloberst Jodl wäre ihr Schicksal 
der Strick gewesen. ...<<  
 
4. Wieso wurde das Deutsche Reich nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges in Besat-
zungszonen aufgeteilt? 
Die Kapitulation im Mai 1945 beendete eigentlich den zweiten Dreißigjährigen Krieg (1914-
1945) in Deutschland, den man lediglich von 1918 bis 1939 durch einen Waffenstillstand un-
terbrochen hatte. Die maßgeblichen Siegermächte beschlossen damals, daß das Deutsche 
Reich zunächst keinen Friedensvertrag erhalten sollte. Anstatt problematische Friedensver-
handlungen zu führen, wurde das Deutsche Reich nach dem Ende Zweiten Weltkrieges voll-
ständig besetzt und kontrolliert. Danach führten die Siegermächte verdeckte völkerrechtswid-
rige Gewaltmaßnahmen (Masseninternierungen, Deportationen, "Hungerpolitik" etc.) durch 
und schlossen zahlreiche geheime Verträge, um die deutsche Militär- und Wirtschaftsmacht 
endgültig auszuschalten und die Deutschen zu entmündigen.  
Mit der Errichtung der vereinbarten Besatzungszonen wurde das Deutsche Reich regelrecht 
zerstückelt. Wie nach dem ersten Dreißigjährigen Krieg (1618-1648) herrschte ein trostloser 
Zustand der totalen Hoffnungslosigkeit, Machtlosigkeit und Verzweiflung. Die Besatzer nutz-
ten nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges ihre absolute Machtposition konsequent aus, um 
die 1919 in Versailles begonnene vollständige Ausschaltung bzw. Ausbeutung des Deutschen 
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Reiches systematisch fortzusetzen und zu vollenden.  
Für die alliierten Siegermächte war das besiegte und verwüstete Deutsche Reich damals ledig-
lich eine eroberte, abhängige Kolonie, die man mit den erfolgreichen Methoden der Kolonial-
herrschaft politisch unterdrücken und wirtschaftlich ausrauben konnte. Ost- und Mittel-
deutschland wurden von den sowjetischen Besatzungstruppen fast völlig ausgeplündert und 
auch die westlichen Alliierten bedienten sich in Westdeutschland.  
Nach Stalins Plänen sollten die Polen außer dem Grund und Boden der Deutschen keine wei-
tere Kriegsbeute erhalten. Das Ausmaß der systematischen Plünderungen und Zerstörungen in 
Ostdeutschland war geradezu unvorstellbar. Infolge von äußerst schwierigen Verhandlungen 
gelang es den Polen, wenigstens die Anlagen und Maschinen des oberschlesischen Industrie-
gebietes zu retten.  
Nachdem die Siegermächte die uneingeschränkte Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Justiz-
gewalt in den Besatzungszonen übernommen hatten, waren die Deutschen den Siegern auf 
Gedeih und Verderb ausgeliefert und mußten die drakonischen Maßnahmen, Willkürakte und 
Schikanen der Besatzer erschüttert über sich ergehen lassen. 
 
5. Weshalb waren die Reparationen der Siegermächte größtenteils völkerrechtswidrig? 
Churchill, Roosevelt und Stalin trafen sich vom 4. bis zum 11. Februar 1945 auf der Halbinsel 
Krim zur "Jalta-Konferenz". In einem Geheimprotokoll wurden die deutschen Reparationen 
festgelegt (Gesamthöhe = mindestens 20 Milliarden US-Dollar, davon 50 % für die UdSSR).  
Bei dieser Konferenz vereinbarten "Die Großen Drei", daß die Sowjets deutsche Arbeitskräfte 
bzw. Zwangsarbeiter (als einen Teil der zugesagten Reparationen) in die Sowjetunion "schaf-
fen" könnten (x010/19).  
Im Vergleich zu den westdeutschen Besatzungszonen waren die ost- und mitteldeutschen Re-
parationsleistungen wesentlich höher. Sämtliche transportablen Güter und Ausstattungen wur-
den sofort als Kriegsbeute in die UdSSR transportiert. Zur vollständigen Räumung der deut-
schen Ostprovinzen setzten die sowjetischen Besatzer z.T. spezielle Arbeits- bzw. Reparati-
onskolonnen ein, die das gesamte Privat- und Staatseigentum der Deutschen einsammelten, 
demontierten und abtransportierten. Die Reparationskommandos beteiligten sich gewöhnlich 
nicht an den schweren Demontage- und Transportarbeiten. Sie erteilten nur Befehle und lie-
ßen die deutschen Zwangsarbeiter schuften.  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die sowjetischen 
"Reparationen" in Mitteldeutschland von 1945 bis 1953 (x009/368): >>... Legt man den von 
den Sowjets bis 1953 im allgemeinen selbst angewandten Kurs von 2,50 DM je Dollar 
zugrunde, so ergibt das bei einer Gesamtsumme von rd. 70 Milliarden Mark eine Reparations-
leistung in Höhe von 28 Milliarden Dollar, also 18 Milliarden Dollar mehr, als die Sowjetuni-
on von Gesamtdeutschland an Reparationen gefordert hatte. Behauptungen, wonach die So-
wjetunion auf hohe Reparationsleistungen verzichtete, sind unwahr.<< 
Wilhelm Harmssen (Bremer Wirtschaftssenator) berichtete damals, daß man bis zum Jahres-
ende 1947 bereits enorme Reparationsleistungen (Kriegsentschädigungen) aufgebracht hätte. 
Nach diesen Berechnungen betrugen die Reparationen des Deutschen Reiches von 1945 bis 
1947 rd. 178 Milliarden Reichsmark (RM) (x111/408).  
Von diesen Entschädigungen entfielen auf die Entnahme aus dem deutschen Volksvermögen 
rd. 100 Milliarden Reichsmark (RM), Leistungen aus laufender Produktion rd. 10 Milliarden 
RM, sonstige Leistungen (Wert der deutschen Patente etc.) rd. 27 Milliarden RM und auf 
Vermögensverluste der ausgewiesenen Volksdeutschen entfielen rd. 41 Milliarden RM. 
Am 10. September 1952 unterzeichneten die Bundesrepublik Deutschland, Israel und die Je-
wish Claims Conference in Luxemburg ein Wiedergutmachungsabkommen.  
Die deutsche Tageszeitung "Westfälische Nachrichten berichtete im Januar 1947 (x353/23): 
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>>… Mit der Herausgabe dieser seiner Patente und Erfindungen hat das deutsche Volk in 
Wirklichkeit bereits eine Reparationsleistung vollbracht, wie sie in solcher Höhe noch kein 
Volk der Welt jemals aufgebracht hat. Diese Tatsache wird im Ausland meist mehr oder we-
niger geflissentlich übersehen.<< 
Was die Sowjets, Nordamerikaner, Briten und Franzosen nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges als sog. Reparationen aus Ost-, Mittel- und Westdeutschland herauspreßten und 
raubten, übertraf fast die menschliche Vorstellungskraft. Nach internationalen Berechnungen, 
die im Jahre 1974 erstellt wurden, erlitten allein die Vertriebenen aus den deutschen Sied-
lungsgebieten Ost-Mitteleuropas einen Gesamtvermögensschaden von 654,9 Milliarden 
DM  (x063/618). 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über die Ver-
mögensverluste der Vertriebenen in den deutschen Siedlungsgebieten Ost-Mitteleuropas 
(x268/213-214): >>So unvorstellbar groß die Reparationen im Osten und Westen auch waren, 
sie sind doch nichts gegenüber dem gigantischen Raubzug, der mit Völkervertreibung und 
Völkermord in Ostdeutschland und Osteuropa einherging.  
18 Millionen einheimische plus 2 Millionen während des Kriegs zugezogene Deutsche wur-
den gänzlich enteignet. Dieser Personenkreis entspricht der seinerzeitigen Bevölkerungszahl 
der Republiken Finnland, Irland und Island sowie der Königreiche Dänemark, Schweden und 
Norwegen zusammengenommen.  
Was Generationen in 600 oder gar 800 Jahren fleißiger Arbeit den Urwäldern abgerungen und 
aufgebaut hatten, wurde mit einem Federstrich enteignet: Häuser und blühende Industrien, 
Schlösser und Kirchen, Felder und Wälder, Straßen und Bodenschätze, Valuten und Devisen, 
gewerbliche Urheberrechte (wie zum Beispiel das Rezept des Karlsbader Becherbitters) etc. 
Dieser Billionenraub ist in der Geschichte Europas ohne Beispiel. ... 
Wie zum Hohn für die überlebenden Ostdeutschen werden – von der breiten Öffentlichkeit 
kaum beachtet – immer wieder wertvolle Kulturgüter an die Vertreiberstaaten übergeben ... 
Ermuntert durch solche Spendierlaunen verlangt Polen unter dem Stichwort "Lokalisierung" 
weitere Kulturgüter, die den ostdeutschen Vertreibungsgebieten entstanden sind, zum Beispiel 
Urkunden des Deutschen Rittordens. ...<< 
Aufgrund der bereits vor Beginn des Zweiten Weltkrieges geltenden Haager Landkriegsord-
nung hatte privates Eigentum während des Landkrieges unberührt zu bleiben. Das Verbot galt 
auch noch nach der bedingungslosen Kapitulation vom 8. Mai 1945, da mit der Einstellung 
der Feindseligkeiten nicht der Kriegszustand im rechtstechnischen Sinne beendet war (x151/-
24). 
Das von den Ost- und Volksdeutschen zurückgelassene Eigentum befindet sich gemäß Völ-
kerrecht weiterhin im Eigentum der zwangsweise Enteigneten, denn Staaten haften für das 
Handeln ihrer Organe und haben den verschuldeten Schaden wiedergutzumachen. Das enteig-
nete Eigentum ist grundsätzlich zurückzugeben. Falls dies nicht möglich ist, muß ein Aus-
gleich geleistet werden (x151/41). Da diese Kriegsverbrechen nicht kraft Verjährung enden, 
sind die alliieren Siegermächte für ihr völkerrechtswidriges Handeln zur Verantwortung zu 
ziehen. 
 
6. Warum erfüllt die Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa den völkerrecht-
lichen Tatbestand des Völkermordes? 
Der Alliierte Kontrollrat (AKR) stimmte am 20. November 1945 dem Beschluß zu, ab De-
zember 1945 10 % der zur Ausweisung vorgesehenen deutschen Bevölkerung auszuweisen 
(x002/737).  
Der AKR setzte ferner die "Umsiedlungsquoten" für 6.650.000 Ost- und Volksdeutsche fest, 
die von den 4 Besatzungszonen übernommen werden sollten (x111/106):  
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Sowjetische Zone = 2.000.000 Vertriebene aus den deutschen Ostgebieten und 750.000 Ver-
triebene aus der CSR.  
US-Zone = 1.750.000 Vertriebene aus der CSR und 500.000 Vertriebene aus Ungarn.  
Britische Zone = 1.500.000 Vertriebene aus den deutschen Ostgebieten.  
Französische Zone = 150.000 Vertriebene aus Österreich. 
Noch ehe der Alliierte Kontrollrat am 20. November 1945 einen Verteilungs- bzw. Auswei-
sungsplan für die Übersiedlung der Deutschen bekanntgeben konnte, hatten die polnischen 
und tschechischen Behörden schon längst mehrere hunderttausend Deutsche über die Oder-
Neiße-Linie getrieben. Die staatlichen Umsiedlungsorganisationen kümmerten sich gewöhn-
lich nicht um die Überwachung der zugesagten "humanen Umsiedlung", sondern man bemüh-
te sich vor allem um die Beschlagnahmung des deutschen Eigentums und überwachte die Si-
cherung des zurückgelassenen Besitzes der Deutschen. Die Zerstörung von Vermögensgegen-
ständen durch die deutschen Eigentümer und Plünderungen wurden grundsätzlich mit aller 
Härte durch Standgerichte bestraft.  
Im Verlauf der Potsdamer Konferenz legte man zwar ausdrücklich fest, daß die "Ausweisun-
gen" ("die Überführung der deutschen Bevölkerung oder Bestandteile derselben, die in Polen, 
Tschechoslowakei und Ungarn zurückgeblieben sind") in geordneter und humaner Weise 
durchgeführt werden sollten, aber obwohl die Vertreiberstaaten ständig versicherten, daß sie 
die Umsiedlungen vereinbarungsgemäß durchführen würden, hielt sich oftmals niemand an 
diese Zusagen. Die Abmachungen über die vorläufige Oder-Neiße-Linie waren besonders 
verwerflich und unmenschlich, weil sie bei den Ost- und Volksdeutschen jahrelang die unrea-
listische Hoffnung förderte, daß man später in die Heimat zurückkehren könnte.  
Die schwersten Vertreibungsverbrechen ereigneten sich bei den "wilden Austreibungen" vor 
dem Abschluß des Potsdamer Abkommens, aber auch im Verlauf der "planmäßigen Umsied-
lungen" kam es zu zahllosen brutalen Mißhandlungen und völlig überflüssigen Gewalttaten. 
Diese Verbrechen wurden vielerorts von kriminellen Zivilisten, organisierten Banden und Ei-
senbahnern, aber auch sehr oft von Milizangehörigen, also von Hütern der öffentlichen Ord-
nung, begangen.  
Die staatlich organisierte Aussiedlungsaktion der deutschen Bevölkerung aus den Gebieten 
Ost-Mitteleuropas wurde mehrheitlich in den Jahren 1945 bis 1948 durchgeführt und endete 
zunächst im Jahre 1951.  
Bis zur gewaltsamen Vertreibung mußten die verfolgten Deutschen unfaßbare Racheakte und 
Gewalttaten über sich ergehen lassen. Diese monatelange, vielfach sogar jahrelange Schrek-
kenszeit, in der die rechtlosen Sklaven unglaubliche Schikanen, schwerste Mißhandlungen, 
Lagergreuel, harte Zwangsarbeit, Hunger, Krankheiten, Not und hoffnungslose Verelendung 
überstehen mußten, zerbrach auch den härtesten Willen der Menschen. Durch die jahrelange 
Unterernährung und die unmenschlichen Haftstrapazen wurden Tausende von Reichs- und 
Volksdeutschen nicht nur physisch, sondern auch psychisch ruiniert. Zum Schluß waren die 
Ost- und Volksdeutschen sogar froh, als man sie bettelarm aus ihrer Heimat jagte. 
Die Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa war die größte gewaltsame Umsiedlung 
der Zeitgeschichte. Noch nie wurden bisher derartig riesige Gebiete zwangsentvölkert. Wäh-
rend des Zweiten Weltkrieges lebten etwa 19 Millionen Deutsche in Ostdeutschland und in 
den deutschen Siedlungsgebieten Ost-Mitteleuropas.  
Mit der Vertreibung aus Ost-Mitteleuropa wurde die "deutsche Ostsiedlung" Hunderte von 
Kilometern nach Westen zurückgedrängt. 700 bis 800 Jahre deutsche Siedlungs- und Kultur-
arbeit gingen abrupt verloren.  
Sämtliche ostdeutschen Volksstämme verloren ihre Siedlungsgebiete und dadurch ihre eigene 
Identität. Die jüngsten deutschen Volksstämme mußten mit der Aufgabe ihres Lebensraumes 
zwangsläufig als ausgestorben angesehen werden und wurden damit als Volksstämme elimi-
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niert.  
Allein in Ostpreußen (4.527 deutsche Städte und Gemeinden), Ostpommern (2.269 deutsche 
Städte und Gemeinden), Ostbrandenburg (890 deutsche Städte und Gemeinden), Niederschle-
sien (2.864 deutsche Städte und Gemeinden), Oberschlesien (992 deutsche Städte und Ge-
meinden) und im Sudetenland (3.139 deutsche Städte und Gemeinden) wurden insgesamt 
14.681 deutsche Städte und Gemeinden in den deutschen Ostprovinzen und im Sudetenland 
(Stand: 1939) ausgelöscht. 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) erläuterte später einige Gründe, 
warum die Deutschen ihre Siedlungsgebiete in Ost-Mitteleuropa verlassen mußten (x025/184, 
x160/8): >>1945 war dann das Jahr der Ernte, die Sternstunde des polnischen Nationalismus. 
Die Planeten standen so günstig wie seit Jahrhunderten nicht mehr:  
Die Konjunktion der anglo-amerikanischen Bestrafungstheologie mit der sowjetischen Hege-
monialstrategie am Ende der "unvermeidlichen deutschen Katastrophe" brachte den Spielern 
den erhofften "höchsten Gewinn", die größte Expansion des polnischen Siedlungsgebietes in 
der Geschichte; obendrein konnte sich der historische polnische Chauvinismus im Gewand 
der Kompensations- und Kollektivschuldtheorie in fashionablen westlichen Gesellschaftskrei-
sen sehen lassen.  
Und es bestätigte sich wieder einmal die Erfahrung, daß Propaganda weniger von der Kraft 
ihrer Argumente als von der Unwissenheit ihrer Adressaten lebt. ...<< 
>>... Die offizielle Propaganda freilich hat die polnischen Annexionen und Vertreibungen als 
reine Reaktion auf Hitler dargestellt und wurde sogar von etlichen westlichen Historikern un-
geprüft übernommen.  
Zutreffend schreibt dagegen der unvergessene Prof. Andreas Hillgruber, einer der Großen der 
bundesdeutschen Geschichtsschreibung: "Die Komplexität des Geschehens wurde auf unzu-
lässige Weise ausschließlich - fast monokausal - als sachlogische Konsequenz der hybriden 
Ziele der Hitlerschen Expansionspolitik ... interpretiert, ohne daß die davon unabhängigen 
Ziele der östlichen und westlichen Gegenmächte viel untersucht wurden. Dabei war das geg-
nerische Konzept nicht nur eine Reaktion auf die nationalistische Herausforderung; es ent-
sprach vielmehr lange herkommenden Vorstellungen, die im Kriege nur zum Durchbruch ka-
men." 
Im Zuge einer verstärkten Rückbesinnung auf die Menschenrechte hat man in den Vereinigten 
Staaten, in Australien und in Neuseeland neuerdings damit begonnen, die Geschichtsbücher 
von zweifelhaften Pionierlegenden zu befreien und den fürchterlich dezimierten Indianern, 
Aborigines und Maoris moralische Rehabilitierung und historische Gerechtigkeit widerfahren 
zu lassen – obwohl kein Weißer daran denkt, wieder in die alte Welt nach Europa zurückzu-
kehren.  
Warum sollte es nicht auch in Europa möglich sein, eine legendenfreie Geschichte im Geist 
der Menschenrechte und der historischen Wahrhaftigkeit zu schreiben? ...<< 
Der deutsche Bundeskanzler Konrad Adenauer berichtete später über das Schicksal der deut-
schen Vertriebenen (x353/80): >>… Es sind aus den östlichen Teilen Deutschlands, aus Po-
len, der Tschechoslowakei, Ungarn usw. nach den von amerikanischer Seite getroffenen Fest-
stellungen insgesamt 13,3 Millionen Deutsche vertrieben worden. 7,3 Millionen sind in der 
Ostzone und in der Hauptsache in den drei Westzonen angekommen. 6 Millionen Deutsche 
sind vom Erdboden verschwunden. Sie sind gestorben, verdorben.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die Vertreibung der 
Deutschen aus Ost-Mitteleuropa (x309/122): >>... Zusammenfassend bleibt festhalten, daß die 
Vertreibung der Deutschen aus Ostdeutschland und Osteuropa nicht nur die größte Vertrei-
bung der Weltgeschichte war, sondern auch aufgrund der 2,8 bis drei Millionen Menschenle-
ben, die sie gefordert hat, als Völkermord einzustufen ist.  
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Die Vertriebenen sind im Übrigen rassisch Verfolgte; denn ihr einziges Verbrechen, war ihre 
ethnische Zugehörigkeit. ...<< 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über den Tatbestand des Völker-
mordes (x051/608): >>Völkermord, physische, auch kulturelle, Vernichtung nationaler, ethni-
scher, religiöser, sozialer oder rassischer Gruppen.  
Der Tatbestand des Völkermordes ist so alt wie die Menschheitsgeschichte, der Begriff dafür 
wurde im 20. Jahrhundert entwickelt und völkerrechtlich gefaßt. … 
In Artikel 6c der Satzung des Internationalen Militär-Tribunals vom 8.8.45 … wurde er unter 
die Verbrechen gegen die Menschlichkeit eingereiht und am 9.12.48 Gegenstand des Ab-
kommens zur Verhütung und Bestrafung des Völkermordes, das einstimmig von der UN-
Vollversammlung angenommen wurde.  
Zum Völkermord zählt danach bereits das körperliche und geistige Schädigen sowie das Töten 
von Mitgliedern einer Gruppe mit dem Ziel ihrer Zerstörung, was durch planmäßige Schaf-
fung unerträglicher Lebensbedingungen, Vertreibung, Geburtenverhinderung u.a. geschehen 
kann.  
1954 trat die Bundesrepublik dem Abkommen bei und schuf in § 220a StGB einen Straftatbe-
stand des Völkermordes.<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über den Tatbestand des 
Völkermordes (x026/35): >>... Als Völkermord betrachtet die UNO-Resolution über den Ge-
nozid vom 9. Dezember 1948 ebenso wie das deutsche Strafrecht gemäß § 220a des Strafge-
setzbuches nicht nur die physische Vernichtung bestimmter Gruppen, sondern auch andere 
Formen der Verfolgung, die zur Zerstörung der Identität dieser Gruppen führen.  
Die Stämme der Schlesier, Ostpreußen, Wolgadeutschen usw. haben praktisch zu existieren 
aufgehört; das Geschehen in den Vertreibungsgebieten - die größte Vertreibung der Weltge-
schichte - müßte als Genozid eingestuft werden, selbst wenn es nicht so viele Menschenleben 
gekostet hätte.<<  
Die völkerrechtswidrigen Massenvertreibungen der deutschen Bevölkerung aus den Gebieten 
östlich der Oder-Neiße waren eindeutig Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Da Verbrechen gegen die Menschlichkeit nicht kraft Verjährung enden, sind die alliieren Sie-
germächte und die Verstreiberstaaten für ihr völkerrechtswidriges Handeln zur Verantwortung 
zu ziehen. 
 
7. Wieso wurden die deutschen Vertriebenen und Flüchtlinge durch die Vereinten Na-
tionen von der internationalen Flüchtlingsfürsorge ausgeschlossen? 
Um die angestrebten Hauptziele (Demilitarisierung, Denazifizierung, Demontage und De-
mokratisierung bzw. Umerziehung) ungestört realisieren zu können, führten die alliierten 
Siegermächte und ihre osteuropäischen Verbündeten nach dem Kriegsende 1945 spezielle 
Maßnahmen durch, um die Deutschen konsequent auszuhungern. Die Abtrennung der land-
wirtschaftlichen Überschußgebiete Ostdeutschlands, die jahrelange Versklavung von Millio-
nen von deutschen Kriegsgefangenen, die gewaltsame Umsiedlung von mindestens 14 Millio-
nen Deutschen aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße in das verwüstete Restdeutschland 
sowie die Verhinderung von westeuropäischen Hilfslieferungen mußten zwangsläufig zu hu-
manitären Katastrophen führen.  
Die Lebensverhältnisse der Nachkriegszeit waren nicht nur in Ostdeutschland katastrophal, 
sondern auch in Mittel- und Westdeutschland herrschten chaotische Lebensbedingungen. Vor 
allem für die nach Westen geflüchteten oder vertriebenen Reichs- und Volksdeutschen begann 
ein verzweifelter Kampf ums nackte Überleben, um dem Hunger- oder Kältetod zu entgehen. 
US-General Clay erklärte am 15. Mai 1945 während einer Pressekonferenz, daß es die erste 
Aufgabe sein wird, die deutschen Kriegsverbrecher einer gerechten Aburteilung zuzuführen 
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und daß man die Lebensmittelversorgung für Deutschland zunächst sehr knapp halten wird. 
In San Francisco unterzeichneten am 26. Juni 1945 fünfzig Nationen die Charta der Vereinten 
Nationen. Bei dieser Konferenz wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die deutschen 
Vertriebenen und Flüchtlinge aufgrund der UN-Feindstaatenklauseln Artikel 53 und Artikel 
107 der Charta der Vereinten Nationen von der internationalen Flüchtlingsfürsorge ausge-
schlossen werden (x024/344).  
Der US-Militärgouverneur unterzeichnete am 6. Juni 1946 den "CARE-Vertrag" (CARE = 
"Cooperative for American Remittances to Europe"), so daß endlich Hilfslieferungen der pri-
vaten CARE-Hilfsorganisation erfolgen konnten (x175/425). Diese Hilfsmaßnahmen konnten 
die katastrophalen Lebensverhältnisse der deutschen Zivilbevölkerung zwar nicht entschei-
dend verändern, aber jedes CARE-Paket brachte den verzweifelten Menschen wenigstens et-
was Hoffnung und Zuversicht.  
Die "Schweizer Illustrierte Zeitung" berichtete im Juni 1946 über den Hunger in Gelsenkir-
chen (x117/30): >>Die tägliche Ration beträgt für (den Industriearbeiter) B. zurzeit 950 Kalo-
rien. Sein Mittagsmahl ... besteht aus einer fettreichen Erbsensuppe.  
Ein amerikanischer Experte, der einen Monat von dieser Ration lebte, nahm 25 Pfund ab. ...<< 
Das "Handelsblatt" berichtete am 18. Juli 1946 über die dramatische Ernährungslage (x111/-
193): >>... Nur wenn es gelingt, die Millionen hungernder Städter vom Lande fernzuhalten, 
kann mit einer besseren Erfassung auf den Bauernhöfen gerechnet werden.  
Dies setzt jedoch eine allgemeine Erhöhung der Rationen voraus, denn bei Rationen von etwa 
1.000 Kalorien am Tage wird es niemals gelingen, das Hamstern von Lebensmitteln und den 
Schwarzen Markt zu unterbinden.<< 
Josef Kardinal Frings (1887-1978, 1942-69 Erzbischof von Köln) ergänzte am 31. Dezember 
1946 während seiner Predigt im Kölner Dom das siebente Gebot "Du sollst nicht stehlen ..." 
(x111/261): >>... Wir leben in Zeiten, da in der Not auch der einzelne das wird nehmen dür-
fen, was er zur Erhaltung seines Lebens und seiner Gesundheit notwendig hat, wenn er es auf 
andere Weise durch seine Arbeit oder durch Bitten nicht erlangen kann.<<  
Eine US-Erziehungskommission berichtete im Jahre 1946 über die chaotischen Lebensver-
hältnisse in Westdeutschland (x243/161): >>... Nirgends in der Welt ist es möglich gewesen, 
das Gebäude einer erfolgreichen demokratischen Selbstregierung auf der Grundlage des Hun-
gers und der wirtschaftlichen Unordnung zu errichten. ...  
Im Juli betrug das Durchschnittsgewicht der 10jährigen Knaben beinahe 10 % unter der Al-
tersnorm. ... Das erschreckende Ansteigen der Tuberkulose beleuchtet die Ernährungskrise 
sehr eindringlich, während das Auftreten der Krätze die Aufmerksamkeit auf die Folgen des 
Mangels an Seife und warmem Wasser lenkt. ...<< 
Obwohl im Winter 1946/47 alle noch vorhandenen Lebensmittel und Waren zugeteilt wurden, 
brach im Januar 1947 die Versorgung vielerorts zusammen, so daß sich überall Schwarzmärk-
te, Tauschhandel und Schieberunwesen ausbreiteten. Da der Besitz von alliierten Waren für 
Deutsche verboten war, spielte sich der Handel auf dem sog. "Schwarzen Markt" ab.  
Die große Mehrheit der Deutschen war durch den Krieg hoffnungslos verarmt und beteiligte 
sich notgedrungen an diesem illegalen Handel, weil ständig weniger legale Waren angeboten 
wurden. Tag für Tag wanderten Hunderttausende von hungrigen Stadtbewohnern aufs Land, 
um dort Schmuck und andere Vermögensgegenstände gegen Lebensmittel einzutauschen. 
Ausgehungerte Menschenmassen, die in dichten Reihen an den Bahnsteigen standen, stürmten 
täglich die Personen- und Güterzüge, obgleich viele "Hamsterzüge" meistens längst überfüllt 
waren. Der "schwarze Handel" wurde damals sehr hart bestraft. Manche Schieber und 
Schnapsbrenner mußten für Jahre ins Zuchthaus.  
Da Geld und Wertpapiere durch keine realen Werte gedeckt waren, wurden z.B. Zigaretten 
und Kaffee zur neuen Währung der Nachkriegszeit. Vor allem "Ami-Zigaretten" stellten da-
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mals eine "natürliche" Leitwährung dar. Für Zigaretten konnte man in jener Zeit auf dem 
Schwarzmarkt fast alle Wirtschaftsgüter erwerben. Vor den Kasernen der Besatzungstruppen 
sah man überall Kippensammler, denn mit dem Tabak von 7 Kippen konnte man sich eine 
Zigarette drehen. 
Im Januar 1947 wurden nur in Hamburg 9.200 Diebstahldelikte verübt. Davon waren 4.600 
Kohlendiebstähle (x118/112). 
Dr. Kurt Schumacher (1895-1952, von 1946-52 SPD-Vorsitzender) erklärte am 12. Januar 
1947 während einer Rede im Münchener Zirkus Krone, daß seit der Besetzung Deutschlands 
ein "Dauerzustand von Unehre, Hunger und geistiger Sklaverei" herrschen würde (x111/273).  
Der CDU-Politiker Konrad Adenauer schrieb am 18. Januar 1947 an den ehemaligen Reichs-
innenminister Wilhelm Sollmann (x111/275): >>... Die Befreiung ist eine grausame und harte 
Enttäuschung. Wenn nicht ein Wunder geschieht, geht das deutsche Volk zugrunde, langsam 
aber sicher! ...<<  
In Berlin waren seit Ende 1946 bereits etwa 200 Personen erfroren und mehr als 40.000 Men-
schen hatten schwere Erfrierungen erlitten, so daß am 13. Februar 1947 weitere öffentliche 
Wärmehallen errichtet werden mußten (x111/283). 
Es gab damals in Deutschland keinen Sozialstaat. Bis März 1947 erhielten Witwen und Wai-
sen keine staatliche Unterstützung. Was man zum Überleben benötigte, wurde notfalls gewalt-
sam beschafft. Langsam fahrende Güterzüge wurden von Plünderern gestürmt und ausgeraubt. 
Die Menschen reagierten mit zunehmender Not härter und rücksichtsloser. In jener Zeit nahm 
man auf Alte und Kranke keine Rücksicht (keine Leistung ohne Gegenleistung).  
Eine nordamerikanische Studiengruppe, die unter Leitung des ehemaligen US-Präsidenten 
Herbert Hoover (1874-1964) Anfang 1947 durch Westdeutschland und Europa gereist war, 
veröffentlichte am 18. März 1947 einen Bericht über die unzureichende Verpflegung in West-
deutschland. 
Der Hoover-Bericht forderte in erster Linie wirtschaftliche Aufbauhilfen für Deutschland und 
Europa (x114/2.166): >>... Es mag für den amerikanischen Steuerzahler ein schwerer Schlag 
sein, daß wir, die wir den Krieg gegen Deutschland gewonnen haben, nun für einige Jahre ho-
he Ausgaben für die Unterstützung dieses Volkes tragen müssen. Es ist in der Tat in der Ge-
schichte der Menschheit etwas Neues, daß der Sieger dies übernimmt. ... 
Dieses Volk ist – in seinen Lebensmitteln, in seiner Heizung und seiner Unterkunft – auf den 
niedrigsten Stand gesunken, der seit hundert Jahren in der Geschichte des Westens bekannt 
ist. Wenn die westliche Zivilisation in Europa weiterleben soll, dann muß sie auch in Deutsch-
land weiterleben. ...<< 
Der kanadische Journalist James Bacque berichtete später über den Hungertod der deutschen 
Kriegsgefangenen und der Zivilbevölkerung in der Nachkriegszeit (x131/170,227-228): >>... 
Auf Deutschland angewendet, war dieser Mythos noch viel tiefer. Es gab keinen tödlichen 
Lebensmittelmangel in der westlichen Welt, abgesehen von Deutschland. Der Mangel in 
Deutschland wurde zum Teil von den Alliierten selbst verursacht. durch die Beschlagnah-
mung von Lebensmitteln, durch einen Mangel an Arbeitskräften, der durch die Gefangenen 
verursacht wurde, und durch die Abschaffung der Exportindustrie. ...<< 
>>... Als der frühere Präsident Herbert Hoover 1946 in Deutschland war, stellte er fest, daß es 
unter den US-Offizieren weiterhin viele Gerüchte um die Situation in Deutschland gebe. Laut 
einem Hoover vorgelegten Bericht des US-Geheimdienstes " kann man den Zahlen über die 
wirtschaftliche Leistung nur zu einem Fünftel glauben, ... der Rest ist gefälscht, um mit den 
Spitzenzahlen einen guten Eindruck zu erwecken. Das niedere Personal ist vom Morgenthau-
Plan durchdrungen. 
Diese Politik hieß Hungertod, sowohl in den Gefangenenlagern als auch generell in der Zivil-
bevölkerung. Das Statistische Bundesamt in Wiesbaden hat die vorsichtige Schätzung geäu-
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ßert, daß von den 15 Millionen Menschen, überwiegend Frauen und Kinder, die nach dem 
Krieg aus Ostpreußen, Pommern, Schlesien, dem Sudetenland, aus Polen, der Tschechoslo-
wakei usw. vertrieben wurden, 2,1 Millionen Zivilisten gestorben seien. Viel mehr noch star-
ben unter den deutschen Zivilisten, die nicht deportiert wurden.  
Trotz der weltweiten Lebensmittelknappheit von 1946 ist es klar, daß die alliierte Politik län-
ger als ein Jahr, von Mai 1945 an, die Deutschen wissentlich bei dem Versuch hinderte, sich 
Lebensmittel zu beschaffen und zu exportieren, um die Lebensmittelimporte zahlen zu kön-
nen. Auch wurde anfangs keine Hilfe von Wohltätigkeitsverbänden zugelassen.  
Die Regierungen Schwedens und der Schweiz versuchten 1945, Lebensmittel nach Deutsch-
land zu schicken. Beiden Regierungen wurde das verboten. Während die Alliierten die ganze 
Zeit über fehlende Mittel klagten, lieferten sie selbst den Deutschen Weizen. Jedoch nicht an-
nähernd genug, um den Wert der demontierten Fabriken auszugleichen. Nicht einmal genug, 
um viele vor dem Hungertod zu retten. Gerade genug, um eine kommunistische Revolution 
abzuwehren. 
Es ist mit Sicherheit an der Zeit, mit all den Vermutungen und Lügen aufzuhören. ... In der 
gesamten westlichen Welt sind entsetzliche Greueltaten gegenüber Armeniern, Ukrainern und 
Juden bekannt. Nur die Greueltaten gegenüber den Deutschen werden abgestritten. Sind die 
Deutschen in unseren Augen keine Menschen? ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über die große 
Hungersnot während der Nachkriegsjahre in Deutschland (x268/32-33): >>... Während zu-
mindest Fachhistoriker wissen, daß infolge der fortgesetzten alliierten Lebensmittelblockade 
gegen Deutschland und Österreich nach dem Ersten Weltkrieg rund eine Million Menschen 
starben, gelang es erst dem kanadischen Journalisten James Bacque, die Öffentlichkeit auf die 
wesentlich höhere Zahl direkter und indirekter Hungeropfer (z.B. erhöhte Säuglingssterblich-
keit, hungerbedingte Krankheiten und dergleichen) nach dem Zweiten Weltkrieg aufmerksam 
zu machen. Bacque kommt auf schier unglaubliche 5,7 Millionen in den vier Besatzungszo-
nen Deutschlands. 
Selbst wenn diese Zahl zu hoch gegriffen sein sollte, so steht doch fest, daß die sogenannte 
Befreiung mehr Deutsche (der Zivilbevölkerung) das Leben gekostet hat als Hitlerdiktatur und 
Weltkrieg zusammengenommen.<<  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 9.08.2008) über 
die deutschen Kriegs- und Nachkriegverluste des Zweiten Weltkrieges (x887/...): >>Klassiker 
aktualisiert 
... Nawratil zählt 8,8 Millionen Nachkriegstote, davon 4,0 Opfer der Hungerpolitik, 2,8 Opfer 
der Vertreibungen, 1,6 tote Kriegsgefangene, 0,3 Opfer der Sowjetarmee in Mitteldeutschland 
und Österreich plus 0,1 Tote in sowjetischen KZ und Gefängnissen in Deutschland. Zum Ver-
gleich stellt er daneben: Krieg und Diktatur verursachten in Millionen 5,1 Opfer, davon etwa 
4,25 Militärverluste, etwa 0,6 Bombenopfer, 0,17 deutsche Juden, 0,125 sonstige KZ-Opfer 
und 0,1 Euthanasieopfer. ...<< 
Bei dieser völkerrechtswidrigen "Hungerpolitik" in den deutschen Besatzungszonen handelte 
es sich eindeutig um Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Da Verbrechen gegen die Menschlichkeit nicht kraft Verjährung enden, sind die alliieren Sie-
germächte und ihre osteuropäischen Verbündeten für ihr völkerrechtswidriges Handeln zur 
Verantwortung zu ziehen. 
 
8. Weshalb ging es den alliierten Siegermächten nach dem Ende des Zweiten Weltkrie-
ges nie um die Befreiung der Deutschen? 
General Eisenhower (Oberbefehlshaber der US-Besatzungstruppen) erhielt am 26. April 1945 
die "Weisung JCS 1067", die am 14.05.1945 fast unverändert von US-Präsident Truman ge-
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nehmigt wurde. 
Am 22. Mai 1945 trat in Westdeutschland die US-Direktive Nr. 1 in Kraft (x111/25): >>Der 
erste Schritt der Umerziehung wird sich ausschließlich darauf beschränken, die Deutschen mit 
unwiderlegbaren Tatsachen zu konfrontieren, die eine Einsicht in die deutsche Kriegsschuld 
und die Kollektivschuld für solche Verbrechen wie die Konzentrationslager wachrufen. ...<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil schrieb später über die vermeintliche Kol-
lektivschuld der Deutschen (x025/189): >>... Die Theorie von der Kollektivschuld der Deut-
schen beruht, wie ihre Kritiker dargetan haben, auf der Unkenntnis fundamentaler historischer 
Tatsachen und der Widerstandsmöglichkeiten in einer totalitären Diktatur.  
Sie wurde in der Praxis zur Rechtfertigung von millionenfachen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit benützt. Historisch gesehen ist diese Theorie eine der vielen Erscheinungs-
formen des Rassismus; sie entspricht weitgehend dem christlichen Antisemitismus vergange-
ner Jahrhunderte.<< 
US-General Lucius D. Clay schrieb später über die berüchtigte Geheimdirektive JCS 1067, 
die bis zum 15.07.1947 in Kraft blieb (x114/2.103): >>JCS 1067 ließ der Militärregierung nur 
begrenze Vollmachten. Es untersagte uns ausdrücklich, Schritte zu unternehmen, die deutsche 
Wirtschaft irgendwie wieder herzustellen oder auf ihrem Stand zu erhalten: erlaubt war nur 
die höchtsmögliche Steigerung der landwirtschaftlichen Erzeugung; eine Bodenreform war 
vorgesehen. ...  
Die Fertigung der Kriegsbetriebe sollte gestoppt, die dafür ausgerüsteten Fabriken mußten 
entfernt werden, ohne erst Kontrollratsbeschlüsse abzuwarten. Bis zu einer Übereinkunft im 
Rat sollte nichts an Eisen, Stahl, Chemikalien, Werkzeugmaschinen, Radios, elektrischem 
Gerät, Autos und schwere Maschinen hergestellt werden. ...  
(Es) stand außer Zweifel, daß JCS 1067 einen "Karthago-Frieden" zum Ziel hatte, der unser 
Handeln in den ersten Besatzungsmonaten bestimmte.<< 
Den Alliierten ging es nie um die Befreiung der Deutschen, sondern den alliierten Sieger-
mächten ging es vor allem um die Verfolgung und Bestrafung der NS-Verbrecher sowie Um-
erziehung aller Deutschen. Im Rahmen der planmäßigen Umerziehung sollten vor allem das 
Bildungswesen, Presse und Rundfunk umfassend reformiert ("demokratisiert" bzw. gleichge-
schaltet) werden.  
In der berüchtigten Direktive JCS 1067 der US-Militärregierung, die bis Mitte 1947 die Basis 
der US-Besatzungspolitik bildete, hieß es damals z.B., daß Deutschland nicht zum Zwecke 
der Befreiung, sondern als besiegter Feindstaat besetzt werden sollte. Die nordamerikanischen 
Befehlshaber hätten nur einzugreifen, wenn Hungersnöte, Seuchen oder Revolten die Besat-
zungstruppen direkt gefährdeten. 
Die US-Soldatenzeitung "Stars und Stripes" warnte im Juni 1945 nordamerikanische Soldaten 
vor "Nazi-Deutschland" (x114/2.94): >>... Die Amerikaner sind nicht nach Deutschland ge-
kommen, um Kindermördern die Köpfe zu streicheln und SS-Verbrecher zu päppeln, die 
Amerikaner sind in dieses Land von Gangstern gekommen, um hier Ordnung zu schaffen und 
die Verbrecher der Justiz zu überantworten.<< 
Im sogenannten Potsdamer Protokoll (Mitteilung über die Dreimächte-Konferenz, die vom 17. 
Juli bis zum 2. August 1945 in Potsdam stattfand) hieß es z.B. (x101/188-190): >>"Potsda-
mer Abkommen" 
2. August 1945 
Mitteilung über die Dreimächtekonferenz von Berlin ... 
III.  
Deutschland 
Alliierte Armeen führen die Besetzung von ganz Deutschland durch, und das deutsche Volk 
fängt an, die furchtbaren Verbrechen zu büßen, die unter der Leitung derer, welche es zur 



 87 

Zeit ihrer Erfolge offen gebilligt hat und denen es blind gehorcht hat, begangen wurden. Auf 
der Konferenz wurde eine Übereinkunft erzielt über die politischen und wirtschaftlichen 
Grundsätze der gleichgeschalteten Politik der Alliierten in bezug auf das besiegte Deutschland 
in der Periode der alliierten Kontrolle. 
Das Ziel dieser Übereinkunft bildet die Durchführung der Krim-Deklaration über Deutsch-
land. Der deutsche Militarismus und Nazismus werden ausgerottet, und die Alliierten treffen 
nach gegenseitiger Vereinbarung in der Gegenwart und in der Zukunft auch andere Maß-
nahmen, die notwendig sind, damit Deutschland niemals mehr seine Nachbarn oder die 
Erhaltung des Friedens in der ganzen Welt bedrohen kann. 
Es ist nicht die Absicht der Alliierten, das deutsche Volk zu vernichten oder zu verskla-
ven. Die Alliierten wollen dem deutschen Volke die Möglichkeit geben, sich darauf vorzube-
reiten, sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage von neuem wiederauf-
zubauen. Wenn die eigenen Anstrengungen des deutschen Volkes unablässig auf die Errei-
chung dieses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm möglich sein, zu gegebener Zeit seinen 
Platz unter den freien und friedlichen Völkern der Welt einzunehmen. ...<< 
Mit der Anweisung Nr. 2 vom 4. September 1945 unterdrückte der Alliierte Kontrollrat bis 
etwa 1948 sämtliche Veröffentlichungen und Publikationen über die Vertreibungsverbrechen 
gegenüber den Deutschen (x025/201): >>... (Es dürfen keine Artikel gedruckt werden), die 
eine Respektlosigkeit gegenüber den Besatzungsbehörden oder Mitgliedern der Vereinten Na-
tionen darstellen.<< 
Am 3. August 1945 ordnete die SMAD die "Demokratisierung" der mitteldeutschen Schulen 
an (x111/59): >>Die Rote Armee und die Armeen ihrer Verbündeten brachten dem deutschen 
Volke Frieden und Befreiung von der Hitler-Knechtschaft. Deutschland beschreitet die Bahn 
des Wiederaufbaus und der Errichtung eines antifaschistischen demokratischen Systems. ... 
Die Schule muß dem Einfluß des Faschismus und Militarismus entzogen werden und die gro-
ßen Söhne des deutschen Volkes: Goethe und Schiller, Lessing und Heine, Liebknecht und 
Thälmann wieder ins Leben rufen.<<  
US-General Eisenhower erklärte am 6. August 1945 während einer Ansprache an das deutsche 
Volk (x111/60): >>Unser Programm, den Nationalsozialismus auszumerzen, ist jetzt weit ge-
nug fortgeschritten, und die Zeit ist gekommen, um weitere Pläne für die amerikanische Be-
satzungszone Deutschlands zu machen. Nationalsozialismus und Militarismus in jeder Er-
scheinungsform werden ausgerottet. Kriegsverbrecher werden vor Gericht gestellt und der 
gerechten Strafe zugeführt. Deutschland wird vollkommen entwaffnet. Mit einem Wort: jede 
Möglichkeit, Krieg vorzubereiten, wird in Deutschland beseitigt.  
Jedoch unsere Ziele sind nicht nur negativ. Es ist nicht unsere Absicht, das deutsche Volk zu 
demütigen. Wir werden Euch helfen, Euer Leben auf demokratischer Grundlage wieder auf-
zubauen. ...<< 
Feldmarschall Montgomery berichtete am 6. August 1945 in einem Aufruf an die Bevölke-
rung der britischen Besatzungszone (x111/60): >>Die Alliierten sind dabei, die vollständige 
Entwaffnung und Entmilitarisierung Deutschlands sowie die endgültige Austilgung der Nazi-
Partei und ihrer angeschlossenen Verbände restlos zu verwirklichen. ...<< 
Die 4 Siegermächte beschlossen am 8. August 1945 in London ein Abkommen über die Ver-
folgung und Bestrafung der deutschen "Hauptkriegsverbrecher", das als Grundlage für die 
"Nürnberger Prozesse" diente.  
Zur Ahndung von NS-Straftaten wurden im "Londoner Statut" vom 8. August 1945 die völ-
kerrechtlichen Begriffe "Verbrechen gegen den Frieden", "Kriegsverbrechen" und "Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit" definiert.  
NKWD-Einheiten übernahmen am 12. August 1945 das ehemalige NS-Konzentrationslager 
Buchenwald bei Weimar. Im "Speziallager Nr. 2" wurden zunächst Häftlinge aus den NKWD-
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Gefängnissen Weimar, Erfurt, Jena und Arnstadt interniert (x126/172).  
Walter Ulbricht berichtete später über die Internierung von Sozialdemokraten und anderen 
politischen Gegnern (x111/69): >>... Die Gegner der Einheitsbewegung wurden isoliert.<< 
Am 16. August 1945 wurde das sowjetische Internierungslager Weesow aufgelöst. Das sowje-
tische Internierungslager Weesow durchliefen ca. 10.000 deutsche Häftlinge. Von Mai bis 
August 1945 starben dort etwa 1.000 Häftlinge (x126/168). Die letzten 2.000 Häftlinge muß-
ten zu Fuß in das ehemalige KZ Sachsenhausen marschieren. 
In Mitteldeutschland erließ die SMAD am 27. August 1945 einen Befehl über die Entmilitari-
sierung und Entnazifizierung. Sämtliche Wehrmachtsoffiziere, ehemalige SS-, SA-, Gestapo- 
und NSDAP-Mitglieder mußten sich gemäß SMAD-Befehl Nr. 42 einer "Registrierung" un-
terziehen. Viele wurden im Verlauf dieser Massenregistrierung verhaftet und kurzerhand als 
"Kriegsgefangene" oder "Kriegsverbrecher" in die Sowjetunion verschleppt (x111/68). 
Die 4 Hauptankläger der Siegermächte überreichten am 18. Oktober 1945 dem Alliierten 
Kontrollrat im Saal des ehemaligen Volksgerichtshofes in Berlin die Anklageschrift zur Abur-
teilung der deutschen Hauptbeschuldigten.  
Den Angeklagten wurden "Verbrechen gegen den Frieden", Kriegsverbrechen und "Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit" zur Last legt (x116/88): >>Die Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken, ... Großbritannien, ... Amerika, die französische Republik erheben Anklage 
...<<  
In Frankfurt wurde am 11. November 1945 zum ersten Mal der US-Dokumentarfilm "Die To-
desmühlen" gezeigt.  
Im Begleittext des Films hieß es (x116/113): >>Über 300 Lager: Todesfabriken, eins wie das 
andere, 20 Millionen Tote.  
Tote in Nordhausen, verhungert und erschossen. Oft genug noch Lebende, oder besser, nur 
Halbtote achtlos unter die Leichen geworfen. Tote ... in Dachau: verbrannt, vergast, verhun-
gert; in Auschwitz, vergast, erschossen und verhungert, und neben den gemordeten Müttern 
die Leichen neugeborener Kinder; in Ebensee verhungert; in Belsen verhungert und erschos-
sen; in Mauthausen vergast, verhungert und erschossen; in Leipzig: verkohlt an den Hoch-
spannungsdrähten ... –  
Von den vielen Millionen überlebten nur wenige die Jahre der Pein.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über den US-Dokumentar-
film "Die Todesmühlen" (x025/146-147): >>Als man 1945 daran ging, im Rahmen des ame-
rikanischen Umerziehungsprogramms den KZ-Film "Todesmühlen" für das deutsche Publi-
kum zusammenzustellen, vermerkte der Bericht des zuständigen Kriegsinformationsamtes 
vom 23.02.1945, der Initiator des Projekts, ein gewisser James Pollock, sei der Ansicht, "daß 
die Mehrzahl der Deutschen das Ausmaß der von Deutschen begangenen Greueltaten vermut-
lich wirklich nicht kenne und daß die Vorführung dieser Filme ihnen zu einem guten Teil er-
klären könne, warum die Alliierten sichergehen müßten, daß die Deutschen nicht noch einmal 
die Chance bekämen, einen Krieg anzuzetteln". 
Der Schock und die spontane Entrüstung der meisten Zuschauer sprachen für Mr. Pollocks 
Ansicht und veranlaßten die US-Behörden zu dem Eingeständnis, daß der weitere Zweck des 
Filmes, nämlich "ein Gefühl der individuellen und kollektiven Schuld zu wecken, total ver-
fehlt" worden sei.<< 
Am 20. November 1945 begann in Nürnberg der Prozeß gegen die deutschen Hauptkriegsver-
brecher. Das Gerichtsverfahren wurde in vier Sprachen (Englisch, Russisch, Französisch und 
Deutsch) geführt.  
Robert H. Jackson (1892-1954, US-Hauptanklagevertreter bei den Nürnberger Prozessen) er-
klärte am 26. Juli 1946 (x353/58): >>… Die Alliierten befinden sich technisch immer noch in 
einem Kriegszustand mit Deutschland, obwohl die politischen und militärischen Einrichtun-
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gen des Feindes zusammengebrochen sind. Als ein Militärgerichtshof stellt dieser Gerichtshof 
eine Fortsetzung der Kriegsanstrengungen der alliierten Nationen dar.<< 
Die "Frankfurter Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 7. Oktober 2001) über die Umer-
ziehung der Deutschen (x354/34): >>Bayern bezahlt Amerika 
… In vielen Städten wurden Amerikahäuser er richtet oder eingerichtet, zu deren Zwecken die 
'reeducation' des deutschen Volkes gehörte. Sie verlief so sanft, daß die meisten Leute sie 
nicht bemerkten und heutzutage der bayerische Innenminister Beckstein die 'Umerziehung' für 
eine Erfindung von Rechtsradikalen hält.<< 
 
9. Warum begann ab 1947 der sog. "Kalte Krieg"? 
Nachdem Stalin in allen befreiten bzw. besetzten Ländern kommunistische Diktaturen errich-
tet hatte, begann ab 1947 die nordamerikanische Eindämmungspolitik ("Truman Doktrin"), 
um ein weiteres Vordringen der UdSSR zu verhindern. Der Marshall-Plan (wirtschaftliche 
und finanziellen Hilfsaktion für westeuropäische Staaten) sollte vor allem den Wiederaufbau 
der westeuropäischen Wirtschaft unterstützen und den Expansionsdrang des Stalinismus stop-
pen bzw. beenden.  
US-Präsident Truman verkündete am 12. März 1947, die kommunistische Bedrohung mit 
wirtschaftlichen Mitteln zu bekämpfen ("Truman-Doktrin").  
US-Außenminister George Marshall kritisierte am 29. April 1947 in einer Rundfunkansprache 
die wirtschaftlichen Verhältnisse in Deutschland (x111/310): >>Der Patient wird schwächer, 
während die Ärzte beraten. ...<< 
Am 30. April 1947 beauftragte Außenminister George Marshall den US-Diplomaten Georg F. 
Kennan, einen Ausschuß für den wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas zu bilden, um geeig-
nete Vorschläge und Hilfsmaßnahmen zu erarbeiten ("Geburtsstunde des Marshall-Planes"). 
US-Militärgouverneur Clay (1897-1978) erklärte am 28. September 1947, die geplanten De-
montagen unverändert fortzusetzen (x111/372): >>... Die Militärregierung werde fortfahren, 
die Liste der für eine Demontage vorgesehenen deutschen Industriewerke auszuarbeiten, ob es 
den Deutschen gefalle oder nicht. ...  
Wenn deutsche Gewerkschaften sich weigerten, Befehlen zu gehorchen, könnten sie schwer-
lich verlangen, daß die Alliierten mit den Lebensmittelimporten zu ihrer Ernährung fortfah-
ren.<< 
Am 20. März 1948 fand die letzte Sitzung des Alliierten Kontrollrats statt. Marschall Wassili 
D. Sokolowski (1897-1968, ab 1946 Oberkommandierender der sowjetischen Truppen in der 
SBZ) protestierte gegen die antisowjetische Haltung der Westmächte und verließ vorzeitig die 
Sitzung des Alliierten Kontrollrats. Die Viermächte-Verwaltung Deutschlands wurde damit 
beendet, denn der Alliierte Kontrollrat nahm die Arbeit später nicht mehr auf. Danach begann 
der sog. "Kalte Krieg" mit scharfer Propaganda, Druckmitteln und Zwangsmaßnahmen aller 
Art.  
Am 3. April 1948 wurde das europäische Wiederaufbauprogramm verabschiedet. Im Rahmen 
des Marshall-Planes erhielten die westeuropäischen Länder von 1948-1952 etwa 14,7 Milliar-
den Dollar. Bis zum 30. Juli 1952 bekamen z.B. England 3,176 Milliarden Dollar, Frankreich 
2,706 Milliarden Dollar; Italien 1,474 Milliarden Dollar und Westdeutschland 1,389 Milliar-
den Dollar (x024/225).  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über den Marshall-Plan (x068/275-276): >>... Marshall, bei Beginn des Zweiten Weltkriegs 
Generalstabschef und militärischer Berater Roosevelts, war beteiligt an der Zerschlagung Mit-
tel- und Südeuropas - und nach dem Krieg baute er es wieder auf.  
Erst Volltreffer auf Volltreffer, dann ein Bombengeschäft; ein Bombengeschäft aber schon zur 
Zeit der Volltreffer, ja schon davor. Dafür erhielt der General 1953 den Friedensnobelpreis – 
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zusammen mit Albert Schweitzer! (Der eigentliche Vater des Marshall-Planes soll freilich 
Will Clayton gewesen sein, der stellvertretende Wirtschaftsminister). 
Außenminister Marshall hatte den Plan erstmals am 5. Juni 1947 in einer Rede an der Harvard 
University vorgeschlagen, und am 3. April 1948 trat die Wirtschaftshilfe in Kraft, zunächst 
allerdings nur für die westeuropäischen Staaten. Seit 1950 wurde jedoch auch Westdeutsch-
land einbezogen. Bald nämlich wandte sich Amerikas große Liebe dem ehemaligen Erzfeind 
zu. Die Deutschen konnten, zur Verzweiflung getrieben, den Sowjets in die Arme fallen und 
dann mit ihnen gemeinsam den Westen tödlich bedrohen.  
Also päppelte man gerade die Exnazis wieder auf, überaus erfolgreich und ganz selbstlos, aus 
purem Mitleid mit dem verführten Volk, dessen böse Führer man hängte; ein paar Teufel, fast 
an zwei Händen herzuzählen, worauf die blanke Unschuld zum Vorschein kam; harmlose 
Mitläufer allenfalls, Nachläufer, die nun gleich weiterlaufen konnten, sollten, mit denen sich 
das alte Spielchen einer flotten Aufrüstung, vielleicht eines flotten Aufmarsches; Einmarsches 
gar, wiederholen ließ.  
"Nach Ostland ..." – nur diesmal eben im Dienst der guten Sache.  
Waren die Russen Feinde, mußten die Deutschen Freunde werden. Und mit den Deutschen 
brauchte man weitere europäische Länder, am besten ganz Europa. Ganz Europa eine Ab-
wehrfront, eine Aufmarschbasis. Auf jeden Fall aber ganz Europa ein Absatzmarkt für US-
Produkte, ein Absatzmarkt, größer als der eigene daheim. Über England drang man vor - das 
Trojanische Pferd der Überseeler, denen ja auch ein großer Teil des englischen Kapitals ge-
hörte. Aber das konnte und sollte überall in Europa, in Westeuropa, so werden. ...<< 
Am 20. Juni 1948 wurde in den Westzonen die Währungsreform durchgeführt.  
Jeder Westdeutsche erhielt ein "Kopfgeld" von 40 DM, das einen Monat später um 20 DM 
erhöht wurde. Sämtliche Forderungen wurden auf 10 % ihres Nennwertes abgewertet. Die 
Reichsmark-Geldkonten tauschte man im Verhältnis 100:6,5 in Deutsche Mark um (x069/-
214).  
Am 23. Juni 1948 wurde gemäß SMAD-Befehl Nr. 111 die "Deutsche Mark der Deutschen 
Notenbank" in Ost-Berlin und in der SBZ eingeführt (das Umtauschverhältnis entsprach z.T. 
dem Tausch in den Westzonen).  
Am 24. Juni 1948 blockierten sowjetische Truppen sämtliche Land- und Wasserwege nach 
den Berliner Westsektoren und unterbrachen die Energieversorgung sowie Lebensmittel-
lieferungen aus der SBZ, um die West-Berliner Bevölkerung auszuhungern.  
US-Militärgouverneur Clay (1897-1978) erteilte am 26. Juni 1948 den Befehl, eine Luftbrük-
ke nach West-Berlin einzurichten ("Operation Vittels"). Im Verlauf der Aktion "Luftbrücke" 
flogen die Nordamerikaner und Briten bis zum Ende der Berliner Blockade (12. Mai 1949) in 
annähernd 200.000 Flügen rund 1,44 Millionen t Güter nach West-Berlin (x058/152). 
 
10. Wieso konnten die westlichen Alliierten mit dem Ruhrstatut die gesamte westdeut-
sche Volkswirtschaft vollständig kontrollieren und lenken? 
Die Londoner Sechsmächte-Konferenz (20. April bis 2. Juni 1948) endete mit der Empfeh-
lung, Deutschland am Wiederaufbau Europas zu beteiligen sowie die Errichtung einer interna-
tionalen Behörde für die Kontrolle des Ruhrgebietes (x156/55-56). 
Der französische Außenminister Robert Schuman (1886-1963) bezeichnete es am 10. Oktober 
1948 in Koblenz als selbstverständlich, daß Westdeutschland ein Teil der Europa-Union wer-
den müsse (x112/605).  
Beim "Londoner Sechs-Mächte-Abkommen" beschlossen die westlichen Besatzungsmächte 
und die Benelux-Staaten (Belgien, Niederlande und Luxemburg) am 28. Dezember 1948 die 
Einsetzung einer Internationalen Ruhrbehörde (Ruhrstatut), um die gesamte Kohlen-, Koks- 
und Stahlproduktion des Ruhrgebietes zu kontrollieren (x101/18).  
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Am 22. April 1949 trat das "Ruhrstatut" in Kraft. Danach war die Kohlen-, Koks- und Stahl-
produktion des Ruhrgebietes einer internationalen Kontrollbehörde unterstellt (x101/19). 
In dem "Ruhrstatut" vom 22. April 1949 hieß es (x243/177): >>... Da die internationale Si-
cherheit und die allgemeine wirtschaftliche Gesundung erfordern, daß die Hilfsquellen der 
Ruhr ... nicht für Angriffszwecke verwendet werden, sondern im Interesse des Friedens ("er-
richten Belgien, Frankreich, Luxemburg, die Niederlande, Großbritannien und die USA) eine 
internationale Behörde für die Ruhr ... (zur) Aufteilung der Kohle, des Kokses und des Stahls. 
...  
Sobald eine deutsche Regierung errichtet worden ist, kann sie dem vorliegenden Abkommen 
beitreten. ...<< 
Im Verlauf des Petersberger Abkommens vereinbarten die Bundesregierung und die westli-
chen Besatzungsmächte am 22. November 1949 einen teilweisen Demontagestopp. Die Bun-
desregierung beantragte daraufhin den Beitritt zur Ruhrbehörde (Ruhrstatut). 
Bundeskanzler Adenauer begründete am 25. November 1949, um 3 Uhr morgens, im Bundes-
tag den Beitritt zur Ruhrbehörde u.a. damit, daß die alliierten Militärregierungen bei einer Ab-
lehnung die geplanten Demontagen in der Bundesrepublik Deutschland unverändert fortge-
setzt hätten (x243/177). 
Die "Neue "Zürcher Zeitung" berichtete am 26. November 1949 über die Sitzung des Deut-
schen Bundestages vom 24./25.11.1949 (x067/228): >>Im Laufe der Debatte wurde der Vor-
sitzende der SPD-Fraktion, Kurt Schumacher, für 20 Sitzungstage vom Bundestag ausge-
schlossen, da er in einem Zwischenruf Dr. Adenauer als "Bundeskanzler der Alliierten" be-
zeichnet hatte.  
Der Abgeordnete Adolf Arndt (SPD) nannte den Abschluß des Abkommens vom Petersberg 
durch den Bundeskanzler eine "autoritären Handstreich" und forderte namens der SPD-
Fraktion die Bundesregierung auf, nachträglich die Zustimmung des Bonner Parlaments zum 
Bonner Protokoll einzuholen. Der Abschluß sei ein neues Glied in der Kette der Versuche, das 
Parlament auszuschalten. ... Deutschlands Beitritt zum Ruhrstatut beinhalte ein internationales 
Abkommen, daß nur durch einen Akt des Bundespräsidenten abgeschlossen werden dürfe.  
Der SPD-Abgeordnete Erich Ollenhauer erklärte, daß versucht worden sei, mit Demontageer-
folgen andere Dinge zu verschleiern ... 
Bundeskanzler Dr. Adenauer verwahrte sich gegen Vorwurf, einen zu teuren Preis für Zuge-
ständnisse gezahlt zu haben. Wenn die Bundesregierung nicht sofort gehandelt hätte, so wäre 
das Demontageproblem durch den Abtransport von selbst erledigt worden.<< 
Der SPD-Vorsitzende Kurt Schumacher (1895-1952) zählte zu den wenigen aufrechten und 
unbeugsamen Politikern der Nachkriegszeit, die sich bis zu ihrem Lebensende gegen die Vor-
mundschaft der Alliierten wehrten. 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete später (am 28.10.2000) über Kurt Schu-
macher (x887/...): >>"National sein ist Ehrensache!" 
... Seine Polemik kannte kaum Grenzen, so wenn er den Nationalsozialisten androhte: "Eines 
Tages werden wir die ganze Naziführerbande in die Irrenhäuser einsperren." Ebenso fanatisch 
und häufig auch zügellos bekämpfte Schumacher die Kommunisten, für ihn "rotlackierte Dop-
pelausgaben der Nationalsozialisten". Die Kommunistische Partei war für Schumacher "ein 
stehendes Heer der Sowjetunion auf deutschem Boden". Er war bald sowohl bei der NSDAP 
als auch bei der KPD einer der bestgehaßten Parlamentarier. … 
Die reine Demokratie war für ihn die politische Idee der Arbeiterklasse.  
Mit großer Leidenschaft wandte er sich gegen die Behauptung, das deutsche Volk trüge eine 
Kollektivschuld. Für ihn war die Schuld nur individuell zu verstehen. Er sah auch deutlich, 
daß das Versailler-Diktat-System die Lage von 1933 mit verursacht hatte. Alle Deutschen un-
ter 30 Jahren, so forderte er, sollten von der Entnazifizierung ausgenommen werden. Von ihm 
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ist kein Wort der heute so beliebten wie wohlfeilen Reuebekenntnisse bekannt. Selbstbewußt 
forderte er von den Siegermächten deutsche politische Gleichberechtigung. Nie trat er auf in-
ternationalem Parkett als Bittsteller auf.  
Er forderte die Beendigung der Demontagen, so als er 1947 als erster deutscher Politiker die 
USA besuchte, um an einem Kongreß des Dachverbandes der Gewerkschaften, der American 
Federation of Labour, teilzunehmen. Leidenschaftlich wies er auf den Widersinn hin, einer-
seits im sich anbahnenden Gegensatz zum Bolschewismus die Deutschen als Verbündete ge-
winnen zu wollen, andererseits ihnen aber nur Lebensmittelzuteilungen von 1.000 Kalorien 
pro Tag zuzubilligen. ... 
In der Diskussion um das Ruhrstatut, eine von den Siegern eingerichtete Institution zur Kon-
trolle der gesamten deutschen Wirtschaft, kam es zu einem der explosivsten Tage im damals 
noch jungen Bundestag. Die SPD lehnte es ab, einen deutschen Vertreter in das Generalsekre-
tariat zu entsenden. Adenauer beschuldigte sie daraufhin, dann seien sie schuld daran, wenn 
die Demontage der deutschen Fabrikanlagen fortgesetzt werde. Ein Tumult brach los. Ein op-
positioneller Abgeordneter rief: "Sind Sie noch ein Deutscher?" Ein anderer: "Sprechen Sie 
hier als deutscher Kanzler?"  
"Und dann" - so ein Chronist - "fiel das Wort mitten in die einen Moment lang abflachende 
Erregung, das Wort von Kurt Schumacher, leidenschaftlich, zischend, voller Verachtung: "Der 
Bundeskanzler der Alliierten!"  
Ein Sturm brach los. Abgeordnete gingen aufeinander los, schrieen sich an, Fäuste wurden 
geschüttelt, Schlägereien drohten. Die Sitzung mußte unterbrochen werden. Das alles geschah 
am 25. November 1949 morgens um drei Uhr. Schumacher wurde für 20 Sitzungstage von 
den Beratungen ausgeschlossen, aber sein Wort wirkte erhellend und nachhaltig gleichsam als 
sein Vermächtnis bis heute fort. ... 
Kurt Schumacher: "Ich erkläre: Die deutsche Sozialdemokratie hat 1945 als erster Faktor 
Deutschland und der Welt erklärt: Die Oder-Neiße-Linie ist unannehmbar als Grenze. Ich er-
kläre weiter: Keine deutsche Regierung und keine deutsche Partei kann bestehen, die die O-
der-Neiße-Linie anerkennen will. Wir lehnen es ab, uns in die Politik des Nationalverrats und 
des Verrats an Menschheitsideen … verstricken zu lassen."<< 
Bei der Ruhrbehörde (Ruhrstatut) handelte es sich um eine Tarnorganisation des US-Impe-
riums. Diese geschickt getarnte Organisation (angeblich der erste Schritt zur Aussöhnung der 
"Erbfeinde" Deutschland und Frankreich) sollte in erster Linie die langfristige wirtschaftliche 
Ausbeutung und politische Unterdrückung Deutschlands gewährleisten.  
Nachdem die planmäßige Hungerpolitik in den westdeutschen Besatzungszonen die ange-
strebte bedingungslose Gehorsamkeit und Unterwürfigkeit der deutschen Bevölkerung durch-
gesetzt hatte, begannen die westlichen Alliierten nach der Londoner Sechsmächte-Konferenz 
(20. April bis 2. Juni 1948) unverzüglich damit, die wesentlichsten Teile der deutschen Wirt-
schaft widerrechtlich zu beschlagnahmen, um die Arbeitskräfte und die wichtigen Grundstoffe 
(Kohle, Stahl und Roheisen) Westdeutschlands zum Vorteil der europäischen Länder und der 
USA zu nutzen.  
Da die Westdeutschen nicht mehr frei über ihre natürlichen Reichtümer und eigenen Exi-
stenzmittel verfügen konnten, wurde ihnen gemäß Völkerrecht zweifelsfrei das Recht auf 
Selbstbestimmung verwehrt. Infolge dieser völkerrechtswidrigen Maßnahmen (wirtschaftliche 
Fremdbestimmung bzw. Vormundschaft) konnten die westlichen Alliierten praktisch die ge-
samte westdeutsche Volkswirtschaft kontrollieren und lenken.  
 
11. Weshalb wurden die "staatlichen Verfassungen" für West- und Mitteldeutschland 
maßgeblich durch die Besatzungsmächte geprägt? 
Am 8. April 1949 beschlossen die Außenminister Acheson (USA), Bevin (England) und 
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Schuman (Frankreich) während einer Konferenz in Washington (vom 5. bis zum 8. April 
1949) ein Besatzungsstatut für Westdeutschland und die Einsetzung einer Alliierten Hohen 
Kommission (Ersatz für den seit März 1948 entscheidungsunfähigen Alliierten Kontrollrat).  
Die westlichen Militärgouverneure übergaben den 11 Ministerpräsidenten der 3 Westzonen 
am 1. Juli 1948 in Frankfurt die Richtlinien der Londoner Empfehlungen ("Frankfurter Do-
kumente") und beauftragten sie, einen Parlamentarischen Rat zu bilden, um eine Verfassung 
auszuarbeiten.  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die 
Nachkriegspolitik der westlichen Siegermächte (x068/278-279): >>... Hinsichtlich der 
Deutschland-Politik nach dem Zweiten Weltkrieg zeigten sich die Alliierten zunächst gespal-
ten. Die einen waren gegen, die anderen für den Wiederaufbau des Landes. Jahrelang herrsch-
te ein übles Durcheinander. 
Ursprünglich wollte man Deutschland nach dem Krieg vollständig entmilitarisieren. Man 
wollte es zerstückeln und ganz klein machen, schon um selber, ungestört, ganz groß, noch 
größer werden zu können. … Danach sollte Deutschland ein Bauernstaat werden … 
Dann aber war den Amis ein solch großer Kartoffelacker an der Grenze zum Osten zu riskant. 
Die Revitalisierung des Ruhrgebiets und das Mitmischen dabei schienen Erfolg versprechen-
der. … 
Zuletzt wollte Eisenhower "starke Alliierte". Man erkannte die Nützlichkeit der Besiegten, 
konnte sie zum Puffer gegen die roten Teufel machen, zum "Bollwerk", so McCloy, "gegen 
die Sowjetunion": auch, wenn es denn sein mußte, zum Schlachtfeld. Die Deutschen hatten 
Erfahrung in derlei, und diese Erfahrung ließ sich nutzen. 
Ergo entstanden sowohl der "Eiserne Vorhang" wie die "Bundesrepublik Deutschland" zuerst 
in amerikanischen Köpfen. Das eine wie das andere ist ihr Erzeugnis. Die Amerikaner befah-
len, die Deutschen führten aus: die "Währungsreform" im Sommer 1948, die Konstituierung 
des "Parlamentarischen Rates" im Herbst desselben Jahres, das "Grundgesetz" am 23. Mai 
1949. Nichts geschah ohne Billigung der Sieger.  
Und Kurt Schumacher sagte selbstverständlich die Wahrheit, als er Adenauer den "Kanzler 
der Alliierten" nannte, worauf sich ein Sturm der Entrüstung erhob, wie immer nach dem 
Aussprechen einer unangenehmen Tatsache. …<<  
Der für die Erstellung von Richtlinien für ein "Grundgesetz" betraute Sachverständigen-Aus-
schuß überreichte am 24. August 1948 einen kommentierten Verfassungsentwurf. 
Der "Deutsche Volksrat" veröffentlichte am 22. Oktober 1948 den "Entwurf einer Verfassung 
für die Deutsche Demokratische Republik". 
Die westdeutschen Ministerpräsidenten akzeptierten am 12. April 1949 das Besatzungsstatut 
der westlichen Siegermächte. Das Besatzungsstatut trat am 21. September 1949 in Kraft. Die-
ses Besatzungsstatut (eigentliche deutsche Verfassung der Alliierten) reduzierte zwar die ge-
planten Demontagen, schränkte aber auch die Souveränität der "neuen" Bundesrepublik 
Deutschland bis zum 4. Mai 1955 durch die große Autorität der westlichen Besatzungsmächte 
erheblich ein. Die Oberaufsicht der Alliierten über Reparationen, Entmilitarisierung, Außen-
politik der Bundesrepublik Deutschland sowie die Ruhrkontrolle änderte sich ebenfalls nicht 
und die "Alliierte Hohe Kommission" kontrollierte weiterhin die deutschen Landesregierun-
gen und die zukünftige deutsche Bundesregierung. 
Am 25. April 1949 gab US-Militärgouverneur General Clay bekannt, daß der künftige west-
deutsche Staat "Bundesrepublik Deutschland" heißen wird.  
Der Parlamentarische Rat stimmte am 8. Mai 1949 dem Grundgesetz zu (53 Abgeordnete 
stimmen mit "Ja", während 12 Abgeordnete der CSU, des Zentrums, der Deutschen Partei und 
der KPD mit "Nein" stimmten).  
Am 12. Mai 1949 genehmigten die westlichen Militärgouverneure, General B. H. Robertson 
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(britische Zone), General Pierre Koenig (französische Zone), General Lucius D. Clay (nord-
amerikanische Zone), das Grundgesetz und verkündeten gleichzeitig das Besatzungsstatut für 
die Bundesrepublik Deutschland. 
Der Parlamentarische Rat stellte am 23. Mai 1949 in einer öffentlichen Sitzung fest, daß das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland vom 16. bis 22. Mai 1949 durch die Volksver-
tretungen von mehr als zwei Dritteln der beteiligten westdeutschen Länder (Ausnahme: Bay-
ern) angenommen und damit die Bundesrepublik Deutschland gemäß Artikel 144 GG als par-
lamentarischer Staat gegründet worden sei.  
Eine Volksabstimmung über die Annahme des Grundgesetzes erfolgte damals nicht, so daß 
das Grundgesetz am 23. Mai 1949 ohne die direkte demokratische Beteiligung des deutschen 
Volkes in Kraft trat. 
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht aufgrund des Selbstbestim-
mungsrechtes des deutschen Volkes erlassen, wie es in der Präambel hieß, sondern das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde formalrechtlich infolge eines gemeinsa-
men Aktes der Militärgouverneure der drei Westmächte - als oberste Befehlshaber und Inha-
ber der obersten Gewalt in ihren Besatzungszonen - in Kraft gesetzt. 
Am 21. September 1949 trat das Besatzungsstatut der Alliierten in Kraft. Es schränkte die 
deutschen Souveränitätsrechte bis zum 5. Mai 1955 empfindlich ein.  
Am 7. Oktober 1949 gründete die "Provisorische Volkskammer" die Deutsche Demokratische 
Republik. Die Ausrufung der "DDR" erfolgte aus taktischen Gründen erst nach der Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland; scheinbar als Antwort auf einen Schritt des Westens. Tat-
sächlich war dieser Schritt nur die formelle Bestätigung einer Spaltungspolitik, die die So-
wjetunion bereits seit Juli 1945 eingeleitet hatte (x009/406).  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Volkskammer" 
(x009/466): >>Volksvertretung der SBZ, deren verfassungsrechtliche Stellung entsprechend 
der Verneinung des Gewaltentrennungsgrundsatzes und der zentralstaatlichen Tendenz der 
Verfassung außerordentlich stark ausgestaltet ist - "höchstes Organ der Republik", Art. 50 der 
Verfassung.  
Infolge der tatsächlichen politischen Machtverhältnisse stellt sich die Volkskammer als 
Scheinparlament dar. 
... Die Volkskammer konstituierte sich ... nach der am 15.10.1950 auf Grund des verfassungs-
ändernden Gesetzes vom 9.8.1950 durchgeführten Abstimmung über die Einheitsliste der Na-
tionalen Front endgültig. Angeblich sollen 99,7 % der Stimmberechtigten für die Einheitsliste 
gestimmt haben. ...<<  
Mit der Proklamation der SBZ zur sog. DDR ging die DWK in der "Provisorischen Regierung 
der DDR" auf. Die leitenden Persönlichkeiten der DWK wurden Minister und Staatssekretäre. 
Hitlers Ende und die Bildung einer "Geschäftsführenden Zentralregierung des Deutschen Rei-
ches" 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die Gründung der 
Deutschen Demokratischen Republik (x063/635): >>... Während in den Westzonen der de-
mokratische Aufbau von unten nach oben vor sich ging, wurde die staatliche und gesellschaft-
liche Form in der sowjetischen Besatzungszone von oben, durch die Besatzungsmacht und 
durch die der kommunistischen Politik und Ideologie verpflichtete SED geprägt. ... 
Die Auflösung Preußens durch das Kontrollratsgesetz Nr. 46 vom 25. Februar 1947 - ein 
Willkürakt ohne Rechtsgültigkeit, da er weit über die Befugnisse hinausging, die die Haager 
Landkriegsordnung Besatzungsmächten einräumt - zerbrach eine wichtige Klammer zwischen 
West-, Mittel- und Ostdeutschland.  
... Eine Befragung des Volkes, ob es tatsächlich einen Staat, abgetrennt vom übrigen Deutsch-
land, bilden wolle, hat nie stattgefunden. Aus der Massenflucht der Bevölkerung aus dem so-
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wjetischen Besatzungsgebiet, einem täglichen "Volksentscheid mit den Füßen", Menschen 
aller Klassen und Stände, die Mehrheit von ihnen unter 25 Jahre, ließ sich die Stimmung gut 
entnehmen. 
Eine Verfassung haben die Parteiinstanzen der Sowjetzone am 19. März 1949 verkündet. Auf 
dem Papier durchaus demokratisch, mit zahlreichen Bestimmungen, die nahezu wörtlich aus 
der Weimarer Verfassung übernommen wurden, bildeten sie in Wirklichkeit nur den Deck-
mantel für eine totale Willkürherrschaft. Die Einrichtung einer Geheimpolizei, des Staatssi-
cherheitsdienstes, eine politisierte Justiz, Säuberungsaktionen, Gleichschaltung der Jugend, in 
steigendem Maße eine atheistische, religionsfeindliche Propaganda und die nahezu völlige 
Absperrung nach außen sollten der SED-Regierung die Kontrolle über die Bevölkerung si-
chern. ...<<  
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BRD und DDR von 1949-1990: 41 Jahre Vasallenschaft und eingeschränkte Selbstbe-
stimmung für die Deutschen 
 

Es gibt nur eine Sünde, die gegen die ganze Menschheit mit allen ihren Geschlechtern be-
gangen werden kann, und dies ist die Verfälschung der Geschichte. 
Christian Friedrich Hebbel (1813-1863, deutscher Dichter) 

Gründung der Bundesrepublik Deutschland  
Der Parlamentarische Rat stellte am 23. Mai 1949 in einer öffentlichen Sitzung fest, daß das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland vom 16. bis 22. Mai 1949 durch die Volksver-
tretungen von mehr als zwei Dritteln der beteiligten westdeutschen Länder - Ausnahme: Bay-
ern - angenommen und damit die Bundesrepublik Deutschland gemäß Artikel 144 GG als par-
lamentarischer Staat gegründet worden sei. 
Die feierliche Einleitung des Grundgesetzes lautete (x067/226): >>Im Bewußtsein seiner Ver-
antwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, seine nationale und staatli-
che Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frie-
den der Welt zu dienen, hat das deutsche Volk in den Ländern Baden, Bayern, Bremen, Ham-
burg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, 
Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern, um dem staatlichen Leben für eine 
Übergangszeit eine neue Ordnung zu geben, kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland beschlossen.  
Es hat auch für jene Deutschen gehandelt, denen mitzuwirken versagt war. Das gesamte deut-
sche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutsch-
lands zu vollenden.<<  
Der SPD-Abgeordnete Carlo Schmid, einer der sogenannten "Väter" des deutschen Grundge-
setzes, schrieb damals über den letzten Satz der Präambel (x024/226-227): >>Dieser letzte 
Satz der Präambel ist ein unverjährbarer Auftrag, dem sich alle deutsche Politik zu unterwer-
fen hat. Das Grundgesetz hat es also ausdrücklich vermieden, irgend etwas aufzunehmen, aus 
dem der Schluß gezogen werden könnte, es sei von einer eigenen westdeutschen Staatsnation 
ausgegangen.<<  
Der deutsche Historiker Hermann Graml schrieb später über das "Wiedervereinigungsgebot" 
in der Präambel des Grundgesetzes (x073/233-234): >>Es existierte doch immer noch ein un-
gebrochenes Nationalgefühl ...  
Die Vorstellung, die Nation könne dauernd oder auch nur längere Zeit getrennt bleiben, er-
schien unter dem Einfluß des Bewußtseins der Zusammengehörigkeit nach wie vor nahezu 
allen Westdeutschen nicht allein als unerträglich, sondern als absurd.  
Daher wurde die Bundesrepublik, obwohl und weil ihre Gründung, die Spaltung der Nation 
gerade so recht sichtbar gemacht hatte, notwendigerweise - auch von der Regierung und ihrem 
Kanzler - als Provisorium verstanden, ihre Wiedervereinigung mit der vorerst draußen geblie-
benen SBZ zu einem mit Selbstverständlichkeit proklamierten Ziel deutscher Politik.<<  
Obwohl das deutsche Volk völkerrechtlich als Staatsvolk erhalten geblieben war, erfolgte da-
mals keine Volksabstimmung über die Annahme des Grundgesetzes, so daß das Grundgesetz 
am 23. Mai 1949 ohne die direkte demokratische Beteiligung des deutschen Volkes in Kraft 
trat.  
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Abb. 78 (x090/309): Gründung der Bundesrepublik Deutschland durch das von den Länder-
parlamenten ratifizierte Grundgesetz in Bonn am 23 Mai 1949. 
Wahrscheinlich war es kein Zufall, daß das Grundgesetz am 23. Mai 1949 in Kraft trat, denn 
am 23. Mai 1945 wurde die "Geschäftsführende Zentralregierung des Deutschen Reiches" 
völkerrechtswidrig abgesetzt, verhaftet und "als Kriegsgefangene" inhaftiert. Sämtliche Mit-
glieder der letzten deutschen Reichsregierung und des Oberkommandos der Wehrmacht, die 
sogenannte "Dönitz-Clique" wurden am 23. Mai 1945 auf Weisung General Eisenhowers in 
Flensburg-Mürwik verhaftet und "als Kriegsgefangene" interniert. 
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht aufgrund des Selbstbestim-
mungsrechtes des deutschen Volkes erlassen, wie es in der Präambel hieß, sondern das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde formalrechtlich infolge eines gemeinsa-
men Aktes der Militärgouverneure der drei Westmächte (als oberste Befehlshaber und Inhaber 
der obersten Gewalt in ihren Besatzungszonen) in Kraft gesetzt. Das Grundgesetz mußte den 
Besatzungsmächten zur Genehmigung vorgelegt werden.  
Das deutsche Grundgesetz, in dem zahlreiche "Sonderwünsche" bzw. Forderungen der West-
mächte berücksichtigt werden mußten, sollte im Hinblick auf Mittel- und Ostdeutschland nur 
für "eine Übergangszeit" gelten. Bis zum heutigen Tag erfolgte jedoch keine Volksabstim-
mung über die Annahme des Grundgesetzes. 
Die Urfassung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 enthielt 
wesentliche Beschränkungen deutscher Hoheitsrechte. Auswärtige Beziehungen, Wirtschafts-
politik, Legislative, Exekutive, Gerichtsbarkeit waren Einschränkungen unterworfen: In Not-
standssituationen konnten die Besatzungsmächte wieder die volle Hoheit übernehmen. Ver-
fassungsänderungen mußten genehmigt werden.  
Die eigentliche Verfassung der Bundesrepublik Deutschland war zunächst das sogenannte 
Besatzungsstatut der westlichen Siegermächte.  
Am 14. August 1949 fand in den 3 Westzonen die 1. Bundestagswahl der Bundesrepublik 
Deutschland statt (x089/82): >>CDU/CSU = 31 %, SPD = 29,2 %, FDP = 11,9 %, KPD = 5,7 
%, DP = 4 %, Sonstige = 19,2 %.<< 
Konrad Adenauer wurde am 15. September 1949 zum Bundeskanzler gewählt. Bundeskanzler 
Adenauer bildete daraufhin noch am selben Tag eine Koalitionsregierung aus CDU/CSU, FDP 
und DP. 
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Bundeskanzler Adenauer berichtete während der Regierungserklärung am 20. September 1949 
über die Konstituierung der Bundesregierung und das Besatzungsstatut (x973/…): >>Meine 
Damen und meine Herren! Das Werden des neuen Deutschlands hat sich nach den langen 
Verhandlungen im Parlamentarischen Rat und den Wahlen zum Bundestag am 14. August mit 
großer Schnelligkeit vollzogen. 
Am 7. September haben sich der Bundestag und der Bundesrat konstituiert; am 12. September 
hat der Bundestag den Bundespräsidenten gewählt, am 15. September den Bundeskanzler. Der 
Bundespräsident hat mich daraufhin am gleichen Tage zum Bundeskanzler ernannt. Heute, am 
20. September, hat er auf meinen Vorschlag die Bundesminister ernannt. 
Mit der Konstituierung der Bundesregierung, die am heutigen Tage erfolgt ist, ist auch das 
Besatzungsstatut in Kraft getreten. Wenn auch die Zuständigkeit des Bundestags und der 
Bundesregierung durch das Besatzungsstatut beschränkt ist, so darf uns doch diese Entwick-
lung, dieses Werden des deutschen Kernstaates mit Freude erfüllen. 
Der Fortschritt gegenüber den Verhältnissen, die seit 1945 bei uns bestanden, auch gegenüber 
den Zuständen des nationalsozialistischen Reichs, ist groß. Zwar müssen wir uns immer be-
wußt sein, daß Deutschland und das deutsche Volk noch nicht frei sind, daß es noch nicht 
gleichberechtigt neben den anderen Völkern steht, daß es - und das ist besonders schmerzlich 
- in zwei Teile zerrissen ist. Aber wir erfreuen uns doch einer wenigstens relativen staatlichen 
Freiheit. Unsere Wirtschaft ist im Aufstieg. Wir haben vor allem aber wieder den Schutz der 
Persönlichkeitsrechte.  
Niemand kann bei uns, wie das im nationalsozialistischen Reich der Fall war und wie es jetzt 
noch in weiten Teilen Deutschlands, in der Ostzone, zu unserem Bedauern der Fall ist, durch 
Geheime Staatspolizei oder ähnliche Einrichtungen der Freiheit und des Lebens beraubt wer-
den. Diese Güter: Rechtsschutz, Schutz der persönlichen Freiheit, die wir lange Jahre nicht 
besaßen, sind so kostbar, daß wir trotz allem, was uns noch fehlt, uns darüber freuen müssen, 
daß wir diese Persönlichkeitsrechte wieder besitzen. … 
Unter den Bundesministerien fehlt ein Außenministerium. Ich habe auch nicht den an mich 
herangetragenen Wünschen stattgegeben, ein Ministerium für zwischenstaatliche Beziehungen 
einzurichten. Ich habe das deshalb nicht getan, weil nach dem Besatzungsstatut die auswärti-
gen Angelegenheiten unter Einschluß internationaler Abkommen, die von Deutschland oder 
im Namen Deutschlands abgeschlossen werden, Sache der Alliierten Hohen Kommission für 
die drei Zonen sind.  
Wenn wir demnach auch kein Ministerium des Auswärtigen haben, so bedeutet das keines-
wegs, daß wir damit auf jede Betätigung auf diesem Gebiete Verzicht leisten. Das Paradoxe 
unserer Lage ist ja, daß, obgleich die auswärtigen Angelegenheiten Deutschlands von der Ho-
hen Alliierten Kommission wahrgenommen werden, jede Tätigkeit der Bundesregierung oder 
des Bundesparlaments auch in inneren Angelegenheiten Deutschlands irgendwie eine auslän-
dische Beziehung in sich schließt. Deutschland ist infolge Besatzung, Ruhrstatut, Marshall-
Plan usw. enger mit dem Ausland verflochten als jemals zuvor. 
(Abgeordneter Renner: "Verflochten" ist gut!) 
Diese Angelegenheiten werden in einem im Bundeskanzleramt zu errichtenden Staatssekreta-
riat zusammengefaßt werden. Davon abgesehen glaube ich, daß die Hohen Kommissare infol-
ge der großen Verantwortung, die sie tragen, keine wichtige Entscheidung in deutschen aus-
ländischen Angelegenheiten treffen werden, ohne mit der Bundesregierung vorher Fühlung 
genommen zu haben. Die Erfahrung, die ich in den wenigen Tagen meiner Amtstätigkeit ge-
macht habe, berechtigt mich durchaus zu dieser Annahme. … 
Ich bin überzeugt: wenn, wie es in dem Besatzungsstatut vorgesehen ist, nach 12 Monaten und 
auf jeden Fall innerhalb von 18 Monaten nach Inkrafttreten des Statuts die Besatzungsmächte 
seine Bestimmungen im Lichte der Erfahrungen prüfen, die sie inzwischen gemacht haben, 
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werden die Mächte sicher zu dem Ergebnis kommen, daß es möglich sein wird, die Zustän-
digkeit der deutschen Behörden auf den Gebieten der Legislative, der Exekutive und der Justiz 
weiter auszudehnen. 
Und nun, meine Damen und Herren, lassen Sie mich ein Wort über unsere Stellung zum Be-
satzungsstatut sagen! Das Besatzungsstatut ist alles andere als ein Ideal. Es ist ein Fortschritt 
gegenüber dem rechtlosen Zustand, in dem wir bis zum Inkrafttreten des Besatzungsstatuts 
gelebt haben. Es gibt aber keinen andern Weg für das deutsche Volk, wieder zur Freiheit und 
Gleichberechtigung zu kommen, 
(Abgeordneter Renner: Friedensvertrag!) 
als indem es dafür sorgt, daß wir nach dem völligen Zusammenbruch, den uns der Nationalso-
zialismus beschert hat, mit den Alliierten zusammen wieder den Weg in die Höhe gehen. Der 
einzige Weg zur Freiheit ist der, daß wir im Einvernehmen mit der Hohen Alliierten Kommis-
sion unsere Freiheiten und unsere Zuständigkeiten Stück für Stück zu erweitern versuchen.<< 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schrieb später über die Wahl Adenauers (x283/-
236): >>... Am 15. September wählte der Bundestag den 73jährigen Konrad Adenauer zum 
Kanzler. Die im ersten Wahlgang erforderliche Mehrheit für ihn hing an einer einzigen Stim-
me, seiner eigenen. 
Mit der Wahl Adenauers war eine außenpolitische Grundsatzentscheidung gefallen: die An-
lehnung der Bundesrepublik an Frankreich, England und die Vereinigten Staaten, die ja als 
Besatzungsmächte ohnehin kaum politischen Spielraum gestatteten.  
Die Parole hieß: Westbindung vor Wiedervereinigung. Als Sitz der Bundesregierung kam 
Berlin einstweilen nicht mehr in Betracht. Ein Trostpflaster war der Artikel 23 des Grundge-
setzes, der dieses auch für "Groß-Berlin" gültig erklärte, sodann die symbolische Anerken-
nung als deutsche Hauptstadt durch Beschluß des ersten Bundestags und die Vergabe der 
Postleitzahl 1 an die Stadt. ...<<  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über Bundes-
kanzler Adenauer (x068/302): >>... Denn wie das ostdeutsche Marionettenensemble in Pan-
kow Moskaus Direktiven erfüllte, so (erfüllte) im Westen, in Bonn, der katholische Kanzler 
(Adenauer) die Wünsche Washingtons, der USA, wo er übrigens, vielleicht als erster auslän-
discher Staatsmann, für sich eine Werbeagentur nutzte. ...<<  
Am 21. September 1949 trat das Besatzungsstatut der Alliierten in Kraft. Es schränkte die 
deutschen Souveränitätsrechte bis zum 5. Mai 1955 empfindlich ein. Das Besatzungsstatut 
wurde schließlich 1955 durch die Pariser Verträge teilweise aufgehoben. 
Die Mehrheit der deutschen Bundestagsabgeordneten entschied sich am 3. November 1949 für 
den "provisorischen Regierungssitz" Bonn. 
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Gebiete des Deutsches Reiches (Fläche in qkm, Bevölkerung per 31.12.1950:  
 
Deutsche Provinzen, Länder 
und Landesteile 

Fläche in qkm 
 

Stand: 1950 

Deutsche Bevölke-
rung 

Stand: 1950 

Einwohner je 
qkm 

Stand: 1950 
    
Westdeutschland (BRD) 245.275 47.589.300 194 
Berlin 890 3.325.200 3.736 
Saargebiet 2.559 948.700 371 
Sowjetische Besatzungszone 
(DDR) 

 
107.173 

 
17.600.000 

 
164 

 355.897 69.463.200 195 
Deutsche Ostgebiete (sowje-
tisch verwaltete Gebiete im 
Nordteil Ostpreußens) 

 
 

  13.200 
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Deutsche Ostgebiete (polnisch 
verwaltete Gebiete in Ost-
preußen, Ostbrandenburg, 
Schlesien, Danzig und Ost-
pommern) 

 
 
 
 

101.448 

 
 
 
 
. 

 
 
 
 
. 

 470.545 . . 
Quellen: KNAURS LEXIKON, München 1953 (x038/295). 
Deutschland mußte nach dem Zweiten Weltkrieg 24,4 % seines Staatsgebietes (in den Gren-
zen von 1937) abtreten. 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete später (im Juni 2017) im COM-
PACT-Spezial Nr. 14 über Konrad Adenauer (x343/12-14): >>Der Alte und der Pfälzer  
_ von Jürgen Elsässer 
… Auf nach Westen 
Adenauer, nach seinem Wohnort in der Nähe der alten Bundeshauptstadt auch als "der Alte 
aus Rhöndorf" tituliert, brachte die Tradition der katholischen Zentrumspartei aus der Weima-
rer Republik als wichtige Erbschaft in die Gründung der CDU mit ein. Als Oberbürgermeister 
von Köln (1917 bis 1933) war er dezidiert antipreußisch gewesen - die Stadt und andere Ge-
biete des heutigen Bundeslandes NRW gehörten damals noch zum größten deutschen Teilstaat 
- und hatte nach dem Ersten Weltkrieg mit einer Separierung des Rheinlandes an der Seite 
Frankreichs geliebäugelt. … 
… Diese Haltung stabilisierte zwar den Teilstaat, verhinderte aber die Einheit Deutschlands. 
Dabei hätte es diese Chance gegeben: 1951 schlug DDR-Ministerpräsident Otto Grotewohl 
einen Fahrplan zur Wiedervereinigung vor, den Adenauer ablehnte und mit einem Gegenvor-
schlag konterte. "Danach hätte der erste Schritt in freien gesamtdeutschen Wahlen zu einer 
Nationalversammlung bestanden, zu der sämtliche Parteien zugelassen werden sollten. Zur 
großen Überraschung westlicher Beobachter ging Ost-Berlin auf diese Forderung ein", faßt 
der Historiker Gregor Schöllgen in einer Veröffentlichung der Bundeszentrale für politische 
Bildung zusammen. Doch paradoxerweise verweigerte sich Adenauer erneut. 
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Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen 1946. Im Gegensatz zum katholischen Zentrum 
verstand sich die CDU an als überkonfessionelle christliche Partei. Foto: CDU/KAS, CC-BY-
SA 3.0 DE 
Der nächste Vorstoß kam direkt aus Moskau. Diktator Josef Stalin bot ihm April 1952 ein 
neutrales Deutschland an, alle fremden Truppen sollten abgezogen werden und dann freie 
Wahlen stattfinden. Auch dieser Vorschlag wurde von den Westmächten torpediert. Ihre List: 
Der Urnengang sollte von den Vereinten Nationen kontrolliert werden - was damals für die 
UdSSR unannehmbar war, da die USA unter formalem Kommando der UNO gerade einen 
Krieg gegen das sozialistische Nordkorea führten. 
Adenauers Entgegenkommen gegenüber den Besatzern ging sogar so weit, im Jahr 1954/55 
die Herauslösung des Saarlandes aus Deutschland und dessen Wirtschafts- und Währungsuni-
on mit Frankreich zu billigen. Das Vorhaben scheiterte nur an der Hybris in Paris: Dort wollte 
man das sogenannte Saarstatut durch eine Volksabstimmung bestätigen lassen und ging von 
einer sicheren Mehrheit bei den Saarländern aus. Doch die stimmten mit über zwei Dritteln 
für die Zugehörigkeit zur Bundesrepublik - und ermöglichten damit eine erste kleine Wieder-
vereinigung. …<< 
Erst nachdem die Bundesrepublik Deutschland sämtliche deutschen Auslandsschulden (ohne 
Verrechnung der nach Kriegsende beschlagnahmten Vermögenswerte im Ausland und der 
beschlagnahmten deutschen Patente) anerkannt hatte, erhielt sie im März 1951 eine begrenzte 
außenpolitische Souveränität (x128/266).  
Am 5. Mai 1955 traten die Pariser Verträge in Kraft.  
Obwohl Stalin im Jahre 1952 die Rückgabe der deutschen Ostgebiete im Tausch gegen eine 
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deutsche Neutralität und den Nichteintritt in die NATO angeboten hatte, wurde die Bundesre-
publik Deutschland am 9. Mai 1955 Mitglied der Nordatlantischen Verteidigungsgemein-
schaft.  
Die geplante deutsche Bundeswehr wurde danach in die NATO-Strukturen integriert und die 
Bundesrepublik Deutschland erklärte sich damals bereit, auf die Entwicklung von ABC-
Waffen zu verzichten. 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die NA-
TO (x068/272-273): >>... Das amerikanische Wesen ist das Geld: der Inbegriff des Yankee-
Daseins. Natürlich erfaßt dies nicht alles, aber das Wichtigste. ... 
Für ihre ungeheure Aufrüstung hatten die Amerikaner militärische, mehr jedoch wirtschaftli-
che Gründe. Deshalb traten auch viele jener, die das Geschwätz von der Gefahr aus dem 
Osten keinen Augenblick glaubten, für Aufrüstung und Nato ein.  
Derart konnte enorm verdient werden und wurde enorm verdient. Und gerade nach dem Ver-
lust Chinas benötigte man Europa auch als Absatzmarkt. … 
In Europa … begann jetzt nach dessen militärischer Eroberung die friedliche. Ein US-
Konzern nach dem anderen investierte in den zuvor zerbombten und zerschossenen Städten. 
Und die Rechnung, daß eine im Krieg ruinierte Wirtschaft schneller wächst als eine, die den 
Krieg so glänzend überstand, erwies sich als richtig, zumal auch die US-Banken von Anfang 
an mitspielten, deren Politik in Europa war: alte Investitionen retten, neue vornehmen. Ja, das 
Bankhaus Dillon, Read, setzte so sehr auf die Rentabilität seiner Anlagen im Nachkriegs-
deutschland, daß es deutschen Industriebossen noch vor Kriegsende eine Privatanleihe von 
einer Milliarde Dollar anbot. …<< 
Für die Mitgliedschaft in der Nordatlantischen Verteidigungsgemeinschaft entfiel im Jahre 
1955 angeblich das Besatzungsstatut und die Bundesrepublik Deutschland sollte endlich die 
zugesagte Souveränität und fast alle Hoheitsrechte erhalten. Das Besatzungsstatut entfiel zwar 
offiziell, aber wesentliche Vorbehaltsrechte und geheime Zusatzverträge der alliierten Sie-
germächte blieben weiterhin bestehen: Stationierungskosten, Truppenstationierung, Berlin-
Status, Wiedervereinigungs- und Friedensvertragsfrage, Medienkontrolle und andere Vorbe-
haltsrechte. 
In der Bundesrepublik Deutschland (BRD) waren die freien, geheimen Wahlen zwar frei und 
geheim, aber die gewählten Parteien und Abgeordneten konnten nicht souverän die Interessen 
des deutschen Volkes vertreten. Infolge des Besatzungsstatutes, der geheimen Zusatzverträge 
(Ruhrstatut und Zwangsmitgliedschaft in den Folgegemeinschaften Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, EG und EU) und der zahlreichen geheimen Vorbe-
haltsrechte handelten die vom deutschen Volk gewählten Parteien und Abgeordneten seit 
Gründung der BRD im Auftrag und nach den Vorgaben der alliierten Siegermächte. Seit 1949 
mußte jeder deutsche Bundeskanzler die sogenannte "Kanzlerakte" unterschreiben. 
 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik 
Der "Deutsche Volksrat" veröffentlichte am 22. Oktober 1948 den "Entwurf einer Verfassung 
für die Deutsche Demokratische Republik" (x156/64-65): >>Der deutsche Volksrat ist die 
einzige legitime Repräsentation des deutschen Volkes. Er fordert hiermit die Verwirklichung 
des Rechtsanspruchs des deutschen Volkes auf die Gestaltung seines staatlichen und gesell-
schaftlichen Lebens, die Schaffung einer freien, demokratischen Republik und den Abschluß 
eines Friedensvertrages.  
Er hat die konkreten Maßnahmen zur Beschreitung dieses Weges unternommen, legt hiermit 
dem deutschen Volk den Entwurf einer Verfassung für die Deutsche Demokratische Republik 
vor und stellt ihn zur freien Diskussion. Auf dem dritten Volkskongreß wird die Bilanz dieser 
Diskussion gezogen werden und diese Verfassung zur Beratung stehen. 
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Im Gegensatz zu dieser Ausübung des Selbstbestimmungsrechtes des deutschen Volkes zei-
gen die Verhandlungen des sogenannten Parlamentarischen Rates in Bonn, daß hier nicht nur 
die Einheit der deutschen Nation, sondern auch die Demokratie preisgegeben werden. Die in 
Bonn ausgearbeitete Verfassung für den westdeutschen Staat dient dem Versuch, das deutsche 
Volk unter die Macht zu beugen, die sich die westlichen Besatzungsmächte entgegen den 
Verpflichtungen von Jalta und Potsdam angeeignet haben. Das Bonner Statut nimmt sowohl 
den Zustand der Besatzung als auch die Usurpation des größten Teiles der deutschen Wirt-
schaft durch ausländische Machthaber bedingungslos hin. 
Die in ihm festgelegten Befugnisse deutscher Organe und Rechte deutscher Bürger widerspre-
chen den Interessen des deutschen Volkes. Das zu errichtende westdeutsche Staatswesen ist 
ein Vasallenstaat und der Willkür fremder Mächte unterworfen. Ein Besatzungsstatut kann 
weder die Freiheit Deutschlands noch die seiner Bürger herstellen. Es bestätigt und verewigt 
nur den Zustand der Besatzung. 
Die Verfassung für die Deutsche Demokratische Republik kann nicht aus der Befehlsgewalt 
von Besatzungsmächten geboren werden, sondern sie muß dem eigenen und freien Willen des 
gesamten deutschen Volkes entspringen. Zu dieser Willensbildung ruft der Deutsche Volksrat 
das gesamte deutsche Volk auf.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Verfassung" 
der DDR (x009/454-455): >>Die Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik hat als 
Staatsgrundgesetz eine völlig andere Bedeutung als die Verfassung demokratischer Staaten. ... 
1. Entstehungsgeschichte 
Die Verfassung ist nicht aus einer gewählten verfassunggebenden Versammlung hervorgegan-
gen. Diese Rolle maßte sich vielmehr ein aus dem Zweiten Volkskongreß ... hervorgegange-
ner "Deutscher Volksrat" an, dessen Mitglieder aus Delegierten der Parteien und Massenorga-
nisationen bestanden. Er ließ durch einen Verfassungsausschuß den "Entwurf einer Verfas-
sung für die Deutsche Demokratische Republik" ausarbeiten, der am 22.10.1948 veröffentlicht 
wurde. ... 
2. Inhalt 
Die Verfassung ist in ihrem Wortlaut weitgehend der Weimarer Reichsverfassung nachgebil-
det. So erscheint deren Art. 1 Abs. 2: "Die Staatsgewalt geht vom Volke aus" in der Fassung: 
"Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus" (Art. 3 Abs. 1). Auch das Bekenntnis zu dem Grund-
gesetz freier Wahlen ist in der Verfassung der DDR in fast die gleichen Worte gekleidet wie 
in Art. 22 der Weimarer Reichsverfassung: "Die Abgeordneten werden in allgemeiner, glei-
cher, unmittelbarer und geheimer Wahl ... gewählt (Art. 51 Abs. 2). 
Insbesondere haben die Vorschriften über die Grundrechtsartikel der Weimarer Verfassung als 
Vorbild gedient; sie stimmen z.T. fast wörtlich überein. Wie die entsprechenden Normen des 
Grundgesetzes sind diese Artikel unmittelbar geltendes Recht. Ihr Sinngehalt ist jedoch ein 
völlig anderer als der gleichlautender Formulierungen der Verfassung rechtsstaatlicher Demo-
kratien. Denn die volksdemokratische Ordnung kennt nur das Primat der Gemeinschaft, nicht 
dagegen die Freiheit des einzelnen um des einzelnen willen. So ist auch der Schutz der Grund-
rechte vor Maßnahmen der Staatsgewalt denkbar schwach ausgestaltet und bezeichnenderwei-
se jeder richterlichen Nachprüfung entzogen. ...  
Sämtliche Grundrechte stehen jedoch nur auf dem Papier und werden seit dem Inkrafttreten 
der Verfassung ständig und bewußt verletzt und sogar durch die Gesetzgebung in verfas-
sungsmäßig unzulässigerweise Weise eingeschränkt. 
... Scheint die Verfassung auf den ersten Blick wenigstens formal den Voraussetzungen eines 
demokratischen Staatsgrundgesetzes zu entsprechen, so genügt sie bei genauerer Betrachtung 
selbst diesen Anforderungen nicht. Der angeblich die völlige Volkssouveränität verkörpern-
den Volkskammer fehlt seit der Verwaltungsneugliederung auch das ohnehin bescheidene 
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Regulativ der Länderkammer. Insbesondere aber ist die in allen Demokratien unumgängliche 
"dritte Gewalt", die richterliche, schwach ausgebildet und effektiv wirkungslos. Es gibt neben 
der faktisch und gesetzlich nicht vorhandenen Unabhängigkeit der Richter nach dem Wortlaut 
der Verfassung kein Verfassungsgericht. ...<< 
Am 7. Oktober 1949 gründete die "Provisorische Volkskammer" die Deutsche Demokratische 
Republik. Die Ausrufung der "DDR" erfolgte aus taktischen Gründen erst nach der Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland. Die von der Volkskammer gewählte Regierung der DDR 
übernahm später nach dem sowjetischen Muster die Bezeichnung "Ministerrat".  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Volkskammer" 
(x009/466): >>Volksvertretung der SBZ, deren verfassungsrechtliche Stellung entsprechend 
der Verneinung des Gewaltentrennungsgrundsatzes und der zentralstaatlichen Tendenz der 
Verfassung außerordentlich stark ausgestaltet ist - "höchstes Organ der Republik", Art. 50 der 
Verfassung.  
Infolge der tatsächlichen politischen Machtverhältnisse stellt sich die Volkskammer als 
Scheinparlament dar. 
... Die Volkskammer konstituierte sich ... nach der am 15.10.1950 auf Grund des verfassungs-
ändernden Gesetzes vom 9.8.1950 durchgeführten Abstimmung über die Einheitsliste der Na-
tionalen Front endgültig. Angeblich sollen 99,7 % der Stimmberechtigten für die Einheitsliste 
gestimmt haben. ...<<  
Mit der Proklamation der SBZ zur sog. DDR ging die DWK in der "Provisorischen Regierung 
der DDR" auf. Die leitenden Persönlichkeiten der DWK wurden Minister und Staatssekretäre. 

Abb. 79 (x315/152): Ausrufung der Deutschen Demokratischen Republik durch den Deut-
schen Volksrat am 7. Oktober 1949. 
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Das Nachrichtenmagazin "DER SPIEGEL" 42/1949 berichtete am 13. Oktober 1949 über die 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik: >>Weg  
Die Sowjetunion vollzog den verwaltungstechnischen Gegenzug zu Bonn. Auf einem ersten 
Staats-Empfang der ostdeutschen Volkskammer gab SMA-Chef Wassili Tschuikow den Ent-
schluß der Sowjetregierung bekannt, "der provisorischen Regierung der deutschen demokrati-
schen Republik die Verwaltungsfunktionen zu übertragen, die bisher der sowjetischen Mili-
täradministration zustanden". An deren Stelle tritt eine sowjetische Kontrollkommission. Ge-
neral Tschuikow nannte die westdeutsche Bundesregierung eine spalterische Marionetten-
Regierung …<< 
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die Gründung der 
Deutschen Demokratischen Republik (x063/635): >>... Während in den Westzonen der de-
mokratische Aufbau von unten nach oben vor sich ging, wurde die staatliche und gesellschaft-
liche Form in der sowjetischen Besatzungszone von oben, durch die Besatzungsmacht und 
durch die der kommunistischen Politik und Ideologie verpflichtete SED geprägt. ... 
Die Auflösung Preußens durch das Kontrollratsgesetz Nr. 46 vom 25. Februar 1947 - ein 
Willkürakt ohne Rechtsgültigkeit, da er weit über die Befugnisse hinausging, die die Haager 
Landkriegsordnung Besatzungsmächten einräumt - zerbrach eine wichtige Klammer zwischen 
West-, Mittel- und Ostdeutschland.  
... Eine Befragung des Volkes, ob es tatsächlich einen Staat, abgetrennt vom übrigen Deutsch-
land, bilden wolle, hat nie stattgefunden. Aus der Massenflucht der Bevölkerung aus dem so-
wjetischen Besatzungsgebiet, einem täglichen "Volksentscheid mit den Füßen", Menschen 
aller Klassen und Stände, die Mehrheit von ihnen unter 25 Jahre, ließ sich die Stimmung gut 
entnehmen. 
Eine Verfassung haben die Parteiinstanzen der Sowjetzone am 19. März 1949 verkündet. Auf 
dem Papier durchaus demokratisch, mit zahlreichen Bestimmungen, die nahezu wörtlich aus 
der Weimarer Verfassung übernommen wurden, bildeten sie in Wirklichkeit nur den Deck-
mantel für eine totale Willkürherrschaft. Die Einrichtung einer Geheimpolizei, des Staatssi-
cherheitsdienstes, eine politisierte Justiz, Säuberungsaktionen, Gleichschaltung der Jugend, in 
steigendem Maße eine atheistische, religionsfeindliche Propaganda und die nahezu völlige 
Absperrung nach außen sollten der SED-Regierung die Kontrolle über die Bevölkerung si-
chern. ...<<  
Dr. Hans Joachim Berbig schrieb später über die Gründung der Deutschen Demokratischen 
Republik (x287/193): >>Die staatliche Organisation des zweiten deutschen Teilstaates be-
ginnt bereits im Dezember 1947 mit dem Deutschen Volkskongreß, der aus gewählten Dele-
gierten vor allem aus der SBZ, aber auch den Westzonen bestand.  
Am 7. Oktober 1949 trat die erste der Serienverfassungen der Deutschen Demokratischen Re-
publik in Kraft. ...<<  
Die von der sowjetischen Besatzungsmacht gegründete DDR war kein souveräner Staat und 
keine Demokratie, sondern eine Diktatur. Die freien, geheimen Wahlen waren weder frei noch 
geheim und die Wahlergebnisse wurden je nach Bedarf manipuliert. Die Parteiendiktatur der 
verschiedenen gleichgeschalteten Blockparteien leitete die Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands im Auftrag der sowjetischen Besatzungsmacht.  
Der kommunistische Einheitsstaat kontrollierte sämtliche Lebensbereiche. Alle DDR-Bürger 
wurden regelmäßig fast überall überwacht und Andersdenkende systematisch unterdrückt. 
Persönliche Freiheitsrechte gab es nicht. Jegliche freie Meinungsäußerung wurde unterdrückt, 
Bücher, Zeitungen, Radio, Fernsehen und sonstige kulturelle Einrichtungen wurden systema-
tisch zensiert. 
Im Rahmen der sowjetischen Umerziehung wurden die Mitteldeutschen von 1945 bis 1989 zu 
"überzeugten" Mitgliedern der klassenlosen marxistisch-leninistischen Gesellschaft, in der die 
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Produktionsmittel einheitliches Volkseigentum und sämtliche Mitglieder der Gesellschaft so-
zial völlig gleich sein sollten, erzogen. In den Schulen mußte Russisch - ab Klasse 5 - als erste 
Fremdsprache gelehrt werden.  
Die Kommunisten strebten besonders die Zusammenfassung von Atheisten und Gläubigen an 
und ließen fast keinen Raum für irgendeine Religion. Nach dem Mauerbau im Jahre 1961 
wurde die Reisefreiheit der DDR-Bürger drastisch eingeschränkt. Die allgegenwärtigen Mit-
arbeiter der Stasi bespitzelten und bekämpften noch eifriger alle potentiellen Staatsfeinde. 
 
Zusammenbruch der DDR 
Der Staats- und Parteichef der DDR, Erich Honecker, stattete der Bundesrepublik Deutsch-
land vom 7. bis zum 11. September 1987 einen offiziellen Staatsbesuch ab.  
Erich Honecker betonte damals während seiner Rede in Bonn (x092/1136): >>Die Entwick-
lung unserer Beziehungen ... ist von den Realitäten dieser Welt gekennzeichnet und sie bedeu-
ten, daß Sozialismus und Kapitalismus sich ebensowenig vereinigen lassen wie Feuer und 
Wasser ... 
Wenn wir gemeinsam hinwirken, ... dann wird auch der Tag kommen, an dem Grenzen uns 
nicht mehr trennen, sondern vereinen, so wie uns die Grenze zwischen der DDR und der 
Volksrepublik Polen vereint.<<  
Michail Gorbatschow, Generalsekretär der KPdSU, wurde am 1. Oktober 1988 zum Vorsit-
zenden des Obersten Sowjet gewählt. Gorbatschow, der als Reformer galt, wußte damals 
längst, daß er die zunehmenden Versorgungsengpässe in der Sowjetunion ohne westliche Hil-
fe nicht lösen konnte.  
Die sowjetische Regierung beschloß am 27. Juli 1989, daß die 3 baltischen Sowjetrepubliken 
Estland, Lettland und Litauen ab 1990 wirtschaftliche Autonomie erhalten sollten. 
Am 11. September 1989 ließ die ungarische Regierung die Grenzen nach Österreich öffnen. 
Danach flohen innerhalb von 3 Tagen rund 15.000 DDR-Bürger nach Österreich bzw. in die 
Bundesrepublik (x175/820). 
In Leipzig wurde am 2. Oktober 1989 die bisher größte Demonstration (rd. 20.000 Teilneh-
mer) durch Volkspolizisten gewaltsam beendet. 
Der sowjetische Staats- und Parteichef Michail Gorbatschow forderte die SED-Führung am 6. 
Oktober 1989 anläßlich des 40. Jahrestages der DDR-Gründung indirekt auf, Reformen einzu-
leiten - "Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben" ... 
In Leipzig duldete die SED-Regierung am 9. Oktober 1989 erstmals eine Demonstration von 
50.000-70.000 Teilnehmern - "Wir sind das Volk - keine Gewalt ...". 
Am 18. Oktober 1989 trat Staats- und Parteichef Erich Honecker zurück und wurde durch 
Egon Krenz abgelöst. 
Über 1.000.000 Ost-Berliner demonstrierten am 4. November 1989 für Freiheit und Demokra-
tie (x175/820). Es war die größte freie Demonstration, die jemals in der DDR stattfand. 
Während dieser Demonstration am 4. November 1989 hielten bekannte Persönlichkeiten auf 
dem Ost-Berliner Alexanderplatz leidenschaftliche Ansprachen (x298/242): >>... Stefan 
Heym, Schriftsteller: Liebe Freunde, Mitbürger, es ist, als habe einer die Fenster aufgestoßen 
nach all den Jahren der Stagnation, der geistigen, wirtschaftlichen, politischen. Den Jahren 
von Dumpfheit und Mief, von Phrasengewäsch und bürokratischer Willkür, von amtlicher 
Blindheit und Taubheit. Welche Wandlung! 
Vor noch nicht 4 Wochen die schön gezimmerte Tribüne hier um die Ecke mit dem Vorbei-
marsch, den Bestellten vor den Erhabenen! 
Und heute - heute Ihr, die Ihr Euch aus eigenem freien Willen versammelt habt, für Freiheit 
und Demokratie und für einen Sozialismus, der des Namens wert ist. ... 
Einer schrieb mir, und der Mann hat recht, wir haben in den letzten Wochen unsere Sprachlo-



 107 

sigkeit überwunden und sind jetzt dabei, den aufrechten Gang zu erlernen.  
Und das, Freunde in Deutschland, wo bisher sämtliche Revolutionen danebengegangen waren. 
Und wo die Leute immer gekuscht haben. Unter dem Kaiser. Unter den Nazis. Und später 
auch. 
Aber sprechen, frei sprechen, gehen, aufrecht gehen - das ist nicht genug. Laßt uns auch lernen 
zu regieren. 
Die Macht gehört nicht in die Hände eines einzelnen, oder ein paar weniger oder eines Appa-
rates oder einer Partei.  
Christa Wolf, Schriftstellerin: Zu Huldigungsvorbeizügen ... werden wir keine Zeit mehr ha-
ben.  
Dies ist eine Demo, genehmigt, gewaltlos. Wenn sie so bleibt bis zum Schluß, wissen wir 
wieder mehr über das, was wir können. Und darauf bestehen wir dann. (Starker Applaus) 
Ein Vorschlag für den 1. Mai: Die Führung zieht am Volk vorbei.  
Alles nicht von mir. Das ist literarisches Volksvermögen. Unglaubliche Wandlung. Das 
Staatsvolk der DDR geht auf die Straße, um sich als Volk zu erkennen. Und dies ist für mich 
der wichtigste Satz dieser letzten Wochen - der tausendfache Ruf: Wir sind das Volk!  
Eine schlichte Feststellung, und die wollen wir nicht vergessen.  
Steffie Spira, Schauspielerin: Ich wünsche mir für meine Enkel, daß sie aufwachsen ohne 
Fahnenappell, ohne Staatsbürgerkunde, und das keine Blauhemden mit Fackeln an den hohen 
Leuten vorbeigehen.  
Ich habe noch einen Vorschlag: Aus Wandlitz, der Waldsiedlung der führenden SED-
Politbüromitglieder, machen wir ein Altersheim! 
Die über 60- bis 65jährigen können jetzt schon dort wohnen bleiben, wenn sie das tun, was 
ich jetzt tue - Abtreten! ...<<  
Bürgerrechtler forderten am 26. November 1989, die Eigenständigkeit der DDR zu verteidi-
gen (x303/171): >>... Gewaltfrei durch Massendemonstrationen hat das Volk den Prozeß der 
revolutionären Erneuerung erzwungen. ... 
Entweder können wir auf der Eigenständigkeit der DDR bestehen und versuchen, ... in unse-
rem Land eine solidarische Gesellschaft zu entwickeln, in der Frieden und soziale Gerechtig-
keit, Freiheit des Einzelnen, Freizügigkeit aller und die Bewahrung der Umwelt gewährleistet 
sind. 
Oder: Wir müssen dulden, daß ... über kurz oder lang die DDR durch die Bundesrepublik ver-
einnahmt wird. 
Laßt uns den ersten Weg gehen!<<  
Die "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 27. November 1989 über ein Gespräch mit dem 
SPD-Politiker Oskar Lafontaine.  
Im Verlauf dieser Unterredung lehnte es Lafontaine ab, deutsche Spätaussiedler aus Rußland, 
Rumänien, den deutschen Ostgebieten und der DDR aufzunehmen (x268/186): >>Ist es rich-
tig, daß wir allen Bürgern aus der DDR, allen Bürgern Polens, die deutscher Abstammung 
sind, oder den anderen, die in der Sowjetunion, Rumänien oder anderen Staaten Osteuropas 
leben - daß wir all denen den Zugriff auf die sozialen Systeme der Bundesrepublik einräumen: 
Kindergeld, Kranken- und Arbeitslosengeld, Renten? ...<<  
Am 22. Dezember 1989 wurde in Ostberlin das Brandenburger Tor geöffnet. 
 
Der völkerrechtliche Status der BRD und DDR von 1949-1990 
Die militärische, wirtschaftliche und politische Ausschaltung Deutschlands wurde nach dem 
verlorenen Zweiten Weltkrieg im Jahre 1945 während der jahrzehntelangen Besatzungsherr-
schaft kompromißlos fortgesetzt.  
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Souveränität 
Die von den westlichen Siegermächten gegründete BRD war wie die DDR nie ein souveräner 
Staat, denn ihre Geschäftsfähigkeit wurde durch die Siegermächte infolge des Besatzungssta-
tutes und des Ruhrstatutes drastisch eingeschränkt.  
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Abb. 80 (x067/206): "Zwei Volk, zwei Reich, zwei Führer." Karikatur aus dem "Simpl", 1949. 
Aufgrund der Potsdamer Vereinbarungen (völkerrechtswidrige Gebietsabtretungen, hohe 
Wiedergutmachungsleistungen, Stationierung von Besatzungstruppen etc.) zählten die BRD 
und die DDR völkerrechtlich nicht zu den politisch und ökonomisch unabhängigen Staaten, 
die die Fähigkeit besaßen, mit anderen Staaten souverän in politischen Kontakt zu treten. 
Der deutsche CDU-Politiker Kurt Georg Kiesinger (1904-1988, von 1966-1969 Bundeskanz-
ler) erklärte in einem Bericht des Nachrichtenmagazins "DER SPIEGEL" vom 21. Mai 1958 
(x353/67): >>… Wir sind doch faktisch ein Protektorat der Vereinigten Staaten.<< 
Der deutsche Bundeskanzler Ludwig Erhard (1897-1977) berichtete während der Regierungs-
erklärung vom 18. Oktober 1965 (x353/74): >>… Wir sind uns alle darüber klar, daß auf dem 
Wege zur Wiederherstellung der deutschen Einheit große Schwierigkeiten zu überwinden 
sind.  
Der Weg mag lang und dornenvoll sein. Am Ende dieses Weges muß nach der Überzeugung 
der Bundesregierung ein Friedensvertrag stehen, der von einer in freien Wahlen gebildeten 
gesamtdeutschen Regierung frei verhandelt und geschlossen wird. In diesem Vertrag - und nur 
in ihm - können und müssen die endgültigen Grenzen Deutschlands, das nach gültiger 
Rechtsauffassung in seinen Grenzen vom 31.12.1937 fortbesteht, festgelegt werden.<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 27. Februar 2010 über eine Rede des SPD-
Politikers Sigmar Gabriel (von 2009-2017 SPD-Vorsitzender): >>Parteitag in Dortmund: 
SPD-Chef Gabriel holzt gegen Union und FDP 
Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel hat auf dem Sonderparteitag in Dortmund den Angriff 
auf Schwarz-Gelb in Nordrhein-Westfalen ausgerufen. … 
Der Bundesregierung aus Union und FDP warf Gabriel Unfähigkeit vor. … "Wir haben gar 
keine Bundesregierung", fügte Gabriel unter dem Beifall der rund 450 Delegierten hinzu. 
Vielmehr sei Kanzlerin Angela Merkel, CDU, "Geschäftsführerin einer neuen Nichtregie-
rungsorganisation in Deutschland". …<< 
Der deutsche CSU-Politiker Horst Seehofer, seit 2008 bayerischer Ministerpräsident, erklärte 
am 20. Mai 2010 während einer Unterhaltung mit dem Kabarettisten Erwin Pelzig 
(x317/151): >>… Diejenigen, die entscheiden, sind nicht gewählt, und diejenigen, die gewählt 
werden, haben nichts zu entscheiden.<< 
Egon Bahr, von 1972-1976 SPD-Bundesminister, schrieb am 16. Oktober 2011 in der Wo-
chenzeitung "JUNGE FREIHEIT": >>"Lebenslüge der Bundesrepublik" 
Von einem "Unterwerfungsbrief" sprach Willy Brandt und lehnte eine Unterzeichnung zu-
nächst empört ab: "Schließlich sei er zum Bundeskanzler gewählt und seinem Amtseid ver-
pflichtet. Die Botschafter (der Alliierten) könnten ihn wohl kaum absetzen! Da mußte er sich 
belehren lassen, daß schon Adenauer diese Briefe unterschrieben hatte und danach Erhard und 
danach Kiesinger." So schilderte es Egon Bahr 2009 in der "Zeit" und machte damit erstmals 
die Existenz der sogenannten "Kanzlerakte" öffentlich. Nun nimmt er hier zum zweiten Mal 
dazu in einer Zeitung Stellung. … 
Daß über die geschilderten Realitäten geschwiegen wurde, hat einen einfachen Grund. Es war 
eine der Lebenslügen der alten Bundesrepublik, 1955 mit dem Beitritt zur Nato zu behaupten, 
wir wären souverän geworden. Im obersten Ziel der Einheit der Nation waren wir es nie. Die 
Bundesregierung und die drei Westmächte hatten 1955 dasselbe Interesse: Über die fortdau-
ernde Einschränkung der deutschen Selbstbestimmung nicht zu sprechen. …<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 8. Dezember 2011: >>EU am Scheideweg  
Die öffentliche und die verborgene Seite der Krise  
… Gemeint sind Ereignisse, von denen nur wenige Notiz nehmen und die einem, wenn man 
von ihnen erfährt, glatt die Sprache verschlagen, weil ihre Wirkung die demokratische Ver-
faßtheit der Bundesrepublik Deutschland in ihren Grundfesten erschüttert. 
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Nehmen wir nur diesen Satz: Deutschland sei seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu kei-
nem Zeitpunkt ein souveräner Staat gewesen. 
Das sagte nicht irgendein Extremist, sondern sagte kein geringerer als Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) Ende November auf dem "European Banking Congress" in der Alten 
Oper in Frankfurt am Main. 
Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlags 
Es war ein Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlages auf das nationale Selbstver-
ständnis der Deutschen, ausgesprochen von ausgerechnet jenem Mann, der im August 1990 
den deutschen Einigungsvertrag unterzeichnete. Obwohl er schon vor einiger Zeit fiel und von 
einer ganzen Reihe aufmerksamer Internetmedien zitiert wurde, muß dieser Satz noch einmal 
thematisiert werden, weil er einfach so unglaublich ist. 
Das wiedervereinigte Deutschland soll kein souveräner Staat sein? Was ist es dann? Eine Be-
satzungszone? Und wenn ja, von wem besetzt? 
Kein einziger der anwesenden Top-Banker stellte Schäuble diese Fragen. Und wäre das Er-
eignis nicht auf Video dokumentiert worden, man würde es kaum glauben.  
Es braucht nicht viel Phantasie sich vorzustellen, was geschehen wäre, hätte das ein Linker 
behauptet. Aber nun sagte es der Finanzminister einfach mal so dahin, weil er die Preisgabe 
nationaler Souveränitätsrechte an das von Angela Merkel geplante neue Europa herunterspie-
len möchte. Und niemand widersprach ihm. 
Souveränität gibt es seit den Kriegen nicht mehr 
Schäuble leitete diese Passage seiner Rede mit den Worten ein: "Die Kritiker, die meinen, 
man müsse eine Kongruenz zwischen allen Politikbereichen haben, die gehen ja in Wahrheit 
von dem Regelungsmonopol des Nationalstaates aus." 
Diese durch das Völkerrecht geschützte Souveränität sei aber in Europa spätestens mit den 
beiden Weltkriegen "längst ad absurdum geführt" worden. 
Und weil dies so sei, formulierte er jenen folgenschweren Satz: "Und wir in Deutschland 
sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen." ...<< 
Die deutsche Zeitschrift "Magazin 2000plus" berichtete am 8. Januar 2012 (x936/…): >>Die 
Staats-Simulation "BRD"  
Ein Artikel von Ingrid Schlotterbeck 
Am 8. Mai 1945 wurden die Kampfhandlungen des 2. Weltkriegs eingestellt, nach dem am 7. 
Mai Generaloberst Alfred Jodl, als Delegationsleiter der Regierung Dönitz in Reims (Frank-
reich) die Kapitulationsurkunde unterzeichnete. Am 9. Mai unterzeichnete Generalfeldmar-
schall Keitel für die Wehrmacht die bedingungslose Kapitulation in Berlin-Karlshorst. 
"Vereinigtes Wirtschaftsgebiet Deutschland" 
Der völkerrechtliche Begriff "Debellatio", gemeint ist damit die Niederwerfung des Gegners, 
trifft hier nicht zu. Die Sieger hätten vom Zustand der "Debellatio" Gebrauch machen müssen. 
Es gab nur zwei Möglichkeiten, die Annexion, also die Einverleibung der eroberten Gebiete, 
oder die Subjugation, die Verknechtung des Volkes. Beides haben die Sieger nicht getan, son-
dern in Potsdam ausdrücklich erklärt, daß weder das Deutsche Volk versklavt werden soll, 
noch Gebiete im Zuge einer Annexion weggenommen werden. (3-Mächte-Konferenz 17.7. bis 
2.8.1945, Potsdam). 
Die Siegermächte teilten das Deutsche Reich in Besatzungszonen auf. 
Die Westmächte teilten Nord-, West- und Süddeutschland unter sich auf, die Russen besetzten 
Mitteldeutschland und Ostdeutschland wurde von Rußland unter polnische und russische 
Verwaltung gestellt. Der Staat Deutsches Reich wurde mit Art. 1 §1 des Supreme Headquar-
ters Allied Expeditionary Force (SHAEF)- Gesetz Nr. 52 am 12.9.1944 bereits, mit allen 
Reichsländern, Gauen, Kommunen etc,, mit Wissen und Billigung Englands und der Sowjet-
union beschlagnahmt. 
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Der immer noch fehlende Friedensvertrag wird mit den Siegermächten und dem Deut-
schen Reich zu schließen sein. Daß das Deutsche Reich fortbesteht hat das Bundesverfas-
sungsgericht (so heißt es nun mal), obwohl die Verfassung fehlt und nur ein Grundgesetz von 
den alliierten Siegermächten der BRD "übergestülpt" wurde, eindeutig festgestellt (BverfGE2, 
26 und 2BvF1/1973) siehe dazu auch die Rede Carlo Schmid (in Magazin EXTRA 10). 
Seitdem verfügt weder das Deutsche Reich, noch das von den Siegermächten geschaffene 
Besatzungskonstrukt BRD, noch das vereinigte Wirtschaftsgebiet, nach dem Beitritt der 
DDR zur BRD, über volle uneingeschränkte Souveränität. Auch wenn durch die Politiker 
der BRD anläßlich des Zwei-plus- Vier-Vertrages 17.7.1990 in Paris (Vertrag über die ab-
schließende Regelung in bezug auf Deutschland 12.9.1990) Grenzverläufe bestätigt wurden, 
können das keine Gebietsabtretungen sein, da die BRD nicht Rechtsnachfolger des Deutschen 
Reichs ist. 
Bei diesen Verhandlungen wurde der Artikel 23 (Geltungsbereich des Grundgesetzes) und 
die Präambel auf Veranlassung von James Baker (USA) und Eduard Schewardnadse (Sowjet-
union) gestrichen. Damit wurde völkerrechtlich betrachtet das gesamte Grundgesetz der BRD 
aufgehoben. 
Gleichzeitig wurde die Verfassung der DDR aufgehoben. Mit der Streichung der Präambel 
und des Art. 23 GG sind de jure jegliche Rechtsgrundlagen der Organe und Behörden der 
BRD erloschen, haben somit keine Rechtsgültigkeit mehr. Der territoriale Geltungsbereich des 
Grundgesetzes ist spätestens mit der Streichung des Art. 23, am 23.9.1990 im Bundesgesetz-
blatt veröffentlicht, erloschen. 
Seit Ende 1990 gibt es das "Vereinigte Wirtschaftsgebiet Deutschland". Gemäß Artikel 133 
Grundgesetz gibt es keine "BRD", lediglich ein vereinigtes Wirtschaftsgebiet! Somit ist 
die "BRD" eine Staats-Simulation. 
Alle Politiker Schauspieler. 
Ein Staat oder ein staatsähnliches Gebilde wird nur vorgetäuscht, nur vorgespielt. Diese Situa-
tion verschweigt man den Bewohnern des Wirtschaftsgebietes "BRD", hält diese dumm (nun 
gut, die lassen sich ja auch für dumm verkaufen) und ist u.a. bei den Euro-Verhandlungen ab-
solut erpreßbar. Was der aufmerksame Betrachter jeden Tag aufs Neue kopfschüttelnd zur 
Kenntnis nimmt.  
Die "BRD" wird völkerrechtlich (und nach den SHAEF- Militärgesetzen) durch eine 
Nicht-Regierungsorganisation (NGO) geleitet. Bei der UNO werden die NGO-Staaten 
unter folgendem Link geführt: 
http://esango.un.org/civilsociety/showProfileDetail.do?method=showProfile- Details& profi-
leCode=43653.  
Mit Debellatio bzw. Debellation (lateinisch: "vollständige Besiegung, Kriegsbeendigung"; 
bellum "Krieg") bezeichnet man das durch vollständige Zerstörung und militärische Nieder-
ringung eines feindlichen Staates herbeigeführte Ende eines Krieges. Nach traditionellem 
("klassischem") Völkerrecht konnte, aber brauchte damit nicht einherzugehen die Annexion, 
das heißt die Beseitigung der Staatsgewalt des debellierten Staates und die Inanspruchnahme 
des Staatsgebiets durch den Sieger.  
Die Einführung des Kriegsverbots im modernen Völkerrecht und demzufolge auch des Anne-
xionsverbots beschränkt die Bedeutung der Debellation. Das deutlichste Beispiel einer Debel-
lation ist die Unterwerfung Karthagos durch die Römer. Nach langen verlustreichen Schlach-
ten wurde die Stadt völlig zerstört. (Quelle Wikipedia) …<< 
Der Hörfunksender "Deutschlandfunk" sendete am 4. August 2013 ein Gespräch mit dem 
deutschen Politiker Gregor Gysi (von 1990-2000 und ab 2005 Bundestagsabgeordneter der 
LINKEN):  >>"Das ist mir alles zu lahm" 
… Gregor Gysi im Gespräch mit Gerhard Schröder 
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Gerhard Schröder: Herr Gysi, … Tempora, X-Keyscore … Sie bezeichnen Programme, mit 
denen britische und amerikanische Geheimdienste massenhaft E-Mails und andere Daten von 
auch Privatnutzern im Internet abschöpfen sollen. Das behauptet zumindest der frühere ameri-
kanische Geheimdienstler Edward Snowden, der sich derzeit in Rußland versteckt hält. Sind 
für Sie die Ausmaße dieses Abhörskandals schon erkennbar? 
Gregor Gysi: Nein, noch nicht …Es geht offensichtlich um Millionen Daten, es sind natür-
lich schwerwiegende Grundrechtsverletzungen, und ich finde, daß unsere Regierung viel zu 
wenig tut. Aber was ich eben auch erstaunlich finde ist, daß ja das Besatzungsstatut immer 
noch gilt. Wäre es nicht doch an der Zeit, daß wir mal als Land souverän werden und die Be-
satzung beendet wird? Dazu müßte eben auch das Besatzungsstatut aufgehoben werden. Jetzt 
haben sie nur die Verwaltungsvereinbarung zwischen den Geheimdiensten aufgekündigt, das 
reicht nicht. Wir brauchen kein Besatzungsstatut mehr, Deutschland muß das beenden. …<< 
Innen- und Außenpolitik 
Die gewählten Politiker der deutschen Regierungen der BRD und DDR führten gewöhnlich 
alle Vorgaben der jeweiligen Besatzungsmächte gewissenhaft und widerstandslos aus. Der 
aufrichtige und ehrenhafte SPD-Vorsitzende Dr. Kurt Schumacher war leider eine Ausnahme.  
Die freien, geheimen Wahlen in der BRD waren zwar frei und geheim, aber die gewählten 
Parteien und Abgeordneten konnten nicht souverän handeln.  
Infolge des Besatzungsstatutes, der geheimen Zusatzverträge (Ruhrstatut und Zwangsmit-
gliedschaft in den Folgegemeinschaften Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl bzw. 
Montanunion, EG und EU) und der zahlreichen geheimen Vorbehaltsrechte handelten die 
vom deutschen Volk gewählten Parteien und Abgeordneten seit Gründung der BRD im Auf-
trag und nach den Vorgaben der alliierten Siegermächte. 
Staatsangehörigkeit 
In der ursprünglichen Fassung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland vom 23. 
Mai 1949 hieß es u.a. (x859/...): >>Artikel 116 
(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Re-
gelung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling oder Vertriebener 
deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiete des 
Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat. …<< 
In Ostberlin verkündete der 3. Volkskongreß am 30. Mai 1949 die Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik, die ebenfalls für Gesamtdeutschland gelten sollte (x105/306). In 
dieser Verfassung der DDR hieß es u.a.: … "Es gibt nur eine deutsche Staatsangehörigkeit". 
Bedeutende Leistungen 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges lag das geschlagene Deutsche Reich fast vollständig 
in Trümmern. Infolge der jahrelangen Bombenangriffe und Kriegshandlungen waren in Mit-
tel- und Westdeutschland Millionen von Wohnungen vollständig zerstört oder so beschädigt, 
daß sie unbewohnbar waren.  
In dieses zerstörte Land - voller Not und Elend -, in dem sich außerdem noch mehrere Millio-
nen ehemalige ausländische Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene sowie ostdeutsche Flücht-
linge aufhielten und ungezählte Ausgebombte und Evakuierte nach Unterkünften suchten, 
kamen damals zusätzlich noch Millionen von gewaltsam vertriebenen Ostdeutschen, Sudeten-
deutschen und Volksdeutschen aus Polen und Ungarn.  
Den Einheimischen, Flüchtlingen und Vertriebenen mangelte es vor allem an Wohnraum, 
Nahrung, Heizmaterial und an Kleidung. Obgleich die geschlagenen Deutschen menschenun-
würdig hausten, hungerten und froren leisteten sie täglich schwere Wiederaufbauarbeiten. 
Nicht Männer, sondern mehrheitlich Frauen, Kinder, Greise und Krüppel schufen dort in den 
bitteren Nachkriegsjahren zwischen Trümmern und Verwüstung aus dem Nichts eine neue 
Lebensgrundlage. 
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Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die Zerstörungen in 
den Westzonen Deutschlands (x063/618-619): >>Allein in den Westzonen waren 2 ¼ Millio-
nen Wohnungen - ein Fünftel des gesamten Wohnraums - völlig zerstört, 2 ½ Millionen 
schwer beschädigt. Öffentliche Gebäude, Kirchen, Bahnhöfe, die meisten Brücken, Post- und 
Telegraphenämter waren, wenn nicht zerstört, so doch hart getroffen. Auch die für jede größe-
re Stadt lebenswichtigen unterirdischen Anlagen, Kanäle, Wasserleitungen, Kabel, hatten ge-
litten. In Berlin z.B. waren 3.000 große Wasserrohrbrüche zu beseitigen, die Abwässer wur-
den in die Kanäle geleitet, weil von 84 Pumpstationen nur noch 23 arbeiteten. 
Der Schutt, der bei Kriegsende auf Deutschland lag, wird auf 400 Millionen Kubikmeter ge-
schätzt, dazu kamen 17 Millionen Ziegelsteine, die herausgesucht, mit der Hand geputzt und 
wieder verbaut wurden. 
Der neuen Generation fällt es schwer, sich den trostlosen Zustand der Eisenbahnen vorzustel-
len - ohne Licht, ohne Fenster, ohne Heizung im bittersten Winter, viele Straßen durch Bom-
bentrichter aufgerissen - 3.000 Eisenbahnbrücken zerstört, darunter alle über den Rhein und 
die Weser, 23 von 24 über den Main und 22 von 34 über die Donau. ... Bombentrichter über-
säten die Gleisanlagen, zerfetzt ragten Schienenteile und Signalanlagen in die Luft. Der Kern 
des Ruhrgebietes war von der Umwelt völlig abgeschnitten.<< 
Der schweizerische Schriftsteller Max Frisch (1911-1991) berichtete z.B. am 30. November 
1947 in seinem Tagebuch über die chaotischen Zustände in Berlin (x111/396): >>... In der 
Untergrundbahn: fast alle mit einem Bündel, einem Rucksack, einer geschnürten Schachtel. 
Neben Gesichtern, die aus Lehm und Asche sind, gibt es auch gesunde, straffe, volle, aber 
ebenso verschlossen, oft larvenhaft. … 
100 Schritte weiter stehen die sog. Trümmerweiber, die sich mit Schaufel und Eimer gegen 
das Unabsehbare verbrauchen. Es wirkt nicht wie Arbeit, sondern wie Strafkolonie. 40 Mark 
in der Woche, das sind vier Zigaretten.<< 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Trümmerfrauen" (x051/-
587): >>Trümmerfrauen, volkstümliche Bezeichnung für die deutschen Frauen im männerar-
men Nachkriegsdeutschland, die die Hauptarbeit bei der Schuttbeseitigung in den zerbombten 
deutschen Städten leisteten: Von insgesamt 19 Millionen Wohnungen (1939) waren bei 
Kriegsende (ohne Ostgebiete) rund 3,5 Millionen zerstört oder schwer beschädigt.<<  
Im Verlauf des Zweiten Weltkrieges und nach der Kapitulation waren rd. 11.094.000 deutsche 
Soldaten in die Kriegsgefangenschaft geraten (x026/36). Nach dem Kriegsende wurden Mil-
lionen von deutschen Kriegsgefangenen in der UdSSR, Frankreich, Großbritannien Polen, 
Tschechoslowakei, Jugoslawien, Italien und in anderen Ländern als billige Zwangsarbeiter 
eingesetzt. Falls die deutschen Kriegsgefangenen die jahrelange schwere Zwangsarbeit lebend 
überstanden, kamen sie mehrheitlich als gebrochene Männer in ihre alte bzw. neue Heimat 
zurück.  
Die Siegermächte drückten die geschlagenen Deutschen nach dem Kriegsende auf die unterste 
Stufe des menschlichen Daseins herab, aber die meisten Deutschen gaben trotz alledem nicht 
auf. Millionen von Vertriebenen jagte man vollständig ausgeplündert und aus ihrer Heimat. 
Diese Deutschen besaßen praktisch nur noch ihr Leben und ihre Arbeitskraft, ihre geistigen 
Fähigkeiten und ihr handwerkliches bäuerliches Geschick, doch auch sie waren nicht bereit, 
widerstandslos aufzugeben, sondern sie wollten überleben und mehrheitlich unbedingt wieder 
nach oben kommen.  
Nach Jahren härtester Wiederaufbauarbeit schafften die Deutschen, Einheimische wie Ver-
triebene, trotz Hunger, Elend und Not schließlich den wirtschaftlichen Aufschwung (sog. 
"Wirtschaftswunder"). Infolge des unglaubliche Arbeitseifers und des mutigen Unterneh-
mungsgeistes der Deutschen stieg die Industrieproduktion von 1950-1958 um rd. 177 %. Ende 
1958 besaß die Bundesrepublik Deutschland bereits wieder Devisen in Höhe von 25,2 Milli-
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arden DM, während die gesamten Schulden nur noch 22,3 Milliarden DM betrugen (x069/-
215). 
Herausragender Politiker: Kurt Schumacher 

 
Abb. 81 (x051/525): Kurt Schumacher 

Dr. Kurt Schumacher (1895-1952, 1930-1933 SPD-Abgeordneter des Reichstages, von 1933-
1945 fast ständig in KZ-Haft, seit Mai 1946 SPD-Vorsitzender, strebte die Wiederherstellung 
der nationalen Einheit Deutschlands und eine freiheitlich-demokratische Verfassung an, ab 
1949 SPD-Abgeordneter des Deutschen Bundestages). 
Der SPD-Politiker Dr. Kurt Schumacher wies am 10. Februar 1946 den Vorwurf der Kollek-
tivschuld entschieden zurück (x101/12): >>Die Deutschen stehen deshalb vor einer schweren 
Aufgabe, weil die Welt meint, der Nazismus sei Deutschland gewesen, das ganze Volk sei 
schuldig. ...  
Es ist nicht das ganze deutsche Volk schuldig, und wir lehnen eine derartige These ab. ...  
Immer sind es vor 1933 und nach 1933 große Teile der Deutschen gewesen, die gegen Hitler 
gekämpft und Mut bewiesen und Leid erduldet haben. ...<< 
Die "Neue "Zürcher Zeitung" berichtete am 26. November 1949 über die Sitzung des Deut-
schen Bundestages vom 24./25.11.1949 (x067/228): >>Im Laufe der Debatte wurde der Vor-
sitzende der SPD-Fraktion, Kurt Schumacher, für 20 Sitzungstage vom Bundestag ausge-
schlossen, da er in einem Zwischenruf Dr. Adenauer als "Bundeskanzler der Alliierten" be-
zeichnet hatte. …<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über den SPD-Vorsitzenden Dr. Kurt Schumacher (x068/279): >>... Die Amerikaner befahlen, 
die Deutschen führten aus: die "Währungsreform" im Sommer 1948, die Konstituierung des 
"Parlamentarischen Rates" im Herbst desselben Jahres, das "Grundgesetz" am 23. Mai 1949. 
Nichts geschah ohne Billigung der Sieger. Und Kurt Schumacher sagte selbstverständlich die 
Wahrheit, als er Adenauer den "Kanzler der Alliierten" nannte, worauf sich ein Sturm der Ent-
rüstung erhob, wie immer nach dem Aussprechen einer unangenehmen Tatsache. …<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete später (am 28. Oktober 2000) über Kurt 
Schumacher (x887/...): >>"National sein ist Ehrensache!" 
... Seine Polemik kannte kaum Grenzen, so wenn er den Nationalsozialisten androhte: "Eines 
Tages werden wir die ganze Naziführerbande in die Irrenhäuser einsperren."  
Ebenso fanatisch und häufig auch zügellos bekämpfte Schumacher die Kommunisten, für ihn 
"rotlackierte Doppelausgaben der Nationalsozialisten". Die Kommunistische Partei war für 
Schumacher "ein stehendes Heer der Sowjetunion auf deutschem Boden".  
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Er war bald sowohl bei der NSDAP als auch bei der KPD einer der bestgehaßten Parlamenta-
rier. 
Nachdem im Januar 1933 die NSDAP als stärkste Partei mit der Regierungsbildung beauftragt 
worden war, wurde im Juni Kurt Schumacher in Schutzhaft genommen, zunächst in einem 
Gefängnis, dann in einem wilden KZ und schließlich im KZ Dachau festgehalten. ... 
Mit großer Leidenschaft wandte er sich gegen die Behauptung, das deutsche Volk trüge eine 
Kollektivschuld. Für ihn war die Schuld nur individuell zu verstehen. … Von ihm ist kein 
Wort der heute so beliebten wie wohlfeilen Reuebekenntnisse bekannt. Selbstbewußt forderte 
er von den Siegermächten deutsche politische Gleichberechtigung. Nie trat er auf internationa-
lem Parkett als Bittsteller auf.  
Er forderte die Beendigung der Demontagen, so als er 1947 als erster deutscher Politiker die 
USA besuchte, um an einem Kongreß des Dachverbandes der Gewerkschaften … teilzuneh-
men. Leidenschaftlich wies er auf den Widersinn hin, einerseits im sich anbahnenden Gegen-
satz zum Bolschewismus die Deutschen als Verbündete gewinnen zu wollen, andererseits ih-
nen aber nur Lebensmittelzuteilungen von 1.000 Kalorien pro Tag zuzubilligen. ... 
In der Diskussion um das Ruhrstatut, eine von den Siegern eingerichtete Institution zur Kon-
trolle der gesamten deutschen Wirtschaft, kam es zu einem der explosivsten Tage im damals 
noch jungen Bundestag. Die SPD lehnte es ab, einen deutschen Vertreter in das Generalsekre-
tariat zu entsenden. Adenauer beschuldigte sie daraufhin, dann seien sie schuld daran, wenn 
die Demontage der deutschen Fabrikanlagen fortgesetzt werde. Ein Tumult brach los. Ein op-
positioneller Abgeordneter rief: "Sind Sie noch ein Deutscher?" Ein anderer: "Sprechen Sie 
hier als deutscher Kanzler?"  
"Und dann" - so ein Chronist - "fiel das Wort mitten in die einen Moment lang abflachende 
Erregung, das Wort von Kurt Schumacher, leidenschaftlich, zischend, voller Verachtung: "Der 
Bundeskanzler der Alliierten!"  
Ein Sturm brach los. Abgeordnete gingen aufeinander los, schrieen sich an, Fäuste wurden 
geschüttelt, Schlägereien drohten. Die Sitzung mußte unterbrochen werden. Das alles geschah 
am 25. November 1949 morgens um drei Uhr. Schumacher wurde für 20 Sitzungstage von 
den Beratungen ausgeschlossen, aber sein Wort wirkte erhellend und nachhaltig gleichsam als 
sein Vermächtnis bis heute fort. ... 
Kurt Schumacher: "Ich erkläre: Die deutsche Sozialdemokratie hat 1945 als erster Faktor 
Deutschland und der Welt erklärt: Die Oder-Neiße-Linie ist unannehmbar als Grenze. Ich er-
kläre weiter: Keine deutsche Regierung und keine deutsche Partei kann bestehen, die die 
Oder-Neiße-Linie anerkennen will. Wir lehnen es ab, uns in die Politik des Nationalverrats 
und des Verrats an Menschheitsideen … verstricken zu lassen."<< 
Gehorsamer Erfüllungsgehilfe und williger Handlanger der Neuen Weltordnung: Willy 
Brandt 
Willy Brandt (1913-1992, eigentlicher Name: Herbert Ernst Karl Frahm, deutscher Journalist, 
emigrierte 1933 nach Dänemark und später nach Norwegen, 1957-1966 Regierender Bürger-
meister von Berlin, 1964-1987 SPD-Vorsitzender, 1966-1969 Vizekanzler und Außenmini-
ster, 1969-1974 Bundeskanzler, erhielt 1971 den Friedensnobelpreis, 1974 Rücktritt wegen 
einer Spionageaffäre, 1976-1992 Präsident der Sozialistischen Internationale).  
Am 22. Oktober 1969 bildete Bundeskanzler Willy Brandt eine Koalitionsregierung aus SPD 
und FDP. Im Rahmen seiner "neuen Ostpolitik" verzichtete Bundeskanzler Brandt auf den 
Bundesminister für deutsche Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte. Nach dem Mot-
to "mehr Demokratie wagen", führte Brandt einen innen- und außenpolitischen Politikwechsel 
durch. In der Ostpolitik verfolgte er den umstrittenen "Wandel durch Annäherung".  
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Abb. 84 (x101/81): Ein Bild, das um die Welt ging: Der Kniefall Bundeskanzler Brandts vor 
dem Mahnmal im Warschauer Getto am 7. Dezember 1970. 
Brandts Außenpolitik führte zur (wenn auch nicht völkerrechtlichen) Anerkennung der Oder-
Neiße-Linie. Bundeskanzler Brandt unterzeichnete am 7. Dezember 1970 den "Warschauer 
Vertrag". Brandts Kniefall vor dem Mahnmal im Warschauer Getto am 7. Dezember 1970 
"ging damals um die Welt". Die Verträge von Moskau und Warschau und leiteten schließlich 
langfristig die Osterweiterung der NATO und EU ein.  
Das US-Magazin "TIME" wählte Willy Brandt im Jahre 1970 zur "Person des Jahres". Brandt 
erhielt 1971 den Friedensnobelpreis und 1981 die Goldmedaille der jüdischen Freimaurerloge 
B'nai B'rith. 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 30. November 
2013) über Willy Brandt (x887/...): >>Nicht nur sein Kniefall polarisierte 
Kein Kanzler der Bundesrepublik Deutschland war zeitlebens umstrittener als Willy Brandt 
... Nach der Bundestagswahl 1969 entschied sich Brandt für eine Koalition mit der FDP. Meh-
rere bis heute wirkende Schlagworte und Zielsetzungen prägten Brandts Amtszeit in der sozi-
alliberalen Koalition: "Wir wollen mehr Demokratie wagen", "Neue Ostpolitik", "Wandel 
durch Annäherung".  
Willy Brandts Kniefall am Mahnmal des Ghetto-Aufstandes in Warschau setzte im Dezember 
1970 ein weltweit beachtetes Zeichen. Er war Ausdruck einer Politik gegenüber den Ost-
blockstaaten, die 1970 die Ostverträge mit der Sowjetunion und Polen zum ersten Ergebnis 
hatte. … 
Erst sehr viel später wurde bekannt, in welchem Maße die Stasi der DDR jenseits der Ver-
handlungstische mitmischte. Als der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Rainer Barzel 1972 ver-
suchte, Brandt über ein konstruktives Mißtrauensvotum zu stürzen, da scheiterte er an zwei 
fehlenden Stimmen aus dem eigenen Lager. Jeweils ein Abgeordneter der CDU und der CSU 
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waren von der Stasi gekauft worden. Der Verrat kostete pro Stimme 50.000 Mark.  
Die dem Mißtrauensvotum noch im selben Jahr folgende vorgezogene Bundestagswahl brach-
te beiden Regierungsparteien Stimmengewinne. Um so überraschender war für die Öffentlich-
keit das rasche Ende der Regierung Brandt.  
Über den Hang "Weinbrand-Willys" zum Alkohol und seine überdurchschnittliche Zuwen-
dung zum weiblichen Geschlecht gab es massive Gerüchte. 1974 kursierte ein Geheimdossier 
des Bundeskriminalamtes, das akribisch auflistete, welche erotischen "Zuführungen" wann 
und wo stattgefunden hatten. In dieser - etwas längeren - Liste war nachzulesen, welche Da-
men dem Kanzler außerhalb des Ehebetts zu Diensten gewesen waren. Das Papier hatte Horst 
Herold, Präsident des Bundeskriminalamtes, veranlaßt, es war also amtlich. Das war schon 
pikant genug. 
Sehr viel schlimmer aber war der Umstand, daß der Referent des Kanzlers, der die Damen 
seinem Herrn auf den letzten Metern "zuführte", der enttarnte DDR-Spion Günter Guillaume 
war. Schlimmer noch: Brandt hatte dessen spezielle Dienste noch lange weiter in Anspruch 
genommen, nachdem der Hauptmann der Nationalen Volksarmee bereits in Verdacht geraten 
war. Die Stasi hatte weiter ungestört mithorchen können. 
Am 6. Mai 1974 erklärte Bundeskanzler Willy Brandt seinen Rücktritt. Er blieb aber weiter 
politisch aktiv. So behielt er den 1964 von Erich Ollenhauer übernommenen Parteivorsitz bis 
1987. Ein halbes Jahrzehnt später, am 8. Oktober 1992, starb er an den Folgen einer Krebser-
krankung. Auf dem Waldfriedhof in Berlin wurde er beigesetzt.<<  
Die "Süddeutsche Zeitung" berichtete später (am 10.06.2016) über Willy Brandt: >>Willy 
Brandt und die geheimen Zahlungen der USA  
... Die US-Besatzungsmacht soll in den 50er Jahren den späteren SPD-Kanzler unterstützt 
haben - mit 200.000 Mark. Damit förderten sie die Westorientierung, berichtet der "Spiegel".  
Die USA sollen Willy Brandt in den Fünfzigerjahren mit geheimen Zahlungen unterstützt ha-
ben. Der spätere Kanzler und SPD-Vorsitzende wurde damit im innerparteilichen Macht-
kampf für die Westintegration unterstützt, berichtet das Nachrichtenmagazin Der "Spiegel". 
So sollen die Amerikaner Brandt, der damals Westberliner Bundestagsabgeordneter war, 
200.000 Mark zukommen haben lassen. Damals eine sehr hohe Summe, sie entsprach etwa 
einem Drittel der jährlichen SPD-Mitgliedsbeiträge in Berlin.  
Später sei noch mehr Geld geflossen, schreibt der "Spiegel". Schon in den 70er Jahren kursier-
ten Gerüchte um geheime Zahlungen der USA an Brandt - er wies dies als "lügenhafte Kam-
pagne" zurück. Nun sei laut dem Magazin belegt, daß tatsächlich Geld floß. Das gehe aus Ar-
chivunterlagen hervor. 
Die US-Besatzungsmacht förderte Brandt finanziell, weil er in der SPD die Westintegration 
und damit die Orientierung der jungen Bundesrepublik hin zur USA befürwortete. Er gehörte 
damit einer Gruppe Berliner Sozialdemokraten um den Bürgermeister Ernst Reuter an. Die 
Westintegration, also die politische und militärische Eingliederung Deutschlands in die Alli-
anz westeuropäischer Staaten mit den USA, wurde damals von CDU-Bundeskanzler Konrad 
Adenauer forciert. ...<< 
 
Fragen und Antworten zur unfreien BRD und unfreien DDR bis zur Vereinigung Mit-
tel- und Westdeutschlands (1949 bis 1990): 
1. Wieso zählten die BRD und die DDR völkerrechtlich nicht zu den souveränen Staa-
ten? 
Der Parlamentarische Rat stellte am 23. Mai 1949 in einer öffentlichen Sitzung fest, daß das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland vom 16. bis 22. Mai 1949 durch die Volksver-
tretungen von mehr als zwei Dritteln der beteiligten westdeutschen Länder - Ausnahme: Bay-
ern - angenommen und damit die Bundesrepublik Deutschland gemäß Artikel 144 GG als par-
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lamentarischer Staat gegründet worden sei. 
Die feierliche Einleitung des Grundgesetzes lautete (x067/226): >>Im Bewußtsein seiner Ver-
antwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, seine nationale und staatli-
che Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frie-
den der Welt zu dienen, hat das deutsche Volk in den Ländern Baden, Bayern, Bremen, Ham-
burg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, 
Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern, um dem staatlichen Leben für eine 
Übergangszeit eine neue Ordnung zu geben, kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland beschlossen.  
Es hat auch für jene Deutschen gehandelt, denen mitzuwirken versagt war. Das gesamte deut-
sche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutsch-
lands zu vollenden.<<  
Bundesrepublik Deutschland  
Obwohl das deutsche Volk völkerrechtlich als Staatsvolk erhalten geblieben war, erfolgte da-
mals keine Volksabstimmung über die Annahme des Grundgesetzes, so daß das Grundgesetz 
am 23. Mai 1949 ohne die direkte demokratische Beteiligung des deutschen Volkes in Kraft 
trat.  
Wahrscheinlich war es kein Zufall, daß das Grundgesetz am 23. Mai 1949 in Kraft trat, denn 
am 23. Mai 1945 wurde die "Geschäftsführende Zentralregierung des Deutschen Reiches" 
völkerrechtswidrig abgesetzt, verhaftet und "als Kriegsgefangene" inhaftiert. Sämtliche Mit-
glieder der letzten deutschen Reichsregierung und des Oberkommandos der Wehrmacht, die 
sogenannte "Dönitz-Clique" wurden am 23. Mai 1945 auf Weisung General Eisenhowers in 
Flensburg-Mürwik verhaftet und "als Kriegsgefangene" interniert. 
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht aufgrund des Selbstbestim-
mungsrechtes des deutschen Volkes erlassen, wie es in der Präambel hieß, sondern das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde formalrechtlich infolge eines gemeinsa-
men Aktes der Militärgouverneure der drei Westmächte (als oberste Befehlshaber und Inhaber 
der obersten Gewalt in ihren Besatzungszonen) in Kraft gesetzt. Das Grundgesetz mußte den 
Besatzungsmächten zur Genehmigung vorgelegt werden.  
Das deutsche Grundgesetz, in dem zahlreiche "Sonderwünsche" bzw. Forderungen der West-
mächte berücksichtigt werden mußten, sollte im Hinblick auf Mittel- und Ostdeutschland nur 
für "eine Übergangszeit" gelten. Bis zum heutigen Tag erfolgte jedoch keine Volksabstim-
mung über die Annahme des Grundgesetzes. 
Die Urfassung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 enthielt 
wesentliche Beschränkungen deutscher Hoheitsrechte. Auswärtige Beziehungen, Wirtschafts-
politik, Legislative, Exekutive, Gerichtsbarkeit waren Einschränkungen unterworfen: In Not-
standssituationen konnten die Besatzungsmächte wieder die volle Hoheit übernehmen. Ver-
fassungsänderungen mußten genehmigt werden.  
Die eigentliche Verfassung der Bundesrepublik Deutschland war zunächst das sogenannte 
Besatzungsstatut der westlichen Siegermächte.  
Bundeskanzler Adenauer berichtete während der Regierungserklärung am 20. September 1949 
über die Konstituierung der Bundesregierung und das Besatzungsstatut (x973/…): >>Meine 
Damen und meine Herren! … 
Mit der Konstituierung der Bundesregierung, die am heutigen Tage erfolgt ist, ist auch das 
Besatzungsstatut in Kraft getreten. Wenn auch die Zuständigkeit des Bundestags und der 
Bundesregierung durch das Besatzungsstatut beschränkt ist, so darf uns doch diese Entwick-
lung, dieses Werden des deutschen Kernstaates mit Freude erfüllen. … 
Unter den Bundesministerien fehlt ein Außenministerium. Ich habe auch nicht den an mich 
herangetragenen Wünschen stattgegeben, ein Ministerium für zwischenstaatliche Beziehungen 
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einzurichten. Ich habe das deshalb nicht getan, weil nach dem Besatzungsstatut die auswärti-
gen Angelegenheiten unter Einschluß internationaler Abkommen, die von Deutschland oder 
im Namen Deutschlands abgeschlossen werden, Sache der Alliierten Hohen Kommission für 
die drei Zonen sind.  
… Deutschland ist infolge Besatzung, Ruhrstatut, Marshall-Plan usw. enger mit dem Ausland 
verflochten als jemals zuvor. 
(Abgeordneter Renner: "Verflochten" ist gut!) 
… Das Besatzungsstatut ist alles andere als ein Ideal. Es ist ein Fortschritt gegenüber dem 
rechtlosen Zustand, in dem wir bis zum Inkrafttreten des Besatzungsstatuts gelebt haben. Es 
gibt aber keinen andern Weg für das deutsche Volk, wieder zur Freiheit und Gleichberechti-
gung zu kommen, 
(Abgeordneter Renner: Friedensvertrag!) 
als indem es dafür sorgt, daß wir nach dem völligen Zusammenbruch, den uns der Nationalso-
zialismus beschert hat, mit den Alliierten zusammen wieder den Weg in die Höhe gehen. Der 
einzige Weg zur Freiheit ist der, daß wir im Einvernehmen mit der Hohen Alliierten Kommis-
sion unsere Freiheiten und unsere Zuständigkeiten Stück für Stück zu erweitern versuchen.<< 
Die BRD und die DDR gehörten damals völkerrechtlich nicht zu den politisch und ökono-
misch unabhängigen Staaten, die die Fähigkeit besaßen, mit anderen Staaten in politischen 
Kontakt zu treten.  
Die BRD und die DDR hatten kein unbeschränktes Recht auf Selbstbestimmung und konnten 
deshalb nur begrenzt über die politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwick-
lungen des Landes entscheiden. Die BRD und die DDR verfügten aufgrund der Berliner De-
klaration und des Potsdamer Abkommens nicht eigenständig über alle natürlichen Reichtümer 
und Existenzmittel des Landes, sondern wurden jahrzehntelang systematisch ausgeraubt.  
Die BRD und die DDR waren keine souveränen Staaten, denn sie verfügten nicht über die 3 
klassischen völkerrechtlichen Merkmale eines Staates:  
- Staatsgebiet (einen klar abgegrenzten oder definierten Landbesitz). Das Staatsgebiet oder 
Hoheitsgebiet ist der Raum, der der territorialen Oberhoheit eines Staates unterliegt. 
- Staatsvolk. Das Staatsvolk wird von den Bewohnern eines Staates gebildet, die in dem 
Staatsgebiet alle bürgerlichen und politischen Rechte besitzen.  
- Staatsgewalt. Ausübung der Macht innerhalb eines Staates durch staatliche Regierungsorga-
nisationen, wie z.B. Verwaltung, Polizei, Gerichte etc. 
Erst nachdem die Bundesrepublik Deutschland sämtliche deutschen Auslandsschulden (ohne 
Verrechnung der nach Kriegsende beschlagnahmten Vermögenswerte im Ausland und der 
beschlagnahmten deutschen Patente) anerkannt hatte, erhielt sie im März 1951 eine begrenzte 
außenpolitische Souveränität (x128/266).  
Während der "Pariser Konferenz" (19. bis 23. Oktober 1954) wurde der sog. "Deutschlandver-
trag" (Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den USA, 
Großbritannien und Frankreich) vom 26. Mai 1952 geändert. Die westlichen Siegermächte 
wandelten in den Pariser Verträgen auch den am 17.03.1948 gegründeten Brüsseler Bei-
standspakt (zwischen Großbritannien, Frankreich, Niederlande, Belgien und Luxemburg) in 
die Westeuropäische Union (WEU) um.  
Die Bundesrepublik Deutschland und Italien wurden 1954 Mitglieder der WEU. Die Pariser 
Verträge regelten ferner auch die Aufnahme der Bundesrepublik Deutschland in die NATO 
(Ermächtigung zur Aufstellung von Truppen im Rahmen der NATO). Der französische Mini-
sterpräsident Mendes-France und Bundeskanzler Adenauer unterzeichneten in Paris außerdem 
ein Abkommen über das sog. "Saarstatut" (politische Autonomie, aber völkerrechtliche Ver-
tretung durch die Westeuropäische Union und wirtschaftliche Bindung an Frankreich). 
Am 5. Mai 1955 traten die Pariser Verträge in Kraft. Die Bundesrepublik Deutschland erhielt 
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endlich die zugesagte Teil-Souveränität und gewisse Hoheitsrechte. Das Besatzungsstatut ent-
fiel zwar offiziell, aber wesentliche Vorbehaltsrechte und geheime Zusatzverträge der alliier-
ten Siegermächte blieben weiterhin bestehen: Stationierungskosten, Truppenstationierung, 
Berlin-Status, Wiedervereinigungs- und Friedensvertragsfrage, Medienkontrolle und andere 
Vorbehaltsrechte. 
In der Bundesrepublik Deutschland (BRD) waren die freien, geheimen Wahlen zwar frei und 
geheim, aber die gewählten Parteien und Abgeordneten konnten nicht souverän die Interessen 
des deutschen Volkes vertreten.  
Infolge des Besatzungsstatutes, der geheimen Zusatzverträge (Ruhrstatut und Zwangsmit-
gliedschaft in den Folgegemeinschaften Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl bzw. 
Montanunion, EG und EU) und der zahlreichen geheimen Vorbehaltsrechte handelten die 
vom deutschen Volk gewählten Parteien und Abgeordneten seit Gründung der BRD im Auf-
trag und nach den Vorgaben der alliierten Siegermächte. Insofern waren alle bisher durchge-
führten Wahlen in der BRD (wie auch in der DDR) überflüssige Pseudowahlen. Seit 1949 
mußte jeder deutsche Bundeskanzler die sogenannte "Kanzlerakte" unterschreiben. 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 27. Februar 2010 über eine Rede des SPD-
Politikers Sigmar Gabriel (von 2009-2017 SPD-Vorsitzender): >>Parteitag in Dortmund: 
SPD-Chef Gabriel holzt gegen Union und FDP 
Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel hat auf dem Sonderparteitag in Dortmund den Angriff 
auf Schwarz-Gelb in Nordrhein-Westfalen ausgerufen. … 
Der Bundesregierung aus Union und FDP warf Gabriel Unfähigkeit vor. … "Wir haben gar 
keine Bundesregierung", fügte Gabriel unter dem Beifall der rund 450 Delegierten hinzu. 
Vielmehr sei Kanzlerin Angela Merkel, CDU, "Geschäftsführerin einer neuen Nichtregie-
rungsorganisation in Deutschland". …<< 
Der deutsche CSU-Politiker Horst Seehofer, seit 2008 bayerischer Ministerpräsident, erklärte 
am 20. Mai 2010 während einer Unterhaltung mit dem Kabarettisten Erwin Pelzig 
(x317/151): >>… Diejenigen, die entscheiden, sind nicht gewählt, und diejenigen, die gewählt 
werden, haben nichts zu entscheiden.<< 
Egon Bahr, von 1972-1976 SPD-Bundesminister, schrieb am 16. Oktober 2011 in der Wo-
chenzeitung "JUNGE FREIHEIT": >>"Lebenslüge der Bundesrepublik" 
Von einem "Unterwerfungsbrief" sprach Willy Brandt und lehnte eine Unterzeichnung zu-
nächst empört ab: "Schließlich sei er zum Bundeskanzler gewählt und seinem Amtseid ver-
pflichtet. Die Botschafter (der Alliierten) könnten ihn wohl kaum absetzen! Da mußte er sich 
belehren lassen, daß schon Adenauer diese Briefe unterschrieben hatte und danach Erhard 
und danach Kiesinger." So schilderte es Egon Bahr 2009 in der "Zeit" und machte damit 
erstmals die Existenz der sogenannten "Kanzlerakte" öffentlich. Nun nimmt er hier zum zwei-
ten Mal dazu in einer Zeitung Stellung. … 
Daß über die geschilderten Realitäten geschwiegen wurde, hat einen einfachen Grund. Es war 
eine der Lebenslügen der alten Bundesrepublik, 1955 mit dem Beitritt zur Nato zu behaupten, 
wir wären souverän geworden. Im obersten Ziel der Einheit der Nation waren wir es nie. Die 
Bundesregierung und die drei Westmächte hatten 1955 dasselbe Interesse: Über die fortdau-
ernde Einschränkung der deutschen Selbstbestimmung nicht zu sprechen. …<< 
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag wurde ausdrücklich die offizielle Souveränität der Bundesre-
publik Deutschland verkündet. Das neue Verwaltungskonstrukt (BRD und DDR = BRD) 
übernahm jedoch gemäß "Zwei-Plus-Vier-Vertrag" wesentliche Teile des Überleitungsvertra-
ges von 1954, so daß die politischen und wirtschaftlichen Selbstbestimmungsrechte der Deut-
schen weiterhin erheblich eingeschränkt blieben. Gemäß Bundesgesetzblatt Teil II, Seite 1386 
ff. vom 8. Oktober 1990 wurden durch den Abschluß des "Zwei-Plus-Vier-Vertrages" jeden-
falls zahlreiche Punkte des Überleitungsvertrages von 1954 nicht verändert. 
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Die diskriminierenden Feindstaatenklauseln (Artikel 53 und 107) der UN-Charta wurden 
ebenfalls ignoriert und nicht gestrichen.  
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 8. Dezember 2011: >>EU am Scheideweg  
Die öffentliche und die verborgene Seite der Krise  
… Gemeint sind Ereignisse, von denen nur wenige Notiz nehmen und die einem, wenn man 
von ihnen erfährt, glatt die Sprache verschlagen, weil ihre Wirkung die demokratische Ver-
faßtheit der Bundesrepublik Deutschland in ihren Grundfesten erschüttert. 
Nehmen wir nur diesen Satz: Deutschland sei seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu kei-
nem Zeitpunkt ein souveräner Staat gewesen. 
Das sagte nicht irgendein Extremist, sondern sagte kein geringerer als Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) Ende November auf dem "European Banking Congress" in der Alten 
Oper in Frankfurt am Main. 
Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlags 
Es war ein Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlages auf das nationale Selbstver-
ständnis der Deutschen, ausgesprochen von ausgerechnet jenem Mann, der im August 1990 
den deutschen Einigungsvertrag unterzeichnete. Obwohl er schon vor einiger Zeit fiel und von 
einer ganzen Reihe aufmerksamer Internetmedien zitiert wurde, muß dieser Satz noch einmal 
thematisiert werden, weil er einfach so unglaublich ist. 
Das wiedervereinigte Deutschland soll kein souveräner Staat sein? Was ist es dann? Eine Be-
satzungszone? Und wenn ja, von wem besetzt? 
Kein einziger der anwesenden Top-Banker stellte Schäuble diese Fragen. Und wäre das Er-
eignis nicht auf Video dokumentiert worden, man würde es kaum glauben.  
Es braucht nicht viel Phantasie sich vorzustellen, was geschehen wäre, hätte das ein Linker 
behauptet. Aber nun sagte es der Finanzminister einfach mal so dahin, weil er die Preisgabe 
nationaler Souveränitätsrechte an das von Angela Merkel geplante neue Europa herunterspie-
len möchte. Und niemand widersprach ihm. 
Souveränität gibt es seit den Kriegen nicht mehr 
Schäuble leitete diese Passage seiner Rede mit den Worten ein: "Die Kritiker, die meinen, 
man müsse eine Kongruenz zwischen allen Politikbereichen haben, die gehen ja in Wahrheit 
von dem Regelungsmonopol des Nationalstaates aus." 
Diese durch das Völkerrecht geschützte Souveränität sei aber in Europa spätestens mit den 
beiden Weltkriegen "längst ad absurdum geführt" worden. 
Und weil dies so sei, formulierte er jenen folgenschweren Satz: "Und wir in Deutschland 
sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen." ...<< 
Der Hörfunksender "Deutschlandfunk" sendete am 4. August 2013 ein Gespräch mit dem 
deutschen Politiker Gregor Gysi (von 1990-2000 und ab 2005 Bundestagsabgeordneter der 
LINKEN):  >>"Das ist mir alles zu lahm" 
… Gregor Gysi im Gespräch mit Gerhard Schröder 
Gerhard Schröder: Herr Gysi, … Tempora, X-Keyscore … Sie bezeichnen Programme, mit 
denen britische und amerikanische Geheimdienste massenhaft E-Mails und andere Daten von 
auch Privatnutzern im Internet abschöpfen sollen. Das behauptet zumindest der frühere ameri-
kanische Geheimdienstler Edward Snowden, der sich derzeit in Rußland versteckt hält. Sind 
für Sie die Ausmaße dieses Abhörskandals schon erkennbar? 
Gregor Gysi: Nein, noch nicht …Es geht offensichtlich um Millionen Daten, es sind natür-
lich schwerwiegende Grundrechtsverletzungen, und ich finde, daß unsere Regierung viel zu 
wenig tut. Aber was ich eben auch erstaunlich finde ist, daß ja das Besatzungsstatut immer 
noch gilt. Wäre es nicht doch an der Zeit, daß wir mal als Land souverän werden und die Be-
satzung beendet wird? Dazu müßte eben auch das Besatzungsstatut aufgehoben werden. Jetzt 
haben sie nur die Verwaltungsvereinbarung zwischen den Geheimdiensten aufgekündigt, das 
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reicht nicht. Wir brauchen kein Besatzungsstatut mehr, Deutschland muß das beenden. …<< 
Deutsche Demokratische Republik 
Am 7. Oktober 1949 gründete die "Provisorische Volkskammer" die Deutsche Demokratische 
Republik. Die Ausrufung der "DDR" erfolgte aus taktischen Gründen erst nach der Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland. Die von der Volkskammer gewählte Regierung der DDR 
übernahm später nach dem sowjetischen Muster die Bezeichnung "Ministerrat".  
Das Nachrichtenmagazin "DER SPIEGEL" 42/1949 berichtete am 13. Oktober 1949 über die 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik: >>Weg  
Die Sowjetunion vollzog den verwaltungstechnischen Gegenzug zu Bonn. Auf einem ersten 
Staats-Empfang der ostdeutschen Volkskammer gab SMA-Chef Wassili Tschuikow den Ent-
schluß der Sowjetregierung bekannt, "der provisorischen Regierung der deutschen demokrati-
schen Republik die Verwaltungsfunktionen zu übertragen, die bisher der sowjetischen Mili-
täradministration zustanden". An deren Stelle tritt eine sowjetische Kontrollkommission. Ge-
neral Tschuikow nannte die westdeutsche Bundesregierung eine spalterische Marionetten-
Regierung …<< 
Dr. Hans Joachim Berbig schrieb später über die Gründung der Deutschen Demokratischen 
Republik (x287/193): >>Die staatliche Organisation des zweiten deutschen Teilstaates be-
ginnt bereits im Dezember 1947 mit dem Deutschen Volkskongreß, der aus gewählten Dele-
gierten vor allem aus der SBZ, aber auch den Westzonen bestand.  
Am 7. Oktober 1949 trat die erste der Serienverfassungen der Deutschen Demokratischen Re-
publik in Kraft. ...<<  
Die von der sowjetischen Besatzungsmacht gegründete DDR war kein souveräner Staat und 
keine Demokratie, sondern eine Diktatur. Die freien, geheimen Wahlen waren weder frei noch 
geheim und die Wahlergebnisse wurden je nach Bedarf manipuliert. Die Parteiendiktatur der 
verschiedenen gleichgeschalteten Blockparteien leitete die Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands im Auftrag der sowjetischen Besatzungsmacht.  
Der kommunistische Einheitsstaat kontrollierte sämtliche Lebensbereiche. Alle DDR-Bürger 
wurden regelmäßig fast überall überwacht und Andersdenkende systematisch unterdrückt. 
Persönliche Freiheitsrechte gab es nicht. Jegliche freie Meinungsäußerung wurde unterdrückt, 
Bücher, Zeitungen, Radio, Fernsehen und sonstige kulturelle Einrichtungen wurden systema-
tisch zensiert. 
Im Rahmen der sowjetischen Umerziehung wurden die Mitteldeutschen von 1945 bis 1989 zu 
"überzeugten" Mitgliedern der klassenlosen marxistisch-leninistischen Gesellschaft, in der die 
Produktionsmittel einheitliches Volkseigentum und sämtliche Mitglieder der Gesellschaft so-
zial völlig gleich sein sollten, erzogen. In den Schulen mußte Russisch - ab Klasse 5 - als erste 
Fremdsprache gelehrt werden.  
Die Kommunisten strebten besonders die Zusammenfassung von Atheisten und Gläubigen an 
und ließen fast keinen Raum für irgendeine Religion. Nach dem Mauerbau im Jahre 1961 
wurde die Reisefreiheit der DDR-Bürger drastisch eingeschränkt. Die allgegenwärtigen Mit-
arbeiter der Stasi bespitzelten und bekämpften noch eifriger alle potentiellen Staatsfeinde. 
 
2. Weshalb begann mit der Anwerbung von Gastarbeitern die allmähliche Bildung einer 
multikulturellen Gesellschaft? 
Die "BILD-Zeitung" berichtete am 3. Mai 1955 über die Ankunft der ersten Gastarbeiter: 
>>Erste Gastarbeiter kommen 
Alois Tamanini und 25 italienische Kollegen treffen bei der "Bergisch-Märkischen Industrie-
stein" als Steinbrecher ein. Die Gewerkschaft protestiert ... Die Steinbruchfirma hatte keine 
deutschen Arbeiter finden können.  
Immer mehr Betriebe verschiedener Branchen fordern Arbeitskräfte aus Italien an.<< 
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Die "BILD-Zeitung" berichtete am 10. September 1964: >>Eine Million Gastarbeiter 
... Zimmermann Armando Rodrigues ... aus Portugal wird als einmillionster Gastarbeiter be-
grüßt. Geschenk: ein zweisitziges Moped. Ein Vertreter der Arbeitgeberverbände sagt: "Ohne 
die Mitarbeit der Ausländer, wäre unsere wirtschaftliche Entwicklung nicht denkbar." 
Hauptgruppen der Gastarbeiter in der Bundesrepublik: 29,5 % Italiener, 15,9 % Griechen, 
15,5 % Spanier, 9,1 % Türken.<< 
Im Jahre 1967 waren die meisten angeworbenen ausländischen Gastarbeiter erwerbstätig und 
erhielten etwa 1,3 % des bundesdeutschen Sozialhilfebudgets (x268/176). 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete am 27. Oktober 2018 im COM-
PACT-Spezial 18 (x322/33-35): >>Erdogans Fünfte Kolonne 
… Als die Bundesrepublik in den 1950er Jahren die ersten Arbeitskräfte aus dem Ausland 
anwarb, florierte die westdeutsche Wirtschaft, und es herrschte nahezu Vollbeschäftigung. … 
1955 schloß die Bundesrepublik zunächst ein Gastarbeiterabkommen mit Italien ab, 1960 
dann mit Spanien und Griechenland. Ein Jahr später folgte die Unterzeichnung des deutsch-
türkischen Anwerbeabkommens durch den christdemokratischen Außenminister Heinrich von 
Brentano. Das hatte nicht nur innenpolitische Gründe. Die türkischstämmige Soziologin Necla 
Kelek schreibt dazu in ihrem Sammelband Chaos der Kulturen: "Eigentlich brauchte man in 
Deutschland die türkischen Arbeiterinnen und Arbeiter so dringend nicht. Aber es gab geopo-
litische Gründe. Die Vereinigten Staaten drängten die Deutschen, die Türkei wirtschaftlich zu 
stützen." 
USA und NATO machten Druck 
Zuvor hatte das türkische Militär erfolgreich gegen Ministerpräsident Adnan Menderes ge-
putscht, der den Laizismus zugunsten eines islamischen Staatssystems beseitigen wollte. Die 
NATO-treuen Generäle forderten für ihre Unterstützung der Eindämmungspolitik des We-
stens gegenüber Moskau und vor allem Fidel Castro auf Kuba eine Teilhabe am wirtschaftli-
chen Aufschwung Europas. … 
Zwar gab es zunächst Widerstand vom Arbeitsministerium unter Theodor Blank (CDU) und 
den Gewerkschaften gegen den Zuzug weiterer Gastarbeiter, zumal aus einem ganz anderen 
Kulturkreis, doch wurden diese Einwände von Brentano beiseite gewischt. Dies geschah nicht 
zuletzt auch deshalb, weil die Bundesrepublik massiv von den USA unter Druck gesetzt wur-
de. Immerhin konnte das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung zunächst errei-
chen, daß die Arbeitsverträge für türkische Gastarbeiter auf zwei Jahre begrenzt wurden. Man 
setzte auf das Rotationsprinzip:  
Nach Ablauf der Zeit sollte ein Arbeiter aus der Türkei durch einen anderen ersetzt werden. 
Auch sonst gab es  - im Unterschied zu den Abkommen mit europäischen Ländern - spezielle 
Besonderheiten: Die Anwerbung war ausschließlich für Unverheiratete vorgesehen und ein 
Familiennachzug wurde explizit ausgeschlossen. Ende der 1960er Jahre - mittlerweile gab es 
weitere Abkommen mit Marokko, Portugal, Tunesien und Jugoslawien - wurden allerdings 
diese Hürden für eine dauerhafte Zuwanderung auf Druck der Arbeitgeber beseitigt. 
Die Folge war ein rasanter Anstieg der türkischen Bevölkerung in Westdeutschland. Lebten 
im Jahr 1960 nur etwa 3.000 Türken in der Bundesrepublik, stieg deren Zahl 1961 auf knapp 
7.000 und bis 1971 auf 652.000. Bis 1973 wurde der türkische Arbeitsmarkt um 857.000 Er-
werbssuchende entlastet, die Gesamtzahl der Türken hatte sich hierzulande auf 910.000 er-
höht. … 
Ende der 1970er Jahre betrug die Zahl der in der Bundesrepublik lebenden Türken rund 1,2 
Millionen. 1981 über 1,5 Millionen. Nach der Wiedervereinigung setzte sich diese Tendenz 
fort. Im Jahr 1993, also zwanzig Jahre nach dem Anwerbestopp, lebten - trotz der von der Re-
gierung Kohl in den Achtzigern zögerlich in Gang gesetzten Rückkehrförderung - schon 1,8 
Millionen Türken in Deutschland, im Jahr 2001 rund zwei Millionen. Derzeit leben in 
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Deutschland etwa 1,5 Millionen Türken, mit den Eingebürgerten sind es rund drei Millionen. 
…<< 
Bundeskanzler Helmut Schmidt (1918-2015, deutscher Bundeskanzler von 1974-82, heraus-
ragender Politiker der deutschen Sozialdemokratie) warnte im Jahre 1981 während einer 
DGB-Versammlung in Hamburg (x268/180): >>... Wir können nicht noch mehr Ausländer 
verdauen, das gibt Mord und Totschlag.<<  
Bundeskanzler Helmut Schmidt wurde am 1. Oktober 1982 durch ein konstruktives Mißtrau-
ensvotum des deutschen Bundestages gestürzt.  
Die deutsche SPD-Politikerin Renate Schmidt (von 2002 bis 2005 Bundesministerin) erklärte 
am 14. März 1987 im Bayerischen Rundfunk (x354/104): >>… Die Frage, (ob die Deutschen 
aussterben), das ist für mich eine, die ich an allerletzter Stelle stelle, weil dieses ist mir ... ver-
hältnismäßig wurscht.<< 
Otto Uhlitz (Staatsrechtler und ehemaliger enger Mitarbeiter Willy Brandts) kritisierte im Jah-
re 1987 die deutsche Ausländerpolitik (x268/193): >>Es kann nicht angehen, daß wegen Vor-
bereitung eines hochverräterischen Unternehmens bestraft wird, wer die Staatsform der Bun-
desrepublik Deutschland abschaffen will, während der, der das deutsche Staatsvolk in der 
Bundesrepublik abschaffen und durch eine multikulturelle Gesellschaft ersetzen und auf deut-
schem Boden einen Vielvölkerstaat etablieren will, straffrei bleibt.  
Das eine ist korrigierbar, das andere nicht und daher viel verwerflicher und strafwürdiger. 
Diese Rechtslage wird auch der Generalbundesanwalt nicht auf Dauer ignorieren können. 
...<< 
Der deutsche Journalist und Publizist Johannes Gross schrieb im Jahre 1989 (x268/196): >>... 
Es gibt 2 Typen von Einwanderungsländern.  
Die einen, wie die USA, legen pedantisch fest, welche Leute sie hereinlassen, ökonomisch 
und sozial integrieren können. Die anderen, für die es bis jetzt nur ein historisches Beispiel 
gibt, bevorzugen Zuwanderer, mit denen sie nichts anfangen können, aber die sie wenigstens 
unterstützen wollen. ...<<  
 
3. Warum wurde die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ("EWG") wirklich gegrün-
det? 
In Rom wurden am 25. März 1957 die zeitlich unbegrenzten Verträge über die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft ("EWG") und die Europäische Atomgemeinschaft ("EURATOM") 
unterzeichnet.  
Innerhalb von 12 Jahren sollten in den 6 Gründerstaaten der EWG (Frankreich, Deutschland, 
Italien, Belgien, Holland und Luxemburg) die Binnenzölle und Handelsschranken abgebaut 
und ein gemeinsamer Markt mit einheitlichen Außenzöllen entstehen, um eine gemeinsame 
Wirtschaftpolitik, eine Zollunion, eine harmonische Entwicklung der Gemeinschaft, Wach-
stum und Wohlstand sowie die Angleichung des Lebensstandards in den Mitgliedstaaten zu 
realisieren. 
Der ehemalige britische Premierminister Winston Churchill sprach am 19. September 1946 in 
Zürich über ein geeintes Europa (x067/193): >>... Wir müssen etwas wie die Vereinigten 
Staaten von Europa schaffen.  
Nur so können Hunderte Millionen schwer arbeitender Menschen wieder die einfachen Freu-
den und Hoffnungen zurückgewinnen, die das Leben lebenswert machen. Das Verfahren ist 
einfach. Was wir benötigen, ist der Entschluß von Hunderten Millionen Männern und Frauen, 
Recht statt Unrecht zu tun und als Lohn Segen statt Fluch zu ernten ... 
Ich spreche jetzt aus, das Sie in Erstaunen setzen wird. Der erste Schritt bei der Neugründung 
der europäischen Familie muß eine Partnerschaft zwischen Frankreich und Deutschland sein. 
Nur auf diese Weise kann Frankreich die moralische Führung Europas wiedererlangen. Es gibt 
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kein Wiederaufleben ohne ein geistig großes Frankreich und ein geistig großes Deutschland.  
Die Struktur der Vereinigten Staaten von Europa, wenn sie gut und echt errichtet wird, muß so 
sein, daß die materielle Stärke eines einzelnen Staates von weniger großer Bedeutung ist. 
Kleine Nationen zählen ebensoviel wie große und erwerben sich ihre Ehre durch ihren Beitrag 
zu der gemeinsamen Sache ... 
Ich muß Sie aber auch warnen. Die Zeit ist vielleicht knapp. Gegenwärtig haben wir eine 
Atempause. Die Geschütze schweigen. Der Kampf hat aufgehört, aber nicht die Gefahren. 
Wenn es uns gelingen soll, die Vereinigten Staaten von Europa oder welchen Namen auch 
immer sie tragen werden, zu errichten, müssen wir jetzt damit beginnen. ...<<  
Bundeskanzler Adenauer berichtete bereits während der Regierungserklärung am 20. Septem-
ber 1949 über den geplanten Einbau des deutschen Volkes in einen europäischen Bundesstaat 
(x973/…): >>... Ich habe an einer anderen Stelle schon ausgeführt, daß das Besatzungsstatut 
zwar ein Fortschritt, sogar ein erheblicher Fortschritt gegenüber dem bisherigen Zustand ist. 
Es wird aber ganz darauf ankommen, ob es in dem Geist gehandhabt wird, der aus dem Be-
gleitschreiben der Außenminister von England, Frankreich und den Vereinigten Staaten vom 
April dieses Jahres an den Präsidenten des Parlamentarischen Rats sprach.  
"Die Außenminister betonen", so heißt es in der Note, "daß es das höchste Ziel der drei Alli-
ierten Regierungen ist, den festen Einbau des deutschen Volkes in einem demokratischen 
Bundesstaat in den Rahmen eines europäischen Zusammenschlusses zum beiderseitigen Be-
sten zu ermutigen und zu fördern." Wir sind überzeugt davon, daß, wenn das Besatzungsstatut 
in diesem Sinne gehandhabt wird, es uns ein eigenes starkes Leben und weitere Fortschritte 
ermöglichen wird. 
(Abgeordneter Renner: Sie nannten es einmal Kolonialstatut!) … 
Es besteht für uns kein Zweifel, daß wir nach unserer Herkunft und nach unserer Gesinnung 
zur westeuropäischen Welt gehören. Wir wollen zu allen Ländern gute Beziehungen, auch 
solche persönlicher Art, unterhalten, insbesondere aber zu unsern Nachbarländern, den Bene-
lux-Staaten, Frankreich, Italien, England und den nordischen Staaten. 
Der deutsch-französische Gegensatz, der Hunderte von Jahren die europäische Politik be-
herrscht und zu so manchen Kriegen, zu Zerstörungen und Blutvergießen Anlaß gegeben hat, 
muß endgültig aus der Welt geschafft werden. 
(Lebhafter Beifall.) 
Ich hoffe, ja ich sage: ich glaube, daß das Saargebiet nicht zu einem Hindernis auf diesem 
Weg werden wird. 
(Aha! und Hört! Hört!) 
Am Saargebiet hat Frankreich - das ist ohne weiteres anzuerkennen - wirtschaftliche Interes-
sen. Deutschland hat dort wirtschaftliche und nationale Interessen. 
(Sehr richtig! - Zuruf: Sind das nur Interessen?) 
Schließlich aber haben die Saarbewohner selbst den begründeten Wunsch, daß ihre eigenen 
wirtschaftlichen und nationalen Interessen berücksichtigt werden. 
(Zuruf von der KPD: Vielleicht sagen Sie auch etwas über die Ausweisungen aus dem Saar-
gebiet!) 
Alle diese Interessen sollen in eine Ordnung und Übereinstimmung gebracht werden, die sich 
im Rahmen der Europäischen Union, deren Mitglied wir möglichst bald zu werden wünschen, 
finden lassen wird. 
Mit aufrichtiger Genugtuung und Freude, meine Damen und Herren, denke ich daran, daß 
Außenminister Bevin mir in einer persönlichen Unterredung im Sommer dieses Jahres erklärt 
hat: der Krieg zwischen unseren beiden Völkern ist zu Ende, unsere beiden Völker müssen 
Freunde sein. 
Ich habe eben gesagt, wir wünschen möglichst bald in die Europäische Union aufgenommen 
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zu werden. Wir werden gerne und freudig an dem großen Ziel dieser Union mitarbeiten. Ich 
weise darauf hin, daß wir in unserer Bonner Verfassung im Artikel 24 für den Bund die Mög-
lichkeit vorgesehen haben, Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen zu übertragen 
und sich zur Wahrung des Friedens im System gegenseitig-kollektiver Sicherheit einzuordnen. 
Es heißt dann in diesem Artikel weiter: 
"Der Bund wird hierbei in die Beschränkungen seiner Hoheitsrechte einwilligen, die eine 
friedliche und dauerhafte Ordnung in Europa und zwischen den Völkern der Welt herbeifüh-
ren und sichern." 
Ich glaube, daß unser Grundgesetz damit die fortschrittlichste aller Verfassungen ist. 
(Sehr richtig!) 
Wir sind entschlossen, alles zu tun, was in unserer Kraft steht, um den in diesem Artikel vor-
gezeichneten Weg zur Sicherung des Friedens in Europa und in der Welt zu gehen. …<< 
Staatspräsident de Gaulle erklärte am 4. Februar 1965 während einer Pressekonferenz zur zu-
künftigen Europapolitik (x300/219): >>... Europa, Mutter der modernen Zivilisation, muß 
vom Atlantik bis zum Ural entstehen, um seine gewaltigen Hilfsmittel zu entwickeln und da-
mit es gemeinsam mit Amerika, seiner Tochter, die Rolle spielt, die ihm zukommt, um 2 Mrd. 
Menschen zu dem dringend benötigten Fortschritt zu verhelfen.<< 
Am 1. Juli 1967 entstand die Europäische Gemeinschaft (EG). Es handelte sich um den Zu-
sammenschluß der Europäischen Vertragsgemeinschaften: Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft ("EWG"), Europäische Atomgemeinschaft ("EURATOM") und Montanunion (EGKS). 
Staatspräsident Georges Pompidou (1911-1974) erläuterte am 1. März 1971 während einer 
Pressekonferenz den Aufbau einer Konföderation von europäischen Staaten (x128/281-282): 
>>... Es kann nur darum gehen, auf dem, was schon vorhanden ist, eine Konföderation von 
Staaten aufzubauen, die entschlossen sind, ihre Politik zu harmonisieren und ihre Wirtschaft 
zu integrieren.  
Wenn man das Problem so betrachtet, wird man feststellen, daß der Streit um die Supranatio-
nalität ein falscher Streit ist. Wenn die europäische Konföderation eines Tages eine Realität 
ist, wird es sicher auch eine Regierung geben müssen, deren Entscheidungen für alle dazuge-
hörenden Staaten verbindlich sein werden.  
Das Problem besteht darin zu wissen, wie, auf welche Weise und unter welcher Form man zu 
dieser Regierung gelangen wird. Daß man zu ihr gelangt, indem man von technischen Einrich-
tungen oder von Kommissionen ausgeht, ist eine durch die Tatsachen hinweggefegte Illusion. 
... 
Es steht für mich fest, daß es an dem Tage, an dem eine echte europäische Regierung zustande 
kommt, auch ein echtes europäisches Parlament vorhanden sein muß. Dies wirft zahlreiche 
Fragen auf, und sei es auch nur wegen der unterschiedlichen Meinungen und Gewohnheiten, 
die in den verschiedenen Ländern der Gemeinschaft in bezug auf die Beziehungen zwischen 
Regierung und Parlament bestehen.  
Bis dahin jedoch erscheinen mir die Spekulationen über die europäische parlamentarische 
Versammlung vollkommen unnütz. Man kann eine erhebliche Erweiterung dieser Befugnisse 
nur denken, wenn ihnen eine wirkliche Exekutivgewalt gegenübersteht.<< 
Die Mitglieder des Europäischen Parlaments wurden seit dem 7. Juni 1979 in allgemeinen und 
direkten Wahlen alle fünf Jahre gewählt.  
In der Bundesrepublik Deutschland wurden am 10. Juni 1979 erstmalig Abgeordnete für das 
Europäische Parlament gewählt. Von den 410 Abgeordneten aus 9 Ländern stellten die Deut-
schen 81. Das EU-Parlament konnte zwar noch keine Gesetze erlassen, sondern erfüllte nur 
beratende und kontrollierende Funktionen, beschloß aber bereits den ersten eigenen Haushalt.  
Die zehn EG-Mitgliedstaaten beschlossen am 19. Juni 1983, eine Europäische Union zu grün-
den. 



 127 

4. Wieso leitete man bereits frühzeitig die "neue Ostpolitik" ein? 
Im sog. Görlitzer Abkommen erklärten Polen und die DDR am 6. Juni 1950 die Oder-Neiße-
Linie zur unantastbaren und endgültigen Grenze (x155/63): >>Die Regierung der Republik 
Polen und die Delegation der provisorischen Regierung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik ... haben gemeinsam festgestellt, daß es im Interesse einer weiteren Entwicklung und Fe-
stigung der gutnachbarlichen Verhältnisse und der Freundschaft zwischen dem polnischen und 
dem deutschen Volke liege, die festgesetzte und zwischen beiden Staaten bestehende Frie-
dens- und Freundschaftsgrenze an der Oder und der Lausitzer Neiße als unantastbare Grenze 
endgültig zu ziehen ...<< 
Die Bundesregierung erklärte am 9. Juni 1950, daß die Regierung der Sowjetischen Besat-
zungszone kein Recht besitzen würde, für das deutsche Volk zu sprechen und Vereinbarungen 
zu treffen. 
Der Alterspräsident Paul Löbe erklärte am 13. Juni 1950 im Namen des Deutschen Bundesta-
ges - außer KPD - zur umstrittenen Oder-Neiße-Linie (x243/197): >>... Gemäß dem Potsda-
mer Abkommen ist das Gebiet östlich von Oder und Neiße ... der Republik Polen nur zur 
einstweiligen Verwaltung übergeben worden. ... Niemand hat das Recht, aus eigener Macht-
vollkommenheit Land und Leute preiszugeben und eine Politik des Verzichtes zu treiben.  
Die Regelung aller Grenzfragen Deutschlands ... kann nur durch einen Friedensvertrag erfol-
gen, der von einer demokratisch gewählten deutschen Regierung ... geschlossen werden 
muß.<< 
Der Deutsche Bundestag beschloß am 14. September 1950 (x353/80): >>… Das deutsche 
Volk sieht in der Anerkennung der Oder-Neiße-Linie, ... in der Mißachtung des Schicksals 
und des Heimatrechts der Vertriebenen Verbrechen an Deutschland und gegen die Mensch-
lichkeit. Der Deutsche Bundestag spricht allen, die für diese Verbrechen verantwortlich sind 
und die Einverleibung Deutschlands in das Fremdherrschaftssystem betreiben, das Recht ab, 
im Namen des deutschen Volkes zu handeln.<< 
Der SPD-Politiker Dr. Kurt Schumacher berichtete am 1. März 1951 in Berlin (x353/80): 
>>… Die deutsche Sozialdemokratie hat 1945 … erklärt: Die Oder-Neiße-Linie ist unan-
nehmbar als Grenze. Ich erkläre weiter: Keine deutsche Regierung und keine deutsche Partei 
kann bestehen, die die Oder-Neisse-Linie anerkennen will. Wir lehnen es ab, uns in die Politik 
des Nationalverrats und des Verrats an Menschheitsideen durch die pseudobürgerlichen Satel-
liten in der Zone und durch die Sowjets verstricken zu lassen.<< 
Der deutsche Bundeskanzler Konrad Adenauer berichtete während der Regierungserklärung 
vom 20. Oktober 1953 (x353/80): >>… Entsprechend den zahlreichen Erklärungen des Bun-
destags und der Bundesregierung wird das deutsche Volk die sogenannte Oder-Neisse-Grenze 
niemals anerkennen.<< 
Der SPD-Abgeordnete Jakob Altmaier erklärte am 8. Juni 1954 im Deutschen Bundestag 
(x352/86): >>… Die Austreibung der Deutschen aus ihrer eigenen, in mehr als tausendjähri-
ger Kultur durch Werke des Friedens ausgestalteten und unverlierbar gebliebenen Heimat war 
ein Volkermord.<< 
Im Jahre 1954 wurde die Dokumentation der Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa 
Band I/1 und Band I/2 sowie Band 1/3 "Die Vertreibung der deutschen Bevölkerung aus den 
Gebieten östlich der Oder-Neiße" fertiggestellt und dem Bundesministerium für Vertriebene 
übergeben. Das Gesamtwerk der Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa wurde 
schließlich im Jahre 1961 fertiggestellt. 
Die "BILD-Zeitung" berichtete am 29. Oktober 1957 über das Schicksal der Vertriebenen: 
>>"DREIGETEILT - NIEMALS"  
Vertriebene fordern Recht auf Heimat 
Der Bund der Vertriebenen (BvD) und 14 Landsmannschaften sprechen fortan mit einer 
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Stimme. Beide Organisationen schließen sich zum Bund der Vertriebenen – Vereinigte 
Landsmannschaften und Landesverbände (BdV) zusammen. Schon in ihrer Charta von 1950 
haben die Vertriebenenverbände feierlich auf Rache und Vergeltung verzichtet und gleichzei-
tig das Recht auf Heimat verteidigt ("dreigeteilt – niemals").  
In der Nichtanerkennung der Nachkriegsgrenzen sind sie sich einig mit dem größten Teil der 
westdeutschen Bevölkerung und der offiziellen Bonner Politik. ...<< 
Die BdV-Bundesversammlung kritisierte am 8. Juli 1963 die Voreingenommenheit sowie die 
einseitige Berichterstattung in den westdeutschen Rundfunk- und Fernsehsendungen (x155/-
99): >>Die Bundesversammlung des Bundes der Vertriebenen wendet sich mit allem Ernst 
gegen Tendenzen in einem Teil der öffentlichen meinungsbildenden Organe, den deutschen 
Rechtsstandpunkt in der Frage der Wiederherstellung der deutschen Einheit, der Vertretung 
des Rechts auf die Heimat und des Selbstbestimmungsrechts für alle Deutschen abzuwerten. 
Solche Tendenzen verstoßen gegen das Grundgesetz, das jedem Bürger die Verpflichtung auf-
erlegt, die deutsche Einheit in Freiheit zu vollenden. Sie untergraben den Willen des deut-
schen Volkes zur Selbstbehauptung. Sie widersprechen der von allen staatstragenden Kräften 
der Bundesrepublik klar und einheitlich vertretenen Politik. …<< 
Bundeskanzler Ludwig Erhard erklärte am 22. März 1964 während seiner Rede vor dem Kon-
greß der Ostdeutschen (x155/107): >>Wir erheben gewiß keine Forderungen auf fremdes 
Staatsgebiet. Aber wir verzichten nicht - und können angesichts der Verantwortung vor dem 
deutschen Volk, dem Recht und der Geschichte auch nicht verzichten - auf Gebiete, die die 
angestammte Heimat so vieler unserer deutschen Brüder und Schwestern sind. ...<< 
Das BdV-Präsidium kritisierte am 8. Juni 1964 die einseitige Berichterstattung der in- und 
ausländischen Medien (x155/107): >>... Mit großer Besorgnis erfüllt den Bund der Vertriebe-
nen, daß die öffentlichen Kommunikationsmittel es unterlassen, gegenüber den fast täglichen 
Angriffen und Falschinformationen aus dem Ostblock den nationalpolitischen Standpunkt des 
deutschen Volkes, der Bundesregierung und des Deutschen Bundestages zu vertreten. ...<< 
Der SPD-Vorsitzende Willy Brandt erklärte in seiner Rede auf dem Karlsruher SPD-Parteitag 
vom 23. bis 27. November 1964 (x155/142): >>... Die Heimatvertriebenen können sich wei-
terhin darauf verlassen, daß wir zum Unterschied von anderen keine Politik hinter ihrem Rük-
ken machen.<< 
Die Evangelische Kirche Deutschlands (EKD) veröffentlichte am 14. Oktober 1965 eine 
Denkschrift über "Die Lage der Vertriebenen und das Verhältnis des deutschen Volkes zu sei-
nen östlichen Nachbarn" (x155/120): >>... Das Erbe einer bösen Vergangenheit erlegt dem 
deutschen Volk eine besondere Verpflichtung auf, in der Zukunft das Lebensrecht des polni-
schen Staates zu respektieren und ihm Raum zu lassen, dessen es zu seiner Entfaltung bedarf. 
...  
Eine deutsche Regierung muß heute zögern, einen Rechtsanspruch auf die Rückgabe von Ge-
bieten zu erheben, deren Besitz wegen des Verlustes von Ostpolen zu einer wirtschaftlichen 
Lebensnotwendigkeit für Polen geworden ist. ...  
Das deutsche Volk muß auf die notwendigen Schritte vorbereitet werden, damit eine Regie-
rung sich ermächtigt fühlen kann, zu handeln, wenn es nottut.<< 
Der deutsche Bundeskanzler Ludwig Erhard (1897-1977) berichtete während der Regierungs-
erklärung vom 18. Oktober 1965 (x353/74): >>… Wir sind uns alle darüber klar, daß auf dem 
Wege zur Wiederherstellung der deutschen Einheit große Schwierigkeiten zu überwinden 
sind. Der Weg mag lang und dornenvoll sein. Am Ende dieses Weges muß nach der Überzeu-
gung der Bundesregierung ein Friedensvertrag stehen, der von einer in freien Wahlen gebilde-
ten gesamtdeutschen Regierung frei verhandelt und geschlossen wird. In diesem Vertrag - und 
nur in ihm - können und müssen die endgültigen Grenzen Deutschlands, das nach gültiger 
Rechtsauffassung in seinen Grenzen vom 31.12.1937 fortbesteht, festgelegt werden.<< 
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Das BdV-Präsidium kritisierte am 22. Oktober 1965 die EKD-Denkschrift vom 14.10.1965 
(x155/119-120): >>... Jeder Verzicht auf die deutschen Ostgebiete bedeutet daher den Ver-
zicht auf eine friedensvertragliche Gesamtregelung schlechthin und führt in seiner Konse-
quenz zur Anerkennung des Status quo in einem dreigeteilten Deutschland. 
Die Empfehlungen, die in dieser Richtung vom Rat der Evangelischen Kirche Deutschlands in 
Umlauf gesetzt werden, beeinträchtigen nicht allein die Rechtsansprüche der vertriebenen 
Deutschen, sondern sie gefährden die Lebensinteressen des ganzen deutschen Volkes. 
Nach dem Wortlaut des Amtseides des Bundeskanzlers ist es in erster Linie Sache der Bun-
desregierung, Schaden vom deutschen Volke abzuwenden. Die gleiche Verpflichtung obliegt 
auch den gewählten Vertretern des deutschen Volkes.  
... Einseitige Schuldzuweisungen von deutscher Seite dienen dieser Verständigung nicht. Sie 
tragen nur dazu bei, die Einseitigkeit kommunistischer Anklagen gegen die Bundesrepublik 
vor der Weltöffentlichkeit zu bekräftigen.  
Es ist von deutscher Seite politischer Selbstmord, eine Kollektivschuld aller Deutschen anzu-
erkennen und zu verkünden, während verbündete Staatsmänner im Gespräch mit offiziellen 
Stellen des Ostblocks diese Kollektivschuld verneinen und für das Selbstbestimmungsrecht 
unseres Volkes eintreten. ...<< 
Der polnische Episkopat widerrief am 15. Februar 1966 seine Vergebungsbitte an die deut-
schen Bischöfe vom 18.11.1965 (x309/12): >>... Worte der Vergebung haben wir an jene ge-
richtet, die ihre Schuld ernst nehmen; ... an jene, die verstehen, daß diese Gebiete ... unser al-
tes piastisches Vaterland sind. ... Wir haben vergeben, wie Christus (!) am Kreuz vergeben 
hat. ...  
Wir sind überzeugt, daß wir als Volk dem deutschen Volk über Jahrhunderte keinen politi-
schen, wirtschaftlichen und kulturellen Schaden zugefügt haben. ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über die 
Leugnung der polnischen Vertreibungsverbrechen in Polen und Ostdeutschland (x309/12-13): 
>>Deportationen und Vertreibungen, die vom Internationalen Militärtribunal in Nürnberg sei-
nerzeit als "Verbrechen gegen die Menschlichkeit" eingestuft wurden und vom Internationalen 
Kriegsverbrechertribunal in Den Haag heute als "Völkermord" abgeurteilt werden, erscheinen 
im zitierten Hirtenbrief (wie in zahlreichen anderen kirchlichen Dokumenten) als göttliche 
Gerechtigkeit, die kein Mensch anzuzweifeln habe.  
Die österreichische Zeitung "Salzburger Nachrichten" berichtete am 16. Juli 1966 über die 
einseitige Berichterstattung in den deutschen Medien (x024/291-292): >>... Es ist eine wahre 
Schande - sagen nicht wenige einsichtige Deutsche -, wie unter dem jetzigen System in 
Deutschland die Vertriebenen, die stellvertretend für das ganze deutsche Volk die Sünden und 
die Verbrechen des NS-Regimes gebüßt haben, noch weiter büßen und übel wie keine anderen 
Mitglieder des deutschen Volkes behandelt werden.  
Das deutsche Wirtschaftswunder wäre ohne sie, ihre Arbeit und ihren guten Willen niemals in 
ihrem Umfang, den es hatte, möglich gewesen. ...  
Fernsehen, Rundfunk, große Presse und nicht zuletzt die Gleichgültigkeit Bonns haben es er-
reicht, daß die Vertriebenen von den anderen Deutschen als lästige Querulanten empfunden 
und nahezu als Verfemte und Vogelfreie gewertet werden.  
Das ist bedrückend traurig und zeigt, daß das deutsche Volk in seiner Gesamtheit als Folge 
des Zusammenbruchs noch krank ist.<< 
Die BdV-Bundesvertretung kritisierte am 30. März 1968 den Nürnberger SPD-Beschluß und 
die Voreingenommenheit sowie einseitige Berichterstattung in Rundfunk- und Fernsehsen-
dungen (x155/143-144): >>Der Bund der Vertriebenen wendet sich entschieden gegen Vor-
eingenommenheit und Einseitigkeit weiter Bereiche von Rundfunk und Fernsehen bei der Be-
richterstattung und Kommentierung über die Vertriebenen und die Vertreibungsgebiete. 
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Die Vertriebenen als die Opfer eines Verbrechens der Unmenschlichkeit werden geschmäht, 
die Vertreiber hingegen entschuldigt und deren gewaltsame Annexion zum Recht erklärt. 
Wenn Denkschriften und deren Verzichtsofferten wohlwollend und ausführlich geradegestellt 
und erläutert werden, dann muß auch der Standpunkt des Rechts, der historischen Kontinuität 
und der politischen Ziele der Vertriebenen der Öffentlichkeit vermittelt werden. Chancen-
gleichheit für alle demokratischen Kräfte in unserem Volk ist ein Gebot, dem auch Rundfunk- 
und Fernsehanstalten verpflichtet sind. ...<< 
Am 22. Oktober 1969 bildete Bundeskanzler Willy Brandt (1913-1992) eine Koalitionsregie-
rung aus SPD und FDP. Im Rahmen seiner "neuen Ostpolitik" verzichtete Bundeskanzler 
Brandt auf den Bundesminister für deutsche Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte. 
Die Außenminister Scheel und Jendrychowski paraphierten am 18. November 1970 in War-
schau den deutsch-polnischen Vertrag.  
BdV-Präsident Dr. Czaja (1914-1997) verurteilte am 22. April 1972 den Abschluß der Ostver-
träge (x155/258-260): >>Auch einem besiegten Volk stehen das Selbstbestimmungsrecht, die 
Menschenrechte und ein tragbarer Ausgleich und Frieden zu. Von den Deutschen begangenes 
Unrecht kann nicht durch Gebietsabtretung und Massenvertreibung Unschuldiger gesühnt 
werden. Einen Straffrieden kennt das Völkerrecht nicht. ... 
Wer Unrecht sühnen will, kann dies durch eigene Leistung, aber nicht durch Verzicht auf die 
unabdingbaren Menschen- und Freiheitsrechte Dritter, die ihn nicht dazu beauftragt haben. 
... Mit moralischen Scheingründen darf man sich nicht über die zumutbare Wiederherstellung 
von Recht und Gerechtigkeit hinwegsetzen. Die Vertriebenen sagen Ja zu Frieden und Frei-
heit, aber ebenso eindeutig Nein zu jeder Unfreiheit und zum Festschreiben des Unrechts. ... 
Aus all diesen Erwägungen lehnen die deutschen Heimatvertriebenen die Ostverträge ab; denn 
diese Verträge drohen zu bewirken: ... 
die Legalisierung der Folgen der Massenvertreibung und des Faustrechts; 
die Gefahr, daß das freie Eintreten für die gemeinsame Selbstbestimmung des ganzen deut-
schen Volkes, für das Offensein der deutschen Frage, einschließlich des Status unserer Heimat 
und für die Rechte auf die Heimat, als Friedensstörung und Verletzung des Vertrages abge-
stempelt wird ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) schrieb später über die auf 
"Versöhnung ausgerichtete Außenpolitik" der Bundesregierung (x025/200): >>... Durch op-
portunistisches Schweigen kann man keine Versöhnung zwischen den Völkern schaffen, al-
lenfalls zwischen Regierungen, und deren Amtsperioden dauern meistens nur 4 Jahre.  
Für die Versöhnung zwischen Völkern ist das einzig dauerhafte Fundament die Wahrheit und 
der Respekt vor den Menschenrechten der anderen.  
Wer eine wirkliche Völkerverständigung will, wird alles tun, um so schnell wie möglich alles 
Trennende zu beseitigen, und dazu gehört nun einmal auch ein Berg von Toten. Man muß sie 
aber ordentlich bestatten; mit einer Leiche im Keller hat noch keiner Frieden gefunden.<< 
Die Bundesverfassungsrichter stellten im "Grundlagenvertragsurteil" vom 31. Juli 1973 klar, 
daß das Deutsche Reich völkerrechtlich weiterhin fortbesteht und mit der Bundesrepublik 
(teil)identisch ist (x028/169): >>... Das Deutsche Reich existiert fort, ... besitzt nach wie vor 
Rechtsfähigkeit, ist allerdings als Gesamtstaat mangels Organisation, insbesondere mangels 
institutionalisierter Organe selbst nicht handlungsfähig. ...<< 
Die Bundesrepublik Deutschland ist demnach völkerrechtlich nicht Rechtsnachfolger des 
Deutschen Reiches, weil das Deutsche Reich in den Grenzen von 1937 weiterhin existiert! 
 
5. Weshalb zählt Willy Brandt zu den gehorsamen Erfüllungsgehilfen und willigen 
Handlangern der Neuen Weltordnung? 
Willy Brandt (1913-1992, eigentlicher Name: Herbert Ernst Karl Frahm, deutscher Journalist, 
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emigrierte 1933 nach Dänemark und später nach Norwegen, 1957-1966 Regierender Bürger-
meister von Berlin, 1964-1987 SPD-Vorsitzender, 1966-1969 Vizekanzler und Außenmini-
ster, 1969-1974 Bundeskanzler, erhielt 1971 den Friedensnobelpreis, 1974 Rücktritt wegen 
einer Spionageaffäre, 1976-1992 Präsident der Sozialistischen Internationale).  
Brandts Außenpolitik führte zur (wenn auch nicht völkerrechtlichen) Anerkennung der Oder-
Neiße-Linie. Bundeskanzler Brandt unterzeichnete am 7. Dezember 1970 den "Warschauer 
Vertrag". Brandts Kniefall vor dem Mahnmal im Warschauer Getto am 7. Dezember 1970 
"ging damals um die Welt". Die Verträge von Moskau und Warschau und leiteten schließlich 
langfristig die Osterweiterung der NATO und EU ein.  
Das US-Magazin "TIME" wählte Willy Brandt im Jahre 1970 zur "Person des Jahres". Brandt 
erhielt 1971 den Friedensnobelpreis und 1981 die Goldmedaille der jüdischen Freimaurerloge 
B'nai B'rith. 
Die "Süddeutsche Zeitung" berichtete später (am 10.06.2016) über Willy Brandt: >>Willy 
Brandt und die geheimen Zahlungen der USA  
... Die US-Besatzungsmacht soll in den 50er Jahren den späteren SPD-Kanzler unterstützt 
haben - mit 200.000 Mark. Damit förderten sie die Westorientierung, berichtet der "Spiegel".  
Die USA sollen Willy Brandt in den Fünfzigerjahren mit geheimen Zahlungen unterstützt ha-
ben. Der spätere Kanzler und SPD-Vorsitzende wurde damit im innerparteilichen Macht-
kampf für die Westintegration unterstützt, berichtet das Nachrichtenmagazin Der "Spiegel". 
So sollen die Amerikaner Brandt, der damals Westberliner Bundestagsabgeordneter war, 
200.000 Mark zukommen haben lassen. Damals eine sehr hohe Summe, sie entsprach etwa 
einem Drittel der jährlichen SPD-Mitgliedsbeiträge in Berlin.  
Später sei noch mehr Geld geflossen, schreibt der "Spiegel". Schon in den 70er Jahren kursier-
ten Gerüchte um geheime Zahlungen der USA an Brandt - er wies dies als "lügenhafte Kam-
pagne" zurück. Nun sei laut dem Magazin belegt, daß tatsächlich Geld floß. Das gehe aus Ar-
chivunterlagen hervor. 
Die US-Besatzungsmacht förderte Brandt finanziell, weil er in der SPD die Westintegration 
und damit die Orientierung der jungen Bundesrepublik hin zur USA befürwortete. Er gehörte 
damit einer Gruppe Berliner Sozialdemokraten um den Bürgermeister Ernst Reuter an. Die 
Westintegration, also die politische und militärische Eingliederung Deutschlands in die Alli-
anz westeuropäischer Staaten mit den USA, wurde damals von CDU-Bundeskanzler Konrad 
Adenauer forciert. ...<< 
Am 6. Mai 1974 trat Bundeskanzler Willy Brandt infolge der "Spionageaffäre Guillaume" 
zurück.  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später am 30. November 
2013 über Willy Brandt (x887/...): >>Nicht nur sein Kniefall polarisierte 
Kein Kanzler der Bundesrepublik Deutschland war zeitlebens umstrittener als Willy Brandt 
... Nach der Bundestagswahl 1969 entschied sich Brandt für eine Koalition mit der FDP. Meh-
rere bis heute wirkende Schlagworte und Zielsetzungen prägten Brandts Amtszeit in der sozi-
alliberalen Koalition: "Wir wollen mehr Demokratie wagen", "Neue Ostpolitik", "Wandel 
durch Annäherung".  
Willy Brandts Kniefall am Mahnmal des Ghetto-Aufstandes in Warschau setzte im Dezember 
1970 ein weltweit beachtetes Zeichen. Er war Ausdruck einer Politik gegenüber den Ost-
blockstaaten, die 1970 die Ostverträge mit der Sowjetunion und Polen zum ersten Ergebnis 
hatte.  
In beiden Verträgen wurde die Oder-Neiße-Linie faktisch als Westgrenze Polens anerkannt 
und auf jegliche Besitzansprüche aus der Vergangenheit verzichtet. 1971 erhielt Willy Brandt 
für diese gegen den entschiedenen Widerstand von CDU und CSU durchgesetzte Politik den 
Friedensnobelpreis. 1972 folgte der Grundlagenvertrag mit der DDR. Darin wurde der Allein-
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vertretungsanspruch der Bundesrepublik aufgegeben. Am Ende stand zwar nicht die völker-
rechtliche Anerkennung der DDR, wie von dieser angestrebt, sondern die abgestufte staats-
rechtliche Anerkennung, doch mit diesem Schritt galt die DDR letztendlich als souverän.  
Erst sehr viel später wurde bekannt, in welchem Maße die Stasi der DDR jenseits der Ver-
handlungstische mitmischte. Als der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Rainer Barzel 1972 ver-
suchte, Brandt über ein konstruktives Mißtrauensvotum zu stürzen, da scheiterte er an zwei 
fehlenden Stimmen aus dem eigenen Lager. Jeweils ein Abgeordneter der CDU und der CSU 
waren von der Stasi gekauft worden. Der Verrat kostete pro Stimme 50.000 Mark.  
Die dem Mißtrauensvotum noch im selben Jahr folgende vorgezogene Bundestagswahl brach-
te beiden Regierungsparteien Stimmengewinne. Um so überraschender war für die Öffentlich-
keit das rasche Ende der Regierung Brandt. Über den Hang "Weinbrand-Willys" zum Alkohol 
und seine überdurchschnittliche Zuwendung zum weiblichen Geschlecht gab es massive Ge-
rüchte. 1974 kursierte ein Geheimdossier des Bundeskriminalamtes, das akribisch auflistete, 
welche erotischen "Zuführungen" wann und wo stattgefunden hatten. In dieser - etwas länge-
ren - Liste war nachzulesen, welche Damen dem Kanzler außerhalb des Ehebetts zu Diensten 
gewesen waren. Das Papier hatte Horst Herold, Präsident des Bundeskriminalamtes, veran-
laßt, es war also amtlich. Das war schon pikant genug. 
Sehr viel schlimmer aber war der Umstand, daß der Referent des Kanzlers, der die Damen 
seinem Herrn auf den letzten Metern "zuführte", der enttarnte DDR-Spion Günter Guillaume 
war. Schlimmer noch: Brandt hatte dessen spezielle Dienste noch lange weiter in Anspruch 
genommen, nachdem der Hauptmann der Nationalen Volksarmee bereits in Verdacht geraten 
war. Die Stasi hatte weiter ungestört mithorchen können. 
Am 6. Mai 1974 erklärte Bundeskanzler Willy Brandt seinen Rücktritt. Er blieb aber weiter 
politisch aktiv. So behielt er den 1964 von Erich Ollenhauer übernommenen Parteivorsitz bis 
1987. Ein halbes Jahrzehnt später, am 8. Oktober 1992, starb er an den Folgen einer Krebser-
krankung. Auf dem Waldfriedhof in Berlin wurde er beigesetzt.<<  
 
6. Warum sollen sich die Deutschen für alle Zeiten mit dem latenten Antigermanismus, 
der angeblichen Befreiung und dem allgegenwärtigen Schuldkult abfinden? 
Im Jahre 1975 veröffentlichte der deutsche Journalist Wilfried Ahrens eigenmächtig die seit 
1954 vom Bundesministerium für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte erstellte 
"Dokumentation der Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa".  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die unbefugte Veröf-
fentlichung dieser brisanten Dokumentation (x025/194-195): >>Dieser "Raubdruck" blieb 
umstritten, bis die Unterlagen dann wenige Wochen nach dem Bonner Regierungswechsel 
vom Oktober 1982 freigegeben wurden. 
Ähnliche Querelen wie bei der Dokumentation der Vertreibungsverbrechen gab es übrigens 
auch um die Dokumentation "Zur Geschichte der deutschen Kriegsgefangenen des Zweiten 
Weltkrieges", die über 10 Jahre in den Kellern eines Bielefelder Verlages unter Verschluß lag, 
bevor die Bücher verkauft werden durften.<< 
Der CDU-Abgeordnete und spätere Bundespräsident Karl Carstens kritisierte am 19. Februar 
1976 im Bundestag die unbefriedigende Berichterstattung über die Vertreibungsverbrechen an 
Deutschen (x025/210): >>Herr Kollege Brandt hat gesagt, man könne Aussöhnungspolitik 
nicht mit halbem Herzen betreiben, ... aber man kann Aussöhnungs- und Verständigungspoli-
tik auch nicht mit halben Wahrheiten bestreiten. ...<< 
Am 22. Januar 1979 zeigte das Dritte Programm des 1. Deutschen Fernsehens die erste von 4 
Folgen der US-Fernsehserie "Holocaust".  
In dieser 428 Minuten langen Serie über die Verfolgung und Vernichtung der europäischen 
Juden durch das NS-Regime wurde besonders das persönliche Schicksal der jüdischen Familie 
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Weiss geschildert. Diese 4 Fernsehsendungen wurden von 15 bis 20 Millionen Deutschen ge-
sehen und lösten fast 34 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges heftige Publikumsre-
aktionen und Diskussionen über die Ermordung der europäischen Juden aus. Der aus der Bi-
bel stammende Begriff "Holocaust" (griechisch, "Brandopfer") wurde danach zum Begriff für 
den Völkermord an den europäischen Juden (x175/735). 
Die deutsche Journalistin Eva Schweitzer schrieb später in ihrem Buch "Amerika und der Ho-
locaust. Die verschwiegene Geschichte" (x310/194-195): >>... Hollywood sollte den Holo-
caust erst 1959 entdecken, als Twentieth Century Fox …"Das Tagebuch der Anne Frank" auf 
den Markt brachte. Das Schicksal von Anne Frank sollte von Hollywood gleich siebzehnmal 
verfilmt werden. …. Diesem Film folgte die Miniserie "Holocaust, die 1978 auf NBC lief. 
Der eigentliche Durchbruch für den Holocaust in Hollywood kam erst 1993 mit Steven Spiel-
bergs "Schindlers Liste", … der 150 Millionen Dollar einspielte, Fernsehrechte und DVD-
Verkäufe nicht eingeschlossen. ... Von nun an produzierte Hollywood einen Holocaust-Film 
nach dem anderen. ... Mindestens 20 Filme dieses Genres werden nun jedes Jahr hergestellt, 
inklusive Dokumentationen … Zudem taucht der Holocaust in Dutzenden von populären TV-
Serien auf - "Star Treck", "Akte X", "Eine himmlische Familie" usw. … 
Manche sehen die "Hollywoodisierung des Holocaust" mit Unbehagen. So kritisierte Spiegel-
Autor Henryk M. Broder die von Steven Spielberg gegründete Shoah-Stiftung als "ein Unter-
nehmen, das den Massenmord multimedial vermarktet". Das Projekt hat Zehntausende von 
Holocaust-Überlebenden befragt, die der Shoah GmbH sämtliche Verwertungsoptionen an 
den Videoaufnahmen einräumen mußten. Wer sich allerdings aus diesem Fundus bedienen 
will, muß happige Lizenzgebühren zahlen. "Eine Minute Holocaust-Horror aus erster Hand" 
kostet 2.700 Dollar - im Voraus. 
"Damit hat die Shoah Foundation ... eine Lizenz zum Gelddrucken erfunden", schreibt Broder. 
...<< 
Die Welt berichtete am 22. August 1979 über das negative Deutschlandbild im US-Schul-
unterricht (x025/211): >>... Nimmt man dann noch die vielen Kriegsfilme in amerikanischen 
Kinos und Fernsehprogrammen, die Ausstrahlung des Films 'Holocaust' und die Deutschland-
Berichterstattung, vor allem der Zeitungen im Mittelwesten, dann kann man nur Angst be-
kommen.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über das nega-
tive Deutschlandbild (x025/211,227): >>... Daß die Besorgnis ... nicht ganz unbegründet war, 
zeigt u.a. eine Emnid-Umfrage vom Oktober 1977. Danach beziehen immerhin 32 % der be-
fragten Amerikaner ihr Deutschland-Bild aus dem Schulunterricht.  
Die wichtigste Informationsquelle stellt mit 36 % das Fernsehen dar. In diesem Medium geht 
es nicht viel anders zu als in den Schulbüchern. 1978 mußte z.B. der 'Economist' im Hinblick 
auf amerikanische TV-Produktionen berichten: "Jede Woche wird Kindern ein frei erfunde-
nes, wiedergekäutes Zeug über den Zweiten Weltkrieg angeboten, bei dem die Deutschen be-
stenfalls als dumm und schlimmstenfalls als fürchterlich brutal und tückisch dargestellt wer-
den. Etwa jeden Monat wird Kindern und Erwachsenen ... eine Mischung aus Tatsachen und 
Erfindungen vorgeführt, in der die Deutschen im selben Licht gezeigt werden. Der mutige 
oder gar der gute Deutsche ist selten zu sehen. Der durchschnittliche Deutsche ist ein Verbre-
cher in brauner, grauer oder gar schwarzer Uniform". ...<< 
>>... Im Ausland ist eine Renaissance des Deutschlandbildes der Roosevelt-Stalin-Ära zu beo-
bachten. Vor allem in den Schulbüchern und Fernseh-Produktionen der englischsprechenden 
Länder werden Deutsche vielfach mit Nazis gleichgesetzt.  
Nachdem Verbrechen gegen die Menschlichkeit fast nur anhand des Dritten Reiches demon-
striert und östliche und andere Massenverbrechen kaum publiziert werden, entsteht der Ein-
druck, Völkermord sei ein "teutonisches Phänomen"; seine Ursachen seien nicht politisch 
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bzw. soziologisch, sondern abstammungsmäßig zu erklären. Da die historischen Vertrei-
bungsverbrechen im Sinne der Kollektivschuld-Theorie gerechtfertigt erscheinen, tritt eine 
Desensibilisierung gegenüber ähnlichen Massenverbrechen ein. ...<< 
Rudolf Mühlfenzl, Chefredakteur des Bayerischen Fernsehens, kritisierte am 28. Januar 1981 
die systematische Verdrängung der Vertreibungsverbrechen in Ost-Mitteleuropa (x025/193): 
>>Es ist unglaublich, daß über die Jahre voller menschlicher Schicksale so lange nicht ge-
sprochen wurde. ...<< 
Bundesinnenminister Friedrich Zimmermann versprach am 29. Januar 1983 in München 
(x024/350): >>Tendenzen, die deutsche Frage auf die Bundesrepublik Deutschland und die 
DDR zu beschränken und die ostdeutschen Gebiete jenseits von Oder und Neiße nicht einzu-
beziehen, wird es bei der neuen Bundesregierung nicht geben.  
Wir werden auch keinen Zweifel daran aufkommen lassen, daß die Vertreibung von Deut-
schen und die entschädigungslose Enteignung ihres Grundeigentums sowie anderer Entschä-
digungswerte völkerrechtswidrig ist. ...<< 
US-Präsident Ronald Reagan erklärte am 5. Mai 1985 während einer Trauerfeier auf dem 
deutschen Soldatenfriedhof in Bitburg (x268/17): >>... Den Deutschen ist ein Schuldgefühl 
aufgezwungen und zu Unrecht auferlegt worden.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über die feh-
lende Selbstachtung der Deutschen (x268/234): >>... Im Fall der deutschen Nachkriegsneuro-
se übernehmen im wesentlichen die elektronischen Massenmedien die Rolle der repressiven 
Mehrheit und die gleichsam sprachlose Bevölkerung die der Minderheit. Durch hilfreiche 
Vermittlung dieser Massenkommunikationsmittel sehen sich die Deutschen zur Zeit nicht mit 
ihren eigenen Augen, sondern mit den Augen der ehemaligen Kriegsgegner mit allen ihren 
historischen Irrtümern und Vorurteilen, vor allem sehen sie sich aus der Perspektive des Anti-
germanismus der 40er Jahre.  
Erinnert sei hier nochmals an die vertrauliche Denkschrift des Legationsrats Adam von Trott, 
eines der Märtyrer des Widerstands, an die amerikanische Adresse: die angelsächsischen Län-
der seien erfüllt von Vorurteilen und pharisäischen Theorien und offenbar nicht in der Lage zu 
verstehen, daß die Deutschen selbst ein unterdrücktes Volk seien. ...<< 
Bundespräsident Richard von Weizsäcker (1920-2015) erklärte am 8. Mai 1985 während einer 
Rede im Bundestag zum 40. Jahrestag der deutschen Kapitulation (x877/...): >>Und dennoch 
wurde von Tag zu Tag klarer, was es heute für uns alle gemeinsam zu sagen gilt: Der 8. Mai 
war ein Tag der Befreiung. Er hat uns alle befreit von dem menschenverachtenden System der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. ... 
Schuld oder Unschuld eines ganzen Volkes gibt es nicht. Schuld ist, wie Unschuld, nicht kol-
lektiv, sondern persönlich. …<< 
Die "BILD-Zeitung" berichtete damals über diese Rede Weizsäckers: >>Weizsäckers große 
Rede zum 8. Mai 
Der Bundespräsident Richard von Weizsäcker hält eine aufsehenerregende Rede zum 40. Jah-
restag des Kriegsendes.  
Vor dem Bundestag erklärt er: "Der 8. Mai war ein Tag der Befreiung. Er hat uns alle befreit 
von dem menschenverachtenden System der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. Nie-
mand wird um dieser Befreiung willen vergessen, welche schweren Leiden für viele Men-
schen mit dem 8. Mai erst begannen und danach folgten. Aber wir dürfen nicht im Ende des 
Krieges die Ursache für Flucht, Vertreibung und Unfreiheit sehen. Sie liegt vielmehr in sei-
nem Anfang und im Beginn jener Gewaltherrschaft, die zum Krieg führte. ..." 
Der Bundespräsident, Sohn des Staatssekretärs in Ribbentrops Auswärtigen Amt, Ernst von 
Weizsäcker, hebt die Bedeutung der Erinnerung hervor: "Erinnern heißt, eines Geschehens so 
ehrlich und rein zu gedenken, daß es zum Teil des eigenen Innern wird." 
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... Je ehrlicher die Deutschen den 8. Mai begingen, desto freier seien sie, sich seinen Folgen 
verantwortlich zu stellen. "Wir brauchen und wir haben die Kraft, der Wahrheit so gut wir es 
können ins Auge zu sehen, ohne Beschönigung und ohne Einseitigkeit". ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die Rede Weizsäckers 
zum 40. Jahrestag des Kriegsendes (x268/102-103): >>... Natürlich war das Kriegsende für 
die Insassen der Konzentrationslager, für die politischen Häftlinge in den Gefängnissen und 
für die vielen Regimekritiker eine Erlösung.  
Auf der anderen Seite der Bilanz standen die "ethnische Säuberung" in den Vertreibungsge-
bieten - rund 30 Prozent des deutschen Siedlungsgebiets, die Spaltung von Restdeutschland 
und die neue Diktatur in der sowjetischen Besatzungszone. Dann waren da noch die Zwangs-
arbeit von Millionen deutscher Kriegsgefangener und Zivilisten, die Millionen Vergewalti-
gungen durch die Rote Armee, die neuen Konzentrationslager in der sowjetischen Besat-
zungszone und die Hungerpolitik der Westalliierten in ihren Zonen ...<< 
Die israelische Zeitung "Jerusalem Post" berichtete am 4. September 1985 über den deutschen 
Bundespräsident Richard von Weizsäcker (x354/71): >>… (Weizsäcker hat) die junge Gene-
ration in Deutschland … konfrontiert mit der Unsühnbarkeit kollektiver deutscher Schuld.<< 
Margarete Mitscherlich-Nielsen (1917-2012, deutsche Psychoanalytikerin, Ärztin und Auto-
rin) erklärte im Jahre 1986 in einer ZDF-Talkshow (x354/105): >>… Wissen Sie, daß die 
Deutschen aussterben, so wie sie bisher waren - zwei Weltkriege haben sie vom Zaun gebro-
chen, millionenfachen Völkermord haben sie hinter sich gebracht ... in ihrer besonderen Art 
des Nationalgefühls - das kann man eigentlich nicht bedauern.<< 
Der deutsche Historiker Michael Wolffsohn schrieb am 8. Januar 1987 in der "Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung" über die unterschiedlichen Formen und Anwendungen des Rassismus 
(x268/82,88-89): >>... Der Antigermanismus (stellt) letztlich, ebenso wie der Antisemitismus, 
eine politische Abart der Biologie (dar). Dieser politische Biologismus ordnet Menschen auf-
grund ihrer geburtsbedingten nationalen und religiösen Herkunft, nicht aufgrund ihrer Eigen-
schaften oder Verhaltensweisen, den Mächten des Lichts oder den Mächten des Dunkels zu - 
ein für allemal. Er ist damit radikal gegen die Traditionen der Aufklärung gerichtet, die für 
den Einzelmenschen die Fesseln der Geburt sprengen wollte. ...<< 
>>... Das Instrument des Antigermanismus ist ebenso wirksam wie das des Antijudaismus, der 
sich ebenfalls von seinem Objekt verselbständigt hat. Der Antijudaismus hat mit dem realen 
Juden, wenn überhaupt, nur sehr wenig gemein.  
Der Antigermanismus zeichnet, verzeichnet und überzeichnet das heutige Deutschland, eben-
so wie einst der Jude nur als Fratze dargestellt wurde. Seit Jahrtausenden leben die Juden mit 
dem Antijudaismus, die Deutschen werden sich wohl oder übel, an die Allgegenwart des An-
tigermanismus gewöhnen müssen. ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil schrieb im November 1987 in seinem Buch 
"Vertreibungsverbrechen an Deutschen" über die ungenügende Würdigung der eigenen Opfer 
(x025/15,196-198): >>Dieses Buch möchte dazu beitragen, die Grabkreuze wieder aufzurich-
ten und den Toten endlich die verdiente letzte Ehre zu erweisen.  
Wenn es wahr ist, daß alle Menschen gleich sind, gleich an Wert und Würde, dann hat jede 
verfolgte Gruppe einen uneingeschränkten Anspruch auf Würdigung ihrer Opfer, auch und ge-
rade in publizistischer Hinsicht. ...<<  
>>... Ähnlich wie die Justiz haben auch die öffentlich-rechtlichen Fernsehanstalten unseres 
Landes ihren Beitrag zur Aufarbeitung der Epoche des Dritten Reiches geleistet. Über die Ju-
denverfolgung allein wurden bis zum Jahr 1978 mindestens 100 Sendungen ausgestrahlt. Seit 
der Serie "Holocaust" - Anfang 1979 - hat sich die Zahl der einschlägigen Produktionen dra-
stisch erhöht. Hinzu kommt eine Vielzahl von Sendungen über andere NS-Verbrechen in den 
besetzten Gebieten und in binnendeutschen Konzentrationslagern, über die Lage der sowjeti-
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schen Kriegsgefangenen usw.  
Im Gegensatz zu dieser moralisch gebotenen und weltweit beispiellosen Aufklärungsarbeit 
kann die Bewältigung des Vertreibungsthemas im Fernsehen in keiner Weise befriedigen. Ab-
gesehen von zwei kurzen Erwähnungen im Jahr 1979 war ... der Dokumentarbericht "Flucht 
und Vertreibung" aus dem Jahre 1981 der einzige erwähnenswerte Fernsehbeitrag zur intellek-
tuellen Auseinandersetzung mit dem größten Verbrechen der Nachkriegsgeschichte. 
Jeder großen und auch mancher kleineren Tragödie dieses Jahrhunderts ist bisher ein würdiges 
Denkmal gesetzt worden. Man denke z.B. an das imposante Mahnmal auf dem Hügel 
"Schwalbenburg" in Eriwan, der Hauptstadt der Sowjetrepublik Armenien. Es wurde 1965 
zum 50. Jahrestag des türkischen Völkermords an 1,5-2 Millionen Armenier errichtet. 
Trotz östlicher Kritik wurde am 6. März 1982 ... im Londoner Zentrum … ein bemerkenswer-
tes Denkmal enthüllt. Es soll an über 2 Millionen Russen und andere Osteuropäer erinnern, 
die nach dem Krieg gegen ihren Willen von den Westmächten ausgeliefert wurden und zu 
einem großen Teil im Osten umkamen. ... 
Zu den Gedenkstätten von Hiroshima und Nagasaki pilgert die Welt, und im Ostblock exi-
stiert eine so große Zahl von historischen Gedächtnisstützen zum Thema NS-Besatzung, daß 
ihre Auflistung hier zu weit führen würde. ...  
Die Erinnerung an beinahe drei Millionen Vertreibungsopfer dagegen wurde im kommuni-
stischen Machtbereich mit großer Gründlichkeit ausgelöscht; für sie dürfte im Osten keine 
einzige Gedenkstätte existieren. ... 
Die ehemaligen Konzentrationslager in Deutschland erinnern heute durchwegs als würdige 
Gedenkstätten und Museen an den Leidensweg der Antifaschisten, Juden, Zigeuner, Zeugen 
Jehovas, Homosexuellen und anderen Naziopfer.  
Am vollkommensten ist die Aufarbeitung der Vergangenheit naturgemäß in Israel. Außer re-
gelmäßigen staatlichen Gedenktagen mit öffentlicher Schweigeminute und Unterrichtsschwer-
punkten in den Schulen ist vor allem an Yad Vashem zu erinnern, die gewaltige Forschungs- 
und Gedenkstätte auf dem Herzl-Berg in Jerusalem. 
Während sogar Chruschtschow die Errichtung eines großen Denkmals für die Opfer des Stali-
nismus plante, sucht man bei uns vergeblich nach einer adäquaten Gedenkstätte für die Opfer 
der Vertreibungsverbrechen "als Warnung vor Gleichgültigkeit". ... Der Hundefriedhof von 
Cobham bei London, ein Produkt englischer Tierliebe und liebenswerten Spleens, ist ungleich 
größer und eindrucksvoller als das größte und eindrucksvollste Denkmal für die Millionen 
Vertreibungsopfer. ...<< 
Der deutsche Journalist und Publizist Johannes Gross schrieb im Jahre 1989 in seinem Buch 
"Phönix in Asche" (x268/229): >>... Wenn der Staat Flagge zeigt, tut er es halbmast, seine 
Feiertage sind Trauertage, die Bekundungen der Staatsmänner triefen von Betroffenheit.  
Seine Geschichte ist in Wahrheit die des NS-Regimes und der Gedenktage seiner Greuel.<< 
 
7. Wieso bezeichnet man die "68er Bewegung" und "Die Grünen" auch als Zöglinge der 
Frankfurter Schule? 
Im Jahre 1950 kehrten die deutscher Philosophen und Soziologen Max Horkheimer und 
Theodor W. Adorno aus dem US-Exil zurück und gründeten mit Finanzmitteln der US-Besat-
zungsmacht und anderen Geldgebern das Frankfurter Institut für Sozialforschung, um die 
planmäßige Umerziehung der Deutschen fortzusetzen. Die sogenannte "Frankfurter Schule" 
prägte später vor allem die "68er Bewegung" und "Die Grünen". 
Der deutsche Historiker Sebastian Haffner berichtete später über die linksradikale Studenten-
bewegung der 60er Jahre in der Bundesrepublik Deutschland (x268/126-127): >>Wenn ich 
mir die linken Studenten und jungen Literaten ansehe, die sich heute so massenhaft und be-
reitwillig über die Sünden ihrer Väter entrüsten (ohne eine Ahnung von den Konflikten und 
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Versuchungen, in die auch anständige Leute damals geraten konnten), dann fühle ich mich 
unwillkürlich an meine eigenen Altersgenossen erinnert, die jungen Leute von vor 30 Jahren, 
die damals, voll ähnlich leicht erregter Entrüstung, scharenweise in die SA gingen.  
Dieselben unkritischen jungen Gesichter, dieselbe naive Unbescheidenheit und Überheblich-
keit, dieselbe Bereitschaft, sich als Weltenrichter aufzuspielen; vor allem dieselbe etwas sub-
alterne Unfähigkeit, das Böse auch dann zu bemerken, wenn es sich auf der eigenen Seite in 
der eigenen Sache einschleicht. ... 
Das schreckliche an dem Linksdrall der gegenwärtigen politischen Mode, genau wie an dem 
Rechtsdrall, der eine Generation zuvor beherrschte, ist, daß er mit gänzlich unbewußter Au-
tomatik funktioniert, ohne daß die Leute auch nur merken, daß sie eigentlich alles ungeprüft 
voraussetzen, wie inkonsequent sie oft sind und wie sehr sie gewohnheitsmäßig mit zweierlei 
Maß messen. ...<< 
Der deutsche Journalist und Historiker Rainer Zitelmann berichtete im Jahre 1994 in seinem 
Buch "Wohin treibt unsere Republik?" über die sogenannte "Faschismuskeule" der linksradi-
kalen 68er Studentenbewegung (x268/126): >>Man interessierte sich für die "faschistoiden" 
Strukturen, Tendenzen, Denkweisen usw., die man überall in der demokratischen Bundesre-
publik zu entdecken glaubte und nur dort nicht suchte, wo man ehesten hätte fündig werden 
können: bei sich selbst. ...  
1968 bildete sich eine Argumentationstypologie heraus, die bis heute bestimmend ist, ja, die 
intellektuelle und politische Debatte zunehmend dominiert: Wer nicht links ist, ist Nazi, ist 
Faschist. ...<<  
Andreas Baader wurde am 14. Mai 1970 durch Ulrike Meinhof, Gudrun Ensslin, Astrid Proll, 
Irene Goergens und Ingrid Schubert aus der Haft befreit ("Geburtsstunde der Roten-Armee-
Fraktion - RAF"). Während der "Baader-Befreiung" wurde eine Person durch einen Schuß 
schwer verletzt. 
Ulrike Meinhof (1934-1976, Anführerin der radikalen "Rote Armee Fraktion") bekannte sich 
im Jahre 1970 zu offenen, geplanten Gewalttaten (x300/200): >>... Und wir sagen natürlich, 
die Bullen sind Schweine, wir sagen, der Typ in Uniform ist ein Schwein, das ist kein 
Mensch, und so haben wir nicht mit ihm zu reden, und es ist falsch, überhaupt mit diesen Leu-
ten zu reden, und natürlich kann geschossen werden.<< 
Ulrike Meinhof (1934-1976, RAF-Anführerin) erhängte sich am 9. Mai 1976 in ihrer Gefäng-
niszelle in Stuttgart. 
Das Oberlandesgericht Stuttgart verurteilte Andreas Baader, Gudrun Ensslin und Jan-Carl 
Raspe nach 192 Verhandlungstagen am 28. April 1977 wegen vierfachen Mordes und 
34fachen versuchten Mordes zu jeweils lebenslangen Freiheitsstrafen. 
Am 18. Oktober 1977 stürmte die deutsche Spezialeinheit GSG 9 in Mogadischu (Somalia) 
das von Terroristen entführte Flugzeug der Lufthansa. Bei der Stürmung der "Landshut" wur-
den innerhalb von neunzig Sekunden sämtliche Passagiere aus der Maschine befreit und drei 
Entführer getötet. Die zu lebenslanger Haft verurteilten RAF-Terroristen Andreas Baader, 
Gudrun Ensslin und Jan-Carl Raspe begingen am gleichen Tag in Stuttgart-Stammheim in 
ihren Zellen Selbstmord. 
Am 13. Januar 1980 schlossen sich die bisher nur lokal und regional organisierten "Grünen" 
und die "Grüne Aktion Zukunft" während ihres Gründungsparteitages in Karlsruhe zur Bun-
despartei "Die Grünen" zusammen. 
Die neue Bundespartei "Die Grünen" wurde zunächst von Petra Kelly (1947-1992), August 
Haußleiter (1905-1989) und Norbert Mann geführt. Zu den wesentlichen politischen Grund-
sätzen dieser sog. Umweltpartei zählten damals: "Ökologie, Basisdemokratie, Sozial-Sozialis-
mus."  
Nach den ersten Wahlerfolgen der "Grünen", die vor allem die wachsende Umweltzerstörung 
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bekämpfen wollten, schlossen sich sofort zahlreiche gescheiterte, aber kampferprobte linksra-
dikale Akteure (Spontis und Marxisten) der 68er Bewegung (Josef Fischer, Jürgen Trittin, 
Daniel Cohn-Bendit, Thomas Ebermann, Hubert Kleinert, Rezzo Schlauch, Hans-Christian 
Ströbele, Otto Schily und viele andere Linksradikale) dieser sanften Umweltpartei der selbst-
ernannten Weltverbesserer an und verdrängten anschließend relativ schnell und problemlos 
die kampfunerfahrenen, naiven Parteigründer sowie die weltfremde Parteiführung der "Grü-
nen" aus allen wichtigen Führungspositionen der Partei. 
Die als "Grüne" getarnte linksradikale Bewegung setzte danach in den folgenden Jahrzehnten 
konsequent die sozialistische Leitideologie der "Frankfurter Schule" um. Im Verlauf der sy-
stematischen Umerziehung bzw. Gehirnwäsche wurden vor allem die traditionellen deutschen 
Werte und Tugenden (Anstand, Fleiß, Ehrlichkeit, Großzügigkeit, Ordnung, Pünktlichkeit, 
Toleranz etc.) der bundesdeutschen "Gesellschaft" allmählich auf den Kopf gestellt, verhöhnt, 
lächerlich gemacht und letzten Endes zerstört. Die Vor- und Kriegsgeneration der Deutschen 
wurden pauschal als NS-Verbrecher eingestuft und ihre gigantische Wiederaufbauarbeit blen-
deten die "Grünen" kurzerhand aus. 
 
8. Weshalb wurde der Niedergang des Christentums fast widerstandslos hingenommen? 
Die "BILD-Zeitung" berichtete am 1. September 1969: >>Gotteslästerung nicht mehr straf-
bar ... Bei der ersten Etappe der Strafrechtsreform wird die Gotteslästerung (§ 166) abge-
schafft. Bislang wurde dieses Delikt mit Gefängnis bestraft - bis zu 3 Jahren.  
Im neu gefaßten Paragraphen heißt es nur noch: Strafbar ist das Beschimpfen des Inhalts eines 
religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnisses anderer in einer Art, die den öffentlichen 
Frieden stört. ...<< 
>>Homosexualität straffrei ... Änderung von § 175: Liebe zwischen Männern ab 21 ist straf-
frei ...<< 
Die katholische Monatsschrift "THEOLOGISCHES" Nr. 10 - 1994 berichtete im Oktober 
1994 über das Buch "Grün war die Hoffnung. Geschichte und Kritik der grünen Bewegung" 
des deutschen Autors Lothar Gassmann (x853/...): >>Zwischen Marx und New Age 
Seit Monaten wird in Deutschland in zahlreichen Medien so getan, als ob - überspitzt ausge-
drückt - ein zweiter Hitler bevorstünde, obwohl rechtsextreme Umtriebe (Gott sei Dank) stark 
abgenommen haben. Aber jede einzelne Tat ist schlimm. Gewalt ist jedoch zu brandmarken, 
ob sie nun von rechts oder links kommt. Das Problem in Deutschland ist freilich die Einäu-
gigkeit. Rechte Gewalt wird (zu Recht) als furchtbar betrachtet, für linke gibt es dagegen (zu 
Unrecht) vielfach Verständnis, wenn von ihr überhaupt die Rede ist.  
Eine linksradikale Gefahr aber wird in vielen Medien erst gar nicht gesehen. Doch sind die 
Grünen auf linker Seite mit ihrer Forderung nach totaler Freigabe der Abtreibung (und damit 
der Tötung von Kindern), nach Legalisierung selbst von Marihuana und ihrem Engagement 
gegen ein Schutzalter in Sachen sexuellen Mißbrauchs als Ersatz für den § 175 (Homosexuali-
tät) tatsächlich weniger radikal als die Republikaner auf rechter? Sind sie von der demokrati-
schen "Mitte" ideologisch weniger weit entfernt als die Reps? 
Der Autor des Buches weiß, wovon er spricht, wenn er die Grünen entsprechend sieht und 
kritisiert. Lothar Gassmann, Jahrgang 1958, hat selbst lange in Umweltschutzverbänden mit-
gearbeitet und die Grünen gewählt. Von den siebziger Jahren bis heute gibt es zahlreiche 
Flugblätter und Artikel zu ökologischen Themen aus seiner Feder. Jetzt legt der junge Doktor 
der Theologie ein ausführliches Standardwerk zur Bewegung der Grünen vor. 
Er kommt zu dem Schluß: Die ideologischen Grundlagen dieser Partei sind Neomarxismus 
und neuheidnische Naturmystik, und beides ist mit christlichem Gedankengut unvereinbar. 
Auch wenn man die Grünen nicht über einen Kamm scheren darf - es gibt unter ihnen auch 
engagierte Christen -, auch wenn man das Engagement für die Umwelt nur begrüßen kann 
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(und hier haben nicht wenige Christen einen Nachholbedarf), so sind doch wesentliche ethi-
sche und ideologische Positionen der Partei der Grünen für Christen inakzeptabel.<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 15. Januar 2000 (x887/...): >>Streit 
und Hader um Gott 
Abgeordnete wollen den religiösen Bezug aus der Präambel streichen 
Die kürzlich vom bayerischen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber gemachte Äußerung, in 
Deutschland lebende Ausländer müßten die abendländische Kultur als "Leitkultur" akzeptie-
ren, ist eine zwar von tiefer christlicher Verbundenheit zeugende, aber dennoch leicht mißver-
ständliche Aussage. Aber immerhin war es der Versuch, sich auf eine eigene kulturell-reli-
giöse Wertewelt zu beziehen. 
Und dies in einer Zeit, in der Bundestagsabgeordnete, vor allem aus der Ecke der SPD und der 
Bündnisgrünen, fordern, den Anfang der Präambel des Grundgesetzes "im Bewußtsein seiner 
Verantwortung vor Gott und den Menschen ..." zu streichen. "Der Gottesbezug sollte nicht in 
einer Verfassung stehen, die für alle Bürger geschrieben wurde", meint der SPD-Abgeordnete 
Eckardt Bartel. Auch der grüne Bundestagsabgeordnete und von türkischen Eltern abstam-
mende Cem Özdemir ist der Ansicht, daß eine "Konstitutionalisierung des Christengottes" zu 
Abgrenzung und Intoleranz führe. ... 
Deutschland steht angesichts der Überflutung vor allem türkischer, arabischer und anderer 
mehr oder weniger Asyl suchenden Völkerschaft vor einem immer größer werdenden und 
schier unlösbaren Problem. Die Kriminalität steigt, unseliger islamischer Fundamentalismus, 
der nicht mit allem Arabischen zu verwechseln ist, nimmt kontinuierlich zu. ...<< 
In dem erbitterten Kulturkampf, der spätestens seit Bildung der 68er Bewegung geführt 
wurde, sollte die bisherige Bindekraft der christlichen Religion durch kommunistisch-
atheistische Gesellschaftsideologien ersetzt werden. Infolge der Streichung des Gottesläste-
rungsparagraphen 166 Strafgesetzbuch wurden z.B. ab September 1969 Gotteslästerung und 
blasphemische Angriffe auf das Christentum nicht mehr strafrechtlich geahndet, um die christ-
lichen Konfessionen zu schützen und um den Charakter eines christlich geprägten Staatswe-
sens zu bewahren.  
Die evangelische und die katholische Kirche unterwarfen sich erstaunlicherweise fast wider-
standslos der totalitären Gender-Ideologie und gehören gegenwärtig vielerorts sogar zu den 
fanatischsten Verteidigern der von den selbsternannten Gutmenschen eingeleiteten religiösen 
Destabilisierungsmaßnahmen.  
Der unübersehbare Glaubensverfall unterstützt den dramatischen Niedergang der christlichen 
Werteordnungen, der "guten Sitten" sowie der jahrhundertealten "moralischen Werte" des 
Naturrechts und verherrlicht schließlich den Atheismus, gemeingefährliche Sekten und die 
Herrschaft von größenwahnsinnigen Öko-Hysterikern und falschen Klimapropheten (Öko-
Inquisition). 
Die Verleugnung des christlichen Erbes sowie Anfeindungen und die Zurückdrängung von 
christlichen Werten durch die linksliberale, atheistisch-materialistische Gender-Ideologie för-
dern in Deutschland zwangsläufig die Ausbreitung von radikalen Sekten und totalitären athei-
stischen Organisationen. 
 
9. Warum zählt Helmut Kohl zu den gehorsamen Erfüllungsgehilfen und willigen Hand-
langern der Neuen Weltordnung? 
Bundeskanzler Helmut Schmidt (1918-2015, deutscher Bundeskanzler von 1974-82, heraus-
ragender Politiker der deutschen Sozialdemokratie) warnte im Jahre 1981 während einer 
DGB-Versammlung in Hamburg (x268/180): >>... Wir können nicht noch mehr Ausländer 
verdauen, das gibt Mord und Totschlag.<<  
Bundeskanzler Helmut Schmidt wurde am 1. Oktober 1982 durch ein konstruktives Mißtrau-
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ensvotum des deutschen Bundestages gestürzt.  
Die FDP schloß danach eine Koalition mit der CDU/CSU. Helmut Kohl (CDU) wurde neuer 
Bundeskanzler.  
Die "BILD-Zeitung" berichtete damals: >>Eine neue Ära: Kohl wird Kanzler  
Erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik ist am 1. Oktober in Bonn ein konstruktives 
Mißtrauensvotum erfolgreich: Der Bundestag stürzt damit Bundeskanzler Helmut Schmidt 
und beendet dadurch nach 13 Jahren die SPD/FDP Herrschaft. ...  
Der 1930 in Ludwigshafen geborene Pfälzer spricht in seiner Regierungserklärung erstmals 
von einer geistig-politischen Wende, die es zu erreichen gelte. ...<< 
Helmut Kohl (1930-2017, deutscher CDU-Politiker, 1969-1976 Ministerpräsident in Rhein-
land-Pfalz, 1976-2002 Mitglied des Bundestages, 1973-1998 Bundesvorsitzender der CDU, 
1982-1998 Bundeskanzler, setzte sich 1989/90 für die zügige Verwirklichung der Vereinigung 
Mittel- und Westdeutschlands ein: lehnte eigenmächtig die angebotene Rückgabe Ostdeutsch-
lands ab und akzeptierte die französische Forderung, die deutsche DM-Währung abzuschaf-
fen, erhielt 1996 die Goldmedaille der jüdischen Freimaurerloge B'nai B'rith, 1999/2000 Mit-
telpunkt einer Finanz- und Parteispendenaffäre, im Februar 2001 wurde ein Ermittlungsver-
fahren wegen "geringer Schuld" gegen Zahlung einer Geldbuße in Höhe von 300.000 DM 
eingestellt). 
Helmut Kohl förderte während seiner Kanzlerschaft (ab 1982) frühzeitig die Bildung eines 
EU-Einheitsstaates und damit die Abschaffung des deutschen Nationalstaates. Am 19. Juni 
1983 beschlossen die Staats- und Regierungschefs der zehn EG-Mitgliedstaaten, eine Euro-
päische Union zu gründen. In Maastricht schloß man am 11. Dezember 1991 einen Vertrag 
über den politischen, wirtschaftlichen und sozialen Ausbau zur Europäischen Union mit einer 
einheitlichen stabilen Währung. Für Bundeskanzler Helmut Kohl war der Maastricht-Vertrag 
angeblich eine Entscheidung über Krieg oder Frieden im nächsten Jahrhundert. 
Der Maastrichter Vertrag trat am 1. November 1993 in Kraft. Dieses völkerrechtlich bindende 
Abkommen leitete die bisher weitreichendste Reform der Europäischen Union ein. Danach 
begann allmählich die Übertragung von deutschen Souveränitätsrechten an die Europäische 
Union (EU) nach Brüssel. Die staatlichen Kompetenzen der Nationalstaaten wurden 
systematisch reduziert, um die Nationalstaaten abzuschaffen und die Europäische Union in 
einen zentralistischen Bundesstaat nach dem Vorbild der ehemaligen UdSSR umzuwandeln. 
Großbritannien widersetzte sich damals energisch den EU-Plänen, einen föderalen europäi-
schen Bundesstaat zu errichten.  
Bundeskanzler Kohl lehnte während der sogenannten "Zwei-plus-Vier-Verhandlungen" im 
Jahre 1990 eigenmächtig die angebotene Rückgabe Ostdeutschlands ab. Da der französische 
Ministerpräsident Mitterrand für seine Zustimmung zur Vereinigung Mittel- und West-
deutschlands die Einführung des Euros und die Einbindung Deutschlands in einen europäi-
schen Währungsverbund verlangte, opferte Bundeskanzler Helmut Kohl angeblich zur Wah-
rung nationaler Interessen im Jahre 1990 wesentliche Teile der mühsam erreichten deutschen 
Teil-Souveränität. 
Bundeskanzler Kohl und der französische Ministerpräsident Mitterrand bildeten später den 
sogenannten "deutsch-französischen Motor" innerhalb der EU und setzten die Einführung ei-
ner gemeinsamen Währung durch, die schließlich 1991 im Maastricht-Vertrag beschlossen 
wurde. Der Europäische Rat bestätigte am 15./16. Dezember 1995 in Madrid die Einführung 
der einheitlichen Währung "Euro" zum 1. Januar 1999. Der Euro konnte bis 2002 nur im bar-
geldlosen Zahlungsverkehr genutzt werden. Die auf nationale Währung lautenden Scheine und 
Münzen blieben bis 2002 im Umlauf. 
Im Verlauf der Privatisierung von mitteldeutschen Staatsunternehmen verdichteten sich seit 
1999 die Hinweise, daß Bundeskanzler Kohl u.a. dem Investorenkonsortium von Elf-Aqui-
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taine und Thyssen unzulässig hohe Subventionen gewährt hätte. "Die Zeit" erklärte damals 
zum Beispiel, es seien über die Liechtensteiner Firma Noblepac beim Verkauf der mitteldeut-
schen Leuna-Raffinerie an den französischen Ölkonzern "Elf-Aquitaine" rund 75 Millionen 
Mark an "deutsche Parteien" geflossen. Der französische Ministerpräsident Mitterrand soll 
demnach persönlich angeordnet haben, der CDU über den Ölkonzern Elf Aquitaine Geld zu-
kommen zu lassen - die Rede war von 30 Millionen Mark CDU-Wahlkampfhilfe "für Euro-
pa". 
Bundeskanzler Kohl, der damals auch CDU-Parteichef war, verfügte jahrelang über diverse 
"Schwarze Kassen", um in allen CDU-Landesverbänden "unbürokratisch" zu helfen. 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 26. Januar 2000: >>Eine Europa-
Verbindung in ganz neuem Licht 
Selbst Francois Mitterands Widerstand gegen die deutsche Vereinigung konnte seine Freund-
schaft zu Helmut Kohl nicht trüben. Die beiden Politiker, die 14 beziehungsweise 16 Jahre an 
der Spitze ihres jeweiligen Landes standen, verband eine enge Beziehung. Ging die Freund-
schaft so weit, daß der damalige französische Staatspräsident Kohl 1994 seine Wiederwahl 
zum Kanzler sichern wollte? Entsprechende Berichte der ARD und France 2 machen in 
Frankreich Schlagzeilen. Offiziell allerdings heißt es in Paris:  
Kein Kommentar. 
Den beiden Fernsehanstalten zufolge soll Mitterand persönlich angeordnet haben, der CDU 
über den Ölkonzern Elf Aquitaine Geld zukommen zu lassen - die Rede ist von 30 Millionen 
Mark. Ein Vertrauter des 1996 gestorbenen ehemaligen Präsidenten wird mit den Worten zi-
tiert, es habe sich dabei ausdrücklich um CDU-Wahlkampfhilfe gehandelt, "für Europa".  
Tatsächlich zogen Kohl und Mitterand vor allem, wenn es um europäische Fragen ging, an 
einem Strang. Sie bildeten den sogenannten "deutsch-französischen Motor" innerhalb der EU 
und lancierten die Einführung einer gemeinsamen Währung, die schließlich 1991 im Maa-
stricht-Vertrag beschlossen wurde. ... 
Aus Pariser Justizkreisen verlautete, bislang gebe es keinerlei Hinweise auf verdeckte Wahl-
kampfhilfe für die CDU via Elf-Aquitaine. Der frühere staatliche Ölkonzern ist in diverse 
Korruptionsskandale verwickelt; es wurden bereits mehrere Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Die beiden für das Elf-Dossier zuständigen Untersuchungsrichterinnen Eva Joly und Laurence 
Vichnievsky beschäftigen sich seit 1997 auch mit dem Leuna-Geschäft - in diesem Zusam-
menhang soll das Geld an die CDU weitergeleitet worden sein. ...<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 25. Mai 2014 über den deutschen 
CDU-Politiker Helmut Kohl, von 1982-1998 Bundeskanzler: >>… Dem "großen Europäer" 
Helmut Kohl hielt Frederick Forsyth 1997 vor, er habe in einer Rede vor Studenten erklärt, 
den Deutschen sei nicht zu trauen, weshalb die "europäischen Freunde" sie fesseln und wirt-
schaftlich anbinden sollten, damit sie sich nie wieder losreißen und einen europäischen Krieg 
anzetteln könnten. …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 21. Oktober 2016: >>Deutschland 
läßt sich aussaugen  
Schlimmer als Versailles: Was in der Nachkriegszeit noch Zwang war, geschieht heute frei-
willig - wir sind Goldesel und Zahlmeister für andere 
… Die D-Mark aufzugeben und die deutsche Bundesbank zu entmachten bezeichnet Bandulet 
als "größten Fehler der deutschen Nachkriegsgeschichte". …<< 
 
10. Wieso brach die DDR nach 40 Jahren tatsächlich zusammen? 
Michail Gorbatschow, Generalsekretär der KPdSU, wurde am 1. Oktober 1988 zum Vorsit-
zenden des Obersten Sowjet gewählt. Gorbatschow, der als Reformer galt, wußte damals 
längst, daß er die zunehmenden Versorgungsengpässe in der Sowjetunion ohne westliche Hil-
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fe nicht lösen konnte.  
Die sowjetische Regierung beschloß am 27. Juli 1989, daß die 3 baltischen Sowjetrepubliken 
Estland, Lettland und Litauen ab 1990 wirtschaftliche Autonomie erhalten sollten. 
Am 11. September 1989 ließ die ungarische Regierung die Grenzen nach Österreich öffnen. 
Danach flohen innerhalb von 3 Tagen rund 15.000 DDR-Bürger nach Österreich bzw. in die 
Bundesrepublik (x175/820). 
In Leipzig wurde am 2. Oktober 1989 die bisher größte Demonstration (rd. 20.000 Teilneh-
mer) durch Volkspolizisten gewaltsam beendet. 
Der sowjetische Staats- und Parteichef Michail Gorbatschow forderte die SED-Führung am 6. 
Oktober 1989 anläßlich des 40. Jahrestages der DDR-Gründung indirekt auf, Reformen einzu-
leiten - "Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben" ... 
In Leipzig duldete die SED-Regierung am 9. Oktober 1989 erstmals eine Demonstration von 
50.000-70.000 Teilnehmern - "Wir sind das Volk - keine Gewalt ...". 
Am 18. Oktober 1989 trat Staats- und Parteichef Erich Honecker zurück und wurde durch 
Egon Krenz abgelöst. 
Über 1.000.000 Ost-Berliner demonstrierten am 4. November 1989 für Freiheit und Demokra-
tie (x175/820). Es war die größte freie Demonstration, die jemals in der DDR stattfand. 
Bürgerrechtler forderten am 26. November 1989, die Eigenständigkeit der DDR zu verteidi-
gen (x303/171): >>... Gewaltfrei durch Massendemonstrationen hat das Volk den Prozeß der 
revolutionären Erneuerung erzwungen. ... 
Entweder können wir auf der Eigenständigkeit der DDR bestehen und versuchen, ... in unse-
rem Land eine solidarische Gesellschaft zu entwickeln, in der Frieden und soziale Gerechtig-
keit, Freiheit des Einzelnen, Freizügigkeit aller und die Bewahrung der Umwelt gewährleistet 
sind. 
Oder: Wir müssen dulden, daß ... über kurz oder lang die DDR durch die Bundesrepublik ver-
einnahmt wird. 
Laßt uns den ersten Weg gehen!<<  
Die "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 27. November 1989 über ein Gespräch mit dem 
SPD-Politiker Oskar Lafontaine.  
Im Verlauf dieser Unterredung lehnte es Lafontaine ab, deutsche Spätaussiedler aus Rußland, 
Rumänien, den deutschen Ostgebieten und der DDR aufzunehmen (x268/186): >>Ist es rich-
tig, daß wir allen Bürgern aus der DDR, allen Bürgern Polens, die deutscher Abstammung 
sind, oder den anderen, die in der Sowjetunion, Rumänien oder anderen Staaten Osteuropas 
leben - daß wir all denen den Zugriff auf die sozialen Systeme der Bundesrepublik einräumen: 
Kindergeld, Kranken- und Arbeitslosengeld, Renten? ...<<  
Am 22. Dezember 1989 wurde in Ostberlin das Brandenburger Tor geöffnet. 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schrieb später über den Zusammenbruch der 
DDR und die friedliche deutsche Wiedervereinigung im Jahre 1990 (x283/246-248): >>... Als 
der wachsende Schuldenberg die Aussicht auf den Staatsbankrott für 1991 erkennen ließ, bot 
der Devisenbeschaffer Schalck-Golodkowski am 6. November 1989 der Bundesregierung an, 
für eine weitere Zusage von 12 bis 13 Milliarden D-Mark die Berliner Mauer zu öffnen. Dies 
wurde verweigert. Drei Tage später fiel die Mauer ohne einen weiteren Heller Bruderhilfe. ... 
Die wachsende Verschuldung der DDR führt zu der Frage, ob das System ohne die wiederhol-
ten Kredite vom Klassenfeind nicht schon vorher zusammengebrochen wäre.  
Umgekehrt wüßte man gern, was den Arbeiter- und Bauernstaat hätte retten können. Da ist 
guter Rat teuer. ... Jede Reform hätte das System weiter unterhöhlt. Je mehr Freiheiten ge-
währt worden wären, desto mehr wären gefordert worden. Was immer das Regime tat, war 
falsch, weil es selbst falsch war, so falsch wie die Wahlergebnisse, auf die es sich stützte. Als 
dann Gorbatschow Glasnost und Perestroika ausrief und der gesamte sozialistische Ostblock 
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ins Wanken geriet, entfiel auch die Existenzgrundlage für den SED-Staat. 
Unklar bis zuletzt blieb, ob das Regime kampflos abtreten würde. ... Höhepunkt der Spannung 
war die Montagsdemonstration um die Leipziger Nikolaikirche am 9. Oktober 1989. 8.000 
Soldaten der Nationalen Volksarmee hatten die Altstadt umstellt. Für die Krankenhäuser wa-
ren Sonderschichten angeordnet, die Blutkonserven aufgestockt, die Kühlräume der Schlacht-
häuser für die erwarteten Leichen freigeräumt. Das "Neue Deutschland" hatte das Vorgehen 
der chinesischen Ordnungskräfte gegen die Konterrevolutionäre auf dem Platz des Himmli-
schen Friedens mit seinen Aberhunderten von Toten beifällig kommentiert. War in Leipzig 
nicht ein Gleiches zu erwarten? 
... Das Blutbad an der Nikolaikirche unterblieb. Was hätte es auch genützt? Den Bruch mit 
Bonn und eine Verzögerung des Endes mit sinnlosen Opfern! Deren gab es doch wahrlich 
schon genug. Moskau hatte den Herren vom Staatsrat die militärische Unterstützung entzogen. 
Tief enttäuscht waren sie nun klug genug, es nicht zum Äußersten kommen zu lassen. Sie ga-
ben zwar nicht freiwillig, aber kampflos auf, was auch gewaltsam nicht auf Dauer zu halten 
gewesen wäre. Durch das, was damals nicht geschah, war Leipzig eine Sternstunde. ...<< 
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Vereinigung Mittel- und Westdeutschlands bis zur DDR 2.0 von 1990-2020: 30 Jahre 
Vasallenschaft und eingeschränkte Selbstbestimmung 
 

Die ungeschriebenen Gesetze und Zwänge der Natur werden letztlich dasjenige Volk be-
lohnen, das sich allen Widerwärtigkeiten zum Trotz erhebt, um gegen Ungerechtigkeit, Lü-
gen und Chaos anzukämpfen. Das war stets so in der Geschichte, und so wird es immer 
sein. Weder uns noch unseren Nachkommen wird dieser Kampf ums Überleben erspart 
bleiben. 
Immanuel Kant (1724-1804, deutscher Philosoph) 

Vereinigung Mittel- und Westdeutschlands 
Am 22. Dezember 1989 wurde in Ostberlin das Brandenburger Tor geöffnet. 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete im Juni 2009 über die 
Wiedervereinigung West- und Mitteldeutschlands (x878/...): >>Kontinuität deutscher au-
ßenpolitischer Interessen im 20. Jahrhundert? ... 
1989/1990 konnte das kurze Zeitfenster genutzt und die staatliche Einheit Deutschlands unter 
den einmalig günstigen Umständen wieder hergestellt werden. Die friedliche Revolution der 
ostdeutschen Bevölkerung von 1989 schuf eine Voraussetzung. Allein entscheidend war sie 
aber nicht. Die außenpolitischen Kontinuitäten und Interessendifferenzen traten offen zutage. 
Die deutsche Einheit war kein Selbstläufer, es gab Widerstände. 
Vor allem von britischer Seite. Frau Thatcher tat so ziemlich alles, was in ihrer Macht stand, 
um die Wiedervereinigung zu verhindern. Frankreichs Präsident handelte hinter den Kulissen 
ebenso. Noch in letzter Minute versuchte er u.a. mit einer Reise nach Kiew und einem dorti-
gen Treffen mit Kreml-Chef Gorbatschow den Lauf der Dinge zu bremsen, um Zeit zu gewin-
nen und die Entwicklung zu steuern. Allerdings fehlte den ehemaligen Entente-Mächten 
Großbritannien und Frankreich wie 1918/1919 der Partner im Osten.  
Wie Ende des Ersten Weltkriegs war Rußland handlungsunfähig. 1917 hatte die russische Re-
volution für einige Jahre ein Machtvakuum verursacht. Siebzig Jahre später begann die So-
wjetunion ab 1987/1988 zu erodieren und implodierte Anfang der 90er Jahre völlig. Moskau 
war in dieser Situation nicht imstande und nicht mehr willens, die Entwicklung in Mitteleuro-
pa zu steuern oder aufzuhalten. Rußland zog sich nach der Überspannung und Überbeanspru-
chung seiner Kräfte in der Sowjetzeit freiwillig hinter seine Grenzen zurück. 
Ausschlaggebend für den Erfolg des deutschen Strebens nach Wiedervereinigung waren die 
USA. Die Weltlage hatte sich seit 1914 in der Tat dramatisch verändert. Die europäischen 
Mächte waren nicht mehr allein Herr der Entscheidungen. Schon im Ersten Weltkrieg hatten 
die USA mit ihrem Kriegseintritt 1917 den Ausschlag für den Kriegsausgang zu Gunsten der 
Entente gegeben. Im Zweiten Weltkrieg wurden sie im Westen absolut dominant und die Bri-
ten sahen sich gezwungen, der US-Politik als Juniorpartner zu folgen. Nach 1945 entstand ein 
Patt zwischen den USA und der Sowjetunion, das bis 1989/1990 hielt.  
Die USA wurden mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion alleinige Weltmacht, eine Situa-
tion, die sie tatkräftig zur Zurückdrängung Rußlands nutzten. Im Kontext dieser Entwicklung 
sahen die USA die Möglichkeit, ihre Interessen über die deutsche Wiedervereinigung zu för-
dern. …<<  
In der DDR fanden am 18. März 1990 die ersten freien Wahlen zur Volkskammer der DDR 
statt - "Allianz für Deutschland" aus CDU, DSU und DA = 48,2 %, SPD = 21,8 %, PDS = 
16,3 % ... -. Die Wahlbeteiligung lag bei 93,2 % (x101/173). 
Die Berliner Tageszeitung "taz" berichtete am 19. März 1990 über die ersten freien Wahlen 
zur Volkskammer der DDR (x303/173): >>... Kohl hat sich im Wahlkampf für den Anschluß, 
für die Teilhabe der DDR-Bürger am westlichen Wohlstand, für das Versprechen von der Er-
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lösung vom Dasein eines Deutschen zweiter Klasse verbürgt. 
Eine Mehrheit der DDR-Wähler wollte Gleichheit jetzt - und sei es nur als Garantie von mate-
riellen Symbolen der Gleichheit.<< 
Das niederländische Wochenmagazin "Elsevier" veröffentlichte am 7. April 1990 ein Inter-
view mit dem polnischen Politiker Lech Walesa - seit Dezember 1990 bis Ende 1995 Staats-
präsident - über die polnischen Sorgen nach der deutschen Wiedervereinigung (x309/45): 
>>... Falls die Deutschen von neuem Instabilität in Europa verursachen sollten, in welcher 
Form auch immer, dann wird es in Zukunft nicht mehr zu einer Teilung Deutschlands kom-
men, sondern wird Deutschland von der Landkarte ausradiert werden. Mit der fortgeschritte-
nen Technologie sind Ost und West gemeinsam imstande, dieses Urteil zu vollstrecken. Falls 
Deutschland nochmals beginnt, gibt es keine andere Lösung. ...<<  
Der deutsche Schriftsteller Günter Grass erklärte am 19. Mai 1990 zur geplanten Wiederver-
einigung Deutschlands (x303/173): >>... Mein erster Eindruck ist der, daß in Ermangelung 
eines weiterreichenden Gedankens die D-Mark der zentrale Begriff geworden ist. ... 
Der Ruf nach Freiheit ist durch eine Art von DM-Freiheit und Konsumfreiheit ersetzt worden. 
Die absurdeste Koppelung habe ich in der DDR auf einem Plakat gelesen: Freiheit ist Lei-
stung - dümmer habe ich das Wort Freiheit noch nie interpretiert gesehen.<<  
Der Deutsche Bundestag in Bonn und die DDR-Volkskammer in Ost-Berlin verabschiedeten 
am 21. Juni 1990 den Staatsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik. Ferner wurde eine Entschließung über die endgültige Aner-
kennung der polnischen Westgrenze (Oder-Neiße-Linie) verabschiedet. 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die Bundestagsdebatte 
vom 21. Juni 1990 "Erklärung der Bundesregierung zu den deutsch-polnischen Beziehungen 
bzw. Anerkennung der Oder-Neiße-Linie" (x160/12): >>... Ein herausragender jüdischer Hu-
manist, der britische Schriftsteller und Verleger Victor Gollancz, Mitbegründer des National-
komitees für die Rettung der Opfer des Naziterrors und entschiedener Gegner der "deutschen 
Kollektivschuld", hat über die Kollektivschuld-Ideologie gesagt, was dazu zu sagen ist:  
"Sie stützt sich - bestenfalls - auf gänzliche Unkenntnis der psychologischen und wissen-
schaftlichen Tatsachen und läßt sich in einer halben Stunde durch Zuhilfenahme jedes beliebi-
gen Lehrbuches der europäischen oder Weltgeschichte richtigstellen. Ihr weitgehender Einfluß 
ist natürlich der Ansteckung durch das nazistische Rassendogma zuzuschreiben. ... Die Vor-
stellung der "Kollektivschuld" ist - wie der Faschismus - ein Rückschritt zu vorchristlicher 
Barbarei. Daß anständige und intelligente Menschen sie ernsthaft diskutieren, zeigt, wie sehr 
uns das, was wir bekämpfen, schon angesteckt und verdorben hat." 
Die Bundestagsdebatte vom 21. Juni 1990 endete mit dem Ausruf des Grünen-Abgeordneten 
Briefs: "Es darf nie wieder Deutschland geben. Nie wieder Deutschland!"  
Beifall bei Abgeordneten der Grünen.<<  
Der Deutsche Bundesrat stimmte am 22. Juni 1990 dem Staatsvertrag und der Entschließung 
über die deutsch-polnische Grenze zu. 
Die DDR-Volkskammer beschloß am 22. August 1990 den Beitritt der DDR nach Artikel 23 
des Deutschen Grundgesetzes. Beitrittstermin der DDR zum Geltungsbereich des Grundgeset-
zes wurde der 3. Oktober 1990. 
Vertreter der deutschen Regierungen unterzeichneten am 31. August 1990 in Ost-Berlin den 
Einigungsvertrag über die Herstellung der Einheit Deutschlands (Beitrittstermin der DDR zum 
Geltungsbereich des Grundgesetzes: 3.10.1990).  
Am 12. September 1990 wurde in Moskau das Abschlußdokument der "Zwei-plus-Vier-
Verhandlungen" von den Außenministern der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen 
Demokratischen Republik, der Französischen Republik, des Vereinigten Königreichs von 
Großbritannien und Nordirland, der UdSSR und der USA unterzeichnet.  
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Bundeskanzler Kohl erklärte am selben Tag in der Sitzung des Bundeskabinetts zur Unter-
zeichnung des Vertrages in Moskau vom 12. September 1990 (x101/307): >>... Fertiggestellt 
ist auch der durch die Währungsumstellung in der DDR zum 1. Juli dieses Jahres erforderli-
che Vertrag über einige überleitende Maßnahmen. 
Sein Schwerpunkt ist die finanzielle Regelung für die sowjetischen Streitkräfte auf dem Ge-
biet der heutigen DDR. Es geht dabei um 
- Aufenthaltskosten, die die sowjetische Seite grundsätzlich selbst trägt, zu denen wir aber 
beisteuern; 
- Rücktransportkosten; 
- Wiedereingliederungskosten, wobei ein Wohnungsbauprogramm in der Sowjetunion und 
Umschulungsmaßnahmen im Vordergrund stehen. 
Unser Gesamtaufwand wird sich auf zirka 12 Milliarden DM in 4 Jahren belaufen. ...<<  
Ministerpräsident Lothar de Maizière erklärte am 2. Oktober 1990 während einer Fernsehan-
sprache (x298/251): >>... Es ist ungewöhnlich, daß sich ein Staat freiwillig aus der Geschichte 
verabschiedet. Ebenso ungewöhnlich und widernatürlich war aber auch die Teilung unseres 
Landes. 
In wenigen Stunden tritt die Deutsche Demokratische Republik der Bundesrepublik Deutsch-
land bei. Wir Deutschen erreichen die Einheit in Freiheit. 
Ich glaube, wir alle haben Grund, uns zu freuen und dankbar zu sein. Wir lassen ein System 
hinter uns, daß sich demokratisch nannte, ohne es zu sein. Seine Kainszeichen waren die Un-
freiheit des Geistes und das verordnete Denken, Mauer und Stacheldraht, der Ruin der Wirt-
schaft und die Zerstörung der Umwelt, die ideologisch kalkulierte Gängelung und das ge-
schürte Mißtrauen. 
An die Stelle dieser Tyrannei sind Rechtstaatlichkeit, Demokratie und Menschenwürde getre-
ten. Unser Weg in die Freiheit war nicht gefahrlos und war nicht unumstritten. Wir danken 
denjenigen, die unbeirrt ihren Weg gingen und ihren demokratischen Willen furchtlos zum 
Ausdruck brachten. Da sie sich von der Angst befreit hatten, konnten sie auch die Freiheit 
erzwingen. 
Wir wissen, daß wir diesen Weg nicht ohne das neue Denken in der Sowjetunion und ohne die 
Unterstützung unserer Nachbarn im Osten hätten gehen können. Wir danken ... auch dem Ver-
ständnis der Vier Mächte und ihrer Verständigungsbereitschaft, die für die deutsche Einheit 
Voraussetzung war. 
Wir sind jetzt Bürger eines gemeinsamen deutschen Staates, und mit der Länderbildung, die 
sich in wenigen Tagen vollzieht, werden wir gleichzeitig wieder Bürger von Thüringen und 
Sachsen, von Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern sein. 
Wir können uns wieder auf die Kräfte besinnen, die aus der Geschichte und den Traditionen 
dieser Länder herrühren. Das Diktat des Zentralismus mit seinen ortsfernen Entscheidungen 
und die Auszehrung des übrigen Landes finden endlich ihr Ende. Und, so will es der Eini-
gungsvertrag, das geeinte Berlin wird Hauptstadt Deutschlands sein. 
Mit der Einheit in Freiheit wird Wirklichkeit, was viele kaum mehr für möglich hielten. Die 
40jährige Teilung unseres Landes ist überwunden.<< 
Am 3. Oktober 1990 trat die Deutsche Demokratische Republik der Bundesrepublik Deutsch-
land bei. Gemäß Einigungsvertrag vom 29.09.1990 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik wurden die Länder Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen am 3. Oktober 1990 Länder der Bun-
desrepublik Deutschland (obgleich diese neuen Länder der Deutschen Demokratischen Repu-
blik erst am 14. Oktober 1990 gemäß Ländereinführungsgesetz gebildet wurden!!!).  
Der 3. Oktober ist seither ein gesetzlicher Feiertag ("Tag der deutschen Einheit").  
Infolge des Inkrafttretens des Staatsvertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
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der DDR gehörten die fünf neuen Bundesländer seit dem 3. Oktober 1990 zur EG. 

Abb. 86 (x175/835): Wiedervereinigungsfeier vor dem Deutschen Reichstag in Berlin am 3. 
Oktober 1990 
Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik waren keine 
souveränen Staaten, weil das Deutsche Reich völkerrechtlich nie untergegangen ist. Es han-
delte sich lediglich um Besatzungskonstrukte der alliierten Siegermächte, aber um keine Staa-
ten im völkerrechtlichen Sinn, denn sie verfügten nicht über die klassischen Merkmale eines 
Staates: Staatsgebiet, Staatsvolk und Staatsgewalt.  
Weder die Bundesrepublik Deutschland noch die Deutsche Demokratische Republik waren 
völkerrechtlich politisch und ökonomisch unabhängige Staaten. Während der Vereinigung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik im Jahre 1990 
wurden demnach nur zwei unsouveräne, abhängige Staatsgebilde (ehemalige Besatzungszo-
nen der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges) zusammengeführt. 
Die von den Siegermächten gegründete BRD und die DDR waren nie souveräne Staaten. Die 
freien, geheimen Wahlen in der BRD waren zwar frei und geheim, aber die gewählten Partei-
en und Abgeordneten waren nicht souverän. Insofern waren alle Wahlen völlig überflüssig.  
Aufgrund des Besatzungsstatutes, der geheimen Zusatzverträge - Ruhrstatut und Zwangsmit-
gliedschaft in den Folgegemeinschaften Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl bzw. 
Montanunion, EG und EU - sowie der zahlreichen geheimen Vorbehaltsrechte handelten die 
gewählten Parteien und Abgeordneten seit Gründung der BRD im Auftrag der alliierten Sie-
germächte. Seit 1949 mußte jeder deutsche Bundeskanzler die sogenannte "Kanzlerakte" un-
terschreiben. 
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag wurde ausdrücklich die Souveränität der Bundesrepublik 
Deutschland verkündet. Das neue Verwaltungskonstrukt (BRD und DDR = BRD) übernahm 
jedoch gemäß "Zwei-Plus-Vier-Vertrag" wesentliche Teile des Überleitungsvertrages von 
1954 (Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen vom 23.10.1954) 
und blieb weiterhin Zwangsmitglied der Europäischen Union, so daß die politischen und wirt-
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schaftlichen Selbstbestimmungsrechte der Deutschen weiterhin erheblich eingeschränkt blie-
ben.  
Aufgrund der damaligen Grundgesetzänderung wurde die Einheit und Freiheit Deutschlands 
angeblich für das gesamte deutsche Volk vollendet und damit das Heimat- und Selbstbestim-
mungsrecht der vertriebenen Ostdeutschen kurzerhand komplett ausgeblendet.  
Der "Verzicht" auf Teile des fortbestehenden Deutschen Reiches - Ostdeutschland bzw. deut-
sche Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße - war gemäß Artikel 25 Grundgesetz völker-
rechtswidrig und deshalb ungültig und nichtig. 
Artikel 25 des deutschen Grundgesetzes - Stand: Januar 2018 - lautete wie folgt (x890/...): 
>>Artikel 25 
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den 
Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesge-
bietes.<<  
Bei der Vertreibung von etwa 14 Millionen Deutschen aus den Gebieten Ost-Mitteleuropas, 
wobei mindestens 2 Millionen ihr Leben verloren, handelte es sich zweifelsfrei um Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit.  
Der Verzicht auf die deutschen Ostgebiete bedeutet den Verlust von 114.648 Quadratkilome-
tern bzw. 24,4 % des deutschen Staatsgebietes in den Grenzen von 1937. Dieser Verzicht ver-
stößt auch gegen die allgemeinen Regeln des Völkerrechts. Die Anerkennung dieser gewalt-
sam festgesetzten Grenzen bedeutet die Billigung von völkerrechtswidrigen Vertreibungen, 
legalisiert kollektive Schuldzuweisungen sowie kollektive Bestrafungen und befürwortet 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit.  
Dr. Wolfgang Thüne (stellvertretender Sprecher der Landsmannschaft Ostpreußen) schrieb 
anläßlich des Tages der Heimat 1999 in der Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" am 4. Sep-
tember 1999 (x887/...): >>Menschenrechte sind unteilbar 
… Bei allen "Ostverträgen" wurde Artikel 25 des Grundgesetzes ignoriert, der besagt, daß das 
Völkerrecht nicht nur Bestandteil des Bundesrechts ist, sondern ihm sogar im Range vorgeht. 
Das Recht auf die angestammte Heimat ist ebenso wie das daraus resultierende Recht auf 
Rückkehr oder das Recht auf Restitution anerkanntes Völkerrecht. Die Haager Landkriegs-
ordnung aus dem Jahre 1907 verbietet es dem Besatzer, das Privateigentum einzuziehen und 
die Menschen kollektiv aus der Heimat zu vertreiben.  
Das Nürnberger Militärtribunal kennzeichnete 1945 Deportationen und Vertreibungen nicht 
nur als Kriegsverbrechen, sondern als Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Die Vollver-
sammlung der Vereinten Nationen bezeichnete die "Prinzipien von Nürnberg" als allgemein-
gültig und erklärte Vertreibungen generell zu unverjährbaren Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit. Auch Zwangsumsiedlungen sind Vertreibungen, auch wenn, wie im Potsdamer Ab-
kommen vom August 1945 gefordert wird, sie "human" erfolgen sollten. Es gibt keine "hu-
mane" Vertreibung, keinen "humanen" Völkermord (Genozid)! 
Der bei den Vereinten Nationen in Genf tätige amerikanische Völkerrechtler Prof. Alfred de 
Zayas schrieb im Ostpreußenblatt vom 6. September 1991: "Völkerrechtlich gesehen verjäh-
ren weder Verbrechen gegen die Menschlichkeit noch Völkermord. Auch wenn die meisten 
Täter bereits verstorben sind: Ihre Verbrechen sind nicht verjährt. Was die staatliche Verant-
wortung bzw. Haftung betrifft, so ist sie keineswegs erloschen. Ferner sind die Menschenrech-
te der Opfer zu berücksichtigen. Ubi ius, ibi remedium (wo Recht gilt, da ist auch Abhilfe zu 
schaffen ...). Es muß eine Reparation für die Opfer geben." ...<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 25. März 2006 (x887/...): 
>>Thesen zur Vertreibung 
Neuauflagen der Standardwerke von Prof. Alfred M. de Zayas 
Zu den Standardwerken über Flucht und Vertreibung der Deutschen aus dem Osten zählen seit 
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Jahrzehnten die Werke des Völkerrechtlers Prof. Dr. Alfred M. de Zayas ("Die Anglo-
Amerikaner und die Vertreibung", 1977, sowie "Anmerkungen zur Vertreibung", 1986). ... 
Vorab dokumentieren wir hier Auszüge aus diesen "Thesen zur Vertreibung": 
- Heimatrecht ist Menschenrecht. 
- Die Vertreibung der Deutschen war völkerrechtswidrig. 
- Die Haager Landkriegsordnung von 1907 war im Zweiten Weltkrieg anwendbar. Artikel 42 
bis 56 beschränken die Befugnisse von Okkupanten in besetzten Gebieten und gewähren der 
Bevölkerung Schutz, insbesondere der Ehre und der Rechte der Familie, des Lebens der Bür-
ger und des Privateigentums (Artikel 46), und verbieten Kollektivstrafen (Artikel 50). Eine 
Massenvertreibung ist mit der Haager Landkriegsordnung in keiner Weise in Einklang zu 
bringen ... 
- Vertreibungen waren im Jahre 1945 völkerrechtswidrig, auch in Friedenszeiten, denn sie 
verletzen die Minderheitenschutzverträge, die Polen und die Tschechoslowakei verpflichteten. 
- Die Rechtsprechung des Internationalen Militär-Tribunals in Nürnberg verurteilte die Ver-
treibungen, die von den Nationalsozialisten durchgeführt worden waren, als Kriegsverbrechen 
und Verbrechen gegen die Menschheit. Das Völkerrecht hat per definitionem universale Gel-
tung, und darum stellten die Vertreibungsaktionen gegen die Deutschen, gemessen an densel-
ben Prinzipien, ebenfalls Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschheit dar. 
- Artikel XIII des Potsdamer Protokolls hat keine Legalisierung der Vertreibung der Deut-
schen bewirkt und konnte es auch gar nicht. Die Alliierten hatten keine unbeschränkte Verfü-
gungsgewalt über das Leben der Ostdeutschen. Auch wenn es ein "Interalliiertes Transferab-
kommen" gegeben hätte (und Artikel XIII stellt kein solches Abkommen dar), müßte es nach 
völkerrechtlichen Prinzipien beurteilt werden. 
- Vertreibung und Verschleppung können sehr wohl als Völkermord bezeichnet werden, wenn 
die Absicht des Vertreiberstaates nachweislich ist, eine Volksgruppe auch nur teilweise zu 
vernichten. Dies war zweifelsohne die Absicht Beneschs, wie in seinen Reden und in den Be-
nesch-Dekreten ausreichend belegt. 
- Flüchtlinge und Vertriebene haben ein Recht auf Rückkehr sowie ein Recht auf Restitution 
(siehe Uno-Unterkommission für Menschenrechte, Resolutionen 2002/30 und 2005/21, sowie 
den Schlußbericht der Unterkommission über Vertreibung und die Menschenrechte, UN Doc 
E/CN. 4/Sub. 2/1997/23).<< 
Am 2. Dezember 1990 gewann die vom "Kanzler der Einheit" geführte CDU/FDP-Koalition 
die gesamtdeutsche Wahl.  
Bei der vorgezogenen 12. Bundestagswahl erhielten die Parteien folgende Wählerstimmen 
(x089/82): >>CDU/CSU = 43,8 %, SPD = 33,5 %, FDP = 11,0 %, Grüne (West) = 3,9 %, 
Bündnis 90/Grüne (Ost) = 1,2 %, PDS = 2,4 %, Sonstige = 4,2 %.<< 
Nach seiner Wiederwahl bildete Bundeskanzler Helmut Kohl eine Koalitionsregierung aus 
CDU/CSU und FDP.  
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im Juni 2017 im COMPACT-
Spezial Nr. 14 über Helmut Kohl (x343/12,15-16): >>Der Alte und der Pfälzer  
_ von Jürgen Elsässer 
… Die Wende bleibt aus 
… Helmut Kohl. Im Wahlkampf 1983 postulierte er: "Wir werden die Arbeitslosigkeit und die 
Zahl der Ausländer in Deutschland um die Hälfte reduzieren!" Passiert ist freilich nichts, der 
Zuzug ging weiter. 
Überhaupt fiel die Bilanz der ersten Kohl-Jahre aus deutscher Sicht ernüchternd aus. Die fol-
genschwerste Entscheidung am Anfang seiner Amtszeit war die Stationierung neuer amerika-
nischer Mittelstreckenraketen - was schon sein Vorgänger Schmidt hatte, aber innerparteilich 
nicht durchsetzen konnte. Im Gegenzug dazu konnte der Pfälzer immerhin US-Präsident Ro-
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nald Reagan dazu bewegen, mit ihm den Soldatenfriedhof in Bitburg zu besuchen, wo auch 
SS-Gefallene bestattet waren.  
Das friedliche Gedenken der Staatsmänner hätte ein Ende der ewigen Beschwörung der Nazi-
Vergangenheit bringen können - wäre Kohl nicht aus der eigenen Partei ein Strich durch die 
Rechnung gemacht worden: Bundespräsident Richard von Weizsäcker nutzte seine Rede zum 
40. Jahrestag der "Befreiung" (Weizsäcker) des 8. Mai 1945 genau dazu, alte Wunden wieder 
aufzureißen. Die Linken jeder Couleur waren begeistert.  
Kohls Ansatz einer "geistig-moralischen Wende" scheiterte aber auch an hausgemachten Feh-
lern. Mit der Zulassung des Privatfernsehens ab 1984 wollte er die Dominanz der öffentlich-
rechtlichen Sender - für ihn der "Rotfunk" - brechen. Tatsächlich waren die neuen Programm-
angebote zwar weniger politisch als ARD und ZDF, aber viel mehr amerikanisiert - seichte 
Unterhaltung und billiger Sex konnten die Deutschen gerade nicht mit ihren kulturellen Wur-
zeln in Kontakt bringen. 
Deutschland, einig Vaterland 
… Zum einen gab er den Polen eine Garantie für die Unantastbarkeit der Oder-Neiße-Grenze, 
zum anderen sicherte er den Russen eine Nichtausdehnung der NATO auf das Gebiet der neu-
en Bundesländer zu. So ließ die Sowjetunion von ihrer Forderung, das vereinigte Deutschland 
müsse blockfrei sein oder gleichzeitig der NATO und dem Warschauer Pakt angehören, am 
Ende doch noch ab. 
Warum Kohl den sowjetischen Druck auf Abschluß eines Friedensvertrages aber nicht aus-
nutzte, um einen solchen auch von den westlichen Siegermächten einzufordern, bleibt ein 
Rätsel. Der ersatzweise verabschiedete Zwei-plus-Vier-Vertrag gab Deutschland zwar ent-
scheidende Souveränitätsrechte zurück, aber hob die Feindstaatenklausel der UNO nicht auf 
und beendete auch die US-Geheimdiensteinmischung nicht, wie zuletzt die NSA-Affäre ge-
zeigt hat. Daß die Zurückhaltung der NATO bei der Ostausdehnung, die der deutsche Gene-
ralsekretär Manfred Wörner und US-Außenminister James Baker zugesichert hatten, nicht 
vertraglich fixiert worden ist, kann man freilich nicht Kohl anlasten - daran war die Naivität 
Gorbatschows schuld. 
Noch folgenschwerer war, daß Kohl die Zustimmung Frankreichs zur Wiedervereinigung - so 
jedenfalls die Aufzeichnungen von Präsidentenberater Jacques Attali - letztlich mit einem 
Deal erkauft hat: das Ja von Mitterand wurde mit dem deutschen Verzicht auf die D-Mark 
belohnt, im Dezember 1991 besiegelt in den Maastrichter Verträgen. Le Figaro sprach von 
einem "Versailles ohne Krieg" - in Erinnerung an den Versailler Vertrag, der Deutschland 
1919 unter die Knute gezwungen hatte. …<< 
Der britische Historiker Christopher Duffy berichtete später über die deutsche Wiedervereini-
gung (x100/328-330): >>... Soweit es die Teilung Deutschlands und die Präsenz größerer aus-
ländischer Truppenkontingente betraf, ging die Jalta-Periode der deutschen Geschichte 1990 
zu Ende. Sie hatte 45 Jahre gedauert, in denen die vormals verbündeten Streitkräfte im großen 
ganzen dort geblieben waren, wo sie am Ende des Zweiten Weltkrieges gestanden hatten.  
Um einen Vergleich für diese Situation zu haben, braucht man sich nur einmal vorzustellen, 
die britischen und preußischen Truppen hätten 1815 nach der Schlacht von Waterloo ihre Stel-
lungen nicht geräumt, sondern sich erst 1860 aus Frankreich zurückgezogen. 
Zugleich wurde ein offenes Problem des internationalen Rechts, das einigen Sprengstoff in 
sich barg, schneller gelöst als erwartet. Die Bundesrepublik hatte, was im Ausland kaum 
wahrgenommen worden war, die von Polen nach dem Krieg auf Kosten Deutschlands bean-
spruchte Grenze niemals formell anerkannt.  
Im Potsdamer Abkommen war nur eine vorläufige Demarkationslinie an Oder und Neiße fest-
gelegt und ansonsten erklärt worden, "daß die endgültige Festlegung der Westgrenze Polens 
bis zu einer Friedenskonferenz zurückgestellt werden soll". Zu dieser Konferenz ist es jedoch 
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nie gekommen, da der heiße Krieg nahtlos in den Kalten Krieg überging.  
Für den Parlamentarischen Rat bestand Deutschland, obwohl das von ihm ausgearbeitete 
Grundgesetz der Bundesrepublik zunächst nur für die westdeutschen Länder galt, weiterhin in 
den Grenzen von 1937 - mit anderen Worten, es umfaßte auch den westlichen Teil Polens und 
das zu Rußland gehörende Gebiet um das ehemalige Königsberg. Zur Überraschung mancher 
Beobachter verzichtete die Regierung des wiedervereinigten Deutschland auf Ansprüche in 
dieser Richtung und erkannte in einem Vertrag vom 14. November 1990 die Oder-Neiße-Linie 
als endgültige deutsche Ostgrenze an, 
Zweifel an der Absolutheit der moralischen Verdikte der Zeit nach 1945 blieben jedoch beste-
hen, und es ist bezeichnend, daß es deutsche Historiker waren, die mittlerweile begonnen hat-
ten, danach zu fragen, ob die Deutschen nun für immer an der Schuld für das tragen müßten, 
was im Dritten Reich geschehen war. Auslöser des sogenannten Historikerstreits, der sich an 
dieser Frage entzündete, war ein Artikel von Ernst Nolte gewesen, der am 6. Juni 1986 unter 
dem Titel "Vergangenheit, die nicht vergehen will" in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
veröffentlicht wurde.  
Nolte, der zusammen mit Andreas Hillgruber und Michael Stürmer - ob nun zu Recht oder 
Unrecht - als "Neokonservativer" eingestuft wurde, vertrat die im einzelnen zwar umstrittene, 
im Kern aber nur schwer zu widerlegende These, daß die Verbrechen des Dritten Reichs unter 
den im 20. Jahrhundert insgesamt begangenen Greueltaten keineswegs einzigartig seien.<< 
Der deutsche Staats- und Völkerrechtler Dieter Blumenwitz schrieb später über den sog. 
"Zwei-plus-Vier-Vertrag" (x151/56): >>... Die Vorgaben für die 2+4-Verhandlungen lauteten: 
"Kein Friedensvertrag, sondern eine völkerrechtlich verbindliche Regelung über die äußeren 
Aspekte der Herstellung der deutschen Vereinigung". ...<< 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schrieb später über den sog. "Zwei-plus-Vier-
Vertrag" (x283/249): >>... Mit dem Fall der Mauer war das Ende der Spaltung zum Greifen 
nahe, aber ohne die Bestätigung aus Moskau nicht erreichbar. Dort war man grundsätzlich zu 
einer Zustimmung bereit, allerdings unter der Bedingung, daß Gesamtdeutschland neutral sei. 
Eine Mitgliedschaft in der NATO wurde zunächst nicht akzeptiert.  
Es bedurfte langer zäher Verhandlungen und erheblicher materieller Zuwendungen, deren Hö-
he - angeblich 8 Milliarden - sowohl Gorbatschow als auch Helmut Kohl in ihren Memoiren 
schamhaft verschweigen, bis endlich am 12. September 1990 der Zwei-plus-Vier-Vertrag un-
terzeichnet und die Westbindung der erweiterten Bundesrepublik anerkannt und dingfest 
war.<< 
Hans Werner Bracht, deutscher Jurist und Prof. für öffentliches Recht, schrieb später in einem 
Gutachten über die völkerrechtlichen Konsequenzen des sog. "Zwei-plus-Vier-Vertrages" 
vom 12. September 1990 (x800/...): >>... 2. Der Einigungsvertrag zwischen der "Bundesrepu-
blik Deutschland" und der "DDR" vom 6. September 1990 hat in Artikel 4, Ziffer 2 den Arti-
kel 23 des Grundgesetzes aufgehoben.  
Daher gilt nach gegenwärtigem bundesdeutschem Staatsrecht nicht mehr: "Das Grundgesetz 
ist nach dem Beitritt anderer Teile Deutschlands in diesen Teilen in Kraft zu setzen." Diese 
Aufhebung war staatsrechtlich rechtswidrig, da nicht alle Teile Deutschlands, wie z.B. Ost-
deutschland jenseits von Oder und Neiße, dem Grundgesetz beigetreten sind. 
3. Von der Bundesregierung ist dafür als Begründung angegeben worden, daß die Wiederver-
einigung Deutschlands mit dem Beitritt der DDR zum Grundgesetz vollzogen sei und daher 
kein weiteres Gebiet in Europa mehr der Bundesrepublik beitreten könne.  
Damit hat die Bundesregierung freilich indirekt auf Ostdeutschland jenseits der Oder und 
Neiße verzichtet - Das eigentliche Ostdeutschland ist niemals Mitteldeutschland, wie dieses 
heute genannt wird. - Und das obwohl zu diesem Zeitpunkt noch keine gesamtdeutsche Regie-
rung und auch kein gesamtdeutscher Gesetzgeber bestand und daher eine solche Abtretung 
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staatsrechtlich irrelevant ist, zumal ja auch die Bundesrepublik Deutschland nicht identisch 
mit dem Deutschen Reich war und ist, das nach wie vor besteht.  
Zu einer völkerrechtlich gültigen Abtretung fehlt ihr daher jede Rechtsgrundlage: Ich kann 
und darf nicht rechtsgültig das Grundstück meines Nachbarn an Fremde abtreten.  
Das wäre rechtsunwirksam. 
4. 4. Noch deutlicher als im Einigungsvertrag kommt diese gewollte Abtretung im "Vertrag 
über die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland", im sog. Zwei-plus-Vier-Vertrag, 
zum Ausdruck, der am 12. September 1990 von der Bundesrepublik Deutschland, der DDR 
und den vier Hauptsiegermächten in Moskau abgeschlossen wurde.  
In Artikel 1 dieses Vertrages wird auf jeden künftigen Gebietsanspruch Deutschlands anderen 
Mächten gegenüber verzichtet, ohne daß dafür eine Rechtsgrundlage welcher Art auch immer 
für die Bundesrepublik Deutschland vorhanden war.  
In diesem Artikel werden auch die deutschen Ostgebiete nicht mehr als deutsches Staatsgebiet 
aufgeführt. 
5. 5. Trotz dieser entscheidend deutlichen Völkerrechtsgrundlage muß die Bundesrepublik 
Deutschland aber in jedem Fall Artikel 20 Absatz 3 des Grundgesetzes berücksichtigen.  
Zu diesem dort genannten Recht gehört auch das Völkerrecht nach Artikel 25 Grundgesetz das 
nach dieser Bestimmung sogar dem Bundesrecht im Rang vorgeht. … 
10. 10. … 
Die deutschen Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße sind zweifellos annektiert worden. Ei-
ne solche Annexion soll durch den Grenzanerkennungsvertrag mit Polen vom 14. November 
1990 durch dessen folgende Ratifikation abgeschlossen werden und "Recht" begründen.  
Entsprechend verpflichtet sich die Bundesrepublik Deutschland auch in Artikel 2 des deutsch-
sowjetischen Vertrages über gute Nachbarschaft, Partnerschaft und Zusammenarbeit vom 9. 
November 1990, künftig keine Gebietsansprüche künftig mehr gelten zu machen. 
Eine solche Annexion ist aber niemals ein völkerrechtlicher Grund für einen dauerhaften Er-
werb aller deutschen Ostgebiete durch die polnische und sowjetische Annexion und Okkupa-
tion. 
11. 11. Jede Vereinbarung, die die von Polen und der Sowjetunion annektierten deutschen 
Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße betrifft, ist somit zunächst in diesen beiden Punkten 
eine Verletzung von Artikel 53 der Wiener Vertragsrechtskonvention. Rechtsfolge könnte 
daher von jeder Bundesregierung, die der jetzigen folgt, den Okkupationsmächten gegenüber 
geltend gemacht werden.  
Daher kann eine solche Vereinbarung nicht dem Frieden in Europa auf Dauer dienen. Denn 
dieser völkerrechtlich begründete Rechtsanspruch nach der UNO-Konvention vom 22. No-
vember 1967 ist unverjährbar und unverzichtbar nach Artikel 8, Abs. 4 der Genfer Konventi-
on von 1949. Die Geltendmachung solcher Ansprüche gegen Polen und Rußland ist völker-
rechtlich daher jederzeit zulässig. 
12. 12. Darüber hinaus ergibt sich ebenfalls aus dem allgemeinen Recht der internationalen 
Verträge ein weiterer Rechtsgrund, dessen Nichtbeachtung gleichfalls zur Nichtigkeit im Sin-
ne von Artikel 57 der Wiener Vertragskonvention von jeder entsprechenden völkerrechtlichen 
Vereinbarung führt, mit der die Bundesrepublik Deutschland die von Polen und der Sowjet-
union annektierten Gebiete des Deutschen Reiches jenseits von Oder und Neiße an die beiden 
Okkupationsmächte abtreten wollte und würde.  
Wenn ein solcher Abtretungsvertrag völkerrechtswirksam sein sollte, muß die Bundesrepublik 
Deutschland vorerst einmal über die abzutretenden Gebiete auch völkerrechtlich überhaupt 
abtretungs- und damit verfügungsberechtigt gewesen sein.  
Das war jedoch zu keinem Zeitpunkt jemals der Fall, denn das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland erstreckte sich nie über Ostdeutschland jenseits von Oder und Neiße. 
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13. 13. Denn unstreitig ist die Bundesrepublik Deutschland jedenfalls vor der Annexion der 
deutschen Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße über diese Gebiete schon damals nicht völ-
kerrechtlich befugt gewesen, weil sie zum Zeitpunkt der Annexion gar nicht bestand.  
Sie ist aber auch nachträglich nicht völkerrechtlich verfügungsberechtigt geworden.  
Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes in dieser Sache über den 
Fortbestand des Deutschen Reiches, das als solches allein völkerrechtlich verfügungsberech-
tigt über seine Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße ist, ist es auch bis heute nicht unterge-
gangen. Doch ist es als solches auch heute noch nicht einmal völkerrechtlich handlungsfähig. 
... 
Die Wiedervereinigung hat durch Einigungsvertrag nämlich ebenso wie durch den Zwei-plus-
Vier-Vertrag ausdrücklich nur für Westdeutschland und Mitteldeutschland stattgefunden.  
Auch der Untergang des Deutschen Reiches ist bisher noch durch kein Urteil des Bundesver-
fassungsgerichtes bestätigt worden.  
Für seine Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße bleibt daher auch allein das Deutsche Reich 
verfügungsberechtigt. Doch ist es völkerrechtlich nicht handlungsfähig und kann daher schon 
aus diesem Rechtsgrund kein Gebiet völkerrechtlich zulässig abtreten. 
15. 15. Demzufolge hat die Bundesrepublik Deutschland mit dem deutsch-polnischen "Grenz-
anerkennungsvertrag" vom 14. November 1990 deutsche Gebiete abgetreten, die abzutreten 
sie weder staats- noch völkerrechtlich die Möglichkeit und daher auch nicht die Befugnis hat-
te, da sie niemals die Territorialgewalt über diese Ostgebiete ausübte.  
Die Wiener Vertragsrechtskonvention kennt zwar keine ausdrückliche Bestimmung, wonach 
ein Vertrag, der eine unmögliche Leistung zum Gegenstand hat, nichtig ist. Doch gilt auch 
hier der alte Rechtssatz: Es gibt keine Verpflichtung zu etwas Unmöglichem. Dieser allge-
meine Rechtssatz ist sicherlich zwingende Norm des Völkerrechts.  
Daher ist der Vertrag vom 14. November 1990, der Ostdeutschland an Polen abtritt, nach Ar-
tikel 53 der Wiener Vertragsrechtskonvention nichtig, weil er eine Leistung verspricht, die 
keiner der Beteiligten erbringen kann.  
a) Die Bundesrepublik Deutschland nicht, weil sie über dieses Gebiet völkerrechtlich nicht 
verfügungsberechtigt ist.  
b) Das Deutsche Reich nicht, weil es zwar die Territorialhoheit über seine Ostgebiete hatte 
und daher insoweit völkerrechtlich auch verfügungsberechtigt gewesen wäre, es aber zur Zeit 
nicht kann, weil es völkerrechtlich nicht handlungsfähig ist. ... 
Solange das Deutsche Reich noch besteht, kann die Bundesrepublik Deutschland nicht auf 
Ansprüche verzichten, Gebiete von den Okkupationsmächten zurückzubekommen, über die 
jedenfalls die Bundesrepublik Deutschland niemals verfügungsberechtigt war, da sie darüber 
niemals irgendeine Territorialgewalt hatte. Und die dazu noch völkerrechtwidrig erlangt wur-
de.  
Auch eine solche Nichtigkeit kann daher jede zukünftige Bundesregierung zu jeder Zeit gegen 
eine polnische und russische und litauische Okkupationsmacht geltend machen. 
20. Außerdem besteht bis heute noch kein Friedensvertrag mit Deutschland, da entgegen einer 
weit verbreiteten Meinung der sog. Zwei-plus-Vier-Vertrag noch kein solcher Friedensvertrag 
ist: Er wurde nämlich nicht von Deutschland, sondern nur von der Bundesrepublik Deutsch-
land unterschrieben.  
Das ist aber noch nicht Deutschland, sondern nur ein Teil Deutschlands. Ein Teil kann aber 
nicht für das ganze Deutschland unterschreiben, wenn er dazu gar keine ausdrückliche Voll-
macht hat.  
"Nichts ist geregelt, was nicht auch gerecht geregelt wurde" (Abraham Lincoln).<< 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete später (im Juni 2011) 
über die Folgen der sog. Wiedervereinigung (x878/...): >>Europa und das deutsche "natio-
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nale Interesse" 
... Der Euro und die Wiedervereinigung 
Die Wiedervereinigung stellte die Nachkriegsordnung und damit die bisher bestehenden 
Grundlagen der europäischen Einigung in Frage. Der Präsident Frankreichs, Mitterrand, 
machte seine Zustimmung zur deutschen Einheit von der Aufgabe deutscher Souveränität in 
Gestalt der D-Mark und der Einbindung Deutschlands in einen europäischen Währungsver-
bund abhängig. Die USA bestanden auf einem Verbleib Gesamtdeutschlands in der NATO, 
was auch eine fortbestehende signifikante US-Truppenpräsenz in Deutschland bedeutete. 
Zwar wird der Zusammenhang zwischen Wiedervereinigung und Aufgabe der D-Mark zu 
Gunsten des Euro immer wieder bestritten, aber er ist so offenkundig, daß sich eine Diskussi-
on nicht lohnt. Bundeskanzler Helmut Kohl hat mit seinem außerordentlichen historischen 
Verständnis diese Zusammenhänge in den entscheidenden Jahren 1989/1990 gesehen und ent-
sprechend gehandelt. Er tat dies im deutschen nationalen Interesse, denn ohne diese Konzessi-
on wäre die Wiedervereinigung nicht zu haben gewesen. ...<< 
M. Spanehl berichtete später über die sogenannte Einheit Mittel- und Westdeutschlands 
(x916/…): >>Die Zerstörung der Deutschen Volksidentität  
Wer glaubte, mit der Einheit Mittel- und Westdeutschlands sei das Überleben und die Zukunft 
des deutschen Volkes gesichert und damit die große nationale Aufgabe erfüllt, hat sich 
schlimm getäuscht.  
Das Grundgesetz der "BRD" wurde seinerzeit von den Gründungsvätern nur als Provisorium 
geführt. Vollendet werden sollte es in freier Selbstentscheidung durch eine gesamtdeutsche - 
demokratisch konstituierende - "Volksversammlung". Dann sollte ein Friedensvertrag ange-
strebt werden.  
Statt dessen kam das 2 + 4 - Diktat und später Maastricht,  wo seitens unserer Regierung 
der Rest an deutscher Souveränität verspielt wurde. Unsere Volkssouveränität wurde in allen 
Belangen preisgegeben. Die Entscheidungsbefugnis über unsere ureigensten Angelegenheiten 
und die Verfügungsgewalt wurde fast vollständig auf eine anonyme Brüsseler Behörde über-
tragen. Von dem damaligen Kanzler Kohl wurde das als irreversibel erklärt, also nicht um-
kehrbar. Das ist schlicht Volksverdummung. Was nutzt denn ein "Deutschland einig Vater-
land", wenn man aus ihm ein multikulturelles Einwanderungsland mit einem multirassischen 
Bevölkerungsmischmasch machen will, in dem alles Deutsche untergeht?  
Die Politik, die Massenmedien und die Straße werden von denen beherrscht, die unser Volk 
ummodeln wollen. Sie scheren sich einen Dreck um den Willen von über 90 Prozent aller 
Deutschen. Im Gegenteil: Sie greifen zu immer dreisteren, hysterischen und primitiven Mit-
teln, um jedes gesunde Empfinden als unanständig zu brandmarken.  
Das Bundesverfassungsgericht führte in seinem Beschluß vom 21. Oktober 1987, dem soge-
nannten Teso-Urteil, aus: "Es war die politische Grundsatzentscheidung des Parlamentari-
schen Rates, nicht einen neuen Staat zu errichten, sondern das Grundgesetz (GG) als Reorga-
nisation eines Teilbereiches des deutschen Staates … zu begreifen. Das Festhalten … an der 
bisherigen Identität des Staatsvolkes des deutschen Staates ist normativer Ausdruck … dieser 
Grundentscheidung … Der Senat hat aus dem Wiedervereinigungsgebot … auch ein Wah-
rungsgebot abgeleitet, alles zu unterlassen, was die Vereinigung vereiteln würde … Aus dem 
Wahrungsgebot folgt insbesondere die verfassungsrechtliche Pflicht, die Identität des deut-
schen Staatsvolkes zu erhalten." 
Schon aus Artikel 79 GG ergibt sich, daß das in Artikel 1 GG bezeichnete deutsche Volk, 
nicht die Bevölkerung, nicht die Be- oder Einwohner, sondern ausdrücklich das deutsche Volk 
- und sein Staatswesen nach Artikel 20 GG zu wahren sind und selbst durch Grundgesetzän-
derung nicht abgeschafft beseitigt oder geändert werden können. 
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Im BVG-Urteil vom 19.5.1953 heißt es zu Artikel 116 GG 
"Deutscher ist, wer sich zum deutschen Volkstum bekennt, sofern dieses Bekenntnis 
durch Merkmale wie Abstammung, Sprache, Erziehung, Kultur bestätigt wird." 
Über die Bedeutung des Begriffes Volk in den juristischen Wissenschaften hat sich der Inns-
brucker Völkerrechtler Professor Veiter wiederholt geäußert. Er definiert (Th. Veiter, 
Deutschland, deutsche Nation und deutsches Volk, in Politik und Zeitgeschichte, Beilage zu 
"Das Parlament" 23, 1973 B 11, S. 3): 
"Volk ist eine Abstammungsgemeinschaft (Generationengebilde), bei welcher zum naturhaf-
ten Element der Abstammung noch das Element der geistigen Zielrichtung kommt. Der Be-
griff deutsches Volk ist trotz seiner ausdrücklichen Nennung im GG kein Rechtsbegriff, son-
dern ein nicht an die Staatsgrenze gebundener ethischer Begriff". 
Ganz in diesem Sinne definiert das Bundesvertriebenengesetz vom 14. August 1957 in § 6:  
"Deutscher Volkszugehöriger im Sinne dieses Gesetzes ist, wer sich in seiner Heimat zum 
deutschen Volkstum bekannt hat, sofern dieses Bekenntnis durch bestimmte Merkmale wie 
Abstammung, Sprache, Erziehung, Kultur bestätigt wird". 
Damit wären eigentlich die Handlungsanleitungen für die Gesetzgeber, Politiker und Medien 
gegeben. Daß es nicht so ist, weiß jeder, der in seinem Urteil nicht ideologisch gebunden ist. 
Und daß die Identität des deutschen Volkes heute stärker bedroht ist als jemals zuvor, wird 
täglich offensichtlicher. 
Mit der Manipulation des GG vom 31. August 1990 werden wahrheitswidrig nur noch die 
Einwohner der BRD als Deutsche bezeichnet. 
Im Lichte der obigen Definitionen sind die Förderung der Ausländereinwanderung, die mas-
senhafte Erteilung von unbeschränkten Aufenthaltsgenehmigungen, die massenhafte Einbür-
gerung von Nichtdeutschen, die Niederlassungsfreiheit und die Freizügigkeit in der EG ver-
fassungswidrig. 
Demgegenüber hatte die DDR vorbildliche Regelungen, keine unbeschränkte Aufenthaltsge-
nehmigung, keinen Familiennachzug, keine massenhaften Einbürgerungen und statt dessen 
das Rotationsprinzip. Nun wird auch Mitteldeutschland mit diesem westlichen Fortschritt der 
Ausländer- und Asylbewerberschwemme und weiterem westlichem Fortschritt wie Rausch-
gift, Pornographie und steilem Anstieg der Kriminalität überrollt.  
Naturwissenschaftliche und biologische Grundlagen  
Bei dem wissenschaftlichen Inhalt der Definition des Begriffes Volk nach Veiter geht es vor 
allem um die seelischen und geistigen Bereiche, die die Identität eines Volkes ausmachen. 
Daß diese nichtkörperlichen Eigenschaften genetisch vorgegeben sind und weitervererbt wer-
den, wurde durch Forschungen an eineiigen Zwillingen bewiesen. Der von linksliberalen Vor-
stellungen hergekommene Naturwissenschaftler Hoymar von Ditfurth weilte längere Zeit un-
ter einer solchen Forschergruppe in den USA und schrieb dann (H. von Ditfurth, "Geo", Mai 
1982), die Milieutheorie, eine der damit falschen Eingangsvoraussetzungen der herrschenden 
Ideologien, sei nun wohl widerlegt, ja das menschliche Verhalten sei in viel höherem Sinne 
als bisher vermutet worden, genetisch vorprogrammiert. 
Konrad Lorenz ("Vom Weltbild des Verhaltensforschers") urteilt: 
... daß eine unermeßliche Zahl von Struktureigenschaften menschlichen Verhaltens und Innen-
lebens ihr … Sein dem historisch einmaligen Gang der Phylogenese verdankt und ohne Ein-
sicht in deren Zusammenhänge schlechterdings unverständlich bleiben muß. Für die sozialen 
Verhaltensnormen des Menschen gilt das in besonders hohem Maße, weil sie mehr als andere 
an ererbte Aktions- und Reaktionsweisen gebunden sind". 
Dazu gehört zum Beispiel das Bestreben, Eigentum zu besitzen und der Territorialtrieb, das 
Bestreben menschlicher Gemeinschaften nach dem Besitz abgegrenzter Gebiete. Daraus folgt 
das Naturrecht jedes Volkes auf sein eigenes, ihm gemäßes Gemeinwesen, auf seinen Staat. 
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… Eine Sünde gibt es auf Erden, uralt schon, doch ewig neu, untreu seinem Volk zu werden 
und sich selber ungetreu. (Grabinschrift im Dithmarschen) …<< 
 
Systematische Zerstörung der kulturellen, militärischen und wirtschaftlichen Funda-
mente Deutschlands durch die eigene Regierung 
Nach der Vereinigung Mittel- und Westdeutschlands erfolgte die Destabilisierung Deutsch-
lands nicht aufgrund unglücklicher Umstände und rätselhafter Zufälle, sondern die Zerstörung 
unseres Landes wurde von den NWO-Verantwortlichen seit Jahrzehnten im Rahmen einer 
neuen Weltordnung geplant und nach der Vereinigung Mittel- und Westdeutschlands systema-
tisch realisiert.  
Nach dem Zusammenbruch der UdSSR und der Übernahme der DDR hatte der Vasallenstaat 
BRD seine Aufgaben erfüllt und konnte danach endgültig beseitigt werden. 
Um das solidarisch geprägte deutsche Sozialsystem bzw. den deutschen Sozialstaat und damit 
die gesamte Wiederaufbauarbeit (sog." Wirtschaftswunder") der deutschen Vor- und Nach-
kriegsgeneration abzuwickeln bzw. vollständig zu vernichten, setzten die zahllosen gehorsa-
men Erfüllungsgehilfen und willigen Handlanger der neuen Weltordnung vor allem auf fol-
gende bewährte Destabilisierungsmaßnahmen:  
Politische Instrumentalisierung des Schuldkultes 
Errichtung einer multikulturellen Gesellschaft 
Einseitige Erinnerungskultur 
Genderismus 
Zerstörung der traditionellen Familie 
Zerstörung des deutschen Bildungssystems 
Die Zöglinge der Frankfurter Schule: "Die Grünen", "Bündnis90/Die Grünen"  (Die als 
"Grüne" getarnte linksradikale Bewegung realisierte nach der Vereinigung Mittel- und West-
deutschlands konsequent die sozialistische Leitideologie der "Frankfurter Schule").  
NATO-Osterweiterung (einschließlich Diffamierung der Soldaten der deutschen Wehrmacht 
und der deutschen Bundeswehr). 
Bildung eines EU-Zentralstaates (Abschaffung der Deutschen Mark und Schaffung der Eu-
ro-Währung, Vergemeinschaftung von EU-Schulden, EZB-Schuldenpolitik, Auflösung der 
Nationalstaaten usw.).  
Staatlich gelenkte Migrationspolitik (illegale Masseneinwanderung bzw. Unterwanderung 
durch fehlende Grenzsicherungsmaßnahmen, schleichende Islamisierung infolge staatlicher 
Tolerierung der gemeingefährlichen Islam-Ideologie, obwohl der Islam nachweislich keine 
friedfertige "Religionsgemeinschaft" ist). 
Staatlich angeordnete Energiewende bzw. systematische Zerstörung der deutschen 
Energiewirtschaft (Zerschlagung der deutschen Energieversorgungsunternehmen infolge der 
willkürlich angeordneten Stillegung der deutschen Kernkraftwerke und der geplanten Stille-
gung aller Kohlekraftwerke, Verlust der bisherigen Energieversorgungssicherheit, tage- oder 
wochenlange Stromausfälle (Blackouts) wegen fehlender Grundlastkraftwerke und Pumpspei-
cherkraftwerke).  
Die weltweit inszenierte Corona-Pandemie der Weltgesundheitsorganisation (Infolge der 
"Corona-Notverordnungen" wurden seit März 2020 in Deutschland wesentliche demokrati-
sche Grundrechte außer Kraft gesetzt, wie z.B. Bewegungsfreiheit, freie Meinungsäußerung, 
Versammlungsfreiheit und weitere persönliche Freiheiten. Ferner wurden wegen der ver-
meintlich gefährlichen "Corona-Pandemie" spezielle private Unternehmen, Geschäfte und 
öffentliche Institutionen vorübergehend geschlossen sowie Versammlungsverbote, Ausgangs-
sperren, Maskenpflicht und weitere "Schutzmaßnahmen" verhängt).  
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Scheindemokratie: Die sogenannte "repräsentative Demokratie" der Bundesrepublik 
Deutschland 

Glückliche Sklaven sind die erbittertsten Feinde der Freiheit.  
Marie Freifrau von Ebner-Eschenbach (1830-1916, österreichische Schriftstellerin) 

In der Bundesrepublik Deutschland existiert gegenwärtig eigentlich keine mittelbare, reprä-
sentative Demokratie in der die gewählten Volksvertreter eigenverantwortlich für das Volk 
handeln, sondern es etablierte sich eine Art Parteienherrschaft (Scheindemokratie), in der die 
gewählten Parteien das Denken und Handeln für das Volk übernahmen, ohne jedoch daran zu 
denken, den Wählerwillen des Volkes zu berücksichtigen. Die Bevölkerung der Bundesrepu-
blik Deutschland durfte bekanntlich noch nie per Volksentscheid über wichtige Themen (Än-
derungen der Verfassung, Abgabe nationaler Souveränität an die EU, UN-Migrationspakt etc.) 
abstimmen. 
Fehlende Gewaltenteilung 
Judikative, Exekutive und Legislative müssen in einer Demokratie unabhängige Gewalten 
sein, damit die Macht nicht in "einer Hand" gebündelt werden kann. In der Bundesrepublik 
Deutschland sieht das Grundgesetz jedoch keine spezielle Gewaltenteilung vor.  
Die etablierten deutschen Regierungsparteien bestimmen seit jeher die Legislative, die Exeku-
tive und wählen außerdem die höchsten Vertreter der Judikative. Sie beeinträchtigen damit 
indirekt die richterliche Unabhängigkeit bzw. die gesamte Justiz. Die eigentlich unabhängige 
demokratische Gewaltenteilung Legislative (Gesetzgebung), Exekutive (ausführende Gewalt) 
und Judikative (Rechtsprechung) existiert demnach nicht, da die gesamte Staatsgewalt durch 
die gewählten Regierungsparteien ausgeübt wird. 
Ein Staat, der keine unabhängige Gewalten besitzt und nicht auf dem Prinzip der Gewaltentei-
lung aufgebaut ist, um das demokratische Gleichgewicht zu gewährleisten, wird zwangsläufig 
die Macht mißbrauchen. 
Abgeordnete des Deutschen Bundestages 
Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden gemäß Artikel 38 des deutschen 
Grundgesetzes in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Sie 
sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem 
Gewissen unterworfen. 
Viele Abgeordnete des Deutschen Bundestages sind leider schon längst keine Vertreter des 
Volkes mehr, denn in den letzten Jahrzehnten bildete sich heimlich eine spezielle Klasse von 
fremdbestimmten Berufspolitikern. Diesem politischen Kartell geht es in erster Linie um die 
Sicherung von besetzten Machtpositionen, der Durchsetzung von NWO-Zielen (Abschaffung 
des deutschen Nationalstaates, Umvolkung usw.) sowie um die verdeckte Unterstützung von 
Wirtschaftsinteressen. 
In allen deutschen Ministerien arbeiten von den Lobbyverbänden bezahlte Mitarbeiter. Diese 
Beschäftigten der Lobbyisten beteiligen sich nicht selten maßgeblich an der Ausarbeitung von 
Gesetzesvorschlägen, Ausschreibungen etc.  
Obgleich die Abgeordneten relativ hohe Vergütungen erhalten, nutzen viele Abgeordnete die 
Politik vor allem dazu, um besser bezahlte Posten in der Privatwirtschaft zu ergattern oder 
übernehmen außerdem gesetzlich nicht erlaubte Nebentätigkeiten. Nicht wenige Abgeordnete 
erliegen den geschickt agierenden Lobbyorganisationen und werden später für ihre Dienste 
von privaten Unternehmen übernommen.  
Der Österreicher Richard Graf Coudenhove-Kalergi (1894-1972) schrieb bereits im Jahre 
1925 über die Schwächen der Demokratie (x903/…): >>In seinem 1925 erschienenen Buch 
"Praktischer Idealismus" bezeichnete Kalergi die Demokratie als "ein klägliches Zwischen-
spiel" zwischen zwei aristokratischen Epochen, der des Blutadels und des neuen, von jüdi-
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schem Geist geprägten Geistesadels. Die moderne Demokratie durchschaute er als praktisches 
Instrument der Plutokratie: 
"Heute ist Demokratie Fassade der Plutokratie (Herrschaft des Geldes bzw. der Reichen): 
weil die Völker nackte Plutokratie nicht dulden würden, wird ihnen die nominelle Macht über-
lassen, während die faktische Macht in den Händen der Plutokraten ruht. In republikanischen 
wie in monarchischen Demokratien sind die Staatsmänner Marionetten, die Kapitalisten 
Drahtzieher: sie diktieren die Richtlinien der Politik, sie beherrschen durch Ankauf der öf-
fentlichen Meinung die Wähler, durch geschäftliche und gesellschaftliche Beziehungen die 
Minister. … Die Plutokratie von heute ist mächtiger als die Aristokratie von gestern: denn 
niemand steht über ihr als der Staat, der ihr Werkzeug und Helfershelfer ist." (S.39) 
Ihm schwebte vor, den "plutokratischen Demokratismus" durch die Aristokratie eines neuen 
Geistesadels zu ersetzen, in der die verschiedenen Völker in einer "eurasisch-negroiden Zu-
kunftsrasse" aufgehen sollen (S. 22, 23). …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 22. September 2000 über den deut-
schen Grünen-Politiker Joseph Fischer (von 1998-2005 Außenminister): >>Mündige Bürger 
als Risiko 
Parteienherrschaft statt Demokratie: Warum das deutsche Volk nicht abstimmen darf 
Aus verschiedenen Gründen können die Reaktionen auf den Vorstoß des deutschen EU-
Kommissars Günter Verheugen (SPD), der sich für einen Volksentscheid über die EU-Oster-
weiterung ausgesprochen hat, als Lehrstück für die mentale Verfassung der Berliner politi-
schen Klasse gewertet werden. Außenminister Joschka Fischer behauptete, daß die Möglich-
keit einer Volksbefragung in der deutschen Verfassung nicht vorgesehen sei.  
"Allein die Möglichkeit, daß Deutschland eine Volksbefragung über den Beitritt Polens zur 
EU abhält - das muß man sich einmal vorstellen", raunte Fischer vielsagend. In der Tat: Wer 
die Deutschen als "Risiko" einstuft, der kann und darf ihnen nicht auch noch die Möglichkeit 
einräumen, über zentrale Fragen der deutschen Politik zu entscheiden. 
Daß Bündnisgrüne und SPD im Koalitionsvertrag vereinbart haben, "auch auf Bundesebene 
Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid durch Änderung des Grundgesetzes ein-
zuführen", interessiert Fischer offensichtlich nicht. …<< 
Herbert Ludwig berichtete am 17. Mai 2013 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die parlamentarische "Scheindemokratie" (x966/…): >>Fassade 
"Demokratie" 
"Wählen bedeutet die Illusion des Einflusses im Austausch gegen den Verlust der Freiheit." 
Frank Karsten/Karel Beckmann: Wenn die Demokratie zusammenbricht.  
Die heutige Form der Demokratie wird weithin als die beste aller möglichen Gesellschaftssy-
steme, als Höhepunkt der politischen Entwicklung der Menschheit, wenn nicht gar als endgül-
tige Entwicklungsform menschlichen Zusammenlebens gepriesen. Freiheit, gleiche Teilhabe 
und Mitbestimmung, Rechtsstaatlichkeit und Gerechtigkeit, sowie materieller Wohlstand 
werde durch die moderne Form der parlamentarischen Demokratie garantiert. In ihr entscheide 
nicht mehr ein Einzelner oder eine privilegierte Schicht diktatorisch über das Volk, sondern 
dieses bestimme seine Geschicke selbst. 
Kratzen wir an dieser Fassade, so kommt vielfach etwas ganz anderes zum Vorschein. Auch 
in der heutigen Demokratie wird das Leben der Menschen weitgehend von außen durch Ge-
setze reglementiert, die von einer privilegierten Politikerkaste beschlossen werden, nur daß 
diese ihre Stellung nicht der Geburt, sondern den Wahlen des Volkes verdankt. Mit der Wahl 
aber, die stets als großes demokratisches Ritual gefeiert wird, beschränkt sich die Mitwirkung 
des Bürgers an der politischen Willensbildung darauf, seine Stimme im doppelten Wortsinn 
abzugeben und anschließend ohnmächtig zu verfolgen, was die Parteien und Politiker daraus 
machen.  
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Fast alle gesellschaftlichen Themen werden, mit zunehmender Tendenz, zu kollektiven Pro-
blemen gemacht und per Gesetz zentral organisiert. Von Freiheit und Selbstbestimmung kann 
da keine Rede sein. Das ist prinzipiell ebenso eine Fremdbestimmung des Menschen wie in 
einer vormundschaftlichen Diktatur, nur daß in der "Demokratie" die Menschen ihre Vormün-
der alle paar Jahre unter mehreren Bewerbern selbst auswählen dürfen.  
Der Name "Volksherrschaft" täuscht etwas vor, was nicht vorhanden ist. Nicht der Wille des 
Volkes, sondern der Wille weniger, die vorgeben, das Volk zu vertreten, hat das Sagen. So 
rief ein holländischer Komiker einmal aus: "Demokratie ist der Wille des Volkes. Jeden Mor-
gen lese ich überrascht in der Zeitung, was ich will." Wir haben in Wahrheit eine Oligarchie, 
in der "die herrschenden Gesetze die Gesetze der Herrschenden" (B. Brecht) sind. Es herrscht 
in den Gesetzen vielfach nicht das von allen als gerecht empfundene Recht, sondern im Ko-
stüm des Rechts herrschen die Interessen der Wenigen. 
Demokratie ist unbedingt notwendig. Nur ist das, was heute so genannt wird, keine wahre 
Demokratie. Es wird das Wort eines positiven Begriffes benutzt, hinter dessen Fassade sich 
etwas ganz anderes abspielt. Und durch die permanente phrasenhafte Preisung des Wortes 
wird das Bewußtsein der Menschen eingelullt, so daß sie schließlich glauben, was ihnen vor-
gegaukelt wird. 
Der geistigen und gesellschaftlichen Geschichte der europäischen Völker liegt als innere, ge-
gen alle Widerstände gärende und treibende Kraft die vorwärts drängende Entwicklung des 
Menschen zur freien, sich selbst bestimmenden Individualität zugrunde. Auch die Demokra-
tie-Bewegung ist letztlich daraus hervorgegangen.  
Das wachsende Bewußtsein, daß nicht nur wenige, sondern jeder Mensch die Wahrheit erken-
nen und aus eigener Einsicht sein Leben selbst bestimmen kann, ließ die Herrschaft eines pri-
vilegierten Adels unerträglich werden. Der Mensch will nicht mehr Gesetzen unterworfen 
sein, die ihm von oben diktiert werden, sondern seine Lebensverhältnisse selbst gestalten und 
an dem, was notwendig gesetzlich geregelt werden muß, als Gleicher unter Gleichen mitwir-
ken. 
Da stellt sich zuerst die für eine freiheitliche Demokratie wesentliche Frage, die zumeist über-
gangen wird, welche Gesetze in einer Gemeinschaft überhaupt notwendig sind. Denn ein Ge-
setz, mag es inhaltlich noch so gut oder gut gemeint sein, schließt immer das freie Handeln 
des Menschen aus und unterwirft es einem äußeren Zwang. 
Wenn Freiheit und Selbstbestimmung, Gleichheit vor dem Gesetz und Sozialverhalten die 
Ideale des demokratischen Staates sind, dann kann dessen Sinn und Aufgabe nur darin beste-
hen, durch die Verfassung, das Zivil-, Straf- und sonstige Ordnungsrecht den schützenden 
Rahmen dafür zu bilden, daß seine Bürger im Sinne dieser die Demokratie in ihrem Funda-
ment begründenden Menschenrechte ihr Leben selber bestimmen und gestalten und darin ihre 
Persönlichkeit frei entfalten können. Die staatliche Ordnung ist nicht Selbstzweck, sondern 
hat der Entwicklung des Menschen zur freien Individualität zu dienen. 
Gesetze dürfen danach nicht die inhaltliche Regelung der wirtschaftlichen und kulturell-
geistigen Tätigkeit der Bürger, ihr physisches und moralisches Wohl, zum Ziele haben. Denn 
dann setzt sich der Staat an die Stelle der Handlungsintentionen des freien Menschen, schaltet 
mit der Selbstbestimmung seine Freiheit aus und verletzt ihn in seiner Würde als autonomes 
Wesen.  
Der Mensch wird dann nicht als mündiges Subjekt, sondern als Objekt des Willens anderer 
behandelt und erniedrigt. Es wird automatisch ein demokratiewidriges Über- und Unterord-
nungsverhältnis begründet, dem die Menschen passiv ausgesetzt sind.  
Der Staat tritt als Vormund auf, der unausgesprochen voraussetzt, daß die Menschen unmün-
dig seien, denen von den wenigen Mündigen im Staate, von "denen da oben", wie die hilflo-
sen Bürger noch immer bezeichnenderweise sagen, vorgeschrieben werden müsse, was das 
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Richtige und Beste für sie sei. Es ist noch eine unbewußt so tief sitzende obrigkeitsstaatliche 
Gewohnheit und Tradition, daß man gar nicht mehr die darin liegende Arroganz und Überheb-
lichkeit empfindet. Sie wird nur durch das suggestiv-mediale Ritual der Parlaments-Wahlen 
verdeckt, das für den Wähler die Illusion des Einflusses erzeugt, in Wahrheit aber die Abgabe 
seiner Freiheit bedeutet. 
Dem demokratischen Staat darf es nur um den Schutz des vom Bürger selbst zu besorgenden 
Wohles vor Gefährdungen, also um die Sicherung des äußeren und inneren Friedens gehen. 
Hier handelt es sich um Aufgaben, die nicht vom Einzelnen, sondern nur im Zusammenschluß 
aller und durch gemeinsam vereinbarte Regeln gelöst werden können.  
Sie sind es, welche die Bildung einer Gemeinschaft als Staat erst nötig machen und ihm kon-
stitutiv zugrunde liegen. Das Strafrecht sorgt für die Sicherheit vor sozial zerstörerischen 
Handlungen, die gegen Leib und Leben gerichtet sind. Das bürgerliche Recht faßt die Bezie-
hungen der Menschen, wie sie sich im wirtschaftlichen und im kulturellen Leben ergeben, in 
Regeln, die dem allgemeinen Gerechtigkeitsempfinden entsprechen. Im Verfahrensrecht ist 
die Selbstjustiz des einzelnen unterbunden und die Verfolgung seines Rechtes zur Sorge der 
Gemeinschaft gemacht, die hier nicht eigene Interessen, sondern diejenigen des Recht suchen-
den Bürgers vertritt. … 
Die Anmaßung des Staates, bzw. der ihn lenkenden Kreise, alle Lebensgebiete des Menschen 
inhaltlich zu reglementieren, hat dazu geführt, daß sich am Flaschenhals des Parlamentes, 
durch den alle Regelungen hindurchmüssen, ein riesiger Schwarm von Interessengruppen, die 
Lobbyisten, festgesetzt hat, um Einfluß darauf zu nehmen. Die größten Interessengruppen sind 
die politischen Parteien, die sogar das Parlament okkupiert haben. Sie stellen ausschließlich 
die "Volksvertreter", die aber in Wahrheit die Interessen ihrer Partei vertreten, der sie verant-
wortlich sind. Sie unterliegen der Partei-Disziplin zur Geschlossenheit in den Abstimmungen, 
dem "Fraktionszwang", der schon für sich die grundgesetzlich garantierte Unabhängigkeit des 
Abgeordneten aushebelt. 
Eine direkte Verbindung zum Volk ist dadurch nicht vorhanden. Es gibt nur eine begrenzte 
Personenwahl, die von den Parteien vorgegeben wird, und eine Gruppenwahl, die ebenfalls 
über die Landeslisten der Parteien erfolgt. 40 % der Abgeordneten kommen schon über einen 
sicheren Listenplatz der Parteien in das Parlament. Sie stehen also schon vor der Wahl fest, 
werden gar nicht von den Bürgern, sondern praktisch von den Parteien bestimmt, in denen nur 
2,4 % des Volkes organisiert sind.  
Die Hoheit der Gesetzgebung liegt de facto nicht beim Abgeordneten, sondern bei seiner Par-
tei. Gesetzgeber ist de facto nicht das Parlament, sondern die Regierungspartei oder die Koali-
tionsrunde der Regierungsparteien. Es wird das Parlament nur formal als Forum benutzt. Die 
tatsächlichen Entscheidungen werden vorher in der Partei gefällt, in der Legislative und Exe-
kutive eins sind, die Gewaltenteilung also aufgehoben ist. 
Diese scheindemokratischen Strukturen geben nun die Möglichkeit ab, daß Hintergrundkreise 
diese Oligarchie als Instrument benutzen und für ihre Interessen und Ziele einspannen können, 
so daß die Politiker vielfach nur ihre Marionetten sind. Daß zu diesen Hintergrundkreisen die 
Finanzindustrie gehört, ist für jedermann mehr als offensichtlich geworden.  
Die Vorgänge in der "Eurorettung" offenbaren ja jedem, wessen Interessen hier bedient wer-
den. Astronomische Summen, den Steuerzahlern des einen Volkes geraubt, werden in schein-
barer Solidarität den überschuldeten anderen Völkern gegeben, fließen aber in Wahrheit den 
internationalen Banken zu, um deren Forderungen zu begleichen. Zusätzlich werden noch 
Schulden der Banken direkt getilgt. 
Schon 1910 listete der Franzose Francis Delaisi 55 Männer auf, die in Wirklichkeit Frankreich 
beherrschten und ausbeuteten (La Demokratie et les Financiers). Dem Großkapital sei es ge-
lungen, aus der Demokratie das wunderbarste und wirksamste Werkzeug zur Ausbeutung der 
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Gesamtheit zu machen. Man denke gewöhnlich, die Finanzleute seien Gegner der Demokratie. 
Das sei ein Irrtum, sie seien deren Leiter und bewußte Förderer. Die Demokratie bilde die 
spanische Wand, hinter der sie ihre Ausbeutungsmethode verbergen, und in ihr fänden sie das 
beste Verteidigungsmittel gegen die etwaige Empörung des Volkes. Es gibt keine Anzeichen, 
daß das heute anders wäre. …<< 
Herbert Ludwig berichtete am 18. November 2015 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die politischen Parteien (x935/…): >>Das Verhängnis der politi-
schen Parteien 
… Wesen der Partei 
Das Wort "Partei" kommt von lateinisch "pars", was der Teil bedeutet. Parteien vertreten 
weltanschauliche und konkret politische, wirtschaftliche oder kulturelle Teil-Interessen, die 
sie durch möglichst viele Vertreter im Gesetzgebungsverfahren des Parlamentes und in der 
Regierung durchsetzen wollen. Es handelt sich um organisierte Gruppeninteressen, die primär 
nicht das Ganze, sondern Einseitigkeit und Egoismus eines Teiles im Auge haben.  
So prallen mit den Parteien verschiedene Gruppenegoismen im Kampf um die Macht über die 
Gesetzgebung aufeinander. Und wer durch die Wahl die Mehrheit der Stimmen im Parlament 
erhalten hat, kann dem Ganzen des Volkes Gesetze aufzwingen, die den Interessen eines Tei-
les, einer Gruppe, dienen, was zwangsläufig die Vernachlässigung und Unterdrückung der 
Interessen der Anderen bedeutet. 
Das hat mit einem nach Gerechtigkeit geordneten Gemeinwesen nichts zu tun. Der Staat als 
die rechtliche Verfaßtheit aller muß für die Berücksichtigung der berechtigten Interessen aller 
sorgen. Dies wird durch Parteien, die das Gesetzgebungsverfahren in den Händen haben und 
von denen die quantitativ stärkste die Gesetze bestimmt, gerade verhindert. … 
Lobbyismus 
Es gibt noch andere Interessengruppen, die nach der Vorhalle des Parlaments benannten Lob-
byisten. Lobbyismus ist die persönliche argumentative Einflußnahme organisierter Interessen-
gruppen auf die Legislative und Exekutive. Sie wollen, daß die eigenen Interessen nicht nur 
berücksichtigt werden, sondern möglichst bestimmend in die Gesetze eingehen und sie prä-
gen. Im Jahr 2014 waren beim deutschen Bundestag offiziell 2.221 Interessen-Verbände und 
deren Vertreter registriert. … 
Keine Volksvertreter 
Die von den Parteien gestellten Abgeordneten sind keine Volks-, sondern Parteivertreter, de-
ren partikulare Interessen sie im Parlament wahrnehmen. Sie verschleiern das natürlich gerne, 
indem sie als "Volksvertreter" ausgegeben werden. Doch das geflügelte Wort "Wer glaubt, 
daß Volksvertreter das Volk vertreten, der glaubt auch, daß Zitronenfalter Zitronen falten" 
drückt schon in sarkastisch-bitterer Weise den wahren Sachverhalt aus.  
Nach Art. 38 des Grundgesetzes sind die Abgeordneten des Deutschen Bundestages zwar 
"Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Ge-
wissen unterworfen". Das ist aber, seitdem die Abgeordneten ausschließlich von den Parteien 
gestellt werden, eine Fiktion, die sie zur Täuschung und Vernebelung der Wähler vor sich her-
tragen. 
Die Interessen der Partei, die die parteiischen Abgeordneten zu vertreten haben, sind, wie wir 
alle wissen, mit den Interessen des ganzen Volkes nicht identisch. Die SPD vertritt heute noch 
nicht einmal die tief berechtigten Interessen ihrer eigenen ursprünglichen Klientel, der Arbei-
terschaft, sondern weitgehend die der Unternehmer.  
Weicht ein Abgeordneter von der ausgegebenen Linie der Partei- oder Fraktionsspitze ab, ver-
schlechtert sich rapide das persönliche Klima zu ihm. Er wird gemieden, verliert bei nächster 
Gelegenheit seinen Sitz in einem Ausschuß und muß bei fortgesetztem grundgesetzkonfor-
mem Verhalten damit rechnen, bei der nächsten Wahl von der allmächtigen Partei nicht mehr 
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als Kandidat aufgestellt zu werden. 
Demokratiefeindlichkeit 
Die Partei und ihre Fraktion im Parlament sind hierarchisch aufgebaute Organisationen, die 
ihre Mitglieder zur Durchsetzung von gemeinsamen Interessen zusammenbinden. Dies kann 
ja auch nur bei geschlossenem Vorgehen erreicht werden. Der Einzelne ist an die durch Mehr-
heitsbeschluß oder Vorstands-Vorgaben verordneten Parteirichtlinien gebunden. Seine eige-
nen Einsichten, Erkenntnisse und Motive spielen demgegenüber keine Rolle mehr.  
Er unterliegt dem Gruppenzwang, der ihn als freie Individualität, auf der doch die Demokratie 
beruhen soll, ausschaltet und zum gehorsamen "Parteisoldaten" degradiert. Das wird nicht 
dadurch anders, daß er seine parteiinternen Vormünder wählen kann. Der Mensch, durch Er-
kenntnis und Selbstbestimmung über das Tier erhoben, wird im "Hohen Hause", wie der 
Volksmund treffend sagt: zum "Stimmvieh". 
Von daher liegt die Gesetzgebung de facto nicht bei den Abgeordneten, sondern bei ihrer Par-
tei. Gesetzgeber ist im Grunde nicht das Parlament, sondern die Mehrheits-Partei oder Koali-
tionsrunde, wo die Gesetzesvorhaben beschlossen werden. Das Parlament stellt nur noch for-
mal das Forum dar, auf dem der Gesetzgebungsprozeß als leeres Theaterstück für das Volk 
abläuft. Da zudem Parlamentsmehrheit und Regierung von derselben Partei gestellt werden, 
ist die Gewaltenteilung von Legislative und Exekutive praktisch aufgehoben. 
Auch die Judikative ist von Parteimitgliedern durchsetzt und ihre Unabhängigkeit durchlö-
chert, was sich besonders gravierend beim Bundesverfassungsgericht, dem Hüter und maßge-
benden Ausleger des Grundgesetzes auswirkt. Die 16 Richter werden je zur Hälfte von Bun-
desrat und Bundestag gewählt, also von Vertretern der Landesregierungen, die natürlich Par-
teien angehören, und von Parlamentariern, die Vertreter von Parteien sind. Die Parteien 
bestimmen also nach dem Proporz die Richter, die natürlich einer Partei angehören oder ihr 
besonders nahe stehen. … 
Die Parteien durchsetzen also alle Bereiche der Macht des Staates und heben die Gewaltentei-
lung auf, da die Amtsträger überall Mitglieder oder Sympathisanten derselben Partei sind, die 
daher praktisch alle Gewalt in ihrer Hand hält. Die Parteien sind grundsätzlich demokratie-
feindlich. … 
Die Interessen hinter den Interessen 
Die den Staat und seine Organe beherrschende scheindemokratische Parteien-Oligarchie gibt 
die Möglichkeit ab, daß noch ganz andere Interessen sich ihrer bedienen, die nicht offiziell in 
der Lobby vertreten sind, aber aus dem Hintergrund den größten Einfluß entfalten. So ist für 
jeden offensichtlich, daß die Politiker aller Parteien heute weitgehend den Interessen der Fi-
nanzindustrie dienstbar sind, wie man z.B. an der schon Jahre andauernden Rettung der Ban-
ken auf Kosten der Steuerzahler, die als Rettung von Schuldnerländern ausgegeben wird, se-
hen kann.  
Mit Ausnahme der Partei "Die Linke" haben alle Parteien stets mehrheitlich zugestimmt. Man 
kann nicht oft genug auf die treffende Feststellung des sonst zwielichtigen Coudenhove-
Kalergis hinweisen: 
"Heute ist Demokratie Fassade der Plutokratie. Weil die Völker nackte Plutokratie nicht dul-
den würden, wird ihnen die nominelle Macht überlassen, während die faktische Macht in den 
Händen der Plutokraten ruht. In republikanischen wie in monarchischen Demokratien sind 
die Staatsmänner Marionetten, die Kapitalisten Drahtzieher: Sie diktieren die Richtlinien der 
Politik, sie beherrschen durch Ankauf der öffentlichen Meinung die Wähler, durch geschäftli-
che und gesellschaftliche Beziehungen die Minister. … Die Plutokratie von heute ist mächti-
ger als die Aristokratie von gestern: denn niemand steht über ihr als der Staat, der ihr Werk-
zeug und Helfershelfer ist." 
Wenn die Omnipotenz der Gesetzgebung aufgelöst würde, fiele die Parteien-gestützte schein-
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demokratische Fassade in sich zusammen und mit ihr auch die Herrschaft der Plutokratie. 
Noch stärker, aber durchaus im Bunde mit der Finanzindustrie, wirkt der übermächtige Bruder 
über dem großen Teich auf die Politiker der Parteien ein; auf die in der Regierung über die 
diplomatischen und geheimdienstlichen Kanäle, auf den Nachwuchs durch die "Young-
Leader-Programme" und Schulungen in den zahlreichen transatlantischen Gesellschaften, in 
denen sie im Verein mit den Alpha-Journalisten der Medien auf die Außenpolitik der USA 
und die Militärpolitik der NATO eingeschworen werden. Doch die Einwirkung ist natürlich 
noch weit komplexer.  
Erst dann, wenn die Parteien-Oligarchie in der angedeuteten Weise verschwände, bestünde die 
Möglichkeit, den bis dahin von Partei-Kollaborateuren gestützten Vasallenstatus Deutschlands 
allmählich abzuschütteln. …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 05/2018 berichtete im Mai 2018: >>"Die 
Deutschen gehorchen, wie seit über 70 Jahren" 
_Rolf Hochhuth im Gespräch mit Jürgen Elsässer 
Ami go home: Der gefeierte Autor analysiert die Lage der Nation und teilt nach allen Seiten 
kräftig aus. Angesichts der Großen Koalition fürchtet er um den Bestand der Demokratie. Be-
sonders die Unterwürfigkeit gegenüber den Vereinigten Staaten bringt ihn zur Weißglut. …  
Die BRD als US-Bundesstaat 
Woran arbeiten Sie derzeit? 
Germany, 52. US-Bundesstaat, so wird mein nächstes Stück heißen. 
Um was geht es darin? 
Rolf Hochhuth: Im ersten Akt muß Verteidigungsstaatssekretär Willy Wimmer dem Bundes-
kanzler Ende der 1980er Jahre melden, was die USA uns als ihrem charakterlosen Satelliten 
zumuten: die atomare Vernichtung Dresdens und Potsdams. Genau wie es, als einziger Deut-
scher (!), Schäuble sinngemäß gesagt hat: "Wir waren seit Kriegsende nicht eine Stunde sou-
verän." 
Im zweiten Akt bittet Putin Siemens-Chef Joe Kaeser in sein Büro und bietet an, daß die 
Deutschen den Russen ihren ICE bauen können: der größte Industrieauftrag, den es je gab! 
Doch der US-Präsident verbietet das, und die Deutschen gehorchen, wie seit über 70 Jahren. 
Vollkommen unterwürfig und ekelhaft, wie seit ihrer totalen Kapitulation 1945. Als hätten wir 
zum zweiten Mal Auschwitz verbrochen, zwingen uns die Amerikaner, dieses märchenhafte 
Riesengeschäft an China abzutreten! Merkwürdig, daß hierzulande keinem aufgeht: Eine Re-
gierung, die sich derart von den USA maßregeln läßt, kann gar nicht im Interesse Deutsch-
lands handeln! 
"In entscheidenden Fragen sind wir ohne jedes Selbstbestimmungsrecht gegenüber dem Pen-
tagon." 
Und der dritte Akt, auch angezettelt auf Geheiß Amerikas: Abriß der zwei 90 Jahre alten, 
höchst ruhmreichen Kudamm-Bühnen, die von den zwei großen Juden Max Reinhardt und 
Oskar Kaufmann aus eigener Tasche finanziert worden sind. So wie Fontane es schriftlich 
gab: "Die Juden finanzieren uns Deutschen die Kultur, und wir Arier finanzieren den Antise-
mitismus." Eine Kulturschande, wie Berlin sie bisher allein mit der Bücherverbrennung unter 
den Nazis erlebt hat, und zweitens mit der Vernichtung des Schlüter-Schlosses durch die 
SED-Verbrecher. … 
Wollen Sie damit sagen, daß wir in der Bundesrepublik keine legalen Mittel mehr haben, um 
Opposition und Widerstand zu betreiben? 
Rolf Hochhuth: Genau das will ich sagen. Denn in entscheidenden Fragen, nicht in so Neben-
sächlichem wie Scheidungen oder Steuerhinterziehung oder Bestechung im Sport, sind wir 
ohne jedes Selbstbestimmungsrecht gegenüber dem Pentagon. Auf dessen Geheiß schicken 
wir deutsche Soldaten nach Litauen, 180 Kilometer vor Petersburg - also dorthin, wo wir 
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Deutschen in nur 26 Jahren schon zwei Mal gestiefelt sind! 
"Ich habe Frau Wagenknecht gewählt - also zum ersten Mal in meinem sehr langen Leben 
links." 
Wen kann man noch wählen? 
Aber wir könnten doch eine andere Regierung wählen, die uns aus der babylonisch-ameri-
kanischen Gefangenschaft führt? 
Rolf Hochhuth: Nein, aus der kommt die BRD niemals mehr heraus  - genau der Grund, war-
um ich nicht von Deutschland spreche, sondern von dem 52. US-Bundesstaat, der wir ja in 
Wahrheit nur noch sind, dank Hitlers Krieg und seiner Ermordung der sechs Millionen!  
Dokumentiert ist zum Beispiel die sehr verständliche Ausrede des Schweizers Ackermann, 
viele Jahre Chef der Deutschen Bank, warum er nicht trotz überbordenden Reichtums der Eu-
ropäer den Dritte-Welt-Ländern den Schuldenschnitt gewähre: "Weil ich dann ebenso ermor-
det werde wie Herrhausen!" Der war sein Vorgänger und wurde von den Amerikanern totge-
macht - genau deshalb, weil er riskiert hatte, als anständiger Europäer diesen Schuldenschnitt 
vorzuschlagen. 
Wir haben ja in der BRD als maßgebend - alle anderen sind viel zu schwach -, nur noch die 
Einheitspartei CDU-SPD. Warum? Weil hier sogar unsere Politiker nicht wissen, daß in den 
zwei Demokratien England und Amerika die Große Koalition nur im Krieg erlaubt wird! 
Denn wem Demokratie am Herzen liegt, der weiß, mit der großen Koalition wird diese abge-
würgt - jedenfalls wenn sie länger dauert als ein Jahr -, weil der stärkere Partner, bei uns im-
mer die Schwarzen, die Roten mundtot und blöde quatscht. 
Wir Deutschen merken es aber deshalb nicht, weil wir im Hinblick auf die sogenannte innere 
Freiheit immer willenlos-unzurechnungsfähig waren. …<< 
Das Online-Magazin "Kritisches Netzwerk" berichtete am 8. Oktober 2018 (x954/…): >>Die 
Scheindemokratie.  
Die Bürger werden entmündigt und als politisch apathische Konsumenten dressiert. 
Exklusivabdruck aus Rainer Mausfelds "Warum schweigen die Lämmer?" 
von Rainer Mausfeld … 
In den vergangenen Jahrzehnten wurde die Demokratie durch die Illusion von Demokratie 
ersetzt. Neue Formen der Organisation von Macht sowie psychologische Methoden der Be-
wußtseinsmanipulation schützen die Mächtigen vor den Risiken demokratischer Ermächti-
gungen und stärken ihre Position. In seinem Buch deckt Rainer Mausfeld die Systematik die-
ser Indoktrination auf und macht uns sensibel für die vielfältigen psychologischen Beeinflus-
sungsmethoden. 
Demokratie und Freiheit. Zwei Wörter, die mit unerhörten gesellschaftlichen Versprechen 
aufgeladen sind und gewaltige Veränderungsenergien zu deren Einlösung freisetzen können. 
Kaum mehr als ein Schatten ist heute von den mit ihnen ursprünglich verbundenen Hoffnun-
gen geblieben. Was ist passiert? Wohl nie zuvor sind zwei Wörter, an die so leidenschaftliche 
Hoffnungen geknüpft sind, in gesellschaftlich so folgenschwerer Weise ihrer ursprünglichen 
Bedeutung entleert, verfälscht, mißbraucht und gegen diejenigen gewandt worden, deren Den-
ken und Handeln sie beseelen. 
Demokratie bedeutet heute in Wirklichkeit eine Wahloligarchie ökonomischer und politischer 
Eliten, bei der zentrale Bereiche der Gesellschaft, insbesondere die Wirtschaft, grundsätzlich 
jeder demokratischen Kontrolle und Rechenschaftspflicht entzogen sind; damit liegen zu-
gleich weite Teile der gesellschaftlichen Organisation unseres eigenen Lebens außerhalb der 
demokratischen Sphäre. Und Freiheit bedeutet heute vor allem die Freiheit der ökonomisch 
Mächtigen. … 
Von der Demokratie, die ursprünglich mit großen Hoffnungen auf eine politische Selbstbe-
stimmung und auf eine Sicherung des inneren und äußeren Friedens verbunden war, ist in der 
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realen Gestaltung der Gesellschaft nur eine formale Hülse übrig geblieben. Demokratie ist auf 
ein inszeniertes Spektakel periodischer Wahlen reduziert worden, bei denen die Bevölkerung 
aus einem ihr vorgegebenen "Elitespektrum" wählen kann. Wirkliche Demokratie ist ersetzt 
worden durch die Illusion von Demokratie, die freie öffentliche Debatte ist ersetzt worden 
durch Meinungs- und Empörungsmanagement, das Leitideal des mündigen Bürgers ist ersetzt 
worden durch das neoliberale Leitideal des politisch apathischen Konsumenten. 
Von den mit den Begriffen Demokratie und Freiheit verbundenen Hoffnungen sind nur die 
leeren Worthülsen eines falschen Versprechens von den Mächtigen beibehalten worden; mit 
ihnen läßt sich nämlich das Bewußtsein der Mehrheit der Machtunterworfenen wirksam ma-
nipulieren. 
Auch das Völkerrecht hat sich heute in großen Teilen zu einem Instrument unverhohlener 
Machtpolitik entwickelt. Die selbstdeklarierte westliche Wertegemeinschaft pflegt wieder of-
fen ihren geradezu religiösen Glauben an die Wirksamkeit von Gewalt, an die Heilsamkeit 
von Bomben und Zerstörung, von Drohnenmorden und Folter, von Unterstützung terroristi-
scher Gruppen, von wirtschaftlichen Strangulierungen und anderen Formen von Gewalt, die 
ihren Zwecken dienlich ist - eine politische Fetischisierung von Gewalt, deren Auswirkungen 
über den gesamten Globus zu besichtigen sind. 
Kaum mehr als eine geschichtliche Erinnerung ist von den großen Hoffnungen übrig geblie-
ben, die ursprünglich mit Demokratie und Völkerrecht verbunden waren, nämlich Hoffnungen 
auf eine zivilisatorische Einhegung von Macht- und Gewaltbeziehungen. Um so kraftvoller 
wird jedoch die Bevölkerung in der politischen Rhetorik mit einer Demokratie- und Völker-
rechtsrhetorik überzogen, mit der die ökonomisch oder militärisch Starken die Zustimmung 
oder Duldung der Bevölkerung für ihre tatsächliche Praxis einer Realpolitik der Gewalt zu 
gewinnen suchen. In der Realpolitik hat sich heute längst wieder das Recht des Stärkeren An-
erkennung verschafft. … 

 
Die organisierte Kriminalität der besitzenden Klasse wird durch eine solche Verrechtlichung 
nicht nur legalisiert, sondern auch zeitlich verfestigt und gegen mögliche demokratische Ein-
griffe abgedichtet. 
Die zweite Säule besteht in der Entwicklung ausgefeilter und höchst wirksamer Techniken, 
durch die sich das Bewußtsein der Machtunterworfenen in geeigneter Weise manipulieren 
läßt. Die Machtunterworfenen sollen nicht einmal wissen, daß es - hinter der an der medial 
vermittelten politischen Oberfläche scheinbar demokratisch kontrollierter Macht - überhaupt 
Zentren der Macht gibt. Das wichtigste Ziel ist, einen gesellschaftlichen Veränderungswillen 
der Bevölkerung zu neutralisieren oder auf politisch belanglose Ziele abzulenken. 
Um dies in einer möglichst robusten und beständigen Weise zu erreichen, zielen Manipulati-
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onstechniken auf weit mehr als nur auf politische Meinungen. Sie zielen auf eine gezielte 
Formung aller Aspekte, die unser politisches, gesellschaftliches und kulturelles Leben betref-
fen sowie auch unsere individuellen Lebensformen. Sie zielen gewissermaßen auf die Schaf-
fung eines "neuen Menschen", dessen gesellschaftliches Leben in der Rolle des politisch apa-
thischen Konsumenten aufgeht. … 
Wir können nur dann erfolgversprechende Strategien eines Widerstandes gegen die gegenwär-
tige Macht- und Gewaltordnung entwickeln, wenn wir diese neuartigen Organisationsformen 
der Macht hinreichend verstehen. Gleiches gilt für die Manipulationstechniken, durch die sich 
gezielt Eigenschaften unseres Geistes für politische Zwecke ausnutzen lassen. 
Rainer Mausfeld, Jahrgang 1949, studierte Psychologie, Mathematik und Philosophie in 
Bonn. Er ist Professor für Allgemeine Psychologie an der Christian-Albrechts-Universität zu 
Kiel und arbeitet im Bereich der Wahrnehmungs- und Kognitionsforschung. …<< 
Die Schweizer Tageszeitung "Neue Zürcher Zeitung ("NZZ Digital") berichtete am 30. Okto-
ber 2018: >>Warum schweigen die Lämmer? 
Um die Demokratie zu retten, muß man erst verstehen, woran sie krankt. 
Milosz Matuschek 
… Die Demokratie hatte schon für Aristoteles einen Konstruktionsfehler: Wenn alle Men-
schen die gleiche Stimmgewichtung haben, wie verhindert man dann, daß das Heer der Be-
sitzlosen die wenigen Reichen enteignet? Die Antwort der amerikanischen Gründerväter, wie 
Madison, darauf war klar: Es braucht eine Demokratieform, die es de facto denjenigen erlaubt 
zu herrschen, die das Land besitzen, ohne daß dies der besitzlosen Masse auffällt: Die "reprä-
sentative Demokratie" war geboren und sie hat sich bis heute im Kern nicht verändert. … 
Für die Beschreibung dieses Umstands hat sich seit der Antike ein Bild etabliert: Die Men-
schen sind strukturell auch in der Demokratie immer Lämmer, die einem Herdenbesitzer ge-
hören - egal ob sie das im Alltag spüren oder nicht. Ihre Freiheit besteht darin, aus dem politi-
schen Personal diejenigen Hirten (Politiker) auszusuchen, die sie sympathisch genug finden, 
um von ihnen für ein paar Jahre im Glauben belassen zu werden, daß sie doch eine Art Kon-
trolle haben. Das Bild der Lämmerherde findet sich als roter Faden bei Platon, Hume, Madi-
son, Friedrich II., Tocqueville, Russell und Lasswell, ohne daß jemals detailliert beschrieben 
worden wäre, wie sich dieses Verhältnis konkret im Alltäglichen artikuliert. … 
Massenmedien, so Mausfeld in Anlehnung an Paul Lazarsfeld, seien daran mit schuld, hätten 
sie doch eine narkotisierende Wirkung und vermittelten die Illusion der Informiertheit. Skan-
dale blitzen hier und dort allenfalls noch kurz auf, bleiben aber letztlich folgenlos. Hat sich 
die Demokratie tatsächlich längst in eine Plutokratie mit demokratischer Fassade verwandelt, 
ist die Refeudalisierung längst im Gange? …<< 
Die Tageszeitung "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 13. November 2018: >>Soziale Ge-
rechtigkeit: Die da oben, wir da unten 
Woran krankt die Gesellschaft - am Neoliberalismus und der Diktatur der Eliten? … 
Von Tanjev Schultz 
… Wie groß die Gefahr ist, bei solch einer Radikalisierung abzudriften in krude Bescheidwis-
serei, zeigt das Buch von Rainer Mausfeld. Der emeritierte Kieler Psychologie-Professor führt 
den Bürgern die Techniken der Manipulation vor Augen, die sie angeblich zum Stummsein 
verdammen. Für Mausfeld wird das Publikum beherrscht von "einer neuen Form des Totalita-
rismus, der von der Bevölkerung nicht als Totalitarismus empfunden wird". Manipuliert von 
neoliberalen Eliten und sediert von ungeordneten Informationen und dummer Unterhaltung, 
schweigen die Lämmer. 
Die freie Presse und die liberale Demokratie sind in dieser einfachen Sicht auf die Welt weit-
gehend Lug und Trug; und man müßte nur ein paar Vokabeln von links nach rechts drehen, 
und schon könnten auch Trump oder die "Lügenpresse-Krakeeler" der Analyse gut folgen. … 
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Der Neoliberalismus ist für Mausfeld "weltweit der größte Feind von Demokratie". Das ist 
angesichts brutaler Diktaturen eine verwegene These, aber damit nicht genug: In offenbar zu-
stimmender Absicht bringt das Buch ein Zitat, demzufolge die neoliberale Wirtschaftsordnung 
in einem Jahr locker so viele Menschen umbringe wie der deutsche Faschismus in sechs Jah-
ren. Wer so halbseiden - man könnte auch sagen: infam - argumentiert, braucht sich nicht zu 
wundern, wenn ihm nur ein paar eingefleischte Schafe folgen. …<< 
Das Online-Magazin "Kritisches Netzwerk" berichtete am 9. Dezember 2018 (x951/…): 
>>Gezielte Zersetzung  
Die von den Eliten organisierten gesellschaftlichen Spaltungen … dienen der Herr-
schaftssicherung. 
von Rainer Mausfeld … 
Schon vor mehr als 250 Jahren drückte der große schottische Philosoph David Hume seine 
Verwunderung über die Leichtigkeit aus, mit der eine Minderheit von Besitzenden über die 
Mehrheit der Nichtbesitzenden herrschen kann. Nur durch Beherrschung der Meinung könne 
es, Hume zufolge, zu einer solchen Situation kommen. Diese Einsicht hat bis heute nichts an 
Gültigkeit verloren. Denn demokratische Gesellschaftsformen sind für die tatsächlichen Zen-
tren der Macht nur akzeptabel, wenn sie sich so gestalten lassen, daß sie für die Machtaus-
übenden risikofrei sind.  
Dies setzt voraus, daß diese die öffentliche Meinung in allen politisch relevanten Bereichen 
beherrschen können. Folglich stellt ein Meinungsmanagement in kapitalistischen Demokrati-
en, die empirischen Studien zufolge in Wirklichkeit Wahloligarchien sind, eine der wichtig-
sten Herrschaftstechniken dar … 
Eine ausgesprochen wirksame Methode, emanzipatorisches Veränderungspotential durch 
Spaltung zu neutralisieren, beruht auf einer recht einfachen Methode der Verklammerung. 
Wenn man nämlich Maßnahmen und Ziele, die mit moralischen und humanitären Werten ver-
bunden sind, in geeigneter Weise mit Maßnahmen verklammert, die im Dienste imperialer 
oder ökonomischer Interessen stehen, so lassen sich humanitäre Maßnahmen gleichsam als 
Trojanische Pferde nutzen, um in nahezu unsichtbarer Weise Maßnahmen durchzusetzen, die 
ansonsten keine öffentliche Zustimmung finden würden. Beispiele einer solchen Verklamme-
rungsmethode sind der "Kampf für Demokratie und Menschenrechte", der "Kampf gegen den 
Terror" oder das "Recht humanitärer Interventionen". 
Das Gemeinsame an diesen Beispielen ist, daß sie gleichsam humanitäre Mogelpackungen 
sind. Sie verklammern nämlich aktuelle ernsthafte humanitäre Anliegen mit längerfristigen 
imperialen oder ökonomischen Interessen zu einem kaum mehr aufzuschlüsselnden Maßnah-
menpaket. Der Öffentlichkeit wird dann vorgegaukelt, daß beide Aspekte unauflöslich ver-
knüpft seien und die humanitären Ziele nur zu dem Preis zu verwirklichen seien, daß sie das 
Gesamtpaket akzeptiert. 
Da humanitäre Anliegen in der Öffentlich eine beträchtliche Attraktivität entfalten können, 
lassen sich auf diese Weise berechtigte humanitäre Anliegen mißbrauchen, um mit ihrer Hilfe 
ökonomische oder auch imperiale Interessen durchzusetzen. 
Auch die neoliberale Konzeption von Globalisierung ist ein derartiges Verklammerungspaket, 
mit dem sich humanitäre Aspekte und Menschenrechte als Ermächtigungsnormen zur Durch-
setzung einer Politik mißbrauchen lassen, die ökonomischen oder imperialen Interessen dient. 
Eine Verklammerung drängender humanitärer Anliegen mit Interessen mächtiger ökonomi-
scher und politischer Akteure - etwa das Interesse global operierender Großkonzerne nach 
"flexiblem" und kostengünstigem "Humankapital" - führt nun gerade in emanzipatorischen 
Bewegungen oft zu inneren Spannungen und Konflikten, die sich sehr erfolgreich für Spaltun-
gen nutzen lassen. … 
Die Idee einer demokratischen Gestaltung eines politischen Gemeinwesens wird auf globaler 
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Ebene zwangsläufig völlig inhaltsleer. Dies gilt um so mehr, als die Zentren international ope-
rierender wirtschaftlicher Macht heute so organisiert sind, daß sie sich Gesetze, denen sie un-
terliegen, faktisch selber schreiben und keiner Form demokratischer Kontrolle und Rechen-
schaftspflicht unterliegen. 
Demokratie und mit ihr mühsam erkämpfte zivilisatorische Errungenschaften - wie der Sozi-
alstaat und die mit ihm verbundenen Mechanismen einer Begrenzung von Exzessen kapitali-
stischer Akkumulation - sind auf die Ebene einzelstaatlicher Organisationsformen angewie-
sen. Auf globaler Ebene sind demokratische Legitimationsformen unmöglich. 
Genau dies ist natürlich den mächtigen ökonomischen Akteuren sehr bewußt. Wenn diese also 
- wie im UN-Migrationspakt, der auf ein Migrationsmanagement zielt und nicht auf wirkliche 
Bekämpfung von Migrationsursachen - globale neoliberale Interessen mit berechtigten huma-
nitären Anliegen verklammern, so können sie mit solchen humanitären Mogelpackungen zwei 
lästige Fliegen mit einer Klappe (er)schlagen. 

 
Zum einen läßt sich so demokratischen Organisationsformen längerfristig ihre Grundlage ent-
ziehen. Zum anderen eignen sich diese Verklammerungen durch die Spannungen, die sie in 
emanzipatorischen Bewegungen erzeugen, besonders gut, Dissens durch Spaltung einzudäm-
men und Veränderungsenergien, die sich gegen die Zentren der Macht richten, auf andere Zie-
le umzulenken und somit politisch unwirksam zu machen. 
Rainer Mausfeld, Jahrgang 1949, studierte Psychologie, Mathematik und Philosophie in 
Bonn. Er ist Professor für Allgemeine Psychologie an der Christian-Albrechts-Universität zu 
Kiel und arbeitet im Bereich der Wahrnehmungs- und Kognitionsforschung. …<< 
Das Online-Magazin "Kritisches Netzwerk" berichtete am 14. Dezember 2018 (x950/…): 
>>Das Modell Elitendemokratie ist historisch verheerend gescheitert 
Für unser Nichthandeln tragen wir in gleicher Weise Verantwortung wie für unser 
Handeln. 
von Marcus Klöckner im Interview mit Prof. Dr. Rainer Mausfeld 
Herrschaft und Macht zu verschleiern, darum geht es in den demokratischen Systemen unserer 
Zeit. Zu diesem Ergebnis kommt Rainer Mausfeld bei seiner Auseinandersetzung mit Politik 
und Medien. Die Geschichte habe immer wieder bewiesen, wie real eine unersättliche Gier 
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nach Macht sei, eine Tatsache, die auch heute gelte. Deshalb, so Mausfeld, müsse man auch in 
unserer gegenwärtigen politischen Situation Macht genau betrachten. 
Streng geht Mausfeld mit den Medien ins Gericht. Zwar existiere durchaus ein kritischer poli-
tischer Journalismus, allerdings finde dieser dort seine Grenzen, wo die große Weltpolitik 
stattfinde. "Wenn es um Themen geht, die die Stabilität der Machtzentren gefährden könnten, 
wird erkennbar, wie tief die Medien in ökonomische und politische Machtstrukturen einge-
bunden sind", so Mausfeld. Ein Interview über Schein und Sein der politischen Verhältnisse. 
… 
Marcus Klöckner:  Was bedeutet denn Macht? 
Rainer Mausfeld: Macht heißt, daß jemand die Möglichkeit hat, seine Interessen gegen ande-
re durchsetzen zu können und Entscheidungen zu treffen, die ihm zu Gute kommen. Wer 
Macht hat, kann durchsetzen, was zu seinem Vorteil ist. Macht über andere zu haben bedeutet, 
andere dem eigenen Willen unterwerfen zu können. Noch einmal: Macht ist die Kernkategorie 
des Politischen. Und deswegen ist es eigenartig und bemerkenswert, wenn Medien nicht mehr 
über Macht und Herrschaft reden. Das wäre so, als würde man in einer Akademie für Fische 
nicht über Wasser reden. 
Auf jeden Fall zeigt die Geschichte, daß das Streben nach Macht dazu neigt, unersättlich zu 
sein. Diese Gier führt uns zu den dunklen Seiten des Menschen, und sie hat im Laufe der Zivi-
lisationsgeschichte gigantische Blutspuren hervorgebracht. In der Zivilisationsentwicklung 
ging es deshalb darum, Wege zu finden, wie man Macht einhegen kann. Die zentrale Frage 
lautete und lautet: Wie kann man verhindern, daß eine Gesellschaft so organisiert ist, daß der 
Stärkere den Schwächeren seinem Willen unterwirft? 
Marcus Klöckner:  Und dabei kommt die Demokratie ins Spiel. 
Rainer Mausfeld: Ja. Wir alle haben ein natürliches Freiheitsbedürfnis. Wir haben einen Wi-
derwillen gegen Zwang. Wir wollen uns nicht dem Willen eines anderen unterwerfen. Dieses 
Bedürfnis ist die erste Quelle in der Zivilisationsgeschichte, aus der die Demokratie entstan-
den ist. 
Die zweite Quelle ist das Bemühen, den Frieden zu sichern - und zwar den Frieden innerhalb 
der Nationen, also den sozialen Frieden, sowie den Frieden zwischen den Nationen. Innenpo-
litisch führt das zur Idee der Demokratie, außenpolitisch zur Idee eines Völkerrechts. Es ging 
bei diesen Bemühungen stets darum, unterschiedliche Meinungen und Interessen auf friedli-
chem Weg in Einklang zu bringen. 
Das Problem ist, daß diejenigen, die Macht haben, kein Interesse daran haben, ihre Macht ab-
zugeben oder mit jemandem zu teilen. … 
Marcus Klöckner:  Weiter mit Ihren Gedanken zur Demokratie. 
Rainer Mausfeld: Die Lehre aus den Blutspuren der Zivilisationsgeschichte war immer wie-
der, zu versuchen, Macht einzuhegen. 
Nur: Warum sollten die Mächtigen sich überhaupt darauf einlassen, ihre Macht begrenzen zu 
lassen oder zu teilen? Sie können ja schließlich ihre Macht auch mit physischer Gewalt durch-
setzen. Dies ist jedoch mit beträchtlichen Kosten verbunden, so daß man auf eine wirkungs-
vollere Idee kam. Angesichts unseres natürlichen Bedürfnisses nach Freiheit und Selbstbe-
stimmung und dem daraus resultierenden Druck des Volkes gab man diesem schließlich die 
Demokratie. 
Genauer jedoch: Man gab ihm etwas, das oberflächlich und dem Namen nach so aussieht, je-
doch so beschaffen ist, daß es den Status und die Interessen herrschender Gruppierungen nicht 
beeinträchtigt. Die so entstandene Form einer sogenannten Elitendemokratie hat den Vorteil, 
daß sie Macht und Herrschaft verschleiert und am Ende die Bürger glauben, ihre Wahlent-
scheidungen seien für die gegenwärtige gesellschaftliche Situation verantwortlich, schließlich 
haben sie die Regierenden ja selbst gewählt. 
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Marcus Klöckner:  Wie gestaltet sich nun die Realität? 
Rainer Mausfeld: Unsere politischen Alltagserfahrungen zeigen zur Genüge, daß die Realität 
weit von der offiziellen Demokratierhetorik abweicht. Dieses subjektive Erleben hat auch ein 
solides objektives empirisches Fundament in Erhebungen der Politikwissenschaft - insbeson-
dere die Princeton-Studie der Politologen Martin Gilens und Benjamin Page aus dem Jahr 
2014. 
Sie hat zum Vorschein gebracht, daß das durchschnittliche Stimmgewicht eines US-
amerikanischen Wählers auf politische Entscheidungen praktisch bei null liegt. … 
In zentralen Fragen stellen Volksvertreter und Exekutive oft ganz anders die Weichen, als die 
Bürger es mehrheitlich wünschen. Faktisch haben also die Bürger, das war ja gerade die Leit-
idee einer Elitendemokratie, keinen Einfluß, sie sind politisch entmachtet.  
Wolfgang Schäuble sagte einmal, Wahlen dürften den wirtschaftspolitischen Kurs nicht än-
dern. Er bringt damit offen zum Ausdruck, wo die tatsächliche Grenze des Einflusses liegt, 
den Bürger haben. … 
Marcus Klöckner: Welche Rolle spielen die Medien in diesem System? 
Rainer Mausfeld: Die Leitmedien spielen bei politisch relevanten Themen überwiegend die 
Rolle, die Herolde früher bei Hofe gespielt haben. 
Marcus Klöckner: Das ist eine ziemlich harte Aussage. 
Rainer Mausfeld: Natürlich gibt es Ausnahmen, doch sind viele Journalisten so sehr mit den 
Machtstrukturen identifiziert, daß sie gleichsam als deren Boten agieren. Wenn wir auf die 
Medien blicken, ist die Situation ähnlich wie bei der Demokratie. Es gibt den Anschein, daß 
Medien die vierte Säule der Demokratie sind, aber dieser Anschein täuscht über die Realität 
hinweg. Tatsächlich sind sie in ökonomische und politische Machtstrukturen eingebunden und 
damit Teil der Kräfte, die demokratische Strukturen zu unterminieren suchen. Das alles ist seit 
langem bekannt und empirisch gut belegt. 
Marcus Klöckner:  Es gibt doch durchaus einen kritischen politischen Journalismus. Journa-
listen decken Mißstände auf, Medien legen sich mit Politikern an. 
Rainer Mausfeld: Das ist überwiegend ein Trugbild. … Ob es um die Ukraine, um Rußland, 
um Syrien oder die NATO geht: das ist für Journalisten und Medien vermintes Terrain. Wer 
als Journalist bei einer großen Zeitung arbeitet und bei Themen wie diesen von der vorherr-
schenden Sicht - also der Sicht der Herrschenden - abweicht, wird große Probleme bekom-
men. 
Um ein Beispiel anzuführen: Die New York Times hat vor einiger Zeit einen großen Bericht 
darüber gebracht, an wie vielen Morden die US-Special Forces beteiligt waren und wie brutal 
sie vorgegangen sind. Der Bericht wurde oft als Musterbeispiel zelebriert, das deutlich mache, 
wie offen und schonungslos in der freiesten Presse der Welt Mißstände aufgezeigt würden. 
Die Botschaft war klar: Für eine grundsätzliche Kritik an der Rolle unserer Medien gibt es 
eigentlich keinen Anlaß. 
Nur: Diese Verbrechen wurden von der New York Times in einer solchen Weise berichtet und 
in einen solchen Kontext eingebunden, daß sie die eigentlichen politischen Verantwortlichkei-
ten verdeckt haben. … 
Marcus Klöckner:  Das heißt: Das Blatt berichtet zwar journalistisch kritisch über einen gro-
ßen Skandal, zeigt auf, legt dar, aber die Kritik bewegt sich nur an der Oberfläche, weil die 
politisch Verantwortlichen nicht in den Vordergrund gerückt werden? 
Rainer Mausfeld: Ja, das ist der Punkt. Eine solche Form der Kritik fördert die gedankliche 
Fragmentierung, weil sie die Vorgänge aus ihrem eigentlichen Sinnzusammenhang löst. Sie 
blockiert geradezu unsere Möglichkeiten, angemessene Schlußfolgerungen aus den berichte-
ten Vorgängen zu ziehen. Nach einer kurzen öffentlichen Empörung ist dann auch alles 
schnell wieder vergessen. Bis zum nächsten bedauerlichen Einzelfall. Mit der Einzelfallrheto-
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rik wird ein Interpretationsrahmen angeboten, der die eigentlich politisch Verantwortlichen 
gerade verbirgt. 
Im Übrigen machte sich die New York Times auch das Argument zu eigen, daß ähnlich wie 
Drohnenmorde auch die verdeckten Operationen der Special Forces eine sehr effiziente Alter-
native zu kostspieligen Kriegen seien. Um wirksam zu sein, brauche man dazu nun einmal ein 
Bollwerk der Geheimhaltung um derartige Mordoperationen. Die New York Times bekräftigt 
damit die Kultur der Verantwortungslosigkeit, die bereits weite Bereiche der Staatsapparate 
durchzieht - und der Wirtschaft ohnehin. Die strukturell systematisch erzeugten Formen einer 
Verantwortungsdiffusion entziehen also weite Bereiche unserer Gesellschaft grundsätzlich 
jeder demokratischen Kontrolle. … 
Marcus Klöckner:  Ihr Buch zeigt ein Lamm auf dem Titel, das zusammengebunden ist. 
Warum dieses Bild? 

 
Rainer Mausfeld: Das Lamm symbolisierte schon in der alten jüdischen Tradition das Tier, 
das vor seinen Scherern verstummt. Allgemeiner symbolisierte es Unschuld und Ahnungslo-
sigkeit gegenüber bösen Absichten. Im Bereich des politischen Denkens kam, vor allem in der 
griechischen Tradition, noch die Metapher von Herde und Hirte hinzu. 
Das Buchcover zeigt ein Bild des spanischen Barockmalers Francisco de Zurbarán. In einem 
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politischen Kontext aktiviert das gefesselte Lamm beim Betrachter vermutlich weitverbreitete 
Gefühle einer politischen Ohnmacht und eines Ausgeliefertseins - Gefühle, die auch mir ge-
genüber immer wieder in Gesprächen und Diskussionen zu meinen Vorträgen artikuliert wer-
den. 
Viele Menschen haben das Gefühl, daß die Politik der neoliberalen Alternativlosigkeit sie und 
nachfolgende Generationen um ihre Zukunftsplanung betrogen hat. Die neoliberale Transfor-
mation der Gesellschaft mit ihrer Ideologie des 'flexiblen Menschen', der seine Fremdverwert-
barkeit durch den Markt zu optimieren habe, hat eine tiefe Verunsicherung in der Gesellschaft 
hervorgebracht. Eine Verunsicherung und soziale Ängste, die - wie vielfach aufgezeigt wurde 
- gezielt und systematisch erzeugt wurden. … 
Marcus Klöckner:  Sie meinen also, daß unter den gegebenen Umständen viele Bürger ein-
fach gar nicht mehr den Kopf haben, um sich politisch zu engagieren? 
Rainer Mausfeld: Für politische Fragen des Gemeinwohls und damit für Demokratie läßt für 
viele die gegenwärtige Realität keinen Platz. Im Gegenteil: Abstiegsängste, Gefühle eines so-
zialen Kontrollverlustes, Ängste, die mit Gefühlen eines Identitätsverlustes und ähnlichem 
verbunden sind, lassen die Bereitschaft wachsen, Gefühle der Ohnmacht in dunklen menschli-
chen Kanälen rassistischer und nationalistischer Ressentiments zu entladen.  
Das Aufblühen des Rechtspopulismus ist also eine direkte Folge der vorhergegangenen Jahr-
zehnte neoliberaler Politik und Alternativlosigkeit. Zugleich sucht nun die neoliberale 'Mitte' 
den von ihr beförderten Rechtspopulismus für eine weitere Angsterzeugung zu nutzen, um 
sich durch eine solche Drohkulisse bei Wahlen zu stabilisieren. 
Die systematische Erzeugung von Angst ist ja seit jeher ein wichtiges Herrschaftsinstrument. 
Marcus Klöckner:  Ihre Ausführungen lassen wohl keinen optimistischen Ausblick zu, oder? 
Rainer Mausfeld: … Wir haben jetzt seit über 50, ja 100 Jahren eine kapitalistische Eliten-
demokratie, deren zerstörerische Wirkungen in unserer Gesellschaft und auf dem Planeten 
mehr und mehr zutage treten. Immer mehr Bürger erkennen oder erahnen dies, andere können 
oder wollen es nicht sehen und suchen, apathisch oder trotzig, ihren Status quo zu retten, wie 
mancher Passagier auf der Titanic. Das Modell Elitendemokratie ist jedenfalls, daran kann bei 
nüchterner Betrachtung wohl kein Zweifel bestehen, in verheerendem Maße historisch ge-
scheitert. 
Diese Einsicht wird interessanterweise offensichtlich auch von den gegenwärtigen politischen 
und ökonomischen Zentren der Macht geteilt. Nur daß sie daraus entgegengesetzte Konse-
quenzen ziehen: Sie verzichten nämlich zunehmend vollends auf eine Demokratierhetorik und 
bedienen sich lieber einer Sicherheits- und Stabilitätsrhetorik, mit dem Ziel, die Bürger zu 
einer weiteren Selbstentmündigung zu verleiten, sodaß die Widerstände gegen die Errichtung 
eines autoritären Präventions- und Sicherheitsstaats möglichst gering sind. 
Wir stehen also gegenwärtig, was die Gestaltung unserer Gesellschaft angeht und was unsere 
Zukunft allgemein betrifft, an mehrfachen Scheidewegen: gesellschaftlich, hinsichtlich einer 
Friedenssicherung sowie ökologisch. In solchen Situationen stellt auch ein Nichthandeln be-
reits eine Entscheidung dar. Für unser Nichthandeln tragen wir in gleicher Weise Verantwor-
tung wie für unser Handeln. Wie die Zukunft aussehen wird, liegt also in unserer Hand. Mög-
lichkeiten zum politischen Handeln gibt es genug. Wir müssen uns nur entschließen, sie zu 
ergreifen. … 
Rainer Mausfeld, Jahrgang 1949, studierte Psychologie, Mathematik und Philosophie in 
Bonn. Er ist Professor für Allgemeine Psychologie an der Christian-Albrechts-Universität zu 
Kiel und arbeitet im Bereich der Wahrnehmungs- und Kognitionsforschung. …<< 
Das Online-Magazin "Kritisches Netzwerk" berichtete am 26. März 2019 (x952/…): >>Der 
Parteien-Staat 
Gewaltenteilung existiert in Deutschland nur auf dem Papier 



 173 

Tatsächlich wird alles von einer kleinen Elite kontrolliert  
von Jochen Mitschka 
Wer entscheidet über die Vergabe von Richterämtern? Die Parteien. Wer entscheidet darüber, 
wer Gesetze beschließen darf? Die Parteien. Und bei wem liegt die exekutive Gewalt ein-
schließlich Beamtenapparat, Polizei und Militär? Raten Sie!  
Hinzu kommt: Die oft als "vierte Gewalt" verklärte Presse ist alles andere als unabhängig. Die 
Parteien mischen über Rundfunkräte und ähnliche Gremien und mittels verschiedener Formen 
der Einflußnahme mit. Gewaltenteilung? Hieran stimmt nur, daß Gewalt weiterhin eine zen-
trale Ausdruckform der Machtkartelle darstellt. Von gegenseitiger Kontrolle kann jedoch kei-
ne Rede sein, und wer sich diesbezüglich auf die Medien verläßt, ist verlassen. 
Immer wieder wird behauptet, daß Deutschland das Prinzip der Gewaltenteilung sozusagen 
"im Blut" hätte, und ganz ernst nehmen würde. Im Grundgesetz gibt es eine Reihe von Rege-
lungen, die ausdrücklich eine horizontale und vertikale Gewaltenteilung vorsehen. Hinsicht-
lich der Justiz sagt Artikel 97 (1) GG: "Die Richter sind unabhängig und nur dem Gesetz un-
terworfen." 
Was allerdings nach Ansicht von Richter Udo Hochschild nicht der Fall ist. … 
Die Justiz 
Beginnen wir mit dem offensichtlichen Fall der Justiz, die der Exekutive untergeordnet ist, 
und damit keinerlei echte Eigenständigkeit aufweist. Die Seite gewaltenteilung.de verrät, daß 
der Europarat die Bundesrepublik aufgefordert hatte, ein System der Selbstverwaltung der 
Justiz einzuführen und die Möglichkeit zu ächten, daß der Justizminister der Staatsanwalt-
schaft Weisungen erteilen kann. 
Deutschland ignoriert diese Aufforderung des Europarats nach wie vor. 
Daß Richterämter nach Parteizugehörigkeit oder -Neigung ernannt werden, wird niemanden 
verwundern, der mit offenen Augen durch die Welt geht. Die Politik, in Form eines Konsen-
ses der staatstragenden Parteien, bestimmt über die Karriere von Richtern. Man könnte auch 
sagen: Die Richterämter werden in Hinterzimmern ausgeklüngelt. 
Noch deutlicher wird es, wenn Politiker nach Aufgabe ihres Mandats zum Verfassungsrichter 
gekürt werden, und dann über die Gültigkeit eben jener Gesetze zu entscheiden haben, die sie 
oder ihre Parteifreunde selbst verabschiedet haben. 
So schreibt die Wochenzeitung "Die Zeit" zur Ernennung des CDU-Bundestagsabgeordneten 
Stephan Harbarth zum neuen Präsidenten des Bundesverfassungsgerichtes: 
"Still, fast geräuschlos ist in Berlin ein neuer Richter für das Bundesverfassungsgericht ausge-
sucht worden, ein Richter, der zudem in zwei Jahren wohl auch Präsident des wichtigsten Ge-
richts der Republik werden wird. ... Auf Vorschlag der CDU soll in der kommenden Woche 
der Jurist Stephan Harbarth vom Bundestag zum Verfassungsrichter gewählt werden, zwei 
Jahre später wird er voraussichtlich Nachfolger des derzeitigen Gerichtspräsidenten Andreas 
Voßkuhle: erster Mann der dritten Gewalt. 
... Roman Herzog etwa war Innenminister von Baden-Württemberg, ehe er Präsident des Ver-
fassungsgerichts wurde (anschließend kehrte er zurück in die Sphäre des Politischen, als er 
Bundespräsident wurde). Jutta Limbach, die bislang einzige Präsidentin des Verfassungsge-
richts, war zuvor SPD-Justizsenatorin in Berlin gewesen. Derzeit sitzen bereits zwei ehemali-
ge Politiker im Verfassungsgericht, Peter Müller, ehedem Ministerpräsident des Saarlandes, 
und Peter M. Huber, vor der Berufung an das Gericht Innenminister in Thüringen" (Artikel: 
ZEIT ONLINE). 
Das Grundgesetz schreibt vor, daß die Verfassungsrichter je zur Hälfte von Bundestag und 
Bundesrat gewählt werden. Also keineswegs vom Volk - den Wählern -, sondern von den Par-
teien, die selbst wiederum die Regierung durch Koalitionen bestimmen. Mit anderen Worten: 
Die möglichen Angeklagten suchen sich ihre Richter selbst aus. Wenn eine Studie der Univer-
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sität Mannheim enthüllt, daß sich höchste Richter "bei ihren Entscheidungen manchmal auch 
von ihrer Parteinähe leiten" lassen, sollte das daher niemanden überraschen (LTO-Artikel). 
Auch ohne auf die umfangreiche Begründung der Seite gewaltenteilung.de einzugehen, er-
kennt man, daß die Justiz eben nicht unabhängig von der Exekutive - oder genauer gesagt: 
nicht unabhängig von den Parteien - ist, die in der Regel die Regierung bilden, beziehungs-
weise die sich dabei abwechseln, die Regierung zu bilden. 
Und so wird verständlich, warum sich noch kein einziges Regierungsmitglied vor einem Ge-
richt hat verantworten müssen. Weder Altkanzler Kohl bei seiner Verweigerung, Parteispen-
der zu benennen, noch Altkanzler Schröder, der selbst zugab, beim Angriffskrieg gegen Jugo-
slawien das Völkerrecht gebrochen zu haben. 
Kommen wir zur nächsten Säule der Gewaltenteilung. 
Die Exekutive 
In vielen Ländern wird der Regierungschef direkt vom Volk gewählt. Er stellt die Regierung 
auf und bestimmt die Richtlinien der Politik. In Deutschland ist dies nicht der Fall. In 
Deutschland gibt der Wähler seine Stimme einer Partei, die zuvor wiederum einen Kanzler-
kandidaten bestimmt hat. Ob und was dann irgendwann mal die Regierung tut, hängt vom 
"Koalitionsvertrag" ab, der nichts mehr mit den Wahlprogrammen zu tun hat. 
Mit anderen Worten: Die Exekutive wird nicht vom Wähler, sondern von Koalitionsverhand-
lungen bestimmt, die wiederum von Parteien geführt werden. Es gibt keine direkte Einfluß-
nahme des Wählers auf die Regierungspolitik oder auf den Regierungschef. Alles wird durch 
die Parteien im deutschen Bundestag bestimmt. Mit anderen Worten: Diejenigen, die eigent-
lich die Regierung kontrollieren sollen, ernennen sie. 
Und wenn ein Wähler unzufrieden mit der Situation ist, wird erklärt, er müsse wählen, um 
"das geringere Übel" zu wählen, oder, um "Schlimmeres zu verhindern". Tatsächlich geht es 
aber darum, eine ausreichende Wahlbeteiligung zu erreichen, damit die durch die Parteien 
geformte Regierung legitimiert wird. 
Nun zur dritten, der vielleicht wichtigsten Säule der Gewaltenteilung. 
Die Legislative 
Die angeblich "gesetzgebende Macht" in Deutschland ist der deutsche Bundestag. Nun sehen 
wir einmal davon ab, daß ein großer Teil der Gesetze inzwischen von Lobbyverbänden vorge-
schrieben oder von Beraterfirmen überarbeitet wird. Tatsache ist, daß die Regierung Gesetze 
einbringt, und diese dann im Parlament, also im Bundestag, besprochen und angenommen 
oder abgelehnt werden. Theoretisch hat also der Bundestag (bei zustimmungspflichtigen Ge-
setzen auch der Bundesrat) eine kontrollierende Funktion. 
Aber wer ist denn "der Bundestag"? Im Bundestag sind die sogenannten "staatstragenden" 
Parteien vertreten. Zwischen diesen besteht ein grundsätzlicher Konsens, und wer diesen Kon-
sens nicht teilt, der wird nicht als mögliche Regierungspartei akzeptiert. Welche Veränderun-
gen dann in einer Partei stattfinden, kann man an der Vergangenheit der Grünen studieren, 
und bei der Partei "Die Linke" an der derzeitigen innerparteilichen Diskussion. 
Mit anderen Worten: Die Parteien bestimmen im Bundestag, ob ein Gesetz angenommen oder 
abgelehnt wird. Dabei spielt der sogenannte, eigentlich rechtlich gar nicht zulässige, "Frakti-
onszwang" eine große Rolle - sollte der Abgeordnete nicht schon von sich aus, unter Rück-
sicht auf Ruf und Karriere, angepaßt genug sein. 
Also diejenigen, die die Regierung ernannt haben, bestimmen darüber, ob ein Gesetz, das ihre 
Regierung vorgelegt hat, angenommen wird oder nicht. Um es anders zu erklären: Eine Hol-
ding beschließt, eine Firma zu gründen und mit einem Vorstand zu versehen, und setzt dann 
eigene Leute im Aufsichtsrat zur Kontrolle ein, damit der Vorstand nicht gegen die vorgege-
bene Politik verstößt. Kleinaktionäre werden als Beobachter gerne zugelassen.  
Die Holding gründet außerdem eine Reihe von Zulieferfirmen (Bundesrat) und geht mit die-
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sen ebenso vor. Die Vorstände der Zulieferfirmen und des Hauptkonzerns gemeinsam 
bestimmen dann unter den aufmerksamen Augen der Aufsichtsräte die Zusammensetzung der 
Justiz und können innerhalb ihres Zuständigkeitsbereiches auch direkt in Gerichtsverfahren 
eingreifen. 
Hochschild schreibt in seinem Fazit: 
"Die im Art. 20 Grundgesetz vorgesehene organisatorische Dreiteilung der Staatsgewalt ist bis 
heute nicht erfolgt, die deutsche Gewaltenteilung erschöpft sich im Wesentlichen in einem 
Verfassungsgebot. Ob und in welchem Maße dieses Verfassungsgebot befolgt wird, hängt von 
dem guten Willen und der Rechtstreue der im Dienst der Öffentlichkeit handelnden Personen 
ab. 
Der seit dem 19. Jahrhundert unveränderte deutsche Staatsaufbau verhindert nicht die Bünde-
lung von Macht in wenigen Händen: Eine politische Partei oder Parteienkoalition stellt die 
Mehrheit im Parlament sowie die Regierung und beherrscht beide Organe; der Justizapparat 
untersteht der Regierung. Damit werden Sinn und Zweck des Gewaltenteilungsprinzips ver-
fehlt - der Rechtsstaat in Deutschland hat eine offene Flanke." 
Kommen wir zur inoffiziellen, zur "vierten Gewalt im Staat". 
Die Medien 
Zunächst verfügen die Parteien über ihre "politischen Stiftungen" wohl bald über mehr als 1 
Milliarde Euro an Steuergeldern, was zu einem beträchtlichen Teil in mediale Wirkung um-
gewandelt wird. 
"Laut der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) wächst die Zahl der NGOs ständig wei-
ter. Dabei widerspricht die Bundesregierung sich selbst auf ihrer eigenen Website. Denn sie 
schreibt dort einerseits: 'Auch wenn NGOs keiner politischen Partei zuzuordnen sind und sie 
für sich in Anspruch nehmen, allgemeine Gesellschaftsinteressen zu vertreten …'  
Somit wären NGOs grundsätzlich apolitisch. Andererseits erklärt die Bundesregierung partei-
nahe politische Stiftungen zu NGOs, um dann zusätzlich zur Parteinähe, die sich aus Personal, 
Programm und Mittelzuwendungen ergibt, einzuräumen, daß die Finanzierung deutscher 
NGO-Projekte im Ausland oft durch die Bundesregierung erfolgt. 
Die Stiftungen treten in ihrer Entwicklungsarbeit als deutsche 'Nichtregierungsorganisationen' 
(NGOs) auf. Die außen- und entwicklungspolitische Arbeit der Stiftungen wird vom Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), vom Auswärtigen 
Amt (AA) und zu kleineren Teilen von anderen Ressorts finanziert" (JM-Blog). 
Interessenvertretungen der Parteien, also Parteistiftungen, finanziert durch Steuergelder, wer-
den also als "Nichtregierungsorganisationen" bezeichnet und medial auch so behandelt. 
Dann gibt es noch den sogenannten "Öffentlich-rechtlichen Rundfunk". 
"Das Modell eines Öffentlich-Rechtlichen Rundfunks hat versagt. Auch darüber brauchen wir 
nicht zu diskutieren. Nicht nur die privaten Medien beklagen unfairen Wettbewerb, auch das 
Verfassungsgericht befand die Einflußnahme der Parteien, im Sinne des Grundgesetzes, als zu 
groß. Und wer die schwache Rolle von Gewaltenteilung kennt, kann sich vorstellen, was ein 
solches Urteil wirklich bedeutet. Die Konsumenten ihrerseits sehen die GEZ-Gebühren als 
Zwang an, ohne daß sie dadurch einen Einfluß darauf erhalten, was ihnen vorgesetzt wird". 
Die Öffentlich-rechtlichen Medien werden durch die Parteien und dem zwischen ihnen ver-
einbarten Konsens und die Koalitionsvereinbarung beherrscht. Wer die derzeitige Berichter-
stattung zu Venezuela beobachtet, wird dem kaum widersprechen können. 
Medien in Deutschland: Deutsche Medien und Journalisten sind aus historischen Gründen 
besonders eng in transatlantische Netzwerke eingebunden. Die Infografik gibt einen Überblick 
über die wichtigsten Akteure und Verbindungen. Grafik: © SWISS PROPAGANDA RE-
SEARCH. 
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Sowohl Stiftungen als auch die Öffentlich-rechtlichen Medien stehen also, wie die Legislati-
ve, die Exekutive und die Justiz, unter der Kontrolle der Parteien. Bleibt die Gruppe der priva-
ten Medien. 
"Medien gelten in Deutschland als 'Tendenzbetriebe'. Dies schränkt die Rechte der Mitarbeiter 
ein und stärkt die Rechte des Eigentümers. Mit anderen Worten, der Eigentümer bestimmt, 
was geschrieben, gesendet wird. Je weniger unabhängige Medienunternehmen es gibt, desto 
einseitiger wird natürlich die Berichterstattung. Denn je größer die Unternehmen werden, de-
sto enger sind sie in die Welt der Konzerne und des Finanzwesens eingebunden".  
Wie uns die klassische Satire-Sendung "Die Anstalt" in mehreren Beiträgen nahe gebracht hat, 
existiert keine echte Pluralität der Meinung mehr in den Medien. Vielmehr sind es große Kon-
zerne, welche die Weltbilder, die für sie wichtig sind, durch ihre Medien verbreiten. Fünf Ver-
lage kontrollieren mehr als die Hälfte der Medien. Und alle sind sich einig in den grundsätzli-
chen politischen Fragen, wie zum Beispiel der Notwendigkeit zu mehr Rüstung, dem gesell-
schaftlichen Nutzen der "unsichtbaren Hand des Marktes" oder unserer "gemeinsamen Werte" 
mit den USA. 
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Der Medien-Navigator 2018: Wie sind deutschsprachige Medien politisch und geopolitisch 
positioniert? Für den Medien-Navigator 2019 wurden insgesamt 80 verschiedene Publikatio-
nen untersucht. (Aktualisiert: Januar 2019). Grafik: ©  SWISS PROPAGANDA RESEARCH.  

 
Diese "vierte Macht im Staat" könnte also nun tatsächlich eine gewisse Kontrollfunktion 
wahrnehmen, wenn sich denn die politischen Neigungen unterscheiden würden. Sehen wir 
den letzten Satz im vorherigen Absatz und beobachten wird die Entscheidungen der Regie-
rung: 
Zu Rüstung: Ausgaben verdoppeln auf einen Betrag, der den der Atommacht Rußland über-
steigt. Zur unsichtbaren Hand des Marktes: die deutsche Lohnpolitik muß "marktgerecht" 
sein. Und wer die bedingungslose Vasallentreue hinsichtlich der Befolgung von US-Politik im 
Fall Venezuelas beobachtet, wird auch hierin die "gemeinsamen Werte" erkennen. 
Mit anderen Worten: Die vierte Gewalt im Staat, die Medien, sind in der Regel mit den Par-
teien auf einer Linie, weshalb keine Kontrolle erfolgt. 
Fazit 
Womit nachgewiesen wäre, daß es keinerlei praktisch wirksame Gewaltenteilung oder -
Gewaltkontrolle in Deutschland gibt. Denn die großen Parteien bestimmen die Handlungen 
der Legislative, der Exekutive und der Justiz. Und über die Medien und "Nichtregierungsor-
ganisationen" der Parteien wirken die Parteien auf die Medien, so daß allenfalls die privaten 
Medien zur Kontrolle in der Lage wären, sollten ihre Weltbilder sich von denen des Parteien-
konsenses unterscheiden. Was aber in Deutschland nicht der Fall ist. 
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Die Frage steht im Raum: Warum gehen Wähler überhaupt wählen? Immer wieder wird vor 
Wahlen in ihnen eine neue Hoffnung erzeugt, immer wieder wird auch ein Drohszenario auf-
gebaut, das es zu verhindern gilt. Und so erreicht der Parteienstaat es immer wieder, ausrei-
chend viele Wähler an die Urnen zu rufen, damit diese dem Staat ihre Legitimation erteilen. 
Aber bald sind ja wieder Wahlen. Europawahlen. Dann werden wir wieder für das "Friedens-
projekt" EU und gegen die bösen Nationalisten an die Urnen gerufen, während man uns vor-
gaukelt, die EU wäre Europa, und das EU-Parlament hätte gesetzgebende Gewalt. 
Und wie immer werden wir aufgefordert werden, zuzustimmen, daß Europa drastisch für den 
Frieden aufrüstet, Renten und Löhne niedrig gehalten werden, damit die EU "konkurrenzfä-
hig" bleibt, und daß wir hohe Einkommen schonen, weil das ja gut für alle ist. Wir werden 
zustimmen, daß Schulen, Krankenhäuser, Straßen und Universitäten an private Investoren 
verkauft werden, weil die das viel "wirtschaftlicher" können als der Staat. 
Und wir werden zustimmen, daß Milliarden an Steuergeldern für Beratungsunternehmen von 
außerhalb der EU ausgegeben werden, weil europäische - oder auch deutsche - Beamte angeb-
lich nicht in der Lage sind, die EU beziehungsweise Deutschland zu verwalten. 
Jochen Mitschka, Jahrgang 1952, war unter anderem Unternehmensberater mit eigenem Un-
ternehmen in Südostasien und einem kurzen Einsatz im Rahmen einer UNO-Maßnahme in 
Vietnam. Nebenbei verfaßte er unter Pseudonymen Bücher über Politik und Gesellschaft der 
Region. … Seit seinem Ruhestand im Jahr 2017 schreibt er … Bücher mit dem Schwerpunkt 
Außenpolitik. 2018 erschienen "Die Menschenrechtsindustrie im humanitären Angriffskrieg"; 
"Schattenkriege des Imperiums - Der Krieg gegen den Iran", und in der gleichen Reihe "Die 
Zukunft Palästinas"; die E-Books "Israel 2018" und "Finis Germania oder Deutschlands De-
mokratie ist verloren".<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 08/2019 berichtete im August 2019: >>Die 
Demokratiesimulation hakt 
_ von Martin Sellner 
Meinungsterror in Absurdistan: Je stärker die Herrschenden die Zügel anziehen, desto mehr 
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offenbaren sie ihre totalitäre Fratze. Darin liegt eine Chance für freiheitliche Patrioten. 
In den letzten 14 Monaten fanden bei mir drei Hausdurchsuchungen statt. Jedes Mal drang die 
Staatsmacht in meine Wohnung ein und nahm mir alle elektronischen Geräte - auch mein 
Handy - ab. … 
Der oberösterreichische Polizeichef sekundierte in der Kronen-Zeitung: "Pures Strafrecht hat 
bisher noch nicht gegriffen." Daher müsse man sich andere Wege gegen die "Einnistung" der 
Identitären überlegen. Damit bediente sich der Mann fast haargenau der Wortwahl, die das 
frühere DDR-Ministerium für Staatssicherheit in ihrer "Richtlinie zur Zersetzung" verwende-
te. 
Die Diktatur der Clowns 
Unterdessen feiert das Feuilleton die Gesetzesbrecherin Carola Rackete, der in Italien zu 
Recht der Prozeß wegen Schlepperei gemacht werden soll. Asylanten dürfen nicht als 
"Goldstücke", Deutsche aber als "Köterrasse" bezeichnet werden. Hakenkreuzschmierereien 
auf AfD-Büros gelten als rechte Straftaten, die CDU ruft dazu auf, Rechten die Grundrechte 
zu entziehen. Und der Grapscher und syrische Migrant Aras Bacho verkündet auf Twitter, 
"Urlaub in Syrien" machen zu wollen, um seinen "Kopf freizukriegen".  
Deswegen wird unsere Gegenwart von zynischen Stimmen als "Clown World" bezeichnet - 
eine surreale Clown-Welt, in der alles möglich ist und der Wahnsinn Methode hat. Inmitten 
von Klima-Greta, viralen Rezo-Videos, Kinder-Drag-Queens, Abtreibungspartys, Massenver-
gewaltigungen, Internetzensurgesetzen und antipatriotischen Algorithmen fällt es manchmal 
schwer, einen kühlen Kopf zu bewahren. Man fühlt sich machtlos, überwältigt von Wahnsinn, 
Frechheit, Gemeinheit und Heuchelei unserer Gegner. 
Jedes System muß seinen Totalitarismus verstecken und leugnen, daß es eine echte Oppositi-
on gibt. Nur so kann die Zone der Gleichgültigkeit aufrechterhalten werden, die die Säule ei-
ner jeden Diktatur ist. Es ist der Raum der Demokratiesimulation, in der jeder Bürger gemüt-
lich vor sich hin leben kann, ohne etwas von Widerstand und Repression mitzubekommen. 
Deswegen lief sowohl im NS- als auch im Sowjetreich die Kino-Industrie auf Hochtouren - 
noch bis kurz vor dem Untergang. Gedreht wurden nicht nur Propagandaschinken, sondern 
auch unpolitisch wirkende Unterhaltungsfilme.  
Heute schwindet diese Zone der Gleichgültigkeit Tag für Tag und macht Platz für die wahn-
witzige Clown-Welt. Unseren Gegnern wird aber die Dialektik von Autorität und Sanktion auf 
die Füße fallen: Je mehr sie an der Repressionsschraube drehen, desto weniger Arbeitsspei-
cher bleibt für die Demokratiesimulation übrig. … 
Martin Sellner ist Kopf der Identitären Bewegung Österreich. 2017 erschien sein Buch "Iden-
titär! Geschichte eines Aufbruchs" (Verlag Antaios) …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 10/2019 berichtete im Oktober 2019: 
>>Demokratie ohne Volk 
_von Daniell Pföhringer 
… Berliner Scheindemokratie 
In jüngerer Zeit ist es vor allem der Staatsrechtler Hans Herbert von Arnim, der sich als Par-
teienkritiker einen Namen gemacht hat. … 
In seinem Werk Die Deutschlandakte. Was Politiker und Wirtschaftsbosse unserem Land an-
tun  (2008) kommt er zu dem erschreckenden Befund, daß sowohl der Regierung als auch dem 
Parlament über weite Strecken die demokratische Legitimation fehlen. Letzteres komme sei-
ner Funktion als Kontrollinstanz nur ungenügend nach, das freie Mandat sei "nur noch schö-
ner Schein", die Volkssouveränität "eine Fiktion zur Ruhigstellung" der Bürger, die Wahlen 
eine Veranstaltung "politischer Kartelle".  
Nach Ansicht des Verfassungsrechtlers hätten sich die großen Parteien den Staat zur Beute 
gemacht, betrachteten ihn als Selbstbedienungsladen und überlagerten - obwohl sie laut 
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Grundgesetz zwar an der politischen Willensbildung mitwirken sollen, diese jedoch nicht al-
lein bestimmen dürfen  - alle Bereiche des öffentlichen Lebens. Der gebürtige Darmstädter 
findet es gut, daß ein neuer Akteur auf den Plan getreten ist, der unabhängig vom Polit-
Establishment agiert. "Daß es die AfD gibt, entspricht durchaus dem Sinn der Wettbewerbs-
demokratie", so von Arnim in einem Interview mit der Welt . … 
Mehr Macht dem Bürger 
Man sollte jedenfalls nicht allein auf das Instrument Partei setzen. Der Wirtschaftswissen-
schaftler Thorsten Polleit sieht den Ausweg aus der Sackgasse sogar nur "in einer rigorosen 
Machtbeschneidung der Parteien" durch die Einführung von Volksentscheiden und Direkt-
wahlen.  
"Damit solche Änderungen eine Umsetzungschance haben, bedarf es der Rückbesinnung auf 
die ursprüngliche Idee der Demokratie. Sie steht nicht für Herrschaft der Mehrheit, sondern 
für den Schutz der Minderheit - und das individuelle Recht auf Selbstbestimmung", mahnt der 
Chefökonom der Degussa und Honorarprofessor für Volkswirtschaftslehre an der Universität 
Bayreuth in einem Essay für die Wirtschaftswoche  (im März 2019) an. 
Er schreibt: "Wollen wir die Demokratie buchstäblich am Leben erhalten, müssen wir daher 
mittel- und langfristig größer denken - oder besser gesagt: kleiner. Müssen Absetzbewegun-
gen, Sezessionen, Aufspaltungen - kleineren politischen Einheiten den Weg bereiten." Solche 
Entitäten seien "offen und friedfertig", sie müßten ihre "Bürger und Unternehmer pfleglich, 
das heißt, als Citoyen und Leistungserbringer behandeln", um ihren Rückzug oder gar ihre 
Abwanderung zu verhindern. 
Polleit, der sicherlich ein Gemeinwesen wie die Schweiz vor Augen hat, kommt zu dem 
Schluß: "Politische Kleinheit verspricht nicht nur höheren Wohlstand, sondern auch ein Plus 
an Identität und unmittelbarer "Staatsnähe". Aber auch räumliche Nähe zwischen Regierten 
und Regierenden hilft, Mißstände im Keim zu ersticken und wirksam zu sanktionieren. Robert 
Michels' "ehernes Gesetz der Oligarchie" würde auch in kleinen Demokratien wirksam blei-
ben, gewiß. Aber seine Auswirkungen ließen sich leichter adressieren - und direktpolitisch 
minimieren." 
Doch wie sah es Michels selbst? Er schrieb etwas ratlos: "Die immanenten Nachteile der De-
mokratie sind nicht zu verkennen. Trotzdem ist als Form die Demokratie das geringere Übel. 
Das Ideal wäre eine Aristokratie sittlich guter und technisch brauchbarer Menschen. Aber wo 
ist sie zu finden?" Eine Frage, die auch Kritiker des Parteienstaates beantworten müssen.<< 
 
Die "Vierte Gewalt": Gleichschaltung der Berichterstattung und Meinungsäußerungen 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Am tyrannischsten ist jene Herrschaft, welche aus Meinungen Verbrechen macht, denn je-
dermann hat das unverbrüchliche Recht auf Gedankenfreiheit. 
Baruch de Spinoza (1632-1677, niederländischer Philosoph) 

Der US-amerikanische Journalist und Zeitungspublizist John Swinton (1829-1901) berichtete 
bereits im Jahre 1883 während einer Rede in New York vor anderen Journalisten über die an-
gebliche Unabhängigkeit der US-Presse (x317/248-249): >>… So etwas gibt es bis zum heu-
tigen Tage nicht in der Weltgeschichte, auch nicht in Amerika: eine unabhängige Presse.  
Sie wissen das, und ich weiß das. Es gibt hier nicht einen unter Ihnen, der es wagt, seine ehrli-
che Meinung zu schreiben. Und wenn er es täte, wüßte er vorher bereits, daß sie niemals im 
Druck erschiene. Ich werde wöchentlich dafür bezahlt, daß ich meine ehrliche Meinung aus 
dem Blatt, mit dem ich verbunden bin, heraushalte. 
Andere von Ihnen erhalten ähnliche Bezahlung für ähnliche Dinge, und wenn Sie so verrückt 
wären, ihre ehrliche Meinung zu schreiben, würden Sie umgehend auf der Straße landen, um 
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sich einen neuen Job zu suchen. Wenn ich mir erlaubte, meine ehrliche Meinung in einer der 
Papierausgaben erscheinen zu lassen, dann würde ich binnen 24 Stunden meine Beschäftigung 
verlieren. 
Das Geschäft der Journalisten ist, die Wahrheit zu zerstören, schlankweg zu lügen, die Wahr-
heit zu pervertieren, sie zu morden, zu Füßen des Mammons zu legen und sein Land und die 
menschliche Rasse zu verkaufen zum Zweck des täglichen Broterwerbs. Sie wissen das, und 
ich weiß das, also was soll das verrückte Lobreden auf die freie Presse?  
Wir sind Werkzeuge und Vasallen von reichen Männern hinter der Szene. Wir sind Marionet-
ten. Sie ziehen die Strippen und wir tanzen an den Strippen. Unsere Talente, unsere Möglich-
keiten und unsere Leben stehen allesamt im Eigentum anderer Männer. Wir sind intellektuelle 
Prostituierte. …<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete zum Beispiel im Jahre 1962 
über die "Presse" in der DDR (x009/335-336): >>Die Presse ist im kommunistischen Bereich 
eines der wichtigsten Mittel zur Massenbeeinflussung und zur Verbreitung der kommunisti-
schen Ideologie.  
Die gesamte Presse, über die eine Postzeitungsliste herausgegeben wird, ist Lizenzpresse. ... 
Zeitungslizenzen erhalten ausschließlich die SED, die Massenorganisationen und die durch 
die Blockpolitik gleichgeschalteten Parteien. ...  
… Die Einheit der Nachrichtenpolitik wird durch den ADN gewährleistet.  
Von der in der Verfassung (Art. 9) proklamierten freien Meinungsäußerung kann keine Rede 
sein. 
… Inhaltlich unterscheiden sich die Zeitungen kaum. Der Nachrichtenteil unterliegt in glei-
cher Weise wie die redaktionellen Meinungsäußerungen der zentralen Lenkung. Auslands-
meldungen dürfen nur vom ADN übernommen werden. ... 
Ebenso wie die Tagespresse sind die Wochen- und Monatszeitschriften der Massenorganisa-
tionen gelenkt. Sogar die Fach- und Sportpresse usw. besitzt einen umfangreichen politischen 
und ideologischen Teil. 
Das Fehlen von objektiven Nachrichten und der eintönige Stil und Inhalt der sowjetzonalen 
Presse begründen ein starkes Bedürfnis nach westlicher Publizistik. 
Die Verbreitung westlicher Presse wird als Hetze gegen die "sozialistische Ordnung" aufge-
faßt und mit Zuchthausstrafen bedroht. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete zum Beispiel im Jahre 1962 
über die "Nachrichtenpolitik" in der DDR (x009/301): >>Die Nachrichtenpolitik wird als Mit-
tel des Klassenkampfes angesehen.  
"Es gibt keine Nachricht schlechthin", vielmehr besitzt "die Nachricht Klassencharakter". 
Grundsätzlich sollen nur solche Nachrichten veröffentlicht werden, die "den Leser am besten 
und lebendigsten von der Richtigkeit der Politik unserer Regierung zu überzeugen" vermögen 
(Neue Presse, Nr. 3/1954, S. 31). Nachrichten und parteilicher Kommentar werden nicht ge-
trennt.  
Die Einheitlichkeit der Nachrichtenpolitik wird durch das Nachrichtenmonopol des ADN 
(Allgemeiner Deutscher Nachrichtendienst) garantiert. Negatives darf nur im Rahmen der Kri-
tik und Selbstkritik publiziert werden. Nachrichten aus der Sowjetunion und aus den anderen 
Ostblockstaaten werden von der sowjetischen Agentur TASS und den übrigen Osblock-Agen-
turen übernommen.  
Nachrichten westlicher Agenturen über die Bundesrepublik werden häufig sinnverfälschend 
zusammengestrichen oder verdreht. Über wirtschaftliche Fortschritte u.ä. in kapitalistischen 
Staaten darf positiv nicht berichtet werden.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete zum Beispiel im Jahre 1962 
über den "Rundfunk" in der DDR (x009/374): >>... Die Programmgestaltung des gesamten 
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Rundfunks der SBZ ist der Propaganda und den sonstigen politischen Erfordernissen des Re-
gimes angepaßt; sie erfolgt an Hand von detaillierten Weisungen der Abteilung "Agitation und 
Propaganda" des ZK der SED. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete zum Beispiel im Jahre 1962 
über das "Fernsehen" in der DDR (x009/127): >>... Das Fernsehen steht im Dienst der politi-
schen Propaganda. "Die ständige Verbindung mit den Arbeitern in den Betrieben, den Bauern 
im Dorf verleiht auch dem Fernsehen den Charakter eines kollektiven Propagandisten, Agita-
tors und Organisators" ("Der Rundfunk", Nr. 42/1952, S.2).  
Das Fernsehen soll vor allem auf dem flachen Land eingeführt werden, weil Presse und Rund-
funk dort die geringste Resonanz haben. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete im Jahre 1962 über die "Zen-
sur" in der DDR (x009/499): >>Nach dem Wortlaut der Verfassung findet in der SBZ "Pres-
sezensur nicht statt", sind "die Kunst der Wissenschaft und ihre Lehre frei".  
Vor- und Nachzensur durch die SMAD wurden von 1947 bis 1949 nach und nach aufgehoben, 
und die Kontrollfunktionen gingen auf deutsche, durchweg mit linientreuen Kommunisten 
besetzte Organe über.  
Wie im Dritten Reich und in vielen anderen "modernen" totalitären Systemen wird mit den 
Methoden der Lizensierung von Zeitungen und Zeitschriften, der Nachrichtenpolitik, der Zu-
lassung, Anleitung und Kontrolle von Verlagen, Lektoren, Redakteuren Kulturschaffenden 
seitdem eine sehr wirksame Zensur ausgeübt; es werden also im allgemeinen nicht Konzepte 
oder Manuskripte, sondern Menschen zensiert, korrigiert und unter Umständen auch unter-
drückt. Immerhin sind auch zahlreiche Fälle bekannt, in denen ausgedruckte Bücher, Zeit-
schriften- oder Zeitungsausgaben vor oder während der Auslieferung zurückgezogen und ver-
nichtet oder abgeändert werden mußten.  
Die Zensur der Presse funktioniert im allgemeinen so, daß Zeitungen vom Presseamt beim 
Ministerpräsidenten, Zeitschriften vom Ministerium für Kultur zensiert sein müssen (seit der 
Errichtung der DDR ist keine einzige Zeitung mehr lizenziert worden) und keine anderen 
Nachrichten als die des ADN bringen dürfen; die Post befördert nur periodische Druckerzeug-
nisse, die in der Postzeitungsliste enthalten sind; alle Druckerzeugnisse bis hinunter zu den 
Briefbögen und Familienanzeigen müssen vor dem Druck (aus Gründen der Papierwirtschaft) 
zur Genehmigung vorgelegt werden; die Genehmigung wird versagt, wenn sie nicht "den 
Grundsätzen des sozialistischen Aufbaus sowie den kulturpolitischen Erfordernissen" entspre-
chen. 
Schließlich wird häufig eine Nachzensur in der Form der öffentlichen Kritik und Selbstkritik 
geübt, die durch gelenkte "spontane" Mißfallensäußerungen der Werktätigen erzwungen oder 
unterstützt werden kann und bis zum Widerruf selbst wissenschaftlicher Arbeiten führt.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete zum Beispiel im Jahre 1962 
über die "Sprache" in der DDR (x009/414-415): >>Unter dem Eindruck des Parteijargons ver-
ändert sich die Schrift- und Umgangssprache der SBZ in einer Weise, die noch kaum unter-
sucht wurde, hüben wie drüben aber von vielen Menschen als Symptom des Auseinanderle-
bens und der Entfremdung deutlich empfunden wird. ...  
Das Weltanschauungsmonopol des Marxismus-Leninismus und dessen behauptete Wissen-
schaftlichkeit, die Ansprüche der Zentralverwaltungswirtschaft (Produktionssteigerung, Plan-
disziplin, Erreichung des "Weltniveaus"), der militante Stil des Klassen- und Friedenskamp-
fes, die bewußte Anlehnung an die Sowjetunion - all das durchsetzt auf dem Wege über die 
Presse, Fachliteratur, Rundfunk, Schule, Schulung und kulturelle Massenarbeit, ja, selbst über 
Literatur, Theater, Kabarett das öffentliche und private Leben mit Elementen der pseudo-
philosophischen, politökonomischen, militärischen Fachsprache. 
Der Glaube an die Machbarkeit aller Dinge bestimmt (wie beim Nationalsozialismus) den 
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Habitus des gesprochenen und geschriebenen Wortes; der ideologische Bruch der Doktrin (der 
Überbau hilft der Basis, Marxismus-Leninismus) nötigt zu sprachlichen Camouflagen (Tar-
nungen), ... der arglistigen Täuschung politisch Unerfahrener oder Schwankender dienen die 
Sinnverschiebungen bei Schlüsselbegriffen wie Demokratie, Freiheit, Frieden, Gesetzlichkeit, 
Mitbestimmung, Sozialismus, Wahlen usw., der Kampf gegen den "Klassenfeind", vor allem 
aber die Auseinandersetzung mit den ideologischen Abweichungen haben ganze Arsenale von 
Schimpf- und Schmähwörtern entstehen lassen, die für den Nichtkommunisten vielfach un-
verständlich sind (Objektivist, Praktizist, Versöhnler u.a.); Journalisten, Partei- und Gewerk-
schaftsfunktionäre, aber auch Lehrer passen sich unter Zwang, den ideologischen Weisungen 
und Losungen der SED prompt zu folgen, oft auch unfähig zu selbständigem Denken und ei-
genem Ausdruck (oder deren Gefahren meidend) der Sprache der jeweils maßgebenden Par-
teigrößen an, und Nichtkommunisten folgten ihnen darin, entweder um sich zu tarnen, oder 
um das "Partei-Chinesisch", nur dem Ohr von Gleichgesinnten vernehmbar, ad absurdum zu 
führen. ...<< 
Der deutsche Journalist und Historiker Klaus Rainer Röhl schrieb am 25. August 2007 in der 
Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" (x887/...): >>Der Führer lebt … in den 
deutschen Medien 
Wenn man aus dem Ausland kommt, von welcher Seite auch immer, und die deutsche Grenze 
überschreitet, sieht man mit dem bloßen Auge sofort, daß man in Deutschland ist. Wälder von 
kirchturmhohen Windrädern, mit denen die deutschen Schildbürger auch noch zwei Jahre 
nach dem verdienten Abgang von Trittin Strom aus Wind machen wollen, und Hakenkreuz-
fahnen und Hitlerbilder an jedem Zeitungsstand. Das sind die auffälligen Merkmale, an denen 
man erkennen kann, daß man deutschen Boden betreten hat. 
Die Schildbürger trugen bekanntlich, weil sie vergessen hatten, in ihr Rathaus Fenster einzu-
bauen, das Sonnenlicht in Eimern und Schüsseln ins Gebäude. Unsere modernen Schildbürger 
versuchen es mit Windmühlen zur Stromerzeugung, also mit ins Bombastische vergrößerten 
Fahrraddynamos - im Zeitalter der weiterentwickelten, kohlendioxydfreien Kernenergie, die 
die ganze übrige Welt ausbaut.  
Hitler lebt, 62 Jahre nach seinem Selbstmord, an allen Zeitungsständen, auf allen Fernseh-
Kanälen, im Straßenbild. Vor dem Sitz des Bundesfinanzministers in der Berliner Wilhelm-
straße, dem ehemaligen Reichsluftfahrtministerium, flattern die fünf Meter hohen Haken-
kreuzflaggen lustig im Wind, 300 Wehrmachtssoldaten rollen in Schützenpanzern und Mann-
schaftswagen durch die Straßen. Allen alten und jungen Nazi-Anhängern wird ganz warm 
ums Herz. Man dreht die ersten Szenen des Stauffenberg-Films mit Tom Cruise, morgen wird 
man einen anderen Film drehen, einen Fernseh-Spot mit Hitler, eine Ausstellung mit Hitlers 
Bildern eröffnen, ein Theaterstück mit Hitler aufführen, eine sensationelle Reportage drucken: 
"Wo sind Hitlers Noten?"  
Die Erstschrift der Meistersinger-Partitur, die ihm zum 50. Geburtstag geschenkt wurde, sie 
ist verschollen! Wollte Hitler Picasso deportieren, fragt ein soeben erschienenes Buch. Der 
Maler sollte als Zwangsarbeiter nach Essen gebracht werden! Hörte der Führer jüdische 
Schallplatten? Russischer Geheimdienstmann entdeckt Hitlers Schallplattensammlung. Wann 
wird "Mein Kampf" endlich im Buchhandel wieder erscheinen? Natürlich als kommentierte 
wissenschaftliche Ausgabe. Bisher konnte man ihn nur im Ausland oder antiquarisch bezie-
hen. Soll Hitlers Buch nun erscheinen? Ja, sagen berühmte Wissenschaftler, die kommentierte 
Ausgabe ist lange überfällig.  
Alle eben genannten Meldungen stammen aus der letzten Woche. 
Hitler im Film, Hitler als Maler, Hitler in der Architektur, Hitler als Comic. Hitler in der 
Oper, Hitler sogar im "Tatort". In Deutschland ist immer "Führerwetter". Die Abbildung von 
Hakenkreuzen scheint nie verboten zu sein, wenn sie sich nur linksrum drehen, also von 
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strammen Linken "Spiegel-verkehrt" bearbeitet werden. Offenbar kann sich das Volk an den 
Führerbildern und Hakenkreuzfahnen nicht satt sehen, denn in einer freien Wirtschaft wird 
bekanntlich nur das produziert, was auch verkäuflich ist.  
Bei "Spiegel-Gründer" Augstein und "stern-Chef" Henry Nannen war die Vorliebe für Hitler-
Storys noch verständlich. Beide waren bei der Wehrmacht, Offiziere, später gut umerzogen. 
Augstein war einer der ersten Lizenzträger, als die Alliierten die Umerziehung an die Deut-
schen abgaben, seine Wochenzeitung machte die Sache erst professionell. Nannens Illustrierte 
folgte. Gegen Hitler ging es, und gegen die Bonzen und die Drahtzieher. Im "Spiegel" und im 
"stern" stand, warum das alles so gekommen war und wer daran schuld war und wer nicht. 
Ergebnis offen. Also jede Woche noch mal. 
Gegen Hitler und Stalin und die Diktaturen, die Stalin überall in Europa an die Macht ge-
bracht hatte. Besonders interessierten die Zustände in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands (SBZ). Aber das Hauptinteresse der Herausgeber galt natürlich der Vergangen-
heit, die bei der Gründung der Magazine noch ganz nahe war. Manche NS-Größen waren 
noch gar nicht wieder aus der Gefangenschaft entlassen, andere in Südamerika untergetaucht. 
Das gab viel Stoff für spannende Untersuchungen.  
Was ist eigentlich aus Baldur von Schirach geworden, wo lebt seine Frau, wenn ja - wovon? 
Wo lebt Hitlers Sekretärin, wo seine Schwester? Gab es heimliche Verbindungen der katholi-
schen Kirche zu den Nazigrößen, die auf dem Weg durch italienische Klöster von Priestern 
nach Südamerika geschleust wurden?  
Das alles muß Rudolf Augstein damals ebenso interessiert haben wie seine Leser, die mit ihm 
jung waren und langsam älter wurden und immer noch was dazulernen wollten über die Nazi-
zeit, von der jeder nur seinen kleinen Ausschnitt gekannt hatte. Das machte den "Spiegel" so 
erfolgreich. Das gab Stoff für Tausende von Seiten.  
Was macht Leni Riefenstahl, was Kristina Söderbaum, wie war es wirklich mit Albert Speer, 
mit Generalfeldmarschall Paulus, mit Goebbels' Frauen, mit Görings Drogensucht, mit Rom-
mels Afrika-Feldzug, mit Gallands und Mölders Abschüssen feindlicher Flugzeuge. Waren 
die Abschuß-Zahlen womöglich nach oben korrigiert, das Ritterkreuz mit Schwertern ver-
dient? Das interessierte Augstein, das interessierte die Leser.  
War alles wirklich so schlimm? Hat der Führer das gewußt? Die Antwort: Es war noch viel 
schlimmer, aber anders. "Spiegel-Leser", so hieß der Slogan, wissen mehr. "Spiegel-Leser" 
wußten mehr vom Führer, von Göring und Goebbels und allen den anderen.  
Wie lebten die in ihren Bunkern, und wie war es mit ihren Frauen und mit ihren Weiberge-
schichten und vegetarischen Eintopfsuppen und mit den Gelagen und mit dem Kunstraub und 
der Extra-Uniform, das war endloser Stoff für den "Spiegel", Woche für Woche. Augstein 
brachte die Nazi-Zeit den deutschen Lesern, die sie selber ja nur immer an einer einzelnen 
Stelle der Front, auf der Flucht, im Luftschutzbunker oder in ihrer kleinen Stadt miterlebt hat-
ten und nicht in den Zentren der Macht, so richtig nahe.  
Chefredakteur und Leser waren eine Einheit: gegen die Diktatur, aber doch sehr interessiert an 
ihrer Erscheinungsform. Wie war es genau, das Schlimme? Hauptsache, die Details stimmen. 
Stimmte das, daß wir den ersten Düsenjäger der Welt gebaut haben, die deutsche Me 262 A-
1a (Schwalbe), mit der fast gleichzeitig gebauten Me 262 A-1b nicht zu verwechseln, eben-
sowenig wie das Ritterkreuz mit Schwertern mit dem Ritterkreuz mit Schwertern und Brillan-
ten. Wievielmal wurde es überhaupt verliehen? Das wird nie in der Quiz-Sendung mit Jörg 
Pilawa und Günther Jauch gefragt. "Spiegel-Leser" könnten es beantworten. 
50mal Albert Speer, 14mal Kristina Söderbaum, 200mal Goebbelstagebücher, 100mal Füh-
rerbunker. Ohne Gewähr. 
Hatten wir nun doch Wunderwaffen? Nein. Eigentlich nicht, aber fast, immerhin bauten wir 
an der Atombombe, wir hatten auch die ersten Raketen dazu, die ersten Düsenjäger sowieso, 



 185 

und die Verflüssigung von Kohle zu Benzin für Flugzeuge und Panzer war eine deutsche Er-
findung. Wer war schuld an den KZ-Greueln? Wer wußte davon? Bitte melden. Die eigentli-
che Entnazifizierung fand im "Spiegel" statt, und alle wurden eingestuft als nicht sehr belastet 
- ausgenommen natürlich die ganz schlimmen Fälle, die Verbrecher, KZ-Kommandanten und 
Mordkommandos, dagegen waren alle, niemand wollte dafür sein.  
Die Leserschaft des "Spiegel" hat sich verjüngt. Von den Lesern von 1950, den Kriegsteil-
nehmern, den Überlebenden von Flucht, Bombenkrieg und Gefangenschaft, ist die Hälfte ge-
storben, aber vorher hatten sie die deutsche Wirtschaft wieder angekurbelt, Arbeitsplätze ge-
schaffen und die Städte wieder aufgebaut.  
In diesen Städten wuchs die neue Generation der "Spiegel-Leser" auf, die Anzeigenseiten des 
"Spiegel" wuchsen um das Fünffache und die Anzeigenpreise um das 20fache, und nachdem 
die Städte und Fabriken halbwegs gut aufgeräumt und die Kinder des Wirtschaftswunders in 
die neu aufgebauten Universitäten eingezogen waren, gingen die meisten von ihnen erst mal 
demonstrieren, als Anhänger der antiautoritären Revolte von 1967/68.  
Mit ihnen kam eine neue Welle von Entnazifizierung ins Land, aber diesmal entnazifizierten 
nicht die Besatzungsmächte die Deutschen, diesmal entnazifizierten die Söhne und Töchter 
ihre Eltern, der "Spiegel" half auch hier mit exakten Daten und Enthüllungen über bisher un-
bekannte Details. Und vor allen Dingen Fotos. Der "stern" immer dabei, seit den "Hitlertage-
büchern" aber vorsichtig. 
Zwei ganze Generationen sind seither dazugekommen und wissen immer noch mehr, aber 
dieses seltsame Interesse an Bildern von damals, man muß schon sagen, die Faszination, hat 
sich erhalten, und selbst die Enkelkinder der ersten "Spiegel-Leser" haben dieses Interesse an 
den Führerbildern und Filmen und Aufmärschen und Klatschgeschichten scheinbar im Kopf 
und wollen die "furchtbare Zeit" immer noch mal sehen, und seit es, ab 1998, im ZDF die po-
pulären Fernseh-Serien über die NS-Zeit von Guido Knopp gab, schwemmte der Trend noch 
mehr Interessenten ins "Spiegel-Haus". Hitler, Hitler, Hitler. Die Deutschen seien krank, sagt 
meine griechische Freundin. 
Sind die Deutschen wirklich krank? Oder nur die "Spiegel-Leser" und die Leser des "stern"? 
Hitler und sein Hund, Hitlers letzte Geliebte, Hitlers ehemalige Geliebte, Hitlers versteckte 
Schwester, Hitlers Kusine, Hitlers Arzt, Hitlers Medikamente, Hitlers Freunde im Hause 
Wagner, Hitler und Leni Riefenstahl, Hitlers Verklemmtheit, Hitler als Nichtraucher, Hitlers 
Zeichnungen. Und Hitlers Architekt, der natürlich ganz besonders, er war auch noch ein Frau-
entyp. Wenn kein Sex-Titelbild mehr über das Sommerloch hilft, der Führer tut es. Es ist im-
mer Führerwetter in Deutschland.<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 25. Januar 2008: >>"Über alles berichten, aber 
nicht alles zeigen" 
Von Uwe Felgenhauer  
Vor 20 Jahren startete im deutschen Fernsehen die Kindernachrichten-Sendung "logo". In der 
Sendung wird das Weltgeschehen täglich altersgerecht aufbereitet. Der "Berlin direkt-
Moderator" Peter Hahne wünscht jedem Kollegen ein "logo-Jahr". Da möchte so mancher Er-
wachsener noch mal Kind sein.  
"Wer, wie, was - wieso, weshalb, warum?" Das Motto der "Sesamstraße" gilt auch für "logo" - 
die einzige tägliche Nachrichtensendung für Kinder im deutschen Fernsehen. Am 25. Januar 
1988 wurde sie erstmals im ZDF ausgestrahlt, zehn Jahre später kam der Kinderkanal (KiKa) 
als zweite Heimat hinzu. Und obwohl die "logo-Redaktion" um das Zebra-Maskottchen Gun-
nar die anfängliche Testphase nicht mitzählt und deshalb erst 2009 das 20-jährige Jubiläum 
feiern will, kann man schon heute gratulieren. Zu einem Format, das dem in Artikel 13 der 
UN-Kinderrechtskonvention verbrieften Recht auf Information auch für die Kleinsten sowie 
dem spezifisch kindlichen Blick auf die Welt angemessen Rechnung trägt.  
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Aus heutiger Sicht läßt sich sogar sagen: Die Einführung von "logo" kam genau zum richtigen 
Zeitpunkt. Seit dem ersten Golfkrieg Anfang der 90er Jahre registrieren Forscher eine Verro-
hung in der Berichterstattung der TV-Nachrichten, Gewaltopfer werden zunehmend in Groß-
aufnahme gezeigt. Gleichzeitig spielen immer mehr Heranwachsende im Kinderzimmer und 
auf der Straße Krieg. Auch ein Hinweis darauf, daß sie den medial aufbereiteten Schrecken in 
Zeitung, Fernsehen oder Internet ohnehin rezipieren (übernehmen).  
Daß Kinder auch diesen Teil der Realität brauchen, glauben mittlerweile die meisten Pädago-
gen. Denn Kinder müssen und wollen wissen, was auf der Welt geschieht. Nur so erhalten sie 
das notwendige Rüstzeug, um mitreden und sich eine eigene Meinung bilden zu können. Um 
so mehr allerdings ist eine kindgerechte Vermittlung und dafür ein Perspektivwechsel vonnö-
ten.  
Nachrichten, die über alles berichten, aber nicht alles zeigen 
Kinder reagieren auf Schreckensmeldungen mit emotionaler Verunsicherung, noch viel 
schneller als bei Erwachsenen blockieren zu heftige Bilder bei ihnen die Aufnahme von In-
formationen. Schnell fragen sie sich: Kann mir und meiner Familie das auch passieren? Um 
darauf Antworten zu geben, versucht "logo" in einordnenden Erklärstücken Zusammenhänge 
und einen Bezug zur Lebenswirklichkeit der Kinder herzustellen - in einer einfachen, altersge-
rechten Sprache, die wie die Bilder weitestgehend auf Emotionalisierung verzichtet. So ent-
stehen Nachrichten, die über alles berichten, aber eben nicht alles zeigen. 
Wenn "logo", konzipiert für Acht- bis 13-Jährige, von Konfliktherden dieser Welt erzählt, 
wird viel mit Landkarten, Zeichentrick und einfachen Grafiken gearbeitet. Beim Streit der 
Volksgruppen auf Sri Lanka etwa stellen fünf Strichmännchen-artige Wesen die Singhalesen 
dar, drei die bevölkerungsmäßig unterlegenen Tamilen. Lange hätten die beiden Volksgruppen 
gemeinsam regiert, heißt es im Erklärstück, dann habe ein neuer Staatschef das alleinige Sa-
gen für die Singhalesen reklamiert, woraufhin die Widerstandsgruppe Tamilische Tiger für 
einen eigenen Staat zu kämpfen begonnen hätte.  
Das ist zwar ebenso verkürzt dargestellt wie der Vergleich der Großen Koalition mit einer 
Fußball-Nationalmannschaft, in der laut "logo" Spieler zusammen antreten, deren Teams in 
der Bundesliga ansonsten gegeneinander spielen. Doch enthalten die derart heruntergebroche-
nen Fakten das Wesentliche. 
Ein "logo-Jahr" für jeden Moderator 
Mehrere Untersuchungen haben denn auch ergeben, daß die "logo-Informationsvermittlung" 
den Rezeptionsfähigkeiten der Halbwüchsigen weitgehend gerecht wird. Ältere Kinder ver-
stehen zwar mehr, aber jüngere profitieren von Details, die sie in späteren Jahren dann besser 
einordnen können. "Berlin direkt-Moderator" Peter Hahne jedenfalls, "logo-Mitentwickler" 
und von 1988-1991 dort einer der ersten Nachrichten-Sprecher, betont noch heute, daß die 
einfache Sprache der Kinder-News seine Arbeit geprägt habe. Er wünscht jedem Kollegen ein 
"logo-Jahr". 
Diese Kollegen könnten im KiKa auch viele positive Neuigkeiten verlesen, denn Sport- und 
Freizeittrends, Knut und seine Freunde sowie News aus der Musikszene sind "logo" immer 
eine Nachricht wert. Und auch Kinderprojekte in aller Welt stehen oft im Fokus. Den jungen, 
oft unter schwierigen Bedingungen aufwachsenden Menschen gibt "logo" eine deutliche 
Stimme. Aber natürlich auch den vielen Kindern in Deutschland, besonders wenn es Krisen-
szenarien wie Naturkatastrophen, Kriege oder Terroranschläge seelisch zu verarbeiten gilt 
oder wenn ihnen einfach nur etwas stinkt wie etwa eine illegale Müllkippe in der Nachbar-
schaft oder ein Spielplatz mit kaputten Spielgeräten. In der Rubrik "Redezeit" können sie ihr 
Herz ausschütten.  
Seit mittlerweile zehn Jahren gibt es die Nachrichten für den Nachwuchs mit vielfältigem An-
gebot auch im Internet. Auf der Webseite lassen sich verpaßte "logo-Sendungen" für mobile 
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Abspielgeräte herunterladen. Kinder sollten ihre I-Pods oder MP3-Player mit den Downloads 
allerdings gut verstecken. Denn sonst kann es sein, daß sie plötzlich verschwunden sind - aus-
geliehen von Mama oder Papa, die endlich mal das kapieren wollen, was in der "Tagesschau" 
immer nur an ihnen vorüber rauscht.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 20. Juni 2009 (x887/...): 
>>Mehr Berichterstattung führt auch zu mehr Theater 
von Philip Baugut 
Er freue sich, daß Medienmacht und Medienmanipulation die demokratische Kultur nicht er-
schüttert hätten, rief Gerhard Schröder am Abend der Bundestagswahl 2005 seinen Anhängern 
zu. Der trotz furioser Aufholjagd soeben abgewählte Kanzler inszenierte sich als Opfer einer 
journalistischen Verschwörung - und befeuerte auf seine Art die Diskussion über das Verhält-
nis von Politik und Medien.  
Das Zusammenspiel beider Seiten prägt die Demokratie, ist deren Prinzip doch die Öffent-
lichkeit, die Journalisten herstellen. Mangels direkter Begegnungen mit den Bürgern brauchen 
gerade Bundestagsabgeordnete die Medien für den Transport ihrer Botschaften. Nur wer in 
der Berichterstattung vorkommt, "findet statt", wie es im politischen Berlin heißt. Also müs-
sen Politiker auf die Bedürfnisse der Journalisten eingehen. Gefragt sind brandheiße, mög-
lichst exklusive Informationen, worum die rund 1.000 Parlamentskorrespondenten in der 
Hauptstadt knallhart konkurrieren. Aufmerksam wird registriert, wer zuerst das Interview mit 
der Kanzlerin bekommt, wer die SMS über den aktuellen Verhandlungsstand.  
Um so belohnt zu werden, müssen Journalisten einen engen Draht zu den Spitzenpolitikern 
finden. Freundliche Leitartikel helfen dabei, doch die Vierte Gewalt soll den Mächtigen stets 
kritisch auf die Finger schauen. Die richtige Balance zwischen Nähe und Distanz ist folglich 
die Gretchenfrage in der politisch-medialen Welt.  
Die Antwort wird auf zwei Bühnen gegeben, wie eine Studie auf Basis von Interviews mit 
führenden Abgeordneten und Journalisten zeigt. Auf der Vorderbühne, etwa bei TV-Inter-
views und Talkshows, ist die inszenierte Distanz zwischen beiden Seiten unübersehbar. Der 
Moderator will mit kritischen Fragen glänzen, der Politiker ihm mit wohlgeformten Antwor-
ten die Show stehlen.  
An Theater erinnert besonders der Polittalk von Michel Friedman. "Wenn ich bei dem bin", 
erzählt ein Abgeordneter, der anonym bleiben möchte, "dann kloppen wir uns manchmal in 
einer unanständigen Weise, weil das auch seine Art, Quote zu machen, ist. In Wirklichkeit 
sind wir fast befreundet, nach der Sendung reichen wir uns nicht nur die Hand, sondern drük-
ken uns auch." Es ist ein ebenso ritualisiertes wie inhaltsarmes Spiel, das beide Seiten vor lau-
fenden Kameras aufführen. Eines, das die Zuschauer zunehmend langweilt - und davon ab-
lenkt, daß auf der Hinterbühne die Musik spielt. 
Der tiefgründige Austausch zwischen Politikern und Journalisten findet jenseits des Schein-
werferlichts statt. In den sogenannten Hintergrundkreisen, zu denen nur ausgewählte Journali-
sten Zugang haben, geben Abgeordnete mehr preis als in ihren glattgeschliffenen Pressemel-
dungen. Doch die brisanten Informationen sollen nur Interpretationshilfe sein und nicht veröf-
fentlicht werden. "Wer schwätzt, fliegt", so die Spielregel. Ein solcher Hintergrundkreis ist die 
"Gelbe Karte", dem SPD-nahe Journalisten angehören. "Die duzen ihre Gesprächspartner aus 
der Partei auch zum großen Teil", kritisiert "Stern-Chefredaktionsmitglied" Hans-Ulrich Jör-
ges den "ganz engen Umgang" auf der Hinterbühne.  
So verwundert nicht, daß mancher Journalist seinen Duz-Freund auch in politischen Fragen 
berät - und damit eine berufsethische Grenze überschreitet. Als Gegenleistung wird ihm zum 
Beispiel ein internes Positionspapier exklusiv zugespielt. Den Bürgern bleiben solche Tausch-
geschäfte verborgen, obwohl sie die Berichterstattung beeinflussen. Daher sollte die Öffent-
lichkeit um die Mechanismen des politisch-medialen Zusammenspiels wissen.  



 188 

Die Hintergrundkreise haben inzwischen an Bedeutung verloren, weil regelmäßig gegen die 
Spielregeln verstoßen wird. Vertrauliche Hintergrundinformationen, unbedachte Halbsätze, 
aus denen sich große Schlagzeilen basteln lassen, stehen oft schon am nächsten Tag in der 
Zeitung. Die Folge: Politiker informieren zurückhaltender oder verkaufen Dinge als vertrau-
lich, die sie insgeheim veröffentlicht sehen wollen. Wer tief ins Innere eines Politikers blicken 
will, muß ihn zum Vier-Augen-Gespräch treffen. Doch nur wenige Medien wie der "Spiegel" 
oder die "FAZ" bekommen diesen exklusiven Zugang. 
Es ist verständlich, daß Politiker im Umgang mit Journalisten höchst vorsichtig geworden 
sind. Der Medienwettbewerb um Prestige und Käufer führt zu einer ständigen Jagd nach Sen-
sationen, die den politischen Prozeß belastet. Das haben die Verhandlungen zur letzten Ge-
sundheitsreform gezeigt. Erst nach vielen zähen Runden fanden Union und SPD einen Kom-
promiß, den allenthalben kritisierten Gesundheitsfonds. Im Ringen um Kopfpauschale und 
Bürgerversicherung stach ein Verhandlungsteilnehmer medial heraus:  
Der SPD-Linke Karl Lauterbach, Professor für Gesundheitsökonomie mit "pathologischem 
Selbstdarstellungsdrang", wie ein Journalist meint. Weil der Mann mit der Fliege nicht einmal 
bei seinen Parteifreunden Gehör fand, beschränkte er sich darauf, die Verhandlungen zu stö-
ren. So plauderte er Zwischenergebnisse aus und wetterte gegen nahezu alles, worauf sich die 
Koalitionsarbeitsgruppe mühsam geeinigt hatte.  
Hierfür boten ihm nahezu alle Medien eine Plattform. Obwohl Lauterbachs Einfluß auf die 
Verhandlungen minimal war, wurde er ausführlich zitiert, weil jede Äußerung das Koalitions-
theater noch größer erscheinen ließ. Und die Berliner Journalisten lieben den Streit. "Wir sind 
Streitverstärker, im schlimmsten Fall sogar Streiterfinder", räumt ein allseits anerkannter 
Hauptstadtjournalist ein.  
Der journalistische Nachrichtenhunger ist so groß, daß ihn die Verhandlungsteilnehmer nie 
stillen können. Denn politische Prozesse brauchen Zeit, Medien im Online-Zeitalter aber rund 
um die Uhr eine Schlagzeile. Das vergiftet das Verhandlungsklima, weil die Konfliktparteien 
stets versucht sind, Interna auszuplaudern und über die Medien Druck auf die Gegenseite aus-
zuüben.  
Natürlich macht der öffentliche Streit eine Demokratie aus. Doch wenn jeder Reformbaustein 
schon im frühen Verhandlungsstadium medial zertrümmert wird, bleibt der Politik für kom-
plizierte Sachdiskussionen nur die Flucht hinter verschlossene Türen. Die Medienmeute, die 
Politiker auf Schritt und Tritt begleitet, stellt sich damit selbst ein Bein: Denn um der media-
len Hysterie zu entgehen, werden die wichtigen Entscheidungen in kleinste Kreise verlagert 
und erst dann verkündet, wenn sie in trockenen Tüchern sind. So war es bei der "Rente mit 
67": Hätten die Medien von dieser Reform früher Wind bekommen, wäre die SPD-Basis da-
gegen Sturm gelaufen.  
Es ist paradox: Die Total-Öffentlichkeit unserer hektischen Mediendemokratie schafft nicht 
mehr Transparenz, Kontrolle und Diskurs. Im Gegenteil, sie macht die Hinterbühne zum Ort 
für das wirklich Wichtige. Mehr Berichterstattung bedeutet auch mehr politisches Theater.  
Es hilft nichts, die ohnehin selbstkritischen Hauptstadtjournalisten an den Pranger zu stellen. 
Manche Politiker klagen heute über mediale Erregungswellen, um morgen auf ihnen zu reiten. 
Sie sollten sich mit Medienschelte zurückhalten.  
Vor allem Gerhard Schröder, der zu vielen Journalisten engste Beziehungen pflegte. Einer 
seiner Freunde, Ex-RTL-Chefkorrespondent Gerhard Hofmann, präsentierte sich vor Journali-
stenkollegen genüßlich als Schröder-Intimus. Ausgerechnet dieser schrieb über das Wahl-
kampfjahr 2005 ein Buch mit dem Titel: "Die Verschwörung der Journaille zu Berlin".  
Der Autor ist Kommunikationswissenschaftler und Politologe und promoviert über das Span-
nungsverhältnis von Journalismus und Politik.<<  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 23. März 2013 (x887/...): 
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>>Spitzenjournalisten auf Linie 
Studie untersuchte, was Medienmacher antreibt und deckte heikle Verbindungen auf 
Die Medien gelten als vierte Gewalt im Staat. Starke Zweifel an der Funktion von Medien als 
Kontrollinstanz der Macht kann allerdings eine Studie wecken, die an der Universität Leipzig 
erstellt wurde. Brisanter Inhalt der auch unter dem Titel "Meinungsmacht" in Buchform er-
schienene Analyse des Medienwissenschaftlers Uwe Krüger: die Einbindung deutscher Spit-
zenjournalisten in Machtzirkel der Eliten.  
Für die Untersuchung wurde die soziale Umgebung von 219 leitenden Redakteuren führender 
deutscher Medien unter die Lupe genommen. Das Ergebnis: Ein Drittel der Redakteure unter-
hielt - außerhalb ihrer direkten journalistischen Aufgaben - informelle Kontakte zu Machtzir-
keln der Politik- und Wirtschaftseliten in Deutschland. Konkret waren 64 Journalisten häufig 
in Organisationen wie der "Atlantik-Brücke", der Münchner Sicherheitskonferenz, der Trilate-
ralen Kommission und der Bilderberger anzutreffen.  
Nicht um berufliche Pflichten wie Recherchen oder Interviews zu verfolgen, sondern eher als 
Teilnehmer der Treffen. Vom neutralen Beobachter sind die Journalisten quasi ins Lager der 
politischen Akteure gewechselt. Problematisch ist dabei nicht nur, daß dieser Seitenwechsel 
den Medienkonsumenten nicht mitgeteilt wird, sondern daß dies auch einen nachweisbaren 
Einfluß auf die Berichterstattung hat.  
Ausgerechnet vier leitende Außenpolitik-Journalisten der deutschlandweit führenden Print-
medien - "Frankfurter Allgemeine Zeitung", "Süddeutsche Zeitung", "Die Welt" und "Die 
Zeit" - waren alle im selben US- und Nato-affinen Elitenmilieu unterwegs. Nicht nur das:  
Bei scheinbar politisch so grundverschieden ausgerichteten Zeitungen sollten eigentlich weit 
voneinander abweichende Meinungsbilder zu erwarten sein, doch das Gegenteil war der Fall. 
Wenn es um Themen wie Außen- und Sicherheitspolitik, die Nato oder den Afghanistan-
Krieg ging, konnte der Medienwissenschaftler einen auffallenden Gleichklang von Journali-
sten wie Michael Stürmer ("Welt"), Klaus-Dieter Frankenberger ("FAZ"), Stefan Kornelius 
("SZ") und Josef Joffe ("Die Zeit") nachweisen.  
Konkret festgemacht wurde dies am sogenannten "erweiterten Sicherheitsbegriff", für den 
symbolhaft die umstrittene Aussage des ehemaligen Verteidigungsministers Peter Struck 
(SPD) stehen kann: "Deutschland wird auch am Hindukusch verteidigt." Während die Mehr-
heit der Bevölkerung mit diesem stark ausgeweiteten Begriff von Verteidigungspolitik ein 
Problem hat, herrschte in der untersuchten Berichterstattung der vier Spitzenjournalisten die - 
stark an die USA angelehnte - Sichtweise von Sicherheitspolitik vor. Naheliegend ist die Er-
klärung, daß sich eine erstaunliche Zahl von Journalisten direkt von sicherheitspolitischen 
Eliten beeinflussen läßt - im Klartext, "einspannen" läßt.  
Der Medienwissenschaftler Krüger hält aber noch eine andere Deutung für möglich. "Journa-
listen mit Eliten-kompatiblen Meinungen haben bessere Chancen, Karriere zu machen, denn 
sie können im eigenen Haus und in der Branche mit exklusiven Informationen und hochrangi-
gen Interviewpartnern punkten."  
Problematisch sei aber, daß diese Verbundenheit der Journalisten mit Machtzirkeln in der Be-
richterstattung nicht transparent gemacht wird. Zumindest im Regelfall. Beim Springer Verlag 
werden Redakteure ganz offen mit Hilfe von Unternehmensgrundsätzen, die in den Arbeits-
verträgen enthalten sind, unter anderem auf die "Unterstützung des transatlantischen Bündnis-
ses" verpflichtet.  
Unverblümt ist auch die Parteinahme, auf die Krüger im Zuge seiner Untersuchung beim ZDF 
gestoßen ist. Im Präsidium der "Deutschen Atlantischen Gesellschaft", einer Organisation, die 
Lobbyarbeit für die Nato betreibt, war ein Außenpolitik-Ressortleiter des Fernsehsenders ak-
tiv. Scheinbar ebenso wenig Wert auf den Anschein journalistischer Neutralität legte ein ZDF-
Hauptstadtstudioleiter. Er saß im Beirat der Bundesakademie für Sicherheitspolitik, einer Ein-
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richtung der Bundesregierung.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 22. Juni 2013 (x887/...): 
>>"Vierte Gewalt" - nur eine Anmaßung  
Meinungsfreiheit ist ein hohes Gut. Zu Recht wird sie im Grundgesetz ausdrücklich geschützt. 
Aber wie weit darf sie gehen, wo sind die Grenzen? Und ist Meinungsfreiheit identisch mit 
Pressefreiheit? 
Unsere Medien sehen sich als Träger der öffentlichen Meinung, also auch als Objekt der staat-
lich geschützten Meinungsfreiheit. Gern nennen sie sich "Vierte Gewalt". Aber sind sie das 
wirklich? 
Einmal abgesehen davon, daß unser Grundgesetz eine "Vierte Gewalt" überhaupt nicht kennt - 
die freie Presse hat die Aufgabe, die drei Gewalten des demokratischen Rechtsstaats - Gesetz-
gebung, Exekutive, Justiz - zu kontrollieren und das Volk als obersten Souverän darüber zu 
unterrichten. Sie hat nicht die Aufgabe, die Organe des Staates zu ersetzen. 
Genau das aber maßen sich viele Journalisten und Publizisten an. Sie wollen nicht mehr "nur" 
Beobachter und Kommentatoren sein, sondern Ermittler, Richter und Henker in Personaluni-
on. Da werden Verdächtigte schon vor dem ersten Prozeßtag in Schlagzeilen verurteilt und 
dämonisiert. Da werden mißliebige Politiker falsch oder bewußt unvollständig zitiert. Wer mit 
allzu aufdringlichen Enthüllern nicht reden will, wird - Waffenfreunde, aufgepaßt! - mit vor-
gehaltenem Mikrofon genötigt. Und die Verkommenheit korrupter Wirtschaftsbosse läßt sich 
mit nichts so demonstrieren wie mit vertraulichen Papieren, die man für ein saftiges Schmier-
geld von einem Justizbeamten gekauft hat. 
Solche Journalisten sollten nicht auch noch behaupten, sie seien "die Öffentlichkeit". Was sie 
schreiben und senden, ist nicht öffentliche Meinung, sondern ihre eigene veröffentlichte Mei-
nung.<< 
Herbert Ludwig berichtete am 31. Oktober 2014 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die 4. Gewalt der Medien (x946/…): >>Der Journalismus als 
Herrschafts-Instrument 
Die Medien können heute dem Menschen die Möglichkeit umfassender Information und Ho-
rizonterweiterung bieten. Dies setzt aber eine wache Haltung voraus, in der er nicht einfach 
naiv oder autoritätsgläubig übernimmt, "was schwarz auf weiß geschrieben steht" oder mit 
sonorer Stimme von "da oben" verkündet wird, sondern es selber durchdenkt und auf seine 
Stimmigkeit überprüft.  
Eine solche Haltung ist indessen noch nicht weit verbreitet, wie man in den Redaktionen sehr 
wohl weiß. So sind die Medien außerordentlich wirksame Instrumente der Beeinflussung und 
Meinungsmache, da die von ihnen verwendeten Begriffe unmittelbar in das Bewußtsein der 
Menschen eindringen, dieses unbemerkt prägen und so Verhalten und Handeln großer Massen 
steuern können.  
Daher haben die modernen Machtstaaten das größte Interesse daran, die Medien direkt oder 
indirekt in ihren Dienst zu stellen. In Diktaturen versteht sich die mediale staatliche Propa-
ganda von selbst. Daß dies in "Demokratien" nicht anders ist, nur versteckter stattfindet, dafür 
müssen die meisten Menschen erst aufwachen. 
Macht braucht Medien 
Die Macht ist darauf angewiesen, daß sie durchgehend funktioniert, d.h. daß der Wille der 
Herrschenden, der sich in Gesetze und Verordnungen ergießt, befolgt und notfalls von den 
Staatsdienern mit den verschiedenen Mitteln des Zwanges durchgesetzt wird. Die Herrschaft 
funktioniert um so besser und reibungslose, je bereitwilliger die Untertanen den Willen der 
Herrschenden ausführen und ihr Leben danach einrichten.  
Diese Bereitwilligkeit kann in dem Maße erzeugt werden, als die Herrschenden Sinn und 
Notwendigkeit ihrer Vorhaben den Untertanen durch öffentliche Verlautbarungen und Erklä-
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rungen so nahe bringen, daß diese sie einsehen oder zumindest durch den Druck einer ent-
standenen "öffentlichen Meinung" für sich keine andere Möglichkeit sehen und sich daher 
fügen.  
Diese "öffentliche Meinung" kann nur durch dienstbare Journalisten hergestellt werden, aus 
deren möglichst flächendeckenden Informationen, Kommentaren und Diskussionen die Sug-
gestion einer "öffentlichen Mehrheitsmeinung" aufsteigt, die dem Willen der Herrschenden 
entspricht. Sie wird daher zu Recht "veröffentlichte Meinung" genannt. 
In Diktaturen wurde und wird diese Arbeit der Medien am Bewußtsein der Menschen offen 
als Regierungs-Propaganda (lat. propagare - verbreiten) bezeichnet, die von einem entspre-
chenden Propaganda-Ministerium (nach Orwell: "Wahrheits-Ministerium") gesteuert wird.  
In den modernen "demokratischen" Machtstaaten verbietet sich das, da es darum geht, den 
demokratischen Schein zu wahren. Hier erhalten die Medien offiziell den Rang einer unab-
hängigen Instanz, welche die drei klassischen Gewalten der Legislative, Exekutive und Judi-
kative als vierte Gewalt zu kontrollieren habe.  
Abgesehen davon, daß die Unabhängigkeit der drei klassischen Gewalten durch das Parteien-
system, das alle drei durchdringt, längst nicht mehr besteht, ist auch eine unabhängige Presse 
als vierte Gewalt eine täuschende Fassade. Denn, wie wir gesehen haben, bedürfen die "de-
mokratischen" Machthaber für das Funktionieren ihrer naturrechtswidrigen Macht, d.h. zur 
Überwältigung des Willens der Untertanen, ebenfalls der Medien, die sie sich daher auf alle 
mögliche versteckte Weise dienstbar machen, wozu natürlich auch gehört, sie mit Journali-
sten, die einer Regierungspartei angehören oder ihr nahe stehen, zu durchsetzen. 
Daß auch in der "Demokratie" die Medien, besonders natürlich die parteiverseuchten staatli-
chen Fernsehanstalten, Propaganda-Agenturen der herrschenden Politik sind, ist gegenwärtig 
an der geradezu zum Krieg hetzenden "Ukraine-Berichterstattung" für jedermann offensicht-
lich geworden.  
Und zum Glück rebellieren auch immer mehr Menschen dagegen. Elisabeth Noelle-Neumann, 
die Gründerin des Umfrageinstitutes Allensbach, machte schon früh darauf aufmerksam. Sie 
sagte einmal zu dem damaligen FAZ-Journalisten Udo Ulfkotte. "Was Sie heute in den Köp-
fen der Menschen finden, das ist oft gar nicht mehr die Realität, sondern eine von den Medien 
konstruierte, hergestellte Wirklichkeit."  
Die weltweit angesehene Meinungsforscherin und Professorin für Kommunikationswissen-
schaften war eine der wenigen unabhängigen Köpfe in der öffentlichen Arena und erfreute 
sich in den Medien keiner Beliebtheit, "weil sie etwas auszusprechen wagte, das in Deutsch-
land als Tabu galt: die systematische Beeinflussung und Steuerung von Menschenmassen 
durch eine kleine Minderheit der Journalisten. Noelle-Neumann nannte es die "Schweigespi-
rale", wenn Massenmedien wie das Fernsehen Minderheitenmeinungen öffentlich als Mehr-
heitsmeinungen darstellten und die Menschen nicht aufmuckten, sondern aus Angst vor sozia-
ler Isolation einfach dazu schwiegen.  
Aus der Schweigespirale, als wissenschaftliche Theorie in der Kommunikationsforschung von 
Noelle-Neumann schon in den 1970er-Jahren formuliert, ist in den seither vergangenen Jahr-
zehnten ein noch weitaus mächtigerer und bösartigerer Dämon geworden, der uns Bürger 
heute rund um die Uhr fest im Griff hat. Er manipuliert uns. Und dieser Dämon lügt. Vor al-
lem in Kriegen."  
Es erhebt sich die Frage, wie und wo die verborgene Verzahnung von Macht und Medien in 
Deutschland konkret geschieht. 
Wer hat die Macht in Deutschland? 
Nun ist aber zum Verständnis des politischen Willens der Herrschenden die Erkenntnis wich-
tig, daß es nicht ihr originär eigener ist, daß sie nicht die wirklich Herrschenden sind.  
Abgesehen von der Einbindung Deutschlands in den Beinahe-Bundesstaat EU, der bereits ca. 
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80 % der Gesetze des Bundestages vorgibt, sind nach der nüchternen Feststellung des US-
Geostrategen Brzezinski Westeuropa und Mitteleuropa und damit auch die EU amerikani-
sches Protektorat, tributpflichtige Vasallenstaaten. Sie bilden den geostrategischen Brücken-
kopf des US-Imperiums für die Ausdehnung seiner indirekten und direkten Herrschaft nach 
Zentralasien. 
Dieses Unterordnungsverhältnis wird notdürftig als "transatlantische Partnerschaft", als ein 
Bündnissystem von befreundeten Staaten kaschiert, das Brzezinski ironisch ein System der 
indirekten und scheinbar konsensbestimmten Hegemonie der Vereinigten Staaten nennt, in 
dem diese im Mittelpunkt eines ineinander greifenden Universums stehen, in dem die Macht 
durch dauerndes Verhandeln, im Dialog, durch Diffusion und dem Streben nach offiziellem 
Konsens ausgeübt wird, selbst wenn diese Macht letztlich von einer einzigen Quelle, nämlich 
Washington, ausgeht.  
In einem Anfall von Aufrichtigkeit gestand Wolfgang Schäuble am 18.11.2011 auch ein: 
"Und wir in Deutschland sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll souverän 
gewesen."  
Zu diesem indirekten Herrschaftssystem gehört die Einbindung in das US-geführte europäi-
sche Söldnerheer der NATO, in dem die Vasallenstaaten die Herrschaft und Ausbreitung des 
US-Imperiums auch militärisch unterstützen müssen. 
Ein wesentliches Element der indirekten US-Herrschaft über die Vasallenstaaten ist nach 
Brzezinski die Einflußnahme auf deren Eliten in Politik, Wirtschaft und Medien, d.h. ihre 
psychische und karrierefördernde Einbindung in die Interessen und Ziele der USA.  
Diese Einflußnahme und Einbindung der Eliten geschieht in Deutschland in transatlantischen 
Organisationen wie Atlantik-Brücke, Aspen-Institut, Deutsche Atlantische Gesellschaft, Atlan-
tische Initiative, American Academy, American Jewish Committee, Deutsche Atlantische Ge-
sellschaft, Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik, European Council on Foreign Rela-
tions und anderen, die als private Vereine mit hehren Zielen der deutsch-amerikanischen 
Freundschaft und der Völkerverständigung auftreten.  
Im nicht jedermann zugänglichen Inneren werden aber in enger Zusammenarbeit mit amerika-
nischen Elite-Zirkeln und dem CIA "young-leaders" (junge Führer) für Führungsaufgaben 
primär in Politik und Medien herangebildet. Dies öffnet ihnen den Zugang zu weiteren US-
dominierten Zirkeln und Veranstaltungen. "Es ist wie eine Gehirnwäsche. Nur merken die 
deutschen Teilnehmer in der Regel nicht, daß sie einer proamerikanischen Gehirnwäsche un-
terzogen werden." 
Verzahnung 
Hier werden also die maßgebenden politischen Marionetten und journalistischen Propagandi-
sten gemeinsam vorbereitet und indoktriniert, und sie unterstützen oder auch ermahnen sich 
gegenseitig für die amerikanischen Interessen. Neben führenden Politikern wie Angela Mer-
kel, Thomas de Maiziere, Helmut Schmidt, Hans-Peter Friedrich, Cem Özdemir, Peter Alt-
meier, Karl-Theodor zu Guttenberg z.B. sind oder waren Alpha-Journalisten wie Kai Diek-
mann (Bild), Günther Nonnenmacher (FAZ), Josef Joffe (Zeit), Thomas Bellut (ZdF), Thomas 
Roth (ARD) mit transatlantischen Organisationen in Verbindung. 
Unter diesen nimmt die Atlantik-Brücke eine besonders rührige Stellung ein. Sie wurde 1952 
auf Anregung von John McCloy, früher Weltbankpräsident, Vorstandsvorsitzender von Ro-
ckefellers Chase Manhattan Bank und Hoher Kommissars für die BRD, also führender Kopf 
der amerikanischen Besatzungsmacht, von dem Bankier Eric M. Warburg ins Leben gerufen. 
Marion Gräfin Dönhoff, Mitherausgeberin der Wochenzeitung Die Zeit, gehörte zu den Grün-
dungsmitgliedern.  
Der frühere CDU-Bundesschatzmeister Walter Leisler Kiep war von 1984 bis 2000 Vorsit-
zender. Heute hat Friedrich Merz (CDU) den Vorsitz, zugleich Mitglied der Trilateralen 
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Kommission, einer von David Rockefeller gegründeten Lobbyorganisation der Finanzwirt-
schaft, der auch die stellvertretende Vorsitzende der Atlantik-Brücke, die Vizepräsidentin des 
Deutschen Bundestages Edelgard Bulmahn (SPD) angehört. 
Allein in den Jahren 2006 bis 2012 werden in den Jahresberichten der Atlantik-Brücke 88 
Journalisten erwähnt, davon 26 aus dem Bereich der öffentlich-rechtlichen Medien, darunter 
Jörg Schönenborn (ARD), Ingo Zamberoni (ARD), Theo Koll (ZdF), Ingo van Kampen (ZdF), 
Claus Kleber (ZdF), Klaus-Peter Siegloch (ZdF), Friedbert Meurer (Deutschlandradio). 3 
Journalisten waren von der Bild Zeitung, 9 von der ZEIT, 3 von der FAZ, 2 vom Spiegel, 3 
aus dem Springer Verlag, 4 vom Stern, 6 vom Tagesspiegel.  
Die Atlantik-Brücke vergibt einen nach dem ehemaligen US-Botschafter in Deutschland Ver-
non A. Walters benannten Preis "an Persönlichkeiten, die sich in besonderem Maße um die 
deutsch-amerikanischen Beziehungen verdient gemacht haben", wie es offiziell heißt. 
Verschwiegen wird, daß Walters Geheimdienstkoordinator der USA im Ausland und operati-
ver Leiter der CIA war. "Er bezeichnete den Vietnamkrieg bis zuletzt trotz seiner Millionen 
Opfer als einen der nobelsten und selbstlosesten Kriege, den die Vereinigten Staaten je geführt 
haben. Und es war genau dieser CIA-Mann Walters, der in Europa die Grundzüge für das ge-
heime Gladio-Netzwerk (der NATO) aufbauen ließ. …  
Er war an allen politischen Brennpunkten in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts mit sub-
versiven Aktionen maßgeblich beteiligt, so im Koreakrieg (1950-1953), beim Staatsstreich 
gegen den demokratisch gewählten Präsidenten Mossadegh im Iran (1953) … und beim Mili-
tärputsch in Brasilien (1964)." Er war verantwortlich für die CIA-Operation zur Unterstützung 
des Militärputsches in Chile (1973) "und bei Aktivitäten zum Abwürgen der Nelkenrevolution 
in Portugal (1974).  
Seine Spuren sind zu finden bei opferreichen Aktionen gegen demokratische Entwicklungen 
in Angola, Guatemala, Nicaragua und bei den jahrelangen Menschenrechtsverletzungen durch 
die Militärregimes in Südamerika (Operation 'Condor'), bei denen Hunderttausende Menschen 
ermordet, verschleppt oder gefoltert wurden. Und nach diesem CIA-Mann benennt die Atlan-
tik-Brücke, welche das alles verschweigt, heute einen Preis. Und Menschen wie die Bundes-
kanzlerin Merkel oder Bild-Chef Diekmann sind dort Mitglied." 
Methoden 
Die Amerikaner verlassen sich bei der systematischen Beeinflussung deutschen Eliten nicht 
allein auf ihre "Schulung" in den genannten Vereinen und Veranstaltungen. Sie wissen die 
Bereitschaft durch ein beliebtes Schmiermittel noch zusätzlich zu fördern.  
"In Deutschland ansässige transatlantische Organisationen konnten 2014 US-Fördergelder 
dafür beantragen, wenn sie Deutsche so beeinflussen, daß die proamerikanische Interessen 
vertreten, etwa beim von den USA geforderten Freihandelsabkommen. ... Für jede gut vorbe-
reitete Manipulation deutscher Meinungsführer bei uns gab es zwischen 5.000 und 20.000 
Dollar von der US-Botschaft, je nach Wichtigkeit der beeinflußten Eliten."  
Bewerbungs-Formulare konnten sich die US-nahen Clubs von der Webseite der US-Botschaft 
herunterladen, was offenbar in ausgiebigem Maße geschah, da sich die Botschaft dort aus-
drücklich für die zahlreiche Teilnahme bedankte. 
Eine wichtige Rolle spielt in diesem System der Einfluß der Geheimdienste auf die Medien, 
wobei die deutschen Geheimdienste wiederum genauso von den USA abhängig sind wie die 
anderen staatlichen Stellen.  
"Die FAZ ermunterte mich ausdrücklich dazu, den Kontakt zu westlichen Geheimdiensten zu 
verstärken und freute sich, wenn ich die mitunter von dort zumindest in Stichworten vorfor-
mulierten Berichte mit meinem Namen versah", schildert Ulfkotte.  
Ein Artikel wurde ihm einmal gar von zwei Mitarbeitern des BND in der FAZ-Redaktion in 
Frankfurt formuliert und "Absatz für Absatz weitgehend vorgegeben." Aufgabe dieser beiden 
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war es, Berichte für renommierte deutsche Zeitungen zu schreiben. "Der BND machte das 
damals mit Wissen deutscher Medienhäuser, nach Angabe seiner Mitarbeiter bei vielen Zei-
tungen so."  
"Man kann einen Journalisten billiger haben als eine gute Hure, für einige hundert Dollar im 
Monat. Mit diesen Worten zitierte der Redakteur Philip Graham von der Washington Post 
einen CIA-Agenten über die Bereitschaft und den Preis jener Journalisten, die gewillt waren, 
für die CIA Propaganda-Berichte in Artikeln zu verbreiten. Natürlich mit Rückendeckung der 
Arbeitgeber. …  
Und der BND war der verlängerte Arm der US-Geheimdienste, eine Art Tochterorganisation. 
Man hat mir beim BND zwar nie Geld angeboten. Aber das brauchte man bei mir und vielen 
deutschen Kollegen auch gar nicht. Wir fühlten uns so großartig, wenn wir Auftragsschreiber 
eines Geheimdienstes waren oder irgendwie für ihn arbeiten durften."  
Dabei kann keiner die "Informationen" des Geheimdienstes nachprüfen. Man druckt das ein-
fach. "Ich habe daran zwar freiwillig mitgewirkt, aber mir wurde auch mitgeteilt, daß ich ent-
lassen werden könne, wenn ich da nicht mitmache", so Ulfkotte aus seiner Erfahrung. Nach-
fragen bei befreundeten Anwälten bestätigten ihm, daß dies nach der gängigen Rechtspre-
chung ein Kündigungsgrund sei. 
Aber auch das große Netz der Auslandskorrespondenten ist für den BND interessant. Es ist 
"die perfekte Tarnung, um über unverdächtige 'Journalisten' heikle Recherchen erledigen zu 
lassen." Der BND hat neben 6.000 festangestellten Mitarbeitern auch noch rund 17.000 "in-
formelle" Mitarbeiter, die ganz normale Berufe haben, zu denen offenbar wesentlich zahlrei-
che Journalisten gehören.  
"Das ist weltweit so. Denn wie ich im Laufe der Jahrzehnte im Ausland zwangsläufig mitbe-
kam, war bei amerikanischen oder britischen Zeitungen fast jeder Auslandsreporter zugleich 
auch für die nationalen Geheimdienste tätig. Man muß das einfach im Hinterkopf haben, wenn 
man glaubt, in Medien ´neutrale' Berichterstattung vor sich zu haben." 
Netzwerke 
Der Leipziger Medienwissenschaftler Uwe Krüger hat in einer empirischen Untersuchung 
festgestellt, daß im Zeitraum von 2002 bis 2009 von 219 leitenden Journalisten 64 im Zu-
sammenhang mit 82 Organisationen bzw. Strukturen standen, in denen Kontaktpotential mit 
Repräsentanten von Staat und/oder Konzernen sowohl Deutschlands als auch anderer Länder 
bestand. Dabei handelte es sich nur um Verbindungen, "die mit der Ausübung ihrer journali-
stischen Tätigkeit nicht unmittelbar zu tun hatten." Diese 64 Journalisten arbeiteten bei 13 der 
insgesamt 14 Leitmedien." 
Krüger untersuchte insbesondere die Netzwerke von vier besonders mit den Einrichtungen, 
Instituten, Stiftungen, Konferenzen und Tagungen der Eliten verbundenen US-nahen Alpha-
Journalisten: Klaus-Dieter Frankenberger, bei der FAZ verantwortlicher Redakteur für Au-
ßenpolitik; Josef Joffe, Mitherausgeber der Zeit; Michael Stürmer, Chefkorrespondent der 
Welt, und Stefan Kornelius, Außenpolitik-Ressortleiter der SZ.  
Drei von ihnen hatten schon vor 2002 eine starke Verbindung zu den USA: Frankenberger 
war 1985-86 Mitarbeiter eines Abgeordneten im US-Repräsentantenhaus und 1990 Marshall 
Fellow der Harvard-University. Kornelius war von 1996 bis 1999 USA-Korrespondent der SZ 
in Washington. Und Joffe studierte an der Universität in Washington, promovierte in Harvard 
und lehrte später jeweils auch als Dozent an beiden Orten.  
Die Netzwerke der vier Top-Journalisten haben auffällige Gemeinsamkeiten: "In allen vieren 
spielen nicht nur Organisationen eine Rolle, die sich mit Außen- und Sicherheitspolitik be-
schäftigen, sondern auch speziell mit der Festigung der transatlantischen Beziehungen, also 
der Partnerschaft zwischen der USA und Deutschland bzw. Europa, die zu einem großen Teil 
über … die Nato vermittelt wird. Alle vier waren Teilnehmer der Münchner Sicherheitskonfe-
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renz, die historisch aus der Nato heraus erwachsen ist. Frankenberger und Joffe waren Mit-
glieder der (von David Rockefeller initiierten) Trilateralen Kommission.  
Joffe und Stürmer waren in der Atlantik-Brücke involviert ... Joffe und Kornelius waren im 
American Institute for Contemporary German Studies involviert sowie im American Council 
on Germany ... Frankenberger war Beiratsmitglied der Atlantischen Initiative, ... Kornelius saß 
im Präsidium der Deutschen Atlantischen Gesellschaft, die Lobbyarbeit für die Nato macht. 
Joffe war Teilnehmer der geheimen Bilderberg-Konferenz, ... sowie Kurator der American 
Academy in Berlin und des Aspen Institute Deutschland und hat die US-Fachzeitschrift The 
American Interest mitbegründet.  
Weitere gemeinsame außen- und sicherheitspolitische Organisationen waren die Bundesaka-
demie für Sicherheitspolitik (Frankenberger, Kornelius), die Deutsche Gesellschaft für Aus-
wärtige Politik (Kornelius, Joffe, Stürmer) sowie deren Organ Internationale Politik (Korne-
lius, Frankenberger, Joffe). 
Alle vier Journalisten zeigten aus diesem US- und Nato-geprägten Milieu heraus eine weitge-
hende Übereinstimmung in ihrem "journalistischen Output" auf. Sie argumentierten ganz im 
Sinne der Außen- und Sicherheitspolitik der amerikanischen und deutschen Regierung. Sie 
fordern einen geographisch bis zum Hindukusch und wirtschaftlich bis zu den Ursachen des 
Terrorismus erweiterten Sicherheitsbegriff, und "erwähnen einen Katalog von Bedrohungen, 
wie er ähnlich oder gleichlautend in den offiziellen Dokumenten von Bundesregierung, EU, 
Nato und USA vorkommt."  
Sie erklären, daß der Kalte Krieg zu Ende, das Zeitalter der klassischen Landesverteidigung 
oder das ´Westfälische System' der souveränen Staaten überholt und eine neue Zeit angebro-
chen sei. "Einig sind sich alle vier, daß Deutschland das Bündnis mit den USA (bzw. die 
transatlantischen Beziehungen bzw. die Nato) pflegen sollte, um den Bedrohungen angemes-
sen begegnen zu können."  
Angesichts der Ablehnung deutscher kriegerischer Einsätze durch die Mehrheit der Deutschen 
fordern sie "verstärkte Anstrengungen der Politik, den Bürgern die Notwendigkeit des Militär-
einsatzes in Afghanistan zu vermitteln" und "offensiv für mehr militärisches Engagement zu 
werben." Alle vier verlangen, "daß Deutschland die Ansprüche der Nato erfüllen und somit 
seine Bündnistreue … unter Beweis stellen sollte."  
"Nicht vergessen werden sollten die historischen Leistungen, die die USA und die Nato seit 
Ende des Zweiten Weltkrieges für die Bundesrepublik erbracht haben. Alle vier Journalisten 
führen dies an und erwähnen teilweise Dankbarkeitsgefühle oder kritisieren die Undankbar-
keit der Deutschen." 
Uwe Krüger untersuchte auch die Berichterstattung über die Münchner Sicherheitskonferenz 
mit dem Ergebnis: Die Welt, FAZ und SZ, von denen jeweils ein hochrangiger Journalist auch 
regulärer Teilnehmer war, berichteten detailliert die Auffassungen der Eliten, ohne sie zu hin-
terfragen oder die Kritik der Friedensbewegung zu würdigen. Da die Berichterstattung nicht 
nur von den zuvor beleuchteten Journalisten geleistet wurde, weise dies "auf eine generelle 
Elitenorientierung dieser Redaktionen zumindest in diesem Themenfeld hin." 
Man wußte ja von dieser Verschwörung. Hier wird ihre Theorie wissenschaftlich bestätigt. 
…<< 
Das Magazin für Kirche und Kultur "KATHOLISCHES" berichtete am 14. Oktober 2015 
(x893/…): >>Käufliche Journalisten manipulieren die öffentliche Meinung 
… Die mediale Konstruktion der Wirklichkeit 
Elisabeth Noelle-Neumann sagte vor etwa 20 Jahren anläßlich eines Redaktionsbesuches der 
FAZ: "Was Sie heute in den Köpfen der Menschen finden, das ist oft gar nicht mehr die 
Realität, sondern eine von den Medien konstruierte Wirklichkeit." Das geschieht durch die 
systematische Beeinflussung und Steuerung der Massen durch eine kleine Minderheit der 
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Journalisten. Die Gründerin des Umfrage-Instituts Allensbach benannte die Folge eine 
"Schweigespirale", wenn das Fernsehen ständig Minderheitenmeinungen als Mehrheitsmei-
nungen darstellt. 
Die Bürger präsentieren den Journalisten dafür die Rechnung, indem zwei Drittel der Be-
fragten den Medienleuten mangelnde Objektivität und Glaubwürdigkeit bescheinigen. Die 
Journalisten werden nicht mehr als ehrliche Makler zwischen Politik, Wirtschaft und Welt-
geschehen einerseits und den Bürgern andererseits angesehen. Denn das sind sie nicht. Viele 
von ihnen sind "gekaufte Journalisten".<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 7. Juli 2017: >>Die Goldene Hof-
trompete für den Monat Juni geht an: DIE WELT 
"Massenmedien haben die Aufgabe, die Öffentlichkeit zu informieren und Entscheidungsträ-
gern die öffentliche Meinung kundzutun. Darüber hinaus wirken sie durch Kontrolle und Kri-
tik an der Meinungsbildung mit", schreibt die Bundeszentrale für politische Bildung. 
Schöne Worte! Denn von "Kontrolle" und "Kritik" ist in unseren Medien kaum etwas zu lesen 
- vor allem nicht, wenn es um die Politik der Bundesregierung geht. 
Um die Medien an ihre eigentliche Aufgabe zu erinnern, verleiht der Verein zur Erhaltung der 
Rechtsstaatlichkeit und bürgerlichen Freiheiten monatlich an besonders regierungsfreundliche 
Medien, Verbände oder sonstige Meinungsbildner die "Goldene Hoftrompete für besonders 
willfährige Regierungsberichterstattung". 
Dieses Mal geht die Goldene Hoftrompete an Ulf Poschardt, Chefredakteur 'Die Welt', für 
seinen Artikel "Angela Merkel ist endlich da, wo sie stets sein wollte" (Die Welt, 29.5.17). 
Denn was Diederich Heßling für Kaiser Wilhelm, das ist Ulf Poschardt für die Bundeskanzle-
rin. Wie der "Untertan" in der legendären Verfilmung von Heinrich Manns Roman rennt er 
mit allzeit bereitem Enthusiasmus neben der Kutsche der angebeteten Herrscherin her, 
schwenkt unverdrossen seinen Hut und schreit "Hurra!" Und das schon seit vielen Jahren - Ulf 
Poschardt ist ein echter Wiederholungstäter.  
Mit dieser Jubelarie feiert er Angela Merkel als "inoffizielle Führerin der freien Welt" und 
"Ikone des Westens". Vor Merkels "Aura" verblassen glatt amerikanisch-russisch-britische 
Leichtgewichte wie Donald Trump, Wladimir Putin und Theresa May. Damit schießt er den 
Vogel ab. Angela Merkel als "archimedischer Punkt der liberalen Demokratie", um den "Po-
litpopstars" wie Frankreichs Präsident Emmanuel Macron und der kanadische Premier Justin 
Trudeau sich balzend drängeln? Eine Hoftrompete allein reicht da gar nicht.<< 
Das Online-Magazin "Kritisches Netzwerk" berichtete am 22. Juli 2017 (x953/…): >>Lügen 
die Medien? 
Propaganda, Rudeljournalismus und der Kampf um die öffentliche Meinung. 
von Jens Wernicke 
Ein neues Buch aus dem Rubikon-Umfeld geht der Frage nach: Lügen die Medien? Zu Wort 
kommen die Journalisten Walter van Rossum, David Goeßmann, Ulrich Teusch, Volker Bräu-
tigam, Ulrich Tilgner, Stephan Hebel, Werner Rügemer und Eckart Spoo. Die Wissenschaftler 
Noam Chomsky, Daniele Ganser, Rainer Mausfeld, Uwe Krüger, Jörg Becker, Michael Wal-
ter, Erich Schmidt-Eenboom, Klaus-Jürgen Bruder und Kurt Gritsch. Sowie mit Maren Mül-
ler, Hektor Haarkötter, Sabine Schiffer, Gert Hautsch, Rainer Butenschön, Markus Fiedler und 
Daniela Dahn wichtige Stimmen aus der Zivilgesellschaft. 
Die Mehrheit der Bürger vertraut den Medien nicht mehr. Der Begriff der Lügenpresse gei-
stert durchs Land. Viele haben erkannt: Eine von Konzerninteressen, Hochglanzwerbung und 
politischer Agitation à la "Deutschland geht es so gut wie nie zuvor" (Angela Merkel) gepräg-
te "Berichterstattung" hat mit ihrer sozialen Realität nichts mehr gemein. Eine "Kernschmelze 
des Vertrauens" (Edelman Trust Barometer 2017) findet statt. 
SPD-Urgestein und Herausgeber der NachDenkSeiten Albrecht Müller kritisiert die Medien 
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daher als "Kampfpresse". Nach seinen Worten sind die Medien zu Sprachrohren der Mächti-
gen verkommen und stehen Gewehr bei Fuß, wenn es etwa um die Legitimation von Sozial-
abbau geht. 
Andere Medienkritiker werfen den Medien sogar Propaganda vor und verweisen auf eine Be-
richterstattung, die kein Problem damit hat, entgegen journalistischer Standards mit Lügen 
den Weg in eine Politik zu ebnen, für die Kriege und das Anstacheln von Feindseligkeiten 
selbstverständlich geworden sind. 
Fest steht: Die Einseitigkeit und Parteilichkeit vieler Medien ist kaum mehr zu ertragen. 
Wenn selbst führende Politiker inzwischen eine "erstaunliche Homogenität" (Frank-Walter 
Steinmeier) und mangelnde Meinungsvielfalt der Presse beklagen, wird deutlich: Wir befin-
den uns in einer tiefgreifenden Krise, die nicht länger hinzunehmen ist. 
Doch warum? Was sind die Probleme und Ursachen? Und ist ein ehrlicher und ausgewogener 
Journalismus überhaupt noch denk- und vorstellbar? 
Der Medienmainstream beantwortet diese Fragen üblicherweise mit Aussagen wie "Wir sind 
nicht gesteuert, Fehler passieren jedem einmal," oder verortet die Krisenursachen mit der Be-
hauptung "Das ist doch alles Verschwörungstheorie!", beim Publikum selbst. 
Eine umfassende und vielstimmige Medienkritik tut daher not. Eine Kritik, die den Bürgern 
die "intellektuellen Waffen" (Pierre Bourdieu) an die Hand gibt, derlei Ausflüchte und Ent-
mündigungsversuche als das zu erkennen, was sie sind. Eine Medienkritik, die für die Bürger 
Partei ergreift und sich bewußt ist, daß "die Propaganda für die Demokratie (dasselbe ist) wie 
der Knüppel für einen totalitären Staat" (Noam Chomsky). 
Jens Wernicke hat mit zahlreichen Medienexperten über die verschiedenen Facetten der Krise 
gesprochen und sucht nach Lösungen und Auswegen. Das Resultat ist ein unverzichtbares 
Kompendium der Medienkritik. 
Buchtitel: "Lügen die Medien? Propaganda, Rudeljournalismus und der Kampf um die öffent-
liche Meinung". Das Medienkritik-Kompendium … Westend-Verlag …<< 
Herbert Ludwig berichtete am 29. September 2017 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die Obrigkeitshörigkeit und den Untertanengeist der Deutschen 
(x964/…): >>Die deutsche Obrigkeitshörigkeit und ihr Ursprung 
"Ein Deutscher ist mit Vergnügen alles, nur nicht er selber." 
Jean Paul (1763-1825) 
Obrigkeitshörigkeit und Untertanengeist der Deutschen ziehen sich durch die neuere Ge-
schichte. Das ist vielfältig beschrieben worden. Carl Friedrich von Weizsäcker wird die tref-
fende Charakterisierung zugeschrieben, der typische Deutsche sei absolut obrigkeitshörig, ein 
typischer Befehlsempfänger und des eigenen Denkens entwöhnt; er sei zwar ein Held vor dem 
Feind, aber im bürgerlichen Leben kennzeichne ihn ein totaler Mangel an Zivilcourage.  
Letzteres beklagte selbst Bismarck mit den Worten: "Mut auf dem Schlachtfelde ist bei uns 
Gemeingut, aber Sie werden nicht selten finden, daß es ganz achtbaren Leuten an Zivilcoura-
ge fehlt."  
Heinrich Mann beschrieb in seinem Roman "Der Untertan" eindrucksvoll den Typus des Mit-
läufers und Konformisten, der total an die von oben vorgegebenen gesellschaftlichen Normen, 
Meinungen und Erwartungen angepaßt ist. 
Die Frage nach den Ursachen 
Die Ursache der besonderen deutschen Untertanengesinnung wird vielfach in einer verbreite-
ten autoritären Erziehung in Elternhaus und Schule gesehen, die sich in dem auf Befehl und 
Gehorsam beruhenden preußischen Militär gleichsam fortsetzte. Max Weber sieht eine zentra-
le Ursache im Protestantismus, der den Staat als göttliche Einrichtung absolut gesetzt und den 
Obrigkeitsstaat legitimiert habe. Das Luthertum sei für den Untertanengeist und die Obrig-
keitshörigkeit der Deutschen verantwortlich.  
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Allgemein meint man, daß diese gläubig-gehorsame Seelenhaltung gegenüber der Obrigkeit 
über Generationen hinweg schließlich so verinnerlicht worden sei, daß es in der Regel keiner 
äußeren Gewalt mehr bedürfe, um sie aufrecht zu erhalten. 
Aber woher ist die autoritäre Erziehung gekommen? Die Änderung in der Erziehung nach 
1945 hat den Untertanengeist nicht zum Verschwinden gebracht. Den Militarismus haben die 
Franzosen viel stärker ausgebildet, ohne daß er bei ihnen zu einem solch ausgeprägten Unter-
tanengeist geführt hätte. Und der Protestantismus ist zunächst als Freiheitsimpuls aus dem 
Innern einzelner Individualitäten gegen den seelischen Imperialismus einer religiösen Obrig-
keit aufgestiegen; die Legitimierung des Obrigkeitsstaates hat da eher einen partiellen Rück-
fall bedeutet. 
Die Obrigkeitshörigkeit ist durch äußere Bedingungen und Umstände nicht zu erklären, sie ist 
ein inneres Phänomen der Deutschen, eine innere Schwäche, der man daher auch nicht durch 
äußere Maßnahmen beikommen kann. Dies hat auch der scharfsichtige Heinrich Heine so ge-
sehen: 
"Der Deutsche gleicht dem Sklaven, der seinem Herrn gehorcht ohne Fessel, ohne Peitsche, 
durch das bloße Wort, ja durch einen Blick. Die Knechtschaft ist in ihm selbst, in seiner See-
le; schlimmer als die materielle Sklaverei ist die spiritualisierte. Man muß die Deutschen von 
innen befreien, von außen hilft nichts."  
Die Frage ist, wodurch diese seelische Knechtschaft entsteht, und wie sie zu überwinden ist. 
Auch von innen wird man allerdings die Deutschen nicht befreien können, wie Heine meint. 
Das kann nur jeder Deutsche selbst tun. Denn sie hängt ja mit einer Schwäche der Individuali-
tät, des Ichs zusammen, das sich nur selbst ergreifen und verändern kann. Wie kommt diese 
Schwäche zustande? … 
Der Herrscher in uns 
Im Gegensatz zum gewöhnlichen Ego tritt das höhere Ich also nicht von selbst ins Bewußt-
sein. Es muß gesucht, ins Auge gefaßt und willentlich hervorgebracht werden. Das Ich ist sei-
nem Wesen nach ein Agens, ein Auto-mobil, d.h. ein Selbst-Beweger. Ein Ich, das von außen 
geschoben oder gezogen werden müßte, ist noch keins. Es ist nur insofern, als es sich von in-
nen heraus selber aktiv im Denken ergreift, in Bewegung setzt und sich selbst bestimmt. Darin 
liegt aber auch der Grund dafür, daß das höhere Ich immer nur von verhältnismäßig wenigen 
bewußt angestrebt und zu realisieren gesucht wurde und wird.  
Die Philosophen des deutschen Idealismus, insbesondere Fichte, haben einen sehr anspruchs-
vollen gedanklichen Weg dazu aufgezeigt. Rudolf Steiner wies auf einen einfacheren, unmit-
telbar lebenspraktischen Weg hin, den er als elementaren Bestandteil einer höheren Erkennt-
nisschulung beschrieb. 
Er empfiehlt, sich täglich Augenblicke innerer Ruhe zu verschaffen, in denen man sich eine 
kurze Zeit aus seinem täglichen Leben zurückzieht und all seine Freuden, Leiden, Sorgen, Er-
fahrungen und Taten vor seiner Seele vorbeiziehen läßt, aber so, daß man sie von einem höhe-
ren Gesichtspunkt aus betrachtet, als ob man sie nicht selbst, sondern ein anderer erlebt oder 
getan hätte. Man soll in diesen Zeiten die Kraft suchen, sich selbst wie ein Fremder gegenü-
berzustehen. Dann ist man nicht mehr so eng mit den eigenen Erlebnissen verwoben, und sie 
zeigen sich in einem neuen Licht. Das Wesentliche beginnt sich von dem Unwesentlichen zu 
sondern. 
Man zieht sich dadurch aus der emotionalen Egozentrik des niederen Ichs allmählich heraus, 
so daß sich immer mehr höhere Gesichtspunkte für die Beurteilung der Dinge einstellen kön-
nen. Dabei kommt alles darauf an, "daß man energisch, mit innerer Wahrheit und rückhaltlo-
ser Aufrichtigkeit sich selbst, mit all seinen Handlungen und Taten, als ein völlig Fremder 
gegenüber stehen kann."  

Das bedeutet, daß das höhere Ich mehr und mehr Einfluß auf das Alltags-Ego geltend machen 
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kann. "Denn jeder Mensch trägt neben seinem - wir wollen ihn so nennen - Alltagsmenschen 
in seinem Innern noch einen höheren Menschen. Dieser höhere Mensch bleibt so lange ver-
borgen, bis er geweckt wird. Und jeder kann diesen höheren Menschen nur selbst in sich er-
wecken."  
Dieses in den ausgesonderten Augenblicken der inneren Ruhe gewonnene "höhere Leben" 
wird nach und nach seinen Einfluß auch auf das gewöhnliche Alltagsleben ausüben. Man wird 
ruhiger werden, mehr Sicherheit in seinen Handlungen gewinnen und nicht mehr leicht aus 
der Fassung gebracht werden können. Man ärgert sich nicht mehr über alle möglichen Dinge, 
und andere hören auf, einem Befürchtungen zu machen.  
Man wird sich immer mehr innerlich selbst lenken und weniger von den Umständen und äu-
ßeren Einflüssen gelenkt werden. So fängt man an, "sein Lebensschiff einen sicheren, festen 
Gang zu führen innerhalb der Wogen des Lebens. Während es vorher von diesen Wogen hin 
und her geschlagen worden ist." 
Das höhere Ich ist in einem fortwährenden Drängen nach Entwicklung begriffen, das sich ge-
gen alle Widerstände und Niederlagen im Gewissen, in Sehnsüchten, Träumen und Idealen 
bemerkbar zu machen sucht. Dadurch daß man sich regelmäßig kurze Zeiten der beschriebe-
nen inneren Ruhe verschafft, wird dem höheren Menschen in uns eine gesetzmäßige Entwick-
lung ermöglicht, in deren Verlauf er über das Alltags-Ich immer mehr die Oberhand gewinnt 
und dieses allmählich in Übereinstimmung mit sich bringen kann. 
"Dieser "höhere Mensch" wird dann der "innere Herrscher", der mit sicherer Hand die Ver-
hältnisse des äußeren Menschen führt. Solange der äußere Mensch die Oberhand und Leitung 
hat, ist dieser "innere" sein Sklave und kann daher seine Kräfte nicht entfalten. Hängt es von 
etwas anderem als von mir ab, ob ich mich ärgere oder nicht, so bin ich nicht Herr meiner 
selbst, oder - noch besser gesagt -: ich habe den "Herrscher in mir" noch nicht gefunden."  
Es kommt also darauf an, den Herrscher in mir, das heißt die Herrschaft des höheren Ich über 
das niedere zur Entwicklung zu bringen. 
Die Suche außen 
Darin, daß die Ich-Entwicklung der inneren Anstrengung und Aktivität des Ichs selbst bedarf, 
liegt aber nun die Ursache, warum sie von vielen, ja den meisten Deutschen nur schwach an-
gestrebt wird. Aber die Sehnsucht nach dem Höheren lebt in jedem, wenn auch noch so ver-
borgen; und kann er es in seinem Inneren nicht finden, so scheint es ihm statt dessen von au-
ßen in der hohen Obrigkeit bequem entgegenzukommen. "Die innere Herrschaft des Ichs im 
einzelnen Menschen verwandelt sich in die äußere Herrschaft des Staates über ihn." 
Der Mensch bleibt im Alltags-Ich stecken, das an die äußeren Verhältnisse gebunden ist, und 
empfängt gehorsam die Anordnungen der staatlichen Herrschaft, der es sich wie selbstver-
ständlich unterwirft. Und wer als Funktionsträger, als Beamter in den Machtapparat aufsteigt, 
wird selbst zu einem Teil dieses höheren Pseudo-Ichs, der einerseits nach unten über den ein-
zelnen Menschen als seinen Untertan stolz gebietet und andererseits den Vorgesetzten über 
ihm in treuer Pflichterfüllung ergeben ist. 
Hier liegt der eigentliche Ursprung der deutschen Obrigkeitshörigkeit, des ausgeprägten Un-
tertanengeistes, die so verhängnisvoll gewirkt haben und bis in die unmittelbare Gegenwart 
wirken. Denn es ist prinzipiell kein Unterschied zwischen der Obrigkeit eines pompösen, hoh-
len "Gottesgnadentums", eines aufgeblähten Usurpators oder der durch scheindemokratische 
Wahlen erhobenen egomanischen Parteienkaste, die heute mit denselben überkommenen 
Machtstrukturen ihre Herrschaft ausübt.  
Sie werden noch durch die modernen psychologischen Mechanismen einer vielseitigen media-
len Bewußtseinsindustrie unterstützt, welche täglich die Herrschaft dieser Clique von Oligar-
chen propagandistisch absichert und die eingeschläferten Untertanen immer wieder zu deren 
Wiederwahl an die Urnen führt, in denen ihre Hoffnungen stets neu begraben werden. 
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Nur aus dem Erleben der inneren, in sich selbst gegründeten Unabhängigkeit des höheren 
Selbst kann die Empörung gegen jede Form von Fremdbestimmung wachsen, die den Men-
schen nicht als freies, sich selbst bestimmendes Ich, als Subjekt, sondern als Objekt eines 
fremden Willens behandelt und zum folgsamen Untertanen macht.<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 18. Oktober 2017: >>Die Forschung 
bestätigt das Bauchgefühl 
Ein Aufschrei ging durch die Medien, als der einfache Mann von der Straße diese als "Lügen-
presse", "einseitig" und "ideologisch verblendet" kritisierte. Doch nun zeigen aktuelle For-
schungsberichte: Der gemeine Plebs von der Straße hat mehr als recht gehabt: Die deutschen 
Medien haben einen Schrott über die Flüchtlingskrise zusammengekleistert und sind ihrer 
Rolle als unabhängige Berichterstatter vorne und hinten nicht gerecht geworden. 
"Die Studie zeigt auf, daß sich der Informationsjournalismus beim Thema Flüchtlinge prak-
tisch nur für die Regierungspolitik, kaum aber für die Situation der in Deutschland angekom-
menen Flüchtlinge interessierte." Und: "Die Medien feierten sich und den liberalen Teil der 
Bevölkerung als großartige Menschenfreunde. Sie wollten nicht recherchieren und übergingen 
Skeptiker und Kritiker." Zu diesem Befund kommt der Hamburger Medienforscher Michael 
Haller in seiner jüngsten Studie über die Berichterstattung zur Flüchtlingskatastrophe. 
Ausländerkriminalität ausgeblendet 
Zu ähnlichen Ergebnissen kommt der Mainzer Medienforscher Marcus Maurer, der bestätigt, 
daß es bis zum Herbst 2015 einen "sehr positiven" Tenor der Berichterstattung über Migranten 
gegeben habe. Deutliche Probleme gab es bei der Berichterstattung über Kriminalität: Die 
Journalisten hätten nicht mehr die Realität wahrgenommen, geschweige denn über diese be-
richtet. Denn während in der Kriminalitätsstatistik deutlich mehr Gewaltdelikte von als gegen 
Migranten festgehalten wurden, hätten die Medien häufiger über Gewalt gegen Migranten be-
richtet als über Gewaltdelikte, die von Flüchtlingen verübt wurden.  
Zudem dominierten in den Talkshows vor allem Gäste, die sich für eine verstärkte Zuwande-
rung aussprachen. Wer dies kritisierte, sah sich doppelt so oft "konfrontativem Verhalten" von 
seiten der Moderatoren ausgesetzt als diejenigen, die sich für Zuwanderung stark machten. 
Unglaubwürdige Medien 
Zu ähnlichen Ergebnissen kommt auch die Chefin des Instituts für Demoskopie, Renate Kö-
cher: Während die Medien immer noch voller Freude über die unkontrollierte Zuwanderung 
schwärmten, waren bereits im Oktober 2015 zwei Drittel der Deutschen der Meinung, die 
Flüchtlingswelle werde das Land stark verändern. 62 % der Bevölkerung befürchteten, mit 
den Flüchtlingen würden auch Terroristen eingeschleust. 57 % hatten das Gefühl, die Politik 
sei ratlos und Deutschland habe die Kontrolle über seine Grenzen verloren. Kein Wunder 
straft die Bevölkerung die Medien hinsichtlich ihrer Glaubwürdigkeit ab: 
Was die Zahl der Flüchtlinge, die nach Deutschland kommen, betrifft, vertrauen nur 
noch 30 % der Deutschen den Medien.  
In Bezug auf die Kriminalität von Flüchtlingen sind es gar nur noch 23 %. Jeder Gebraucht-
wagenhändler verfügt über eine höhere Glaubwürdigkeit!<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 2. November 2017: >>Die Goldene 
Hoftrompete für den Monat Oktober geht an: Maybrit Illner 
So richtig prickelnd war es ja noch nie, was die ZDF-Moderatorin in ihrer Donnerstags-
Schwatzrunde so serviert hat: Wohlfühl-Konsenssoße mit den üblichen Verdächtigen aus dem 
etablierten Parteien-Personal als Hauptzutat, gerne mit Figuren aus der zweiten Reihe und nur 
ganz selten gewürzt mit echten Oppositionspolitikern, die dann sicherheitshalber - wie neulich 
AfD-Vize Beatrix von Storch - schon mal separiert von den anderen am Katzentisch stehen 
müssen. 
Seit der Bundestagswahl kennt die Ödnis allerdings keine Obergrenze mehr. "Maybrit Illner" 
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ist zur Dauerwerbesendung für die "Jamaika-Koalition" mutiert, in der Schwarze, Grüne und 
Gelbe schon mal das Regierungskuscheln üben und die Bürger darauf einstimmen dürfen, 
welche Wahlversprechen sie in die Tonne treten würden, damit Mutti weiter regieren kann 
und die ausgehungerten Vorturner der Besserverdienerparteien FDP und Grüne auch mal an 
die Fleischtöpfe kommen. 
In jeder zweiten Sendung sitzt Lindner-Vize Wolfgang Kubicki dabei, der seine Großmutter 
und das FDP-Wahlprogramm sowieso für einen Ministersessel verkaufen würde; für die Grü-
nen waren von Kirchentags-Katrin Göring-Eckardt bis K-Gruppen-Jürgen Trittin auch schon 
alle da, und von CDU und CSU findet sich immer einer, der beteuert, daß das mit der "offenen 
rechten Flanke" schon nicht so gemeint ist und alle im Grunde doch dasselbe wollen: "Sozial" 
und "gerecht" sein sowieso, auch wenn die bockige SPD das gern für sich gepachtet hätte, das 
"Klima" retten bitte auch, und irgendwie "Ordnung" soll bei der Einwanderung schon herr-
schen, auch wenn weiter jeder rein darf. 
Für diese Bürgereinschläferung in Endlosschleife ist Maybrit Illner die Idealbesetzung. Daß 
die Ost-Berlinerin mal SED-Mitglied war und das Fernseh-Handwerk im "Roten Kloster" 
gelernt hat, stand ihrer Nach-Wende-Karriere nicht im Wege. Warum auch; wer unter direkter 
Aufsicht der Abteilung Agitprop des ZK der SED die Rotlichtbestrahlung an der "Sektion 
Journalistik" der Leipziger Karl-Marx-Uni durchlaufen hat, der zentralen Journalisten-Kader-
schmiede der "DDR", weiß schließlich, wie es die Mächtigen gerne haben. Besonders, wenn 
sogar die Kanzlerin selbst mal Agitprop-Sekretärin war. Gelernt ist eben gelernt; und willige 
Hoftrompeter werden bekanntlich immer gebraucht.<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 29. November 2017: >>Die Goldene 
Hoftrompete für den Monat November geht an: Tina Hassel 
Die arme Tina. Im Sommer 2015, kurz vor Angela Merkels "Grenzen auf für alle", wurde 
Tina Hassel Leiterin des ARD-Hauptstadtstudios. In ihrer untertänigen Verehrung für die 
Willkommenskanzlerin läßt sich die Rotfunkerin vom WDR seither so leicht von niemandem 
überbieten. Sogar mit andächtig zur Raute gefalteten Händchen hat man sie schon vor der 
Kamera gesehen. Und jetzt soll alles zu Ende gehen? Nicht mit Tina! 
Was hat sie sich in den letzten Wochen nicht ins Zeug gelegt, um die "Jamaika" Schwampel 
als letzte Chance für die nächste Kanzlerschaft ihres Idols herbeizubeten und herbeizutwit-
tern! Hunderte Kurznachrichten am Tag hat sie auf dem Höhepunkt des Sondierungs-Gewür-
ges aus ihrem weich mit Zwangsgebührengeldern gepolsterten Berliner Chefsessel schon mal 
abgesetzt. 
Pfui über jeden hat sie gegen Fieslinge ausgeschüttet, die was gegen den totalen Familien-
nachzug für alle und jeden haben. Denen soll das Wort "Familie" im Halse stecken bleiben, 
donnert die Tina, jawohl! Für sie ist sogar der "atmende Deckel", den die Grünen aus der 
"CSU-Obergrenze" für die Aufnahme illegaler Migranten gebastelt haben, ein Geniestreich 
und jeder ein Schuft, der so einen Unfug nicht schluckt. Jamaika muß her, und "Asyl kennt 
keine Grenzen". So geht "unabhängiger" öffentlich-rechtlicher Fernsehjournalismus. 
Mit ihrer "Jamaika-Begeisterung" steht Tina Hassel ja nicht alleine da. Auch die ZDF-
Kollegen dreschen nach Kräften auf die Spielverderber ein, die bei der schwarz-gelb-grünen 
Schwampel nicht mitmachen wollen. Aber der "ARD-Brennpunkt" am Tag nach dem Platzen 
der Sondierungsgespräche schießt einsam den Vogel ab. 
Den blöden Lindner von der FDP, der der unfehlbaren Kanzlerin die kalte Schulter gezeigt 
hat, den ollen Sozi-Chef Schulz, der nicht mehr Merkels Mehrheitsbeschaffer spielen will, 
bürstet Tina Hassel patzig ab, aber mit der "geschäftsführenden Bundeskanzlerin", die es 
"noch einmal wissen will", führt sie ein andächtiges Verherrlichungsinterview, um ihr das 
Versprechen zu entlocken, daß sie weitermachen will. Ja, darauf haben wir gewartet. Merkel 
hat ja nichts falsch gemacht, sie ist nach der "Jamaika-Pleite" sogar noch "gestärkt", schuld 



 202 

sind immer nur die anderen. Honeckers Regierungsfernsehen hätte das auch nicht schöner 
hinbekommen. 
Fragt sich bloß: Was will Tina Hassel mit diesem Heldenkult erreichen? Will sie Chef-
ideologin der Grünen werden? Oder Merkels nächste Regierungssprecherin? Das könnten 
recht kurzlebige Jobs werden. Aber die Goldene Hoftrompete, die bleibt. Und wer hätte sie 
mehr verdient als die treue Tina?<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 13. Dezember 2017: >>Meinungs-
zensur in Deutschland 
Das Stasi-Gesetz des Heiko Maas 
Seit einiger Zeit ist das sogenannte Anti-Haß-Gesetz aus dem Hause des Noch-Justiz-Mini-
sters Heiko Maas (SPD) in Kraft. Das Fazit bisher: Gleichviel Haß, mehr Zensur, weniger 
Meinungsfreiheit. 
Der scheidende Bundesjustizminister Heiko Maas wollte mit seinem Gesetz das "verbale 
Faustrecht" im Internet beenden und die Meinungsfreiheit schützen. Dafür wurden die Platt-
formbetreiber für die Inhalte ihrer Nutzer in Haftung genommen. Bis zu 50 Millionen Euro 
sollen die Unternehmen zahlen, wenn Inhalte nicht "sauber" genug sind. 
Das Ergebnis: Facebook und Twitter löschen und sperren, was der Bundesregierung nicht 
gefallen könnte. 
Jetzt hat es den deutsch-ägyptischen Islamkritiker Hamed Abdel-Samad getroffen. Er hatte auf 
Twitter über einen algerischen Asylbewerber geschrieben, der laut dem Politikwissenschaftler 
in Algerien wegen Gewalt gegen religiöse Minderheiten verurteilt wurde. Das Ergebnis war 
die Sperrung von Abdel-Samads Twitter-Konto. Wie genau das US-Unternehmen auswählt, 
wer blockiert oder gelöscht wird, ist nicht herauszubekommen. Fest steht jedenfalls, daß man 
sich dort nicht mit der deutschen Regierung anlegen möchte. 
Das Ergebnis nennt Abdel-Samad "schleichende Diktatur". 
Dank dem neuen Gesetz, entscheiden nicht mehr Gerichte, welche Aussagen in Deutschland 
erlaubt sind. Es sind US-Firmen wie Facebook und Twitter, die in vorauseilendem Gehorsam 
die Meinungsfreiheit unterdrücken. Sie wollen sich keinem Risiko aussetzen. 
Die Merkel-Regierung behält dabei saubere Hände: Sie verbietet keinem direkt den Mund, 
Kritiker müssen für ihre Meinung nicht ins Gefängnis. Es wird nur dafür gesorgt, daß sie sich 
nicht mehr öffentlich äußern können. Was die Systemmedien nicht berichten, soll auch keinen 
Platz im Internet haben. 
Eine solche Form der Zensur kennt man normalerweise aus autoritären Staaten wie China. 
Auch dort beugen sich die Internet-Riesen den Wünschen der Regierung. Gezeigt wird nur, 
was dem Regime genehm ist. 
Daß das Twitter-Konto von Abdel-Samad nach dem Einschalten eines Anwalts wieder freige-
schaltet wurde, ist der einzige Lichtblick. Mit Maas' Anti-Haß-Gesetz wird nicht Haß in 
Deutschland verhindert, sondern Meinungsfreiheit und Demokratie.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 05/2018 berichtete im Mai 2018: >>Von 
Mainzel- und Muselmännchen 
_ von Peter Bartels 
Der Multikulti-Stadl der GEZ-Sender: Wer abends in Deutschland ins Bett geht, wacht mit 
dem Morgenmagazin auf einem anderen Kontinent wieder auf: Nur noch Moderatoren aus 
Afrika, Nahost und Asien. Schwarze Haare, braune Haut. Blondinen mit blauen Augen, das 
war früher. Als wir noch nicht fremd im eigenen Land waren … 
Von A wie Astro TV bis ZDF wie Muselmännchen: Mal heißen die Gesichter, die heute 
Deutschland präsentieren, Mitri Sirin (türkischer Syrer), mal Yasmin Parvis (Papa Perser), 
Pinar Tanrikolu (Türkschland), Jessica Zahedi (Iran), Aline Abboud (Libanon), Özden Terli 
(Türkschland) oder Till Nassif (Papa Syrer). Das Erfreuliche: Alle genannten ModeratorInnen 
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sprechen perfekt Deutsch. Der nette Nassif mit dem Eulenspiegel-Vornamen Till parliert so-
gar Bayerisch! Was kein Wunder ist: Alle, die seit gut zwei Jahren im TV Buntschland reprä-
sentieren, wurden in Deutschland geboren, gingen hier zur Schule oder zur Uni und sind gut 
integriert, wie man so schön sagt. 
Bunt ist Trumpf 
Namen sind Schall und Rauch? Leider nicht. Hier sind sie Programm. Wenn nämlich das 
Fernsehen Deutschlands Schaufenster nach außen und innen ist, dann erkennen weder die, die 
von draußen mal reinschauen, noch jene, die schon länger hier leben, ihr Deutschland wieder. 
Mehr noch: Dann scheint der blöde Klapperstorch trotz "Prime" oder "Lieferando" sich seit 
Jahren zu verfliegen. "Big Brother Gutmensch" hat über Nacht subkutan die Umvolkung voll-
streckt. Und Merkels Schutzsuchende üben weiter im Park… 
Nach der totalen Zerstörung der deutschen Identität durch die Nazis und der totalen Entnazifi-
zierung durch die Amis krümmte sich die nationale Würde der Deutschen zur Beifall hei-
schenden Würdelosigkeit. Schon seit den Fünfzigern wurde frenetisch bejubelt, wer schwarz 
war, wie Kenneth Spencer, Billy Mo oder Roberto Blanco. Und diese Sänger verstanden es, 
mit schöner Stimme, knödelnder Trompete oder doppelbödigen Sprüchen ("Ich bin der einzi-
ge wahre schwarze Deutsche") in Deutschland Karriere zu machen. 
Sechs Millionen systematisch ermordete Juden, die Erbsünde der Deutschen, mußten ja ir-
gendwie kompensiert, konnten en passant wenigsten musikalisch etwas weggeklatscht wer-
den. Jeder "Mr. Pumpernickel", jeder "Häuptling der Indianer", jeder GI-Heidelberger war 
recht, wenn er nur schön radebrechend endlich wieder mit den Deutschen zum Städele hi-
nauszog. Dieses über Generationen anerzogene deutsche Betteln um Gunst und Gnade gipfelte 
2015 in einer Willkommens-Willkür nie gekannter Unterwerfung. Gestern GröFaz Hitler, 
heute GröKaz Merkel. Mit dem Einreißen der Grenzen entschied die Alternativlose, Deutsch-
land endgültig abzuschaffen. 
Das aber war dann offenbar selbst dem deutschen Untertan zu viel. Michel maulte. Und dann 
trauten sich sogar mehr und mehr Lämmer zu blöken: 12,6 Prozent AfD bei der großen Wahl 
(und jetzt steht die kleine, aber womöglich entscheidende Wahl in Bayern vor der Tür…). 
Denn inzwischen wittert Michel: Es geht um alles - das Häuschen mit Garten, die Tochter, die 
Frau, Arbeit, Rente, in Gottesnamen auch um den armen Kerl am Kreuz. Aaaber: "Big Brother 
Gutmensch" wittert auch. Und da er vom Staatsfunk bis zu den Papier-Medien alles an der 
ZK-Leine hat, läßt er auf breiter Front gegen alles, was deutsch ist, wettern. 
Der Große Austausch 
Seitdem wird jeden Morgen ab 5:30 Uhr zurückgeschossen: Hatte das ZDF-Morgenmagazin 
vor 2015 noch mehr oder weniger neun Moderatoren mit deutschen Wurzeln, sind es heute 
mehr oder weniger neun Moderatoren mit Migrationshintergrund. Freilich, auch vor der Mer-
kel-Wende hatte das ZDF schon einen typisch deutschen Schwarzen. Er hieß Cherno Jobatey, 
trug Rastazopf, berlinerte biodeutsch, spielte E-Gitarre und führte hierzulande den Turnschuh-
Dresscode zum Anzug ein. Papa war Schiffskoch aus Gambia, Mama Deutsche aus Berlin. 
Heute ist Chernos Zopf längst ab; Herr Jobatey, mittlerweile 57, trägt schicke Slipper und ist 
Herausgeber einer linken Laberpost im Netz. 
Aber auch seine biodeutschen Weggefährten von einst haben Karriere gemacht: Peter Frey, 
ein inzwischen ergrauter vom Typ Versicherungsvertreter, wurde ZDF-Chefredakteur. Die 
Präsidenten-Belügerin Bettina Schausten ("Meine Freunde müssen für die Übernachtung zah-
len") leitet heute das ZDF-Hauptstadtstudio. Maybrit Illner, Honeckers Novizin im Roten 
Kloster Leipzig, legt mit 53 inzwischen peinlich keck den Finger an die schmal gewordenen 
Lippen, wenn sie ihrem ZDF-Untersuchungsausschuß (Schimpfwort: "Talkshow") vorsitzt. 
Und Christian Sievers, der lange Süßi mit dem kurzen Näschen, dessen Äuglein auch mit 
Kontaktlinsen nicht größer wurden, bellt seit gut zwei Jahren um 19 Uhr die Heute-
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Nachrichten vom Lerchenberg. … 
Damals, als das ZDF-Morgenmagazin noch deutsch war, hatte es natürlich auch einen deut-
schen Wetterfrosch. Der änderte sogar seinen schönen Namen Ben Vogel in Ben Wettervogel. 
Vielleicht, weil er sowieso so aussah, vielleicht, weil er sich zur Karriere quaken wollte. 
Nachdem Bild irgendwann seinen Selbstmord gemeldet hatte, kam  - genauuu - ein Migrati-
ons-Deutscher, der Türke Özden Terli. Der Fernmelder hatte zum Glück rechtzeitig auf Föhn 
umgesattelt. Heute sagt Özden den Rest-Deutschen im Nachmittagsprogramm, wie kalt der 
Wind aus Osten sein wird. Nur Mut, Junge, auch Deine alleroberste Chefin Hülya Özkan fing 
mal im Nachmittagsprogramm an. Mittlerweile ist die Ansagerin und Muslima glückliche 
Ehefrau von ZDF-Intendant Thomas Bellut. 
Das ZDF-Morgenmagazin hat natürlich längst wieder einen neuen Ben gefunden: Benjamin 
Stöwe aus Eberswalde. Dem gelernten Synchronsprecher setzten clevere Werber gleich eine 
französische Bordeaux-Dogge aufs Fensterbrett. Diese Töle glotzt also in den Regen, wenn 
der angelernte Wettervogel ein Tief tremoliert oder sich im Stakkato zu einem Hoch jazzt. 
Immerhin: Deutsche Wurzeln! Leider nur die Wassereimer-Stolper-Nummer: Bio-Deutsche 
sind offenbar nur noch als Gender-Gustl oder Dödel-Detlef in TV-Buntschland gut. Hauptsa-
che, der Redaktionsleiter haut sich im Regie-Halbdunkel vor Lachen auf die Schenkel. … 
Wirklich politisch korrekt repräsentiert wird Buntschland fast nur noch von migrantischem 
Wurzelgewächs: Unterhaltung, Nachrichten, Wetter - bis hin zum lieben Gott auf Astro TV. 
Sogar auf diesem Sparten-Kanal rollt eine mollige Griechin namens Theodora Kontodimou 
(sehr schwarze Korkenzieherlocken, sehr kurze, rote Fingernägel) aus dezent wogendem Bu-
sen irgendwas von einer "Gottesmutter", die einer anonymen Endfünfzigerin für 50 Cent die 
Minute ("Handy kann teurer werden") noch im Mai einen neuen Mann finden wird, sogar ei-
nen mit Geld. Oder einen Beamten. … 
Angriff auf die "alten weißen Männer" 
Noch Ende Februar 2012, drei Jahre vor der Merkel-Wende, klagte ein Kai-Hinrich Renner im 
Hamburger Abendblatt: In deutschen Redaktionen gebe es kaum Mitarbeiter mit ausländi-
schen Wurzeln. Vorzeige-Journalisten wie Giovanni di Lorenzo (Die Zeit) und Georg Masco-
lo (damals Spiegel), Väter Italiener, seien nur "Ausnahmen". 
Bis dahin hießen die Tagesschau/Tagesthemen-Sprecher, ordinär aber biodeutsch, tatsächlich 
fast nur Karl-Heinz Köpcke, Hanns Joachim Friedrichs, Dagmar Berghoff, Eva Herman. Heu-
te heißen sie Ingo Zamperoni, Pinar Atalay, Linda Zervakis. Ingo hat italienische, Pinar türki-
sche, Linda griechische Wurzeln. Zum perfekten Wunschland für "Big Brother Gutmensch" 
wird Buntschland, wenn Julia Niharika Sen (Papa Inder) von NDR 3 die Zuschauer zur Ta-
gesschau mit Linda Zervakis weiterreicht. … 
Beim ZDF-Mittagsmagazin strahlt sich neuerdings Jana Pareigis zur Karriere. Sie wurde 1981 
in Hamburg geboren, trägt meistens knallrot, knallgelb, knallgrün und hat flammend rote Nä-
gel. Sie ist schwarz, eigentlich braun, aber das klingt ja politisch nicht sooo korrekt. Fräulein 
Pareigis ist nämlich "polyethnisch", schnappatmet Wikipedia wie im Rausch: Deutschland, 
Schweden, Simbabwe (Afrika) lieferten ihr Gene. Sehr viel Afrika, wie jeder sieht. Vorbil-
dung? Peacekeeping-Department bei der UNO. Uuund: Assistentin beim Chefredakteur von 
N24, heute Welt-TV. Nicht schlecht, Fräulein Specht. 
Übrigens: Tanit Koch, die Assistentin von Bild-Totengräber Kai Diekmann himmelte sich 
sogar zeitweise zu dessen Nachfolger als Chefredakteuse hoch. Also aufpassen, "alter weißer 
Mann" Peter Frey… 
_ Peter Bartels ist seit 50 Jahren Journalist und war 17 Jahre bei "Bild". 1974 wurde er Unter-
haltungschef in der Hamburger Zentralredaktion. Von 1989 bis 1991 war er zusammen mit 
Hans-Hermann Tiedje Chefredakteur von "Bild" - als das Blatt noch fünf Millionen Auflage 
hatte.<< 
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Der deutsche Unternehmer Sven von Storch berichtete am 31. Mai 2019 in der Internet- und 
Blogzeitung "Die Freie Welt": >>Mainstream-Medien und NGOs puschen die Grünen 
Liebe Leser!  
Die Grünen werden gezielt aufgebaut, um EU-Zentralismus, Klima-Hysterie, Gender-Politik 
und Multikulturalismus durchzusetzen.  
Die großen Mainstream-Medien und NGOs versuchen mit aller Kraft, ihre kulturmarxistische 
Agenda durchzusetzen. In Deutschland werden besonders die Grünen gepuscht, um Diesel-
Fahrverbote, CO2-Steuer, Gender-Politik, Quotenregelungen, Abtreibung, Auflösung der Fa-
milien, EU-Zentralismus, Massenmigration und Multikulturalismus durchzusetzen. Die Kli-
ma-Hysterie um Greta Thunberg und die YouTube-Attacken haben gezeigt, wie raffiniert PR-
strategisch die Pseudo-Öko-Globalisten und EU-Lobbyisten vorgehen. 
Doch unsere erfolgreiche Aufklärungsarbeit über die alternativen Medien und sozialen Netz-
werke zeigt, daß es auch in die andere Richtung geht. Und das ist jetzt nötiger denn je, bevor 
die Grünen das Ruder übernehmen und mit der rückgratlosen Union eine Koalition schaffen, 
die Deutschland ins Abseits führt.  
Matteo Salvini in Italien, Viktor Orbán in Ungarn und Nigel Farage in Großbritannien zeigen, 
wie man auch gegen die Massen- und Mainstream-Medien, gegen globalistische NGOs und 
EU-Lobbyisten erfolgreich Politik machen kann, um den Wahnsinn zu stoppen. 
In Ungarn konnten die patriotischen und EU-kritischen Kräfte den deutlichsten Wahlerfolg 
erkämpfen. Trotz des internationalen Medienkrieges konnte die Fidesz-Partei des ungarischen 
Ministerpräsidenten Viktor Orbán einen grandiosen Sieg erringen. Mit mehr als 56 Prozent 
der Stimmen hat sie ein Ergebnis eingefahren, von dem die CDU/CSU in Deutschland nur 
träumen kann: Die Ungarn stärken ihrem Viktor Orbán den Rücken. 
Grandios ist auch das Ergebnis, daß der EU-Kritiker und Vater des Brexit, Nigel Farage, ein-
fahren konnte. Seine gerade erst frisch gegründete Brexit-Partei hat über 31 Prozent der 
Stimmen geholt. Die Konservativen von Theresa May sind auf rund 8 Prozent abgerutscht. 
Damit haben die Briten nochmals deutlich unterstrichen, daß sie für den Brexit sind: Brexit-
Partei: Nigel Farage ist strahlender Sieger. 
In Italien konnte Matteo Salvini mit seiner Lega punkten. Die Partei kam auf Platz 1 in seinem 
Land. Im neuen EU-Parlament wären die Lega und die Brexit-Partei die stärksten Parteien. 
Das ist ein deutliches Signal für Brüssel: Lega und Brexit-Partei stärkste Parteien im neuen 
Parlament. …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 08/2018 berichtete im August 2019: 
>>Schwarzer Kanal, bunte Manipulation: Propagandamuster in DDR und BRD  
Wie zu DDR-Zeiten wird auch heute die Öffentlichkeit von der Regierung kontrolliert und 
gelenkt. Die GEZ-Medien sind keineswegs objektiver als die privaten. 
_ von Enrico Komning 
Wer regiert uns, wer lenkt uns, wer manipuliert uns, und wie funktioniert das Ganze? Warum 
sind Medien so mächtig und warum so anfällig für absichtliche oder fahrlässige Fehl- und 
Falschmeldungen? Im Folgenden werde ich nicht auf die sozialen Medien mit all ihrer Inhalts-
fülle und ihren Problemen bei DSGVO sowie NetzDG eingehen, denn das würde den Rahmen 
sprengen, sondern mich an den herkömmlichen Medien wie Presse, Funk und Fernsehen ori-
entieren. 
Schon vor 2015, danach aber um so intensiver, wird Kritik an Medien lauter und offener vor-
getragen. Schlagworte wie Lügenpresse, Lückenpresse oder Fake News sind in aller Munde. 
Mal laut anklagend, mal flapsig behauptend, mal tiefgründig nachweisend. Die Menschen 
nehmen zunehmend wahr, daß sich die Berichterstattung häufig nicht mehr mit ihren eigenen 
Wahrnehmungen deckt. Sie erkennen, daß Rundfunk, Fernsehen und Presse etwas ganz ande-
res berichten als das, was sie selbst erlebt haben. 
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Journaille und Volk 
Das erinnert, zumindest im Osten, sehr an schlimmste DDR-Zeiten, in denen man nach offizi-
ellen Verlautbarungen alle wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Aufgaben immer über-
planmäßig erfüllt hat, die Regale aber leer waren und der Mangel an allen Ecken sichtbar war. 
So wird die Tagesschau schon mal mit der Aktuellen Kamera verglichen oder die ARD-
Sendung Panorama von Anja Reschke mit dem Schwarzen Kanal von Karl-Eduard von 
Schnitzler. 
Den Medienmachern und deren politischen Hintermännern ist dieser Erkenntnisgewinn der 
Bürger ein Dorn im Auge. Deshalb werden die oben genannten Ausdrücke als "rechte Kampf-
begriffe" verschrien und deren Benutzer in die Nähe von Diktatur-Sympathisanten gerückt. So 
schrieb Sascha Lobo auf Spiegel Online am 13. November 2016 unter der Überschrift "Lü-
genpresse ist keine Medienkritik": "Wer "Lügenpresse" schreit, will nicht bloß auch seine 
Meinung in den Medien sehen, sondern ausschließlich seine Meinung. "Lügenpresse" ist der 
Ruf nach einer autoritären Gesellschaft." 
Mit keinem Wort setzt sich der Autor mit den eigentlichen Kritikpunkten, die gegen die Me-
dien vorgebracht werden, auseinander, sondern würgt die Kritik ab und spielt sie herunter - 
obwohl er ein gegenläufiges Zitat von Frank-Walter Steinmeier anführt: "Der Meinungskorri-
dor war schon mal breiter. Es gibt eine erstaunliche Homogenität in deutschen Redaktionen, 
wenn sie Informationen gewichten und einordnen. Der Konformitätsdruck in den Köpfen der 
Journalisten scheint mir ziemlich hoch. Das Meinungsspektrum draußen im Lande ist oft er-
heblich breiter." 
Der Bundespräsident beschreibt das Problem aber nicht ausreichend. Die Kritik vieler Bürger 
geht weiter: Laut einer Allensbach-Umfrage aus dem Februar 2016 waren drei Viertel der 
Deutschen der Meinung, daß die Medien kein korrektes Bild vom Bildungsniveau und Famili-
enstatus der Flüchtlinge des Jahres 2015 zeichnen. 
In völligem Gegensatz dazu steht die Selbstwahrnehmung der Presseleute und ihre völlige 
Selbstüberschätzung. So verglich der Spiegel Journalisten in einem Artikel aus diesem Früh-
jahr mit den demokratisch gewählten Abgeordneten der Parlamente: "Wenn man so will, sind 
auch die Medien in Deutschland repräsentativ.  
Journalisten haben es zu ihrem Beruf gemacht, die Nachrichten zu gewichten und zu ent-
scheiden, was wichtig und was nicht so wichtig ist." Der Chefredakteur der Berliner Zeitung 
meinte gar: "Die Medien sind ja die vierte Gewalt." Die Chefredaktion der Zeit hob völlig ab: 
"Wir Journalisten haben eine Muezzin-Position." Journalisten als religiöse Prediger, die den 
dummen Schafen die Welt erklären müssen. … 
Auch die Öffentlich-Rechtlichen verbreiten Unwahrheiten und Falschmeldungen. Ihre Unab-
hängigkeit ist ohnedies gefährdet, denn Politiker sind in ihren Rundfunkräten vertreten, und 
eine Einflußnahme ist zumindest nicht ausgeschlossen. Auch die Programmdirektoren haben 
meistens ein Parteibuch. Damit sind nicht wegzudenkende Partei- und Politiknähe vorhanden 
und entsprechende Abhängigkeiten gegeben, weshalb von Neutralität nicht mehr die Rede 
sein kann. 
Gerade durch Festlegungen im Ende letzten Jahres auch durch Deutschland unterzeichneten 
UN-Migrationspakt ist offensichtlich, daß Medien genutzt werden sollen, um auf Denken und 
Ansichten der Menschen einzuwirken. So wird im Ziel 17 des Migrationspaktes als Maßnah-
me c.) gefordert, "die öffentliche Finanzierung oder materielle Unterstützung derjenigen Me-
dien einzustellen, die systematisch Intoleranz, Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und andere 
Formen von Diskriminierung von Migranten unterstützen" - also Geldhahn zu bei kritischer 
Berichterstattung! 
Bilder, die lügen 
Gerade bei den Öffentlich-Rechtlichen geht es um Meinungsmache. Und da ist jedes Mittel 
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recht. Nicht nur Verzerrungen, Weglassungen oder Hinzudichtungen, sondern immer wieder 
auch plumpe Unwahrheiten werden eingesetzt - und bei Enttarnung als sogenannte Fehler 
heruntergespielt. … 
Framing - Handbuch der Manipulation 
Die Meinungsmacher haben erkannt, daß Worte und Sprache in den Medien wesentliche Ma-
nipulationselemente sind. Für 120.000 Euro (aus GEZ-Zwangsabgaben bezahlt) ließ die ARD 
ein Strategiepapier entwickeln, das nach der Kritikwelle gegen die Öffentlich-Rechtlichen 
dazu dienen sollte, in der Debatte wieder Oberwasser zu gewinnen. So heißt es in diesem so-
genannten Framing-Manual: "Auch und gerade in Zeiten, in denen Gegner der ARD deren 
Relevanz in Frage stellen", gehe es darum, die Aufgaben und Ziele der ARD "gegen die or-
chestrierten Angriffe von Gegnern" zu verteidigen. Darauf fragte Bild.de : "Sieht sich die 
ARD in einem Krieg gegen ihre kritischen Zuschauer?" 
Framing ist ein Forschungsfeld aus der Linguistik, bei dem es im Kern um die Frage geht, wie 
bestimmte Sprachmuster, vor allem Metaphern, einen Deutungsrahmen setzen - also letztlich 
das Denken und auch das Handeln steuern. Es bedeutet, daß Themen in einen Kontext einge-
bettet werden, der bei den Empfängern bestimmte Assoziationen hervorruft. Ein Beispiel: Es 
ist ein Unterschied, ob man eine Infrastrukturabgabe als Pkw-Maut oder als Ausländer-Maut 
bezeichnet. 
Das Gutachten enthält Sprachregelungen für Mitarbeiter und ruft dazu auf, Begriffe zu ver-
wenden, mit denen die ARD positiv dargestellt wird. Über den Rundfunkbeitrag heißt es in 
dem Papier, dies sei keine "Zwangsabgabe" oder "Zwangsgebühr" (so nennen Kritiker der 
ARD das, was früher GEZ-Gebühr genannt wurde), sondern "unsere finanzielle Beteiligung". 
Die Arbeit der ARD sei "von moralischen Prinzipien getragen", überzeugt von der eigenen 
"moralischen Notwendigkeit für das gesellschaftliche Miteinander". 
Kritik am Papier kam - man höre und staune - selbst vom WDR-Rundfunkrat: Das Papier sei 
"keine vernünftige Grundlage für eine Diskussion", sagte die Europa-Parlamentarierin Petra 
Kammerevert (SPD) bei der Gremiensitzung. Es enthalte nicht mehr zeitgemäße "linke 
Kampfbegriffe". … 
_ Der Text basiert auf einem Vortrag bei der AfD Vorpommern-Greifswald am 20. Juni 2019. 
Enrico Komning (*1968) ist Rechtsanwalt und Bundestagsabgeordneter des Wahlkreises.<< 
Nach der sogenannten Wiedervereinigung der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik wurde die öffentliche Meinungsfreiheit im vermeintlich 
"Vereinigten Deutschland" allmählich systematisch nach dem "erfolgreichen DDR-Vorbild" 
ausgerichtet bzw. gleichgeschaltet.  
Die von der neumarxistischen Frankfurter Schule ausgebildeten oder beeinflußten Politiker, 
Hochschullehrer, Lehrer und Journalisten der 68er Bewegung schafften letzten Endes ein 
kommunistisches Gesinnungskartell, um jeglichen Widerstand zu verfolgen, zu unterdrücken 
oder als faschistisch abzuurteilen. 
Aufgrund der großen Medienmacht der Regierungsparteien blieb die Demokratie zwangs-
läufig auf der Strecke, denn eine unabhängige Demokratie steht und fällt bekanntlich mit der 
Kontrolle der Macht durch freie, kritische, öffentliche Medien (sog. "Vierte Gewalt"). Die 
privaten Zeitungen und Zeitschriften sowie die öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunk- 
und Fernsehanstalten entwickelten sich schließlich zu linkslastigen Propagandamedien, in 
denen mehrheitlich keine ausgewogene, neutrale oder unabhängige Berichterstattung und freie 
Meinungsäußerungen mehr stattfanden.  
Verfassungsfeindliche und terroristische Aktionen der Linksradikalen bleiben meistens völlig 
unbehelligt und werden nicht selten sogar durch staatliche Organisationen gefördert und 
finanziell unterstützt, während man die sogenannten "rechtsradikalen" Abweichler konsequent 
gesellschaftlich ausgrenzt, um ihnen die physische und psychische Lebensbasis zu entziehen. 
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Im "Kampf gegen Rechts" geht es den zivilgesellschaftlichen Organisationen (Gewerkschaf-
ten, Kirchen und Medien) und staatlichen Institutionen angeblich in erster Linie darum, das 
hohe Gut der Toleranz zu verteidigen. Obwohl das Grundgesetz gemäß Artikel 5 die freie 
Meinungsäußerung garantiert, sieht die Realität in Deutschland vielerorts vollkommen anders 
aus.  
Wer als Konservativer Kritik äußert oder friedlich gegen Mißstände demonstriert, muß damit 
rechnen, von linksextremen Antifa-Aktivisten diffamiert, öffentlich angepöbelt oder sogar 
tätlich angegriffen zu werden. Sämtliche Kritiker, die z.B. nur auf die Einhaltung von demo-
kratischen Regeln und Gesetzen hinweisen, werden von den Linksradikalen und den gleich-
geschalteten Medien gewöhnlich sofort pauschal als Rechtsradikale, Rechtspopulisten, Nazis 
oder Rassisten mit der Kollektivschuldkeule zum Schweigen gebracht.  
Jeder Widerspruch wird von den neomarxistischen Wächtern reflexhaft und unbarmherzig als 
Naziunwesen diskreditiert und mit sozialer Ausgrenzung sowie mit der Existenzvernichtung 
(Arbeitsplatzverlust, gesellschaftliche Ächtung etc.) geahndet, um kritische Auseinander-
setzungen über strittige politische Themen zu vermeiden. Infolge dieser systematischen Ver-
folgungen wagen es immer weniger Menschen, die totalitäre Ideologie der selbsternannten 
Gutmenschen zu kritisieren und passen sich ängstlich an. 
 
Der völkerrechtliche Status der Bundesrepublik Deutschland von 1990-2020 
Souveränität 
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag wurde ausdrücklich die Souveränität der Bundesrepublik 
Deutschland verkündet. Das neue Verwaltungskonstrukt (BRD und DDR = BRD) übernahm 
jedoch gemäß "Zwei-Plus-Vier-Vertrag" wesentliche Teile des Überleitungsvertrages von 
1954 (Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen vom 23.10.1954) 
und blieb weiterhin Zwangsmitglied der Europäischen Union, so daß die politischen und wirt-
schaftlichen Selbstbestimmungsrechte der Deutschen weiterhin erheblich eingeschränkt blie-
ben.  
Egon Bahr (1922-2015, von 1972-1976 SPD-Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit) erklärte im Jahre 1996 in der Berliner Akademie der Künste (x346/8): >>… Von Kon-
rad Adenauer bis Helmut Kohl waren alle Bundeskanzler inoffizielle Mitarbeiter der CIA.<< 
Der SPD-Politiker Oskar Lafontaine (seit 2005 Parteimitglied der "Linken") berichtete am 6. 
Januar 2003 in der BILD-Zeitung (x353/76): >>… Wenn Washington am Golf Krieg führt, ist 
Deutschland immer beteiligt, weil es der Flugzeugträger der USA in Europa ist. Wir sind kein 
souveräner Staat. Wir nehmen gezwungenermaßen an Angriffskriegen der Supermacht teil.<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 27. Februar 2010 über eine Rede des SPD-
Politikers Sigmar Gabriel (von 2009-2017 SPD-Vorsitzender): >>Parteitag in Dortmund: 
SPD-Chef Gabriel holzt gegen Union und FDP 
Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel hat auf dem Sonderparteitag in Dortmund den Angriff 
auf Schwarz-Gelb in Nordrhein-Westfalen ausgerufen. … 
Der Bundesregierung aus Union und FDP warf Gabriel Unfähigkeit vor. … "Wir haben gar 
keine Bundesregierung", fügte Gabriel unter dem Beifall der rund 450 Delegierten hinzu. 
Vielmehr sei Kanzlerin Angela Merkel, CDU, "Geschäftsführerin einer neuen Nichtregie-
rungsorganisation in Deutschland". …<< 
Der deutsche CSU-Politiker Horst Seehofer, seit 2008 bayerischer Ministerpräsident, erklärte 
am 20. Mai 2010 während einer Unterhaltung mit dem Kabarettisten Erwin Pelzig 
(x317/151): >>… Diejenigen, die entscheiden, sind nicht gewählt, und diejenigen, die gewählt 
werden, haben nichts zu entscheiden.<< 
Egon Bahr, von 1972-1976 SPD-Bundesminister, schrieb am 16. Oktober 2011 in der Wo-
chenzeitung "JUNGE FREIHEIT": >>"Lebenslüge der Bundesrepublik" 
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Von einem "Unterwerfungsbrief" sprach Willy Brandt und lehnte eine Unterzeichnung zu-
nächst empört ab: "Schließlich sei er zum Bundeskanzler gewählt und seinem Amtseid ver-
pflichtet. Die Botschafter (der Alliierten) könnten ihn wohl kaum absetzen! Da mußte er sich 
belehren lassen, daß schon Adenauer diese Briefe unterschrieben hatte und danach Erhard und 
danach Kiesinger." So schilderte es Egon Bahr 2009 in der "Zeit" und machte damit erstmals 
die Existenz der sogenannten "Kanzlerakte" öffentlich. Nun nimmt er hier zum zweiten Mal 
dazu in einer Zeitung Stellung. … 
Daß über die geschilderten Realitäten geschwiegen wurde, hat einen einfachen Grund. Es war 
eine der Lebenslügen der alten Bundesrepublik, 1955 mit dem Beitritt zur Nato zu behaupten, 
wir wären souverän geworden. Im obersten Ziel der Einheit der Nation waren wir es nie. Die 
Bundesregierung und die drei Westmächte hatten 1955 dasselbe Interesse: Über die fortdau-
ernde Einschränkung der deutschen Selbstbestimmung nicht zu sprechen. …<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 8. Dezember 2011: >>EU am Scheideweg  
Die öffentliche und die verborgene Seite der Krise  
… Gemeint sind Ereignisse, von denen nur wenige Notiz nehmen und die einem, wenn man 
von ihnen erfährt, glatt die Sprache verschlagen, weil ihre Wirkung die demokratische Ver-
faßtheit der Bundesrepublik Deutschland in ihren Grundfesten erschüttert. 
Nehmen wir nur diesen Satz: Deutschland sei seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu kei-
nem Zeitpunkt ein souveräner Staat gewesen. 
Das sagte nicht irgendein Extremist, sondern sagte kein geringerer als Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) Ende November auf dem "European Banking Congress" in der Alten 
Oper in Frankfurt am Main. 
Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlags 
Es war ein Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlages auf das nationale Selbstver-
ständnis der Deutschen, ausgesprochen von ausgerechnet jenem Mann, der im August 1990 
den deutschen Einigungsvertrag unterzeichnete. Obwohl er schon vor einiger Zeit fiel und von 
einer ganzen Reihe aufmerksamer Internetmedien zitiert wurde, muß dieser Satz noch einmal 
thematisiert werden, weil er einfach so unglaublich ist. 
Das wiedervereinigte Deutschland soll kein souveräner Staat sein? Was ist es dann? Eine Be-
satzungszone? Und wenn ja, von wem besetzt? 
Kein einziger der anwesenden Top-Banker stellte Schäuble diese Fragen. Und wäre das Er-
eignis nicht auf Video dokumentiert worden, man würde es kaum glauben.  
Es braucht nicht viel Phantasie sich vorzustellen, was geschehen wäre, hätte das ein Linker 
behauptet. Aber nun sagte es der Finanzminister einfach mal so dahin, weil er die Preisgabe 
nationaler Souveränitätsrechte an das von Angela Merkel geplante neue Europa herunterspie-
len möchte. Und niemand widersprach ihm. 
Souveränität gibt es seit den Kriegen nicht mehr 
Schäuble leitete diese Passage seiner Rede mit den Worten ein: "Die Kritiker, die meinen, 
man müsse eine Kongruenz zwischen allen Politikbereichen haben, die gehen ja in Wahrheit 
von dem Regelungsmonopol des Nationalstaates aus." 
Diese durch das Völkerrecht geschützte Souveränität sei aber in Europa spätestens mit den 
beiden Weltkriegen "längst ad absurdum geführt" worden. 
Und weil dies so sei, formulierte er jenen folgenschweren Satz: "Und wir in Deutschland 
sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen." ...<< 
Der Hörfunksender "Deutschlandfunk" sendete am 4. August 2013 ein Gespräch mit dem 
deutschen Politiker Gregor Gysi (von 1990-2000 und ab 2005 Bundestagsabgeordneter der 
LINKEN):  >>"Das ist mir alles zu lahm" 
… Gregor Gysi im Gespräch mit Gerhard Schröder 
Gerhard Schröder: Herr Gysi, … Tempora, X-Keyscore … Sie bezeichnen Programme, mit 
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denen britische und amerikanische Geheimdienste massenhaft E-Mails und andere Daten von 
auch Privatnutzern im Internet abschöpfen sollen. Das behauptet zumindest der frühere ameri-
kanische Geheimdienstler Edward Snowden, der sich derzeit in Rußland versteckt hält. Sind 
für Sie die Ausmaße dieses Abhörskandals schon erkennbar? 
Gregor Gysi: Nein, noch nicht …Es geht offensichtlich um Millionen Daten, es sind natür-
lich schwerwiegende Grundrechtsverletzungen, und ich finde, daß unsere Regierung viel zu 
wenig tut. Aber was ich eben auch erstaunlich finde ist, daß ja das Besatzungsstatut immer 
noch gilt. Wäre es nicht doch an der Zeit, daß wir mal als Land souverän werden und die Be-
satzung beendet wird? Dazu müßte eben auch das Besatzungsstatut aufgehoben werden. Jetzt 
haben sie nur die Verwaltungsvereinbarung zwischen den Geheimdiensten aufgekündigt, das 
reicht nicht. Wir brauchen kein Besatzungsstatut mehr, Deutschland muß das beenden. …<< 
Die Tageszeitung "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 18. November 2013: >>US-Geheim-
diensttätigkeiten Wie souverän ist Deutschland?  
Die Recherchen zum geheimen Krieg der USA zeigen: Auf deutschem Boden existieren of-
fenkundig zwei Staatsgewalten - die deutsche und die amerikanische. Wenn die Deutschen 
das Schalten und Walten der US-Geheimdienste tolerieren, akzeptieren, respektieren, wirft 
das die Frage nach ihrer Souveränität auf. … 
Es hat einen Entstaatlichungsprozeß gegeben - das bekannteste Kürzel dafür heißt Europäi-
sche Union. Die Nationalstaaten sind von dem dichten Geflecht einer EU-Rechts- und Quasi-
Verfassungsordnung umgeben, dazu auch noch von vielen internationalen Vertragswerken 
eingehüllt. Die Staatsrechtler und die Politikwissenschaftler reden daher von 'offenen Staaten' 
und von einer 'Welt jenseits des Staates'; sie konstatieren eine Postnationalisierung des Ver-
fassungsrechts, sie reden von einem europarechtlich überlagerten Grundgesetz und einer rela-
tivierten Staatlichkeit. Mit dieser relativierten Staatlichkeit ringt auch das Bundesverfassungs-
gericht in jeder seiner Euro-Entscheidungen: Wieviel Hoheit braucht der Staat, um noch als 
Staat zu existieren? … 
Es existieren offensichtlich zwei Staatsgewalten in Deutschland: erstens die deutsche, und 
zwar in der Gestalt, die ihr die EU- und andere Verträge gegeben haben; daneben zweitens die 
US-amerikanische, in nicht genau bekannter Form. Mit zwei nebeneinander existierenden 
Macht- und Herrschaftssystemen gibt es freilich in Deutschland reiche Erfahrungen: Jahrhun-
derte lange waren das zuerst Kaiser und Papst, dann Staat und Kirche.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "compact-online" berichtete am 13. Juli 2015 über eine 
Rede des deutschen CDU-Politikers Wolfgang Schäuble vom 18.11.2011 in Frankfurt: >>Ein 
Staat im Wachkoma 
Die Augenwischerei nimmt kein Ende. Seit nunmehr 70 Jahren phantasieren Politiker und 
Medien im Widerspruch zur ständigen Rechtsprechung vom Untergang des Deutschen Rei-
ches. Dem liegen Mißverständnisse und bewußte Falschinformationen zu Grunde, wie sich 
gerade wieder gezeigt hat. 
… Im Lichte der heutigen Besatzungssituation Deutschlands, bedingt durch die fortgeltenden 
Besatzungsstatute und Vorbehaltsrechte der Alliierten, die in Deutschland Militärbasen, ame-
rikanische Atomwaffen und grenzenlose Spionage überhaupt erst möglich machen und vor 
dem Hintergrund, daß Deutschland nach wie vor bei den Vereinten Nationen als Feindstaat 
geführt, keine Verfassung, kein gültiges Grundgesetz und keinen Friedensvertrag hat, läßt sich 
das Fortbestehen des Deutschen Reiches nur so verstehen, wie Wolfgang Schäuble es im No-
vember 2011 formulierte: "Wir hier in Deutschland sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem 
Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen."  
Das ist mittlerweile vielen klar geworden, besonders seit der NSA-Affäre, was allerdings die 
Konsequenzen dieser Aussage sind, verstehen nach wie vor die Wenigsten. Wenn Deutsch-
land seither kein souveräner Staat mehr gewesen ist, dann deshalb, weil der einzig legitime 
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Staat auf deutschem Territorium, der jemals souverän gewesen ist, daß Deutsche Reich war, 
das nach Auffassung der Richter in den letzten völkerrechtlich verbindlichen Grenzen vom 
31. Dezember 1937 Bestand hatte. Dieses Deutsche Reich konnte nicht einfach untergehen 
oder von einer sogenannten Bundesrepublik vereinnahmt werden. 
Erinnert wird hier an die Worte von Theo Waigel beim Schlesiertreffen in Hannover im Juli 
1989, der seinerzeit formulierte: "Durch die Kapitulation der deutschen Wehrmacht am 8. Mai 
1945 ist das Deutsche Reich nicht untergegangen." Das heißt: Der legitime Staat, auf dem wir 
uns heute befinden heißt nicht Bundesrepublik Deutschland sondern immer noch Deutsches 
Reich. Das hat nichts mit Geschichtsrevisionismus und noch viel weniger etwas mit braunem 
Gedankengut zu tun - obwohl allein der Name "Reich" bei vielen unwillkürliche Beißreflexe 
auslöst.  
Hier geht es nicht um die Wiederherstellung des sogenannten Dritten Reiches, sondern um das 
Anknüpfen an die letztgültige und in freier Art und Weise erlassene Deutsche Verfassungs-
ordnung von 1871. Die tausendjährige deutsche Rechts- und Verfassungsgeschichte gebietet, 
daß man sich an ihr orientiert, wenn man die Besatzung Deutschlands aufheben und wieder 
zum Recht und zum Frieden zurückfinden will. 
Daß das Bundesverfassungsgericht sich damals anmaßte, die BRD als identisch mit diesem 
souveränen Deutschen Reich zu bezeichnen, ist als Täuschung wahrzunehmen, denn die BRD 
war, besonders wenn man die historische Situation während des Urteils 1973 bedenkt, weder 
souverän, noch wiedervereint, noch in irgendeiner anderen Weise dazu befähigt, über den 
völkerrechtlichen Zustand des besiegten Deutschen Reiches zu bestimmen. Darauf weist auch 
die Formulierung hin, das Deutsche Reich besäße nach wie vor "Rechtsfähigkeit", sei aber 
nicht "handlungsfähig".  
Das geht nur deshalb zusammen, weil die Siegermächte völkerrechtlich nicht im Stande wa-
ren, den legitimen Deutschen Staat - dessen Geschichte weit über die zwölf dunklen Jahre 
hinausweist - vollends aufzulösen. Also installierten sie ein Besatzungskonstrukt oben drauf. 
Zuerst in vier Besatzungszonen aufgeteilt, dann zu zwei deutschen Teil-Verwaltungen - BRD 
und DDR - zusammengefaßt, dann ab 1989 wieder zusammengefügt, gab es nie den Moment, 
an dem ein von den Siegermächten errichtetes Staatskonstrukt das Deutsche Reich abgelöst 
hätte. Das war völkerrechtlich unmöglich. Was aber möglich war, war die Handlungsunfähig-
keit des Deutschen Reiches sicherzustellen - bis heute geschieht dies auf verschlungenen Pfa-
den. 
Seit der militärischen Niederlage 1945 liegt das Deutsche Reich - das sich aus Staatsvolk, 
Staatsgebiet, Staatsverfassung und Staatsgewalt zusammensetzte - im Wachkoma. Die Bun-
desrepublik Deutschland, nach Aussage der Väter des Grundgesetzes ein Besatzungskonstrukt 
ohne Verfassung, die den ehemaligen Siegermächten ihre Befugnisse sichern und daher nur 
als Verwaltungsgebiet angesehen werden kann, war ebenso wie Deutsche Demokratische Re-
publik nie ein Staat im eigentlichen Sinne. Der Hauptgrund dafür ist der, daß sie beide 1949 
durch die Alliierten gegründet worden sind und bis zum Schluß dem Diktat der Sieger unter-
lagen.  
Bei der sogenannten Wiedervereinigung wurde das Deutsche Reich nicht wiederhergestellt, 
sondern lediglich zwei Verwaltungskonstrukte zusammengeführt, ohne dabei aber das Besat-
zungsrecht tatsächlich aufzuheben, wie aus den Klauseln des Zwei-plus-vier-Vertrages deut-
lich wird, der noch Teile des Überleitungsvertrages von 1954/55 fortbestehen ließ. Explizit 
wurde damit 1989/90 sichergestellt, daß die USA als Hauptsiegermacht weiterhin ihre Befu-
gnisse über Deutschland behalten würde. …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 21. September 2015: >>US-Regie-
rung will Atomwaffen in Deutschland aufrüsten 
Die Vereinigten Staaten planen eine Modernisierung ihres Atomwaffenbestandes in Deutsch-
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land. Auf dem Bundeswehr-Fliegerhorst Büchel in Rheinland-Pfalz würde in diesen Tagen 
mit den Vorbereitungen für die Stationierung neuartiger, taktischer Nuklearwaffen begonnen, 
berichtete das ZDF unter Berufung auf amerikanische Haushaltspläne. 
Sicherheitsexperten bestätigen, daß die Atomwaffen vom Typ B 61-12 wesentlich zielgenauer 
seien als die alten Bestände. Kritiker vom "Nuclear Information Projects" in Washington be-
fürchten, daß die Grenzen zwischen taktischen und strategischen Nuklearwaffen nicht mehr 
klar gezogen werden könnten. Dadurch werde ihr Einsatz wahrscheinlicher. 
Rußland verurteilt deutsche Beteiligung 
Rußland kritisierte die Stationierung der Waffen in Deutschland als Verstoß gegen den 
Atomwaffensperrvertrag. "Uns beunruhigt, daß Staaten, die eigentlich keine Atomwaffen be-
sitzen, den Einsatz dieser Waffen üben, und zwar im Rahmen der NATO-Praxis der Nuklea-
ren Teilhabe", sagte die Sprecherin des russischen Außenministeriums, Maria Sacharowa, ge-
genüber "Frontal 21". Dies sei eine Verletzung des Atomwaffensperrvertrages. 
Deutschland ist über das Konzept der "nuklearen Teilhabe" in die Abschreckungspolitik der 
Nato eingebunden. Das bedeutet, daß Staaten ohne eigene Atomwaffen in die entsprechenden 
Gremien eingebunden sind und über den Einsatz der Waffen mitberaten und mitentscheiden. 
Darüber hinaus müssen die Teilhabestaaten Flugzeuge zum Einsatz der Waffen bereithalten. 
Auf die Zündcodes haben jedoch ausschließlich die Vereinigten Staaten Zugriff.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 9. Oktober 2015: >>Die 
US-Luftwaffe ist dabei, auf dem Bundeswehr-Fliegerhorst Büchel in Rheinland-Pfalz 
neue Atomwaffen zu stationieren, darunter Marschflugkörper  
Das hat ein Polit-Magazin des ZDF aufgedeckt. Sollte das geschehen, so könnte das die stra-
tegische Balance in Europa beeinträchtigen. In diesem Falle, so der russische Regierungsspre-
cher Dmitri Peskow, würde Moskau Gegenmaßnahmen ergreifen. 
Es kann nicht überraschen, daß das Bundesverteidigungsministerium zu diesem Vorgang 
nichts zu sagen weiß. Dabei ist Deutschland weitaus mehr darin verstrickt als nur dadurch, 
daß die Atomwaffen auf deutschem Territorium gelagert werden, einem Territorium aller-
dings, das zwar formal deutsch, aber der deutschen Souveränität entzogen ist.  
Wie wenig diese Souveränität tatsächlich zählt, zeigt die Vergeblichkeit, mit welcher der 
Bundestag im Jahr 2010 mit großer Mehrheit den Beschluß gefaßt hat, die Bundesregierung 
solle sich "gegenüber den amerikanischen Verbündeten mit Nachdruck für den Abzug der US-
Atomwaffen aus Deutschland einsetzen". Sollte die Bundesregierung das je versucht haben, 
dürfte das in Washington zur Heiterkeit Anlaß gegeben haben. 
Immerhin äußerte sich die Bundeskanzlerin zu den neuen Atomwaffen, wenn auch derart ge-
wunden, daß es ans Unverständliche grenzte: Man wolle Rußland zwar nicht provozieren, 
"aber es ist natürlich auch so, wenn Sie sich Rußlands Rüstungspolitik anschauen und Moder-
nisierungspolitik, dann ist es nicht so, daß dort gar nichts passiert, das heißt, es gibt auch kei-
nen Grund, nichts zu tun". Und: die Modernisierung der US-Atomwaffen werde fortgesetzt. 
Gravierender als das Kanzler-Geschwurbel ist der Umstand, daß im US-Militärhaushalt Gel-
der dafür vorgesehen sind, die neuen Atomwaffen-Systeme B 61-12 in deutsche "Tornados" 
einzubauen. Ebenso sollen deutsche Piloten an den Waffen ausgebildet werden. Damit ist der 
Rubikon überschritten.  
In der Auswirkung derartiger Vorbereitungen wird Deutschland zur Atommacht durch die 
Hintertür werden. Im Falle eines Krieges sollen deutsche Piloten im Rahmen des Nato-
Konzepts "Nukleare Teilhabe" Angriffe mit Atomwaffen gegen Rußland fliegen.  
Und das hätte ein weitaus deutlicheres Kanzler-Wort erfordert. Denn der erste "Atom-
Tornado", der die russische Grenze überfliegt, bedeutet die Vernichtung Deutschlands. Igor 
Korotschenko, russischer Militärexperte und Mitglied im Fachbeirat des russischen Verteidi-
gungsministeriums, sagte, daß, sobald diese neuen Waffen stationiert seien, der deutsche Flie-
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gerhorst Büchel ins Visier russischer Interkontinentalraketen genommen werde. 
Nicht nur, daß die Verfügungsgewalt deutscher Militärs über Atomwaffen - auch wenn es US-
amerikanische sind - einen Bruch des Atomwaffensperrvertrages darstellt, der Vorgang ver-
letzt auch das nationale Verfassungsrecht. Der Grundgesetzartikel 26 verbietet die Vorberei-
tung eines Angriffskrieges, und das Ausführungsgesetz zu diesem Artikel bestimmt in seinem 
Paragraphen 17, daß es verboten ist, Atomwaffen "einzuführen, auszuführen, durch das Bun-
desgebiet durchzuführen oder sonst in das Bundesgebiet oder aus dem Bundesgebiet zu 
verbringen oder sonst die tatsächliche Gewalt über sie auszuüben".<< 
Die "Neue Rheinische Zeitung-ONLINE" veröffentlichte am 27. April 2016 ein Interview mit 
dem deutschen Dramatiker Rolf Hochhuth: >>Krieg und Frieden 
Zum Erscheinen des Buches "Ausstieg aus der NATO - oder Finis Germaniae" 
"Wir Deutschen, willenlose Satelliten des Pentagons" 
Am 31. März 2016 ist ein ungewöhnliches Buch erschienen. Autor ist Rolf Hochhuth. Es trägt 
den Titel: "Ausstieg aus der NATO - oder Finis Germaniae". Anläßlich dieses Ereignisses hat 
Armin Siegert für die russische Nachrichtenagentur Sputnik mit Rolf Hochhuth gesprochen. 
Sputnik leitet das Interview wie folgt ein: "Rolf Hochhuth, der wohl bekannteste Dramatiker 
Deutschlands, der vor kurzem seinen 85. Geburtstag feierte, ist bis heute angriffslustig und 
streitbar. Sein neuestes Buch nennt sich 'Ausstieg aus der Nato oder Finis Germaniae', also 
das Ende Deutschlands. Sputnik hat den Autor gefragt, was er damit meint." 
"Wir sind keine souveräne Macht" - "Wir sind Entmün digte" 
Herr Hochhuth, Sie nennen Ihr Buch "Ausstieg aus der Nato oder Finis Germaniae". Was 
meinen Sie damit?  
Ich meine damit, daß die Amerikaner sehr bald ihren geplanten Krieg gegen Rußland anfan-
gen und wir Deutschen dann vernichtet werden - als stärkstes europäisches Kontingent der 
Nato, als willenloser Satellit des Pentagons. Ich habe ein ganzes Buch geschrieben, um das zu 
belegen. 
Daß ich nicht in Panik rede, sondern aufgrund von Fakten panisch bin, möchte ich an folgen-
den Beispielen zeigen. Warum führt die Nato einhundert Meter, nicht Kilometer, vor der rus-
sischen Grenze, in Narwa, Estland eine Militärparade durch? Frau Merkel hat immerhin noch 
eine Teilnahme Deutschlands daran verboten. Dies ist ihr aber schon nicht mehr geglückt bei 
einem Flottenmanöver der Nato vor der Krim. Warum machen die ihre Manöver nicht zum 
Beispiel in Gibraltar? 
Mein Hauptzeuge ist Altbundeskanzler Helmut Schmidt, der vierzehn Tage vor seinem Tode 
mit höchster Beunruhigung gesagt hat, hört endlich mit dem Unfug der Sanktionen auf. Auch 
Frau Merkel will das natürlich nicht. Aber wir sind Entmündigte. Das Kabinett hat einen ehr-
lichen Menschen, den Minister Schäuble, der fatalistisch gesagt hat: "Wir müssen uns eben 
daran gewöhnen, wir sind keine souveräne Macht." 
"Die USA werden regiert von der Rüstungsindustrie" 
Die amerikanischen Alliierten haben am Ende des Zweiten Weltkrieges Ihre Heimatstadt be-
freit, sie haben die Genesung der BRD durch den Marshallplan erlebt. Woher kommt Ihr Sin-
neswandel, sich jetzt gegen den alten Freund, die USA, auszusprechen? 
Sie waren eine unglaublich große Nation. Sie haben den Westen Europas befreit, was die Eng-
länder allein nicht hingekriegt hätten. Aber ein Land verändert sich in 75 Jahren. Der Einzelne 
bleibt ja auch nicht immer gleich. Es sind jetzt andere Leute in Amerika an der Macht, die das 
vollkommen Wahnsinnige tun, obwohl kein Gegner in Sicht ist. Sie müssen sich immer erst 
einen suchen jenseits der Weltmeere, im Bewußtsein dessen, daß bei ihnen seit 150 Jahren 
keine Fensterscheibe kaputt gegangen ist durch Kriege. Und trotzdem geben sie 51 Prozent 
ihres Gesamtbudgets ins Militär! Zum Vergleich, Bismarck hat während seiner drei Kriege 
niemals mehr als 25 Prozent des Etats ins Militär gesteckt. Wozu also dieser ungeheure mili-
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tärische Aufbau? Antwort: Sie werden regiert von der Rüstungsindustrie, die sonst mit einer 
Steigerung der Arbeitslosenzahl droht. 
"Wir sind verrückt geworden" 
Es ist im Moment nicht gerade populär, Verständnis für Rußland zu zeigen. Warum haben Sie 
Verständnis? 
Uns steht Zurückhaltung gegenüber Rußland besser an, als jedem anderen. Und es ist meine 
Befürchtung, daß wir nichts als die nützlichen Idioten, das Kanonenfutter für die amerikani-
sche Rüstungsindustrie, die den Krieg braucht, sein werden. 
Putin wird ja auch dauernd betrogen. So schrieb Theo Sommer in der ZEIT, Rußland gesteht 
dem Baltikum zu, sich der EU anzuschließen, und das Baltikum geht in die Nato! Warum tut 
es das? Wir sind verrückt geworden. 
Sie hatten bereits vergangenes Jahr einen offenen Brief an Frau Merkel und Herrn Gauck ge-
schrieben zum Thema Nato. Haben Sie je eine Antwort bekommen? 
Von Gauck habe ich eine sehr ausweichende Antwort bekommen. Frau Merkel hat selbstver-
ständlich nicht geantwortet. 
"In Deutschland herrscht das Gesetz der Einheitspresse" 
Beim Thema Rußland gibt es auch diese merkwürdige Diskrepanz zwischen dem, was Politik 
und Medien kolportieren, und dem, was das Volk denkt sozusagen. Ist Ihnen das auch aufge-
fallen? 
In Deutschland herrscht das Gesetz der Einheitspresse. Wir haben die verächtlichste Medien-
landschaft Europas. 
Und in der Politik lehnt der Bundestag die Volksabstimmung ab, die die freie Schweiz seit 
170 Jahren hat. Wir sind die geborenen Untertanen und Mitläufer, wie sie Heinrich Mann und 
nicht nur er gezeichnet haben. 
Herr Lammert, der Vorsitzende des Bundestages, hat mir dazu in einem Briefwechsel ge-
schrieben, das Volk kann komplizierte Fragen ja gar nicht beurteilen. Woher weiß er das? Hat 
er noch nie von Wilhelm Busch gehört, von seiner Maxime: Wer zusieht, sieht mehr, als wer 
mitspielt? 
Wir sind politisch sehr unintelligent. Wir hatten einige große Männer wie Bismarck, dessen 
oberstes Gesetz zu allen Zeiten die Pflege guter Beziehungen zu Rußland war. Vier Zaren wa-
ren mit deutschen Fürstinnen verheiratet. Bismarck wußte, warum. So schrieb Bismarck auch 
an König Wilhelm, nie einen Krieg mit Rußland anzufangen, weil das Reich selbst im un-
wahrscheinlichen Falle eines kurzzeitigen Gelingens, einen Krieg mit Rußland niemals hinter 
sich, sondern immer nur vor sich haben könnte. 
So auch bei Hitler, der nach dem größten Siegeszug der Weltgeschichte, die sechs Wochen, in 
denen er Frankreich überrannt hat, was die Welt schockierte, ich hab das ja selbst erlebt, ich 
war damals 12 Jahre alt, völlig den Verstand verlor, als er über seinen getreuen Rohstoffliefe-
ranten Stalin hergefallen ist. 
Und jetzt sind wir wieder soweit. Zwar nicht, um über sie herzufallen und uns sicher auch 
nicht so ohne weiteres von den Amerikanern vorschicken zu lassen, aber sie machen uns zum 
potentiellen Kriegsschauplatz. 
"Das ist eine verabredete Stillschweigerbande" 
Herr Hochhuth, es wurde noch nie so viel geschrieben wie heute. Wie schwierig ist es heute, 
gehört zu werden? 
Was ich Ihnen gerade gesagt habe, würde selbstverständlich keine deutsche Zeitung drucken. 
Das ist eine verabredete Stillschweigerbande. Das verachte ich. 
Die BRD ist ein ekelhaftes Staatsgebilde. Ihre wahre Übersetzung heißt "Banker- und Banau-
senrepublik Deutschland", mit einer durchaus unfreien Presse, denn unsere Journalisten zen-
sieren sich selbst.<< 
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Der neueste Geheimdienstskandal wirft fundamentale Fragen nach dem Wesen dieser Repu-
blik auf. Gibt es die "Kanzlerakte" doch? 
Das Licht, welches die neuesten Enthüllungen zur Kungelei zwischen dem deutschen Bundes-
nachrichtendienst BND und US-Geheimdiensten auf die Bundesrepublik wirft, ist katastro-
phal. Die Republik erscheint wie ein jämmerlicher Vasallenstaat, dessen ferngesteuerte Füh-
rung im Auftrag einer fremden Macht gegen die Interessen des eigenen Landes und Volkes 
agiert.  
Kanzlerin Merkel und ihre Entourage werden einiges aufbieten müssen, um dieses verheeren-
de Bild zu korrigieren. Billige Ausflüchte wie beim letzten Durchlauf der immer wieder auf-
flammenden BND-NSA-Affäre darf man ihr nicht mehr durchgehen lassen. 
Der BND hat also zigtausende Informationen an die US-Dienste gegeben und den Amerika-
nern dabei, wie es aussieht, sogar bei der Industriespionage gegen deutsche und europäische 
Unternehmen geholfen. Prominentestes Opfer sei Airbus. Das Kanzleramt wußte davon seit 
spätestens 2010 und unternahm nichts. 
Als Argument für die Beihilfe, die wie ruchloser Verrat aussieht, wird angeführt: Man benöti-
ge im Gegenzug brisante US-Informationen, etwa zum islamischen Terror. Ohne die Gaben 
der US-Agenten sei man hier "blind und taub", was Deutschlands Sicherheit gefährde. Dafür 
verlangten die Amerikaner billigerweise entsprechend wertvolle Gegenleistungen. 
Diese Begründung für den Vasallendienst ist mehr als fadenscheinig. … 
Was bedeutet "taub und blind" überhaupt? In Berlin wird dem BND gerade ein gigantischer, 
milliardenteurer Gebäudekomplex hingestellt, 6.500 Mitarbeiter tun beim BND Dienst, sie 
verschlingen einen Jahresetat von mehr als 600 Millionen Euro. Wenn dabei nur Blindheit 
und Taubheit herauskommen, ist die Frage zwingend, was dort eigentlich getrieben wird. 
Der frühere CDU-Außenpolitiker Willy Wimmer warnt, der Vorfall sei Nahrung für das Ge-
rücht über eine angebliche "Kanzlerakte", nach der jeder Bundeskanzler seit 1949 der USA 
die Treue schwören müsse, bevor er ins Amt gelange. Wenn Merkel sich erneut herauszuwin-
den versucht, sind solche Gerüchte kein Wunder. Mit den Ausflüchten muß endlich Schluß 
sein.<< 
Nach über 100 Jahren der Entmündigung, der politischen Unterdrückung, der wirtschaftlichen 
Ausbeutung und der ideologischen Umerziehung wird es allmählich Zeit, dem deutschen Volk 
das Recht auf Selbstbestimmung zurückzugeben. Vorübergehende Einschränkungen der Sou-
veränität sind gemäß Haager Landkriegsordnung legal. Die dauernde Einschränkung der Sou-
veränität ist jedoch völkerrechtlich verboten.  
Die Deutschen haben wie alle Völker das Recht, in Frieden und Freiheit sowie ohne Vor-
mundschaft zu leben, deshalb sind die bis zum heutigen Tag fortgeltenden geheimen Befu-
gnisse und Vorbehaltsrechte der Alliierten bzw. die bisherige Vormundschaft oder die Ge-
brechlichkeitspflegschaft umgehend zu beenden. 
Die UN-Sozialcharta über das Selbstbestimmungsrecht der Völker lautet z.B. wie folgt 
(x870/...): >>… Artikel 1 
(1) Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden sie 
frei über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Entwicklung. 
(2) Alle Völker können für ihre eigenen Zwecke frei über ihre natürlichen Reichtümer und 
Mittel verfügen, unbeschadet aller Verpflichtungen, die aus der internationalen wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit auf der Grundlage des gegenseitigen Wohles sowie aus dem Völker-
recht erwachsen. In keinem Fall darf ein Volk seiner eigenen Existenzmittel beraubt werden. 
(3) Die Vertragsstaaten, einschließlich der Staaten, die für die Verwaltung von Gebieten ohne 
Selbstregierung und von Treuhandgebieten verantwortlich sind, haben entsprechend der Char-
ta der Vereinten Nationen die Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestimmung zu fördern 
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und dieses Recht zu achten.<< 
Innen- und Außenpolitik 
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag wurde zwar ausdrücklich die offizielle Souveränität der Bun-
desrepublik Deutschland verkündet, aber das neue Verwaltungskonstrukt - BRD und DDR = 
BRD - übernahm gemäß "Zwei-Plus-Vier-Vertrag" wesentliche Teile des Überleitungsvertra-
ges von 1954, so daß die politischen und wirtschaftlichen Selbstbestimmungsrechte der Deut-
schen weiterhin erheblich eingeschränkt blieben. Aufgrund der eingeschränkten Selbstbe-
stimmung führten die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland weiterhin alle Vorgaben 
des US-Imperiums gewissenhaft und widerstandslos aus.  
Nach der sogenannten Wiedervereinigung wurde die öffentliche Meinungsfreiheit im 
vermeintlich "Vereinigten Deutschland" allmählich systematisch nach dem "erfolgreichen 
DDR-Vorbild" ausgerichtet bzw. gleichgeschaltet.  
Staatsangehörigkeit 
Für die Staatsangehörigkeit der Deutschen gibt es im Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland keinen speziellen Artikel. 
Im Artikel 25 des deutschen Grundgesetzes werden die deutschen Staatsangehörigen lediglich 
als Bewohner bezeichnet. 
Ostdeutschland 
Die Regierung der BRD bemühte sich während der Vereinigung Mittel- und Westdeutsch-
lands im Jahre 1990 nie um die Aufrechterhaltung eines nationalen Besitzstandes der pol-
nisch-sowjetisch besetzten deutschen Ostgebiete. 
Die Bundesrepublik Deutschland trat mit dem deutsch-polnischen "Grenzanerkennungsver-
trag" vom 14. November 1990 die deutschen Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße Gebiete 
eigenmächtig ab, obwohl sie weder staats- noch völkerrechtlich verfügungsberechtigt war, da 
die Territorialgewalt über Ostdeutschland nach wie vor allein das Deutsche Reich ausübte.  
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag von 1990 wurde das Heimat- und Selbstbestimmungsrecht der 
vertriebenen Ostdeutschen kurzerhand komplett ausgeblendet. Der "Verzicht" auf Teile des 
fortbestehenden Deutschen Reiches - Ostdeutschland bzw. deutsche Ostgebiete jenseits von 
Oder und Neiße - war gemäß Artikel 25 Grundgesetz völkerrechtswidrig und deshalb ungültig 
und nichtig.  
Der Verzicht auf die deutschen Ostgebiete war gemäß Artikel 25 des deutschen Grundgeset-
zes (Stand: Januar 2018) zweifelsfrei völkerrechtswidrig (x890/...): >>Artikel 25 
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den 
Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesge-
bietes.<< 
Der Verzicht auf die deutschen Ostgebiete bedeutete letzten Endes den Verlust von 114.648 
Quadratkilometern bzw. 24,4 % des deutschen Staatsgebietes in den Grenzen von 1937. Die-
ser Verzicht verstieß eindeutig gegen die allgemeinen Regeln des Völkerrechts.  
Bei der Vertreibung von etwa 14 Millionen Deutschen aus den Gebieten Ost-Mitteleuropas, 
wobei mindestens 2 Millionen ihr Leben verloren, handelte es sich zweifelsfrei um Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit, deshalb bedeutete die Anerkennung dieser gewaltsam festge-
setzten Grenzen indirekt die Billigung von völkerrechtswidrigen Vertreibungen, legalisierte 
kollektive Schuldzuweisungen sowie kollektive Bestrafungen und befürwortete Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit.  
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 23. April 1994 über den Abschied des 
BdV-Präsidenten Herbert Czaja (1914-1997): >>Die Ostgrenzen will er nicht akzeptieren 
... Dem Bund der Vertriebenen (BdV) steht ein Richtungswechsel bevor. Nach 24jähriger 
Amtszeit als Präsident des Verbandes stellt sich Herbert Czaja, der sich stets rigoros gegen die 
Anerkennung der deutschen Ostgrenzen ausgesprochen hat, heute bei der Bundesversamm-
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lung der Vertriebenen in Berlin nicht wieder zur Wahl. ... 
... "Um Ungewißheiten der Zukunft des Verbandes entgegenzuwirken, habe ich bei der Wahl 
1992 das Schiff noch nicht verlassen", sagte der Präsident rückblickend. Er habe befürchtet, 
daß sich der BdV zu einer "kulturellen Traditionsvereinigung" verändere und in der Deutsch-
land- und Ostpolitik künftig keine eigenen Akzente mehr setze. Czaja, der immer eine funda-
mentalistische Politik betrieben hatte, akzeptierte es nicht, daß sich in den eigenen Reihen ein 
Lager bildete, das gewillt war, die politischen Realitäten anzuerkennen und von dieser Basis 
aus in die Zukunft zu schauen. 
Von den Verträgen, die geschlossen worden sind, will der 79jährige am liebsten nichts hören. 
"Der Grenzbestätigungsvertrag, der Nachbarschaftsvertrag mit Polen und der Zwei-plus-Vier-
Vertrag sind staats- und völkerrechtlich nicht verbindlich." ... Der gebürtige Oberschlesier, der 
seit 1946 in Baden-Württemberg lebt und von 1953 bis 1990 dem Bundestag angehört hat, 
hält strikt an seinen Überzeugungen fest. Die Vereinigung der beiden deutschen Staaten hält 
er "nicht für den Schlußpunkt der deutschen Geschichte". 
Die Frage der Ostprovinzen sei durch die Einheit Deutschlands noch nicht geklärt. ... In der 
Grenzfrage, die seiner Meinung nach wie vor ungeklärt ist, setzt Czaja auf die Zeit. "Man 
kann der Geschichte nicht vorgreifen, aber es muß nicht immer so bleiben, daß dieses Land 
das kleinste Deutschland seit 1.000 Jahren bleibt. ..." 
Die deutsche Einheit und die damit verbundenen Verträge haben unter den Vertriebenen für 
eine Auseinandersetzung über die Anerkennung der deutschen Ostgrenzen gesorgt. Zugleich 
haben sie dem BdV einen gewissen Aufwind gegeben. Während in den alten Bundesländern 
die Mitgliederzahlen seit Jahren stagnieren, nahm der Verband um 200.000 Mitglieder aus 
den neuen Bundesländern zu, davon allein 100.000 aus Thüringen, wie BdV-Sprecher Walter 
Stratmann mitteilt. Er sorgt sich deshalb nicht, daß der BdV als Interessenvertreter der Ver-
triebenen eines Tages seine Funktion und Daseinsberechtigung verlieren könnte.  
"Das Thema Vertreibung wurde 40 Jahre lang in der DDR totgeschwiegen, deshalb ist der 
Nachholbedarf bei vielen Betroffenen und Enkeln groß, sich mit ihrer Geschichte auseinan-
derzusetzen." Interessiert seien, berichtet Stratmann, besonders junge Menschen, die auf der 
Suche nach den eigenen Wurzeln die neue politische Situation in den östlichen Nachbarstaa-
ten nutzten, um die Heimat ihrer Eltern und Großeltern etwa in Schlesien oder Pommern zu 
besuchen. 
... Der Verband, der sich nicht nur um die Vertriebenen und Aussiedler im Lande kümmert, 
will sich auch für Minderheitenrechte der Volksdeutschen in den ehemaligen deutschen Ost-
gebieten stark machen. ... "Vordringlich ist es zur Zeit, den Minderheiten zu helfen - aber die 
Grenzfrage", betont Stratmann, "ist nach wie vor nicht vom Tisch."<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 3. Juni 2000 über die Oder-Neiße-
Linie (x887/...): >>Die Karriere des Görlitzer Abkommens über die "Oder-Neiße-
Friedensgrenze" 
… Bereits vor dem Fall der Mauer verkündete Außenminister Genscher am 27. September 
1989 vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen, das polnische Volk solle wissen, "daß 
sein Recht, in sicheren Grenzen zu leben, von uns Deutschen weder jetzt noch in Zukunft 
durch Gebietsansprüche in Frage gestellt wird". Eine entsprechende Bundestagserklärung 
folgte bald darauf.  
In seiner Regierungserklärung vom 21. Juni 1990 kündigte Bundeskanzler Kohl an, daß das 
wiedervereinigte Deutschland die "Grenze Polens zu Deutschland, so wie sie heute verläuft" 
völkerrechtlich anerkennen werde: "Entweder wir bestätigen die bestehende Grenze oder wir 
verspielen unsere Chance zur deutschen Einheit." …<< 
Die deutsche Autorin Eva Herman schrieb am 28. April 2017 in der Wochenzeitung "Preußi-
sche Allgemeine Zeitung" (x887/...): >>"Deutschland sollte kein besetztes Land mehr 
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sein" 
Ein erstaunliches Interview wurde vor wenigen Tagen von dem Internet-Sender Querden-
ken.TV veröffentlicht. Michael Friedrich Vogt, Publizist und ehemaliger Honorarprofessor für 
Journalistik an der Universität Leipzig, hatte Mitte April 2017 in Moskau den stellvertreten-
den Vorsitzenden der russischen Duma, Wladimir Wolfowitsch Schirinowski, getroffen. … 
Vogt fügt in der Ankündigung des Interviews eine Aussage des offiziellen Russischdolmet-
schers Ernst Nagorny aus dessen Nachlaß an: "Als Gorbatschow 1990 in Dresden gefragt 
wurde, ob im Zusammenhang mit einer Vereinigung Mitteldeutschlands mit der BRD auch 
eine Angliederung der deutschen Ostgebiete in Aussicht genommen sei, war Gorbatschows 
Antwort:  
"Ja, das wollte ich. Wir hatten die Universität in Moskau beauftragt, Pläne für die Wiederver-
einigung von Deutschland mit seinen polnisch besetzten Teilen auszuarbeiten. Aber bei den 2-
plus-4-Verhandlungen mußte ich zu meinem Erstaunen feststellen, daß Bundeskanzler Kohl 
und sein Außenminister Genscher die deutschen Ostgebiete Ostpreußen, Pommern und Schle-
sien gar nicht wollten. Die Polen wären bereit gewesen, die deutschen Provinzen Deutschland 
zurückzugeben. Aber der deutsche Außenminister Genscher hat die polnische Regierung in 
Warschau bekniet, an der Oder-Neiße-Linie festzuhalten. 'Die Deutschen akzeptieren diese 
Grenze', waren seine Worte. Nur die DDR sollte angegliedert werden." …<< 
Bedeutende Leistungen 
Nach den ersten Wahlerfolgen der "Grünen", die vor allem die wachsende Umweltzerstörung 
bekämpfen wollten, schlossen sich sofort zahlreiche gescheiterte, aber kampferprobte linksra-
dikale Akteure (Spontis und Marxisten) der 68er Bewegung (Josef Fischer, Jürgen Trittin, 
Daniel Cohn-Bendit, Thomas Ebermann, Hubert Kleinert, Rezzo Schlauch, Hans-Christian 
Ströbele, Otto Schily und viele andere Linksradikale) dieser sanften Umweltpartei der selbst-
ernannten Weltverbesserer an und verdrängten anschließend relativ schnell und problemlos 
die kampfunerfahrenen, naiven Parteigründer sowie die weltfremde Parteiführung der "Grü-
nen" aus allen wichtigen Führungspositionen der Partei. 
Die als "Grüne" getarnte linksradikale Bewegung setzte danach in den folgenden Jahrzehnten 
konsequent die sozialistische Leitideologie der "Frankfurter Schule" um. Im Verlauf der sy-
stematischen Umerziehung bzw. Gehirnwäsche wurden vor allem die traditionellen deutschen 
Werte und Tugenden (Anstand, Fleiß, Ehrlichkeit, Großzügigkeit, Ordnung, Pünktlichkeit, 
Toleranz etc.) der bundesdeutschen "Gesellschaft" allmählich auf den Kopf gestellt, verhöhnt, 
lächerlich gemacht und letzten Endes zerstört. Die Vor- und Kriegsgeneration der Deutschen 
wurden pauschal als NS-Verbrecher eingestuft und ihre gigantische Wiederaufbauarbeit blen-
deten die "Grünen" kurzerhand aus. 
Nach der sog. "Wiedervereinigung" im Jahre 1990 etablierten die fanatischen Schüler der 
kommunistischen "Frankfurter Schule" und die schon bald mit ihnen verbündeten erstklassig 
geschulten SED-Kader in der Bundesrepublik Deutschland allmählich eine linksradikale Be-
wegung der selbsternannten Gutmenschen.  
Der staatlich geförderte Glaubensverfall unterstützte den dramatischen Niedergang der 
christlichen Werteordnungen, der "guten Sitten" sowie der alten "moralischen Werte" und 
unterstützte die Herrschaft der religiösen Öko-Hysteriker und falschen Klimapropheten. Die 
evangelische und die katholische Kirche unterwarfen sich später fast widerstandslos der 
totalitären Gender-Ideologie und gehören gegenwärtig nicht selten zu den Verteidigern der 
von den selbsternannten Gutmenschen eingeleiteten Destabilisierungsmaßnahmen.  
Die linksradikalen Gutmenschen und die Massenmedien setzten danach unentwegt Rechtferti-
gungsgründe wie z.B. Brüderlichkeit, Einigkeit, Freiheit, soziale Gerechtigkeit, Demokratie, 
Antifaschismus, Rassismus usw. ein, um die politischen Gegner auszuschalten, den Wirt-
schaftsstandort Bundesrepublik Deutschland systematisch zu schwächen und die Illusion eines 
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funktionierenden demokratischen Rechtsstaates zu vermitteln. 
Herausragende Politiker 
Fehlanzeige! 
Gehorsamer Erfüllungsgehilfe und williger Handlanger der Neuen Weltordnung: Hel-
mut Kohl 

Abb. 88 (x315/160): Francois Mitterand und Helmut Kohl (rechts) reichen sich am 22. Sep-
tember 1984 über den Gräbern von Verdun die Hand. 
Helmut Kohl (1930-2017, deutscher CDU-Politiker, 1969-1976 Ministerpräsident in Rhein-
land-Pfalz, 1976-2002 Mitglied des Bundestages, 1973-1998 Bundesvorsitzender der CDU, 
1982-1998 Bundeskanzler, setzte sich 1989/90 für die zügige Verwirklichung der Vereinigung 
Mittel- und Westdeutschlands ein: lehnte eigenmächtig die angebotene Rückgabe Ostdeutsch-
lands ab und akzeptierte die französische Forderung, die deutsche DM-Währung abzuschaf-
fen, erhielt 1996 die Goldmedaille der jüdischen Freimaurerloge B'nai B'rith, 1999/2000 Mit-
telpunkt einer Finanz- und Parteispendenaffäre, im Februar 2001 wurde ein Ermittlungsver-
fahren wegen "geringer Schuld" gegen Zahlung einer Geldbuße in Höhe von 300.000 DM 
eingestellt). 
Helmut Kohl förderte während seiner Kanzlerschaft (ab 1982) frühzeitig die Bildung eines 
EU-Einheitsstaates und damit die Abschaffung des deutschen Nationalstaates. Am 19. Juni 
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1983 beschlossen die Staats- und Regierungschefs der zehn EG-Mitgliedstaaten, eine Euro-
päische Union zu gründen. In Maastricht schloß man am 11. Dezember 1991 einen Vertrag 
über den politischen, wirtschaftlichen und sozialen Ausbau zur Europäischen Union mit einer 
einheitlichen stabilen Währung. Für Bundeskanzler Helmut Kohl war der Maastricht-Vertrag 
angeblich eine Entscheidung über Krieg oder Frieden im nächsten Jahrhundert. 
Der Maastrichter Vertrag trat am 1. November 1993 in Kraft. Dieses völkerrechtlich bindende 
Abkommen leitete die bisher weitreichendste Reform der Europäischen Union ein. Danach 
begann allmählich die Übertragung von deutschen Souveränitätsrechten an die Europäische 
Union (EU) nach Brüssel. Die staatlichen Kompetenzen der Nationalstaaten wurden 
systematisch reduziert, um die Nationalstaaten abzuschaffen und die Europäische Union in 
einen zentralistischen Bundesstaat nach dem Vorbild der ehemaligen UdSSR umzuwandeln. 
Großbritannien widersetzte sich damals energisch den EU-Plänen, einen föderalen europäi-
schen Bundesstaat zu errichten.  
Bundeskanzler Kohl lehnte während der sogenannten "Zwei-plus-Vier-Verhandlungen" im 
Jahre 1990 eigenmächtig die angebotene Rückgabe Ostdeutschlands ab. Da der französische 
Ministerpräsident Mitterrand für seine Zustimmung zur Vereinigung Mittel- und West-
deutschlands die Einführung des Euros und die Einbindung Deutschlands in einen europäi-
schen Währungsverbund verlangte, opferte Bundeskanzler Helmut Kohl angeblich zur Wah-
rung nationaler Interessen im Jahre 1990 wesentliche Teile der mühsam erreichten deutschen 
Teil-Souveränität. 
Bundeskanzler Kohl und der französische Ministerpräsident Mitterrand bildeten später den 
sogenannten "deutsch-französischen Motor" innerhalb der EU und setzten die Einführung ei-
ner gemeinsamen Währung durch, die schließlich 1991 im Maastricht-Vertrag beschlossen 
wurde. Der Europäische Rat bestätigte am 15./16. Dezember 1995 in Madrid die Einführung 
der einheitlichen Währung "Euro" zum 1. Januar 1999. Der Euro konnte bis 2002 nur im bar-
geldlosen Zahlungsverkehr genutzt werden. Die auf nationale Währung lautenden Scheine und 
Münzen blieben bis 2002 im Umlauf. 
Im Verlauf der Privatisierung von mitteldeutschen Staatsunternehmen verdichteten sich seit 
1999 die Hinweise, daß Bundeskanzler Kohl u.a. dem Investorenkonsortium von Elf-Aqui-
taine und Thyssen unzulässig hohe Subventionen gewährt hätte. "Die Zeit" erklärte damals 
zum Beispiel, es seien über die Liechtensteiner Firma Noblepac beim Verkauf der mitteldeut-
schen Leuna-Raffinerie an den französischen Ölkonzern "Elf-Aquitaine" rund 75 Millionen 
Mark an "deutsche Parteien" geflossen. Der französische Ministerpräsident Mitterrand soll 
demnach persönlich angeordnet haben, der CDU über den Ölkonzern Elf Aquitaine Geld zu-
kommen zu lassen - die Rede war von 30 Millionen Mark CDU-Wahlkampfhilfe "für Euro-
pa". 
Bundeskanzler Kohl, der damals auch CDU-Parteichef war, verfügte jahrelang über diverse 
"Schwarze Kassen", um in allen CDU-Landesverbänden "unbürokratisch" zu helfen. 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 24. April 1999: >>"Staatsmann des 
Jahrzehnts"  
Im Beisein von Staats- und Regierungschefs aus Mittel- und Osteuropa ist der ehemalige 
Bundeskanzler Helmut Kohl in New York als "Staatsmann des Jahrzehnts" geehrt worden. ...  
Der frühere US-Außenminister Henry Kissinger sagte, Kohl sei "die treibende Kraft der Eini-
gung Europas" gewesen. ...  
Dies war nicht die erste US-Ehrung für Kohl in dieser Woche: Präsident Bill Clinton hatte ihn 
zuvor mit der Freiheitsmedaille ausgezeichnet und ihm in Anspielung auf John F. Kennedys 
berühmtes Wort: "Ich bin ein Berliner" bescheinigt: "Du bist ein Amerikaner."<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 8. Januar 2000 über den deutschen 
CDU-Politiker Helmut Kohl, von 1982-1998 deutscher Bundeskanzler (x887/...): >>Der 
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Sumpf wird immer tiefer 
Elf-Aquitaine, Panzer, Parteispenden: Wer blickt da noch durch? 
Die Parteispenden-Affäre wird immer unübersichtlicher. Inzwischen droht die Diskussion in 
Einzelheiten zu versickern. Immer weniger wird darüber gesprochen, worum es eigentlich 
geht: um das "System Kohl" und seine Finanzierung. 
Der damalige CDU-Parteichef hatte jahrelang "Schwarze Kassen" angelegt. War in irgendei-
nem CDU-Landesverband Not am Mann, dann konnte "unbürokratisch", wie es so schön hieß, 
geholfen werden. … 
In diesem Zusammenhang weisen Beobachter immer wieder auf die Leuna-Affäre hin. Hier 
hatte der per Haftbefehl gesuchte französische Geschäftsmann André Guelfi laut "Die Zeit" 
erklärt, es seien über seine Liechtensteiner Firma Noblepac beim Verkauf der mitteldeutschen 
Leuna-Raffinerie an den französischen Ölkonzern "Elf-Aquitaine" rund 75 Millionen Mark an 
"deutsche Parteien" geflossen. Inzwischen verdichten sich Hinweise, daß die Regierung Kohl 
dem Investorenkonsortium von Elf-Aquitaine und Thyssen unzulässig hohe Subventionen 
versprochen hat. …<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 26. Januar 2000: >>Eine Europa-
Verbindung in ganz neuem Licht 
Selbst Francois Mitterands Widerstand gegen die deutsche Vereinigung konnte seine Freund-
schaft zu Helmut Kohl nicht trüben. Die beiden Politiker, die 14 beziehungsweise 16 Jahre an 
der Spitze ihres jeweiligen Landes standen, verband eine enge Beziehung. Ging die Freund-
schaft so weit, daß der damalige französische Staatspräsident Kohl 1994 seine Wiederwahl 
zum Kanzler sichern wollte? Entsprechende Berichte der ARD und France 2 machen in 
Frankreich Schlagzeilen. Offiziell allerdings heißt es in Paris:  
Kein Kommentar. 
Den beiden Fernsehanstalten zufolge soll Mitterand persönlich angeordnet haben, der CDU 
über den Ölkonzern Elf Aquitaine Geld zukommen zu lassen - die Rede ist von 30 Millionen 
Mark. Ein Vertrauter des 1996 gestorbenen ehemaligen Präsidenten wird mit den Worten zi-
tiert, es habe sich dabei ausdrücklich um CDU-Wahlkampfhilfe gehandelt, "für Europa".  
Tatsächlich zogen Kohl und Mitterand vor allem, wenn es um europäische Fragen ging, an 
einem Strang. Sie bildeten den sogenannten "deutsch-französischen Motor" innerhalb der EU 
und lancierten die Einführung einer gemeinsamen Währung, die schließlich 1991 im Maa-
stricht-Vertrag beschlossen wurde. ... 
Aus Pariser Justizkreisen verlautete, bislang gebe es keinerlei Hinweise auf verdeckte Wahl-
kampfhilfe für die CDU via Elf-Aquitaine. Der frühere staatliche Ölkonzern ist in diverse 
Korruptionsskandale verwickelt; es wurden bereits mehrere Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Die beiden für das Elf-Dossier zuständigen Untersuchungsrichterinnen Eva Joly und Laurence 
Vichnievsky beschäftigen sich seit 1997 auch mit dem Leuna-Geschäft - in diesem Zusam-
menhang soll das Geld an die CDU weitergeleitet worden sein. ...<< 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete im Juni 2013 über 
den EURO (x878/...): >>Der EURO: eine deutsch-französische Affäre? 
... Der EURO - eine französisch-deutsche Entscheidung 
… Man mag darüber streiten, wie die Verhandlungen um die Einheitswährung im Zusam-
menhang mit der Wiederherstellung der deutschen Einheit 1989/1990 im Einzelnen zu werten 
sind. Im Kern mußte die D-Mark für die deutsche Einheit geopfert werden … Frankreichs Prä-
sident Mitterrand stimmte der deutschen Einheit zögernd zu, nachdem Bundeskanzler Helmut 
Kohl die Einführung der europäischen Einheitswährung zugesichert hatte.  
Die Entscheidung für den EURO war eine deutsch-französische Übereinkunft. Mitterrand 
nutzte den Status Frankreichs als ehemalige Siegermacht, um die gemeinsame Währung 
durchzusetzen. Die offiziell verkaufte Version hieß freilich, daß Frankreich aus Freundschaft 
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der deutschen Einheit zugestimmt habe - was allerdings naiv wäre und auch nicht stimmt. … 
Frankreich hat den EURO durchgesetzt.  
Präsident Mitterrand verfolgte damit mehrere Ziele: die Verhinderung einer vom wiederverei-
nigten Deutschland erreichbaren währungspolitischen Dominanz in Europa mittels der Bun-
desbank; gewichtige Mitsprache Frankreichs in währungspolitischen Fragen Europas, d.h. 
Brechung des Entscheidungsmonopols der Bundesbank im alleinigen oder zumindest vorran-
gig deutschen Interesse; Abschaffung der Bundesbank als Kern und Symbol wiedergewonne-
ner deutscher Souveränität.  
Das war der Preis für die Zustimmung zur Wiedervereinigung und dem damit verbundenen 
Machtzuwachs Deutschlands. Mitterrand war wichtig, Deutschland auch währungspolitisch 
"einzuhegen". Dem französischen Staatsdenken entsprach zudem die Unterwerfung der Wäh-
rungspolitik unter den Willen der politischen Führung. …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 25. Mai 2014 über den deutschen 
CDU-Politiker Helmut Kohl, von 1982-1998 Bundeskanzler: >>… Dem "großen Europäer" 
Helmut Kohl hielt Frederick Forsyth 1997 vor, er habe in einer Rede vor Studenten erklärt, 
den Deutschen sei nicht zu trauen, weshalb die "europäischen Freunde" sie fesseln und wirt-
schaftlich anbinden sollten, damit sie sich nie wieder losreißen und einen europäischen Krieg 
anzetteln könnten. …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 21. Oktober 2016: >>Deutschland 
läßt sich aussaugen  
Schlimmer als Versailles: Was in der Nachkriegszeit noch Zwang war, geschieht heute frei-
willig - wir sind Goldesel und Zahlmeister für andere 
… Die D-Mark aufzugeben und die deutsche Bundesbank zu entmachten bezeichnet Bandulet 
als "größten Fehler der deutschen Nachkriegsgeschichte". …<< 
Die deutsche Autorin Eva Herman schrieb am 28. April 2017 in der Wochenzeitung "Preußi-
sche Allgemeine Zeitung" (x887/...): >>"Deutschland sollte kein besetztes Land mehr 
sein" 
… "Als Gorbatschow 1990 in Dresden gefragt wurde, ob im Zusammenhang mit einer Verei-
nigung Mitteldeutschlands mit der BRD auch eine Angliederung der deutschen Ostgebiete in 
Aussicht genommen sei, war Gorbatschows Antwort:  
"Ja, das wollte ich. Wir hatten die Universität in Moskau beauftragt, Pläne für die Wiederver-
einigung von Deutschland mit seinen polnisch besetzten Teilen auszuarbeiten. Aber bei den 2-
plus-4-Verhandlungen mußte ich zu meinem Erstaunen feststellen, daß Bundeskanzler Kohl 
und sein Außenminister Genscher die deutschen Ostgebiete Ostpreußen, Pommern und Schle-
sien gar nicht wollten. Die Polen wären bereit gewesen, die deutschen Provinzen Deutschland 
zurückzugeben. Aber der deutsche Außenminister Genscher hat die polnische Regierung in 
Warschau bekniet, an der Oder-Neiße-Linie festzuhalten. 'Die Deutschen akzeptieren diese 
Grenze', waren seine Worte. Nur die DDR sollte angegliedert werden." …<< 
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Gehorsame Erfüllungsgehilfin und willige Handlangerin der Neuen Weltordnung: An-
gela Merkel 

Abb. 87 (x323/6): Angela Merkel als Frauenministerin im Dritten Kabinett Kohl (1991).  
Angela Merkel (ab 1990 Pressesprecherin des DA-Vorsitzenden und MfS-Mitarbeiters Wolf-
gang Schnur, seit März 1990 stellvertretende Regierungssprecherin der Ost-CDU, 1991-1994 
Bundesministerin für Frauen und Jugend; 1994-1998 Bundesministerin für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit, 1998-2000 CDU-Generalsekretärin, 1999 spielte "Kohls Mäd-
chen" während der CDU-Finanz- und Parteispendenaffäre die Rolle der rückhaltlosen Aufklä-
rerin, da sie nicht mit dem Spendenskandal der "Patriarchen" Kohl, Schäuble u.a. in Verbin-
dung gebracht werden konnte, Merkel forderte z.B. am 22.12.1999 in der FAZ die CDU auf, 
sich von Kohl zu trennen, 2000-2018 CDU-Bundesvorsitzende, nahm im Mai 2005 am "Bil-
derberger-Treffen" in Rottach-Egern teil, seit Herbst 2005 erste Bundeskanzlerin Deutsch-
lands, erhielt 2008 die Goldmedaille der jüdischen Freimaurerloge B'nai B'rith). 
Im Verlauf des schwersten Erdbebens in der Geschichte Japans überflutete am 11. März 2011 
ein Tsunami (durch Seebeben erzeugte Flutwelle) große Gebiete der japanischen Nordostkü-
ste. Im Kernkraftwerk Fukushima Daiichi ereignete sich aufgrund dieser Flutwelle ein Super-
GAU.  
Nach dieser Atomkatastrophe im japanischen Fukushima entschied sich Bundeskanzlerin 
Merkel für eine Kehrtwende in der deutschen Atompolitik. Am 30. Juni 2011 beschloß der 
deutsche Bundestag den Atomausstieg und die sogenannte Energiewende (Abschaltung aller 
19 deutschen Kernkraftwerke - die wohlgemerkt derzeit sichersten aller weltweit in Betrieb 
befindlichen 473 Kernkraftwerke - bis zum Jahr 2022). 
Im Jahre 2015 gab die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel (ohne Zustimmung des Bun-
destages) das große Willkommenssignal. Daraufhin kamen mindestens 1,1 Millionen Flücht-
linge und Migranten unkontrolliert und nicht registriert nach Deutschland Bei diesen angeb-
lich politisch Verfolgten (gemäß Grundgesetz Artikel 16a), Kriegsflüchtlingen (gemäß Genfer 
Konvention) und Wirtschaftsmigranten handelte es sich hauptsächlich um muslimische Män-
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ner, vor allem aus dem Nahen und Mittleren Osten sowie den Maghrebstaaten (Marokko, Al-
gerien, Tunesien, Libyen) und der Sahelzone (u.a. Nigeria und Eritrea).  
Wer es wagte, diese selbstmörderische "Asylpolitik" bzw. den Anfang einer systematischen 
Umvolkung zu kritisieren, wurde durch die Meinungsmedien sofort als Nazi beschimpft und 
ausgegrenzt. Kanzlerin Angela Merkel beschloß praktisch im Alleingang, mindestens 1,1 Mil-
lionen Flüchtlinge und Migranten ins Land zu holen. 
Das US-Magazin "TIME" wählte Angela Merkel im Dezember 2015 zur "Person des Jahres" 
(x323/43). 
Infolge der illegalen Masseneinwanderung aus dem Nahen und Mittleren Osten sowie Afrika 
explodierten nachweislich die "asylbedingten Kosten". Allein für 2016/17 ging das Bundesfi-
nanzministerium von etwa 43 Milliarden Euro aus. Diese "asylbedingten Kosten" sind zukünf-
tig jährlich von den deutschen Steuerzahlern aufzubringen. Im Jahre 2017 stellte Bundeskanz-
lerin Merkel ("Wir schaffen das ...") vor der Bundestagswahl nochmals klar, daß es mit ihr 
keine Obergrenze für Flüchtlinge geben wird und weiterhin ein verstärkter Familiennachzug 
erfolgen sollte. 
Die von Bundeskanzlerin Merkel angeordneten politischen Destabilisierungsmaßnahmen 
dienten nicht dem Wohle des deutschen Volkes und fügten der Bundesrepublik Deutschland 
gigantische Schäden zu.  
Bundeskanzlerin Merkel leitete zum Teil ohne Zustimmung des Bundestages eigenmächtig 
u.a. folgende katastrophalen Destabilisierungsmaßnahmen ein:  
Beschluß vom 30. Juni 2011 über den Atomausstieg bzw. die sog. Energiewende (Zerstörung 
der bisherigen stabilen Stromversorgung). Aussetzung der Wehrpflicht ab 1. Juli 2011 und 
Reduzierung der Streitkräfte von 330.000 auf 180.000 Soldaten (Zerstörung der bisherigen 
Verteidigungsfähigkeit). Ratifizierung des ESM-Vertrages (unbegrenzter Ankauf von Staats-
anleihen der angeschlagenen Euro-Staaten) im Jahre 2012. Grenzöffnung im Jahre 2015 
(Masseninvasion von mindestens 1,1 Millionen Migranten aus dem Mittleren Orient und aus 
Afrika). Unterzeichnung des umstrittenen UN-Migrationspaktes ("Global Compact for Migra-
tion") im Jahre 2018. Starrsinnige Durchsetzung der "WHO-Corona-Notverordnungen" (seit 
März 2020 wurden in Deutschland u.a. ungezählte ökonomische Existenzen zerstört und we-
sentliche demokratische Grundrechte außer Kraft gesetzt). 
Die arglistig durch die eigene Regierung eingeleiteten Destabilisierungsmaßnahmen werden 
die staatlichen Institutionen und den deutschen Industriestandort unweigerlich komplett rui-
nieren sowie die wirtschaftlichen und sozialen Strukturen der Bundesrepublik Deutschland 
und letzten Endes das gesamte Land unaufhaltsam zerstören. Von 2000 bis 2019 stieg zum 
Beispiel der durchschnittliche Strompreis von 13,94 auf 30,43 Cent pro Kilowattstunde. Dies 
entsprach einer Preissteigerung von 118 %. 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 11. März 2000 (x887/...): >>Ein un-
terschätztes "Mädchen" 
Angela Merkel dürfte im April an die CDU-Spitze gelangen 
In der Partei nennt man sie "das Mädchen". Doch der Spitz- oder Kosename ist eine Unter-
treibung. Machtbewußt wie kaum ein anderer Politiker hat Angela Merkel ihren Durchmarsch 
an die Parteispitze fast geschafft. Wenn nicht alle Eindrücke täuschen, dürfte die 45jährige 
Pastorentochter aus Mecklenburg-Vorpommern am 10. April als Nachfolgerin von Wolfgang 
Schäuble an die CDU-Spitze gewählt werden. Damit wird die CDU künftig mehr nach links 
driften, wenn die Bundestagsfraktion mit ihrem neuen Vorsitzenden Friedrich Merz nicht ge-
gensteuert. 
Der unaufhaltsame Aufstieg der Angela Merkel begann mit der verlorenen Bundestagswahl 
1998, nachdem sie in den letzten Jahren der Kohl-Ära als Umweltministerin und stellvertre-
tende CDU-Vorsitzende eine unauffällige Rolle gespielt hatte. Kohl hatte die aus dem "De-
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mokratischen Aufbruch" der DDR kommende Politikerin in den wilden Wendezeiten ent-
deckt, weil sie ihre Arbeit als stellvertretende Regierungssprecherin des letzten DDR-
Ministerpräsidenten Lothar de Maiziere vorzüglich verrichtete. Fortan stand sie im System 
Kohl für die Ost- und Frauenquote.  
Erst Schäuble erweckte die in der Rostockerin - in Hamburg geboren - steckenden Talente und 
beförderte sie, nachdem er den CDU-Chefsessel von Kohl übernommen hatte, zur Generalse-
kretärin. Eloquent ging Frau Merkel ans Werk. In der Familienpolitik setzte sie mit dem im 
Dezember verabschiedeten Grundsatzpapier andere Akzente. Seitdem gehören für die CDU 
homosexuelle Lebensgemeinschaften auch "irgendwie" zu den Familien.  
In der aktuellen Finanz- und Spendenkrise spielte Frau Merkel die Rolle der rückhaltlosen 
Aufklärerin. Da sie nicht mit dem Finanzsystem des "Patriarchen" in Verbindung gebracht 
werden konnte, stand sie im Gegensatz zu dem sich immer stärker selbst verstrickenden 
Schäuble im Ruf einer glaubwürdigen Politikerin. … 
Die alten Herren der CDU haben "das Mädchen" unterschätzt.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 3. April 2004 (x887/...): 
>>Auf dem Weg zu einer "DDR light"? 
… Instrumentalisierter Antifaschismus war schon als Aushängeschild und Drohgebärde un-
verzichtbar für das DDR-Regime. Sind nun im wiedervereinigten Deutschland an die Stelle 
der im SED-Staat alles beherrschenden "Sieger der Geschichte" heute die fast ebenso einfluß-
reichen "politisch korrekten" Gutmenschen getreten? ... 
Wer heute eine "rechte" Position bekämpft, muß sich - ebenso wie dereinst in der DDR - da-
mit nicht inhaltlich auseinandergesetzt haben, braucht weder Sekundärliteratur noch Quellen, 
sondern muß nur allgemeines Einverständnis mit den "Anständigen" und "Gutwilligen", nur 
seine "Betroffenheit" signalisieren. Im Unterschied allerdings zu den Zeiten der organisierten 
Antifa-Aufmärsche der SED-Ära geschieht heute die fröhliche Hatz auf "Rechte" völlig frei-
willig. ... 
Jedem im konservativen Lager Stehenden hätte eine gewalttätige Vergangenheit wie die des 
Joschka Fischer politisch das Genick gebrochen. Ideologische Jugendsünden werden eben nur 
dann verziehen, wenn sie aus der linken Ecke kamen. Sympathisantentum ist nur dann "in", 
wenn es Marx und Lenin, Mao und Ho Chi Minh galt.  
Argumente, daß Grenzen zwischen Opfern und Tätern oft fließend seien - besonders in Dikta-
turen, daß man alles in seiner historischen Bedingtheit sehen müsse und jeder ein Kind seiner 
Zeit und seiner Umwelt sei und daß deshalb Pauschalisierungen stets problematisch seien - 
solche Argumente kann sich zwar jeder Russe zugute halten bezüglich der sieben Jahrzehnte 
unter Lenin, Stalin, Breschnew und Konsorten, sie gelten jedoch nicht für die Deutschen im 
21. Jahrhundert bezüglich der zwölf Jahre des Tausendjährigen Reiches.  
Deshalb muß noch immer "bewältigt" werden, müssen wir auch fast sechs Jahrzehnte nach 
Kriegsende noch immer die potentiellen "willigen Vollstrecker" … als TV-Serien-Monster zur 
Abschreckung vorgeführt bekommen - und sei es bis zum Erbrechen! Unter der "Moralkeule" 
des Holocaust muß sich jede neue Generation immer wieder erneut als zur Erbsünde ver-
dammtes Volk fühlen. 
Kann es da noch verwundern, daß auch die CDU/CSU - unter dem permanenten medialen 
Druck stehend, die letzten "alten Zöpfe" doch endlich abzuschneiden und endlich "moderner" 
zu werden - in panischer Angst lebt, in den Verdacht des "Rechtsextremismus" zu geraten, 
und immer "zeitgeistschnittiger" wird? Nachdem die Parteiführung in der Abtreibungsdebatte 
schon längst die Segel gestrichen hat, läßt sie nun auch die Homo-Ehe unangetastet, schreibt 
klammheimlich das christliche Ehe- und Familienbild ab, akzeptiert Deutschland als Einwan-
derungsland. 
Typisch insbesondere ihr Umgang mit Parteifreunden wie Philipp Jenninger, Steffen Heit-



 226 

mann oder Martin Hohmann, aber auch die von ihr selbst angeregten und schnell wieder ab-
gewürgten Debatten über Doppelstaatsbürgerschaft, Leitkultur oder Patriotismus. Bei all dem 
folgt sie nicht nur den Vorgaben des linken Medienkartells, sondern auch den beiden Kirchen, 
die "mit heraushängender Zunge atemlos japsend der Zeit hinterherlaufen", wie seinerzeit 
schon Kurt Tucholsky erkannte. 
Der englische Bestseller-Autor Frederick Forsythe schrieb hierüber im Juni 2000 einen Brief 
an den CDU-Politiker Erwin Teufel. Forsythe nannte die "Political Correctness" in Deutsch-
land eine "neue und absurde Religion, die die Herrschaft in Ihrem Vaterland, Herr Minister-
präsident, übernommen zu haben scheint".  
Und an anderer Stelle: "Ein bedeutender britischer Konservativer sagte einst zu einem politi-
schen Gegner: 'Mein Herr, ich lehne alles ab, was Sie sagen, aber ich würde bis zum Tode für 
Ihr Recht kämpfen, es sagen zu dürfen.'  
Die PC-Fanatiker haben das ins Gegenteil verkehrt: 'Ich lehne alles ab, was Sie sagen, und ich 
werde bis zu Ihrem beruflichen und politischen Tod kämpfen, wenn Sie auch nur versuchen 
sollten, es zu sagen.'  
Das ist, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, der Grund, warum ich heutzutage beunruhigt 
bin, wenn ich nach Deutschland komme. Statt lebendiger und offener Debatte gibt es hier nur 
Friedhofsruhe." 
Kann es da noch verwundern, daß manche schon davon sprechen, die Bundesrepublik des 21. 
Jahrhunderts nähere sich einer "DDR light" an?<< 
Die Tageszeitung "Handelsblatt" berichtete am 24. September 2011: >>Die wahre Schulden-
last 
Deutschlands große Lüge 
Die amtliche Schuldenlast Deutschlands ist auf 2.000 Milliarden Euro gewachsen. Wer ehr-
lich ist, muß gewaltige Verpflichtungen der Sozialkassen hinzu addieren. Keine gute Basis, 
um heil durch die Finanzkrise zu kommen.  
... Seit Ende 2010 hat Deutschland mehr als zwei Billionen Euro Schulden. 
Allein in der bisherigen Amtszeit Angela Merkels vergrößerte sich dieser Berg um 500 Milli-
arden Euro. Die Kanzlerin steht damit für so viele neue Schulden wie alle Bundeskanzler in 
mehr als vier Jahrzehnten Bundesrepublik Deutschland zusammen. ...<< 
Der deutsche Hochschullehrer i.R. Dr. Hans Penner forderte bereits am 21. August 2012 den 
Rücktritt der Bundeskanzlerin Merkel (x932/…): >>Merkel betreibt Auflösung Deutsch-
lands 
Im Widerspruch zu ihrem Amtseid betreibt Frau Dr. Angela Merkel eine Energie- und Euro-
papolitik, die Deutschland großen Schaden zufügt und zu Deindustrialisierung, Arbeitslosig-
keit und Verarmung führen wird. Aus diesen Gründen ist der Rücktritt von Frau Dr. Angela 
Merkel von ihrem Amt als Bundeskanzler zu fordern.  
1. Auflösung der Bundesrepublik Deutschland 
Frau Merkel betreibt die Auflösung der Bundesrepublik Deutschland als souveränen Rechts-
staat. Deutschland soll in einen europäischen Bundesstaat integriert werden, der aller Voraus-
sicht nach eine sozialistische Fiskal-Diktatur sein wird. Diese Bestrebungen widersprechen 
Artikel 20 des Grundgesetzes. Das Grundgesetz erlaubt den Bürgern Widerstand gegen diese 
Politik.  
2. Vernachlässigung der Bankenaufsicht 
Durch Vernachlässigung der Bankenaufsicht unter der Regierung von Frau Merkel hat sich in 
Deutschland der Schwerpunkt der Bankentätigkeit auf das Investmentbanking verlagert. Als 
Ergebnis betreiben Banken riskante Geschäfte, deren Verluste der Steuerzahler tragen muß. 
3. ESM-Vertrag 
Auf Betreiben von Frau Merkel soll in Luxemburg eine unzutreffend als "Europäischer Stabi-
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litätsmechanismus" (ESM) bezeichnete internationale Finanzbehörde geschaffen werden. Laut 
ESM-Vertrag soll diese ESM-Bank volle Immunität genießen. Beaufsichtigungen oder Kon-
trollen der ESM-Bank sind untersagt. Die Mitarbeiter der ESM-Bank sind zum Stillschweigen 
verpflichtet. 
4. Schulden-Union 
Unter Mißachtung der europäischen Gesetze betreibt Frau Merkel die Umgestaltung der EU in 
eine Schuldenunion. Die ESM-Bank dient ausschließlich dem Zweck, die Gläubiger maroder 
Banken zufriedenzustellen. 
5. Preisgabe der Haushaltssouveränität 
Die Finanzierung der ESM-Bank bedeutet die Preisgabe der Haushaltssouveränität des Bun-
destages. Der Bundestag kann zwar das deutsche Mitglied des Gouverneursrates der ESM-
Bank beeinflussen, nicht aber die Entscheidungen des Gouverneursrates. 
6. Anstieg der Staatsverschuldung 
Unter der Regierung von Frau Merkel stieg die Staatsverschuldung von 1,5 auf 2,1 Billionen 
Euro. Auf Betreiben von Frau Merkel verpflichtet sich Deutschland, der ESM-Bank einen 
Betrag von 190 Milliarden Euro zur Verfügung zu stellen. Da Deutschland dieses Geld nicht 
hat, kann dieser Betrag nur durch eine höhere Neuverschuldung aufgebracht werden. Darüber 
hinaus kann der Gouverneursrat das Grundkapital des ESM und damit den Beitrag Deutsch-
lands jederzeit nach Belieben erhöhen. 
7. Torpedierung der Sozialen Marktwirtschaft 
Frau Merkel torpediert die Soziale Marktwirtschaft durch zwangswirtschaftliche Verordnung 
unwirtschaftlicher Stromerzeugungsmethoden. 
8. Vernichtung der Kerntechnik 
Ohne rationale Begründung vernichtet Frau Merkel die hochentwickelte, sichere deutsche 
Kerntechnik und zwingt zum Import von unverzichtbarem Nuklearstrom. Die Eigentümer der 
Kernkraftwerke werden gesetzwidrig zwangsenteignet. Die Gesamtkosten müssen vom Steu-
erzahler getragen werden. Deutschland verliert seine Kompetenz auf dem Gebiet der Kern-
energie. 
9. Propagierung der Klimakatastrophen-Hypothese 
Wider besseres Wissen behauptet Frau Merkel als promovierte Physikerin, Kohlendioxid sei 
ein Schadstoff, obwohl dessen Klimasensitivität unter 1° C liegt. Kohlendioxid-Emissionen 
haben keinen schädlichen Einfluß auf das Klima, fördern aber das Pflanzenwachstum. 
10. Umbau der Stromversorgung in Deutschland 
Frau Merkel fordert einen extrem kostspieligen unnötigen Umbau der Stromversorgung in 
Deutschland, der nach gegenwärtigen Schätzungen einen Anstieg der Stromkosten auf das 
dreifache bewirken wird. Süddeutschland soll aus dem Wattenmeer mit Strom versorgt wer-
den, was Stromleitungen erfordert von der Länge München - Moskau. 
11. Gefährdung der Sicherheit der Stromversorgung 
Frau Merkel fördert einen exzessiven Ausbau der sogenannten "erneuerbaren" Energieformen 
Photovoltaik, Windkraft und Biogas. Dadurch gefährdet sie in zunehmendem Maße die Netz-
stabilität und macht großräumige und langdauernde Stromausfälle immer wahrscheinlicher. 
Solche Stromausfälle werden nicht nur große Sach- und Vermögensschäden anrichten, son-
dern möglicherweise auch Tote und Verletzte fordern. 
12. Belastung der Umwelt 
Die von Frau Merkel geforderten und geförderten "erneuerbaren" Energieformen Photovol-
taik, Windkraft und Biogas belasten die Umwelt in Deutschland, ohne irgendeinen Einfluß auf 
das Weltklima auszuüben. 
13. Zerstörung der Familie 
Unter der Regierung von Frau Merkel wird die Familienstruktur unseres Volkes zerstört. Jede 



 228 

Woche werden einige tausend sozial unerwünschte ungeborene Deutsche vor ihrer Geburt 
getötet. 
14. Islamisierung Deutschlands 
Unter der Regierung von Frau Merkel werden an Universitäten islamische Lehrstühle einge-
richtet, um die verfassungswidrige totalitäre Ideologie des Islam auszubreiten.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 1. September 2012 
(x887/...): >>Wir sind Merkel 
Gertrud Höhlers Kritik an der Kanzlerin öffnet Blick auf tiefer liegende Probleme 
Während in den meisten Medien das Buch "Die Patin" als Rache einer enttäuschten CDU-
Wegbegleiterin abgetan wird, bietet es durchaus traurige Wahrheiten. 
Die Reaktionen der großen Medien auf das Merkel-Buch von Gertrud Höhler steigern sich 
teils in regelrechte Haß-Tiraden hinein. Die 71-jährige Literaturwissenschaftlerin wird in einer 
Weise persönlich attackiert, die keine Grenzen mehr zu kennen scheint. 
Die Methode, den Autor zu demontieren, um seine Thesen nicht mehr ernsthaft diskutieren zu 
müssen, ist aus der Sarrazin-Kontroverse vor zwei Jahren noch bestens in Erinnerung. Doch 
ebenso wie damals steht der beinahe einhelligen Ablehnung seitens der Medien eine weitaus 
differenziertere Beurteilung von seiten des Volkes gegenüber. In Leserbriefspalten und Inter-
net-Foren erfährt Höhler neben Kritik auch viel Unterstützung. Ihr Eindruck von einer zerfa-
sernden Demokratie und eines gefährlich bröckelnden Rechtsstaats wird offenbar von vielen 
Menschen geteilt. 
Was also ist dran an Höhlers Vorwurf, unter der Kanzlerschaft Merkels erodierten Demokratie 
und Rechtsstaat?  
Für den Rechtsstaat ist es unerläßlich, daß sich die politische Führung an Recht und Gesetz 
hält. Zutreffend bemerkt Höhler, daß bei der abrupten Energiewende und ebenso bei der Euro-
Rettung Gesetze reihenweise gebrochen wurden. Das aber ist das Gegenteil von Rechtsstaat: 
Daß man Gesetze nach Belieben brechen darf, wenn man nur die Macht dazu besitzt. Doch 
genau dies ist unter Merkel geschehen. 
Und die Demokratie? In den Parteien des Bundestages hat es nie ernsthafte, ergebnisoffene 
Diskussionen über die Euro-Einführung gegeben, eine Volksabstimmung wie in anderen Län-
dern blieb den Deutschen ebenso versagt.  
Letzteres indes weist noch in die Zeit vor Merkel zurück. Höhlers Glorifizierung der Kohl-Ära 
als gleichsam goldenes Zeitalter der Demokratie geht daher in die Irre. 
Aber wie geht es weiter? Heute wird sichtbar, daß mit dem Euro das Fundament unseres de-
mokratischen Rechtsstaats an sich zur Debatte steht, Stichwort "Vereinigte Staaten von Euro-
pa". Doch lassen Politiker keinen Zweifel aufkommen, wie sie diese Umwälzung zu realisie-
ren gedenken: Abermals soll ohne Volksbeteiligung alles soweit vorangetrieben werden, bis 
den Deutschen kaum etwas anders übrig bleibt als zuzustimmen oder Chaos zu riskieren. Das 
Volk also wird ganz unverhohlen übers Ohr gehauen. 
Aber ist das alles allein Merkels Schuld? Wenn ja: Warum läßt sich das Volk dies gefallen? 
Bettina Röhl stellt in der "Wirtschaftswoche" die entscheidende Frage, ob die Kanzlerin nicht 
vielleicht nur das Symptom einer allgemeinen Krise der Parteiendemokratie sei, der ein kaum 
weniger orientierungsloses Volk gegenüberstehe. Merkel füllt demnach nur das Vakuum, das 
andere hinterlassen haben. Röhls Analyse der Kontroverse ist nicht bloß die intelligenteste, sie 
ist auch die beunruhigendste.<< 
Die "Frankfurter Allgemeine Zeitung" berichtete am 2. August 2012: >>Der Politikstil der 
Kanzlerin  
Das System M  
Mit Angela Merkel kam die Relativierung von Werten in die Politik. Ihre Führung lebt von 
den Mißverständnissen, die über sie in Umlauf sind. So arbeitet sie am Zerfall der Demokra-
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tie.  
... Von Gertrud Höhler  
Niemand unter den Tätern, die Europa durch Rechtsbrüche und Verfassungsverstöße retten 
wollen, bringt für diese lautlose Sprengung der Pfeiler, auf denen Europa und seine Staaten 
ruhten, eine so natürliche Qualifikation mit wie die deutsche Kanzlerin Angela Merkel. Die 
Ironie der Geschichte machte sie genau deshalb zur "Königin von Europa", weil ihre Unbe-
fangenheit beim Abbruchunternehmen Euro-Rettung von den beklommenen Vollstreckern als 
Überlegenheit erlebt wird.  
"Die Werte der anderen" haben für die deutsche Chefin keinerlei Verbindlichkeit. So wird die 
Kanzlerin zur Protagonistin in einem dämonischen Spiel, das die "Rettung Europas" zu einem 
absurden Preis auslobt: alle Spielregeln zu brechen, die den Geist von Europa garantieren. Die 
Stabilität des Kontinents wird nur noch über Geldwerte definiert. Der Irrtum am Start der 
Währungsunion wird damit wieder handlungsleitend; das geheime Motto lautet: Wir kaufen 
Europa. 
Die Kanzlerin hat mit einer Rechtzeitigkeit die Szene betreten, die wir Zufall nennen können. 
Ob ohne diese unbeschwerte "gute Patin von Europa" ("Bild" am 28. Oktober 2011) die deut-
sche Politik und ihre Dominanz im europäischen Projekt genauso aussähe, darf bezweifelt 
werden. "Führung", wie die Kanzlerin sie praktiziert, ist ein zuverlässig codiertes Undercover-
Stück, das von den Mißverständnissen der Beobachter lebt.  
Jahrelang hat die Presse sich mit der Frage beschäftigt, ob sie besonders gut oder eher schlecht 
oder vielleicht gar nicht führt. In Wahrheit hat Merkel ein autokratisches System entwickelt, 
das von den Vorurteilen der Beobachter profitiert: Autoritäres Schweigen ist in diesen Vorur-
teilen nicht verzeichnet. Genau das praktiziert die Kanzlerin mit wachsendem Erfolg. 
Eine spezielle Variante von Hypermoral 
Angela Merkel hat von Anfang an diese Blockade in den Sehgewohnheiten der Westler ausge-
löst. Da sie ihr werteentleertes Erfolgskonzept nicht aggressiv vortrug, sondern ganz entspannt 
"dabeihatte", wirkte sie eher exotisch, wie von sehr weit her gekommen, als feindlich. Es dau-
erte Jahre, bis ihr Relativismus von einigen Wegbegleitern verstanden wurde.  
Die Blockade in den Köpfen der Kollegen beruhte auf Wunschdenken: Relativieren, das 
konnten sie alle bis zu dem Verbotsschild, das bei Werten und Normen aufragte: Pacta sunt 
servanda, stand da. Rechtsbruch als Privileg der Regierung: auf keinen Fall. Vertrauensbruch, 
geschredderte Versprechen, Täuschungsmanöver mit Wertezitaten, Mißbrauch von Ethik und 
Moral zur Befriedung der "andern", das machen Falschspieler. 
Mit Angela Merkel kam die Meta-Ebene der Relativierung, das Verbotsschild verschwand. 
Relativismus in der Physik, wo es um die reale Welt geht, ist ein Kinderspiel, verglichen mit 
den Spielräumen, die Relativierung im Reich der Werte und Normen öffnet. Führung darf al-
les, steht da in machtvollen Lettern, die nur die Machthungrigen lesen können. Merkels Rela-
tivismus der Erkenntnisse und Werte ist eine spezielle Variante von Hypermoral, die den 
Mächtigen besondere Lizenzen öffnet. Was wir wissen und bewerten, so Merkels ethischer 
Relativismus, gilt nie absolut. 
Es hängt ab von den Meinungen, die umlaufen, von den Zielen, die sie verfolgt, von der Ver-
wendbarkeit der Menschen, die, anders als die Machthaberin selbst, in Wertekonflikten gefan-
gen und dennoch für sie unentbehrlich sind. Die unerledigte Auseinandersetzung zwischen 
großen Teilen der CDU und Angela Merkel gilt diesem Utilitarismus, der das gesamte Werte-
potential je nach Bedarf wegschwemmt.  
Mit Angela Merkel ist eine Frage auf die politische Tagesordnung gekommen, mit der die 
CDU einstweilen nur intuitiv, nervös und im Kern fassungslos umgeht: Es ist die Frage, ob 
der Wertekonsens, den alle bürgerlichen Parteien teilen, seine Gültigkeit verliert zu Gunsten 
situativer Unberechenbarkeit aller Akteure und Motive. Daß der Konflikt nicht ausgetragen 
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wird, nicht jetzt, hat mit seinem grundsätzlichen Gewicht zu tun. Die Kanzlerin arbeitet daran, 
daß er sich von selbst erledigen werde, durch Gewöhnung an das neue, utilitaristische Werte-
konzept. 
Antipathos in höchster Perfektion 
Angela Merkel hat das Konzept von der überparteilichen, übernationalen Kanzlerin entwik-
kelt. Sie führt ihr Amt wie einen Gemischtwarenladen: Produkte, die nicht gehen, werden aus 
dem Angebot genommen. Produkte der Konkurrenz, die besser laufen, werden kopiert. Die 
Kanzlerin sieht sich als Anbieterin in einem Meinungsmarkt, wo die Kundengunst über den 
Marktwert der Ware entscheidet.  
Was Politik anbietet, sind aber nicht Waren. Es sind Entwürfe für Lebensqualität, soziale Si-
cherheit und Entfaltungsrechte. In den Entwürfen der Parteien werden nicht einfach Kunden-
bedürfnisse erfüllt und Konsumversprechen abgeliefert. Politische Angebote in der Demokra-
tie beziehen sich immer auf den Kanon von Zusagen, die unsere Verfassung den Bürgern 
macht. Dieser Kanon beginnt mit dem höchsten virtuellen Gut, das nie in Geldwerten taxiert 
werden darf: der Würde des Menschen. 
Wer Normen und Werte einer demokratischen Gesellschaft zur Manövriermasse macht wie 
Angela Merkel, der arbeitet am Zerfall der Demokratie. Wer die Alarmzeichen dieses Politik-
stils abstellen möchte, spricht gern vom "moderierenden" Führungsstil der Kanzlerin. Sie mo-
deriert den Wandel, der ohnehin abläuft, heißt es in solchen Entdramatisierungsgesprächen. 
Merkel sorge eher für einen softeren Verlauf der Abschiedsparty von dem Werteballast der 
bürgerlichen Mitte. Es gebe keinen Anlaß, diese Ernüchterungsprozesse der immer noch "wer-
tebesoffenen" Westler von gestern zu dämonisieren. 
Man kann es mit dieser Lesart versuchen. Das System M ist Antipathos in höchster Perfekti-
on. Die Kanzlerin als Chefin dieses Systems macht sich sogar die Mühe, den werteverliebten 
"andern" regelmäßig mit zwei, drei Zitaten aus deren Wertebaukasten Entwarnung zu liefern: 
Ihr Atomausstieg war so ein Moment, für den ihr die Berater ein ganz persönliches "Hier stehe 
ich, ich kann nicht anders" aufgeschrieben hatten.  
Antipathos als Therapie - ein Modell, mit dem sich gut argumentieren läßt: Werte kosten Op-
fer, wenn man sich bedingungslos an sie bindet, und sie verlangen Entscheidern Tempo ab. 
Ein schlagendes Gewissen, Verfassungswert für Parlamentarier, isoliert die wenigen von den 
vielen, die ihr Gewissen zum Schweigen gebracht haben. Wertemanagement à la Merkel ist 
ein Business für Erfolgreiche, die sich entschieden haben: Interessenlage schlägt Wertesystem. 
Immer. 
Eine leise Variante autoritärer Machtentfaltung 
Die Karriere der Angela Merkel im Westen ist keine Einstiegs-, sondern eine Ausstiegsge-
schichte. Auf leisen Sohlen verläßt die Kanzlerin unseren Grundwertekonsens. Da sie die 
Macht hat, ist das doch mehr als nur ein Moderationserfolg. Mit Angela Merkel kommt der 
Typus des Ego-Politikers auf die politische Bühne. Die seien doch alle mit einem Riesenego 
unterwegs, mag mancher jetzt sagen.  
Aber die Ego-Politikerin Merkel macht den Unterschied. Keiner ihrer Kollegen und Vorgän-
ger hat das Tableau (Gemälde) seiner Themen so entschieden unter eine einzige Prämisse ge-
stellt - den persönlichen Machtzuwachs - wie Angela Merkel. Keiner hat so zynisch die oppo-
sitionellen Lager ausgeräumt wie sie, keiner hat es zu einem Image gebracht, das die deutsche 
Kanzlerin begleitet: Alles ist möglich.  
Nichts ist ausgeschlossen. Die Ego-Karriere rangiert in jedem Fall vor dem Wohl des Landes 
und vor Europa. Noch kein deutscher Staatschef hat so kompromißlos die Rangfolge seiner 
politischen Ziele immer wieder umgeworfen und neu sortiert - um den einen Mittelpunkt: das 
eigene Ich. Ein so egomanischer Politikstil läßt sich nur durchhalten, wenn er schwer lesbar 
bleibt. Die Kanzlerin der Volten hat ihr Publikum und ihre Entourage an unverhoffte Rich-
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tungswechsel gewöhnt. Keiner ihrer Mitarbeiter würde eine Wette wagen, wenn es darum 
geht, wo man die Kanzlerin morgen antrifft. Das System M ist nicht berechenbar. Die schwer 
lesbare Kanzlerin lebt tendenziell immer undercover. Ihr Ego-Projekt ist ihr Geheimnis. 
Sie ist auch die erste Staatschefin in Deutschland, die bindungslos unterwegs ist. Ihr Konzept 
der situativen Entscheidungen geht von der Flüchtigkeit aller Versprechen und der hohen Ver-
fallsgeschwindigkeit aller Loyalitäten aus. Wer sich auf niemanden verlassen will, landet 
zwangsläufig bei sich selbst. Vielleicht sieht Angela Merkel es so: Sie hatte keine Wahl. In 
einer Welt, wo jeder jeden verrät, kann man nur auf Kosten aller andern das eigene Glück su-
chen. Die Kanzlerin hat den Weg zur Zentralmacht in Europa mit schwer lesbaren Zeichen 
markiert. 
Das System M etabliert eine leise Variante autoritärer Machtentfaltung, die Deutschland so 
noch nicht kannte. Die Diktaturen des zwanzigsten Jahrhunderts boten andere Erfahrungen, 
was den politischen Stil angeht - obwohl die Anklänge nicht zu leugnen sind: die Marginali-
sierung der Parteien, der Themenmix aus enteigneten Kernbotschaften anderer Lager in der 
Hand der Regentin; ihre Nonchalance im Umgang mit dem Parlament, mit Verfassungsgaran-
tien, Rechtsnormen und ethischen Standards. Der Anspruch, das deutsche "Bremssystem", 
eine Mischung aus Präpotenz und Symbolpolitik, zum Durchgriff auf das Budgetrecht belie-
big vieler europäischer Länder auszubauen, ist wieder eine von den geräuschlosen Sprengun-
gen, die Umsturz als Regierungsprivileg durchsetzen. 
Als Asket an allen Vorgaben vorbeiziehen 
Der autoritäre Sozialismus, der im System M angelegt ist, nimmt eine Hürde nach der ande-
ren, weil er auf Gewöhnung setzt. Der leiseste aller Übergänge bereitet sich vor ohne laute 
Appelle. No commitment ist das Motto. Kein Bekenntnis zu Deutschland oder Europa, nur ein 
bißchen mehr statt weniger von beiden: eben ein deutsches Europa. Keine Leidenschaft, kein 
Credo, kein Bekenntnis. Sie alle lassen wir hinter uns in der Alten Welt. Kein mission state-
ment, das die Größe des Projektes verrät. Es kommt "wie ein Dieb in der Nacht". 
Welche Gruppierung kann noch opponieren mit Verweis auf ihre Identity? Wo Markenkerne 
entwendet und neu kombiniert werden, kann auch die Partei, aus der die Täterin ihre Jagdaus-
flüge unternimmt, die CDU, nicht mehr auf Patentschutz für ihre Identität bestehen. Der All-
parteienstaat hat lauter gesichtslose Parteien. Bald wird sich keine von ihnen mehr über Ge-
sichtsverluste beklagen. Große Projekte gelten großen Visionen. Wer ein Geheimprojekt ver-
folgt, kann von seiner Vision nicht sprechen. Logische Folgerung: Er braucht keine. 
Über Angela Merkels visionäres Profil wissen wir nichts. Sie arbeitet seit ihrem Auftreten an 
ihrer Flexibilität; wer sie auf eine Idee festlegen will, muß scheitern. Für sie hat sich die Ab-
stinenz gegenüber Ideen und Visionen als Karriere-Treibsatz erwiesen.  
Das Fazit: In Deutschland kann man seit der Einigung politisch an die Spitze rücken, wenn 
man als Asket an allen Vorgaben vorbeizieht, von denen sich die Mitspieler aus der alten 
Westwelt aufhalten lassen: Rechtsnormen und Verfassungswerte, Verträge und Wettbewerbs-
freiheit, ethische Standards und moralischer Grundkonsens. 
Gertrud Höhler war Literaturprofessorin und Beraterin Helmut Kohls, für dessen Kabinett sie 
lange als Ministeranwärterin galt. Der hier gedruckte Text ist ein Vorabdruck aus ihrem am 
24. August im Orell Füssli Verlag erscheinenden Buch "Die Patin. Wie Angela Merkel 
Deutschland umbaut".<< 
Herbert Ludwig berichtete am 7. Oktober 2015 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die Kultur des deutschen Volkes (x969/…): >>Volk oder Bevölke-
rung? - Von den Quellen der deutschen Kultur 
"Denk ich an Deutschland in der Nacht, dann bin ich um den Schlaf gebracht." 
Heinrich Heine  
Die Begriffe Volk und Volksgemeinschaft sind durch die nationalsozialistische Ideologie als 
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blutsgebundenes Kollektiv einer auserwählten Rasse mißbraucht worden, das einen überge-
ordneten personellen Gesamtwillen besitze, der durch den Führer repräsentiert und ausgeführt 
werde. Damit war auch der Begriff Volksgeist diskreditiert, der als Zusammenfassung dessen 
verstanden wird, was als seelisch-geistige Besonderheit ein Volk charakterisiert. 
Teile der Wissenschaft sehen die Wurzeln der Ideologie des Nationalsozialismus in der Ver-
anlagung des deutschen Volkes selbst und in manchen seiner Philosophen. Die meisten Politi-
ker wünschen und betreiben die Integration des deutschen wie auch der anderen europäischen 
Völker in einen zentralistischen europäischen Bundesstaat, weil sie so die nationalistische 
Selbstzerfleischung der Völker meinen ausschließen zu können. Vertreter des linken politi-
schen Spektrums sehnen vielfach gar die direkte Auflösung des deutschen Volkes herbei und 
begrüßen sein Aussterben, das durch die derzeitige demographische Entwicklung absehbar 
scheint.  
Der frühere Außenminister Joschka Fischer von den Grünen sagte laut "Die Welt" vom 
7.2.2005: "Deutschland muß von außen eingehegt, und von innen durch Zustrom heterogeni-
siert, quasi verdünnt werden."  
Sieglinde Frieß, Bundestagsabgeordnete der Grünen und Verdi-Fachbereichsleiterin, meinte lt. 
FAZ vom 6.9.1989 vor dem Parlament: "Ich wollte, daß Frankreich bis zur Elbe reicht und 
Polen direkt an Frankreich grenzt." 
Am unverhohlensten äußern sich in dieser Beziehung die linksextremen Terrorgruppen. So 
heißt es in einem antifaschistischen Aufruf von 2012: "Die größte Gefahr eines faschistischen 
Wiedererstarkens geht nicht von den marginalisierten Nazis aus, sondern von der bürgerli-
chen Ideologie des "geläuterten" Deutschlands selber, in welcher die Ursachen für die faschi-
stische Barbarei … und in der Kategorien wie Volk und Nation Ausdruck anti-emanzipa-
torischen Denkens sind. … Das Volk ist kein Begriff, den die Nazis erst ruinieren mußten, 
sondern seit hundert Jahren schon die Lüge von der notwendigen schicksalhaften Verbunden-
heit der einzelnen im nationalen Zwangskollektiv."  

Und auf den Straßen skandieren sie ganz offen: "Nie wieder Deutschland!" und: "Deutsch-
land verrecke!"  
Vor diesem Hintergrund ist zu sehen, daß in der seit Jahren stattfindenden großen und gegen-
wärtig dramatisch anschwellenden Zuwanderung bei den Politikern der Begriff Volk als zu 
schützende Einheit keine Rolle spielt. Deutschland wird als quantitatives Reservoir betrachtet, 
das es bei eigenem Bevölkerungs- und Arbeitssklavenrückgang irgendwie aufzufüllen gilt. 
Vizekanzler Gabriel z.B. hält es für verkraftbar, daß Deutschland jährlich eine halbe Million 
Flüchtlinge für die nächsten Jahre aufnehmen könne (Spiegel Online 8.9.15).  
Und Arbeitgeberpräsident Ingo Kramer sagte lt. SZ.de vom 4.9.2015: "Wir brauchen in den 
nächsten 20 Jahren viel mehr Arbeitskräfte, als dieses Land hervorbringen wird" und sprach 
von 500.000 freien Stellen in Deutschland. 
Wer da noch auf die Eigenqualität des Volkes und ihres notwendigen Schutzes hinzuweisen 
wagt, wird sofort in die rechtsextreme Ecke gestellt. Wir betreten also im Folgenden stark 
vermintes Gelände. Aber es geht um die Erkenntnis der Wirklichkeit. Und diejenigen, die 
noch gefühlsmäßig die historisch überkommene Nation verteidigen, müssen erkennen, daß 
dies nicht mehr ausreicht, sondern daß sie sich mit der tieferen geistigen Realität des Volkes 
verbinden müssen, um sie vor dem allseitig anstürmenden Nihilismus zu retten. 
Vom Wesen des Volkes 
Dem unverstellten kulturgeschichtlichen Blick zeigt sich, daß jedes Volk eine historisch ge-
wachsene Kulturgemeinschaft bildet, in der die Menschen eine ganz spezifische seelische 
Grundhaltung zur Welt einnehmen und zu einer besonderen Art des gedanklichen, künstleri-
schen und religiösen Strebens hinneigen.  
In der Sprache, in Wortbildung und Wortgebrauch, in Grammatik und Syntax, in Redewen-
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dungen und bildhaften Ausdrücken offenbart sich am unmittelbarsten die seelische Konfigura-
tion einer Volksgemeinschaft, die sich in Dichtung und Literatur ihren höchsten künstleri-
schen Ausdruck verschafft. Aber auch in den anderen Künsten wie der Malerei und der Mu-
sik, sowie in Wissenschaft, Recht und religiösem Leben prägt sich die seelische Eigentüm-
lichkeit eines Volkes in einer besonderen Form und eigenem Stil deutlich aus. … 
Vom Wesen der deutschen Kultur 
Eine der zentralen Eigenschaften des Deutschen ist sein Hang nach Gründlichkeit. Sie kommt 
nicht nur in der Qualität seiner materiellen Produkte, die aus einer vollständigen Durchdrin-
gung der naturwissenschaftlichen Gesetzmäßigkeiten und ihrer perfekten technischen Umset-
zung hervorgehen, sondern auch in allem geistigen Streben zum Ausdruck. Es ist der generel-
le Drang, den Dingen auf den Grund zu gehen, nicht an der Oberfläche zu bleiben, sondern zu 
den letzten Ursachen zu dringen, aus denen alles hervorwächst. …<< 
Die österreichische Online-Zeitschrift "Contra Magazin" berichtete im Oktober 2015 
(x933/…): >>Der Putsch von oben: Deutschland wurde von US-Merkel gekapert 
Wir erleben derzeit den Putsch von oben, eine Zerstörung des Staates durch die Bundeskanz-
lerin. Es ist an der Zeit, endlich demokratische und rechtsstaatliche Zustände herzustellen. 
Von Henry Paul (freischaffender Künstler) 
Damit wir uns richtig verstehen. Es geht nicht um eine persönliche Suada gegen eine mir nur 
hinlänglich bekannte Frau. Es geht mir um eine Verdeutlichung des politischen Zustandes, 
den die US-hörige Kanzlerin wissentlich, willentlich und vorsätzlich herbeigeführt hat. Frau 
Merkel hat sich des "souveränen Staates Deutschland" bemächtigt und hat aus diesem Staat 
ein totalitäres Regime geformt. Leise, still, anhaltend, nachhaltig, hinterhältig.  
Der Putsch von Oben. Die Frau, die uns tagtäglich mit "Demokratie-Geschwurbsel" vollsäu-
selt, die uns tagtäglich das "hohe Lied" der "offenen Gesellschaft", einer "notwendigen EU", 
eines "deutschen Willkommen-Landes" vorplärrt, hat das alles getan, um uns zu brainwashen, 
uns einzuseifen, damit wir von IHR selbst geputscht werden können. Denn das, was sie zur 
Zeit macht, ist der Putsch von OBEN. Ist die Zerstörung des Staates durch die Kanzlerin. 
Skandal wäre eine Untertreibung. Es ist eine Ungeheuerlichkeit was diese Frau da macht. Es 
ist ein kapitales Verbrechen an den Bürgern des Staates, dem sie als Regierungschefin vor-
steht. Es ist die teuflische Umsetzung eines Plans fremder Mächte, denn diese Kanzlette ist 
noch nicht einmal in der Lage, ihr Handeln gehirntechnisch zu begreifen; sie ist zu dumm da-
zu.  
Sie ist nur eine Marionette, eine Puppe der Umsetzung, eine willfährige Transformations-
Agentin, eine Pseudo-Kanzlerin, eine Lügnerin und Volksverhetzerin höchsten Grades. Kein 
Verbrechen ist schlimmer, als das, was diese Frau derzeit macht: sie zerstört einen angeblich 
souveränen Staat mitsamt ihren Bürgern.  
Sie zerstört ein Volk, daß sich so wohlverhalten hat wie kein Volk seit dem Zweiten Welt-
krieg. Sie zerstört unsere Ordnung, unsere Demokratie, unser Selbstbewußtsein, unser Stan-
ding, unsere Ehre, unsere Würde. Sie zerstört Deutschland. 
Sie hat geschickt agiert. Sie hat moralisch-psychologische Instrumente geschickt auf Geheiß 
eingesetzt, um den Großteil der Bevölkerung zu instrumentalisieren. Gutmenschentum und 
allgemeine Menschenrechte wurden benutzt, um Politik, also Verteilung von Machtverhältnis-
sen, auszuhebeln und ein Regime der Allein-Herrschaft auf breiter Front durchzusetzen. Be-
gonnen hat das alles mit ihrem Credo des Durchregierens, fortgesetzt durch das stupide Beam-
ten-Verfahren Schritt für Schritt, orchestriert durch eine rigide, US-amerikanisch untermauer-
te Total-Zensur aller Medien (Besatzungs- und Kontrollrecht der Presse existiert!) und anhal-
tende Manipulation des Volkes mit Hilfe von Brot und Spielen (Fußball) sowie den Talk-
Shows im Staatsfunk. 
Die Verdrehung der politischen Inhalte zu Apercues in den hinteren Seiten des Feuilletons 
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bei gleichzeitiger Aufmotzung völlig aberwitziger Nebensächlichkeiten und Staatsfunk-
Statements hat den Bürgern seit mindestens 5 Jahren eine Regierungsart vorgeführt, die sich 
im Wesentlichen um die Begriffe "Weltmeister-Export-Nation", "Globalisierungsvorteile", 
"wir sind die Besten" und "Ruhe ist die erste Bürgerpflicht" schert.  
Die Dauer-Berieselung mit den Null-Slogans der EU-Notwendigkeit, der Euro-Zwangsfinan-
zierung, der Schuldenrettungsarien, der Steuererhöhungen, der Entmündigung aller Bürger zu 
braven Sofahockern war der teuflische Plan der Dunkelmänner hinter ihr, obwohl sie selbst 
den Konstrukt einer DDR völlig verinnerlicht und nun zur weiteren Exekution gebracht hat. 
Wahrscheinlich ist es das einzige was sie wirklich kann. 
Deutschland soll komplett untergehen im Strom der unkontrollierten Muslime und Is-
lamisten. Unsere christliche Kultur soll zerstört werden. Unser Volk soll zerstört werden. Un-
ser Land soll uns weggenommen werden. Unsere Demokratie ist bereits aufgelöst, es herrscht 
der blanke Totalitarismus und die persönliche Diktatur der Frau Merkel und ihrer hundsfötti-
schen Kamarilla externer Couleur aus Großbritannien, Israel und den USA und indigener Va-
rianz aus Bonn und Berlin. Sie, die Merkel tut nichts, um die Situation zu retten.  
Sie darf auch nichts tun. Sie darf nur jeden Tag beschwichtigen, während die 300erter, die 
Dunkelmänner, die Mafiosi, die Finanzoligarchie, die Militär-Kamarilla, die NATO-Idioten, 
die grün-, rot- und dunkelrot gefärbten Sozialdeppen und Gutmenschen noch mehr hereinho-
len wollen.  
Damit das Land von innen ersäuft, von innen zerstört wird. All die sogenannten Demokraten 
und wohlanständigen Bürger, die sich in Parteien organisieren; all die Parteimitglieder und 
Mandatsträger haben immer noch nicht gerafft, um was es hier geht. Sie sind still und denktot. 
Sie fördern das System des Willkommens derjenigen, die uns morgen die Kehle durchschnei-
den. All die Pöstchenbesitzer, Stelleninhaber und Abzeichenträger haben noch nicht kapiert, 
daß wir bereits im Endspiel um die Total-Niederlage sind. Und das ohne Schiedsrichter. Foul-
Spiel heißt das Spiel. Treten, Hacken und Umlegen die Varianten. 
Weil unsere eigene Regierung, die eigenen Minister, die eigenen Geheimdienste, die eigene 
Polizei, die Bundeswehr, die Ministerpräsidenten der Länder, die Kreisvorsitzenden, die Bür-
germeister, die Ortsbeiräte noch nicht realisiert haben, daß es zu Ende geht: die kritische 
Masse der Übernahme ist bereits jetzt erreicht und es kommen immer noch 3-5 mal so viele 
hinzu.  
Die Signale waren und sind laut genug. Clan-Kriminalität, Mord, Totschlag, Ehrenmorde, 
Zwangsverheiratung, Gesetzesbruch, Polizisten-Angriffe, Richter-Bedrohungen, Parallelge-
sellschaft, Sozialbetrug, Arbeitsverweigerung, Dominanz-Brutalität, Einfordern von Privilegi-
en, Religions-Dominanz, Frechheiten als tägliches Spiel der Invasions-Macht, Bedrohung der 
Helfer, Vergewaltigung in den Lagern, kriminelles Showdown an täglicher Front. 
Das Signal des Totalitarismus ist die Aufforderung von Oben, nicht zu demonstrieren, 
sondern den "Flüchtlingen" zu helfen. Das ist wie der Befehl zur tätigen Mithilfe für die 
eigenen Henker. Wer noch einen Funken Verstand hat, sollte ihn jetzt benutzen, jetzt denken, 
was zu tun ist, jetzt Freunde und Bekannte informieren, sich mit allen Bürgern zusammen tun 
und gemeinsam unser Vaterland retten. 
Meine Ansage hieße: Der Notstand ist da. Widerstand nach Artikel 20 (4) GG ist allen deut-
schen Bürgern ab sofort erlaubt. Bundeswehr an die Grenzen - die deutschen Grenzen total 
dichtmachen. Keine Zuwanderung mehr nach Deutschland erlauben - egal wer und woher.<< 
Die "Schweriner Volkszeitung" berichtete am 21. November 2015: >>Der Weg von Angela 
Merkel: Von "Kohls Mädchen" zur Kanzlerin 
… Am 16. November 1999 offenbarte Kohl in einem ZDF-Interview, daß er während seiner 
Kanzlerschaft am Parteispendengesetz vorbei Millionenbeträge entgegengenommen hatte. 
Kohl weigerte sich unter Verweis auf sein Ehrenwort, die Geldgeber zu nennen. Ein Ex-
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Kanzler, der sein Ehrenwort höher stellte als das Gesetz. Da war das Maß wohl voll:  
Generalsekretärin Angela Merkel veröffentlichte am 22. Dezember 1999 einen Gastbeitrag in 
der "Frankfurter Allgemeinen Zeitung", in dem sie die Partei zur Abnabelung aufforderte: 
"Die Partei muß also laufen lernen, muß sich zutrauen, in Zukunft auch ohne ihr altes 
Schlachtroß ... den Kampf mit dem politischen Gegner aufzunehmen. Sie muß sich wie je-
mand in der Pubertät von zu Hause lösen, eigene Wege gehen." 
Die oft als Quotenfrau aus dem Osten diffamierte Merkel kratzte nicht nur am Denkmal ihres 
Ziehvaters, sie stieß es um. Was hat sie da geritten? Womöglich war es gerade die Prägung 
aus DDR-Zeiten: Merkel hatte erlebt, wie ein "Kabinett der greisen Männer", das Politbüro 
der SED, die losgelöst von der Wirklichkeit "da draußen" die Bodenhaftung längst verloren 
und sich in einer Scheinwelt eingeigelt hatten. …<<  
Die "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 6. Januar 2016: >>So viele Flüchtlinge kamen 
2015 nach Deutschland 
- Im vergangenen Jahr wurden so viele Asylanträge wie nie zuvor in Deutschland gestellt - 
insgesamt 476.649. 
- Der mit 34 Prozent größte Anteil der Asylbewerber kommt aus Syrien. 
- Die Zahl der tatsächlichen Einreisen von Schutzsuchenden liegt deutlich höher: Dem Innen-
ministerium zufolge wurden fast 1,1 Millionen Personen registriert. 
Im Jahr 2015 haben mehr als eine Million Flüchtlinge Deutschland erreicht. Bis zum 31. De-
zember registrierten die Behörden genau 1.091.894 Schutzsuchende, wie das Bundesinnenmi-
nisterium in Berlin mitteilte. ...<< 
"ZEIT ONLINE" berichtete am 1. Februar 2016 über die Flüchtlingskrise: >>Flüchtlinge ko-
sten Deutschland 50 Milliarden Euro  
Das Institut der deutschen Wirtschaft prognostiziert wegen der Flüchtlingskrise hohe Kosten 
für 2016 und 2017. Vor allem Unterkunft und Verpflegung seien teuer.  
Unterbringung, Verpflegung sowie Integrations- und Sprachkurse für Flüchtlinge werden den 
Staat nach einer Prognose des Kölner Instituts der deutschen Wirtschaft 2016 und 2017 knapp 
50 Milliarden Euro kosten.  
Im laufenden Jahr fielen für Unterbringung und Verpflegung von rund 1,5 Millionen Asylbe-
werbern 17 Milliarden Euro an, berichtete die Rheinische Post unter Berufung auf eine IW-
Studie. Hinzu kämen weitere fünf Milliarden Euro für Sprach- und Integrationskurse.  
Im kommenden Jahr erhöhen sich die Unterbringungskosten dem Bericht zufolge auf 22,6 
Milliarden Euro, wenn die Zahl der Migranten auf 2,2 Millionen steigt. Zusammen mit den 
Integrationskosten fielen 27,6 Milliarden Euro im Jahr 2017 an, zitierte das Blatt aus der Pro-
gnose des arbeitgebernahen Instituts.  
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 4. November 2016: >>Rot-rot-
grüne Erziehungsdiktatur 
"Schlimmer geht’s nimmer?" - Solche Stoßseufzer sollte man in der Politik tunlichst vermei-
den, sie werden zu schnell von der Wirklichkeit widerlegt. Wer geglaubt hat, mit dem rot-
schwarzen Stillstandssenat der letzten fünf Jahre wäre schon der Tiefpunkt des Regierungs-
versagens in der deutschen Hauptstadt erreicht gewesen, wird durch die ersten durchgesicker-
ten Details aus dem rot-rot-grünen Koalitionsvertrag eines besseren belehrt. 
Denn was unternimmt ein Bundesland, das vom pausenlosen Ansturm der Masseneinwande-
rung sowieso schon überfordert ist und nicht mehr weiß, wohin mit all den illegalen Einwan-
derern? Genau: Einen faktischen Abschiebestopp. Nichts anderes bedeutet die Einigung der 
Scharf-Links-Koalition, Abschiebungen künftig nur noch als "ultima ratio" vorzunehmen. 
Wer soll’s bezahlen? 
Dem Erfindungsreichtum sind keine Grenzen gesetzt: Keine Abschiebungen aus Krankenhäu-
sern und Schulen, keine Trennung von Familien, mehr Wohnungen für illegale "Asyl-Immi-



 236 

granten" (wer soll’s bezahlen? Berlin ist faktisch pleite!), und eine "Expertenkommission", die 
"alle juristischen Möglichkeiten ausloten" soll, "damit Flüchtlinge bleiben können". Selten hat 
eine Landesregierung die Entschlossenheit zum offenen Rechtsbruch frecher schwarz auf 
weiß festgehalten. 
Daß ausgerechnet CDU-Innenstaatssekretär Bernd Krömer sich darüber echauffiert, ist aller-
dings eine lustige Ironie. Schließlich hätte ja der CDU-Innensenat auch schon dafür sorgen 
können, die rund zehntausend abgelehnten Asylbewerber, deren Abschiebung überfällig ist, in 
ihre Heimatländer zurückzuschaffen. 
Rot-Rot-Grün aber sind sogar die gerade mal 1.748 Abschiebungen im laufenden Jahr schon 
zuviel. Krömer indes verweist fröhlich darauf, daß ja auch der rot-rote Vorgängersenat bis 
2011 geltendes Recht schon nicht angewandt hätte. Das Schwarze-Peter-Spiel der organisier-
ten Verantwortungslosigkeit hat Methode, nicht nur in Berlin. 
Autofahrer: Lieblingsfeind aller Öko-Ideologen 
Mindestens so begeistert wie an der Verhätschelung von "Flüchtlingen" und der von ihnen 
abhängigen Asylindustrie-Klientel basteln linke Regierungen allerdings an der Erziehungsdik-
tatur zur Bevormundung entnervter Bürger. Und wer eignet sich dazu besser als die Autofah-
rer, Lieblingsfeind aller linken und grünen Öko-Ideologen? 
Noch weniger Parkplätze, noch mehr Tempo-30-Zonen, noch schmalere Straßen, Ausweitung 
bereits grandios gefloppter Experimente wie der "Begegnungszonen" mit Gleichberechtigung 
aller Verkehrsteilnehmer und noch mehr Park-Abzocke sind nur einige Punkte aus dem 
genüßlich durchgestochenen Horrorkatalog. 
Damit nicht genug: Der Boulevard Unter den Linden soll zur Fußgängerzone werden - nicht 
nur vor dem wiedererrichteten Schloß, wo eine Verbindung zum Lustgarten sinnvoll wäre, 
sondern gleich auf der ganzen Länge, damit das Verkehrschaos auf den Parallelstraßen ins 
Unermeßliche steigt. 
Nicht Konjunkturmotor, sondern Subventionsempfänger 
Sollen die Berliner doch Fahrrad fahren, die notorisch unpünktliche S-Bahn nehmen oder in 
den öffentlichen Verkehrsmitteln unerfreuliche Begegnungen mit Taschendieben und gewalt-
bereiten orientalischen Landnehmern riskieren. Das rot-rot-grüne Spitzenpersonal, das sich so 
gern mit seiner Liebe zu Fahrrad und U-Bahn spreizt, wohnt ja gediegen und hat im Senato-
renrang nebenher auch Anspruch auf Dienstwagen und Chauffeur. 
Ja, aber in London oder Oslo gibt es doch sogar die noch viel strengere City-Maut, rigorose 
Fahrverbote, oder die Innenstadt ist sogar komplett gesperrt, hört man die politisch korrekten 
Sekundanten zu Hilfe eilen. Das sind allerdings auch Hauptstädte, deren durchschnittliche 
Wirtschaftsleistung über dem Rest des Landes liegt. 
Berlin aber ist in Deutschland nicht Konjunkturmotor, sondern Subventionsempfänger, dessen 
künftige linke Regierung nichts dabei findet, aus ideologischen Gründen den wenigen wirt-
schaftlich Produktiven mit lustvoll ausgedachten Verkehrsschikanen das Leben noch saurer zu 
machen. Dümmer geht immer.<< 
Die Internet- & Blogzeitung für die Zivilgesellschaft "DIE FREIE WELT" berichtete am 26. 
Februar 2017 (x902/…): >>Merkel schafft das "deutsche Volk" ab 
"Wir haben uns nicht für die Einheit Deutschlands eingesetzt, um als "Deutsche" beseitigt zu 
werden."  
Veröffentlicht von Willy Wimmer  
Der Bundeskanzlerin darf man nichts mehr durchgehen lassen. Das hat das deutsche Volk bei 
der Migrationsentwicklung seit 2015 erfahren können. Die Bundeskanzlerin erhob sich über 
das Gesetz und verfügte eigenmächtig, wie zu verfahren sei. Seither hat der Deutsche 
Bundestag in einer All-Parteien-Bewegung die Vorgehensweise der Bundeskanzlerin gestützt. 
Anstatt Sie wegen der Außer-Kraftsetzung deutschen und europäischen Rechts zur Rechen-
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schaft zu ziehen, hat das Berliner Parlament es hingenommen, unsere Grenzen absolut 
schutzlos zu lassen. 
Wir sind die Eingeborenen von Merkelonien 
Die Bundeskanzlerin geht jetzt einen Schritt weiter. Sie schafft das "deutsche Volk" 
eigenmächtig ab. Wie die Äußerungen der Bundeskanzlerin seit einiger Zeit deutlich machen, 
geht sie gezielt vor. Unsere Gesetze fegt sie beiseite, denn das "deutsche Volk" sind nun mal 
die "deutschen Staatsbürger" und nicht alle Menschen, die sich auf dem Territorium Deutsch-
lands aufhalten. Aber wer weiß es denn? Vielleicht wird "Deutschland" durch diese Dame 
abgeschafft. Anders kann man nicht werten, was die Bundeskanzlerin vor wenigen Tagen auf 
dem CDU-Landesparteitag in Mecklenburg-Vorpommern von sich gegeben hat. ...<< 
"SPIEGEL ONLINE" berichtete am 24. April 2017: >>AfD-Parteitag in Köln: Jagdszenen 
am Rhein - Kolumne 
Demokratie und Feigheit Jagdszenen am Rhein  
Wo ist eigentlich der Bundespräsident, wenn man ihn braucht? In Köln wurden AfD-
Delegierte von der Antifa drangsaliert und bedroht - und die politische Klasse in Deutschland 
scheint das völlig in Ordnung zu finden. 
Eine Kolumne von Jan Fleischhauer  
Gibt es im Schloß Bellevue einen Fernseher? Hat der Bundespräsident die Straßenszenen vor 
dem AfD-Parteitag aus Köln gesehen? Oder bekommt er die Nachrichten erst mit dem offizi-
ellen Pressespiegel seines Amtes vorgelegt? 
Ich habe auf ein Wort des Bundespräsidenten gewartet. Ihm liege die Verteidigung der 
Demokratie besonders am Herzen, hat Frank-Walter Steinmeier zur Amtseinführung gesagt. 
Wir müßten nicht nur über Demokratie reden, wir müßten wieder für sie streiten. "Demokratie 
ist die Staatsform der Mutigen", sagte er, deshalb dürfe man von ihm erwarten, daß er partei-
isch sein werde, parteiisch für die Sache der Demokratie. 
Eine Partei, die in elf Landtage eingezogen ist, zum Teil mit zweistelligen Ergebnissen, hält in 
einer deutschen Großstadt einen Bundesparteitag ab. Schon vor dem Termin wird das Hotel, 
in dem der Parteitag stattfinden soll, bedroht, um eine Stornierung der Buchung zu erreichen. 
Die Mitarbeiter erhalten Todesnachrichten; der Direktor verläßt das Hotel nicht mehr, weil die 
Polizei ihm sagt, daß sie andernfalls nicht für seine Sicherheit garantieren könne. 
Zum Auftakt des Parteitags können Delegierte nur unter Polizeischutz den Tagungsort errei-
chen. Stahlgitter und Wasserwerfer sind aufgefahren, um die Veranstaltung zu schützen. Wo 
die Beamten nicht schnell genug sind, werden Delegierte nicht nur beschimpft, sondern auch 
körperlich attackiert. Auch Journalisten müssen mit Schikanen rechnen, wenn sie sich nicht 
sofort als solche zu erkennen geben.  
"Bist du Nazi?" - "Journalist." - "Weis dich aus!" Der Dialog stammt nicht von einer Pegida-
Demo, die für das Dunkeldeutschland symbolisch geworden ist, sondern vom Rand der Pro-
stete, die nach Auskunft der Veranstalter ein offenes, tolerantes, buntes Köln zeigten. Berich-
tet hat ihn Miriam Hollstein, die für die "Bild am Sonntag" akkreditiert war. Es ist ein kleiner 
Ausschnitt dessen, was sich am Wochenende in Köln zugetragen hat, aber ein vielsagender. 
Bin ich der Einzige, der es verstörend findet, wenn eine Partei in Deutschland nur noch unter 
Polizeischutz ihr Programm debattieren kann, und niemand in der politischen Elite des Landes 
daran etwas auszusetzen hat? In den Berichten zum AfD-Parteitag in Köln wurde nahezu ein-
hellig gelobt, wie friedlich die Stimmung auf den Protestveranstaltungen geblieben sei. Man 
kann auch sagen: Die demokratische Öffentlichkeit ist bescheiden geworden. Wenn sich die 
Antifa anmeldet, um ihr Verständnis von Toleranz zu demonstrieren, gilt es schon als Erfolg, 
wenn anschließend nicht die halbe Stadt brennt.  
Es sei eine "Provokation", daß die AfD ausgerechnet Köln als Versammlungsort gewählt ha-
be, hat die Kölner Oberbürgermeisterin Henriette Reker erklärt. Auch die Ministerpräsidentin 
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Hannelore Kraft benutzte das Wort. "Es ist eine Provokation. Aber sie haben die falsche Stadt 
und das falsche Bundesland ausgesucht", war ihr Kommentar anläßlich des traurigen Um-
stands, daß es 4.000 Polizisten brauchte, um 516 AfD-Delegierten die freie Meinungsbildung 
zu ermöglichen. Kraft meinte mit dem Satz nicht die Demonstranten, die die im Einsatz be-
findlichen Polizeibeamten als Faschistenbeschützer beschimpften, sondern die Delegierten, 
die von ihrer Versammlungsfreiheit Gebrauch machten. 
Eine Provokation? Wo hätte sich die AfD denn statt dessen versammeln sollen, um ihr Pro-
gramm für die Bundestagswahl zu beraten: in Duisburg, in Essen? Oder besser nirgendwo in 
NRW, weil ein AfD-Parteitag das Wir-Gefühl stört, das die SPD im Wahlkampf plakatiert? 
Aber was wäre dann nach Meinung der Ministerpräsidentin ein geeigneter Ort gewesen: die 
Hallig Hooge? 
Mir fallen tausend Dinge ein, was ich an der AfD auszusetzen habe. Mit Leuten wie 
Alexander Gauland an der Spitze ist die Partei auf dem Weg in die Einöde der politischen 
Randzone. Spätestens nach dem Parteitag in Köln ist klar, daß man in der AfD alles sagen 
darf, ohne daß es Konsequenzen hat: Man kann in dieser Partei Reinhard Heydrich für einen 
ordentlichen Mann halten und Anders Breivik für jemanden, der aus Verzweiflung zum Mas-
senmörder wurde. Gauland ist der Letzte, der den Willen und die Courage hat, solchen Irrsinn 
abzustellen. 
Aber die AfD ist keine verbotene Partei. Bislang ist sie noch nicht mal ein Fall für den Verfas-
sungsschutz. Ich kenne außerdem eine Reihe von Politikern, von denen ich mir wünschen 
würde, sie hielten den Mund, ohne daß ich auf die Idee käme zu verlangen, daß man sie am 
Reden hindert. Ich finde auch die Positionen der Linkspartei unangenehm. Dennoch würde ich 
das Gleiche schreiben, wenn rechtsradikale Hooligans versuchten, einen Parteitag der Linken 
zu unterbinden. 
Das ist ein reizvolles Gedankenspiel: Glauben wir, daß die politische Klasse in Deutschland 
stumm bliebe, wenn rechte Horden Abgeordnete der Linken auf dem Weg zum Parteitag 
drangsalieren würden? Meine Vermutung ist: eher nicht. 
Der Bundespräsident bricht diese Woche zu einer großen Deutschlandreise auf, um, wie sollte 
es anders sein, die Demokratie zu stärken. Die erste Etappe ist Bayern, das ist natürlich eine 
untadelige Wahl. Aber vielleicht könnte Steinmeier auch einen Halt in Köln einlegen, um den 
Demokratiebewahrern dort zu sagen, daß jedenfalls nicht viel Mut dazugehört, wenn man mit 
10.000 Gleichgesinnten gegen 500 Andersdenkende antritt.  
Mutig ist es, gegen die Mehrheit zu stehen. Leider wird beides in Deutschland oft verwech-
selt. Das ist, wenn man so will, unsere Tragik.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "The European" berichtete am 1. Mai 2017: >>ARD be-
zeichnet Weidel als "Nazi-Schlampe" 
Kaum ist der nur mit großem Polizeiaufgebot möglich gewesene AfD-Parteitag vorüber, da 
versuchen ARD und ZDF erneut, alles in den Dreck zu ziehen, was mit der AfD zusammen-
hängt. Und die Methoden werden immer übler. Zuerst schlug "Monitor" zu, bevor "Extra 3" 
dann einen neuen Tiefpunkt der Hetze erreichte. 
Nachdem viele gehofft hatten, die Alternative für Deutschland würde sich auf ihrem Parteitag 
am letzten Wochenende selbst zerlegen, verlief dieser dann aber letztlich doch recht gut. Die 
AfD wählte Alexander Gauland und Alice Weidel zum Spitzenteam für den Bundestagswahl-
kampf, und in der Demoskopie geht es wieder etwas nach oben.  
Nun ziehen die hegemonialen Mainstream-Medien erneut alle Register, um die Partei nieder-
zuschreiben und schlechtzureden. Ein weiterer, trauriger Tiefpunkt wurde hierbei in der ARD 
erreicht. Zuerst fing es bei "Monitor" an, dann ging es bei "Extra 3" direkt weiter: Hetze ohne 
Ende und das auf teilweise aller übelste Art. Ausdrücke wie "braune Suppe", "rechts", "Frem-
denfeindlichkeit" fielen in Variationen immer und immer wieder. 
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Hier einige weitere Zitate: "Ich würde auch nicht vor die Tür gehen, wenn ich weiß, daß der 
Meuthen da rumläuft", "brauner Rauch stieg auf", "Endsieg", "Rechtsradikale von der AfD", 
"es hat sich sehr viel geändert, zum Beispiel hat sich schon lange keiner mehr in seinen Bun-
ker verkrochen und seinen Schäferhund vergiftet", "Sie sprechen die Partei mit dem Herzen 
an und wie ist das, wenn immer nur ein Arsch antwortet?", "es herrscht blanker Haß in der 
Partei", "bei Alice Weidel ist rechts kein Platz mehr frei" (soll heißen: weiter rechts geht es 
nicht mehr), "die AfD ist wie ein Teller Chicken Wings, da gibt es auch viele Flügel, aber so-
lange alle braun sind, ist das in Ordnung". 
Alexander Gauland, der Grandseigneur der Partei, wurde als "brauner Hetzer" und "senil" titu-
liert. Und dann der Höhepunkt: Dr. Alice Weidel, seit langem Mitglied des Bundesvorstandes 
der AfD, wurde als "Nazi-Schlampe" bezeichnet. 
Ich hatte den Eindruck, das hört gar nicht mehr auf. Gefühlt ging das in beiden Sendungen 
zusammen mindestens 20 bis 30 Minuten, alleine bei "Extra 3" tatsächlich gestoppt über 13 
Minuten non stop nur gegen die AfD, siehe ab Minute 23:22, und anschließend kam dann 
gleich Marine Le Pen auch noch dran. 
Stigmatisierung und Diffamierung durch Konditionier ung 
Die Masche ist klar. Gewisse Kräfte in der Gesellschaft haben es durch jahrzehntelange In-
doktrination geschafft, bestimmte Ausdrücke wie zum Beispiel "rechts" vollkommen zu dis-
kreditieren. "Rechts" klingt inzwischen für die meisten negativ, was völlig ungewöhnlich ist, 
hat dieses Wort doch ursprünglich eine sehr positive Bedeutung von "den rechten Weg fin-
den", "rechtschaffen", "Rechtsstaat", "Recht und Ordnung" usw. "Rechts" ist eigentlich eng 
verwandt mit "richtig" im Gegensatz zu "links", das an linkisch (ungeschickt, plump), an 
"falsch" im Sinne von hintertrieben erinnert usw. 
Der Stigmatisierungs- und Diffamierungs-Trick funktioniert wie folgt: Man arbeitet zunächst 
daran, einen Ausdruck, hier "rechts" über Jahrzehnte hin extrem negativ zu konnotieren, am 
besten mit schrecklichen Bildern - die meisten denken bei "rechts" heute an Hitler und den 
Holocaust, also die allerschlimmsten Verbrechen. Sie denken nicht an Freiheitsliebe, was in 
Wahrheit viel mehr mit rechts zu tun hat. Und diese negativen Assoziation werden immer und 
immer wieder heraufbeschworen. 
Die Steigerung von "rechts" ist zunächst "rechtsgerichtet", dann "rechtsradikal" und der Su-
perlativ der Stigmatisierung ist schließlich "Rassist" oder "Nazi". Schafft man es, jemanden 
als Rassisten oder Nazi abzustempeln, ist er verloren. Kein Mensch hört ihm dann noch un-
voreingenommen zu. Ja, so kann man Leute regelrecht zerstören.  
Und genau das ist von den Akteuren, die so operieren, auch gewollt. Denn schafft man es, ein 
Etikett "Nazi" auf eine Flasche Wein, hier die AfD zu kleben, so wollen 80 bis 90 Prozent 
diesen Wein nicht mehr trinken, weigern sich strikt, die Flasche zu öffnen und auch nur einen 
Schluck zu probieren, egal wie der Wein in der Flasche tatsächlich schmeckt. Ihnen reicht der 
Anblick des Etiketts, das in ihnen ein Übelkeits-Empfinden und Angst-Gefühle evoziert, um 
diese auf den Wein in der Flasche zu übertragen. Sie sind dann absolut unfähig, sich davon 
nochmal zu lösen. Die Übertragung und Kopplung ist wie bei Pawlows Hund kaum rückgän-
gig zu machen. 
Das Etikett ist dann erfolgreich verpaßt. Die Assoziationen laufen unterhalb der Bewußtseins-
Ebene: rechts - rechtsradikal - braun - braune Suppe - eklig - Nazi - AfD - widerwärtige Par-
tei - nicht wählbar - muß bekämpft werden - muß vernichtet werden - mit allen Mitteln - Hitler 
hat man damals nicht gekriegt, leider! - aber jetzt! - die sind fällig - wenn wir die jetzt leiden 
lassen und fertig machen, richtig fertig, dann können wir vielleicht die nie gesühnte Schuld 
von damals doch noch abtragen … 
Es ging niemals wirklich um Höcke 
Was gestern auffiel und das scheint mir sehr aufschlußreich zu sein: Nachdem Höcke sich 
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selbst aus dem Schußfeld genommen hat, indem der dem Parteitag vollkommen fern blieb - 
das Maritim-Hotel hatte ihm wohl sogar Hausverbot erteilt -, schoß man nun gegen andere: 
Meuthen, Gauland und auch Weidel. Alle wurden niedergemacht. Alle! 
Das ist ein Beleg für die Vermutung: Es geht und ging in Wahrheit niemals um Höcke. Wenn 
der weg wäre, würde man sich sofort den nächsten aussuchen und dann den gezielt abschie-
ßen. Dann den übernächsten und überübernächsten und immer so weiter. Sollten die AfD-ler 
auf diesen Trick reinfallen, dann müssen sie wohl damit rechnen, daß dies niemals aufhören 
wird. Denn sobald deren zahlreichen Feinde merken, daß sie mit dieser Strategie Erfolg ha-
ben, die eine völlig gängige Kriegsführungs-Praxis darstellt - immer einen am Rand abzu-
schießen und wenn der gefallen ist, den nächsten -, dann werden sie damit immer weiterma-
chen. Und das wird niemals enden. 
Einzig sinnvolle Gegenstrategie: Geschlossenheit 
Wenn die AfD gut beraten ist, dann sollte sie also nicht auf all die Schlaumeier hören, die von 
strategischem Denken meist so viel Ahnung haben wie eine Kuh von der Käseherstellung und 
die meinen, wenn man Höcke und einige andere opfere, dann werde das aufhören, dann wäre 
man plötzlich ganz lieb zur AfD, die Diffamierungen hörten dann auf, man würde dann end-
lich fair berichten und die "bürgerliche Mitte" wählte dann plötzlich in Scharen die AfD. Ge-
gen dieses gezielte Abschießen Einzelner am Rande, welcher sich dadurch natürlich immer 
weiter verschiebt, wird es nur eine sinnvolle Gegenstrategie geben: alles abprallen lassen. Ab-
solute Geschlossenheit. 
Man sollte sich innerhalb der Partei klar machen: die am Rand gehören dazu und schützen die 
anderen. Also müssen diese ihnen Rückendeckung geben, auch wenn sie eine andere Position 
haben als jene. Das gehört nun mal zu einer Partei dazu, die ein gewisses Spektrum abdecken 
will. Und wenn die AfD eine Volkspartei werden oder sein will - das Zeug dazu hat sie alle-
mal -, dann muß sie genau das aushalten. 
Wichtig wird sein, daß alle eine gemeinsame Basis haben und bei aller Unterschiedlichkeit für 
den gemeinsamen Erfolg kämpfen. Die sachlichen und auch menschlichen Differenzen gilt es 
auszuhalten und auf faire Art und Weise auszutragen. Nach außen aber wird nur Geschlossen-
heit helfen können gegen diese massiven Diffamierungen und bösartigen, niveaulosen Attak-
ken unterhalb sämtlicher Gürtellinien. 
Ausblick 
Die Gegner dieser Partei, die auf absehbare Zeit viel mächtiger sind und nicht nur die Medien 
vollkommen unter ihrer Kontrolle haben, werden alles versuchen, die AfD auseinander zu 
dividieren. Dabei werden sie insbesondere immer wieder versuchen, einzelne Leute rauszu-
schießen. Läßt die AfD sich darauf ein, wird das niemals aufhören. Denn hat der Gegner 
erstmal Blut geleckt, wird er das immer weiter treiben. Jetzt sind schon Meuthen und Weidel 
dran. Wer hätte das vor einigen Wochen oder Monaten gedacht? 
Vielleicht ein kleiner Trost für die AfD und ihre Anhänger: Auf lange Sicht setzt sich die 
Wahrheit fast immer durch. Manchmal dauert es nur schrecklich lange. Das antidemokrati-
sche, faschistoide Parteien-Kartell wird sich auf Dauer nicht durchsetzen. Die Leute sind zwar 
meist ein bißchen blöd, die meisten aber nicht völlig. Immer mehr werden merken, was hier 
abläuft. Die Parole der AfD könnte also lauten: durchhalten und strategisch denken. Das wird 
ein langer Kampf, der aber durchaus zu gewinnen ist.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im Juni 2017 im COMPACT-
Spezial Nr. 14 (x343/60-62): >>Die Deutschland-Abschaffer 
_ von Martin Müller-Mertens 
Der Haß auf das eigene Volk gehört zur politischen DNA der Grünen. Ihre Ziele: Mehr Ein-
wanderung, mehr Einbürgerungen und freie Bahn für Migrantengewalt. 
Claudia Roth ist die Oma der Antideutschen. Unvergessen ihr Ausspruch in einer Talkshow 
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2004: "Die Türken haben Deutschland nach dem Krieg wieder aufgebaut." Die gescheiterte 
Kulturstudentin und langjährige Managerin der Anarcho-Kultband Ton, Steine, Scherben hat 
nie durch intellektuelle Ausarbeitungen von sich reden gemacht, aber zielsicher und oft trä-
nenreich den Zeitgeist an der Schnittstelle von Prosecco-Autonomen und Bionade-
Bourgeoisie getroffen: Ein Herz für afrikanische Flüchtlinge, hoch die internationale Solidari-
tät  und ihr Evergreen "Deutsche sind Nichtmigranten, mehr nicht!" So rotiert sie seit 25 Jah-
ren von einem gutdotierten Grünenposten zum nächsten. 
Haß 1989, Pleite 1990 
… Mit "Alle reden von Deutschland. Wir reden vom Wetter" zogen die Grünen im Herbst 
1990 in den Wahlkampf für den ersten gesamtdeutschen Bundestag. Ihr Anliegen: Statt über 
die ungeliebte Wiedervereinigung wollte die Partei über Umweltzerstörung und sauren Regen 
sprechen. Doch die demonstrativ zur Schau gestellte Gleichgültigkeit über das Ende der Tei-
lung verfehlte in Westdeutschland mit nur 4,8 Prozent ihr Ziel. Dagegen konnte die ostdeut-
sche Partnerorganisation Bündnis 90 - die Deutschen votierten 1990 einmalig in zwei getrenn-
ten Wahlgebieten - von mageren 2,9 Prozent bei den Volkskammerwahlen im März auf 6,1 
Prozent zulegen. Die erst drei Jahre später in den Grünen aufgegangene Bürgerbewegung hat-
te die Wetter-Parole nicht übernommen. 
Wohl kaum ein Thema löst bei den Grünen eine solche Mischung aus emotionalem Haß und 
pseudointellektueller Verachtung aus wie das eigene Land. Dabei markiert die Wiedervereini-
gung keineswegs den Beginn, sondern einen ersten Höhepunkt antideutscher Ausbrüche.  
"Für einen Gutteil der Westlinken war die deutsche Teilung die gerechte Strafe für National-
sozialismus und Krieg und zugleich eine Vorkehrung gegen eine Wiederkehr der Gespenster 
der Vergangenheit", schrieb Ralf Fücks, 1989 bis 1990 einer von drei Grünen-Vorsitzenden 
und an der Vorbereitung des Wetter-Wahlkampfes unmittelbar beteiligt. Hinzu kamen äußerst 
eigennützige Überlegungen. "Die politische und kulturelle Dominanz der Toskana-Linken war 
in Gefahr." 
Die Furcht vor einem erwachenden deutschen Nationalismus mochte 1990 einer zumindest 
subjektiv empfundenen Rationalität entsprechen. Tatsächlich erwies sich weder die vergrößer-
te Bonner noch die spätere Berliner Republik als das herbeihalluzinierte Vierte Reich. Statt 
den eigenen Irrweg zu korrigieren, steigerten die Grünen - wie praktisch die gesamte politi-
sche Linke - ihr Antideutschtum jedoch zu einem pathologischen Haß. 
Insbesondere der Grünen-Vorsitzende Cem Özdemir - im Falle einer Regierungsbeteiligung 
vermutlich Vizekanzler  - tat sich wiederholt mit rüden Ausbrüchen hervor. Seinen 2009 im 
Berliner Tagesspiegel wiedergegebenen Satz "In zwanzig Jahren haben wir eine grüne Bun-
deskanzlerin, und ich berate die türkische Regierung bei der Frage, wie sie ihre Probleme mit 
der deutschen Minderheit an der Mittelmeerküste in den Griff bekommt", bestätigte der heute 
51-Jährige mittlerweile, will ihn jedoch ironisch gemeint haben. Die Worte "Der deutsche 
Nachwuchs heißt jetzt Mustafa, Giovanni und Ali!" verharmlost Özdemir auch im Rückblick 
als unspektakulär. 
Das Staatsbürgerschaftsmärchen 
Die Strategie der Grünen hat sich dabei über die Jahrzehnte kaum verändert: Die eigenen 
Wünsche werden gebetsmühlenartig als Realitäten halluziniert, um anschließend die angeb-
lich notwendigen Konsequenzen anzumahnen. "Wir haben eine multikulturelle Gesellschaft in 
Deutschland, ob es einem gefällt oder nicht", behauptete Claudia Roth, damals Menschen-
rechtsbeauftragte der Bundesregierung, im November 2004. Rund sechs Wochen vorher hatte 
sie mit der Erkenntnis brilliert: "Die Türken haben Deutschland nach dem Krieg wiederaufge-
baut". 
Im Zentrum der Multikulti-Forderungen stand dabei lange das Staatsangehörigkeitsrecht. Bis 
zum Jahr 2000 basierte es - mehrfach angepaßt - auf dem Reichs- und Staatsangehörigkeitsge-
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setz von 1913 und sah die Abstammung als entscheidendes Kriterium vor.  
Im Gegensatz dazu forderten die Grünen nach ihrer Regierungsbeteiligung 1998 die automati-
sche Einbürgerung von in Deutschland geborenen Ausländerkindern. "Wer hier geboren wur-
de, sollte Deutscher sein", faßte Jürgen Trittin, unter Rot-Grün Bundesumweltminister, noch 
2016 in einem Gastbeitrag für den Spiegel zusammen und behauptete: "Deutschland schloß zu 
den europäischen Standards eines republikanischen Staatsbürgschaftsrechts auf."  
Dabei müßte Trittin wissen, daß dieses zentrale Argument schlicht falsch ist. "Es gibt EU-weit 
keinen einzigen Fall, wo diese Bestimmung (das Geburtsprinzip)bedingungslos zur Geltung 
kommt", räumt selbst die migrationsfreundliche Medien-Servicestelle Neue Österrei-
cher/innen ein. Mehr noch: "In neun Staaten (Dänemark, Estland, Lettland, Litauen, Malta, 
Polen, Schweden, der Slowakei und Zypern) wird das Territorialprinzip weder in allgemeiner 
Form noch als fördernder Faktor zum Staatsbürgerschaftserwerb herangezogen." 
Köln? Nicht so schlimm 
Das Bild des Ausländers als edlem Bereicherer darf dabei durch nichts gestört werden. So 
deuteten die Grünen die Belästigungsorgie durch Flüchtlinge und Migrantenbanden in der 
Kölner Silvesternacht 2015/16 routiniert zu einem Fall gewöhnlicher sexistischer Männerge-
walt um. "Jeder noch so gut erzogene Mann ist ein potentieller Vergewaltiger", fabulierte der 
Hamburger Partei-Vize Michael Gwosdz auf Facebook. Bundestagsvizepräsidentin Claudia 
Roth war ebenfalls umgehend zur Stelle, um das Wüten des Sexmobs zu relativieren. "Es gibt 
auch im Karneval oder auf dem Oktoberfest immer wieder sexualisierte Gewalt gegen Frau-
en", verkündete sie am 8. Januar 2016 in der Welt.  
Statt um die belästigten Frauen sorgten sich auch die Grünen in der Domstadt nun vor allem 
um den vermeintlich guten Ruf der an den Rhein geströmten Asylanten. "Es ist hingegen un-
erheblich, welche Herkunft die Täter haben. ... Daher treten wir all denjenigen entgegen, die 
nun diese Übergriffe zur Hetze gegen hier lebende Flüchtlinge mißbrauchen wollen", hieß es 
in einer Erklärung der Kölner Ratsfraktion vom 5. Januar 2016. 
"Jeder noch so gut erzogene Mann ist ein potentieller Vergewaltiger."  
Michael Gwosdz 
Selbst die - seit der Asyllawine vielfach bekannt gewordenen - Kinderehen möchten die Grü-
nen nicht pauschal ablehnen. Zwar gab sich die Partei in der Debatte - womöglich aufgrund 
der eigenen Vergangenheit mit Pädophilen - vergleichsweise einsilbig. Eine Presseerklärung 
aus der Bundestagsfraktion im September 2016 machte jedoch deutlich: "Das Problem von 
Kinderehen läßt sich bei näherer Betrachtung kaum durch einen Federstrich des Gesetzgebers 
lösen. ... Die Aufhebung einer Ehe auf Antrag eines Dritten oder des Jugendamtes gegen den 
tatsächlichen Willen der verheirateten Jugendlichen wäre allerdings ein schwerer Eingriff in 
deren Persönlichkeitsrechte."<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 13. August 2017: >>Planwirtschaft 
läßt grüßen 
Erich Honecker hätte am "Dieselgipfel" seine helle Freude gehabt: Die Autohersteller müssen 
antreten, um sich von der Politik sagen zu lassen, unter welchen Bedingungen sie weiter Au-
tos bauen dürfen - und welche. Daß man nur ein weiteres überschaubares Lösegeld an die 
Umverteilungspolitiker bezahlen muß und Massenenteignungen der Kunden durch Fahrverbo-
te noch mal abgewendet werden konnten, feiern sie schon als Erfolg. 
Nach der faktenfreien Panik, mit der zuletzt Atomausstieg und "Energiewende" inszeniert und 
übers Knie gebrochen wurden, offenbart die geschürte Hysterie um Feinstaub und Diesel-
emissionen ein weiteres Mal den bedenklichen Geisteszustand der tonangebenden Kräfte in 
einem Land, das immer noch zu den führenden Industrienationen der Welt zählt. 
Der "Diesel-Skandal" ist ein Phantomproblem 
Die Zutaten sind skrupellose Öko-Lobbyisten und bornierte Sektierer in Politik und Medien, 
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die bedenkenlos den industriellen Kern demontieren; eine opportunistische Regierungspartei, 
die vom Fürsprecher ökonomischer Vernunft und unternehmerischer Freiheit zum Handlanger 
ideologiegetriebener Wirtschaftshasser und Technikfeinde geworden ist; hasenfüßige Fachleu-
te und Konzernlenker, die sich in ihrer Subventionsmentalität weiter an die Politik klammern 
und vor dem grün-linken Zeitgeist einen Kotau nach dem anderen vollführen, statt seinen Zu-
mutungen energisch und rational zu widersprechen. 
Der "Diesel-Skandal" ist ein Produkt dieser Konstellation. Nüchtern betrachtet ist er ein Phan-
tomproblem: Die Luft in Deutschland ist rein wie nie zuvor in einem Industrieland, die Auto-
abgase schadstoffärmer denn je, allein die vor allem bei Dieselaggregaten anfallenden Stick-
oxid-Emissionen sind im letzten Vierteljahrhundert um 70 Prozent gesunken. Trotz aller Er-
folge mißbrauchen Lobbyisten mit Öko-Etikett und die von ihnen getriebene Politik ihre ge-
wachsene Macht, um die Autoindustrie mit immer schärferen Grenzwerten zu treiben, die 
längst jedes vernünftige Maß hinter sich gelassen haben. Die zulässige Stickoxid-Belastung 
im Straßenverkehr ist inzwischen zwanzigmal niedriger als am Arbeitsplatz. 
Die Autos, die die Kunden kaufen wollen und mit denen die Industrie Geld verdienen kann, 
können diese Anforderungen objektiv kaum erfüllen. Die Hersteller haben sich trotzdem auf 
das Spiel eingelassen und das Nicht-Machbare versprochen. Mit dem Hintergedanken, sich 
mit Tricksereien aus der Affäre zu ziehen, und in der Hoffnung, die Politik werde sie schon 
decken, um die Kuh nicht zu schlachten, an der die wichtigste Wertschöpfungskette im Lande 
hängt. …<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 23. August 2017: >>Gehört Merkel 
hinter Gitter? 
… Eigentlich sollte man meinen, daß der Kanzler-Eid ein rechtskräftig verpflichtender Eid ist 
wie jeder andere. Zumal sich Angela Merkel bei ihr passender Gelegenheit selbst auf ihn 
berufen hat. Am 27. Februar 2012 erklärte sie in Bezug auf die Euro-Rettung und einen 
möglichen Austritt Griechenlands aus der Euro-Zone: "Abenteuer einzugehen, verbietet mein 
Amtseid." 
HÖRT, HÖRT! 
Ein Verbot ist nach gängiger Rechtsauffassung eine Anweisung zur Unterlassung einer Hand-
lung. Diese Anweisung kann in Regeln, Richtlinien, Befehlen oder Rechtsnormen näher 
definiert sein, Letztere etwa als gesetzliches Verbot. 
Frau Merkel scheint ihren Amtseid selbstherrlich auszulegen. Jedenfalls hat er ihr offenbar 
nicht "verboten": 
- mit dem überhasteten und opportunistischen Ausstieg aus der Kernenergie 2011 nach der 
Reaktorkatastrophe von Fukushima dem deutschen Volk ganz erheblichen Schaden zuzufü-
gen. Laut Bundesverfassungsgericht steht den Stromversorgern eine "angemessene Entschädi-
gung" zu. Diese beziffern ihren Schaden auf mindestens 20 Milliarden Euro. Den eigentlichen 
und weit größeren Schaden können alle Stromkunden auf ihrer seit Jahren dramatisch steigen-
den Stromrechnung ablesen. 
Jedenfalls hält es Frau Merkel offenbar mit ihrem Amtseid auch für vereinbar, daß die Bun-
desregierung mit der illegalen Grenzöffnung fortlaufend gegen geltendes Recht verstößt; daß 
sie mit der Verpfändung deutscher Sparguthaben zu Gunsten südeuropäischer Euro-Länder 
den Schaden und nicht den Nutzen des deutschen Volkes mehrt; daß die Regierung mit der 
hunderttausendfachen Duldung von Scheinasylanten und Wirtschaftsmigranten auf Kosten 
deutscher Steuer- und Beitragszahler keinesfalls "Gerechtigkeit gegenüber jedermann" ausübt. 
Und trägt die Kanzlerin nicht zumindest indirekt politische Mitverantwortung dafür, daß 
islamistische Terroristen nicht rechtzeitig abgeschoben wurden? 
Man reibt sich verwundert die Augen: Wieso wurde Angela Merkel bislang nicht wegen Ver-
letzung ihres Amtseides belangt? Müßte sie - eigentlich - nicht längst im Gefängnis einsitzen? 
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Hat sie doch vor der höchsten Instanz überhaupt - der Vertretung des deutschen Volkes! - 
feierlich geschworen: "So wahr mir Gott helfe." 
Fakt ist: Jeder, der vor einem Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundestages oder eines 
Landtages falsch aussagt, ob eidlich oder uneidlich, macht sich strafbar. …<< 
Die Zeitschrift "Stern" berichtete am 30. August 2017: >>Bundesanwaltschaft weist 1.000 
Strafanzeigen gegen Merkel wegen "Hochverrats" ab 
Seit dem Beginn des Flüchtlingszuzugs im Jahr 2015 sind bei der Bundesanwaltschaft mehr 
als 1.000 Strafanzeigen wegen "Hochverrats" gegen Bundeskanzlerin Angela Merkel einge-
gangen. Daran sollen AfD-Anhänger maßgeblich beteiligt sein. 
Bei der Bundesanwaltschaft in Karlsruhe sind nach einem Zeitungsbericht seit Beginn des 
Flüchtlingszuzugs im Jahr 2015 mehr als 1.000 Strafanzeigen gegen Kanzlerin Angela Merkel 
(CDU) wegen Hochverrats eingegangen. "Die Strafanzeigen gegen die Bundeskanzlerin haben 
sich alle als haltlos erwiesen", sagte die Sprecherin der Behörde, Frauke Köhler, dem "Mann-
heimer Morgen". 
Angela Merkel offenbar von vielen AfD-Anhängern angezeigt 
Ein größerer Teil der Anzeigen stammt dem Bericht zufolge aus dem Kreis von AfD-
Anhängern. Die Bundesanwaltschaft ist für Staatsschutzstrafsachen zuständig, die die innere 
und äußere Sicherheit Deutschlands berühren. Die Behörde muß alle Strafanzeigen prüfen. 
Erst am vergangen Dienstag hatten AfD-Anhänger gegen die Bundeskanzlerin mobilisiert. Bei 
einem Wahlkampfauftritt in Bitterfeld-Wolfen (Sachsen-Anhalt), wo die AfD mit 22 von 87 
Sitzen im Landesparlament vertreten ist, wurde Angela Merkel mit Buhrufen und Pfiffen 
empfangen. Der Lärm riß auch während ihrer Rede nicht ab. Als Merkel versprach, die 
Steuern nach einer Wiederwahl nicht erhöhen zu wollen, ertönte ein Sprechchor, der ihr "Lüg-
ner, Lügner" und bis zum Ende ihrer Rede "Hau(t) ab" entgegen rief. Beim Thema Flüchtlinge 
und Fluchtursachen waren Beifall und Buhrufe zu hören.<< 
Der deutsche Nachrichtensender "n-tv" berichtete am 1. September 2017: >>Hochverrat im 
Kanzleramt? … 
Scharfe Töne im Wahlkampf: AfD-Spitzenkandidatin Weidel geht Merkel persönlich an. Sie 
ruft dazu auf, sich mit "Rechtsbrüchen der Kanzlerin" auseinanderzusetzen. Nach ihrer Amts-
zeit, fordert Weidel, gehöre Merkel "vor ein ordentliches Gericht".  
Wenige Wochen vor der Bundestagswahl verschärft die rechtspopulistische AfD erneut ihren 
Tonfall: AfD-Spitzenkandidatin Alice Weidel erhob schwere Vorwürfe gegen Bundeskanz-
lerin Angela Merkel. 
"Wir müssen uns mit den Rechtsbrüchen der Kanzlerin auseinandersetzen. Angela Merkel 
müßte nach ihrer Amtszeit vor ein ordentliches Gericht gestellt werden", forderte sie in einem 
Interview der "Passauer Neuen Presse". 
Illegales Handeln erkennt die AfD-Politikerin dabei vor allem in Politikfeldern, die zu den 
Kernthemen ihrer eigenen Partei gehören: "In der Euro-Rettungspolitik und in der Flüchtlings-
krise hat sie gegen geltendes deutsches und europäisches Recht verstoßen. Dafür sollte sie 
sich vor einem Richter verantworten müssen." 
Die Partei hatte zuvor bereits erklärt, sie wolle sich nach ihrem erwarteten Einzug in den 
Bundestag für einen "Untersuchungsausschuß Merkel" stark machen. Die Idee, juristisch 
gegen politische Entscheidungen der Kanzlerin vorzugehen, ist in der AfD nicht neu. Der 
Bundesvorstand der Partei hatte bereits im Oktober 2015 wegen "Einschleusung von Auslän-
dern" erfolglos Strafanzeige gegen Merkel gestellt. 
Tausende Strafanzeigen gegen Merkel 
Mit ihren Ansichten stehen Weidel und die Parteiführung der AfD offenbar nicht alleine da: 
Bei der Bundesanwaltschaft in Karlsruhe sind seit Beginn des Flüchtlingszuzugs im Jahr 2015 
einem Zeitungsbericht zufolge tatsächlich bereits mehr als 1.000 Strafanzeigen eingegangen, 
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in denen der CDU-Politikerin Hochverrat vorgeworfen wird. 
"Die Strafanzeigen gegen die Bundeskanzlerin haben sich alle als haltlos erwiesen", erklärte 
die Sprecherin der Behörde, Frauke Köhler, dem "Mannheimer Morgen". … 
Die Bundesanwaltschaft ist für Staatsschutzstrafsachen zuständig, die die innere und äußere 
Sicherheit Deutschlands berühren. "Hochverrat" begeht laut Paragraph 81 im Strafgesetzbuch 
jemand, "der es unternimmt, mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt den Bestand der 
Bundesrepublik Deutschland zu beeinträchtigen oder die auf dem Grundgesetz der Bundes-
republik Deutschland beruhende verfassungsmäßige Ordnung zu ändern". Nach den Grundsät-
zen des Rechtsstaats ist die Karlsruher Behörde verpflichtet, alle eingehenden Strafanzeigen 
zu prüfen.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 9/2017 berichtete im September 2017: 
>>Die Kalte Kanzlerin - Der Staat bin ich, das Volk ist nichts 
_ von Daniell Pföhringer 
Um es gleich vorwegzunehmen: Der sogenannte "Hooton-Plan", von dem in halbseidenen 
Internetforen oft als Blaupause zur Auslöschung des deutschen Volkes geraunt wird, ist nicht 
für die aktuellen Vorgänge verantwortlich. Dieses Papier war - im Gegensatz zum Mor-
genthau-Plan zur Deindustrialisierung der Besatzungszonen, dessen wesentliche Elemente 
tatsächlich bis Juli 1947 Grundlage der alliierten Direktive JCS 1067 waren - nur die akade-
misch verbrämte Fieberfantasie eines Fanatikers: 
Im Jahr 1943 - etwa zwei Jahre nach dem Eintritt der USA in den Zweiten Weltkrieg - plazier-
te der amerikanische Anthropologe Earnest Albert Hooton, der nicht nur ein leidenschaftlicher 
Deutschenhasser war, sondern auch ein Rassist und Eugeniker (wortwörtlich plädierte er für 
das "Eliminieren der Unbrauchbaren, Wertlosen, Degenerierten und Antisozialen jeder Rasse 
und jedes ethnischen Stammes"), einen Artikel mit dem Titel "Breed war strain out of Ger-
mans" ("Die Kriegsveranlagung aus den Deutschen züchten") im New York Daily. 
Darin warb er dafür, die "aggressive Ideologie" des "deutschen Nationalismus" durch die An-
siedlung ausländischer Bevölkerungsgruppen auszumerzen. Den Deutschen unterstellte Hoo-
ton "biologisch begründete und angeborene räuberische Neigungen", die nur durch "Kreu-
zung" mit Menschen fremder Herkunft gebändigt werden könnten. 
Stichwort "Austauschmigration" 
Wenig spricht dafür, daß Hootons wahnwitzigen Ideen den New York Daily, der nur wenige 
Jahre später eingestellt wurde, überlebt hätten - vielmehr weisen die aktuellen Vorkommnisse 
in Deutschland frappierende Ähnlichkeiten mit einem anderen Konzept auf, das weitaus ern-
ster zu nehmen ist als das wirre Geschreibsel des fanatischen Eugenikers. 
Der "Große Austausch", wie der französische Schriftsteller Renaud Camus die heute nicht nur 
in Deutschland, sondern in ganz Westeuropa zu beobachtende Ethnomorphose nennt, folgt 
nicht biologistischen Motiven wie bei Hooton; es geht nicht darum, angeblich angeborene 
schlechte Eigenschaften "wegzuzüchten". Statt dessen wird demographisch und ökonomisch 
argumentiert. 
Grundlage ist weniger ein Plan im eigentlichen Sinne, sondern sind Empfehlungen von höch-
ster Stelle - genauer: ein Bericht der Abteilung Bevölkerungsfragen der Vereinten Nationen 
aus dem Jahr 2000, der empfiehlt, daß in Europa, wie es explizit heißt, "jeglichen vernünfti-
gen Erwartungen widersprechende Einwanderungszahlen erreicht werden" müßten , um den 
derzeitigen Anteil von Menschen im erwerbsfähigen Alter konstant halten zu können. 
In der englischsprachigen Ausgabe ist von "Replacement Migration" - also "Austauschmigra-
tion" - die Rede, in der deutschen Übersetzung heißt es hingegen verharmlosend "Bestandser-
haltungsmigration". 
Die Fachabteilung der UNO unter der Leitung von Joseph Chamie, damals wissenschaftlicher 
Direktor des Zentrums für Migrationsstudien in New York, stellte bei der Untersuchung der 
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"Fruchtbarkeits-, Sterblichkeits- und Migrationstrends für alle Länder der Welt" zwei "kriti-
sche Trends" fest, nämlich "den Rückgang und die Alterung der Bevölkerung" in einigen Staa-
ten.  
Unter die Lupe genommen wurde dabei vor allem Europa, unter anderem auch die Bundesre-
publik. Als "Lösung für schrumpfende und alternde Bevölkerungen" kam man schließlich auf 
die Strategie der Austauschmigration. Eines der im Jahr 2000 skizzieren Szenarien besagt, daß 
Deutschland jährlich eine Nettozuwanderung von 324.000 Menschen benötige, um seinen 
derzeitigen Bevölkerungsstand bis 2050 aufrechterhalten zu können. "Im Ergebnis wären 
2050 bei einer Bevölkerung von 82 Millionen 23 Millionen (28 Prozent) Post-1995-Migranten 
oder deren Nachkommen", heißt es dazu in dem UN-Bericht. …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "compact-online" berichtete am 22. Februar 2018: >>Wir 
wagen ein "historisch einzigartiges Experiment" - Schock-Geständnis in den "Tages-
themen"  
Von Katja Wolters  
Ein Harvard-Politikwissenschaftler plaudert in der ARD über die stattfindende Volkszerset-
zung. 
Tagesthemen am Dienstagabend. Nach einem Schauderbericht über das Vorbeiziehen der AfD 
an den Sozialdemokraten, befragt Caren Miosga den in Deutschland geborenen Harvard-
Politikwissenschaftler Yascha Mounk zur Lage der Demokratie in Deutschland. 
Warum ist das "Grundvertrauen in die etablierte Politik so zurückgegangen", fragt Miosga. 
Die schockierend ehrliche Antwort: Weil "wir ein historisch einzigartiges Experiment wagen, 
und zwar eine monoethnische, monokulturelle Demokratie in eine multiethnische zu verwan-
deln. Das kann klappen, das wird, glaube ich, auch klappen, aber dabei kommt es natürlich 
auch zu vielen Verwerfungen." 
Wow! Mounk, der für Globalistenmedien, wie Foreign Affairs, Financial Times und Die ZEIT 
schreibt, gesteht, daß mit Europas Völkern gerade unter der Tarnmaske der Flüchtlingskrise 
tabula rasa gemacht wird. 
"Einzigartig, unfaßbar frech, anmaßend", kommentiert Martin Sellner das Gehörte (siehe Vi-
deo oben). "Wer ist Teil dieses wirs", fragt Österreichs IB-Chef, also Teil derer, die dieses 
"einzigartige Experiment" wagen? Das ist "die kosmopolitische Medien- und Finanzelite, die 
Asylindustrie". 
Mittels einer "globalen Transaktionsstrategie" von Ressourcen aus Überschußgebieten in Re-
gionen des Mangels solle die Globalisierung über die kommenden Jahrzehnte abgesichert ... 
werden. ... Komplettiert wird die globale Umverteilung vom "Strom der Völker" aus der 
"Kluft" hinein in den "alten Kern". Schon 2004 forderte Barnett, bis 2050 sollte Europa jähr-
lich 1,5 Millionen Zuwanderer aufnehmen. 
Barnett ... bezieht sich auf einen im März 2000 erschienenen Bericht der UNO-Abteilung für 
Bevölkerungsfragen. Um etwa in Europa den Anteil an Personen im erwerbsfähigen Alter zu 
erhalten, warnte die Weltorganisation, müßten "jeglichen vernünftigen Erwartungen wider-
sprechende Einwanderungszahlen erreicht werden". In der deutschsprachigen Fassung des 
UNO-Berichts ist daher die Rede von einer "Bestandserhaltungsmigration". Die richtige Über-
setzung des englischen Originalbegriffs, "replacement migration", ist hingegen Nachfolge- 
oder Austauschmigration. 
Sellner: "Niemals vergessen. In diesem Experiment sind wir die Laborratten und die "Verwer-
fungen" erleben wir täglich auf unseren Straßen. Wehrt euch gegen den Großen Austausch!" 
Katja Wolters ist bekennende Lipstick-Feministin, selbstbewußt und betont weiblich zugleich. 
Die zweifache Mutter und freie Journalistin lebte lange in England. Die Abwesenheit schärfte 
ihren Blick auf die Heimat. Denkverbote kennt sie nicht, Probleme nennt sie sofort beim Na-
men. Dafür lieben wir sie.<< 
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Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 6. Juni 2018: >>Mit Deutschland 
weiß er nichts anzufangen 
Eigentlich sind die Studienabbrecherinnen Claudia Roth und Katrin Göring-Eckardt die zu-
ständigen grünen Fachkräfte, um den massenmedial kommunizierten Schwachsinn zu generie-
ren, mit dem die "Partei der Humanitären" (Anton Hofreiter) sich in peinlicher Regelmäßig-
keit zu blamieren pflegt. Und nicht etwa der seit Januar 2018 als Bundesvorsitzender amtie-
rende, in der Lückenpresse notorisch "Philosoph" genannte promovierte Literaturwissen-
schaftler Robert Habeck. Insofern könnte es sich bei dessen jüngster Burleske ("Es gibt kein 
Volk") vielleicht nur um ein versehentliches Abgleiten ins bildungsferne grüne Durchschnitts-
niveau gehandelt haben. 
Aber dem ist nicht so. Denn auch Habeck ist ein fundamentalistischer Antideutscher. Nur ist 
er weder so blöd wie Claudia Roth, um hinter der Antifa-Parole "Deutschland, du mieses 
Stück Scheiße" herzurennen, noch so tumb wie Hofreiter, um ein "quasireligiöses" Gutmen-
schentum zu zelebrieren, von dem er sich denn auch im Interview mit dem Zeit-Chefredakteur 
Giovanni di Lorenzo fast höhnisch distanziert. 
"Gebrochenheit" mimender Punker im Ministersessel 
Nicht von ungefähr wird dem erst Ende August als Umweltminister und stellvertretender 
schleswig-holsteinischer Ministerpräsident aus dem Kieler "Jamaika-Kabinett" scheidenden 
Grünen-Chef ein beträchtliches schauspielerisches Talent nachgesagt, das dem Motto "Mode-
rat in der Form, hart in der Sache" gehorcht.  
"Der Robert" inszeniert seine Person deshalb sensibel abgestimmt auf das jeweilige Publikum. 
Mit dem Pfund des bürgerlich-konservativen Elternhauses wuchert der im von Besserverdie-
nern bevorzugten Kieler Stadtteil Heikendorf aufgewachsene Apothekersohn und vierfache 
Vater gern vor traditioneller CDU-Mittelstandsklientel sowie vor den Landwirten, Fischern, 
Jägern, Windkraftgegnern des "echten Nordens". 
Vor der eigenen Gefolgschaft schlüpft der brennend ehrgeizige Machtmensch hingegen in die 
Rolle des lässigen, Nonkonformismus simulierenden und "Gebrochenheit" mimenden Punkers 
im Ministersessel. Ungekämmt, Dreitagebart, Jeans, offenes Hemd, anbiedernd-infantiler Jar-
gon, nervtötend häufig "Coolness" beschwörend und mit der "Muffe" vor dem politischen 
Scheitern kokettierend. 
Wer verstehen will, wie dieser penetrant auf sein "Lebensgefühl" pochende Westdeutsche des 
Jahrgangs 1969 denkt, sollte einen Blick in seine akademischen Qualifikationsschriften wer-
fen, in die Hamburger Magisterarbeit, eine stilkritische Untersuchung zu "Casimir Ulrich 
Boehlendorffs Gedichten" (1997), sowie in die Dissertation "Zur gattungstheoretischen Be-
gründung literarischer Ästhetizität" (2001). Der Zugriff auf den gänzlich vergessenen kurlän-
dischen Schriftsteller Boehlendorff (1775-1825) zeugt zwar von originell-sympathischem 
Spürsinn. Aber bereits dieses Debüt legt die krassen intellektuellen Defizite des Wissenschaft-
lers frei, die sich in der verstörenden Wirklichkeitsferne des Politikers bis heute chronisch 
fortschleppen. 
Aufreizend ahistorisch 
Gehörte Boehlendorff doch dem "Bund freier Männer" an, einem Kreis von Studenten, die 
sich 1793 um den frisch nach Jena berufenen Philosophen Johann Gottlieb Fichte scharten. 
Lehrer und Schüler einte die Sympathie für die Ideale der Französischen Revolution. Von die-
sem konkreten historischen Kontext seiner Poesie finden sich indes in Habecks formalisti-
schen Exegesen kaum Andeutungen.  
Obwohl dessen die Utopie der goldenen Zeit, die Wiederherstellung vergangener, glückliche-
rer Daseinsverhältnisse evozierende Texte ohne ihren Zusammenhang mit der Frühgeschichte 
der politischen Romantik und der Vorgeschichte des nicht weniger politisch ambitionierten 
deutschen Idealismus schwerlich zu begreifen sind. 
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Ebenso aufreizend ahistorisch und wahrhaft "utopisch", ort- und zeitlos, kommt die Doktorar-
beit daher. Enigmatisch sich im fachchinesischen Bombast verpuppend (Kostprobe: "die Iko-
nizität der visuellen Medien ist formal als die Analogizität von Räumen unter Zuhilfenahme 
des Zeitfaktors semiotisch analysierbar"), dockt Habeck hier blauäugig an den während der 
1990er in voller Rezeptionsblüte stehenden "französischen Blödsinn" (Camille Paglia) des 
Poststrukturalismus unheilbar neurotischer Kinder der Pariser Bourgeoisie, den Lacan, Fou-
cault & Co. an. Deren zutiefst gegenaufklärerische Ideologie schrieb sich die Zerstörung aller 
Identität garantierenden gesellschaftlichen Strukturen, Wissensordnungen, kulturellen Forma-
tionen aufs Panier. 
Solche "Machtformen", an erster Stelle Volk, Nation, Staat, galt es durch "subversive Prakti-
ken" zu atomisieren. Nachdem das Proletariat, weil zu "sozialdemokratisiert", als Rammbock 
gegen die "Bio-Macht alter weißer Männer", gegen Patriarchat, Phallokratie, Logozentrismus, 
ausgefallen war, sollen an seine Stelle Frauen, Schwule, "Diverse" aller Schattierungen treten, 
denen sich aktuell das neue "Salz dieser Erde", die in die Metropolen des globalen Nordens 
eingesickerten "Migranten" als Alliierte empfehlen. 
"Vaterlandsliebe fand ich stets zum Kotzen" 
Derart konditioniert, war es für Habeck, der 2002 beschloß, Politiker zu werden, um bereits 
2004 den Landesvorsitz in Schleswig-Holstein zu kapern, ein kurzer Weg zur Kernaussage 
seines von Bertelsmann verlegten "Plädoyers für einen linken Patriotismus" (2010): "Vater-
landsliebe fand ich stets zum Kotzen. Ich wußte mit Deutschland nichts anzufangen und weiß 
es bis heute nicht." Erquickend diese Offenheit, mit der Doktor Habeck signalisierte, daß 
weltanschaulich kein Blatt paßt zwischen ihn, der gleichfalls "radikale Ziele" verfolgen und 
humanitäre "Visionen" im Menschenversuch des "Sozialexperiments" (Yascha Mounk) der 
Umvolkung verwirklichen will, und die im zweiten Semester Theaterwissenschaften geschei-
terte Claudia Roth. 
In den "Gesprächen über den Staat" (München 2017), die der Kieler Landtagsdirektor Utz 
Schliesky unter anderem mit dem Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts Andreas Voß-
kuhle und eben mit seinem Minister für Energiewende und Umwelt führte, bekräftigt Habeck, 
daß ein "nationales Deutschland völlig uncool daherkommt" und linker Patriotismus kein 
"umgrenztes Territorium" und erst recht kein "homogenes Staatsvolk" benötige, das es ja oh-
nehin "so eigentlich nie gegeben hat". Ausgenommen, wie der historisch unmusikalische 
Poststrukturalist in einem ulkigen Rückfall ins "ethnische", "naturalisierende" Denken be-
hauptet, die Deutschen, "deren Geschichte über weite Strecken eine der Barbarei war". 
Torheiten solchen Zuschnitts streut Habeck freigiebig auf vierzig Seiten des Interviews aus. 
Antwortet Voßkuhle auf Schlieskys Frage, was ihn motiviere, "seinem Vaterlande zu dienen" 
(Friedrich der Große), immerhin noch mit "protestantischer Ethik" und ringt sich sogar zur 
Überzeugung durch, die freiheitlich-demokratische Verfassungsordnung lasse sich "in einem 
Nationalstaat am besten realisieren", will Habeck einen "rationalen Gesellschaftsvertrag" mit 
allen Menschen schließen, die sich zufällig in der "Gebietskörperschaft Deutschland" aufhal-
ten. "Die Fremde oder die Entfremdung ist meine Heimat". Also ätzt er, der Satz Friedrichs 
des Großen zur Bürgerpflicht des Dienstes am Vaterland, "bedeutet mir gar nichts". Sein 
"Wertekompaß" sei auf "meine Familie" geeicht, "Werte" findet er überhaupt ausschließlich 
im "engsten privaten Raum". 
Nächstes Ziel: Weltdemokratie 
Als derart sich von allen ethnisch-kulturellen Wurzeln abschneidendes Elementarteilchen ent-
spricht der grüne Barbar, für den "Europa" sich nicht auf Platon, Shakespeare und Goethe, 
sondern auf "Interrail-Zugreise" ("heiße Nächte auf griechischen Bahnhöfen") reimt, neolibe-
ralen Erwartungen an die Gattungsteilnehmer der posthumanen Marktgesellschaft schon ver-
blüffend gut. 
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Kein Wunder, daß er wie die Kapitäne des sich philanthropisch gerierenden Finanzkapi-
talismus eine "Weltdemokratie" anpeilt ("Wäre das schlimm? Eher nicht, oder?"). 2035, so 
seine "große Erzählung", "werden wir Verantwortung an Europa delegiert haben".  
Nationale seien durch europäische Wahlen ersetzt, ein "gewähltes europäisches Kabinett" re-
giere "die Menschen" im multikulturell-bunten Superstaat, die Nato sei als Institution in die 
UN überführt worden. Und wunderbarerweise "schreiben" die dann Herrschenden "humanitä-
re Werte und Ideale der Aufklärung fort", denen auch die inzwischen per "Umsiedlung" wohl 
auf mindestens 50 Millionen aufgestockte Muselmanen- und Schwarzafrikaner-Minoritäten 
begeistert huldigen. Die Alternative dazu, mit der Habeck droht, lautet "Renationalisierung 
und Krieg". 
Neben "Bruder Hitler" (Thomas Mann) ist bekanntlich Angela Merkel die zweite "große Ka-
tastrophengestalt der deutschen Geschichte" (Rolf Peter Sieferle). Ob der selbsternannte grüne 
"Visionär" als Bruder Habeck einst in diese Liga aufsteigen wird, haben die Wähler in der 
Hand. Über die dafür unabdingbare Voraussetzung, "Primitivität als Weltanschauung" (Tho-
mas Mann), verfügt er jedenfalls heute schon.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im Juli 2018 im COMPACT-
Spezial Nr. 18 (x322/3): >>Volksaustausch? Regierungstausch! 
_ von Jürgen Elsässer  
Der Volksaustausch ist kein Hirngespinst, sondern Realität. Im Jahr 2015 ließen sich zwei 
Millionen Ausländer in Deutschland nieder (darunter knapp 900.000 Asylsuchende), während 
eine Million Inländer wegzogen. Zwei Millionen rein, eine Million raus - das nennt man Aus-
tausch. Keiner hat diejenigen, "die schon länger hier leben" - so Angela Merkel über unser 
Volk - gefragt, ob sie ausgetauscht werden wollen. Die Demokratie ist in dieser Überlebens-
frage suspendiert. … 
Selbst wenn morgen die Grenzen, die Merkel unter Bruch von Grundgesetz und Asylrecht im 
September 2015 geöffnet hat, wieder geschlossen würden, stünde das deutsche Volk vor einer 
existentiellen Bedrohung. Die entscheidenden Schlachten werden in den Kreißsälen geschla-
gen. … 
Die Demographiebombe explodiert in den Klassenzimmern: Dort sehen sich unsere Kinder in 
immer mehr Städten einer Übermacht an Orientalen gegenüber, die wie die neuen Herrenmen-
schen auftreten: Unsere Jungs müssen unterwürfig, unsere Mädchen willfährig sein. Und die 
Lehrer schauen weg.  
Das Schicksal der nordamerikanischen Indianer sei uns eine Mahnung. Sie begrüßten die in 
England verfolgten Pietisten am Anfang mit offenen Armen. Doch den frommen Kolonisten 
folgten bald Bewaffnete. Hätten die Rothäute statt naiver Willkommenskultur mehr Selbst-
schutz praktiziert, hätten sie vermutlich überlebt.  
Der Fisch stinkt vom Kopf her. Nun heißt es entweder - oder: Wenn die Regierung das Volk 
austauscht, muß das Volk die Regierung austauschen. Jeder Kompromiß, jede Verzögerung 
hat irreparable Folgen. Oder wollen wir die letzten Mohikaner werden?<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "compact-online" berichtete am 24. September 2018: 
>>Volksaustausch: Schäuble glaubt nicht, "daß wir die Großzahl dieser Menschen zu-
rückführen können"   
Mit der Wahrheit lügen … Wolfgang Schäuble erklärt den Volksaustausch zur Naturgewalt, 
an der man nichts ändern könne. In einem Zeitungsinterview sagte er gestern wörtlich: "Wir 
sollten auch klarmachen, wie schwer es ist, im Einzelfall abzuschieben. Deswegen sollten wir 
auch nicht allzu stark die Hoffnung schüren, daß wir die Großzahl dieser Menschen zurück-
führen können. Eher sollten wir alle Kraft dafür aufbringen, sie in unsere Gesellschaft zu inte-
grieren." 
Schäuble will uns verhöhnen. Es gibt eine halbe Million Illegale hier, die ausreisepflichtig 
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sind. Die Schwierigkeit, sie abzuschieben, ist keine objektive - sondern Ihr, die Politiker, bil-
det diese Schwierigkeit. Die ganzen echten und falschen Syrer, und das können gut und gerne 
eine Million sein - Assad würde sie mit Kußhand zurücknehmen, da weite Teile des Landes 
längst befriedet sind! Aber Ihr wollt sie ja unbedingt hierbehalten … Noch dreister: Selbst 
Gefährder, die schon abgeschoben wurden, holt Ihr wieder zurück - siehe der Leibwächter von 
Bin Laden … 
Was Schäuble und Co. als Sachzwang verniedlichen, ist der von ihnen geplante Volksaus-
tausch. Dazu schrieb ich im gleichnamigen Sonderheft von COMPACT: "Das Schicksal der 
nordamerikanischen Indianer sei uns eine Mahnung. Sie begrüßten die in England verfolgten 
Pietisten am Anfang mit offenen Armen. Doch den frommen Kolonisten folgten bald Bewaff-
nete. Hätten die Rothäute statt naiver Willkommenskultur mehr Selbstschutz praktiziert, hät-
ten sie vermutlich überlebt. - Der Fisch stinkt vom Kopf her. Nun heißt es entweder - oder: 
Wenn die Regierung das Volk austauscht, muß das Volk die Regierung austauschen. Jeder 
Kompromiß, jede Verzögerung hat irreparable Folgen. Oder wollen wir die letzten Mohikaner 
werden?" 
COMPACT-Spezial Nr. 18 "Volksaustausch - Geburtenabsturz und Überfremdung" nennt die 
Verbrechen und die Verbrecher - und zeigt Wege aus der Gefahr. …<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 2. Oktober 2018: >>Umvolkung 
"Die Umvolkung hat längst begonnen", twitterte die CDU-Bundestagsabgeordnete Bettina 
Kudla am 24. September 2016. Das war zu viel der Wahrheit: Die Verwendung dieses 
Begriffes kostete sie die erneute Nominierung. 
Umvolkung bezeichnet ein Regierungshandeln, das eine grundlegende Veränderung der 
ethnischen Zusammensetzung der Bevölkerung eines bestimmten Gebietes bewirkt. Daß die 
Politik der offenen Grenzen, die seit 2015 nahezu 2 Millionen Menschen, zumeist junge, 
männliche Muslime, nach Deutschland geholt hat, die ethnische Zusammensetzung der 
Bevölkerung grundlegend verändert, weiß jeder, der einmal durch die Fußgängerzone einer 
beliebigen deutschen Groß- oder Mittelstadt schlendert. 
Aber, so lautet der Einwand, diese Veränderung der ethnischen Zusammensetzung der 
Bevölkerung ist ja nicht das Ziel von Merkels Politik, sondern nur ein Kollateralschaden. 
Merkel gehe es in Wahrheit um Moral und Menschlichkeit. Und das dürfe man doch nicht mit 
diesem bösen Wort bezeichnen. 
Merkel geht es worum, bitte? Der Glaube vieler Deutscher an die edlen Motive einer 
Regierung, die das Land objektiv ruiniert, weckt bei mir abwechselnd Heiterkeit und 
Fassungslosigkeit. 
Schon der große Staatsphilosoph Carl Schmitt wußte es genau: "Wer von Menschheit spricht, 
der will betrügen." 
Umvolkung klingt hart, unschön, unangenehm. Umvolkung klingt wie Messerattacken, 
Vergewaltigungen und Islamisierung. "Es klingt wie" staatliches Verständnis für Gewalttäter 
und politische Diskriminierung des dagegen gerichteten Protests. Umvolkung klingt also wie 
die Realität in Merkels Deutschland. Genau deshalb soll der Begriff tabuisiert werden. Weil er 
die Wahrheit ausdrückt.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im Oktober 2018 im COMPACT-
Spezial Nr. 19 (x344/78-79): >>Die Richterin und ihre Henker 
_ von Josephine Barthel 
Kirsten Heisig war ein Störfaktor für das Polit-Establishment - und mögliche Spitzenkandida-
tin einer neuen Protestpartei. Mußte sie deswegen sterben? 
Geduld scheint eine Eigenschaft zu sein, die in Deutschland besonders ausgeprägt ist. In kaum 
einem anderen Land der Welt ist die politische Leidensfähigkeit so hoch wie zwischen Oder 
und Rhein. Statt konkreter Maßnahmen, die für die Regelung der Zustände in unmittelbarer 
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Umgebung sorgen, philosophieren bundesdeutsche Gutmenschen lieber über globale Gesell-
schaftsentwürfe oder das Zusammenleben von Menschen in anderen Breitengraden - während 
es im eigenen Stadtteil bereits lichterloh brennt. 
Insofern war bereits der Titel eines Buches eine Kampfansage gegen die allumfassende Le-
thargie, die für alle Befürworter des Status quo lebenswichtig ist: Das Ende der Geduld. Was 
die Berliner Amtsrichterin Kirsten Heisig in dieser Streitschrift präsentierte, dürfte vielen Ge-
sellschaftsgruppen nicht gefallen haben. Weder der Einwanderungslobby des Großkapitals, 
das billige Fachkräfte rekrutieren möchte, noch den etablierten Parteien, die über Jahrzehnte 
eine völlig reflexionslose Asylpolitik betrieben haben. Und schließlich sind die Wahrheiten 
Kirsten Heisigs auch für manche Migranten-Communities und die angeschlossenen Sozial-
staatsapparate wenig erfreulich gewesen. 
Tod im Tegeler Forst 
Daß die Autorin des brisanten Buches den Erscheinungstag nicht mehr erleben durfte, wun-
derte die veröffentlichte Meinung in Deutschland kaum. Heisig verschwand am selben Tag, an 
dem sie die letzten Korrekturen an das Lektorat geschickt hatte. Für Polizei und Presse stand 
gleich fest, daß die lebenslustige Mutter zweier Kinder Selbstmord begangen haben soll. Man 
stellte sich nicht die Frage, unter welchem Gefahrenpotential Menschen leben, die solch un-
bequeme Wahrheiten aussprechen. Eine SMS an die Kinder, die auf psychische Probleme 
hingedeutet habe, soll Beweis für die Selbstmordthese sein. 
Daß Kirsten Heisig noch am Tage ihres Verschwindens einen Talkshowtermin bei Stern TV 
zugesagt und danach einen Urlaub mit ihren Kindern gebucht hatte, ist nur eines der mehr als 
sonderbaren Indizien, die besonders im Internet für kontroverse Diskussionen sorgen sollten. 
Die sogenannte seriöse Presse hielt sich an das, was viele als inoffizielle Sprachregelung emp-
fanden - jedenfalls in Deutschland. 
"Verdacht eines vertuschten Mordes" Neue Zürcher Zeitung 
Anders in der Schweiz. Das wichtigste Blatt der Alpenrepublik, die Neue Zürcher Zeitung, 
notierte am 15. September 2010 verwundert: "Von Oberstaatsanwalt Andreas Brehm hätten 
wir ... gern Näheres über Kirsten Heisigs Selbstmord im Tegeler Forst erfahren, dessen Um-
stände so fragwürdig sind, daß sich der Verdacht eines vertuschten Mordes nicht aus der Öf-
fentlichkeit entfernen läßt."  
Auf die Frage, ob die nichtöffentlichen Ermittlungsakten auf Antrag einsehbar wären, habe 
Brehm mit den Worten geantwortet: "In diesem Fall gewiß nicht." 
Hierzulande beschäftigte sich ausschließlich das Netzforum Kopp Online umfassend mit dem 
mysteriösen Tod der Richterin. Der Investigativjournalist Gerhard Wisnewski stellte in einer 
acht Folgen umfassenden Beitragsreihe zahlreiche Fragen, die bis heute nicht ausreichend be-
antwortet wurden. 
Von Anfang an, so Wisnewski, habe die Polizei nach außen hin einseitig ermittelt. Bereits am 
2. Juli, also kurz nach dem Verschwinden Heisigs, habe man apodiktisch verkündet: "Eine 
Entführung, überhaupt eine Straftat, schließt die Polizei aus." Es sei, so der Autor, nicht mit-
geteilt worden, wo und wie die Frau genau gefunden worden oder wie sie tatsächlich zu Tode 
gekommen sei. Auch warum bei heißem Wetter und daraus folgender schneller Verwesung 
einer Leiche diese in einem stark frequentierten Waldstück nicht schneller gefunden wurde, 
bleibt offen. Die schon bald eingesetzten Suchhunde jedenfalls hätten den Verwesungsgeruch 
bemerken müssen. 
In der Kriminalistik wird bereits jedem Erstsemester eingepaukt, daß man bei einer Straftat 
immer nach dem Motiv zu fragen habe. Für die Selbstmordthese spricht laut überzeugender 
Aussagen von Weggefährten Heisigs nichts. Für Mord dagegen viel. Man darf davon ausge-
hen, daß Heisig nach der Veröffentlichung des Buches, ähnlich wie später Thilo Sarrazin, zum 
Medienstar geworden wäre. Nicht umsonst nannte man sie in Anlehnung an den Hamburger 
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Ex-Senator und Richterkollegen Ronald Schill "Richterin Gnadenlos". 
Während Schill zum kurz aufflackernden politischen Ecce-Homo (klassische Aussprache) 
wurde, die Politikszene aufmischte und dann plötzlich und unerwartet abstürzte, fand Kirsten 
Heisig noch vor dem medialen Durchbruch den Tod. Doch wenn Schill als manchmal allzu 
schneidiger Hardliner Wahlergebnisse von über 20 Prozent in Hamburg erzielen konnte - wel-
che Resultate hätte da erst eine grundsolide und sympathische Frau wie Kirsten Heisig erzie-
len können? 
Politisches Potential 
Diese Frage ist keineswegs abstrakt. Nach Berichten von Weggefährten des damaligen Berli-
ner CDU-Dissidenten René Stadtkewitz war Heisig im Sommer 2010 an Gesprächen über 
eine Parteibildung beteiligt und sogar als Spitzenkandidatin im Gespräch. Als untadelige 
Richterin mit der Fähigkeit, tabuisierte Probleme anzusprechen und konkrete Lösungen auf-
zuzeigen, hätte sie bei den Abgeordnetenhauswahlen in Berlin im Herbst 2011 eingeschlagen 
wie eine Bombe. 
Nicht auszuschließen ist, daß sie mit ihrem sachbezogenen Ansatz, der nicht gegen den Islam, 
sondern gegen das kriminelle Potential genau definierbarer Ausländergruppen zielte, Brücken 
hätte bauen können zur Mehrheit der vernünftigen Moslems. In Neukölln und Wedding sind 
es nämlich oft genug die fleißigen Türken der ersten Einwanderergeneration, die unter der 
Gewalt und Asozialität der später Zugezogenen, vor allem krimineller arabischer Gangs, zu 
leiden haben.  
Daß sie den jugendlichen Delinquenten nicht nur mit der Strenge des Gesetzes kam, sondern 
ihnen bisweilen auch als Frau und Mutter ihr Herz öffnete, muß allen verhaßt gewesen sein, 
die den "Kampf der Kulturen" von der einen wie von der anderen Seite befeuern wollen. 
Heisig wäre nach der Veröffentlichung des Buches zum Medienstar geworden. 
Wer profitierte von Kirsten Heisigs Tod - und wer mußte die lebendige Kirsten Heisig fürch-
ten? Diese Fragen zu stellen, hat nichts mit einer sogenannten Verschwörungstheorie zu tun - 
ein Begriff, der immer gern benutzt wird, um sich einer Diskussion zu entziehen. Unliebsame 
Annahmen werden rasch und wirkungsvoll zu einer solchen Theorie gestempelt, damit man 
sich nicht mit ihnen beschäftigen muß. 
Von den Deutschen wird gesagt, sie lebten in historischen Pendelschlägen. Nach Zeiten der 
absoluten Ruhe und Agonie kamen oft übersteigerte Gegenbewegungen. Man hat bei der Lek-
türe von Das Ende der Geduld den Eindruck: Kirsten Heisig war es ein Anliegen, daß es bald 
zu konstruktivem Handeln kommt. Bevor die Probleme unüberschaubar werden - und damit 
auch die Reaktionen. 
_ Josephine Barthel hat in München und Köln Vor- und Frühgeschichte sowie Mediävistik 
und Rechtswissenschaften studiert. Sie lebt heute als freie Autorin in Limoges.<< 
Die schweizerische Tageszeitung "Basler Zeitung" berichtete am 17. November 2018: 
>>Denk ich an Deutschland in der Nacht 
Der Rechtsstaat in Deutschland droht zu verrotten. Wenn sich nichts ändert, wird es zu bür-
gerkriegsähnlichen Unruhen kommen.  
Das dichtete Heinrich Heine im Jahre 1844 in seinem Pariser Exil, als in Deutschland Klein-
staaterei und Reaktion herrschten. "Der Rechtsstaat verrottet, wenn nicht klar Schiff gemacht 
wird", das "deutsche und europäische Recht wurde über Jahre nicht wirklich umgesetzt", und 
schließlich: "Ich hätte nie gedacht, daß die Angst vor mir und der Wahrheit ausreichend sind, 
um eine Regierungskrise in Deutschland auszulösen." 
Der letzte Satz stammt aus der in der BaZ abgedruckten Rede des ehemaligen obersten Ver-
fassungsschützers Deutschlands. Seine unwiderlegte Aussage, daß es in Chemnitz zu keinen 
"Hetzjagden" gekommen sei, kostete Hans-Georg Maaßen das Amt, diese Rede seine Weiter-
beschäftigung. 
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Die Merkel-Dämmerung 
Der erste Satz stammt nicht etwa von einem Berserker aus der AfD, sondern vom ehemaligen 
Vorsitzenden der Grünen, Cem Özdemir. Und wer davor warnt, daß das "Vertrauen in unsere 
Rechtsordnung erschüttert wird", weil sie nicht durchgesetzt wird, ist niemand Geringeres als 
das CSU-Mitglied Hans-Jürgen Papier, bis zu seinem Ruhestand im Jahre 2010 Präsident des 
Deutschen Verfassungsgerichts. 
Merkel-Dämmerung, zweistellige Verluste der Regierungsparteien in Bundestagswahlen, der 
Einzug der AfD in sämtliche Länderparlamente Deutschlands. Das sind nur Oberflächenpro-
bleme. Denn der Rechtsstaat in Deutschland verrottet tatsächlich. Das äußert sich auch darin, 
daß es in Deutschland, wie in anderen europäischen Ländern auch, Quartiere, Bezirke, Gegen-
den gibt, in denen der Staat als Ordnungsmacht abgedankt hat, nicht einmal mehr sein Ge-
waltmonopol durchsetzen kann. Statt dessen herrschen mafiöse Clans.  
Vielköpfige Familien kontrollieren den Drogenhandel, erpressen Schutzgelder, bestimmen die 
Regeln des Zusammenlebens. In Berlin, in Duisburg, Dortmund, Essen, andernorts gibt es 
Gegenden, in denen der Rechtsstaat nur noch von Fall zu Fall funktioniert. 
Was immer man auch von der unkontrollierten Einwanderung nach Deutschland halten mag, 
von der Grenzöffnung im Jahre 2015, kaum etwas hat das wiedervereinte Deutschland so ge-
prägt. Nicht nur im Erscheinungsbild oder im Zusammenleben. Sondern eben auch auf recht-
licher Ebene. Und der Rechtsstaat, so unvollkommen er auch sein mag, ist das letzte und beste 
Bollwerk gegen Willkür, Barbarei und Faustrecht.  
Wenn sich die Regierung Deutschlands über Wochen damit beschäftigt, ob ein Beamter öf-
fentlich das sagen darf, was er für richtig hält, auch wenn das dem Narrativ der Altparteien 
widerspricht, dann ist zudem eine Bürgerferne erreicht, die bedenklich ist. 
Wo soll das hinführen? Zu einer neuerlichen braunen Machtübernahme? Sicher nicht. Die 
AfD ist nicht die NSDAP, die ständige Warnung vor einer rechtsradikalen Gefahr übertönt die 
wirklichen Gefahrensignale. Das Wichtigste: Der Kitt jeder modernen, zivilisierten Gesell-
schaft ist die Mittelschicht.  
Wenn der Mittelstand nicht mehr von Aufstieg träumt, sondern sich vor Abstieg fürchtet, dann 
ist der Zusammenhalt gefährdet. Reale und berechtigte Angst vor Altersarmut, Sorgen um die 
Gesundheitsversorgung, die persönliche Sicherheit, die Ausbildung der Kinder, den verlot-
ternden Zustand der Infrastruktur. Alle diese Bedenken werden im Politikbetrieb Berlins 
höchstens in Form von hohlen Phrasen über die Sorgen "der Bürger draußen im Lande" zur 
Kenntnis genommen. 
Zerfallen in Parallelgesellschaften 
Löst sich dieser Kitt auf, dann sieht sich der Bürger nicht mehr als Staatsbürger. Er sieht seine 
Anliegen nicht mehr von den Staatsvertretern wahrgenommen. Die Gesellschaft zerfällt in 
Parallelgesellschaften, die beispielsweise religiös oder sozial stigmatisiert sind, also eine Le-
benswelt der Superreichen und des Prekariats, eine Lebenswelt des Islam, eine Lebenswelt 
archaischer Stammesstrukturen, und so weiter.  
Wenn auch noch das Gewaltmonopol des Staates in Frage gestellt wird, bilden sich lokale 
Strukturen, wo das Faustrecht herrscht oder Bürgerwehren, die ihre Vorstellung von Recht 
und Ordnung durchsetzen wollen. Während die Begüterten in schwer bewachten Zonen leben, 
die sie kaum noch verlassen. 
Wenn sich der Staatszerfall fortsetzt, kommt es zu bürgerkriegsähnlichen Unruhen, dann der 
offene Bürgerkrieg, Deutschland würde wieder in ein Mosaik von Kleinstgebilden zerfallen, 
wie es schon zu Zeiten Heines existierte. 
Ein realitätsfernes Szenario? Keinesfalls. Wenn vorhandene Strukturen nicht Lösungen für die 
drängenden Probleme der Gesellschaft bieten, wenn sich die Politik mit der richtigen Ausle-
gung des Begriffs "Hetzjagd" wochenlang lahmlegt, wenn keine der etablierten Parteien we-
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nigstens einen Lösungsvorschlag für die Sicherung der Altersrente hat, und die AfD zwar mit 
Protest - "so nicht weiter, mit denen nicht weiter" - punktet, aber auch keine Alternativen an-
zubieten hat: dann ist das kein Albtraum in dunkler Nacht. Sondern eine durchaus realistische 
Zukunftsperspektive.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 11/2018 berichtete im November 2018: 
>>BRD-Sprech: Hilfsorganisation 
_von Manfred Kleine-Hartlage 
Wenn in diesen Tagen das Wort "Hilfsorganisation" fällt, darf man getrost darauf wetten, daß 
damit etwas völlig anderes gemeint ist als noch vor wenigen Jahren, das heißt vor der Entfes-
selung der aktuellen Völkerwanderung. Damals bezeichnete man als Hilfsorganisationen etwa 
das Rote Kreuz oder Brot für die Welt - also Vereinigungen, die Menschen halfen, die unver-
schuldet in Not geraten waren. 
In jenen Tagen, als das BRD-Idiom die deutsche Sprache noch nicht so tief durchseucht hatte 
wie heute, wäre es absurd gewesen, mit diesem Titel Organisationen zu beehren, die selbst 
erheblich und systematisch dazu beitragen, daß die Notlage überhaupt eintritt, und die oben-
drein aus Prinzip nur Menschen helfen, die ihre Not selbst herbeigeführt haben. 
Heute ist genau dieser absurde Sprachgebrauch gang und gäbe. "Hilfsorganisationen" sind 
Organisationen, die auf dem Mittelmeer Migranten einsammeln, um sie in Massen in europäi-
sche Länder zu bringen, in denen sie nicht erwünscht sind und für die sie niemals auf legalem 
Weg eine Einreiseerlaubnis bekommen hätten. Es sind Organisationen, deren Garantie, die 
Migranten in Europa und nicht etwa in Afrika abzuliefern, wie ein Magnet wirkt, der schon 
manchen jungen Afrikaner erst dazu veranlaßt haben dürfte, sich in das Boot einer Schlepper-
organisation zu setzen. 
Es handelt sich um Vereinigungen, deren Daseinszweck die Unterstützung strafbarer Hand-
lungen ist. 
Und um auch dies zu erwähnen: Diese Afrikaner sind keine "Flüchtlinge", wie das BRD-
Idiom sie nennt: "Flüchtling" ist man nur so lange, bis man das Land verlassen hat, in dem 
man gefährdet war. Wer dann noch weiterreist, ist kein Flüchtling, sondern ein - gegebenen-
falls illegaler - Migrant. Und eine Gruppierung, die ihn bei dieser illegalen Migration unter-
stützt und damit das Geschäft der Schlepperbanden ankurbelt, ist keine humanitäre Hilfsorga-
nisation, sondern eine Vereinigung, deren Daseinszweck die Unterstützung strafbarer Hand-
lungen ist. 
Mit Seenotrettung haben deren Praktiken allenfalls in einem technischen Sinne zu tun. Selbst-
verständlich hat jeder Schiffbrüchige einen Anspruch darauf, von den Besatzungen vorbeifah-
render Schiffe aus dem Wasser gezogen zu werden. Keinen Anspruch hat er aber darauf, in 
ein Land seiner Wahl gebracht zu werden. Und Organisationen, die systematisch nach Schiff-
brüchigen suchen, um ihnen genau den Wunsch zu erfüllen, dessentwegen sie sich überhaupt 
erst in seeuntüchtigen Fahrzeugen aufs Wasser begeben haben, stiften die Betroffenen in vie-
ler Hinsicht erst dazu an, sich selbst in Seenot zu bringen. 
Lassen wir dahingestellt, wie viele Aktivisten tatsächlich aus genuiner Verblendung und irre-
geleitetem Idealismus handeln. Ich bin sicher, daß es solche Leute wirklich - und immer noch 
- gibt. Wer aber in das politische Umfeld dieser Organisationen hineinhorcht, kann unmöglich 
den autorassistischen Deutschen-, ja Weißenhaß überhören, der dort zum guten Ton gehört. 
Die Sprache der BRD und ihrer sogenannten oder auch tatsächlichen Linken mit ihrem süßli-
chen humanitären Gesäusel - "Hilfe" und "Hilfsorganisation", "Flüchtlinge" und "Schutzsu-
chende" - ist nicht erst deshalb unerträglich, weil sie die menschliche Intelligenz beleidigt, 
sondern vor allem, weil sie der zynischen Bemäntelung eines kalten Genozids am eigenen 
Volk dient. Und dabei den Ertrinkungstod von Migranten, die ohne ihre "Helfer" eher zu Hau-
se geblieben wären, kalt lächelnd in Kauf nimmt.<< 
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Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 12/2018 berichtete im Dezember 2018: 
>>Ghostwriter Soros 
_von Daniell Pföhringer 
… Weltweite Grenzenlosigkeit und Freizügigkeit - das ist der Traum von George Soros, der 
vorgibt, Philanthrop zu sein, aber immer nur schnöde Kapitalinteressen verfolgt. Von Huma-
nität und "Migration zum Nutzen aller" sprach auch die im September 2016 von den Staats- 
und Regierungschefs der UNO beschlossene "New Yorker Erklärung für Flüchtlinge und Mi-
granten", die den Ausgangspunkt des dann unter Federführung Mexikos und der Schweiz aus-
gearbeiteten Global Compact for Safe, Orderly und Regular Migration (GCM) bildete.  
Der Pakt läßt die Grenzen zwischen tatsächlichen Flüchtlingen und sonstigen Migranten ver-
schwimmen, will bislang illegale Migration legalisieren, sieht in interkontinentalen Wande-
rungsbewegungen grundsätzlich etwas Positives und redet vor allem den Staaten des Westens 
ein schlechtes Gewissen und eine Verantwortung für das Schicksal der Menschen in den 
Drittweltländern ein. 
Heilsfigur Migrant 
… Davon, daß Migration für die Zielländer größtenteils ein Defizitgeschäft darstellt, wollen 
weder der GCM noch Soros etwas wissen. Letzterer fordert gar, daß jeder der rund eine Milli-
on (später reduzierte er die Zahl freundlicherweise auf 500.000) Kostgänger, die die EU in 
jedem Jahr aufnehmen solle, 15.000 Euro Stütze jährlich erhalten müsse. Eine entsprechende 
Rundumversorgung zur "Integration" sieht auch der Migrationspakt vor. 
"Verbesserung der Verfügbarkeit und Flexibilität der Wege für eine reguläre Migration."  
Ziel des GCM 
Und nicht nur das. Im GCM heißt es, daß "allen Migranten, denen in Transit- und Zielländern 
die Freiheit entzogen wird oder werden könnte, Zugang zur Justiz" zu gewähren sei, "unter 
anderem, indem der Zugang zu einer kostenlosen oder bezahlbaren qualifizierten und unab-
hängigen Rechtsberatung und -hilfe sowie der Zugang zu Informationen und dem Recht auf 
ordnungsgemäße Prüfung einer Anordnung zur Freiheitsentziehung erleichtert werden". … 
Freie Fahrt für NGOs 
Das wird auch noch an einem anderen Punkt deutlich. In seinem Beitrag fordert der Megaspe-
kulant sichere Reiserouten für Migranten, "darunter zunächst der Weg von Griechenland und 
Italien in ihre Zielländer". … 
Und was steht dazu im Migrationspakt? Als Ziel Nummer fünf wird eine "Verbesserung der 
Verfügbarkeit und Flexibilität der Wege für eine reguläre Migration" ausgegeben. Und schon 
unter Punkt acht verpflichten sich die unterzeichnenden UN-Staaten nicht nur dazu, sogenann-
te Such- und Rettungsaktionen selber auszubauen, sondern auch private "Seenotrettung" nicht 
mehr als ungesetzlich zu qualifizieren.  
Mit anderen Worten: Dem Treiben der NGO-Schiffe auf dem Mittelmeer, dem Italiens In-
nenminister Matteo Salvini durch seine Konsequenz und Beharrlichkeit zuletzt einen Riegel 
vorschieben konnte, soll ein Freibrief erteilt werden. Notabene: Jene NGOs werden maßgeb-
lich von den Open Society Foundations des George Soros unterstützt. Noch Fragen?<< 
Die deutsche AfD-Politikerin Alice Weidel berichtete am 15. Januar 2019 während einer 
Presseerklärung (x346/8): >>… Wir wissen nun, warum Hans-Georg Maaßen als Präsident 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz seinen Hut nehmen mußte. Und zwar, um den Weg 
frei zu machen, damit die AfD zum Prüffall erklärt werden kann.<< 
Horst Koch berichtete am 17. Mai 2019 in seinem Internet-Blog "www.horst-koch.de" über 
die Demontage des Industriestandorts Deutschland (x960/…): >>Wird Erdogan den neuen 
Berliner Flughafen bauen? 
Von Peter Haisenko 
Jetzt wird zur Gewißheit, was kluge Köpfe seit Jahren fordern: Die betongewordene Schande 
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BER muß abgerissen werden, weil falsche Materialien verbaut worden sind. Das ist seit 2012 
bekannt, aber erst jetzt wird darauf reagiert. Die Planung des BER zielte von Anfang an darauf 
ab, das Großprojekt zum Scheitern zu verdammen. 
Als Herr Ruhnau, der ehemalige Vorstandsvorsitzende der Lufthansa, zum Projektleiter für 
den neuen Berliner Flughafen berufen wurde, hatten Insider gleich ein mulmiges Gefühl. Es 
war der Herr Ruhnau, dem es gelungen ist, den gewerkschaftseigenen Konzern COOP inner-
halb eines Jahres zu ruinieren und liquidieren. Wie ich aus informierten Kreisen weiß, hatte er 
dann den Auftrag, auch die Lufthansa in den Ruin zu treiben. Mit dem faulen Argument, Slots 
- also Streckenrechte - für die Zukunft zu besetzen, hat er Strecken betrieben mit B 737 (124 
Sitzplätze), die durchschnittlich nur mit sechs (!) Passagieren ausgelastet waren.  
Er hat offen bekundet, so viele Piloten auszubilden, daß das Überangebot die Gehälter der 
Piloten drastisch schrumpfen lassen sollte. Das sehr engagierte Lufthansa-Personal hat das 
nicht zugelassen. 
Der BER sollte niemals eine Erfolgsgeschichte werden 
Beim Berliner Flughafen hat Herr Ruhnau dann als erstes mit falschen, für Fachleute völlig 
unsinnigen Grundstückskäufen (Baufeld Ost) etwa sieben Milliarden DM versenkt. Er hat eine 
Planung vorgelegt, die für eine Stadt mit etwa 700.000 Einwohnern größenmäßig angemessen 
gewesen wäre. Nachdem er den Grundstein für das Scheitern dieses Prestigeprojekts gelegt 
hatte, hat er sich aus dem Staub gemacht und wurde anschließend immer noch in "Elite-
Kreisen" hofiert.  
Der Werdegang Ruhnaus läßt kaum Zweifel daran, daß er gezielt ausgewählt wurde mit dem 
Auftrag, das BER-Projekt so zu gestalten, daß es niemals eine Erfolgsgeschichte werden kann. 
Er hat seinen Auftrag erfüllt. Bereits in den 1990-er Jahren, als Herr Diepgen (CDU) Regie-
render Bürgermeister war, wurde die Öffentlichkeit über den Baufortschritt des Flughafens 
vorsätzlich belogen. Das weiß ich von dem damaligen Pressesprecher, der auf die Anweisung 
zu lügen, sein Amt niedergelegt hat. 
Der Aufsichtsrat der Betreibergesellschaft war immer politisch besetzt mit Leuten, die fach-
lich völlig unbeleckt waren. Ob auch das Methode hatte, lasse ich im Raum stehen. Fest steht 
heute, daß der Berliner Flughafen zur Lachnummer für die ganze Welt geworden ist. Die Fol-
ge ist, daß sich niemand mehr weltweit einen Flughafen von deutschen Firmen bauen läßt. 
BER hat die Umkehrung des rundherum gelungenen Münchner Flughafens geschafft, der die 
Aufträge für deutsche Flughafenbauer gesichert hatte. Ob auch das ein Ziel bei der "Planung" 
des BER war, stelle ich ebenfalls in den Raum. 
Der Verdacht der gezielten Sabotage liegt nah 
BER wird 2020 nicht eröffnet werden. Die Mängel sind zu gravierend. Es wurden Plastikdü-
bel in Kalksandstein verbaut, die nicht zugelassen sind und die erforderliche Tragfähigkeit 
nicht aufweisen. Insgesamt sind im BER zu viele Kalksandsteinwände installiert, die nach 
Gutachten des TÜV komplett rausgerissen und ersetzt werden müßten. Man kann in Kalk-
sandstein keine Dübel setzen, die Lasten tragen sollen. Die Dübel sprengen mit ihrem Druck 
den Stein, wenn sie nicht aus Plastik sind und aus Plastik dürfen sie nicht sein, wegen des 
Brandschutzes.  
Die Kalksandsteinwände zu ersetzen ist bautechnisch nahezu unmöglich und so wird kaum 
ein Weg daran vorbeiführen, das ganze Murkswerk abzureißen. Damit geht dann die nächste 
Milliarde dahin und die Kosten für Nichts werden die Achtmilliardengrenze überschreiten. 
Nachdem diese Mängel aber bereits seit 2012 bekannt sind, kann man hier nicht mehr von 
Unfähigkeit sprechen, man muß gezielte Sabotage annehmen. 
Abgesehen davon, daß die Neuplanung nach dem Abriß wieder einige Jahre in Anspruch 
nehmen wird, muß das Projekt dann wieder ausgeschrieben werden. Wer noch daran glaubt, 
daß dann eine deutsche Firma, ein deutsches Firmenkonsortium, den Zuschlag erhalten wird, 
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glaubt nach dem Debakel nur noch, wer auch an den Weihnachtsmann glaubt. Erdogans Tür-
kei hingegen kann einen neuen Flughafen in Istanbul präsentieren, der zeitgerecht und effi-
zient gebaut worden ist. Das können auch Chinesen oder Russen.  
So steht zu erwarten, daß die Industrienation Deutschland seinen neuen Hauptstadtflughafen 
nicht selbst bauen wird. Kann es noch peinlicher werden, wenn man Türken, Russen oder 
Chinesen braucht, um in Deutschland einen Flughafen zu bauen? Da könnte der Verdacht 
aufkommen, daß in höchsten deutschen (!) Kreisen Jahrzehnte nach dem Krieg daran gearbei-
tet wird, den Morgenthau-Plan umzusetzen, nämlich Deutschland zu deindustrialisieren. 
Der ehedem hochgelobte Industriestandort Deutschland kriegt nichts mehr auf die Rei-
he  
Berlin wird innerhalb der nächsten zehn Jahre keinen neuen Flughafen bekommen. Da fühle 
ich mich doch an einen Kabarettisten erinnert, der Wowereit folgendes in den Mund gelegt 
hat: Flughafeneröffnung 2013? Ich weiß auch nicht, wie dieser Zahlendreher entstanden ist. 
(2031) So wird sich der Berliner Senat doch noch gegen seinen erklärten Willen an den 
Volksentscheid halten müssen, Tegel für Jahre oder Jahrzehnte offen zu halten. 
Bahnhöfe, Flughäfen und Bahnstrecken: Nichts bringen unsere Politprofis auf die Reihe. Der 
Gotthardtunnel ist seit Jahren fertig, aber für die Zulaufstrecke im deutschen Rheintal ist die 
Planung noch nicht einmal abgeschlossen. Der Brennerbasistunnel wird demnächst fertigge-
stellt, aber die Planung für den Zulauf auf deutscher Seite durch das Inntal hat noch nicht 
einmal begonnen. 
Nein, das kann nicht mehr mit Unfähigkeit begründet werden, das ist Sabotage. Sabotage am 
Industriestandort Deutschland, an der (unverständlicherweise) immer noch geschätzten deut-
schen Präzision und Zuverlässigkeit. 
Der BER steht symbolisch für die Demontage des Industriestandorts Deutschland. Ausschrei-
bungen werden so schlampig ausgeführt, daß anschließend die Kosten auf das Vielfache an-
steigen. Elbphilharmonie oder Stuttgart 21. Wohnraum ist ohne korrekte Ausschreibung an 
angelsächsische Kapitalgesellschaften verschleudert worden.  
Für all das muß natürlich niemand Verantwortung übernehmen. Nein, auch der Spaßbürger-
meister Wowereit kann sich weiterhin in seiner üppigen Pension baden. Nach 14 Jahren Mer-
kel ist Deutschland in einem jämmerlichen Zustand. Mißstände abstellen? Wir machen uns 
Sorgen, wir nehmen es ernst, wir arbeiten daran - aber wir tun nichts. Siehe "Cum-Ex-
Geschäfte" die seit 19 Jahren bekannt und nicht abgestellt sind. 
Wessen Geschäft betreiben die deutschen Regierungen?  
Wie BER zeigt, hat die Demontage Deutschlands schon früher begonnen, nämlich spätestens 
nach der "Wiedervereinigung", die auch nicht völkerrechtsmäßig abgelaufen ist. Rohwedder 
und Herrhausen mußten ihr Leben lassen, weil sie mit der Treuhand die "neuen Bundesländer" 
zu einem Erfolgsmodell machen wollten. Frau Breuel, in Oxford/England ausgebildet, hat 
dann das gemacht, was man in London schon seit 100 Jahren als oberstes Ziel gesetzt hatte: 
Die Zerstörung der deutschen Wirtschaftskraft, der man in England nichts entgegensetzen 
kann. Die Frage ist nun, ob es in den deutschen Regierungen überhaupt Politiker gibt oder 
gab, die nicht an der Zerstörung Deutschlands arbeiten. 
Helmut Schmidt hat Deutschland in die Schuldenfalle geführt. Helmut Kohl  hat ohne Not 
auf die "deutschen Ostgebiete unter polnischer Verwaltung" verzichtet und das Angebot Gor-
batschows schlank angelehnt, Ostpreußen zurück zu erhalten. Schröder hat mit der "Agenda 
2010" den sozialen Frieden zerstört und mit Fischer Deutschland wieder in Kriege geführt. 
Frau Merkel  schließlich hat die deutschen Grenzen einfach für alle geöffnet und jegliche 
Rechtsstaatlichkeit aufgehoben, wenn es um Zuwanderer geht.  
Die deutsche Spitzentechnologie Dieselmotoren ist seines Nimbus’ beraubt worden. Bayer 
kauft Monsanto, damit umgehend milliardenschwere Regreßansprüche über amerikanische 
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Gerichte an ein jetzt deutsches Unternehmen gestellt werden können. Die fruchtbare Zusam-
menarbeit mit Rußland wurde mit ungerechtfertigten Sanktionen zerstört, die Deutschlands 
Wirtschaft Milliardenverluste bescheren. Deutsche Soldaten stehen wieder an der Grenze zu 
Rußland. Nichts davon kann als förderlich für Deutschland bezeichnet werden. 
Wessen Geschäft betreiben die deutschen Regierungen? 
BER steht nur symbolisch für den allgemeinen Niedergang. Infrastruktur und Schulen sind in 
einem jämmerlichen Zustand. Die "Energiewende" ist Flickwerk und hat Deutschland die 
höchsten Strompreise gebracht, worunter die deutsche Industrie auch leidet. Ausländische 
Großkonzerne zahlen in Deutschland fast keine Steuern. Nein, alles in Summe betrachtet, 
kann nicht mehr Unfähigkeit angenommen werden, es kann nur noch geplante Sabotage sein. 
Ob der "Deutsche Michel" aufwachen wird, wenn Erdogans Türkei den Berliner Flughafen 
baut? 
Ob es jemals dazu kommen wird, daß die Zerstörer Deutschlands vor Gericht gestellt werden? 
Das ist unwahrscheinlich, aber wenn doch, sind einige tausend Jahre Haft fällig. 
Die unkontrollierte Zuwanderung nach Deutschland hat nicht erst 2015 begonnen. 
Schon der damalige Außenminister Fischer hat die unkontrollierte Zuwanderung von Ukrai-
nern befördert, indem er einfach deren Visumspflicht aufgehoben hat. Während die CDU noch 
1991 stramm Wahlkampf gegen Zuwanderung gemacht hat, hat Merkel das ins Gegenteil ver-
kehrt.  
Wer heute noch glaubt, die Probleme mit Migranten wären zufällig entstanden, der hat das 
Werk von Hans Jörg Schrötter noch nicht gelesen: "Auf nach Germania", in dem er, der In-
sider aus dem Ministerium, Stück für Stück mit Namen und Titeln den Nachweis führt, daß 
auch in dieser Hinsicht nichts zufällig abgelaufen ist. "Auf nach Germania" ist erhältlich im 
Buchhandel oder direkt zu bestellen beim Verlag hier.  
Mit dem Werk "Die Deutschen - Das klügste Volk auf Erden verabschiedet sich von der 
Geschichte" belegt Hans-Jürgen Geese den Verdacht, daß unsere "Politprofis" extra so aus-
gewählt worden sind, damit sie Deutschland den größtmöglichen Schaden zufügen - eben 
Deutschland zu einem tragischen Fall der Geschichte machen können, indem es nicht mehr als 
Kultur- und Industrienation weiter existieren wird. Auch dieses Werk ist erhältlich im Buch-
handel oder direkt zu bestellen beim Ander-Welt-Verlag. …<< 
Die Desiderius-Erasmus-Stiftung e.V. veröffentlicht am 22. Mai 2019 folgende Anmerkungen 
zum siebzigsten Geburtstag des Grundgesetzes (x934/…): >>Erika Steinbach zum 70. Ge-
burtstag des Grundgesetzes 
Geburtstagskind in Not − Anmerkungen zum siebzigsten Geburtstag des Grundgesetzes 
Von Erika Steinbach - Vorsitzende der Desiderius-Erasmus-Stiftung e.V. 
… Nach der Wiedervereinigung gab es die Forderung nach einer gänzlich neuen Verfassung. 
Um etwa erforderlichen, zwingenden Änderungsbedarf festzustellen oder gar eine neue Ver-
fassung einzufordern, wurde durch Bundesrat und Bundestag die Gemeinsame Verfassungs-
kommission von Bund und Ländern eingesetzt. 
Das Gremium kam zu der Erkenntnis, daß größere Änderungen auch nach der Wiedervereini-
gung entbehrlich seien und daß es aus rein juristischer Sicht keiner Volksabstimmung über 
das Grundgesetz bedürfe. Allerdings wies es in dem Bericht auch darauf hin, daß die Durch-
führung eines Volksentscheids über das Grundgesetz durchaus eine integrierende Wirkung 
zwischen Politik und Bürgern haben könnte. 
Wir leben also bis zum heutigen Tage auf dem juristischen Fundament, das die Verfassungs-
väter und Mütter in schwierigster Zeit auf den Weg gebracht haben. 
Was heutzutage beunruhigen muß, ist die blanke Feststellung, daß über elementare Teile des 
Grundgesetzes selbst die Bundeskanzlerin vorsätzlich hinweggeht. Die Aussage der Bundes-
kanzlerin, "Das Volk ist jeder, der in diesem Lande Lebt" ist zutiefst verfassungswidrig. Nicht 
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jeder, der sich aus irgend einem Teil der Welt hier legal oder illegal niedergelassen hat, gehört 
zum Volk. Unser Grundgesetz ist darin eindeutig. 
Das Grundgesetz bestimmt in seinen Artikeln 20 und 116 das glatte Gegenteil. Und das Bun-
desverfassungsgericht hat am 31. Oktober bereits 1990 dazu klargestellt, daß Artikel 20 
ABS.2 Satz 1 bestimmt, daß das Staatsvolk unseres Landes Träger und Subjekt der Staatsge-
walt ist und das Staatsvolk, von dem alle Staatsgewalt ausgeht, nach dem Grundgesetz von 
den Deutschen, also den deutschen Staatsangehörigen und den ihnen nach Artikel 116 gleich-
gestellte Personen gebildet wird. 
Noch niemals zuvor seit 1949 hat ein Kanzler an der Spitze der Bundesrepublik Deutschland 
eine zentrale Norm der Verfassung so mir nichts, dir nichts einfach vom Tisch gewischt. Da-
bei handelt es sich beim Artikel 20 um einen Artikel mit Ewigkeitsgarantie, der nicht einmal 
mit einer Zweidrittelmehrheit geändert werden könnte. Die Kanzlerin unseres Landes hat 
hiermit eine rote Linie überschritten. Allerdings nicht erstmals. 
Daß bindende Gesetze seitens der Kanzlerin in diktatorischer Selbstherrlichkeit freihändig 
mißachtet werden, ist keine Ausnahme. Seit 2005 hat die Kanzlerin mehrfach Entscheidungen 
gegen gültiges Recht und Gesetze getroffen: Von der Eurorettung über den abrupten Atom-
ausstieg innerhalb von nur drei Tagen bis zur rechtswidrigen, unkontrollierten Aufnahme von 
inzwischen an die zwei Millionen Migranten reichen die autokratischen Entscheidungen, die 
unserem Land dauerhaft schwere Lasten aufbürden. Sie hat Deutschland massiven Schaden 
zugefügt. 
Damit hat die Bundeskanzlerin massiv gegen den in Artikel 5 des Grundgesetzes vorgeschrie-
benen Amtseid verstoßen. Der da lautet: 
"Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen 
mehren, Schaden von ihm wenden, daß Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und 
verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben 
werde. So wahr mir Gott helfe". 
Deutschland ist auf dem Fundament des Grundgesetzes ein Rechtsstaat. Jeder, der in unserem 
Lande lebt, hat unsere Gesetze zu respektieren und sich nach ihnen zu richten. Politiker, und 
insbesondere die Bundeskanzlerin der Bundesrepublik Deutschland, haben in der Gesetzes-
treue Vorbild zu sein. Eine Kanzlerin, die sich öffentlich gegen elementare Rechtsgrundlagen 
unseres Staates stellt und sie aktiv mißachtet, hat im Grunde ihr Amt verwirkt. 
Beunruhigend daran ist, daß das laut Grundgesetz zuständige Kontrollgremium über die 
Handlungen der Bundesregierung, nämlich der Deutsche Bundestag, all das hinnimmt und 
damit die ihm aufgegebene Verpflichtung nicht erfüllt. 
Seit 70 Jahren leben wir in einem demokratisch verfaßten Staat. Dafür steht das Grundgesetz. 
Keine Demokratie der Welt kommt ohne das Recht der Meinungsfreiheit aus. Wo es keine 
Meinungsfreiheit gibt, da ist demokratisch formulierte Gesetzgebung reine Makulatur. Am 
Status der Meinungsfreiheit läßt sich der Zustand eines Staatswesens signifikant erkennen. 
Hier entwickelt sich Deutschland in eine zutiefst beunruhigende Richtung. Immer weniger 
Menschen wagen, ihre Meinung zu politischen und gesellschaftlichen Themenfeldern offen 
auszusprechen aus Angst, stigmatisiert zu werden. 
Der Umgang mit Männern wie Thilo Sarrazin oder Hans Georg Maaßen macht schlaglichtar-
tig deutlich, wie mit nicht Mainstream konformen Überzeugungen brachial umgegangen wird. 
Da paßt das Motto, bestrafe einen, erziehe Hunderte. Leider zeigt das erkennbar Wirkung. 
Im Bereich unseres wunderbaren deutschen Wortschatzes werden mehr und mehr Begriffe 
aussortiert, indem man sie stigmatisiert. Seit Jahren zunehmend. 
Den Vogel hat der Mann abgeschossen, der seitens der Bundesregierung seit kurzer Zeit für 
den Schutz der Verfassung zuständig ist: der neue Verfassungsschutzpräsident Thomas Hal-
denwang. Er will, so sagte er, mit seiner Behörde dafür sorgen, daß die Grenze zwischen legi-
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timem Protest und Extremismus wieder deutlich erkennbar wird. Er versteigt sich dazu, fest-
zustellen, daß die "Neue Rechte” bewußt nicht mehr von "Rasse" spräche, sondern statt des-
sen von "Identität, Kultur und Ethnien". 
Dieser sogenannte Verfassungsschützer trägt vorsätzlich dazu bei, nicht nur Meinungsfreiheit, 
sondern mit der Stigmatisierung dieser Unterscheidungsvokabeln auch Wissenschaft und For-
schung zu begrenzen. 
Eine Demokratie ohne Meinungsfreiheit ist nur noch eine Pseudo-Demokratie. Mit diesem 
Verfassungsschutzpräsidenten hat die Bundesregierung gewollt den Bock zum Gärtner ge-
macht. Das muß uns alle in diesem Jubiläumsjahr des Grundgesetzes zutiefst beunruhigen. 
Was die Freiheitsrechte unseres Grundgesetzes anbelangt, ist Gefahr im Verzug. 
Es gibt ein wunderbares Volkslied: 
"Freiheit die ich meine, die mein Herz erfüllt, komm' mit Deinem Scheine, süßes Engelsbild. 
Magst du nie dich zeigen der bedrängten Welt, führest Deinen Reigen nur am Sternenzelt." 
Im siebzigsten Jahr des Grundgesetzes erleben wir ein Geburtstagskind in Not. …<< 
Die schweizerische "EXPRESSZEITUNG", Ausgabe 31, berichtete im Februar 2020 (x355/4-
8): >>Hybride Kriegsführung: Wenn in Zeiten des Friedens Kriege toben 
Von Gerhard Wisnewski 
Tue Schlechtes und rede darüber. Und wenn du darüber redest, dann schiebe es anderen in die 
Schuhe: Das ist eine ganz neue Variante des alten Sprichwortes "Tue Gutes und rede darüber". 
Gemeint ist die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel und der hybride Krieg gegen 
Deutschland, Europa und andere Teile der Welt. Sie wissen schon: "Hybrid" wie "hybrides 
Auto" - ein Fahrzeug mit gemischtem Antrieb, zum Beispiel elektrisch und konventionell. 
"Hybrid" heißt also so viel wie gemischt. Im Falle des Krieges bedeutet das einen Krieg an 
allen Fronten und mit allen Mitteln, quasi einen totalen Krieg. Klassische militärische Mittel 
spielen dabei nur noch eine Nebenrolle, wenn überhaupt. 
Die "hybride Kriegsführung seitens Rußlands" sei in allen europäischen Ländern täglich zu 
spüren, sagte da plötzlich die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel am 25. Januar 2019 
bei der Münchner Sicherheitskonferenz. 
"... und diese hybride Kriegsführung im Internet ist sehr schwer zu erkennen, weil Sie plötz-
lich Bewegungen haben, von denen Sie gedacht haben, daß sie nie auftreten. ... In Deutschland 
protestieren jetzt Kinder für den Klimaschutz. ... Aber daß plötzlich alle deutschen Kinder, 
nach Jahren, ohne jeden äußeren Einfluß, plötzlich auf die Idee kommen, daß man diesen Pro-
test machen muß, das kann man sich auch nicht vorstellen."  
Ein Instrument der hybriden Kriegsführung 
Mit anderen Worten beschrieb Merkel die sogenannte Klimabewegung als Instrument der hy-
briden Kriegführung: Der Begriff war damit in der Welt. Denn es handelt sich um einen Ter-
minus, der in der Öffentlichkeit kaum bekannt ist und die Vorstellungskraft des Normalbür-
gers übersteigt. Bei Kriegen denkt der Durchschnittsmensch (und auch der Durchschnittspoli-
tiker) nun mal an Bomben und Panzer, und ihre Abwesenheit verwechselt er mit Frieden. 
Woran er nicht denkt, ist ein ganzes Bündel von propagandistischen, psychologischen und 
wirtschaftlichen Maßnahmen, die ein Land sogar noch nachhaltiger zerstören können als jeder 
Bombenteppich:  
"Die traditionellen Begriffe von regulär und irregulär oder von konventionell und unkonven-
tionell haben ihre bisherige Trennschärfe verloren", schreibt der Oberst im Generalstab, Uwe 
Hartmann, in seinem Buch "Hybrider Krieg als neue Bedrohung für Freiheit und Frieden" 
(Berlin 2015): "Der Begriff der hybriden Kriegsführung dagegen hilft, das Kriegsgeschehen 
ganzheitlicher zu verstehen. 
Er beugt verengten Vorstellungen über künftige Kriege und zu einfachen Kriegsbildern vor, 
weitet den Blick und macht den Weg frei für eine schöpferische Antwort auf neue Bedrohun-
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gen" (S. 15). 
Der hybride Krieg sei eine "neue Bedrohung von Freiheit und Frieden" und zeichne sich 
"durch die kreative, den Gegner überraschende Kombination unterschiedlichster Mittel und 
Wege aus". Er ziele "nicht vorrangig auf die Zerschlagung gegnerischer Streitkräfte, sondern 
auf die Destabilisierung staatlicher Strukturen und gesellschaftlicher Institutionen sowie die 
Schwächung des nationalen Zusammenhalts in einem Land".  
Also exakt das, was wir derzeit in Deutschland und anderen Ländern Europas erleben. Die 
hybride Kriegsführung verfolge "die Erosion von Staatlichkeit durch Instabilität der politi-
schen, sozialen und wirtschaftlichen Lage sowie durch De-Legitimation von Regierung und 
Eliten" (S. 19). Da der momentan laufende Dritte Weltkrieg hybrid geführt wird, ist er für das 
Publikum, aber selbst für Politiker und Militärs, eigentlich kaum durchschaubar. 
Von "hybrider Kriegsführung" zu sprechen, war von Merkel deshalb schon ein Sakrileg an 
sich, lüftete es doch ein wenig den Vorhang zwischen dem Normalbürger und den globalen 
Eliten - insbesondere den strategischen Eliten. 
Universeller Krieg gegen Deutschland und Europa 
"Für die sonst so bedachte Kanzlerin Angela Merkel war das ein bemerkenswerter Fehler", 
rügte denn auch Spiegel Online (24.02.2019) die Merkel’schen Worte. Allerdings: 
Was, wenn sich der Gedanke der "hybriden Kriegsführung" verselbstständigen und von der 
Verknüpfung mit Rußland ablösen würde? Kaum auszudenken! Denn in Wirklichkeit ist der 
hybride Krieg real; er ist nicht nur ein versteckter Krieg, sondern auch ein universaler Krieg, 
der in allen Bereichen eines Staates und einer Gesellschaft tobt - um nicht zu sagen: ein "tota-
ler Krieg". Und geführt wird er nicht zuletzt von niemand Geringerem als der deutschen Bun-
deskanzlerin selbst. Unter ihrer Regierung gab und gibt es Angriffe auf die Geburtenraten, die 
Wirtschaft, die Autoindustrie, die Luftfahrtbranche, die Energieversorgung, die Landwirt-
schaft, die Bildung, die Kultur, die Bundeswehr, das Recht, die freie Meinungsäußerung und 
nicht zuletzt auf die deutschen Grenzen und damit die Integrität des Staatswesens. 
Um einen Feind zu vernichten, zielt der hybride Krieg nun mal auf alles: Fortpflanzung, Fi-
nanzen, Währung, Volkswirtschaft, Energieversorgung, Verkehr, Bildung, Verteidigung, 
Grenzen, Gesundheit - und auf der psychologischen Ebene auf Identität, Nationalbewußtsein 
und vieles andere mehr. 
Denn wie man nach dem Zweiten Weltkrieg gesehen hat, können ja selbst massivste Bomben-
teppiche ein Land und ein Volk nicht unbedingt auf Dauer zerstören. Zynisch betrachtet kann 
eine Nation unter günstigen Bedingungen dabei sogar erneuert und neu belebt werden wie ein 
Wald nach einem Waldbrand. 
Nicht zufällig schossen nach dem Krieg in vielen Industrieländern auch die Geburtenraten in 
die Höhe ("Baby Boom"), bis der "Pillenknick" und viele weitere Geburtenkontrollprogramme 
dem ein Ende bereiteten (Abtreibung etc.). 
Aber nicht nur das: Deutschland erlebte einen nie dagewesenen wirtschaftlichen und wissen-
schaftlichen Boom. Siemens-Kernkraftwerke versorgten das Land mit bezahlbarer Energie, 
mit einer Wiederaufbereitungsanlage versuchte Deutschland einen geschlossenen Brennstoff-
kreislauf mit weniger Atommüll zu schaffen, die Magnetschwebebahn Transrapid versprach 
das Verkehrssystem zu revolutionieren, am Finanzplatz Frankfurt stieg die Deutsche Bank 
zum Global Player auf, und das dreigliedrige Schulsystem, Berufsausbildung und Universitä-
ten versorgten den boomenden Industrie- und Wissenschaftsstandort jederzeit mit einem ex-
zellent (aus-)gebildeten Nachwuchs. Innerhalb kürzester Zeit wurde Deutschland zu einer der 
führenden Industrienationen des Planeten und zu einem der wichtigsten Motoren der wissen-
schaftlich-technischen Zivilisation. 
Konjunkturprogramm Wiederaufbau 
Der Wiederaufbau nach einem konventionellen Krieg kann eben wie ein gewaltiges Konjunk-
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turprogramm wirken - und zwar dann, wenn grundlegende Strukturen intakt bleiben, im Falle 
einer Nation Mentalität, Identität, Bildung, Intelligenz, Kultur und die Gesellschaftsstruktur. 
Sowohl gesunde Individuen als auch Nationen verfügen über ein Ich, eine Identität und Inter-
essen. Nur wer ein Ich, also ein "Selbst-Bewußtsein", besitzt, kann auch eine Identität ausbil-
den und Interessen formulieren. 
Eines der ersten Dinge, deren sich ein Kind bewußt wird, ist zum Beispiel, ob es ein Junge 
oder ein Mädchen ist. Schon dieses erste und ursprünglichste Selbstbewußtsein wird jedoch 
angegriffen und ins Wanken gebracht, indem man Kinder in Kitas beispielsweise zu "ge-
schlechtsfremden" Aktionen animiert, wie etwa Jungs, sich die Fingernägel zu lackieren. Die 
Geschlechtsidentität ist jedoch der Kern der Identität, noch vor der nationalen Identität. Wenn 
man die Geschlechter und damit ihre Identität abschafft, schafft man jede andere Identität 
auch ab - einschließlich der familiären und der nationalen Identität. 
Sobald man ein Individuum so sehr verwirrt, daß es nicht einmal mehr weiß, ob es Männlein 
oder Weiblein ist, kann es erst recht nicht mehr wissen, ob es Deutscher, EU-Bürger oder 
Weltbürger ist, und so ist es jedem äußeren Angriff hilflos ausgeliefert. Jüngstes Beispiel für 
diesen Versuch ist Heidi Klums Transen-Show "Queen of Drags", die im November 2019 auf 
Pro7 Premiere hatte - ein massiver Angriff auf die Geschlechtsidentität, die das Geschlecht bis 
zur Unkenntlichkeit verzerrt. 
Deutschland ist nicht nur wegen der Sabotage an der Bundeswehr wehrlos, sondern vor allem 
wegen seiner zerstörten inneren Verfassung. Durch den jahrzehntelangen Schuldkult wurde 
das Selbstbewußtsein dieser Nation in Selbsthaß verwandelt, und jeder einzelne wurde so zum 
geistigen Komplizen des hybriden Krieges gegen Deutschland. Nur wenn sich Deutschland 
auf sich und seine Identität zurückbesinnen könnte, könnte es all diese Schäden vielleicht 
wieder beheben. 
Sabotage an Staat und Gesellschaft  
Ein wirklich wirksamer Krieg kann daher auf Bombenteppiche verzichten, um statt dessen 
zentrale soziologische, wirtschaftliche und wissenschaftliche Strukturen anzugreifen - zum 
Beispiel mit Verblödung. Alles andere erledigt sich dann von selbst, weil die gesellschaftli-
chen, wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Prozesse dysfunktional werden (siehe "Klima-
forschung"):  
Wenn der Geist kollabiert, kollabiert früher oder später auch alles andere. Wenn ein Mensch 
schwer geisteskrank wird, kann er auch nicht mehr für sich selbst sorgen. Daß ausgerechnet 
Angela Merkel den Begriff "hybride Kriegsführung" gegen Deutschland "leakte", ist, genau 
wie Spiegel Online das charakterisierte, aus der Perspektive der globalen Eliten eine einmali-
ge Fehlleistung. Denn in Wirklichkeit führt Merkel diesen Krieg selbst an vorderster Front - 
als Werkzeug der strategischen Eliten. 
Die "Energiewende", die "Verkehrswende", die Elektromobilität (die in Wirklichkeit eine 
Immobilität ist), der CO2-Wahn und die Masseneinwanderung sind nur einige wenige Bei-
spiele für Angela Merkels maoistische Sabotage an Staat und Gesellschaft. Daß diese kata-
strophalen Fehlleistungen auf Unvermögen oder Irrtümern beruhen, kann wohl ausgeschlos-
sen werden. 
Der perfideste Krieg von allen 
Der hybride Krieg ist die effektivste und perfideste Form des Krieges überhaupt: "Ziel der 
Angreifer ist es, nicht nur Schaden anzurichten, sondern insbesondere Gesellschaften zu de-
stabilisieren und die öffentliche Meinung zu beeinflussen", heißt es sogar auf der Website des 
Bundesverteidigungsministeriums. 
"Offene pluralistische und demokratische Gesellschaften bieten hierfür viele Angriffsflächen 
und sind somit leicht verwundbar" Und zwar, weil "offen" in diesem Fall nicht weltoffen be-
deutet, sondern aufgerissen und schutzlos. Genau deshalb betreiben Geostrategen wie der be-
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rüchtigte Milliardär George Soros auch Stiftungen wie die "Open Society-Foundation", die 
nichts anderes zum Ziel hat, als den Schutz und die Grenzen von Staaten und Gesellschaften 
zu penetrieren und abzubauen und Revolutionen und Umstürze zu organisieren. Soros ist da-
her auch als einer der obersten Kriegsherren der Hybriden Kriegsführung anzusehen. 
Hybrider Völkermord 
Stellen Sie sich vor, auf einer großen Ebene stehen sich zwei Armeen mit Panzern, Geschüt-
zen und Gewehren gegenüber, wobei eine Seite plötzlich zu schießen beginnt - schon haben 
wir offensichtlich einen Angriffskrieg. 
Aber was ist, wenn in einem Land plötzlich beide Elternteile arbeiten müssen, Kinder als Bal-
last betrachtet werden und daraufhin die Geburtenraten fallen? Wenn zusätzlich unfruchtbare 
Lebenskonzepte "in Mode kommen" wie Homosexualität, Transgender und Geschlechtsum-
wandlung? Wenn zur Behebung des dann auftretenden "Fachkräftemangels" nicht etwa 
Nachwuchs propagiert wird, sondern Zuwanderung?  
Ist das eine spontane gesellschaftliche Entwicklung oder ein Schlachtfeld des hybriden Krie-
ges? Das Ergebnis ist schließlich dasselbe wie bei einem konventionellen Krieg: Die Bevölke-
rung des Feindes wird dezimiert. Und wenn dies eine gezielte Strategie ist, dann sprechen wir 
hier von Völkermord. 
Denn als Völkermord im Sinne der UN-Völkermordkonvention gelten alle Handlungen, "die 
sich gegen nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppen mit der Absicht richten, die-
se ganz oder teilweise zu vernichten". Dazu zählen auch die "vorsätzliche Auferlegung von 
Lebensbedingungen für die Gruppe, die geeignet sind, ihre körperliche Zerstörung ganz oder 
teilweise herbeizuführen; Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung 
innerhalb der Gruppe gerichtet sind. Da dieser Völkermord als hybrider Krieg geführt wird, 
hofft man, daß er nicht als solcher erkannt wird und damit weder auf Gegenwehr stößt, noch 
in den Geschichtsbüchern stehen wird. Das Ganze soll einfach als "natürliche Entwicklung" 
erscheinen ("Demographischer Wandel"). 
Sabotage der Verteidigung 
Oder nehmen wir nach den Geburtenraten die Streitkräfte eines Landes: Was ist, wenn auch 
hier der "Nachwuchs" fehlt, die Wehrpflicht abgeschafft wird und das Militär kein Personal 
mehr bekommt, für Panzer, Hubschrauber und Flugzeuge keine Ersatzteile mehr da sind, 
durch die Rekrutierung von Frauen die körperliche Leistungsfähigkeit der Truppe fällt, erst 
recht, wenn sogar Schwangere Dienst tun sollen, die Verteidigungsministerin Abermilliarden 
wertvoller finanzieller Ressourcen verpulvert, unter anderem für dubiose Beraterdienste, 
gleichzeitig die nationale Identität zerstört wird, die Soldaten (und die Soldatinnen, natürlich) 
also gar nicht mehr wissen, WOFÜR sie eigentlich kämpfen sollen? 
Wird diese Armee dann nicht irgendwann genausowenig einsatzbereit sein wie eine Armee, 
die soeben vom Feind zerschossen wurde? Und ob. Zwar dauert das Ganze viel länger, da all 
diese Maßnahmen aber scheinbar vernünftig begründet, über Jahrzehnte kultiviert und tradiert 
werden, sind sie auch viel nachhaltiger, und es gibt viel weniger Gegenwehr als bei einem 
offensichtlichen konventionellen Angriff. Man tut sich ja schon schwer, diesen Krieg über-
haupt zu erkennen. 
Denn merke: Der beste Krieg ist derjenige, der gar nicht bemerkt wird, so daß man sich nicht 
wehren kann. 
Und der schlimmste Feind ist derjenige, der ebenfalls nicht als solcher erkannt, sondern viel-
leicht sogar noch als Freund betrachtet wird. Nehmen wir beispielsweise die Europäische 
Union: Regelmäßig treffen sich Europäischer Rat und Ministerrat zu freundschaftlichen Kon-
ferenzen, ein Küßchen hier und eine Umarmung da. Hinter dieser Fassade tobt freilich ein 
Kampf jedes gegen jeden und aller gegen die Bevölkerungen. 
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Ein multidimensionales Schach 
Sich gegen einen geschickt geführten hybriden Feldzug zur Wehr zu setzen, ist denn auch sehr 
schwierig: Hybride Kriegführung sei der Versuch, "politische Ziele zu erreichen, indem eine 
Vielzahl von unterschiedlichen, aber synchronisierten legalen wie auch illegalen Mitteln und 
Wegen oftmals verdeckt und überraschend eingesetzt werden", so Hartmann (S. 23). Streit-
kräfte kämen, wenn überhaupt, erst zum Einsatz, "wenn die Situation reif" sei (S. 24).  
Das Ganze gleicht einem multidimensionalen Schachspiel, das jedoch nie offiziell eröffnet 
wird. So kann es geschehen, daß ein Land bereits seit Jahren in einem solchen Schachspiel 
steckt, ohne es überhaupt zu wissen und auch nur einen einzigen Gegenzug gemacht zu haben. 
Denn:  
- Wie soll man einen hybriden Angriff überhaupt von einer spontanen gesellschaftlichen, wirt-
schaftlichen, kulturellen oder psychologischen Entwicklung unterscheiden? 
- Wie soll man den Angreifer identifizieren?  
- Wo hat er welche negativen Entwicklungen ausgelöst, und auf welche Weise? 
- Geschah dies wirklich in feindlicher Absicht oder zum Beispiel nur in Verfolgung legitimer 
wirtschaftlicher Partikularinteressen? 
- Hat der mutmaßliche Angreifer nur eine Entwicklung ausgelöst oder ein ganzes Bündel (= 
hybrider Krieg)? 
- Geht dieses Bündel negativer Entwicklungen auf ein ganz bestimmtes Machtzentrum, zum 
Beispiel ein anderes Land, zurück? 
- Wie soll man einen Angreifer, der selbstverständlich alles abstreiten wird, beschuldigen, 
ohne selbst einen - womöglich konventionellen - Kriegsgrund zu liefern? 
- Wie soll man einen Angreifer bekämpfen, der sich selbst als absolut friedliebend und die 
Beschuldigungen als böswillig und paranoid darstellen wird? 
- Wie soll man einen noch wirksameren hybriden Krieg entwickeln, aus dem die Gegenseite 
keinen Grund für einen (auch konventionellen) Gegenschlag entwickeln kann? 
Eine ungeheure intellektuelle Herausforderung 
"Die Analyse der hybriden Kriegsführung eines potentiellen Gegners ist daher alles andere als 
trivial", schreibt Oberst Hartmann in seinem Buch. "Sie setzt eine Auseinandersetzung mit 
den eigenen Defiziten und Brüchen in der Gesellschaft voraus. Denn diese wird ein potentiel-
ler Gegner in sein Kalkül einbeziehen; dort wird er seine Angriffe mit hoher Wahrscheinlich-
keit ansetzen" (S. 21). Hybride Kriege seien "eine ungeheure intellektuelle Herausforderung. 
Ihre Komplexität muß ganzheitlich verstanden werden".  
Jede Seite werde versuchen, "die Komplexität so weit zu erhöhen, daß sie für den jeweiligen 
Gegner unbeherrschbar wird, während die eigene Seite noch denk - und handlungsfähig 
bleibt" (S. 50). Die allermeisten Bürger, Politiker und Militärs dürften damit wohl heillos 
überfordert sein. "Politiker stehen ebenso wie sicherheitspolitische Experten und militärische 
Berater vor dem Problem, die Komplexität der Geschehnisse zu begreifen". 
Ist das noch Frieden oder schon Krieg? 
Gegenwehr gegen einen geschickt geführten hybriden Angriff ist daher äußerst schwierig. Ja, 
nicht einmal in den Geschichtsbüchern wird er stehen, weil ihn nämlich niemand erkannt und 
benannt hat: "Das Besondere an der hybriden Kriegsführung ist die Verschleierungstaktik", 
schreibt das (wehr- und vaterlandslose) Bundesverteidigungsministerium: "Die Täter operie-
ren entweder anonym oder bestreiten Beteiligungen an Vorfällen und Konflikten. Sie gehen 
dabei äußerst kreativ und koordiniert vor, ohne die Schwelle zu einem offiziellen Krieg zu 
überschreiten. Eben dies macht die Abwehr solcher Attacken so schwierig: Wenn es keinen 
eindeutigen Angriff oder Angreifer gibt, fällt die Gegenwehr schwer. Unberechenbarkeit wird 
zur Waffe. 
Sind wir noch im Frieden, oder befinden wir uns schon im Krieg?" Tja, das ist eine gute Fra-
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ge. Diese Ausgabe der ExpressZeitung wird Ihnen eine eindeutige Antwort darauf geben und 
belegen, daß der Dritte Weltkrieg längst begonnen hat - ein Krieg gegen die westliche Zivili-
sation und ihre führenden Nationen.<< 
 
Fragen und Antworten zur unfreien BRD/DDR 2.0 (1990 bis 2020): 
1. Wieso zählt das neue Verwaltungskonstrukt Bundesrepublik Deutschland (BRD und 
DDR) völkerrechtlich  nicht zu den souveränen Staaten? 
In der DDR fanden am 18. März 1990 die ersten freien Wahlen zur Volkskammer der DDR 
statt - "Allianz für Deutschland" aus CDU, DSU und DA = 48,2 %, SPD = 21,8 %, PDS = 
16,3 % ... -. Die Wahlbeteiligung lag bei 93,2 % (x101/173). 
Die Berliner Tageszeitung "taz" berichtete am 19. März 1990 über die ersten freien Wahlen 
zur Volkskammer der DDR (x303/173): >>... Kohl hat sich im Wahlkampf für den Anschluß, 
für die Teilhabe der DDR-Bürger am westlichen Wohlstand, für das Versprechen von der Er-
lösung vom Dasein eines Deutschen zweiter Klasse verbürgt. 
Eine Mehrheit der DDR-Wähler wollte Gleichheit jetzt - und sei es nur als Garantie von mate-
riellen Symbolen der Gleichheit.<< 
Der Deutsche Bundestag in Bonn und die DDR-Volkskammer in Ost-Berlin verabschiedeten 
am 21. Juni 1990 den Staatsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik. Ferner wurde eine Entschließung über die endgültige Aner-
kennung der polnischen Westgrenze (Oder-Neiße-Linie) verabschiedet. 
Die Bundestagsdebatte vom 21. Juni 1990 endete mit dem Ausruf des Grünen-Abgeordneten 
Briefs: "Es darf nie wieder Deutschland geben. Nie wieder Deutschland!"  
Beifall bei Abgeordneten der Grünen.<<  
Der Deutsche Bundesrat stimmte am 22. Juni 1990 dem Staatsvertrag und der Entschließung 
über die deutsch-polnische Grenze zu. 
Die DDR-Volkskammer beschloß am 22. August 1990 den Beitritt der DDR nach Artikel 23 
des Deutschen Grundgesetzes. Beitrittstermin der DDR zum Geltungsbereich des Grundgeset-
zes wurde der 3. Oktober 1990. 
Vertreter der deutschen Regierungen unterzeichneten am 31. August 1990 in Ost-Berlin den 
Einigungsvertrag über die Herstellung der Einheit Deutschlands (Beitrittstermin der DDR zum 
Geltungsbereich des Grundgesetzes: 3.10.1990).  
Am 12. September 1990 wurde in Moskau das Abschlußdokument der "Zwei-plus-Vier-
Verhandlungen" von den Außenministern der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen 
Demokratischen Republik, der Französischen Republik, des Vereinigten Königreichs von 
Großbritannien und Nordirland, der UdSSR und der USA unterzeichnet.  
Am 3. Oktober 1990 trat die Deutsche Demokratische Republik der Bundesrepublik Deutsch-
land bei. Gemäß Einigungsvertrag vom 29.09.1990 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik wurden die Länder Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen am 3. Oktober 1990 Länder der Bun-
desrepublik Deutschland (obgleich diese neuen Länder der Deutschen Demokratischen Repu-
blik erst am 14. Oktober 1990 gemäß Ländereinführungsgesetz gebildet wurden!!!).  
Der 3. Oktober ist seither ein gesetzlicher Feiertag ("Tag der deutschen Einheit").  
Infolge des Inkrafttretens des Staatsvertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR gehörten die fünf neuen Bundesländer seit dem 3. Oktober 1990 zur EG. 
Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik waren keine 
souveränen Staaten, weil das Deutsche Reich völkerrechtlich nie untergegangen ist. Es han-
delte sich lediglich um Besatzungskonstrukte der alliierten Siegermächte, aber um keine Staa-
ten im völkerrechtlichen Sinn, denn sie verfügten nicht über die klassischen Merkmale eines 
Staates: Staatsgebiet, Staatsvolk und Staatsgewalt.  
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Weder die Bundesrepublik Deutschland noch die Deutsche Demokratische Republik waren 
völkerrechtlich politisch und ökonomisch unabhängige Staaten. Während der Vereinigung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik im Jahre 1990 
wurden demnach nur zwei unsouveräne, abhängige Staatsgebilde (ehemalige Besatzungszo-
nen der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges) zusammengeführt. 
Die von den Siegermächten gegründete BRD und die DDR waren nie souveräne Staaten. Die 
freien, geheimen Wahlen in der BRD waren zwar frei und geheim, aber die gewählten Partei-
en und Abgeordneten waren nicht souverän. Insofern waren alle Wahlen völlig überflüssig.  
Aufgrund des Besatzungsstatutes, der geheimen Zusatzverträge - Ruhrstatut und Zwangsmit-
gliedschaft in den Folgegemeinschaften Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl bzw. 
Montanunion, EG und EU - sowie der zahlreichen geheimen Vorbehaltsrechte handelten die 
gewählten Parteien und Abgeordneten seit Gründung der BRD im Auftrag der alliierten Sie-
germächte. Seit 1949 mußte jeder deutsche Bundeskanzler die sogenannte "Kanzlerakte" un-
terschreiben. 
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag wurde ausdrücklich die Souveränität der Bundesrepublik 
Deutschland verkündet. Das neue Verwaltungskonstrukt (BRD und DDR = BRD) übernahm 
jedoch gemäß "Zwei-Plus-Vier-Vertrag" wesentliche Teile des Überleitungsvertrages von 
1954 (Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen vom 23.10.1954) 
und blieb weiterhin Zwangsmitglied der Europäischen Union, so daß die politischen und wirt-
schaftlichen Selbstbestimmungsrechte der Deutschen weiterhin erheblich eingeschränkt blie-
ben.  
Aufgrund der damaligen Grundgesetzänderung wurde die Einheit und Freiheit Deutschlands 
angeblich für das gesamte deutsche Volk vollendet und damit das Heimat- und Selbstbestim-
mungsrecht der vertriebenen Ostdeutschen kurzerhand komplett ausgeblendet.  
Der "Verzicht" auf Teile des fortbestehenden Deutschen Reiches - Ostdeutschland bzw. deut-
sche Ostgebiete jenseits von Oder und Neiße - war gemäß Artikel 25 Grundgesetz völker-
rechtswidrig und deshalb ungültig und nichtig. 
Artikel 25 des deutschen Grundgesetzes - Stand: Januar 2018 - lautete wie folgt (x890/...): 
>>Artikel 25 
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den 
Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesge-
bietes.<<  
 
2. Weshalb zählen "Die Grünen" bzw. "Bündnis90/Die Grünen" zu den gehorsamen 
Erfüllungsgehilfen und willigen Handlangern der Neuen Weltordnung? 
Nach der sog. "Wiedervereinigung" im Jahre 1990 etablierten die fanatischen Schüler der 
kommunistischen "Frankfurter Schule" und die schon bald mit ihnen verbündeten erstklassig 
geschulten SED-Kader in der Bundesrepublik Deutschland allmählich eine linksradikale Be-
wegung der selbsternannten Gutmenschen.  
Der staatlich geförderte Glaubensverfall unterstützte den dramatischen Niedergang der 
christlichen Werteordnungen, der "guten Sitten" sowie der alten "moralischen Werte" und 
unterstützte die Herrschaft der religiösen Öko-Hysteriker und falschen Klimapropheten. Die 
evangelische und die katholische Kirche unterwarfen sich später fast widerstandslos der 
totalitären Gender-Ideologie und gehören gegenwärtig nicht selten zu den Verteidigern der 
von den selbsternannten Gutmenschen eingeleiteten Destabilisierungsmaßnahmen.  
Die linksradikalen Gutmenschen und die Massenmedien setzten danach unentwegt Rechtferti-
gungsgründe wie z.B. Brüderlichkeit, Einigkeit, Freiheit, soziale Gerechtigkeit, Demokratie, 
Antifaschismus, Rassismus usw. ein, um die politischen Gegner auszuschalten, den Wirt-
schaftsstandort Bundesrepublik Deutschland systematisch zu schwächen und die Illusion eines 
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funktionierenden demokratischen Rechtsstaates zu vermitteln. 
Der Schriftsteller Michael Kleeberg schrieb am 22. Mai 1999 in der Tageszeitung "Die Welt" 
über eine Deutschlandreise des französischen Schriftstellers Bernard-Henry Lévy (x268/23-
24): >>Das Interessanteste war die Antwort Joschka Fischers, von 1998-2005 Bundesaußen-
minister, auf Lévys Frage, was denn der Zement sei, der das heutige Deutschland zusammen-
halte, der Urkonsens, der Anfangsmythos, so wie die Revolution von 1789 für Frankreich. 
Fischer antwortete, das sei, so seltsam es sich anhöre, für die Bundesrepublik wohl Ausch-
witz.  
Es lohnt, eine Weile innezuhalten und zu überlegen, was ein solcher Satz bedeutet. Ein Staat, 
so scheint mir, der tatsächlich auf Auschwitz beruht, kann nur eine Finalität haben, nämlich 
zu verschwinden.  
Die Chiffre Auschwitz kann vieles bedeuten, eines jedoch nicht: eine Konstruktionsvorlage. 
Ein Staat Deutschland, der statt auf den Toten seiner Revolution auf den Leichen der von sei-
nen Vätern Vergasten ruhte, dessen einzige Aufgabe wäre es, sich selbst und seinen Namen 
abzuwickeln. ...<< 
Der deutsche Nachrichtensender "n-tv" berichtete am 10. Januar 2006: >>Gastprofessur an 
Elite-Uni 
Fischers neues Leben 
Der ehemalige Außenminister Joschka Fischer will nach Informationen des "Sterns" Gastpro-
fessor in den USA werden. Die Zeitschrift berichtet unter Berufung auf das Umfeld des Grü-
nen-Politikers. Fischer habe geheime Verhandlungen über eine Gastprofessur an einer ameri-
kanischen Elite-Universität geführt. Seit längerem hätten ihm Anfragen aus Princeton in der 
Nähe von New York und Harvard im US-Bundesstaat Massachusetts vorgelegen. 
In Princeton hatte Fischer bereits 2003 einen Vortrag über "Europa und die Zukunft der trans-
atlantischen Beziehungen" gehalten. Laut "Stern" will Fischer, der weder Abitur noch ein Stu-
dium vorweisen kann, aber nicht für immer in die USA umziehen, sondern nur für zwei bis 
drei Jahre. Er verhandele zudem noch mit einem US-Forschungsinstitut über eine Mitarbeit 
im Bereich der Außenpolitik. 
Fischer arbeite zunächst aber noch an einem Buch über seine siebenjährige Amtszeit als Au-
ßenminister und Vizekanzler der rot-grünen Koalition, hieß es. Es soll Anfang 2007 erschei-
nen. 
Die Grünen gehen den Informationen des Blatts zufolge davon aus, daß Fischer sein Bundes-
tagsmandat "demnächst" zurückgeben werde. Gerade hat er sein letztes Parteiamt bei den 
Grünen niedergelegt, und zwar die Mitgliedschaft im Parteirat.<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 29. Mai 2012: >>Joschka Fischer: 
Deutsche sollen zahlen 
Joschka Fischer hat die Deutschen aufgefordert, für die Schulden der anderen Euro-Staaten 
aufzukommen. In einem Aufsatz für den amerikanischen Thinktank projectsyndicate.com 
schrieb der frühere Außenminister, Deutschlands "Macht und Wohlstand" sollten zur Rettung 
der EU eingesetzt werden.  
Laut Fischer hätten die Deutschen sich im 20. Jahrhundert zweimal selbst vernichtet. "Es wäre 
sowohl tragisch als auch ironisch, wenn das wiedervereinigte Deutschland, obwohl friedlich 
und mit den besten Absichten, die europäische Ordnung ein drittes Mal ruinieren würde", so 
der grüne Spitzenpolitiker. 
Als Konsequenz solle Deutschland seine Mittel einsetzen, um die Schuldner der Euro-Zone 
freizukaufen. Die Bundesrepublik müsse einer Fiskalunion zustimmen. Unbegrenzt solle die 
Europäische Zentralbank künftig die Staatsanleihen der Schuldnerstaaten ankaufen. Zudem 
sollten Schulden durch die Ausgabe von Eurobonds "europäisiert" werden. Schließlich sollten 
neue Wachstumspakete aufgelegt werden, um den Wiederaufbau zu unterstützen. Andernfalls 
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drohe der Zerfall des Euro und der totale Niedergang des Kontinents. … 
Projectsyndicate ist eine private Denkschule, die Artikel von Publizisten durch ein Netz von 
Zeitungen verbreitet. Sie wird indirekt von dem amerikanischen Multimilliardär George Soros 
unterstützt.<< 
Stefanie von Berg (Bündnis 90/Die Grünen) erklärte am 11. November 2015 vor der Hambur-
gischen Bürgerschaft (x354/78): >>… Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, unsere 
Gesellschaft wird sich ändern, unsere Stadt wird sich radikal verändern, ich bin der Auffas-
sung, daß wir in 20, 30 Jahren gar keine ethnischen Mehrheiten mehr haben in unserer Stadt. 
Und ich sage Ihnen ganz deutlich, gerade hier in Richtung rechts: Das ist gut so.<< 
Die deutsche Politikerin Katrin Göring-Eckardt (Bündnis 90/Die Grünen) erklärte in einem 
Bericht des Nachrichtenmagazins "DER SPIEGEL" vom 2. November 2017 (x355/36): >>… 
Sind wir ein Land, das für Migrantinnen und Migranten offen ist, was Leute anzieht - die wir 
übrigens dringend brauchen, nicht nur die Fachkräfte, sondern weil wir auch Menschen brau-
chen, die in unserem Sozialsystem zuhause sind, und die sich hier auch zuhause fühlen kön-
nen?<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 03/2019 berichtete im März 2019: >>Die 
Ökodiktatur der Grünen 
_von Jürgen Elsässer 
Kein Volk, kein Recht, kein Diesel - das ist erst der Anfang. Die nächsten Stationen dieses 
Zugs ins Nirgendwo sind schon vorgezeichnet: keine Industrie, kein Strom, keine Demokratie. 
Auf frappante Weise ähneln die aktuellen Entwicklungen einem alten Plan.  
Im August 1944, als der Zusammenbruch des Dritten Reiches schon absehbar war, formulierte 
der US-amerikanische Finanzminister eine Agenda für die Zukunft des unterworfenen Feind-
staates. "Dieses Programm … soll Deutschland in ein Land mit vorwiegend agrarischem und 
ländlichem Charakter verwandeln", skizzierte Henry Morgenthau die Leitlinie seiner Überle-
gungen.  
… Auf unheimliche Weise zeichnen sich im wiedervereinigten Deutschland Entwicklungen 
ab, die an den Morgenthau-Plan erinnern: 
Denazifizierung: Je größer der zeitliche Abstand zu Hitler-Deutschland wird und je weniger 
alte Parteigenossen noch leben, um so wilder rast der Furor eines faktenbefreiten Antifa-
schismus. Positionen, die 60 Jahre lang in der CDU/CSU mehrheitsfähig waren, stehen mitt-
lerweile unter Nazi-Verdacht. 
Demilitarisierung: Was Morgenthau nicht schaffte, gelingt Ursula von der Leyen mit ihren 
Beratern von McKinsey mühelos. Die Bundeswehr ist nur noch ein Schrotthaufen, die meisten 
Panzer stehen in der Werkstatt, Kampfflugzeuge müssen zur Rundumsanierung am Boden 
bleiben, bei Manövern werden fehlende Geschützrohre durch Besenstiele ersetzt. Die Rü-
stungsschmiede Heckler & Koch darf das Standard-Sturmgewehr G36 nicht mehr produzie-
ren, der einstige Großwaffenlieferant Thyssenkrupp steht vor der Zerschlagung. 
Deindustrialisierung: Die "vollständige Demontage des Ruhrgebietes", einer der Kernpunkte 
des Morgenthau-Plans, ist seit der Wiedervereinigung zügig umgesetzt worden. Im Dezember 
2018 wurde die letzte Steinkohlezeche geschlossen. Die gesamte Region ist zum Armenhaus 
der Republik verkommen, in ihren No-go-Areas herrschen muslimische Banden, die Infra-
struktur verfällt.  
… Die neuerlichen Attacken sollen die verbliebenen Zentren der Wertschöpfung attackieren - 
die Automobil- und die Energieproduktion. 
Die immer weiter um sich greifenden Dieselfahrverbote treffen den deutschen Exportschlager 
schlechthin. In dieser Technologie ist Made in Germany führend. Bezeichnenderweise begann 
der Abgasskandal in den USA mit Klagen gegen VW und andere deutsche Konzerne. Die 
Steilvorlage wurde dann hierzulande von den Grünen und ihren Vorfeldorganisationen aufge-
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nommen. Mit der neuen EU-Schadstoffverordnung geht es ab 2021 auch den Benzinern an 
den Kragen. Die dann geltenden Grenzwerte richten sich gezielt gegen die PS-starken Premi-
umfahrzeuge aus Bayern und Baden-Württemberg - von Kleinwagen, wie sie vorwiegend in 
Italien und Frankreich produziert werden, können sie zur Not erfüllt werden. 
Das von Bund und Ländern kürzlich beschlossene Kohle-Aus ab dem Jahr 2038 vernichtet 
den letzten Rest einer eigenständigen Energiebasis - und zigtausende Jobs in den Tagebau-
Ländern Nordrhein-Westfalen, Brandenburg, Sachsen und Sachsen-Anhalt. Deutschland ist 
dann abhängig von Sonne und Wind, deren Stromerzeugung je nach Wetter stark schwankt 
und die Grundlast für Großbetriebe nicht gewährleisten kann - und von Importen aus dem 
Ausland, die auch aus französischen Atomkraftwerken kommen. 
… Die als ökologisches Allheilmittel gepriesene Elektromobilität ist in jedem Fall eine Mo-
gelpackung: Nicht im Fahrbetrieb, wohl aber in der Batterieherstellung fallen ebenfalls Gift-
stoffe an. Die Gesundheit der Kinder, mit der hochmoralisch etwa die aktuellen Fahrverbote 
begründet werden, spielt im Falle der E-Autos keine Rolle: Beim Abbau des für sie benötigten 
Kobalts im Kongo schuften minderjährige Arbeitssklaven unter hochtoxischen Bedingungen 
in den Minen von Konzernen und Warlords. …  
Die Aussage "Es gibt kein Volk" stammt nicht von linksradikalen Eiferern wie Claudia Roth, 
sondern vom schicken Hoffnungsträger Robert Habeck, der gerade zum Politiker des Jahres 
2018 gekürt wurde. …<< 
 
3. Warum gibt es keine angemessene Gedenkstätte für die etwa drei Millionen deutschen 
Vertreibungsopfer? 
Andreas von Schoeler (von 1991 bis 1995 Oberbürgermeister von Frankfurt am Main) berich-
tete am 12. November 1992 in der Frankfurter Rundschau (x354/54): >>… Auschwitz ist 
Deutschlands Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft.<< 
Der deutsche Schriftsteller und Dramatiker Botho Strauß schrieb am 8. Februar 1993 im 
Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" (x268/186-187): >>Zuweilen sollte man prüfen, was an 
der eigenen Toleranz echt und selbständig ist und was sich davon dem verklemmten deut-
schen Selbsthaß verdankt. ... Intellektuelle sind freundlich zu Fremden, nicht um des Fremden 
willen, sondern weil sie grimmig sind gegen das Unsere und alles begrüßen, was es zerstört. 
...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 8. Oktober 1994: >>Das Grauen läßt 
sich schwer in Bronze gießen 
... In einer Zeit, in der die Überlebenden des Massenmordes sterben, scheint ein Holocaust-
Erinnerungsboom auszubrechen. Öffentliche Gedenkorte überall sollen dem kollektiven Ge-
dächtnis bewahren, was sonst unwiderruflich verloren wäre.  
Aber ist so etwas überhaupt möglich? Sind Kunstwerke beim Thema Holocaust überhaupt 
erlaubt? Lassen Denkmäler die Vergangenheit nicht erstarren, "entsorgen" sie das Grauen 
nicht? ... 
Welches ist also die angemessene Form des Gedenkens? ... Elie Wiesel sagte bei der Eröff-
nung des amerikanischen Holocaust Museums in Washington im vergangenen Jahr, daß nur 
Fragen möglich seien. Und wenn es doch eine Antwort gebe, dann heiße sie Verantwortung 
eines jeden für die Gegenwart.<< 
Der nordamerikanische Politikwissenschaftler Norman G. Finkelstein schrieb später in seinem 
Buch "Die Holocaust-Industrie" über die Eröffnung des amerikanischen Holocaust Museums 
in Washington (x169/79-80): >>... Holocaust-Gedenktage sind ein nationales Ereignis. Alle 
50 Bundesstaaten veranstalten Gedenkfeiern, häufig in Räumen der jeweiligen Parlamente. 
Die Vereinigung der Holocaust-Organisationen führt mehr als 100 Holocaust-Institutionen in 
den Vereinigten Staaten auf. Sieben große Holocaust-Museen sind über ganz Amerika verteilt. 
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Kernstück dieses Angedenkens ist das … Holocaust Memorial Museum in Washington.  
Die erste Frage ist, weshalb es überhaupt ein von der amerikanischen Bundesregierung finan-
ziertes Holocaust-Museum in der Hauptstadt des Landes gibt. Diese Einrichtung an der Wa-
shington Mall verträgt sich insbesondere nicht mit der Tatsache, daß hier kein Museum exi-
stiert, welches der Verbrechen im Laufe der amerikanischen Geschichte gedenkt.  
Man stelle sich das Klagegeschrei in den USA gegen die Heuchelei der Deutschen vor, wenn 
diese in Berlin ein Nationalmuseum zum Gedenken nicht des Nazi-Völkermords, sondern der 
Sklaverei in Amerika oder der Auslöschung der amerikanischen Ureinwohner errichten wür-
den. ...<< 
Lennart Meri (von 1992-2001 estnischer Staatspräsident) erklärte am 3. Oktober 1995, dem 5. 
Jahrestag der deutschen Wiedervereinigung, in Berlin (x268/100): >>... Für mich als Este ist 
es kaum nachvollziehbar, warum die Deutschen ihre eigene Geschichte so tabuisieren, daß es 
enorm schwierig ist, über das Unrecht gegen die Deutschen zu publizieren oder zu diskutie-
ren, ohne dabei schief angesehen zu werden – aber nicht etwa von Esten oder Finnen, sondern 
von Deutschen selbst.<<  
Der deutsche Journalist und Publizist Johannes Gross schrieb am 22. März 1996 im FAZ-
Magazin über die Neurose der Deutschen (x268/237): >>... Als die ersten Menschen sich auf-
richteten, um auf zwei Beinen zu gehen, ist gleich ein Deutscher herbeigeeilt, um dringlich zu 
warnen: das sei gefährlich, es drohe der Sturz, besonders den Kindern und Alten, vor allem sei 
es unsolidarisch gegen die übrigen Vierbeiner, auch theologisch bedenklich, denn es wende 
das Menschengesicht ab von der Erde, dem mütterlichen Grund.<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die psychische 
Gleichgewichtsstörung der Deutschen (x268/237): >>... Im übertragenen Sinn ist der aufrech-
te Gang für die psychische Gesundheit des Einzelnen und für die Überlebensfähigkeit einer 
Gemeinschaft essentiell. Und im Wortsinn war er vermutlich der Grund, warum wir heute 
keine Menschenaffen mehr sind; einschlägige Fachbücher berichten: "Die entscheidende Pha-
se der Menschwerdung spielte sich vor rund 4 Millionen Jahren mit der Entwicklung des auf-
rechten Ganges ab". ... 
Der Therapeut der deutschen Neurose hat es nicht leicht. Zum einen muß er die verkorksten 
Denktraditionen des weltfremden deutschen Michel bewußtmachen zum anderen dem akuten 
Schuldkomplex auf den Grund gehen.  
Im gegebenen Fall ist noch einmal daran zu erinnern, daß der neurotische Selbsthaß diskrimi-
nierter Minderheiten auf der Übernahme von Vorurteilen der feindseligen Mehrheit beruht.  
Bei der deutschen Neurose fungieren ... die elektronischen Massenmedien als "Mehrheit", das 
Volk als Minderheit; das übernommene Vorurteil liegt in der rassistisch gefärbten Kollektiv-
schuldtheorie. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 6. September 1996 über Daniel Gold-
hagens umstrittenes Buch "Hitlers willige Vollstrecker": >>Woher nur die Lust an der 
Grausamkeit?  
... Dem jungen amerikanischen Harvardprofessor ist es gelungen, in Amerika und Deutsch-
land eine Reihe renommierter Historiker gegen sich aufzubringen. Er hat sie mit seinem An-
spruch gereizt, eine wesentlich neue Erklärung für den millionenfachen Mord an den europäi-
schen Juden zu geben.  
Goldhagen behauptet: Beim Holocaust beteiligten sich mehr als hunderttausend "ganz ge-
wöhnliche Deutsche" freiwillig, eifrig, zuweilen mit Lust. Ihre besondere Grausamkeit gegen 
die Juden erklärte er mit der Verinnerlichung einer über Jahrhunderte entwickelten und die 
deutsche Gesellschaft bis zum Zweiten Weltkrieg bestimmenden besonders aggressiven Form 
des Antisemitismus, den Goldhagen als "eliminatorisch" (also auf Beseitigung gerichtet) cha-
rakterisiert. … 
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Jan Philipp Reemtsma, der Leiter des Hamburger Instituts für Sozialforschung, kam Goldha-
gen entgegen. Die Quellen bestätigen, daß es für die Mehrheit ganz selbstverständlich gewe-
sen sei, daß die Juden Feinde des deutschen Volkes seien. ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über Goldha-
gens umstrittenes Buch "Hitlers willige Vollstrecker" (x268/83): >>Der Lorbeer des Antiger-
manismus ... gebührt zweifellos dem US-Historiker Daniel Jonah Goldhagen und seinem 
Buch "Hitlers willige Vollstrecker".  
Der Autor weiß zum Beispiel, daß die deutsche Neigung, Juden umzubringen, bei "Machtan-
tritt der Nationalsozialisten längst vorhanden" gewesen sei, was er "eliminatorischen Antise-
mitismus" nennt. Hitler habe nichts anderes getan, als "den bestehenden Antisemitismus frei-
zusetzen und zu aktivieren". 80 bis 90 Prozent der Deutschen hätten gerne Gelegenheit ge-
habt, Juden zu quälen und zu ermorden.  
Über Jahrhunderte hinweg sei das so gewesen. Die deutsche Grausamkeit sei einzigartig – 
oder könne man sich vorstellen, daß Dänen oder Italiener den Holocaust begangen hätten? 
...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 26. Juni 1999: >>Große Mehrheit 
unterstützt großes Mahnmal in Berlin 
... Der Bundestag hat am Freitag beschlossen, in Berlin ein zentrales Mahnmal für die ermor-
deten Juden Europas errichten zu lassen. ...  
Danach wird im kommenden Jahr auf der Fläche von der Größe zweier Fußballfelder neben 
dem Brandenburger Tor ein begehbares Labyrinth aus 2.700 Betonstelen entstehen. ... Die 
Kosten werden auf 15 Millionen Mark geschätzt. ... 
Kulturstaatsminister Michael Naumann, SPD, warb vor der Abstimmung für den US-
Architekten Eisenman und sprach von einem "Zeichen gegen das Vergessen". In beiden gro-
ßen Parteien gab es jedoch eine Minderheit, der ein kleineres Denkmal lieber gewesen wäre. 
... 
Die Vorsitzende des privaten Mahnmal-Förderkreises, Lea Rosh, sieht den Beschluß als gro-
ßen Erfolg. Der regierende Bürgermeister Berlins, Diepgen, soll jetzt seine Kritik fallenlassen, 
das Denkmal sei zu groß: "Auch die Verbrechen, um die es hier geht, sind gigantisch."<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die "einseitige Erinne-
rungskultur der Deutschen" (x309/132): >>... In Deutschland existieren nach einer älteren 
Schätzung weit über 1.000 Erinnerungsstätten für die Opfer des Nationalsozialismus.  
Nach einer neuen umfassenden Recherche gibt es sogar 8.000 antifaschistische Gedenkstätten, 
von denen die Mehrzahl in den neuen Bundesländern zu finden ist. Die Linkssozialistin Lea 
Rosh - eine der Initiatorinnen der gigantischen Holocaustgedenkstätte in Berlin - plädiert so-
gar für ein Mahnmal "auf dem deutschen Marktplatz". ... 
Bei so viel Toleranz und Sensibilität möchte man meinen, daß der größten Verfolgtengruppe 
der Bundesrepublik, der Vertriebenen aus Ostdeutschland und Osteuropa, in ähnlicher Weise 
gedacht wird; schließlich trägt Göttin Justitia eine Binde vor den Augen, um zu zeigen, daß 
die Gerechtigkeit nicht nach Rasse, Religion oder Nation fragt.  
Doch weit gefehlt. Außer peripheren Gedenkorten wie das Mahnmal der Heimkehrer und 
Kriegsgefangenen in Friedland und die Flamme der Vertreibung in Berlin, Theodor-Heuss-
Platz, die im Lauf der Jahre mehrfach entzündet und wieder gelöscht wurde, existiert nichts, 
was der größten Vertreibung der Weltgeschichte und den damit verbundenen Völkermord-
verbrechen auch nur im entferntesten gerecht würde. Bis heute ist die Vertreibungsproblema-
tik die Leiche im Keller der Bundesrepublik geblieben. ...<< 
Die russisch-jüdische Autorin Sonja Margolina kritisierte im August 1999 in der Zeitschrift 
"Merkur" (8/1999) die latenten Schuldkomplexe der Deutschen (x268/207): >>Auch in den 
internationalen Beziehungen leidet Deutschland unter dem Täterreflex.  
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Während die anderen europäischen Staaten die EU als die Fortsetzung ihrer nationalen Inter-
essen in einer anderen Form verstehen, sieht Deutschland darin eine Aufhebung der nationa-
len zugunsten der angeblich europäischen Interessen. Die altruistische Einstellung hat zur 
Folge, daß Deutschland selbst seinen Partnern ideologische Argumente für die eigene Ausbeu-
tung liefert. Zu bereitwillig werden in Frankreich und England antideutsche Klischees einge-
setzt, wenn es darum geht, die "deutschen Interessen" in ihre Schranken zu verweisen.  
Das läuft nach dem Motto: Wenn die Deutschen sich plötzlich um ihre nationalen Interessen 
kümmern, erwachen in ihnen die Nazis. ... Allerdings kann man nationale Interessen kaum 
überzeugend vertreten, wenn man die Nation ... als Tätergemeinschaft versteht und sich selbst 
der Zugehörigkeit zu ihr schämt.<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 21. Juni 2000 über den deutschen 
Grünen-Politiker Joseph Fischer: >>Joschka Fischer: Deutsche mit sich im Reinen  
Außenminister Joschka Fischer, Grüne, sieht die Deutschen heute im Reinen mit sich und ih-
rer Geschichte. Sie seien "nach einer 150-jährigen tragischen Geschichte, der Suche nach dem 
eigenen Nationalstaat, der Verführung zur Hegemonie und schließlich dem Absturz ins 
Verbrechen endlich bei sich selbst angekommen", sagte Fischer der Wochenzeitung "Die 
Zeit". "Heute sind die Deutschen genauso mit sich selbst im Reinen wie die Franzosen, ... 
auch mit ihrer Geschichte", zu der die Auseinandersetzung mit und die Verantwortung für 
Auschwitz gehöre. … 
Fischer wies mit diesen Aussagen im Streitgespräch mit dem französischen Innenminister 
Jean-Pierre Chevenement dessen Kritik an seinen europapolitischen Zielen zurück. Chevène-
ment sagte, die Deutschen flöhen vor ihrer Geschichte ins "Postnationale" und wollten daher 
eine europäische Föderation. Fischer meinte dagegen, die Deutschen seien keine "Fluchteuro-
päer", sein Vorschlag zu einer Föderation am Ende des europäischen Einigungsprozesses habe 
damit nichts zu tun. …<< 
Der deutsche SPD-Politiker Wolfgang Thierse (von 1998-2005 Bundestagspräsident) erklärte 
in einer Rede am 27. Januar 2001 (x354/94): >>… Wie kein anderer Name steht Auschwitz 
für eine Schuld, die nicht vergeben werden kann und die nie vergessen werden darf. Wenn 
diese Schuld auch nicht übertragbar ist - die Verantwortung, die daraus erwächst, ist sehr wohl 
übertragbar. Es ist unsere gemeinsame Verantwortung, daß die Vergangenheit stets als Mah-
nung präsent bleibt. Die Verbrechen der Nationalsozialisten sind einzigartig. Wir müssen da-
für sorgen, daß sie es für immer bleiben.<< 
"SPIEGEL ONLINE" berichtete am 6. Februar 2001: >>"Die Holocaust-Industrie": Debat-
ten um das "böse" Buch 
Selten hat ein historisches Buch in Deutschland eine solche Kontroverse ausgelöst, ehe es 
überhaupt erhältlich war: Trotz zahlreicher Proteste wird Norman Finkelsteins "Holocaust-
Industrie" am Mittwoch auch hier zu Lande veröffentlicht.  
Mit seiner Polemik gegen eine vermeintliche "Holocaust-Industrie", die im vergangenen Jahr 
in England und den USA veröffentlicht wurde, hat der amerikanische Politikwissenschaftler 
Norman Finkelstein die Erinnerung an den Völkermord einer wütenden Kritik unterzogen. In 
Deutschland setzte seine Schrift eine Debatte in Gang, die mit ihrer Heftigkeit an den Streit 
um Daniel Goldhagen vier Jahre zuvor erinnerte. Ab Mittwoch ist nun auch die deutsche 
Übersetzung auf dem Markt.  
Finkelsteins Thesen sind provozierend: "Jüdische Eliten", so behauptet er, beuten im Einver-
nehmen mit der amerikanischen Regierung das entsetzliche Leid der Millionen von Juden aus, 
die während des Zweiten Weltkriegs ermordet wurden. Diese "Holocaust-Industrie" erpresse 
immer neue Entschädigungszahlungen, von denen die Opfer tatsächlich kaum Nutzen hätten. 
Vielmehr werde das Geld für vermeintliche "Holocaust-Erziehungsprojekte" verwendet, mit 
deren Hilfe das zentrale Dogma von der historischen Einzigartigkeit des Holocaust zementiert 
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werden solle.  
Diese Doktrin der "Einzigartigkeit" wirke intellektuell lähmend - vor allem auf die historische 
Forschung - und moralisch diskreditierend, weil demnach das Leiden nichtjüdischer Opfer mit 
dem der Juden "unvergleichbar" erscheine, werde aber nach Ansicht Finkelsteins politisch 
ausgenutzt: Denn zusätzlich zum "Abkassieren" durch die "Holocaust-Industrie" werde eine 
vermeintliche Instrumentalisierung der Erinnerung an den Holocaust durch Israel möglich. 
Jüdische Eliten wollten sich so gegen Kritik an der israelischen Politik gegenüber den Palästi-
nensern immunisieren.  
Einhellige Ablehnung  
In Deutschland stieß Finkelstein mit seinem wütenden Buch auf einhellige Ablehnung. Be-
sondere Irritation rief sowohl die Radikalität hervor, mit der der Amerikaner die kritischen 
Ansätze bündelte, aber auch die offensichtliche moralische Empörung, die Finkelstein dabei 
an den Tag legt. …<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 3. August 2003 über ein Interview mit dem deut-
schen Modedesigner Wolfgang Joop (x354/110): >>… Das übertriebene schlechte Gewissen 
in Deutschland finde ich nachvollziehbar, aber therapeutisch nicht vorteilhaft. Ich fahre jeden 
Tag am zukünftigen Holocaust-Denkmal vorbei. Das ist so penetrant und plump. Es fordert 
jetzt schon zum Vandalismus auf. 
Ein entseeltes Labyrinth aus Beton, in dem wahrscheinlich, nur gesprayt, gedealt und ge-
schändet wird. Es ist wieder nur ein Monument deutscher Unbelehrbarkeit.<< 
Der deutsche Jurist und Historiker Erhardt Bödecker schrieb am 1. November 2003 in der 
Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" (x887/...): >>Die gnadenlose und rechtlose Behand-
lung besiegter Gegner reicht bis in die Gegenwart 
Wehe den Besiegten 
… Die kollektive Kriminalisierung aller Deutschen blieb nicht bei der Erlebnisgeneration ste-
hen, sondern wurde auf die deutsche Geschichte ausgedehnt. Soziologen und Politologen der 
USA machten unsere Vorfahren ebenfalls zum Gegenstand des Schuldvorwurfs, sie konstru-
ierten eine Kausalkette, die von Luther über Friedrich den Großen bis zu Hitler führte.  
Die Berufung Hitlers auf diese Kontinuität war unberechtigt, seine geistige Wiege stand in 
Wien, nicht in Preußen. Das wußten die ausländischen Umerzieher. Trotzdem war eine positi-
ve Rückbesinnung auf Preußen politisch nicht erwünscht, sie war politisch nicht korrekt. Le-
diglich eine herabsetzende Darstellung oder, wie man heute sagt, eine kritische Darstellung 
der preußischen Geschichte, wurde akzeptiert. … 
Das "Wehe den Besiegten" nach den beiden Weltkriegen bestand in der Gnadenlosigkeit und 
der Mißachtung des Rechts durch die Sieger, bestand vor allen Dingen in ihrem abstoßenden 
Überlegenheitsdünkel und in der Demütigung aller Deutschen.  
Diese Demütigung wurde nach dem Zweiten Weltkrieg durch den Befehl zur Umerziehung 
der Deutschen verschärft. Wir Deutsche verloren unsere Geschichte, die auf zwölf Jahre des 
Nationalsozialismus reduziert wurde.  
Mit einer überdimensionierten politischen Bildungsarbeit in Universitäten, Schulen, Stiftun-
gen, Parteieinrichtungen, Gewerkschaftsinstituten und Medien wird nicht nur das verfälschte 
Geschichtsbild, sondern auch die Existenz der Parteien, ihrer Funktionäre und der ungebührli-
che Zugriff auf die steuerlichen Mittel gerechtfertigt. Schlagworte wie Demokratie, Freiheit 
und soziale Gerechtigkeit dienen als Knüppel in der politischen Auseinandersetzung. Mit Ver-
fassungsschutzeinrichtungen schützen sich die etablierten Institutionen, unter anderem Partei-
en, Gewerkschaften, Länderregierungen und Mandatsträger, vor Kritik oder ihrer Verände-
rung. Das alles ist Ausfluß der beiden großen Glaubenskriege des 20. Jahrhunderts. … 
"Wehe den Besiegten": … Den Deutschen wurde ihre Geschichte genommen ...<<  
Altbundeskanzler Helmut Schmidt erklärte am 7. Dezember 2010 in einem Handelsblatt-
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Interview (x354/43): >>… Wegen der Nazizeit und des Zweiten Weltkriegs wird Deutschland 
für lange Zeit in der Pflicht stehen - für das ganze 21. Jahrhundert, vielleicht sogar noch für 
das 22. Jahrhundert.<< 
Der italienische Geschichtsphilosoph und Publizist Domenico Losurdo (1941-2018) berichtete 
im Jahre 2010 in seinem Buch "Die Deutschen. Sonderweg eines unverbesserlichen Volkes?" 
(x318/80-82): >>… Und heute? … 
5. Selbstgeißelung und Gefahr der indirekten Förderung des Chauvinismus 
Trotz der reichen demokratischen und revolutionären Tradition Deutschlands gibt es immer 
noch Leute, die den Mythos eines ewig unverbesserlichen deutschen Volkes verbreiten und 
damit Deutschland erpressen wollen, um ihm jede Unabhängigkeit im Vergleich zur Außen-
politik Amerikas und Israel unmöglich zu machen. 
Nur so läßt sich die plumpe Agitation der Anti-Deutschen und der internationale Erfolg des 
Buches des amerikanischen Historiker Daniel J. Goldhagen erklären. Dieser bezeichnet darin 
den Antisemitismus und sogar den "Vernichtungs-Antisemitismus" als eine "allgemeine Cha-
rakteristik des deutschen Volkes". 
Vollkommen verschwiegen werden die fürchterliche Repression und der grausame Bürger-
krieg, den die Nazibanden gegen die deutschen Antifaschisten entfesselten. Auf diese Weise 
wird Hitler zum Protagonisten "einer friedlichen Revolution, der das deutsche Volk bereitwil-
lig zustimmt". Paradoxerweise wird hier ein in der Propaganda des Dritten Reiches häufig 
wiederkehrendes Motiv aufgenommen. Goldhagens These baut auf kolossalen Verdrängungen 
auf. Im Personenregister seines Buches sind weder Hermann Cohen noch Henry Ford ver-
zeichnet, noch kommen die Namen der exaltiertesten US-amerikanischen Antisemiten vor, die 
vor Hitler die "Vernichtung" (extermination) der Juden fordern, um die notwendige "Desinfi-
zierung" (disinfection) der Gesellschaft zu realisieren. 
Unaufhörlich unterstreicht der amerikanische Historiker den Massenkonsens in Deutschland 
für die Judenverfolgungen. Die auf die "Endlösung" hinausliefen. Man könnte sich aber auch 
fragen, auf welchem Konsens in den Vereinigten Staaten die Einsperrung der Staatsbürger 
japanischer Herkunft in Konzentrationslagern und die Atombomben auf Hiroshima und Naga-
saki beruhten?  
Vor allem: Welchen Konsens fand der Rassismus, der in Amerika die Deportation, die Dezi-
mierung oder die Vernichtung der Indianer und der Versklavung und die Unterdrückung der 
Schwarzen auch nach der formellen Abschaffung der Sklaverei noch mitten im 20. Jahrhun-
dert rechtfertigte? Wollte man wie Goldhagen argumentieren, so könnte man sagen, daß der 
"Versklavungs-Rassismus", was die Schwarzen betrifft, und der "Vernichtungs-Rassismus", 
was die Indianer betrifft, eine "allgemeine Charakteristik des amerikanischen Volkes" sind. 
Goldhagens Buch hat auch in Deutschland einen großen Erfolg erzielt. … 
Paradoxer Weise läuft die wahllose Selbstgeißelung des deutschen Volkes darauf hinaus, das 
gute Gewissen und den Chauvinismus nicht nur der Vereinigten Staaten, sondern auch der 
reaktionärsten Kreise Deutschlands zu bestärken, die die Beteiligung an den von den USA 
geführten Kriegen mit dem Argument propagieren, man müsse ein für alle Mal mit dem ver-
fluchten deutschen Sonderweg brechen! …<< 
Die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel erklärte am 6. Dezember 2019 während ihrer 
Rede im ehemaligen NS-Vernichtungslager Auschwitz (x354/90): >>… An die Verbrechen 
zu erinnern, die Täter zu nennen und den Opfern ein würdiges Gedenken zu bewahren - das ist 
eine Verantwortung, die nicht endet. Sie ist nicht verhandelbar; und sie gehört untrennbar zu 
unserem Land. Uns dieser Verantwortung bewußt zu sein, ist fester Teil unserer nationalen 
Identität, unseres Selbstverständnisses als aufgeklärte und freiheitliche Gesellschaft, als De-
mokratie und Rechtsstaat.<< 
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4. Wieso fördert Genderismus das totalitäre Herrschaftssystem des globalen Terrorim-
periums? 
Im September 1995 wurde während der 4. Weltfrauenkonferenz der Vereinten Nationen in 
Peking das sogenannte "Gender-Mainstreaming" eingeführt. Es ging damals zunächst ledig-
lich um die Gleichberechtigung der Geschlechter und die Beseitigung patriarchaler Rückstän-
de. 
Beim sogenannten Genderismus handelte es sich jedoch tatsächlich vor allem um die zwangs-
weise Durchsetzung von Pseudo-Antidiskriminierungsmaßnahmen und um ideologische Um-
erziehungsmaßnahmen, die darauf abzielten, unsere christlich-bürgerliche Gesellschaft zu 
spalten sowie wesentliche demokratische Grundrechte abzuschaffen.  
Der Genderismus ist ein gemeingefährliches Sozialexperiment (Schaffung einer multiethni-
schen, multikulturellen, multireligiösen und letzten Endes antidemokratischen Gesellschaft 
mit entwurzelten, egoistischen, rücksichtslosen, stupiden Einheitsmenschen).  
Diese "multikulturellen Einheitsmenschen" sollen mit "speziellen Erziehungsprogrammen" 
(nach dem Vorbild der totalitären Herrschaftssysteme, wie z.B. Islamismus, Kommunismus, 
Faschismus, Nationalsozialismus, Raubtierkapitalismus, NWO-Globalismus) ohne Geschlecht 
(Genderismus), ohne eigenen Nationalstaat (ohne Herkunft und Heimat), ohne Geschichte und 
Kultur (Multi-Kulti), ohne eigene Identität und schließlich ohne stabile familiäre Bindung 
(Leben in Großkommunen) formatiert werden.  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 12. Januar 2013 über 
"Gender-Mainstreaming" (x887/...): >>Ein Sozialexperiment 
Kritik an "Gender-Mainstreaming" und den Zielen 
Seit Mitte der 50er Jahre gibt es den Begriff des "Gender", mit dem das sogenannte soziale 
Geschlecht - im Gegensatz zum biologischen - dingfest gemacht werden soll. Mitte der 90er 
Jahre (im September 1995) wurde "Gender-Mainstreaming" auf der Weltfrauenkonferenz in 
Peking eingeführt. Vordergründig geht es dabei um die Gleichberechtigung der Geschlechter 
und "die Beseitigung patriarchaler Rückstände", faktisch jedoch um eine Umerziehung zur 
Angleichung der Geschlechter - an der biologischen Disposition vorbei. ...<< 
Das Magazin für Kirche und Kultur "KATHOLISCHES" berichtete am 5. September 2017 
(x893/…): >>Gender - Was steckt dahinter?  
… Der Widerstand gegen die Umsetzung der Gender-Ideologie etwa in der Schule ist noch zu 
schwach. Die Eltern scheinen nicht recht zu begreifen, was hier mit ihren Kindern angestellt 
wird. … 
Kinder als Vehikel der Revolution - eine Forderung seit Karl Marx 
Die totalitären Systeme des 20. Jahrhunderts zeichnen sich durch einen massiven Zugriff auf 
die Kinder aus. Die Zerschlagung der Familie und die Verstaatlichung der Kinder sind hier 
Mittel, den totalen Staat zu errichten. Es scheint wenig im Bewußtsein der Zeitgenossen ver-
ankert zu sein, daß bereits das infame Kommunistische Manifest im Jahre 1848 den Entzug 
der Kinder und deren staatliche Erziehung fordert. 
Tritt man einige Schritte zurück und blickt auf unsere Situation in Österreich und Deutsch-
land, wird man feststellen müssen, daß Zielvorgaben des Manifests bereits umgesetzt worden 
sind: 
In Deutschland stürmt bereits die Polizei die Häuser von Eltern, die sich weigern, ihre Kinder 
den perversen Sexualerziehungsplänen an den Schulen auszusetzen. Es wird von Haftstrafen 
und Kindesentzug berichtet. Das sind Mittel einer Diktatur. Im "freiesten Staat auf deutschem 
Boden", wohlgemerkt. … 
Gender-Pädagogik gegen Kindeswohl - Widerstand aus der Mitte der Gesellschaft 
Die "dekonstruktive Pädagogik" soll "emanzipatorisch" sein. Was auch immer damit genau 
gemeint sein soll, eines ist klar: 
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"In Wahrheit geht es hier um die Zerstörung der menschlichen Persönlichkeit und um nichts 
anderes". … 
Nicht wenige Stimmen aus der Gesellschaft warnen - trotz erheblichen Konformitätsdrucks 
seitens Politik und "Antifa-Straßengewalt" - vor einer lügenhaften Ideologie, die den Men-
schen nur unglücklich machen kann und die - das wird viel zu wenig bedacht - in ihrem Kern 
totalitär ist. Sie ist unduldsam, aggressiv und freiheitsfeindlich. Sie richtet sich vor allem 
gegen die Kinder, deren seelische Bedürfnisse sie bewußt verletzt und sie selbst zu politisch-
ideologisch und revolutionären Zwecken mißbraucht und vernutzt. …<< 
Die atheistische Gender-Ideologie ist nachweislich eine gottes- und menschenfeindliche Welt-
anschauung, die vor allem durch die freimaurerische "Umwertung aller Werte" die Moral, die 
bürgerliche Familie, die christliche Kultur und den demokratischen Rechtsstaat zerstören will. 
Diese schändliche Einmischung in alle Lebensbereiche der Bürger und Familien wurde 
besonders von den Vereinten Nationen und der EU maßgeblich unterstützt, um den ange-
strebten totalitären NWO-Einheitsstaat bzw. Weltstaat durchzusetzen. 
Der angebliche Kampf der selbsternannten Gutmenschen um Freiheit und Gleichberechtigung 
aller Menschen verfolgt tatsächlich nur das perfide Ziel, ein totalitäres System der plan-
mäßigen Gleichschaltung, der systematischen Ausbeutung, Versklavung und der gnadenlosen 
Unterdrückung zu etablieren. Dieses gemeingefährliche "Sozialexperiment", monoethnische 
und monokulturelle Nationalstaaten in multiethnische Staatsfragmente zu verwandeln, ähnelt 
zweifelsfrei den Vorgängen in den kommunistischen Ländern, als man im 20. Jahrhundert 
neue "sozialistische Einheitsstaaten" ("Paradiese auf Erden") mit beliebig manipulierbaren 
Einheitsmenschen schaffen wollte.  
Die verhängnisvollen kommunistischen Sozialexperimente kosteten schließlich nachweislich 
Millionen von Menschenleben. Die französische Zeitschrift "Figaro" berichtete z.B. im No-
vember 1978 von 142.133.700 Blutopfern, mit denen die Kommunisten ihr "Sozialexperi-
ment" (sog. "Sozialistische Weltrevolution") bezahlten. 
 
5. Weshalb soll die traditionelle Familie systematisch zerstört werden? 
Anstatt die bürgerliche Familie und ihre Rechte zu schützen und zu fördern, plant der Staat 
offensichtlich die komplette Abschaffung der bisherigen traditionellen Familie.  
Die Zersetzung und Zerstörung der altehrwürdigen bürgerlichen Familie wurde in erster Linie 
durch die Berufstätigkeit beider Elternteile und die frühzeitig Übernahme der Erziehungsauf-
gabe durch staatliche Institutionen, wie z.B. Kindertagesstätten und Ganztagsschulen, einge-
leitet. 
Je früher die Krippenerziehung und die gezielte Manipulation (eigenmächtige staatliche Um-
setzung der Gender-Ideologie) von Kindern in Kindertagesstätten beginnt, desto wirksamer 
kann die Mutter-Kind-Bindung gestört werden. Aufgrund der fehlenden Mutter-Kind-Bindung 
entwickeln sich die Kinder zu instabilen Persönlichkeiten, die leicht zu manipulieren sind.  
Im Rahmen der "grünen" (kommunistischen) Ideologie entzieht man den Eltern grundlegende 
Erziehungsrechte, um die individuelle Persönlichkeit der Kinder durch spezielle Manipula-
tionsmaßnahmen (perverse Sexualerziehung etc.) systematisch zu zerstören. Die Spaltung und 
Zersetzung der bürgerlichen Familie führt letzten Endes zur Zerstörung der gesamten Gesell-
schaftsstruktur, denn die Familie bildete bisher die Basis (Keimzelle der Gesellschaft) für 
stabile Nationalstaaten. 
Die Dipl. Psychologin Sonja van Biezen und Dr. phil. Elisabeth Nussbaumer berichteten am 
9. Dezember 2002 in der schweizerischen Wochenzeitung "Zeit-Fragen" über die negativen 
Folgen der sozialistischen, kollektiven Erziehung (x882/...): >>Die Folgen jahrzehntelanger 
Wertezersetzung für Familie und Bonum commune (Gemeinwohl) 
In allen Kulturen der Welt sind Ehe und Familie - oft auch Großfamilie - der Ort, an dem die 
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nachwachsende Generation geschützt heranwachsen kann und in die Kultur eingeführt wird. 
In der Familie aufzuwachsen bedeutet aber viel mehr: Zusammen zu erleben, daß Schwierig-
keiten gemeinsam zu meistern sind und dadurch tiefgreifende Erlebnisse im menschlichen 
Zusammenleben zu machen. 
Die Familie ist die Keimzelle einer auf Freiheit, Gerechtigkeit, Verantwortung und gegensei-
tiger Mitmenschlichkeit beruhenden Gesellschaft. Sie bietet dem Säugling, Kleinkind und 
Heranwachsenden den Ort, an dem er sich in Geborgenheit, Sicherheit und unter fürsorgender 
Anleitung von Vater und Mutter, gemeinsam mit den Geschwistern, Mitmensch und innerlich 
gefestigte Persönlichkeit werden kann. Im Schoße der Familie entwickelt das Kind seine erste 
Bindung zum anderen Menschen. Soziale Bindung an emotional präsente Erwachsene ist die 
Grundlage für eine gesunde seelische Entwicklung. … 
Abwertung von Männlichkeit und väterlicher Autoritä t 
Noch vor Eintritt der USA in den Zweiten Weltkrieg wurde die Frage aufgeworfen, was mit 
den Deutschen geschehen sollte. … 
Die Deutschen seien eine Fehlentwicklung der Evolution, wurde behauptet. In gleicher rassi-
stischer Verblendung, wie sie die Nazis gegenüber den Juden auslebten, wurde nun vertreten, 
alle Deutschen seien Herrenmenschen, Mörder aus Grausamkeit. Es gab in den USA den von 
einem Amateurhistoriker 1940 verfaßten Kaufmann-Plan, der die Umerziehung, später dann 
die Sterilisierung des deutschen Volkes verlangte, und den Morgenthau-Plan, der die Auftei-
lung Deutschlands in mehrere Staaten und den Abbau der gesamten Großindustrie plante.  
Nicht zuletzt aus wirtschaftlichen Überlegungen wurde der Morgenthau-Plan fallengelassen. 
Da der Ost-West-Konflikt bereits seine Schatten vorauswarf, überlegten sich die Alliierten 
rechtzeitig, daß die deutsche Industrie noch gebraucht werden würde. Also wurde auf die Tak-
tik der Umerziehung zurückgegriffen. Noch während des Krieges begannen amerikanische 
Offiziere der "Abteilung für psychologische Kriegsführung" mit den Vorbereitungen zur 
"Umerziehung der Köpfe". 
… Darunter waren schon wegen ihrer guten Kenntnis der deutschen Sprache und der Verhält-
nisse des Landes viele ehemalige deutsche Emigranten. Ein prominentes Beispiel ist Herbert 
Marcuse, der einstige Mitbegründer des Frankfurter Instituts für Sozialforschung besser be-
kannt als Frankfurter Schule."  
So bot sich für Marcuse und seine Genossen Gelegenheit, die Umerziehung der Deutschen in 
den Dienst der marxistischen Ideologie zu stellen: Wie die Geschichte seit Marx und Engels 
zeigt, wurden stets alle Gelegenheiten für den marxistischen Angriff auf Gesellschaft und 
Kultur genutzt. Mit der Rückkehr der Vertreter der Frankfurter Schule nach Deutschland 
konnte dann die "Charakterwäsche" unter der Fahne des Antifaschismus ungehindert und noch 
intensiver vollzogen werden. Herbert Marcuse, Max Horkheimer,  Theodor W. Adorno 
und ihre Schüler leisteten wirkungsvolle und nachhaltige Arbeit: 
An Stelle jeglichen Zusammengehörigkeitsgefühls, jeder Selbstachtung der deutschen Men-
schen sollte kollektive Scham treten und Generationen überdauern. Reale Geschichte sollte 
nicht einfach im Sinne von Völkerrecht und Gerechtigkeit aufgearbeitet werden, sondern die 
kollektive Erinnerung wurde derart manipuliert, daß das deutsche Volk für sich selbst, seine 
Sprache, seine Kultur und Sitten nur noch Abscheu und Verachtung empfinden mußte. 
Dabei gingen die "Umerzieher" von der These aus, die typisch deutsche Charakterstruktur sei 
autoritär und damit dem Faschismus gefährlich nahe. … 
Die Zahl der von der Frankfurter Schule und ihren Schülern ausgebildeten oder beeinflußten 
Hochschullehrer, Lehrer und Journalisten aller Medien, die Anzahl ihrer Veröffentlichungen 
und Vorträge war groß und ihr Einfluß so weitreichend, daß man, mit Gramscis Worten, von 
einer kulturellen Hegemonie sprechen muß. Ihre Auswirkung dauert bis heute an, denn nach 
dem Ende des kalten Krieges und dem Beginn der Entspannungspolitik begann mit der 1967 
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einsetzenden Studentenbewegung die weitere Verbreitung der Ideologie der Frankfurter Schu-
le. 
Diese beinhaltet eine zweite, noch nachhaltiger wirksame Welle der Umerziehung, getragen 
von dem "ethischen Rigorismus der 68er". Es wurde ein Gesinnungskartell geschaffen, jeder 
Widerstand als faschistisch oder antikommunistisch abgeurteilt. Gegen den Mann als Famili-
envater wurden Attacken geritten, die kulturell tradierten und bewährten Werte der Familie als 
Keimzelle eines demokratischen Staates der Lächerlichkeit preisgegeben und als faschistoid 
verunglimpft.  
Auf diese Weise wurde die gesunde, normale Familie verleumdet, abgewertet, zersetzt. Indem 
dem Kind ein Heranwachsen in der Geborgenheit einer intakten und ihrer Bedeutung bewuß-
ten Familie genommen wurde, hat man es von seinen lebenswichtigen Bindungen und von 
seinen geschichtlichen Wurzeln abgeschnitten.  
So wurde das Ziel der Umwertung aller Werte in weiten Bevölkerungskreisen erreicht. Die 
Familie, bestehend aus Mutter, Vater, Großeltern und Kindern war der Auflösung preisgege-
ben. Eine neue Form von Familie wurde geschaffen: Eine Art Kommune mit Kindern, in wel-
cher jeder seiner Selbstverwirklichung nachgeht. Die Familie mit berufstätiger Mutter wurde 
zur weit verbreiteten Lebensform.  
Zusammenfassung 
… Gerade in diesem von freudo-marxistischer und radikalfeministischer Ideologie durch-
tränkten Klima wachsen viele Kinder in einem emotionalen Vakuum auf. Die dadurch entste-
hende Leere wird von den Medien ausgefüllt. Die überlebenswichtige Bindung des Kindes an 
seine Bezugspersonen wird unterbunden. An Stelle menschlicher Bindung tritt Elektronik: 
Das Kind wird mittels Television und Video in eine künstliche, unwirkliche Welt eingeführt, 
zu der die Eltern nur schwer Zugang haben. 
… Als Folge davon kommen zu den neuen elektronischen "Erziehern" staatlich finanzierte 
Tagesstätten für Kinder hinzu. Unter dem Deckmantel sogenannt staatlicher Familienförde-
rungsprogramme wird das Kind dem Einfluß der Eltern noch weiter entzogen.  
Die Folgen einer solchen Kollektiverziehung sind zur Genüge aus den Erfahrungen der sozia-
listischen Länder bekannt. Es stellt sich die Frage, ob wir wider besseren Wissens unseren 
Nachkommen die schwerwiegenden negativen Folgen kollektivistischer Erziehung auch noch 
antun müssen. … 
Die Leidtragenden sind die entelterten Nachkommen. … 
Die Kinder werden heimatlos, bindungslos. Anstatt ihre menschlichen Fähigkeiten entfalten 
und für Familie und Gemeinwohl einsetzen zu können, werden sie indifferente Konsumenten 
oder schlimmer: instrumentalisierbare Manipuliermasse für die Machtinteressen der Wirt-
schaft oder willfährige Soldaten, die jeden Krieg mitmachen. … 
Wer diese Tatsachen kennt, wird alles daran setzen, unsere Nachkommen und ihre Familien 
vor der Zersetzung der Familie zu schützen, weil jeder Mensch die Erfahrung einer gesunden 
Familie für eine geglückte Entwicklung braucht. Es scheint nicht einfach zu sein, aus der Ge-
schichte zu lernen. Versuchen wir es. Unsere Nachkommen werden es uns danken.<< 
 
6. Warum wurde das altbewährte deutsche Bildungssystem abgeschafft? 
Die deutsche Kultusministerkonferenz vereinbarte am 27. November 1969, wissenschaftlich 
begleitete Schulversuche mit Gesamtschulen durchzuführen. Die Gesamtschule (ging auf die 
Idee der "Einheitsschule" zurück) wurde bereits seit 1948 gefordert. Während SPD und FDP 
für die Einführung der Integrierten Gesamtschule eintraten, waren CDU/CSU damals noch für 
die Beibehaltung des dreigliedrigen Schulsystems (Hauptschule, Realschule und Gymnasium). 
Das weltweit anerkannte, effektive deutsche Bildungssystem, in dem man nach Möglichkeit 
jeden nach seinen Bedürfnissen und Fähigkeiten förderte, wurde in den letzten Jahrzehnten 



 279 

jedoch allmählich konsequent zerlegt.  
Obwohl unsere deutschen Universitätsabschlüsse jahrzehntelang als vorbildlich galten, führte 
man u.a. das umstrittene US-Diplom (Bachelor/Master) ein.  
Durch die jahrelang umstrittene Rechtschreibreform wurde zusätzlich die Einheitlichkeit der 
deutschen Rechtschreibung im In- und Ausland vorsätzlich erheblich beschädigt, um die deut-
sche Sprache endgültig als ehemals führende Wissenschafts- und Kultursprache auszuschal-
ten. 
Aufgrund der ständig geringeren Leistungsanforderungen, Einführung der Einheitsschule, 
Abschaffung der Förderschulen, Sonderschulen, Gymnasien und Realschulen sowie Ausset-
zung des Sitzenbleibens in Schulen und Inklusion im Bildungswesen wurde der Bildungsstan-
dard für alle Schüler drastisch gesenkt.  
Infolge der sogenannten "Inklusion" sollen z.B. geistig, körperlich, sozial oder sonst wie 
behinderte Kinder in "normale" Schulkassen integriert werden (alle Kinder sind gleich bzw. 
alle Kinder sind irgendwie behindert und sind deshalb gleich zu machen). Fast niemand 
kümmert sich darum, daß besonders die behinderten Kinder unter der Inklusion leiden und die 
Lehrer hoffnungslos überfordert werden. 
Wegen des mangelhaften Schulunterrichtes besitzen heutzutage viele Schüler nicht mehr die 
erforderlichen Grundkenntnisse, die eine erfolgreiche Berufsausbildung oder ein Studium ge-
währleisten.  
Der "Rheinische Merkur berichtete am 31. Oktober 1997 über den Niedergang der deutschen 
Sprachkultur (x268/155-156): >>Viele osteuropäische Wissenschaftler mit Deutschkenntnis-
sen sind inzwischen gezwungen, auf Kongressen in der Bundesrepublik den Kopfhörer aufzu-
setzen, um der Simultanübersetzung zu lauschen. Die Konferenzsprache ist Englisch. Nicht 
selten quälen sich deutschsprachige Wissenschaftler auf deutschem Boden vor deutschem Pu-
blikum auf englisch. Es ist wohl eine Art Bildungsdünkel die Ursache für die Beliebtheit des 
Englischen in deutschen Breiten. 
... Viele Ausländer finden gerade die hektische Orientierung am angloamerikanischen Vorbild 
als unsouverän und provinziell.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 21. Februar 2004 
(x887/...): >>Die Frankfurter Allgemeine vom 16. Februar sieht die deutsche Sprache durch 
die weiterhin umstrittene Rechtschreibreform erheblich beschädigt: 
"Das ist die bittere Einsicht im Rechtschreibstreit: Es ging noch nie um die Sache, sondern 
allenfalls darum, ein Projekt durchzusetzen, koste es, was es wolle. Daß damit die Einheit-
lichkeit der deutschen Rechtschreibung nicht nur hierzulande, sondern vor allem im Ausland 
erheblich beschädigt und dem Deutschen als Wissenschafts- und Kultursprache möglicher-
weise der Todesstoß versetzt wird, das wird zumeist nicht bedacht. Wann endlich bringt ein 
Politiker den Mut auf, sich für das Ende des Rechtschreibwahnsinns einzusetzen?"<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 4. September 2004 
(x887/...): >>Der Schriftsteller und Humorist Vicco von Bülow alias Loriot geht in der Bild 
vom 26. August die Rechtschreibreform hart an und stellt sie in einen größeren Zusammen-
hang: 
"Jede Form der billigen Vereinfachung und Verstümmelung beraubt unsere Sprache ihrer 
Wirkung. Wir sind auf dem Wege, unser wichtigstes Kommunikationsmittel so zu vereinfa-
chen, daß es in einigen Generationen genügen wird, sich grunzend zu verständigen.  
Keine Regierung darf es sich erlauben, eine Kulturnation zu einer Klasse von Schülern zu de-
gradieren, denen nicht die geringste Anstrengung zumutbar ist. Es wäre mir peinlich, müßte 
ich mit Hilfe meiner geliebten Sprache zum Ungehorsam gegen den Staat aufrufen. Ich möch-
te auch nicht erleben, daß mir ein junger Mensch versichert, ihm sei es egal, woher er komme. 
Denn ich müßte ihm sagen: 'Dann ist es auch wurscht, wohin du gehst'."<< 
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Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 11. März 2006 (x887/...): 
>>Demontage der Kultursprache Deutsch 
Deutliche Zeichen für die Demontage der Kultursprache Deutsch sind der stupide Umgang 
mit der sogenannten Rechtschreibreform und die Zerstörung der deutschen Sprache durch ein 
Übermaß an gezielt importierten oder gedankenlos übernommenen Anglizismen, die auch von 
staatlicher Seite betrieben, zumindest aber hingenommen wird. … 
Die 1996 von Staaten des deutschen Sprachraums beschlossene Rechtschreibreform, die für 
Ämter und Schulen vom 1. August 1998 an gilt und deren Ziel es war, die Rechtschreibung zu 
vereinfachen, wurde zu einer politischen Blamage, an deren Ende die Auflösung der Einheit-
lichkeit der Rechtschreibung in diesem deutschen Sprachraum stehen könnte. Jedenfalls ist 
die "Ruhe an der Rechtschreibfront" noch nicht abzusehen, und statt eines Reglements zeich-
net sich ein Durcheinander ab. …<<  
Das politische Magazin "Cicero" berichtete am 14. Dezember 2017: >>Bildungspolitik - 
Bildung, die schaffen wir ... ab!  
VON KLAUS-RÜDIGER MAI  
Die Forderungen nach mehr sozialer Durchmischung der Schulen werden lauter. So sollen 
Kinder aus bildungsnahen Familien die Leistungsschwächeren mitziehen. Doch die Reformen 
führen nicht zu mehr Gerechtigkeit, sondern zu einer Absenkung der Bildungsstandards für 
alle Schüler 
Immer lauter und immer öfter wird die Forderung nach einer stärkeren vom Gesetzgeber re-
glementierten sozialen Durchmischung der Schulen erhoben. … 
Die Forderung der "Durchmischung" an den Gesetzgeber geht von folgender Vorstellung aus: 
Der mangelhafte Wortschatz von Grundschülern und ihre Handicaps im Erlernen des Lesens 
und Schreibens beruht darauf, daß immer mehr Kinder mit Migrationshintergrund, bei denen 
zu Hause nicht Deutsch gesprochen wird, in den Klassen auf Kinder treffen, die aus soge-
nannten bildungsfernen Schichten stammen. … 
Niedrigeres Niveau für alle 
… Man erklärt Kinder zur Verschiebungsmasse und macht sie zu Ausputzern einer verkork-
sten Einwanderungs- und Bildungspolitik, bringt die Senkung von Bildungsstandards politisch 
ernsthaft ins Gespräch und zwingt die Kinder in Einheitsschulen. Das alles zeugt von wenig 
Respekt den Kindern gegenüber, zeugt von einem Bildungsstalinismus, der die Kinder zu 
einem Rädchen im Getriebe erklärt und noch dazu entscheidende Fragen außer acht läßt, die 
bereits vor der großen Zuwanderung eine Rolle spielten. 
Absurder neuer Lehrplan 
Das beginnt bei der Einsparung von Lehrern, die dazu geführt hat, daß heute fast jeder ohne 
besondere Qualifikation unterrichten darf. Und es endet bei zweifelhaften, ideologiegetrie-
benen pädagogischen Experimenten wie Flexklassen, Erlernen des Schreibens nach Gehör, 
Verbot des Diktatschreibens, Abschaffung der Schreibschrift, Schaffung eines dem Wissens-
erwerb hinderlichen Zwangssystems von Gesellschafts- und Naturwissenschaften als große 
Unterrichtskomplexe. … 
Schädliche Bildungsreform 
… Schaut man sich die Vielzahl schädlicher "Bildungsreformen" an, kann man schwerlich 
dem Eindruck widerstehen, daß Bildungspolitik die Absenkung der Bildungsstandards zum 
Ziel hat. 
Eine andere Studie besagt, daß Deutschland nur in einem Bereich sehr weit vorn liegt, und 
zwar in der Teamfähigkeit. Nach Bekanntwerden dieses Ergebnisses brach darüber Jubel aus, 
denn Wissen wäre nicht mehr wichtig, so hieß es, Wissen kann man sich schließlich auch 
ergoogeln. Menschen, die sich nur noch Wissen ergoogeln können, sind aber in allem abhän-
gig von Google. Wir wissen zwar nichts, aber es ist doch toll, daß wir jetzt mal zusammen 
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sind. …<< 
 
7. Wieso ist die deutsche Bundeswehr nicht mehr verteidigungsfähig? 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 21. Oktober 1999 über die umstrittene Wander-
ausstellung "Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944": >>... Die zwei-
felhafte Macht der Bilder 
Seit rund viereinhalb Jahren debattieren und streiten die Deutschen über die Ausstellung 
"Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944". Neue Studien belegen nun, 
daß die Veranstalter bei der Auswahl einzelner Fotos falsch lagen. ... 
Sie ist umstritten wie kaum eine andere Ausstellung vor ihr. Bundesweit hat die Wanderschau 
mit dem Titel: "Vernichtungskrieg - Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944" für heftige 
Kontroversen gesorgt. Seit ihrer Eröffnung im März 1995 haben rund 860.000 Besucher in 32 
Städten die Ausstellung gesehen. Bei fast jeder Station kam es zu Demonstrationen und ge-
waltsamen Protesten gegen die Fotoschau, in der die Wehrmacht für die systematische Ermor-
dung von Millionen Menschen verantwortlich gemacht wird. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 5. November 1999 über die umstritte-
ne Wanderausstellung "Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944": 
>>Wehrmachtskritiker stoppen ihre strittige Ausstellung 
Einige Fotos zeigen Opfer der Sowjets / Termine in Braunschweig und New York gestrichen 
Die umstrittene Wehrmachtsausstellung wird nach massiver Kritik von Historikern zurückge-
zogen und grundlegend überprüft. ... Auch die Auslandsversion der Bilder-Schau über die 
Verbrechen der Wehrmacht wird nicht wie geplant in den USA gezeigt, wo sie am 2. Dezem-
ber in New York eröffnet werden sollte, sagte der Leiter des Hamburger Instituts für Sozial-
forschung, Jan Philipp Reemtsma, am Donnerstag. ... 
Das Institut für Sozialforschung reagierte damit auf Kritik von Wissenschaftlern, vor allem 
auf die des polnischen Historikers Bogdan Musial. Musial hatte in den "Vierjahresheften für 
Zeitgeschichte" (Ausgabe IV/99) im Oktober geschrieben, daß ein in der Ausstellung gezeig-
tes Bild, auf dem viele Leichen zu sehen sind, nicht eine Massenerschießung der Wehrmacht 
in Kraljewo (Serbien) dokumentiert, sondern die Ermordung von Gefängnisinsassen Ende 
1941 durch den sowjetischen Geheimdienst NKWD im galizischen Lemberg. 
Musial versuchte in seinem Zeitschriftenbeitrag zu beweisen, daß wenigstens neun der Fotos 
der Ausstellung sowjetische Verbrechen zeigen und daß das auch bei weiteren zwei Dutzend 
vermutet werden kann. Der Historiker sah vor diesem Hintergrund die Glaubwürdigkeit der 
korrekten Zuordnung auch der übrigen Bilder der Ausstellung erschüttert. … 
Die Wehrmachtsausstellung des Hamburger Instituts für Sozialforschung wird seit mehr als 4 
Jahren in Deutschland und Österreich gezeigt und hat mehr Aufsehen, Zustimmung und Wi-
derspruch erregt als jede historische Ausstellung zuvor.<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 18. März 2000 (x887/...): >>Mord 
an den Vätern - Die angebliche? Traditionsunwürdigkeit der Wehrmacht. 
Bemerkungen zur geistigen Lage der Bundesrepublik ... 
Bei der geschilderten Umwertung der deutschen Geschichte ins Negative und alles Westlichen 
ins Positive spielt die Wehrmachtsausstellung eine wichtige Rolle. Viele Beispiele belegen 
das hohe, sehr hohe Ansehen der Wehrmacht und ihrer Vorgänger. 
Beispiele: 1950 bat das israelische Verteidigungsministerium mehr als eintausend Militärs 
und Militärhistoriker, die Streitkräfte der beiden Weltkriege zu bewerten. Wie zu erwarten 
war das Ergebnis eindeutig: Die deutschen Truppen wurden mit großem Abstand als die be-
sten bewertet. …  
Als Letztes: 1993 veröffentlichte einer der großen amerikanischen Verlage unter Mitarbeit 
von Wissenschaftlern aus sechzehn Nationen eine sechsbändige Enzyklopädie der Militärwis-
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senschaften. Der Artikel "Kampfkraft" wurde von dem vielleicht bekanntesten amerikani-
schen Militärhistoriker, T. N. Dupuy, verfaßt. Er urteilte, die Kampfkraft der deutschen Heere 
sei mehr als hundert Jahre lang der Neid der Welt … gewesen. 
Diese Achtung vor dem deutschen Soldaten ist für das neubundesrepublikanische Gefühl 
ebenso unerträglich wie die Achtung vor den Bachpassionen, wie Belle Alliance oder Fried-
rich dem Großen. Also ist die Wehrmachtsausstellung willkommen. Viele Politiker und viele 
Intellektuelle haben auf diese Ausstellung wohl gewartet wie die Wüste auf den Regen: nur so 
ist die Resonanz auf die Ausstellung zu erklären, daß kaum gefragt wird, ob ein mehrfach 
vorbestrafter kommunistischer Funktionär und ein Reemtsma wenigstens gewillt sein könn-
ten, uns ein zutreffendes Bild von der Wehrmacht zu vermitteln.  
Helmut Schmidt hat die Ausstellung als "Masochismus" gewertet: sachlich ist sie bedeutungs-
los. Um so wichtiger ist sie als Indikator des geistigen Zustandes der Bundesrepublik. …<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 14. April 2000: >>Per Losentscheid 
zur Bundeswehr?  
Armee soll drastisch schrumpfen 
Viele junge Männer werden künftig nicht mehr zum Wehrdienst einrücken müssen. Die Zu-
kunftskommission der Bundeswehr will der Bundesregierung vorschlagen, den Umfang der 
Streitkräfte von jetzt 330.000 auf 240.000 Mann zu verringern. ... 
Der SPD-Verteidigungsexperte Volker Kröning hat einen Friedensumfang der Streitkräfte von 
250.000 Soldaten vorgeschlagen. Die Grünen wollen eine Freiwilligenarmee mit einer Frie-
densstärke von 150.000 bis 180.000 Soldaten und die Wehrpflicht abschaffen.<< 
Die Zeitschrift "Stern" berichtete am 30. Juni 2011: >>... Ende der Wehrpflicht 
"Wir dienen Deutschland" ab jetzt freiwillig 
Die Wehrpflicht ist 55 Jahre alt geworden. Mehr sollen es nicht werden. Wehr- und Zivil-
dienst werden ersetzt. Von Freitag an sollen es Freiwillige richten. 
Nach 55 Jahren ist die Wehrpflicht in Deutschland Geschichte. Von Freitag an werden Wehr- 
und Zivildienst durch neue Freiwilligendienste ersetzt, die Männern und Frauen offen stehen. 
Verteidigungsminister Thomas de Maizière (CDU) will künftig mit dem Slogan "Wir. Dienen. 
Deutschland" die Nachwuchswerbung verstärken. Der Wehrbeauftragte Hellmut Königshaus 
(FDP) will die Bundeswehr durch verschiedene Maßnahmen attraktiver machen, um die ange-
strebte Personalstärke von 175.000 Soldaten zu sichern. 
Die Wehrpflicht war in der Bundesrepublik im Juli 1956 per Gesetz eingeführt worden. Die 
ersten 10.000 Wehrpflichtigen wurden zum 1. April 1957 eingezogen. Seitdem haben insge-
samt 8,3 Millionen junge Männer ihren Pflichtdienst geleistet. Die letzten 12.000 Wehrpflich-
tigen wurden zum 3. Januar dieses Jahres einberufen. Ihre sechsmonatige Dienstzeit endete 
am Donnerstag. Die Wehrpflicht bleibt allerdings im Grundgesetz verankert und kann bei Be-
darf mit einfacher Mehrheit in Bundestag und Bundesrat wieder eingeführt werden. … 
Wehrbeauftragter Königshaus sagte, die Aussetzung der Wehrpflicht bedeute eine "völlige 
Veränderung des Charakters der Bundeswehr". … 
Er zeigte sich auch offen für die Aufnahme von in Deutschland lebenden Ausländern in die 
Bundeswehr. Für Bewerber ohne deutschen Paß müßte es dann allerdings auch "eine verein-
fachte Möglichkeit der Einbürgerung" geben. Die Gefahr einer Entwicklung der Bundeswehr 
zu einer "Unterschichtenarmee" nach dem Aussetzen der Wehrpflicht sieht der Wehrbeauf-
tragte nicht. "Wir haben zurzeit die am besten gebildete und ausgebildete Armee der Welt." 
Die Bundeswehr biete Bildungschancen und Aufstiegsmöglichkeiten, die es woanders nicht 
gebe, deswegen sehe er "die Gefahr einer Verrohung nicht".<< 
Der deutsche Nachrichtensender "n-tv" berichtete am 16. November 2017: >>"Das ist un-
faßbar "Bundeswehr kämpft mit kaputten Panzern 
Die Bundeswehr sieht sich einem Bericht zufolge mit ausgeprägten Ersatzteil-Engpässen kon-



 283 

frontiert. Von 244 Kampfpanzern seien derzeit nur noch 95 einsatzbereit. … 
Strukturelle Mängel an der Spitze? 
"Das ist unfaßbar", kommentierte der Vorsitzende des Verteidigungsausschusses, Wolfgang 
Hellmich. Trotz aller Bekundungen der Spitze des Ministeriums zur Verbesserung des Be-
schaffungswesens lägen "tiefgreifende Mängel" vor, die struktureller Art seien, erklärte der 
Verteidigungsexperte. 
"Wie soll die Truppe denn in Übung gehen, einsatzbereit sein, wenn ein Drittel des Bestandes 
schon in der Nutzung, also in Übung und Einsatz, ausfällt und nicht repariert werden kann, 
weil Ersatzteile fehlen und nicht beschafft werden können?", sagte Hellmich und fügte hinzu: 
"Es muß die Frage gestellt werden, wer die Verantwortung für dieses Desaster trägt." … 
Beim Kampfpanzer Leopard 2 handelt es sich um eines der wichtigsten Waffensysteme des 
Heeres. Das bis zu 65 Tonnen schwere und maximal 72 km/h schnelle Kettenfahrzeug kann 
aus seiner Hauptwaffe, der Glattrohrkanone im Kaliber 120 Millimeter, verschiedene Spezial-
geschosse auf bis zu sechs Kilometer entfernte Ziele abfeuern. …<< 
Infolge der Steigerung von Auslandseinsätzen, Aussetzung der Wehrpflicht (ab 1. Juli 2011), 
der Reduzierung der Streitkräfte von 330.000 auf 180.000 Soldaten und wegen ungenügender 
Finanzierung ist die Bundeswehr heute von der zivilen Gesellschaft entkoppelt und praktisch 
nicht mehr verteidigungsfähig.  
 
8. Weshalb wurde die Bildung des EU-Zentralstaates planmäßig vorbereitet? 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 13. Mai 2000: >>Fischer denkt an 
Europäische Föderation ... 
Bundesaußenminister Joschka Fischer (Grüne) hat sich für den schrittweisen Ausbau der Eu-
ropäischen Union zu einer Föderation ausgesprochen. Besonders engagierte Staaten könnten 
zunächst ein Kerneuropa bilden, sagte Fischer am Freitag in Berlin. 
Frankreichs Regierung hat diesen Vorschlag begrüßt. "Die Ideen des deutschen Außenmini-
sters sind sinnvoll, Frankreich ist bereit, sie aktiv mitzutragen", erklärte das Außenministeri-
um in Paris. ... 
Fischer bekannte sich zur EU-Osterweiterung, die in den nächsten 10 Jahren großenteils zu 
Wege gebracht werden müsse. Mit einer Erweiterung von 15 auf 30 Mitglieder müßten die 
Strukturen aber verändert werden, damit die Gemeinschaft handlungsfähig bleibe. ...<< 
Am 1. Januar 2002 wurde das Euro-Bargeld in den zwölf Mitgliedstaaten der EU-Wäh-
rungsunion eingeführt. 
Der Euro wurde am 28. Februar 2002 zum alleinigen gesetzlichen Zahlungsmittel in den Mit-
gliedstaaten der Währungsunion. Die Euro-Einführung war damit erfolgreich abgeschlossen. 
"SPIEGEL ONLINE" berichtete am 18. März 2002: >>Eiserne Lady übt herbe EU-Kritik 
Europakritik aus London ist nicht selten. Jetzt hat die ehemalige Premierministerin Margaret 
Thatcher zum Rundumschlag ausgeholt. Ginge es nach ihr, würde Großbritannien die EU 
wahrscheinlich verlassen. 
Reformunfähig sei die Europäische Union und "vermutlich die größte Torheit der Moderne", 
so Margaret Thatcher in ihrem Buch "Statecraft", das die Londoner "Times" zur Zeit als Serie 
veröffentlicht. Die als "Eiserne Lady" in die Geschichte eingegangene Politikerin empfiehlt 
einer zukünftigen konservativen Regierung, sich aus wichtigen EU-Verträgen zurückzuziehen. 
...<< 
Der evangelische Theologe und Publizist Dr. Lothar Gassmann berichtete im Jahre 2005 in 
seinem Buch "Europa - das wiedererstehende Römische Reich?" (x880/...): >>Europa, Vati-
kan und die Neue Weltordnung … 
Welche Ziele vertritt die Freimaurerei? 
Es ist ein seit langem erklärtes Ziel der freimaurerischen Doktrin, insbesondere der Illumina-
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ten, eine "Weltbruderschaft" zu errichten, in der alle Unterschiede zwischen Menschen - vor 
allem politischer und religiöser Art - beseitigt sind und es keinen Absolutheitsanspruch ir-
gendeiner Religion auf "Wahrheit" mehr gibt. Laut Auskunft des "Internationalen Freimaurer-
lexikons" gehört es zu den Grundgesetzen der Freimaurer, sich "bloß zu der Religion zu ver-
pflichten, in welcher alle Menschen übereinstimmen und jedem seine besondere Meinung zu 
lassen." Der Satz von der "Religion … in der alle Menschen übereinstimmen … ist das Fun-
dament der Freimaurerei geworden." 
Mutig und treffend stellt hierzu der katholische Freimaurer-Experte Manfred Adler fest: 
…"Tatsächlich ist es der geheime und offene Traum der maurerischen Weltpolitik, eine uni-
versale Weltregierung in einem universalen Welt-Einheits-Staat zu errichten. Nicht zuletzt um 
dieses Endziels willen waren einflußreiche kosmopolitische Maurerbrüder maßgeblich an der 
Gründung der 'Organisation der Vereinten Nationen' beteiligt, die ihr 'Hauptquartier' in New 
York haben und 1945 an Stelle des Völkerbundes traten, der sich 1920 in Genf konstituiert 
hatte." … 
Welches sind die weltanschaulichen Grundlagen und Ziele der Europäischen Union? 
… In Artikel 2 der EU-Charta werden die Werte der Union beschrieben: … 
Es fällt auf, daß in dieser Präambel sowie in der Beschreibung der Werte und Ziele jeder Be-
zug auf Gott und die christlichen Wurzeln des Abendlandes fehlt. An der Stelle Gottes wird in 
der Präambel "die zentrale Stellung des Menschen" betont. Dementsprechend finden sich dann 
die "Werte" eines atheistischen Humanismus, vor allem der Gedanke des Pluralismus und der 
Toleranz. Pluralismus und Toleranz schließen aber gerade feste Werte aus, wie sie uns etwa in 
den Zehn Geboten der Bibel vermittelt werden.  
Pluralismus und Toleranz - das bedeutet praktisch: Duldung unterschiedlichster Meinungen 
und Wertvorstellungen, auch wenn sie in Widerspruch zu Gottes Willen und Geboten stehen. 
Diese gottlose Basis des neuen Europa zeigt sich besonders folgenreich in Artikel 21 der EU-
Charta über "Nichtdiskriminierung", wo es heißt: 
"Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethni-
schen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der 
Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer na-
tionalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der se-
xuellen Ausrichtung sind verboten." 
Unter "Diskriminierung" wird die Herabsetzung eines Menschen - etwa aus den genannten 
Gründen - verstanden. Die entscheidende Frage freilich ist: Wann beginnt der "Straftatbe-
stand" Diskriminierung? …<< 
Der SPD-Politiker Günter Verheugen (1999-2010 EU-Kommissar) erklärte im Jahre 2010 in 
der ZDF-Talkshow "Maybrit Illner" (x353/77): >>… Wir sollten bitte nicht vergessen - dieses 
ganze Projekt "Europäische Einheit" ist wegen Deutschland notwendig geworden. Es ging 
immer dabei (sic!), Deutschland einzubinden, damit es nicht zur Gefahr wird für andere. Das 
dürfen wir in diesem Land nicht vergessen. Wenn Sie glauben, daß das 65 Jahre nach Kriegs-
ende keine Rolle mehr spielt, dann sind Sie vollkommen schief gewickelt. Ich kann Ihnen 
nach 10 Jahren Brüssel sagen: das spielt jeden Tag noch, jeden Tag noch eine Rolle.<< 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete im Juni 2011 über 
den Euro und die sog. Wiedervereinigung (x878/...): >>Europa und das deutsche "nationa-
le Interesse" 
... Der Euro und die Wiedervereinigung 
Die Wiedervereinigung stellte die Nachkriegsordnung und damit die bisher bestehenden 
Grundlagen der europäischen Einigung in Frage. Der Präsident Frankreichs, Mitterrand, 
machte seine Zustimmung zur deutschen Einheit von der Aufgabe deutscher Souveränität in 
Gestalt der D-Mark und der Einbindung Deutschlands in einen europäischen Währungsver-
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bund abhängig. Die USA bestanden auf einem Verbleib Gesamtdeutschlands in der NATO, 
was auch eine fortbestehende signifikante US-Truppenpräsenz in Deutschland bedeutete. 
Zwar wird der Zusammenhang zwischen Wiedervereinigung und Aufgabe der D-Mark zugun-
sten des Euro immer wieder bestritten, aber er ist so offenkundig, daß sich eine Diskussion 
nicht lohnt. Bundeskanzler Helmut Kohl hat mit seinem außerordentlichen historischen Ver-
ständnis diese Zusammenhänge in den entscheidenden Jahren 1989/1990 gesehen und ent-
sprechend gehandelt. Er tat dies im deutschen nationalen Interesse, denn ohne diese Konzessi-
on wäre die Wiedervereinigung nicht zu haben gewesen. ...<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 29. Oktober 2011 
(x887/...): >>Brüsseler Scheindemokratie  
"Mehr Europa"? - Bundesbürger sind im EU-Parlament stark unterrepräsentiert 
Die endlosen Streitereien über die sogenannten Rettungsschirme haben schwere Konstrukti-
onsfehler von Euro-Zone und EU aufgedeckt. Im Gestrüpp der Zuständigkeiten und Hoheits-
rechte sind kaum noch tragfähige Einigungen zu erzielen. Als Lösung fordern immer mehr 
Verantwortliche, auch die deutsche Kanzlerin Angela Merkel: "Wir brauchen mehr Europa!" 
Sprich: eine noch weitergehende "Integration" auf Kosten der nationalen Selbständigkeit. 
Unklar bleibt jedoch, was darunter genau zu verstehen ist. Würde beispielsweise eine "Fiskal-
union" eingeführt, wo die Steuern aller EU-Bürger zusammenflössen, würde die Mehrheit der 
schwachen Länder letztlich über das Steuergeld der starken verfügen, weil die Zahlerländer 
deutlich in der Minderheit sind. Die Deutschen zählten mit Sicherheit zu den Hauptverlierern. 
Zudem sind die europäischen Instanzen wie EU-Kommission, EU-Ratspräsident oder die Lei-
tungsgremien der Rettungsschirme alles andere als demokratisch gewählt. So entstünde also 
zudem ein verfassungsrechtliches Problem.  
Dem wollen die Befürworter von "Mehr Europa" mit einer Stärkung des EU-Parlaments be-
gegnen. Doch auch hier steht es schlecht um grundlegende demokratische Prinzipien. So 
kommen in Deutschland mit seinen 99 Sitzen bei gut 81 Millionen Einwohnern mehr als 
800.000 Bewohner auf einen Platz im Parlament. Malta verfügt hingegen mit seinen nur 
418.000 Einwohnern über sechs Sitze, das heißt: Die Stimme eines einzigen Maltesers hat ein 
stärkeres Gewicht im EU-Parlament als die vom mehr als elf Deutschen. Und ab 2014 soll 
Deutschland auch noch drei Sitze einbüßen, während alle anderen Staaten ihre Parlaments-
stärke behalten. 
Würden die Deutschen mit Maltesern oder Luxemburgern (sechs Sitze bei 511.000 Einwoh-
nern) gleichgestellt, müßte Deutschland mehr als 1.000 Abgeordnete ins EU-Parlament ent-
senden. Sollte hingegen die Repräsentanz Luxemburgs und Maltas auf deutsches Niveau re-
duziert werden, müßten sich die beiden Zwergstaaten einen einzigen Parlamentarier teilen. 
Damit könnte eine gerechte Vertretung der Wähler im Parlament hergestellt werden. Die Wi-
derstände gegen eine solche Reform würden indes vermutlich schnell enthüllen, wie ernst es 
den Politikern der EU wirklich ist mit dem Aufbau eines "demokratischen Europas der Bür-
ger".<< 
Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) schrieb am 18. November 2011 in der "New York 
Times" über die europäische Einigung (x347/338): >>Wir können eine politische Union nur 
durch eine Krise erreichen. … Was wir mit der Fiskalunion bezwecken, ist ein kurzfristiger 
Schritt für die Währung. Längerfristig benötigen wir die politische Union. …<< 
Herbert Ludwig berichtete am 4. November 2019 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die Europäische Union (x948/…): >>Die Europäische Union - von 
Anfang an Instrument der US-Geostrategie 
Die Europäische Gemeinschaft oder Union ist nicht geschaffen, um den Interessen der euro-
päischen Völker zu dienen, sondern diese mit ihrer jeweiligen Souveränität in einer bürokrati-
schen Organisation verschwinden zu lassen - einer wurzellosen übernationalen Staatsform, die 
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nur eine Etappe auf dem Wege zu einem US-gesteuerten planetarischen Management, einer 
"Welt-Governance" darstellt. Zu diesem Ergebnis kommen die Archiv-Forschungen des fran-
zösischen Politikers und Publizisten Philippe de Villiers in seinem neuen Buch. 1) … 
Die Vereinigten Staaten in Europa 
… Im April 1948 gründeten die Amerikaner in New York das "American Committee for a 
United Europe", das die bereits 1947 von Winston Churchill angestoßene "Europäische Be-
wegung" strategisch und finanziell jahrzehntelang unterstützte. Wichtige führende Mitglieder 
wurden drei erstrangige Geheimdienstler, die alle Direktoren des CIA waren oder wurden: 
General William ("Will Bill") Donovan, Walter Bedell Smith und Allen Dulles, der Bruder 
von John Foster Dulles. … 
Von Monnet gingen nun die entscheidende Initiativen zur europäischen Einigung aus. Von 
ihm stammte der Plan zur Schaffung einer übernationalen Behörde, die die Stahlindustrien 
Westeuropas, also auch Deutschlands verwalten und kontrollieren sollte.  
Der Plan wurde 1950 als Schumann-Plan bekannt, stammte aber von Monnet. Das neue Ge-
bilde, die "Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl", war der entscheidende Keim der 
heutigen Europäischen Union, der von vornherein als voller Staat angelegt wurde: mit einer 
Exekutivbehörde, einem Parlament und einem Gerichtshof. Von 1953 bis 1955 war Monnet 
der erste Präsident. 
1955 gründet er, teilweise vom CIA finanziert, das "Aktionskomitee für die Vereinigten Staa-
ten von Europa", "in dem er", wie der Historiker Andreas Bracher schreibt, "Vertreter der 
wichtigsten Parteien, Gewerkschaften und Unternehmerverbände der Mitgliedstaaten zusam-
menbringt. ... Das 'Aktionskomitee' blieb der Öffentlichkeit zwar weitgehend verborgen, war 
aber bis zu seiner Auflösung 1975 das wohl wichtigste Zentrum, von dem aus jenes Unter-
nehmen vorangetrieben wurde, dem sich Monnet verschrieben hatte: der europäische Ein-
heitsstaat."  
Interessant ist, worauf Gerald Brei hinweist, daß Monnet dieses "Aktionskomitee" 1955 grün-
dete, nachdem er 1954 bei der Gründungskonferenz der Bilderberger dabei gewesen war. 
Aus Deutschland waren z.B. Mitglieder des Monnet-Komitees: Kurt Birrenbach, Hans Furler, 
Kurt Georg Kiesinger, Heinrich von Brentano (alle CDU); Erich Ollenhauer, Willy Brandt, 
Helmut Schmidt, Walter Freitag (alle SPD) und der Deutsche Gewerkschaftsbund (Wikipe-
dia). Helmut Schmidt war voll des Lobes über Monnets Weitblick und Detailkenntnis und 
sprach mit Bewunderung und Verehrung von ihm. Eine rührende Gutgläubigkeit und zugleich 
erschreckende Realitätsblindheit. 
"De Villiers betont", hebt Gerald Brei hervor, "daß die Lüge für die EU konstitutiv und nicht 
nur peripher ist. Das angestrebte Ziel, das globalistische Projekt, sei niemals genannt wor-
den, sondern wurde sorgfältig versteckt und mit schön klingenden Phrasen überdeckt." 
Rita Müller-Hill zitiert de Villiers mit den Worten: 
"Was in diesem grundlegenden Chaos auffällt, ist die Geheimhaltung bei der Abfassung der 
Texte; die Protagonisten schreiben sich außerhalb des Rahmens der Institutionen; Schuman 
gestand später: Es war Jean Monnet, der mit seinen Mitarbeitern in einem kleinen Hotel in 
der Rue de Martignac, in wenigen Monaten ohne das Wissen der Öffentlichkeit oder gar der 
Regierung, die Idee der Gemeinschaft für Kohle und Stahl entworfen hat."  
Und schon bei dieser Gründung habe Monnet bekannt: "Unsere Gemeinschaft ist keine Verei-
nigung der Hersteller von Kohle und Stahl, sie ist in Wirklichkeit der Anfang von Europa, das 
die Vorwegnahme einer weltweiten Vereinigung ist. 
Das bedeutet, daß die EU die Vorstufe zu einem US-gesteuerten planetarischen Management, 
einer "Welt-Governance" darstellt, was Churchill schon 1947 in London ankündigte. 
Das Recht im Dienste von Wirtschaft und Politik 
Gerald Brei hebt hervor, daß de Villiers eindringlich schildere, wie die sogenannten vier 
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Grundfreiheiten der EU zur Schaffung des Binnenmarktes: freier Verkehr von Waren, Perso-
nen, Dienstleistungen und Kapital, das Recht in den Dienst der Nützlichkeit stellen. Alles 
werde dem Ziel des Binnenmarktes untergeordnet.  
"Sämtliche Grenzen werden aufgelöst, seien es Staatsgrenzen oder Unterschiede in den 
Rechts- und Sozialsystemen. Selbst die einzelnen Rechtsordnungen konkurrieren auf dem 
Markt der Gesetze und können frei gewählt werden. Nicht einmal die Menschenwürde hat 
absoluten Stellenwert, sondern muß nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der EU mit 
den Erfordernissen hinsichtlich der durch den Vertrag geschützten Rechte in Einklang ge-
bracht werden und unterliegt dem Verhältnismäßigkeitsprinzip." 
… Wird das Recht den pragmatischen politischen Zielen und wirtschaftlichen Interessen der 
Unternehmen (d.h. der Kapitaleigentümer) unterworfen, verliert es den Zusammenhang mit 
der Moral, so daß Recht und Gerechtigkeit auseinanderdriften. Damit haben wir es in der EU 
in weitestem Umfange zu tun. 
So ist es folgerichtig, daß "weder die Richter (des EuGH) noch die Europäische Kommission 
(welche die Gesetzesinitiative hat) demokratisch legitimiert (sind) und nicht zur Rechenschaft 
gezogen werden (können). Das ist von Anfang an so geplant gewesen. Die Herrschaft der eli-
tären Technokraten unterliegt keiner Kontrolle, weil es keine Gewaltenteilung gibt.  
Das traditionelle Verständnis von Macht (im Gleichgewicht gehalten durch andere Kräfte und 
verbunden mit politischer Verantwortung) sei immer mehr durch den diffusen Begriff des Re-
gierens auf mehreren Ebenen ersetzt worden. De Villiers hält das für symptomatisch, weil das 
System auf diese Weise ohne starke bürgerliche Persönlichkeiten funktioniert. Die Akteure der 
"governance" würden entkörperlicht und man könne an die Spitze der EU-Kommission einen 
x-beliebigen Trunkenbold setzen. Das hätte keine Bedeutung mehr." 
Die Institutionen entwickeln ein Eigenleben, das sich immer mehr den Einflüssen der Men-
schen entzieht.  
Der Historiker Andreas Bracher weist darauf hin, daß dies die Handschrift Jean Monnets sei, 
der die Macht der Institutionen von Anfang an veranlagt habe, um sie über den Tod der Per-
sönlichkeiten hinweg dauerhaft zu machen. Monnet habe einmal ausgeführt:  
"Jeder Mensch beginnt die Welt von vorne. Nur Institutionen werden weiser; sie speichern die 
kollektive Erfahrung; und von dieser Erfahrung und Weisheit her werden die Menschen, die 
denselben Gesetzen unterworfen sind, schrittweise feststellen, nicht, daß sich ihre Natur, aber 
daß sich ihr Verhalten ändert." 
Darin komme ein prinzipieller Mißtrauen gegen das menschliche Individuum zu Gunsten der 
Institutionen als der eigentlich weltgeschichtlichen Individualitäten zum Ausdruck. "Institu-
tionen sind, wie ich schon gesagt habe, wichtiger als Menschen", heiße es in Monnets Erinne-
rungen. 
Ein- und Ausblicke 
"Von Anfang an", resümiert Gerald Brei, "ging es um die Auflösung der historisch gewachse-
nen Nationalstaaten, um die Übertragung ihrer Souveränität auf ein supranationales Gebilde 
(eine Institution). ... Die Protagonisten hätten zwar von einer Stärkung Europas gesprochen, 
der Bildung einer europäischen Supernation, doch sei es tatsächlich und im Geheimen um 
eine Enthauptung Europas gegangen, reduziert auf einen Vasallenstatus, entfremdet, unter-
worfen und machtlos.  
Nach de Villiers haben die "Gründerväter" gut gearbeitet. Die "Vereinigten Staaten von Eu-
ropa" seien die Vereinigten Staaten in Europa. Die Europäische Bewegung hatte nach dem 
Ergebnis seiner Recherchen nicht Europäisches. Sie war von den US-Amerikanern vollstän-
dig infiltriert und gesteuert." (Gerald Brei) 
Und Rita Müller-Hill zitiert dazu de Villiers passend: "Diese Governance arbeitet seit dreißig 
Jahren daran, nicht etwa 'Europa aufzubauen' - das heißt, die historische Kontinuität einer 
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Zivilisation zu sichern -, sondern im Gegenteil, alles zu dekonstruieren, um seine emotionalen 
Gemeinschaften zu untergraben und ihre grundlegenden Grenzen und Orientierungspunkte zu 
vernichten. Es geht nicht darum, eine 'Europazität' aufzubauen, sondern eine 'Globalität', 
einen geschichts- und formlosen weiten Spielplatz, der von austauschbaren Menschen bevöl-
kert ist." 
Hier spielt de Villiers auf die von den Globalisten auch in der EU betriebene Massenzuwande-
rung aus kulturfremden Ländern an, durch die die Völker - nach dem Verlust ihrer Souveräni-
tät in der EU-Institution - auch ihre kulturelle Identität und die Menschen ihre Orientierung 
verlieren sollen. 
In dem Interview mit Le Figaro antwortet er auf die Frage, was er nun mit seinem Buch auf-
zeigen wolle: 
"Daß das heutige Europa, ohne Körper, ohne Kopf, ohne Wurzeln, ohne Grenzen, keine fal-
sche Umsetzung darstellt. Die geöffneten Archive liefern den Beweis: Das dekonstruktive Gen, 
das die Europäische Union unterhöhlt, befand sich in der DNA der "Gründerväter". Das 
Programm war von Anfang an festgelegt. Sie wußten, was sie taten und was sie wollten: eine 
gehirnlose Governance, um sich auf einen globalen Massenmarkt zuzubewegen. Wir sind weit 
entfernt von einem unabhängigen Europa. 
Die beiden von Anfang an vorhandenen aktiven Prinzipien, die Personenfreizügigkeit und die 
Nichtdiskriminierung, haben wie Radiumstufen gewirkt, die die beiden vor uns liegenden 
grundlegenden Zivilisationsveränderungen hervorgebracht haben, das Soros-Europa und den 
Marrakesch-Pakt (UN-Migrationspakt): Das erste Prinzip - die Personenfreizügigkeit - war 
die Vorstufe zur Abschaffung der physischen Landesgrenzen, die den austauschbaren, multi-
unkultivierten Menschen hervorbringt. Und das zweite, die Nichtdiskriminierung, hat das En-
de der anthropologischen Grenze vorbereitet, welche einen "Sandmann» hervorbringt, ohne 
Humus und ohne Nachkommenschaft." 
1) Philippe de Villiers: J'ai tiré sur le fil du mensonge et tout est venu. Paris Fayard, 2019 
(Deutsch: Ich habe an einem Faden des Lügengespinstes gezogen, und es ist alles ans Licht 
gekommen) …<< 
 
9. Warum führen die Vereinten Nationen den sogenannten Migrationspakt ("Global 
Compact for Migration") durch? 
Nach Ablauf eines Ultimatums des UN-Sicherheitsrates befreiten die USA und ihre Verbün-
deten vom 17. Januar 1991 bis zum 28. Februar 1991 die vom Irak besetzten kuwaitischen 
Gebiete und griffen den Irak an (Militäraktion "Wüstensturm" bzw. 2. "Golfkrieg").  
Die siegreichen Truppen verzichteten nach der irakischen Niederlage auf die Einnahme Bag-
dads. 
Die USA wollten angeblich einen stabilen, demokratischen Irak begründen, destabilisierten 
danach jedoch in den folgenden Jahren fast den gesamten Nahen Osten durch militärische 
Angriffe oder versorgten regimefeindliche Gruppen mit Waffen. Die gewaltsamen Auseinan-
dersetzungen im Irak (1991 und 2003), in Libyen (2011) und Syrien (seit 2011) förderten letz-
ten Endes die angestrebte Massenmigration" von Muslimen aus dem Nahen Osten und aus 
Afrika nach Europa. 
Die Münchener "Abendzeitung" berichtete am 21. Januar 1991 über eine Rede des CDU-
Politikers Heiner Geißler während einer Tagung der Evangelischen Akademie in Tutzing 
(x268/177): >>... Durch Asylbewerber und Ausländer hat kein einziger Deutscher auch nur 
eine Mark weniger verdient oder weniger Rente bekommen oder auch nur einen Quadratmeter 
Wohnraum verloren.<< 
Der CDU-Politiker Alfred Dregger erklärte am 28. Mai 1993 während einer Rede zur Asyl-
rechtsreform (x268/183): >>... Unbestreitbar ist, daß wir für die Finanzierung des Massen-
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mißbrauchs unseres Asylrechts mehr Geld ausgeben als für die gesamte öffentliche Entwick-
lungshilfe. Die Asylbewerber, die zu uns kommen, gehören bestimmt nicht zu den Ärmsten, 
sonst hätten sie die Reise und irgendwelche Gebühren von Schlepperbanden nicht bezahlen 
können. ...<< 
Der österreichische Verhaltensforscher Irenäus Eibl-Eibesfeldt warnte im Jahre 1994 in seiner 
Streitschrift "Wider die Mißtrauensgesellschaft" die dichtbevölkerten Länder Europas, "Be-
völkerungsüberschüsse anderer Regionen aufzunehmen" (x268/185): >>... Die Einwanderer 
nehmen mit ihrer Niederlassung auf die Dauer die kostbarste Ressource in Anspruch, die ei-
nem Volk zur Verfügung steht, nämlich das Land. ...  
Gestattet ein Volk anderen den Ausbau von Minoritäten im eigenen Lande, dann tritt es prak-
tisch Land ab und belastet sich innerhalb der eigenen Grenzen mit zwischenethnischen Kon-
flikten. << 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die Folgen der Ein-
wanderung (x268/185): >>Aus Sicht der Einwanderer handelt es sich um eine unblutige 
Landnahme, aus der Sicht der Einheimischen um einen Verlust der Heimat; denn viele Fami-
lien ziehen aus den Ausländervierteln weg, weil sie den Eindruck haben, daß ihre Kinder in 
mehrheitlich deutschen Schulen mehr lernen oder weil ihnen die Straßen im Kiez zu unsicher 
geworden sind.  
Soweit es Vertriebene aus Ostdeutschland sind, verlieren sie ihre Heimat so zum zweiten Mal. 
...<< 
Der CDU-Politiker Christian Wulff (von 2010 bis 2012 deutscher Bundespräsident) schlug im 
Februar 1996 im Nachrichtenmagazin "Focus" (6/1996) vor, ausländische Straftäter zum 
Strafvollzug in ihre Heimatländer zu schicken (x268/196): >>Viele Kriminelle aus den ärm-
sten Ländern Europas empfinden unseren Vollzug als keineswegs unangenehme Unterbrin-
gung mit bester Verpflegung und Verdienstmöglichkeiten. Dabei leben sie teilweise besser als 
rechtstreue Bürger in ihrem Heimatland. ...  
Auch bei einer Kostenerstattung an die Herkunftsländer würden wir angesichts der bei uns 
anfallenden Kosten von fast 200 Mark pro Hafttag Hunderte von Millionen einsparen. << 
Der türkischstämmige Abgeordnete Cem Özdemir (Bündnis 90/Die Grünen) berichtete im 
September 1998 im Nachrichtenmagazin "Focus" (x268/187): >>Was unsere Urväter (1683 
mit Feuer und Schwert) vor den Toren Wiens nicht geschafft haben, werden wir mit unserem 
Verstand schaffen. ...<< 
Im Jahre 1998 betrug die Zahl der gemeldeten Ausländer 7 % der Gesamtbevölkerung. Sie 
erhielten etwa 23,3 % des bundesdeutschen Sozialhilfebudgets (x268/176). 
Der deutsch-türkische Journalist Denize Yücel (1973 als Sohn türkischer Migranten in Flörs-
heim am Main geboren, leuchtendes Beispiel für "gelungene Integration") schrieb am 4. No-
vember 2011 in dem großen Nachrichtenportal der Berliner Tageszeitung "taz": >>Kolumne 
Geburtenschwund 
Super, Deutschland schafft sich ab! 
In der Mitte Europas entsteht bald ein Raum ohne Volk. Schade ist das aber nicht. Denn mit 
den Deutschen gehen nur Dinge verloren, die keiner vermissen wird. 
Endlich! Super! Wunderbar! Was im vergangenen Jahr noch als Gerücht die Runde machte, 
ist nun wissenschaftlich (so mit Zahlen und Daten) und amtlich (so mit Stempel und Siegel) 
erwiesen: Deutschland schafft sich ab! 
Nur 16,5 Prozent der 81 Millionen Deutschen, so hat das Statistische Bundesamt ermittelt, 
sind unter 18 Jahre alt, nirgends in Europa ist der Anteil der Minderjährigen derart niedrig. 
Auf je 1.000 Einwohner kommen nur noch 8,3 Geburten - auch das der geringste Wert in Eu-
ropa. 
Besonders erfreulich: Die Einwanderer, die jahrelang die Geburtenziffern künstlich hoch-
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gehalten haben, verweigern sich nicht länger der Integration und leisten ihren (freilich noch 
steigerungsfähigen) Beitrag zum Deutschensterben. … 
Woran Sir Arthur Harris, Henry Morgenthau und Ilja Ehrenburg gescheitert sind, wovon 
George Grosz, Marlene Dietrich und Hans Krankl geträumt haben, übernehmen die Deutschen 
nun also selbst, weshalb man sich auch darauf verlassen kann, daß es wirklich passiert. Denn 
halbe Sachen waren nie deutsche Sachen ("totaler Krieg", "Vollkornbrot"); wegen ihrer 
Gründlichkeit werden die Deutschen in aller Welt ein wenig bewundert und noch mehr ge-
fürchtet. … 
Der baldige Abgang der Deutschen aber ist Völkersterben von seiner schönsten Seite. Eine 
Nation, deren größter Beitrag zur Zivilisationsgeschichte der Menschheit darin besteht, dem 
absolut Bösen Namen und Gesicht verliehen und, wie Wolfgang Pohrt einmal schrieb, den 
Krieg zum Sachwalter und Vollstrecker der Menschlichkeit gemacht zu haben … 
Nun, da das Ende Deutschlands ausgemachte Sache ist, stellt sich die Frage, was mit dem 
Raum ohne Volk anzufangen ist, der bald in der Mitte Europas entstehen wird: Zwischen Po-
len und Frankreich aufteilen? Parzellieren und auf eBay versteigern? Palästinensern, Tuva-
luern, Kabylen und anderen Bedürftigen schenken? Zu einem Naherholungsgebiet verwildern 
lassen? Oder lieber in einen Rübenacker verwandeln? 
Egal. Etwas Besseres als Deutschland findet sich allemal.<< 
Die schweizerische Informationsplattform "humanrights.ch" berichtete am 1. April 2014 
(x898/…): >>Islamische Menschenrechtserklärungen 
… Kairoer Erklärung der Menschenrechte im Islam vom 5. August 1990 
Die Organisation der Islamischen Konferenz, ein Zusammenschluß von 57 muslimisch ge-
prägten Staaten, verabschiedete 1990 diese zwischenstaatliche Menschenrechtserklärung. Die 
Kairoer Erklärung der Menschenrechte ist allerdings völkerrechtlich nicht bindend und sie 
wird von der UNO auch nicht als regionales Menschenrechtsinstrument anerkannt. 
In der Kairoer Erklärung werden die Rechte und Freiheiten der Scharia unterstellt, welche als 
"einzig zuständige Quelle für die Auslegung oder Erklärung jedes einzelnen Artikels" dient 
(Art. 25). …<< 
Der deutsche Politiker Gregor Gysi (von 1990-2000 und ab 2005 Bundestagsabgeordneter der 
LINKEN) erklärte in einem Online-Video vom 24. Mai 2015 (x354/82): >>… Jedes Jahr ster-
ben mehr Deutsche, als geboren werden. Das liegt zum Glück daran, daß die Nazis sich auch 
nicht besonders vervielfältigen und deshalb sind wir auf Zuwanderer aus anderen Ländern 
angewiesen.<< 
Die "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 6. Januar 2016: >>So viele Flüchtlinge kamen 
2015 nach Deutschland 
- Im vergangenen Jahr wurden so viele Asylanträge wie nie zuvor in Deutschland gestellt - 
insgesamt 476.649. 
- Der mit 34 Prozent größte Anteil der Asylbewerber kommt aus Syrien. 
- Die Zahl der tatsächlichen Einreisen von Schutzsuchenden liegt deutlich höher: Dem Innen-
ministerium zufolge wurden fast 1,1 Millionen Personen registriert. 
Im Jahr 2015 haben mehr als eine Million Flüchtlinge Deutschland erreicht. Bis zum 31. De-
zember registrierten die Behörden genau 1.091.894 Schutzsuchende, wie das Bundesinnenmi-
nisterium in Berlin mitteilte. ...<< 
"ZEIT ONLINE" berichtete am 1. Februar 2016 über die Flüchtlingskrise: >>Flüchtlinge ko-
sten Deutschland 50 Milliarden Euro  
Das Institut der deutschen Wirtschaft prognostiziert wegen der Flüchtlingskrise hohe Kosten 
für 2016 und 2017. Vor allem Unterkunft und Verpflegung seien teuer.  
Unterbringung, Verpflegung sowie Integrations- und Sprachkurse für Flüchtlinge werden den 
Staat nach einer Prognose des Kölner Instituts der deutschen Wirtschaft 2016 und 2017 knapp 
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50 Milliarden Euro kosten.  
Im laufenden Jahr fielen für Unterbringung und Verpflegung von rund 1,5 Millionen Asylbe-
werbern 17 Milliarden Euro an, berichtete die Rheinische Post unter Berufung auf eine IW-
Studie. Hinzu kämen weitere fünf Milliarden Euro für Sprach- und Integrationskurse.  
Im kommenden Jahr erhöhen sich die Unterbringungskosten dem Bericht zufolge auf 22,6 
Milliarden Euro, wenn die Zahl der Migranten auf 2,2 Millionen steigt. Zusammen mit den 
Integrationskosten fielen 27,6 Milliarden Euro im Jahr 2017 an, zitierte das Blatt aus der Pro-
gnose des arbeitgebernahen Instituts.  
Die Züricher Tageszeitung "Tages-Anzeiger" berichtete am 16. April 2016: >>Ausgerechnet 
ein Gedicht wurde Erdogan zum Verhängnis 
Der heutige türkische Präsident wurde 1999 ins Gefängnis gesteckt, weil er ein religiöses Ge-
dicht vorgetragen hatte. 
Der Fall sorgt für Wirbel: Recep Tayyip Erdogan verklagt den Satiriker Jan Böhmermann we-
gen dessen "Schmähgedicht" im deutschen Fernsehen. Der heutige türkische Präsident saß 
einst selbst wegen eines Gedichts vier Monate im Gefängnis, wie der "Telegraph" in einem 
Porträt über Erdogan schreibt. 
"Moscheen sind unsere Kasernen" 
Im Jahr 1997 - damals als Bürgermeister von Istanbul - hatte Erdogan an einer Demonstration 
vier Zeilen des islamischen Dichters Ziya Gökalp vorgetragen. Darin heißt es:  
"Die Moscheen sind unsere Kasernen, die Kuppeln unsere Helme, die Minarette unsere Bajo-
nette und die Gläubigen unsere Soldaten."  
Das Staatssicherheitsgericht verurteilte ihn daraufhin zu zehn Monaten Gefängnis wegen "re-
ligiöser Volksverhetzung". Demnach hatte Erdogan gegen die säkulare Staatsordnung, also die 
Trennung von Staat und Religion, verstoßen. Die Richter sahen in Erdogan die Speerspitze 
einer radikalen, islamischen Bewegung in der türkischen Politik. Er saß die Strafe von März 
bis Juli 1999 ab und mußte als Bürgermeister von Istanbul zurücktreten. ...<< 
Die deutsche AfD-Politikerin Alice Weidel schrieb am 11. Oktober 2016 in der Wochenzei-
tung "JUNGE FREIHEIT" über den Islam: >>Kein Zurückweichen 
Der Islam verändert Deutschland. Er wird als Parallelgesellschaft und bewußte Gegenöffent-
lichkeit als Bestandteil des Dschihad in unser Leben hineingetragen und beeinflußt das Bild 
des öffentlichen Raumes nachhaltig - so wie wir es von keiner anderen Religionsgemeinschaft 
kennen. 
… Der Islam ist nicht nur Glaube, sondern für die Gläubigen auch Gesetz. Das höchste Gesetz 
ist die Scharia, die von Allah herabgesandt und von keinem Gläubigen angezweifelt und miß-
achtet werden darf. Das hat erhebliche Auswirkungen auf die Ausgestaltung der Politik: Denn 
jede weltliche Politik muß mit diesem Gesetz Allahs übereinstimmen. 
Islam bedeutet Unterwerfung 
Darüber wachen alle Muslime der Umma, vor allem aber die muslimischen Theologen und 
Rechtsgelehrten. Das muslimische Gemeinwesen ist einzig und allein auf die Errichtung eines 
Gottesstaates ausgerichtet. 
Ob es nun Minarette, Moscheen, Muezzinrufe, die Kleidungsordnung von Muslimen, die Ein-
forderung von Geschlechtertrennung, das Einklagen von Kopftüchern im öffentlichen Dienst 
sind, ob Friedensrichter, Schariagerichtsbarkeit, Parallelgesellschaften, Ehrenmorde, Zwangs-
verheiratungen und die Akzeptanz von Kinderehen - all dies zielt nur auf eines: auf die Isla-
misierung unserer Gesellschaft. 
Unsere Leitkultur basiert auf dem Grundgesetz und nicht auf der Scharia oder einem Clan- 
oder Stammesgesetz, das durch sogenannte Friedensrichter im Namen der Religionsfreiheit 
auf deutschem Boden durchgesetzt wird. 
Immer öfter wird die sogenannte "Religionsfreiheit" als trojanisches Pferd genutzt, um die 
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Segregation von Muslimen und Nicht-Muslimen sowie von Mann und Frau, also eine flä-
chendeckende Religions- und Geschlechterapartheit, einzuführen. 
Der Islam kennt keine prinzipielle Gleichheit der Menschen über die Religion und das Ge-
schlecht hinaus, weshalb auch die allgemeinen Menschenrechte der Vereinten Nationen nicht 
anerkannt werden und eine eigene Erklärung herangezogen wird - die Kairoer Erklärung der 
Menschenrechte. Hier gelten die "Menschenrechte" nämlich nur unter dem Vorbehalt der 
Scharia. 
Keine prinzipielle Religionsfreiheit für den Islam 
Der Islam ist nicht nur eine Religion, sondern eine politische und gesellschaftliche Weltan-
schauung. Der Islam ist ein vollständiger Lebens- und Gesellschaftsentwurf und reguliert die 
gesamtgesellschaftlichen Beziehungen und das politische Gemeinwesen auf Basis des Korans 
und der Hadithe. 
Der Islam kennt keine Säkularisierung, keine Reformation, keine Trennung von Religion und 
Staat. Die Moschee ist der Ort der Niederwerfung. Sie ist ein Gebetshaus, aber auch ein Ort 
der Versammlungen und der Politik. Allein schon deshalb ist die Moschee mit einer Kirche 
nicht zu vergleichen. 
Der Islam bezieht sich auf ein heiliges Buch, in dem es insgesamt 206 Passagen gibt, die Ge-
walt und Krieg verherrlichen und 25 direkte Tötungsbefehle beinhaltet, die Allah an die Gläu-
bigen ausspricht, "Enthauptet sie!", "Tötet sie!". Für solch eine Religion darf es keine prinzi-
pielle Religionsfreiheit in unserer Gesellschafts- und Rechtsordnung geben. Denn der Heilige 
Krieg in Form von Gewalt und Subversion bezieht sich auf den Koran selbst. Da mutet die 
Unterscheidung von Islam und Islamismus nur noch wie eine Scheindebatte an. 
Die Ausübung dieser Ideologie gehört unter strenge Kontrolle, was auch bedeuten muß, daß 
alle Moscheen in Deutschland, die Salafisten und Fundamentalisten eine Bühne geben, ge-
schlossen werden müssen. Das bedeutet in der Praxis, daß alle Moscheen auf Extremismus 
durchleuchtet und dahingehend auf den Prüfstand gestellt werden müssen. … 
Muslime sind in der Bringschuld  
Nicht wir sind in der Bringschuld, sondern die Muslime. Der Islam muß sich grundlegend von 
innen heraus reformieren. Es ist die Aufgabe der Muslime, in ihrem eigenen Haus zuerst auf-
zuräumen und den Islam politisch zu entmachten. … 
Solange sich der Islam nicht von innen heraus reformiert hat, sich glaubhaft von Gewalt gegen 
Andersgläubige distanziert, und Gleichheit von Nicht-Muslimen und Frauen einräumt, solan-
ge darf islamischen Organisationen auch nicht der Status einer öffentlich-rechtlichen Körper-
schaft zuerkannt und der Islam in unserer Mitte nicht gleichrangig mit anderen Religionen 
behandelt werden. …<< 
Die Internet- & Blogzeitung für die Zivilgesellschaft "DIE FREIE WELT" berichtete am 26. 
Februar 2017 (x902/…): >>Merkel schafft das "deutsche Volk" ab 
"Wir haben uns nicht für die Einheit Deutschlands eingesetzt, um als "Deutsche" beseitigt zu 
werden."  
Veröffentlicht von Willy Wimmer  
Der Bundeskanzlerin darf man nichts mehr durchgehen lassen. Das hat das deutsche Volk bei 
der Migrationsentwicklung seit 2015 erfahren können. Die Bundeskanzlerin erhob sich über 
das Gesetz und verfügte eigenmächtig, wie zu verfahren sei. Seither hat der Deutsche 
Bundestag in einer All-Parteien-Bewegung die Vorgehensweise der Bundeskanzlerin gestützt. 
Anstatt Sie wegen der Außer-Kraftsetzung deutschen und europäischen Rechts zur 
Rechenschaft zu ziehen, hat das Berliner Parlament es hingenommen, unsere Grenzen absolut 
schutzlos zu lassen. 
Wir sind die Eingeborenen von Merkelonien 
Die Bundeskanzlerin geht jetzt einen Schritt weiter. Sie schafft das "deutsche Volk" 
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eigenmächtig ab. Wie die Äußerungen der Bundeskanzlerin seit einiger Zeit deutlich machen, 
geht sie gezielt vor. Unsere Gesetze fegt sie beiseite, denn das "deutsche Volk" sind nun mal 
die "deutschen Staatsbürger" und nicht alle Menschen, die sich auf dem Territorium 
Deutschlands aufhalten. Aber wer weiß es denn? Vielleicht wird "Deutschland" durch diese 
Dame abgeschafft. Anders kann man nicht werten, was die Bundeskanzlerin vor wenigen 
Tagen auf dem CDU-Landesparteitag in Mecklenburg-Vorpommern von sich gegeben hat. 
...<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete am 27. Oktober 2018 im COM-
PACT-Spezial 18 (x322/3): >>Volksaustausch? Regierungstausch! 
_ von Jürgen Elsässer  
Der Volksaustausch ist kein Hirngespinst, sondern Realität. Im Jahr 2015 ließen sich zwei 
Millionen Ausländer in Deutschland nieder (darunter knapp 900.000 Asylsuchende), während 
eine Million Inländer wegzogen. Zwei Millionen rein, eine Million raus - das nennt man Aus-
tausch. Keiner hat diejenigen, "die schon länger hier leben" - so Angela Merkel über unser 
Volk - gefragt, ob sie ausgetauscht werden wollen. Die Demokratie ist in dieser Überlebens-
frage suspendiert. … 
Selbst wenn morgen die Grenzen, die Merkel unter Bruch von Grundgesetz und Asylrecht im 
September 2015 geöffnet hat, wieder geschlossen würden, stünde das deutsche Volk vor einer 
existentiellen Bedrohung. Die entscheidenden Schlachten werden in den Kreißsälen geschla-
gen. … 
Die Demographiebombe explodiert in den Klassenzimmern: Dort sehen sich unsere Kinder in 
immer mehr Städten einer Übermacht an Orientalen gegenüber, die wie die neuen Herrenmen-
schen auftreten: Unsere Jungs müssen unterwürfig, unsere Mädchen willfährig sein. Und die 
Lehrer schauen weg.  
Das Schicksal der nordamerikanischen Indianer sei uns eine Mahnung. Sie begrüßten die in 
England verfolgten Pietisten am Anfang mit offenen Armen. Doch den frommen Kolonisten 
folgten bald Bewaffnete. Hätten die Rothäute statt naiver Willkommenskultur mehr Selbst-
schutz praktiziert, hätten sie vermutlich überlebt.  
Der Fisch stinkt vom Kopf her. Nun heißt es entweder - oder: Wenn die Regierung das Volk 
austauscht, muß das Volk die Regierung austauschen. Jeder Kompromiß, jede Verzögerung 
hat irreparable Folgen. Oder wollen wir die letzten Mohikaner werden?<< 
Herbert Ludwig berichtete am 24. November 2018 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die UNO (x974/…): >>Weltmacht UNO: antidemokratische 
Rechtssetzung von oben 
Die UNO schwingt sich immer mehr zur globalen Rechtssetzungsinstanz auf. Mittels Erklä-
rungen und "unverbindlicher" Soft Law-Pakts werden individuelle Menschenrechte behauptet, 
welche sich schleichend als Völkergewohnheitsrecht etablieren. Dieses verdrängt dann das 
demokratische Recht der einzelnen Staaten insoweit, als es diesem "Völkerrecht" nicht ent-
spricht. Mit dem Migrationspakt der UNO wird dies gerade wieder beispielhaft praktiziert. 
Das Selbstbestimmungsrecht der Völker, also letztlich das der einzelnen Menschen, wird da-
mit insoweit als Grundlage demokratischer Gesellschaften zunehmend zugunsten einer sich 
den Staaten überordnenden UNO-Weltinstanz verdrängt. 
Das demokratische Recht 
… Ursprünglich sind im Völkerrecht die Rechtssubjekte nicht die individuellen Menschen, 
sondern die einzelnen Staaten, deren Regierungen miteinander völkerrechtliche Verträge ab-
schließen. So schreibt der Völkerrechtler Ulrich Vosgerau: "Herkömmlicherweise sind eigent-
lich Staaten die Rechtssubjekte und Akteure des Völkerrechts; sie bringen ihre Interessen in 
völkerrechtlichen Verträgen möglichst zum Ausgleich, und die Individualperson ist im Völker-
recht eigentlich "mediatisiert", d.h. sie wird mit ihren Rechten und Interessen von ihrem Staat 
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vertreten, ist aber im allgemeinen nicht selbst Völkerrechtssubjekt."  
Diese völkerrechtlichen Verträge müssen von den nationalen Volksvertretern, den Parlamen-
ten, gebilligt werden, damit das demokratische Legitimationsprinzip von unten nach oben ge-
wahrt bleibt. Verbindlich sind diese vertraglichen Vereinbarungen nur für die Vertragspartei-
en. … 
Das Völkergewohnheitsrecht 
Die UNO benutzt aber auch das Instrument des aus dem angloamerikanischen Recht stam-
menden "Soft Law" (weiches Recht), um in von ihr initiierten Übereinkünften (compacts), die 
ausdrücklich keine völkerrechtliche Verbindlichkeit haben, individuelle Rechtsstandards als 
Ziele vorzugeben, deren Umsetzung den Staaten, die sich daran beteiligen, weitgehend über-
lassen bleibt. … 
Eine solche völkergewohnheitsrechtliche Wirkung haben sogar einseitige Erklärungen der 
UNO-Generalversammlung, auch wenn sie nicht in einen Soft Law-Pakt eingeflossen sind. 
Das eindrücklichste Beispiel ist die UN-Menschenrechtsdeklaration. Sie war "ursprünglich 
eine rein politisch zu verstehende Absichtserklärung der UN-Generalversammlung ohne jede 
rechtlich bindende Wirkung." Doch "sie erstarkte schon in den ersten Jahrzehnten seit ihrer 
Verkündung (1948) zu Völkergewohnheitsrecht, und jedenfalls wesentliche Kerngehalte der 
UN-Menschenrechtsdeklaration - welche genau, ist wie immer umstritten - dürfen heute sogar 
als ius cogens (zwingendes Recht) angesehen werden." Das betrifft auch zahlreiche weitere 
Menschenrechtspakte. … 
Der UN-Migrationspakt  
Auch die "New Yorker Erklärung für Flüchtlinge und Migranten" der UNO-Generalver-
sammlung vom 19.9.2016, die viele Verpflichtungen enthält, die zur Umsetzung in den UN-
Migrationspakt geflossen sind, wird, wie letzterer auch, diese völkergewohnheitsrechtlichen 
Wirkungen entfalten. Der UN-Migrationspakt stellt sich auch ausdrücklich in den Zusammen-
hang der Menschenrechtserklärung der UNO, wie um indirekt klar zu machen, daß es um ein 
neues individuelles Menschenrecht für ungehinderte Migration gehe. 
"Schon eine Durchsicht des durchweg höchst komplizierten, oft sprachlich uneindeutig formu-
lierten völkerrechtlichen Instruments ergibt, … daß der herkömmlicherweise wichtigste und 
zentralste Aspekt des internationalen Migrationsrechts eigentlich fehlt: nämlich das Recht 
eines jeden souveränen Staates auf Entscheidung über Ob und Wie eventueller Zuwanderung 
und auf je eigene Gestaltung des nationalen Zuwanderungs- und Asylregimes.  
Unter Umkehrung der traditionellen völkerrechtlichen Betrachtungsweise, nach der gleichbe-
rechtigte und souveräne Staaten die wesentlichen Akteure und v.a. auch die Rechtssubjekte 
des Völkerrechts sind, werden die Rechte der Migranten auf weltweite Wanderung und dis-
kriminierungsfreie Niederlassung in den Vordergrund gestellt; diese sollen die Staaten si-
cherstellen, was wiederum von Stellen der Vereinten Nationen laufend überwacht werden 
soll." … 
Im herkömmlichen Völkerrecht, in dem nicht die einzelnen Menschen, sondern die Staaten 
die Rechtssubjekte sind, sind sie es auch, die über die Einwanderung von einzelnen Migran-
ten, erst recht von größeren Massen, in ihr Hoheitsgebiet entscheiden. Daher, schreibt Dr. U. 
Vosgerau, "ist das Ausländer-, Einwanderungs- und Migrationsrecht - auch in ausgesproche-
nen Einwanderungsländern - immer ein Unterfall des Polizei- und Ordnungsrechts. Der Ein-
wanderungswunsch fremder Menschen zumal aus anderen Kulturkreisen ist immer und zu-
nächst einmal eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit. Nur durch die sorgfältige Auswahl 
der geeignetsten Migranten unter konsequenter Zurückweisung zahlreicher ungeeigneter 
Kandidaten kann diese Gefahr einigermaßen beherrscht und minimiert werden. 
Demgegenüber dreht bereits die New York Declaration - und um so mehr dann der GCM - 
diese rechtlich-politische Ausgangslage um und geht von einer Art Grundrecht aller Men-
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schen auf weltweite Migration mit allgemeiner Niederlassungsfreiheit aus ("jederzeit und oh-
ne Rücksicht auf ihren Migrationsstatus (d.h. ihren jeweiligen Rechtsstatus)" - "retten, auf-
nehmen, beherbergen"). 
Konsequenterweise kommt dann das Konzept der "illegalen Einwanderung" im GCM gar 
nicht mehr vor (!), es gibt nur noch den "irregulären Zustand" mancher Migranten, dieser 
wird aber eher als ein Versagen der Aufenthaltsstaaten angesehen, die den Migranten nicht 
legalisiert haben und dadurch seine Rechte (v.a. auf diskriminierungsfreien Aufenthalt) 
schmälern."  
Das grundlegende demokratische Problem 
Wir sehen eine schon sehr weit fortgeschrittene Praxis, durch welche die Staaten, die Schutz- 
und Sicherheitsorganisationen der Völker, als Rechtsubjekte des Völkerrechts verdrängt wer-
den und an ihre Stelle über alle Grenzen hinweg der internationale Mensch, der rechtlich 
überall gleichgestellte "Weltbürger" tritt. Zugleich wird das Selbstbestimmungsrecht der Men-
schen und Völker auf ihre eigene demokratische Rechtssetzung von unten nach oben sukzes-
sive ausgeschaltet und ein "Weltrecht" von oben etabliert. … 
Hier geschieht etwas Tiefgreifendes, wie U. Vosgerau aufmerksam macht. Das völkerrechtli-
che Soft Law wird einerseits als harmlos, weil unverbindlich dargestellt, erlangt aber anderer-
seits, auch unter tatkräftiger Mithilfe von NGOs, Aktivisten, Medien und "Zivilgesellschaft" 
als verbindlicher Standard allmählich gewohnheitsrechtliche Wirkung, an dem die nationale 
Rechtspraxis zu messen ist. Dies werde schleichend das Rechtsgefühl und das Legitimitäts-
bewußtsein der Menschen verändern. … 
Ausblick 
Das bedeutet, mit dieser unterschwelligen Veränderung des Bewußtseins geht einher, daß kei-
ne Verteidigung der Selbstbestimmung, der Freiheit, mehr stattfindet. Das Widerstandspoten-
tial bei den Menschen schwindet. Sie werden zu folgsamen Sklaven, wenn nicht gar zu fanati-
schen Verfechtern eines Weltrechts von oben, ohne daß es ihnen selbst zum Bewußtsein 
kommt. Dieser Prozeß hat ja bereits weite Teile der Bevölkerung erfaßt. 
Die UNO zeigt sich immer deutlicher in der Entwicklung zu einer Weltregierung, die zugleich 
Weltgesetzgeber ist. Wir stehen inmitten eines Prozesses zu einer totalitären Weltordnung mit 
einem Völkerrecht als "Weltverfassung", in der alle Menschen als "Weltbürger" überall die 
gleichen Rechte erhalten und die zahlreichen unterschiedlichen Nationalstaaten allmählich 
überflüssig werden. …<< 
Horst Koch berichtete am 2. Dezember 2018 in seinem Internet-Blog "www.horst-koch.de" 
(x955/…): >>Befahl der Vatikan die Migrantenflutung und damit die Islamisierung Eu-
ropas? - Papst Franziskus und sein 21-Punkte-Plan? 
Während alle die Verantwortung für den globalen UN-Migrationspakt sowie den UN-
Flüchtlingspakt bei den Vereinten Nationen suchen und nun kürzlich ans Tageslicht kam, daß 
Deutschland maßgeblich als Initiator bei der Ausarbeitung des Migrationspakts gewesen ist, 
flog bei dieser ganzen Geschichte die mit machtvollste Institution auf Erden eher unter dem 
Radar. Die Rede ist hier vom Vatikan und seinem Oberhaupt, dem Jesuiten Papst Franziskus. 
Zuerst einmal zu den weiteren Hintergründen der beiden UN-Pakte. 
Anläßlich des "104. Welttags des Migranten und Flüchtlings 2018" veröffentlichte Papst 
Franziskus am 14. Januar 2018 einen öffentlichen Brief nicht nur an die Glaubens-, sondern 
an die ganze Weltgemeinschaft. Dieser Brief trägt die Überschrift "Die Migranten und Flücht-
linge aufnehmen, beschützen, fördern und integrieren", der es echt in sich hat!  
Mit Bibelversen geschmückt, Jesus Christus als Beispiel voran und an unser menschliches 
Mitgefühl appellierend, stellte der Papst - höflich, sachlich, aber dennoch zielgerichtet und 
bestimmend - eine ganze Reihe an Erwartungen an die "politische Gemeinschaft" und die "zi-
vile Gemeinschaft", dessen Beiträge an der Umsetzung der gewünschten Maßnahmen "unver-
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zichtbar" seien. 
Die 21 Maßnahmen aus dem päpstlichen Dokument wie folgt: 
1. Schaffung von Möglichkeiten für eine sichere und legale Einreise in den Zielländern: vor 
allem durch die 'Gewährung humanitärer Visa', Schaffung von 'erweiterten und vereinfachten 
Modi' und die Förderung von Familienzusammenführung. 
2. Schaffung von mehr 'humanitären Korridoren für die am stärksten gefährdeten Flüchtlinge', 
damit diese keine illegalen Wege suchen müßten. 
3. Erstellen eines Systems von 'speziellen temporären Visa' für diejenigen, die vor Konflikten 
in Nachbarländern fliehen. 
4. Keine 'kollektive und willkürliche Abschiebung', vor allem nicht in Länder, die 'die Ach-
tung der Würde und die Grundrechte nicht garantieren können'. 
5. Immer die persönliche Sicherheit der nationalen Sicherheit vorziehen, die Grenzposten ver-
nünftig ausbilden, damit der erste Empfang der Flüchtlinge 'angemessen und würdig' verläuft. 
6. Alternativen zur Haft für diejenigen finden, die illegal ins Land gekommen sind. 
7. Im Ursprungsland Lösungen finden, die eine legale Auswanderung zulassen, und so gegen 
Schlepper vorgehen. 
8. Im Ankunftsland 'den Migranten konsularische Hilfe anbieten', das Recht der Flüchtlinge 
achten, ihre Papiere bei sich zu behalten, Zugang zum Rechtswesen schaffen, die Erlaubnis 
gewähren, Bankkonten zu eröffnen und ein 'Existenzminimum garantieren'. 
9. Im Ankunftsland 'Bewegungsfreiheit und Zugang zu Arbeit sowie Telekommunikationsein-
richtungen sichern'. 
10. Für alle, die in ihr Land zurückkehren wollen, 'berufliche und soziale Wiedereingliede-
rungs-Programme schaffen'. 
11. Minderjährige Flüchtlinge schützen, 'jede Form von Haft vermeiden', Zugang zur Bildung 
sicherstellen. 
12. Jedem geborenen Kind die Staatsbürgerschaft verleihen. 
13. Kampf gegen die 'Staatenlosigkeit' von Migranten und Flüchtlingen durch die Schaffung 
eines 'Bürgerrechts'. 
14. Unbegrenzter Zugang von Migranten und Flüchtlingen zu den nationalen Gesundheits- 
und Rentensystemen und 'Übertragung ihrer Beiträge für den Fall ihrer Rückführung'. 
15. Garantie der Berufsfreiheit und Ausübung der Religion für alle im Gebiet anwesenden 
Ausländer. 
16. Förderung der sozialen und beruflichen Integration von Migranten und Flüchtlingen, ein-
schließlich Asylbewerbern - Sicherstellung der Möglichkeit zur Arbeit, Sprachtraining und 
aktiver Bürgerschaft. 
17. Verhindern, daß minderjährige Flüchtlinge ausgebeutet werden. 
18. Förderung der Familienzusammenführung - einschließlich Großeltern, Geschwistern und 
Enkelkindern - 'ohne Rücksicht auf deren wirtschaftliche Kapazitäten' 
19. Mehr Aufmerksamkeit und Unterstützung für Migranten, Flüchtlinge, Asylbewerber mit 
Behinderungen. 
20. Entwicklungsländern, die Flüchtlinge aufnehmen, stärker helfen. 
21. Integrieren, 'ohne den Migranten ihre kulturelle Identität zu nehmen', ein 'Angebot der ak-
tiven Bürgerschaft' schaffen, 'Wirtschaftskenntnisse von Sprachkenntnissen trennen', und 
Flüchtlingen, die länger im Land leben, eine Legalisierung ihrer Verhältnisse anbieten." 
Was wir hier also ganz klar und deutlich herauslesen können, ist ein neo-marxistisches Mani-
fest zur grenzenlosen Flutung und Zerstörung Europas mit Migranten, die in die jeweils natio-
nalen Gesundheits- und Rentensysteme gleich von vornherein "unbegrenzt" einwandern dür-
fen. Das ist mehr als eine schallende Ohrfeige für jeden Einheimischen in Europa, der jahr-
zehntelang in die Kassen eingezahlt und mit Steuern, Abgaben und behördlichen Drangsalie-



 297 

rungen komplett ausgewrungen wurde, um am Ende eine Rente zu erhalten, von der er nicht 
leben und sterben kann - sofern er den Renteneintritt noch erlebt. 
Wie "unverbindlich" das als Vorschläge getarnte vatikanische Diktat ist, liest man zum Ende 
des päpstlichen Dokuments, in dem es heißt: 
"Während des Gipfels der Vereinten Nationen, der am 19. September 2016 in New York ab-
gehalten wurde, haben die Verantwortungsträger der Welt klar ihren Willen zum Ausdruck 
gebracht, sich zu Gunsten der Migranten und der Flüchtlinge zu engagieren, um ihr Leben zu 
retten und ihre Rechte zu schützen, wobei diese Verantwortung auf weltweiter Ebene geteilt 
werden soll. Zu diesem Zweck haben sich die Staaten dazu verpflichtet, bis Ende 2018 zwei 
Global Compacts zu verfassen und zu billigen, einer, der sich den Flüchtlingen widmet und 
der andere den Migranten." 
Jene Länder, die den Migrationspakt nicht annehmen, werden, bis auf die USA als Ausnahme, 
aber zumindest den UN-Flüchtlingspakt annehmen und umsetzen, der für sich allein schon 
eine weitere große Flüchtlingswelle gen Europa lostreten wird. Zusammen mit dem UN-
Migrationspakt werden wir bereits in den nächsten Monaten und wenigen Jahren Völkerwan-
derungen biblischen Ausmaßes erleben! 
Wenn diese Entwicklung nicht unverzüglich gestoppt und umgekehrt wird, wird Deutschland 
in ein bis zwei Jahrzehnten mehrheitlich nicht mehr deutsch sein, sondern islamisch. Aus Eu-
ropa würde dann "Eurabien" werden. 
In meinem Buch habe ich aufgezeigt, wie der Vatikan, als reichster Grund- und Immobilien-
besitzer auf diesem Planeten, die Menschheit mittels der Geburtsurkunde und der damit ver-
bundenen Schaffung einer juristischen Rechtspersönlichkeit buchstäblich von Geburt bis zum 
Tode versklavt hat. Wer die Details dazu liest, versteht dann auch die betonende Forderung 
des Papstes und behördlicher Stellen, alle Migranten zwingend mit gültigen Ausweispapieren 
ausstatten zu müssen.  
Hinter dem Ganzen steht nämlich mehr als die bloße Verhinderung von Identitätsbetrug. In 
meinem Buch enthülle ich, wie der Jesuitenorden und der "Unheilige Stuhl" die beiden Welt-
kriege mit inszenierte und das NWO-Projekt "Drittes Reich" als Fortführung des römischen 
Reichs schuf. Im Buch erfährt man u.a. auch, wie und wofür der Vatikan den Islam erst einst 
erschaffen hatte. …<< 
Die wesentliche Aufgabe der Vereinten Nationen bestand ursprünglich darin, als globales 
Steuerungsinstrument bzw. als positives internationales Ordnungsmittel internationale Kon-
flikte gewaltfrei zu lösen, aber die Pläne und Ziele sehen gegenwärtigen völlig anders aus. Die 
Vereinten Nationen verteidigen schon längst nicht mehr die demokratischen Grundwerte, die 
Interessen des Gemeinwohls und die Selbstbestimmung der einzelnen Nationalstaaten, 
sondern setzen sich in erster Linie für die Durchsetzung eines Weltstaates, für gesellschafts-
zerstörende Ideologien (Genderismus) und für die totalitäre Herrschaft des Geldes bzw. der 
Reichen ein. 
Anstatt das Selbstbestimmungsrecht aller Mitgliedsstaaten zu schützen, mischen sich die Ver-
einten Nationen und ihre Spezialorgane UNICEF, der Hohe Flüchtlingskommissar der VN 
(UNHCR) und die Welthandelskonferenz (UNCTAD) sowie Sonderorganisationen, wie z.B. 
die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO), die Internationale Arbeitsorganisati-
on (ILO), der Internationale Währungsfonds (IWF), die UNESCO und die Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO) verstärkt in die inneren Angelegenheiten der Nationalstaaten ein.  
Die UN und die verbundenen supranationalen Organisationen nötigen oder zwingen die ihnen 
angehörenden Mitgliedsländer seit Jahrzehnten, ihre Souveränität und nationale Rechte an die 
internationalen NWO-Organisationen abzutreten und ständig neue Pseudo-Menschenrechte zu 
akzeptieren, um angeblich weiterhin ein friedliches Zusammenleben in der globalisierten Welt 
zu gewährleisten. 
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Obgleich nicht wenige Mitglieder des UN-Menschenrechtsrats zu den schlimmsten Men-
schenrechtsverletztern zählen, maßt es sich der islamisch unterwanderte UN-Menschen-
rechtsrat an, der "christlichen westlichen Welt" ständig weitere verbindliche Vorgaben zur 
staatlichen Durchsetzung von vermeintlichen Pseudo-Menschenrechtsansprüchen zu machen. 
Auch der umstrittene Migrationspakt der Vereinten Nationen ("Global Compact for Migra-
tion" = Wiedereinführung des im 19. Jahrhunderts verbotenen Sklavenhandels) wurde durch 
den sogenannten "UN-Menschenrechtsrat" erstellt. 
Mitglieder des UN-Menschenrechtsrats sind gegenwärtig z.B.: Angola, Kongo, Nigeria, 
Senegal, Afghanistan, Nepal, Pakistan, Katar, Chile, Mexiko. 
Die globale Migration und die Errichtung einer multikulturellen Gesellschaft werden durch 
den NWO-Moloch systematisch geplant und gefördert. Diese verdeckt agierende Terror-
Organisation verfügt über ein weltweites Netzwerk von Geheim- und Tarnorganisationen 
(Vereinte Nationen, UN-Sonder- und Unterorganisationen, Nichtregierungsorganisationen, 
zivilgesellschaftliche Interessenverbände usw.). Die kriminelle Verschwörer-Clique des 
Geldadels und der Weltkonzerne besitzt einen gigantischen Machtapparat, der global die 
gesamte Wirtschaft und Politik beherrscht und lenkt. Der NWO-Moloch strebt u.a. folgende 
Ziele an: Vermischung der Völker, Zerstörung der Familien, Schaffung von gleichgeschalteten 
und total überwachten Einheitsmenschen, rechtliche und wirtschaftliche Entrechtung der Men-
schen (Wiedereinführung der Sklaverei), Vernichtung der souveränen Nationalstaaten, 
Installierung einer totalitären Weltregierung. 
 
10. Wieso geht es bei Pseudo-Rettung des Weltklimas in erster Linie um gigantische Ge-
winne der NWO-Klimaspekulanten? 
Die UNEP (Umweltorganisation der Vereinten Nationen) und die WMO (Weltorganisation 
für Meteorologie) gründeten im Jahre 1988 den IPCC (Zwischenstaatlicher Ausschuß für Kli-
maänderungen). 
Am 11. Dezember 1997 wurde während der UN-Klimakonferenz in Kyoto das sog. Kyoto-
Protokoll unterzeichnet. Diese völkerrechtliche Vereinbarung enthielt erstmals rechtsverbind-
liche Begrenzungs- und Verringerungsverpflichtungen für die Industrieländer. Das Kyoto-
Protokoll trat letzten Endes erst nach der Ratifizierung durch die russische Duma am 
16.2.2005 in Kraft.  
Im Jahre 2000 wurde das seit 1991 geltende Stromeinspeisungsgesetz durch das Erneuerbare-
Energien-Gesetz abgelöst, um die Produktion von Strom aus erneuerbaren Energien und die 
sog. Energiewende zu fördern. 
Das Europäische Institut für Klima & Energie (EIKE) berichtete am 26. Mai 2014 über den 
IPCC-Weltklimarat - https://www.eike-klima-energie.eu/2014/05/26/wer-oder-was-ist-eigent-
lich-der-welt-klimarat-ipcc-und-was-tut-er/ -: >>Wer oder was ist eigentlich der "WELT-
KLIMARAT" (IPCC) und was tut er?  
von C. O. Weiss 
Der Weltklimarat (IPCC) wird der Öffentlichkeit als ein Gremium von Wissenschaftlern dar-
gestellt, welches, streng sachlich, die wissenschaftlichen Ergebnisse der Klimaforschung sich-
tet und diese in unregelmäßigen Abständen in umfangreichen Berichten zusammenfassend 
darstellt. … 
Der Öffentlichkeit unter den Teppich gekehrt wird stets, daß der IPCC keineswegs ein Gremi-
um von Wissenschaftlern ist. Tatsächlich gehören ihm 195 Vertreter der Regierungen aller 
Länder an und üben Einfluß aus. 
… Dabei kämpfen natürlich die Politikvertreter darum, genehme Sachverhalte zu betonen. 
Selbst wenn sie durch den wissenschaftlichen Teil nicht gedeckt sind. So wird z.B. im dies-
jährigen Bericht festgestellt, mit 95 %-iger Wahrscheinlichkeit sei die Erderwärmung der letz-
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ten 100 Jahre menschengemacht.  
Diese Feststellung beruht nicht auf Ergebnissen des Hauptteils sondern auf einer "Befragung". 
Wer befragt wurde, wurde nicht mitgeteilt, und unbequeme Ergebnisse möglichst zu ver-
schweigen.  
… Anders als der Öffentlichkeit dargestellt, hat der IPCC keineswegs die Aufgabe zu prüfen 
ob CO2 einen Einfluß auf das Erdklima hat, sondern "das Drohen einer menschengemachten 
Klimakatastrophe nachzuweisen". Eine klare politische Vorgabe, jenseits jeder Wissenschaft-
lichkeit , mit welcher der IPCC praktisch eine Propagandaorganisation ist. … 
Wie kommt es nun, daß eine derartige merkwürdig konstruierte Institution existiert, 
und zu wessen Interesse wurde sie geschaffen? 
Dazu der Bericht eines Mannes (Hartmut Bachmann), der zur Zeit der Gründung des Welt-
klimarates anwesend war. 
Wir befinden uns im Jahre 1986. Die USA werden regiert von Ronald Reagan. Ein bekannter 
und wichtiger Abgeordneter im Repräsentantenhaus ist Al Gore (AG). Er vertritt den Bundes-
staat Tennessee. AG verfügte über außerordentliche Beziehungen zu Wirtschaft und Finanzen. 
Sonst wäre er auch nicht Senator der USA geworden. Seine Zukunft (zum Geldmachen) sah er 
in aktiver Beteiligung am modernen Umweltschutz.  
Am 11. August 1986 schickte Rudolf Augstein (RA) sein international bekanntes Magazin 
DER SPIEGEL auf die Weltreise. Titelbild und Bericht über den Untergang des Kölner Doms 
im Nordseewasser beinhalteten den Schocker über die anstehende "Klimakatastrophe". Am 
11. September 1986 telefonierte ich mit RA. Das Gespräch beinhaltete: Ich: "Was hast Du Dir 
denn dabei gedacht?" Augstein: "Aufwecken, munter machen." Ich: "Und Angst machen". 
Augstein: "Ohne Angst der Massen, keine Bewegung der Massen."  
Gores Bestrebungen gingen dahin, ein politisches Instrument zu schaffen, um mehr staatlich 
unterfütterten Einfluß zur Bekämpfung der fiktiven Klimakatastrophe zu erlangen. Ein solches 
Arrangement sollte über seine Beziehungen ein Instrument werden, das ihm Einkommen ent-
sprechender Größenordung für lange Zeit gewährt. Dazu mußte das Thema Umwelt-Klima 
nationalisiert werden. … 
Als Ergebnis des Hearings wird von der Regierung angeordnet, die derzeitigen und künftigen 
Forschungsergebnisse zum Klima bei UNEP zu konzentrieren.  
UNEP ist der Umweltarm der UNO und wurde damals von den Rockefellers und ihrem Inti-
mus Maurice Strong, der wiederum bestens befreundet mit Al Gore war und meines Wissens 
noch heute Vorstand der Rockefeller Stiftung ist (welche Umweltorganisationen wie Green-
peace oder Club of Rome in breitem Maße finanziert), geleitet. Es wird beschlossen, eine 
seitwärts der UNEP agierende neue Organisation, das spätere IPCC, zu schaffen. Die Organi-
sation erhält, von Al Gore und Maurice Strong erarbeitet, zwei politische Aufgaben:  
Festzustellen, daß die Erde einer Klimakatastrophe entgegengeht und, daß die Klimakatastro-
phe Mensch-gemacht ist. … 
Da der letzte (1997) fertige und unterzeichnete Weltklimabericht vom IPCC eine Reihe von 
Hinweisen darauf enthielt, daß Passagen, die ausdrücklich einen vom Menschen verursachten 
Klimawandel verneint hätten, wurden diese Kapitel von Ben Santer entfernt. Der somit im 
Sinne der Klimahierarchie des IPCC und der Länder gefälschte Weltklimabericht, ging damit 
als letzter Zustandsbericht des IPCC den Delegationen der Industrienationen, anläßlich der 
Weltklimakonferenz in Kyoto im Dezember 1997, zu. … 
Überall, wo man bei der Kombination von Klima und CO2 hinfaßt, Lüge und Betrug. Und 
alles wird vertuscht. Unter den Tisch. In Gemeinsamkeit beider Institutionen, Medien und 
Wissenschaft. …  
Übrigens: Al Gore wurde der erste Karbon-Milliardär. Von jedem CO2-Zertifikat bekam und 
bekommt er über den Emissionsrechtehandel seine Provision. Bei jeder Bewegung, egal ob 
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vor oder zurück, muß auf Umwegen mit dem Nobelpreisträger abgerechnet werden. Clever, 
nicht wahr? Klima - CO2?  
Um was geht es? Nur um gigantische Geschäfte. Was meinen Sie, wann und von wem es ar-
rangiert und speditiert wurde, daß Griechenland in die EU kam und den EURO nutzen durfte? 
Wenn Sie erfolgreich schnüffeln, kommen Sie zu den gleichen Figuren, die das IPCC, die 
UNEP, die Öl- und Baumwoll- und Kupferpreise etc. kontrollieren. … 
Weswegen 40.000 oder mehr häßliche Windmühlen? Schleswig-Holstein, Land der Horizon-
te. Weswegen eine wirtschaftlich total abwegige (und in gigantischem Maße Energie vergeu-
dende) Solarnutzung? Geld, Geld, Geld.  
Sir Nikolas Stern, früherer Chefvolkswirt bei der Weltbank und Mitaufbereiter von Geschäf-
ten ums Klima + CO2, deswegen auch von der Britischen Königin geadelt, forderte 2006 noch 
5 Billionen € Subventionen (des Bürgers) zur Reparatur des Klimas.  
Connie Hedegaard, Klimakommissarin der EU, erhöhte vor wenigen Monaten auf 11 Billio-
nen. Man sieht: Das Geschäft funktioniert. Am besten in Deutschland, denn: Kein Volk der 
Welt teilt die künstlich inszenierte CO2-Angst so, wie der Michel. 
Wenn die Bearbeitung der Bevölkerung zur Akzeptanz eines Diktums komplett in der Hand 
des Staates liegt, muß in jedem Gehirn die Alarmglocke klingeln.  
Erstens deswegen, weil ein Staat, dessen hierarchische Strukturen das Gemeinwesen derma-
ßen verschuldeten, wie geschehen, zum Überleben dieser Strukturen in praxi jeden Euro benö-
tigt, der sich auftreiben läßt.  
Zweitens, weil in einer solchen Situation - zum Geldkassieren - gelogen wird, daß sich die 
Balken biegen. Das Instrument, das generell allen verschuldeten sogenannten entwickelten 
Staaten, via UNO - UNEP - IPCC - Abkommen von Kyoto - überreicht wurde, nennt sich 
"Bekämpfung von AGW = Menschgemachte Klimaerwärmung. 
(Bericht von H. Bachmann - Details in: "Die Lüge der Klimakatastrophe - und wie der Staat 
uns damit ausbeutet") …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 09/2019 berichtete im September 2019: 
>>Janichs Welt _ Klima-Planwirtschaft  
… Die Klimasteuerung muß selbst dann scheitern, wenn an der These von der menschenge-
machten Erderwärmung etwas dran wäre. Grüne und angegrünte Altparteien folgen nämlich 
genau jener Ökonomik, die schon den Ostblock zusammenbrechen ließ. … 
Sogar der Weltklimarat gibt in seinem "Third Assessment Report" von 2001 zu: "Das Klima-
system ist ein gekoppeltes, nichtlineares chaotisches System. Daher ist die langfristige Vor-
hersage zukünftiger Klimazustände nicht möglich." Ohne eine solche Vorhersage ist natürlich 
auch keine Steuerung möglich. Planwirtschaft führt immer zur Verschwendung knapper Res-
sourcen. So errechnete das Ifo-Institut im April, daß Elektroautos 28 Prozent mehr CO2 ver-
brauchen als Dieselfahrzeuge.  
Selbstverständlich fiel sofort die versammelte Öko-Mafia über die Studie her. Das Mindeste, 
was man sagen kann, ist, daß für die Herstellung Kobalt gebraucht wird, das in Entwicklungs-
ländern und China unter unmenschlichen Bedingungen zum Teil von Kindern abgebaut wird. 
Ohne die künstlich erzeugte Nachfrage der staatlichen CO2-Planer würde dieses Problem gar 
nicht existieren. 
Windräder wiederum verbrauchen ein Gut, das wirklich knapp ist, nämlich Grund und Boden. 
Solange die Wertschöpfung durch technischen Fortschritt schneller steigt als die Bevölkerung, 
ist das unproblematisch. Aber gerade dieser Marktmechanismus wird durch Planwirtschaft 
ausgehebelt. Windräder verbrauchen ein Vielfaches an Platz im Vergleich zu Kohle- oder 
Atomkraftwerken. Sie töten Vögel und Insekten, die wiederum bei der Nahrungsmittelerzeu-
gung eine große Rolle spielen. 
Physiker der Universität Heidelberg kamen zudem kürzlich zu dem Schluß, daß - trotz Milli-
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arden-Ausgaben für Erneuerbare Energie - der CO2 Ausstoß kaum gesunken ist. … Deindu-
strialisierung und damit der wirtschaftliche Zusammenbruch Deutschlands sind denn auch das 
offensichtliche Ziel der Klima-Alarmisten. 
Die Öko-Diktatur ist noch schlimmer als die kommunistische. 
Die Öko-Diktatur ist aus zwei Gründen noch schlimmer als die kommunistische: Die Ost-
blockführer wußten zumindest, daß fast alle Menschen gerne ein Auto fahren würden (trotz-
dem dauerte die Lieferung zehn Jahre, und die Qualität war lausig). … Die aktuelle Klima-
planwirtschaft setzt jedoch direkt beim Konsumenten an. Der Green New Deal der Demokra-
ten in den USA will Flugreisen und das Auto gleich ganz unmöglich machen, im Zweifel mit 
Verboten. Die gelten natürlich nur für das gemeine Volk und nicht für die Elite, versteht 
sich.<< 
Zur Senkung der deutschen CO2-Emissionen, die im Jahre 2015 etwa 2,2 Prozent der welt-
weiten CO2-Emissionen betrugen, sind nach Angaben des BDI bis 2050 zusätzliche Investi-
tionen von mindestens 1.500 Milliarden Euro erforderlich. 
Klimarelevanter Umweltschutz kann global nur erfolgreich sein, wenn sich vor allem die gro-
ßen Umweltsünder entsprechend verhalten. Chinas Anteil am weltweiten CO2-Ausstoß im 
Jahre 2015 betrug z.B. 28,1 %, USA = 16,0 %, Indien = 6,2 %, Rußland = 4,5 %, Japan = 3,7 
%. Die Regierungen dieser Länder denken jedoch überhaupt nicht daran, dem ideologischen 
Energiewende-Wahn der Deutschen zu folgen, so daß die angestrebten Klimaziele und die 
Rettung des Weltklimas schon deshalb kläglich scheitern müssen. 
 
11. Weshalb mußte die staatlich angeordnete Energiewende zwangsläufig die deutsche 
Energiewirtschaft zerstören? 
Die Forderung nach rationeller Energieerzeugung bestimmte schon seit den 1920er Jahren 
jede deutsche Elektrizitätspolitik, denn der Strom sollte überall verfügbar sein und preisgün-
stig angeboten werden.  
In allen Teilen Deutschlands ermöglichten später Staatsunternehmen in den städtischen Re-
gionen und den ländlichen Gebieten den Aufbau einer flächendeckenden Stromversorgung um 
eine eventuelle Industrialisierung und Wohlstandsentwicklung sowie Chancengleichheit auch 
für das flache Land zu gewährleisten. 
Seit den 1960er Jahren wurden in Deutschland entscheidende Schritte zur Privatisierung der 
Energiewirtschaft unternommen. 1965 privatisierte der Bundesrepublik Deutschland die 
Mehrheit der VEBA-Kapitalanteile.  
1983 und 1987 folgten weitere Privatisierungen. In dieser Zeit wurde auch die VIAG privati-
siert. Im Jahr 1988 verkaufte die Bundesrepublik Deutschland schließlich seine letzten Aktien. 
VEBA und VIAG wurden danach in den Deutschen Aktienindex (DAX)  aufgenommen. 
Die deutschen Energieversorgungsunternehmen zeichneten sich auch nach der vollständigen 
Privatisierung nicht durch überhöhte Strompreise aus. Sie verzichteten zu Gunsten der Wirt-
schaft und auch im nationalen Interesse auf überzogene Profite. 
Ende des 20. Jahrhunderts besaßen die deutschen Energieversorgungsunternehmen aufgrund 
der grandiosen Aufbauleistung der Nachkriegsgenerationen die modernste und umweltverträg-
lichste Energietechnik sowie die sicherste Stromversorgung der Welt. In Deutschland gab es 
pro Jahr nur durchschnittliche Ausfallraten von nur 12 Minuten. 
Die deutsche Bundesregierung (SPD und Bündnis 90/Die Grünen) verständigte sich schließ-
lich am 13. Januar 1999 auf Eckpunkte eines Atomgesetzentwurfs. Die Nutzung der Atom-
energie sollte danach "geordnet und sicher" beendet werden. Die Wiederaufarbeitung von 
Kernbrennstoffen wurde ab 2000 verboten. 
Der deutsche Physiker und Hochschullehrer Sigurd Schulien berichtete später über "die 68er 
Bewegung und das Ende der deutschen Nuklearindustrie" (x858/...): >>... 1. Die 68er 
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Die 68er und in ihrer Nachfolge die Grünen haben bei ihrem Marsch durch die Institutionen 
und in den schließlich erreichten Positionen unermeßlichen Schaden in Deutschland angerich-
tet. Diese bunte zusammengewürfelte Schar von Bekloppten, Spinnern, Fantasten, Opportuni-
sten, Revoluzzern, Psychopathen und vielen irregeleiteten Idealisten wurde von unseren an-
glo-amerikanischen Freunden auf die Deutschen losgelassen, mit tätiger Unterstützung deut-
scher Medien, Hochschulen, Ministerien.  
Sie sollten Deutschland von innen heraus zerstören. Praktisch bestand ihre Aufgabe zunächst 
darin, medienwirksam Randale zu machen oder Lichterketten zu organisieren nach den Regie-
anweisungen aus New York. Mit diesen Aktionen gaben sie den Medien geeignete Aufhänger 
z.B. gegen die Kernenergie. 
Auf dem Marsch durch die Institutionen sollten sie die alten Eliten verdrängen, denen der 
Muff von Jahrhunderten angedichtet wurde. Diese alten Eliten hatten Deutschland wohlha-
bend und groß gemacht und nach 1945 aus der von den Anglo-Amerikanern provozierten Ka-
tastrophe herausgeführt.  
Im Jahre 2006 deutet sich an, daß die zur Macht gekommene neue "Elite" Deutschland in eine 
noch schlimmere Katastrophe geführt hat. Es soll hier nicht von den moralischen Verwüstun-
gen gesprochen werden, welche die neuen Machthaber im Auftrag ihrer New Yorker Auftrag-
geber angerichtet haben, sondern von den energiepolitischen Todsünden, die sie zu verantwor-
ten haben, besonders von der Vernichtung der blühenden deutschen Nuklearindustrie. 
Die Mafia der geistig Zukurzgekommenen, die seit den 80er Jahren insgeheim die Fäden der 
Politik zu ziehen begann, ist technik- und industriefeindlich. Denn Technik und Industrie ist 
arbeitsintensiv und anstrengend, was den 68ern nicht liegt. Technik und Industrie hatten 
Deutschland groß gemacht, das Leuten ihres Schlages darum kaum Möglichkeiten bot. Des-
wegen hassen sie Deutschland und sind die richtigen Handlanger zur Zerstörung der deut-
schen Industrie.  
Industrie ist ohne ausreichende Energiebasis nicht möglich - das wenigstens hatten sie ver-
standen. Es ist seit Jahrzehnten bekannt, daß die Energieversorgung Deutschlands ohne Kern-
kraft und heimische Kohle nicht gesichert ist. Anton Zischka hat in seinen Büchern die nega-
tiven Folgen der Anti-Kernkraft- und CO2-Hysterie beschrieben, ohne das daraus folgende 
Unheil verhindern zu können. Die von den 68ern als Ersatz für die Kernenergie vorgeschlage-
nen erneuerbaren Energien sind ohne Speicherung und Konzentrierung durch Wasserstoff in 
einem industrialisierten Land wie Deutschland reiner Unfug. 
Deutschland hatte in den Jahren von 1960 bis 1990 eine sehr leistungsfähige Nuklearindustrie 
aufgebaut. Das Glanzstück dieser Industrie war der Hochtemperaturreaktor, in dem Tempera-
turen bis 1.000° C erzeugt werden können. Bei dieser Temperatur kann Kohle aus dem Ruhr-
gebiet zu Synthesegas vergast werden, aus dem dann Benzin, Methanol, Methan, Wasserstoff 
oder Kunststoffe usw. hergestellt werden kann.  
Gleichzeitig produziert dieser Reaktor elektrischen Strom. Die Energieversorgung Deutsch-
lands wäre damit für Generationen gesichert gewesen. Das mußte verhindert werden. Die 
Stichworte zur Zerstörung der deutschen Energiebasis und damit der produktiven Industrie 
kamen aus dem gelobten Land jenseits des Atlantiks. …<< 
Im Verlauf des schwersten Erdbebens in der Geschichte Japans überflutete am 11. März 2011 
eine durch Seebeben erzeugte Flutwelle große Gebiete der japanischen Nordostküste. In den 
Wassermassen ertranken fast 20.000 Menschen. Im Kernkraftwerk Fukushima Daiichi ereig-
nete sich aufgrund dieser Flutwelle ein Super-GAU, so daß die Bevölkerung in der Umgebung 
der Unglücksreaktoren evakuiert werden mußte. 
Am 30. Juni 2011 beschloß der deutsche Bundestag im Rahmen der sogenannten Energie-
wende den endgültigen Atomausstieg (Abschaltung aller 19 deutschen Kernkraftwerke - die 
wohlgemerkt derzeit sichersten aller weltweit in Betrieb befindlichen 473 Kernkraftwerke - 
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bis zum Jahr 2022).  
Die Wochenzeitung "DIE ZEIT" berichtete am 30. Juni 2011: >>Historischer Beschluß: 
Atomausstieg bis 2022 perfekt  
Als erste große Industrienation steigt Deutschland nach der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma bis 2022 endgültig aus der Atomenergie aus.  
Der Bundestag stimmte am Donnerstag in Berlin mit einer parteiübergreifenden Mehrheit von 
513 Ja-Stimmen bei 79 Nein-Stimmen und 8 Enthaltungen für diesen historischen Wende-
punkt in der Energiepolitik. SPD und Grüne unterstützten den Kurs der Regierungskoalition 
aus Union und FDP. Als Konsequenz aus der Fukushima-Katastrophe werden acht Atom-
kraftwerke sofort stillgelegt und die restlichen neun Meiler schrittweise abgeschaltet. Ein 30 
Jahre währendes Kampfthema wird damit im breiten Konsens befriedet. ...<<  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 27. Mai 2012 (x887/...): 
>>Von der Energiewende zum Stromkollaps 
Zahlreiche Institute warnen vor den Gefahren der Unterversorgung – Keine Vorsorge 
für Notfälle 
Je stärker der Ausbau der Solar- und Windstromerzeugung voranschreitet, desto deutlicher 
wird, daß mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) eine gigantische Umverteilungs-
maschinerie zu Lasten der Verbraucher in Gang gesetzt wurde. Durch den ungebremsten Aus-
bau der regenerativen Energieerzeugung wächst allerdings noch ein anderes Risiko – das eines 
bundesweiten Kollaps des Stromnetzes, der innerhalb weniger Stunden zu einem flächendek-
kenden Chaos führen würde. 
… Der ungebremste Ausbau von Solar- und Windkraftanlagen hat für die Verbraucher eine 
Kostenlawine losgetreten, die sich immer mehr in den Haushaltskassen bemerkbar macht. Auf 
einen Barwert von 335 Milliarden Euro schätzt etwa der Wissenschaftler Georg Erdmann von 
der TU Berlin die direkten und indirekten Kosten durch das EEG für den Zeitraum von 2010 
bis 2030.  
Die Folge: Immer mehr Haushalte können ihre Stromrechnungen nicht mehr bezahlen. Bun-
desweit wurde im Jahre 2010 nach einer Hochrechnung der Verbraucherzentrale Nordrhein-
Westfalen rund 600.000 Mal Verbrauchern wegen offener Rechnungen der Strom abgedreht. 
Betroffen sind vor allem die sozial Schwächsten, so daß der Wissenschaftliche Beirat des 
Bundeswirtschaftsministeriums bereits vor einem "gewaltigen Umverteilungsprogramm" von 
unten nach oben warnt. Daß der Hartz-IV-Empfänger über den Strompreis die Solaranlage des 
wohlhabenden Eigenheimbesitzers finanziert, wird von der zugespitzten Formulierung zu-
nehmend zur Realität. 
Das noch von der rot-grünen Koalition im Jahr 2000 auf den Weg gebrachte EEG entwickelt 
neben dieser sozialen Schieflage allerdings zunehmend auch noch ein anderes Risiko. Mit 
jeder Photovoltaik- und Windkraftanlagen, die in Betrieb genommen wird, wird das Strom-
netz anfälliger für einen flächendeckenden Kollaps, einen sogenannten "Blackout". Zum Pro-
blem könnten nicht nur fehlende Hochspannungsleitungen von Nord nach Süd oder Engpässe 
bei der Energieerzeugung, etwa im Winter, werden, auch die Qualität des Stroms wird zu-
nehmend schlechter.  
Zwar hat es Netzschwankungen und Spannungseinbrüche schon immer gegeben, durch die 
massive Zunahme der Zahl kleinerer Stromproduzenten wird die Netzstabilität aber immer 
fragiler und das Netz immer schlechter steuerbar. 
Grundlage der Netzstabilität waren bisher Braunkohle- und Kernkraft-Grundlastkraftwerke. 
Diese eignen sich im Gegensatz zu den Solar- und Windkraftanlagen als Anker zur Frequenz-
stabilisierung bei 50 Hertz. … Die Verkettung mehrerer Störfaktoren, wie sie etwa im Strom-
netz Kaliforniens bereits vorgekommen ist, könnte bei dieser Ausgangslage auch in Deutsch-
land zu dramatischen Folgen führen: im Extremfall zum Kollaps des gesamten bundesdeut-
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schen Stromnetzes.  
… In einer Studie des Netzbetreibers "Swissgrid" wurde ein derartiges Szenario bereits einge-
hend für die Schweiz untersucht. Allein in der überschaubaren Alpenrepublik würde man zwei 
Tage benötigen, um die Stromversorgung wieder aufzubauen. Der Betreiber "Austrian Power 
Grid" geht sogar von einer Woche aus, die es dauern könnte, das österreichische Gesamtnetz 
wieder hochzufahren. Der schrittweise Wiederaufbau des Netzes gleicht dabei einem Balance-
akt, bei dem jeweils nur so viel Strom bezogen werden könnte, wie schrittweise wieder einge-
speist wird. … 
Mit den Folgen eines solchen flächendeckenden Stromausfalls hat sich bereits im Jahr 2010 
das Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) beschäftigt: 
"Betroffen wären alle Kritischen Infrastrukturen, und ein Kollaps der gesamten Gesellschaft 
wäre kaum zu verhindern", lautet eine der dramatischen Einschätzungen der erstellten Studie. 
Innerhalb weniger Stunden würde sich ein flächendeckendes Chaos einstellen, weil unter an-
derem Verkehrsleitsysteme, der Bahnverkehr, Wasserwerke und Tankstellen ausfallen wür-
den. Relativ schnell würden auch Lieferketten im Handel und der Industrie zusammenbrechen, 
nach 24 Stunden wäre das Gesundheitswesen massiv beeinträchtigt. Vorsorgekonzepte für 
einen derartigen längeren Stromausfall waren laut der Bundestagsstudie zumindest im Jahr 
2010 nicht vorhanden.<<  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 17. Juni 2014 (x887/...): 
>>Ohne Sinn und Verstand 
Der grüne Blackout. Warum die Energiewende nicht funktionieren kann", so der Titel des Bu-
ches vom "Focus-Redakteur" Alexander Wendt … 
Wendt stellte sich zu Beginn seiner Recherchen die Frage, welche Ziele bisher mit der Ener-
giewende erreicht wurden, und kam zu einem traurigen Ergebnis. Weder wurde der Kohlendi-
oxidausstoß wie angestrebt reduziert, statt dessen wurde er sogar wegen Fehlanreizen beim 
EEG erhöht, noch entstanden Millionen grüne Jobs. Zudem verloren unzählige Investoren ihr 
Geld bei Ökoenergieanlagen.  
"Ist es möglich, daß dieses rationale Volk Jahr für Jahr Milliarden in einen planwirtschaftli-
chen Umbau der Energiewirtschaft pumpt, obwohl die Maßnahmen fast alle selbst gesetzten 
Ziele verfehlen", fragt er so in seinem Vorwort. 
Anhand zahlreicher Beispiele führt der Autor an, daß sich nahezu alle Voraussagen zu Kosten, 
Tempo und Folgen des Energieumbaus als falsch erwiesen haben. … So erhielt die Grün-
strombranche 2013 über 20 Milliarden Euro für Strom, der an der Strombörse jedoch nur ei-
nen Wert von 2,5 Milliarden Euro hatte, der Rest kam aus der EEG-Umlage. Wobei der Teil 
des Stroms, der von den überforderten Netzen nicht aufgenommen werden konnte, trotzdem 
vergütet werden mußte.  
… Auch erstaunt es ihn immer wieder, daß Windparks in Gegenden entstünden, wo kaum 
Wind wehe, Hauptsache sie erhöhten das Prestige der örtlichen Politiker.  
… Auch stellt er die richtigen Fragen. So sei die Energiewende, nur weil es Tage gibt, an de-
nen Deutschlands Stromverbrauch fast vollständig aus Erneuerbaren gedeckt wird, noch lange 
kein Erfolg. Schließlich sei bis jetzt nicht nachhaltig gelöst, was passiert, wenn der Wind 
nicht weht und die Sonne nicht scheint, und zudem sei das Thema Wirtschaftlichkeit völlig 
außer Acht gelassen worden.  
Und wer profitiert nun überhaupt von der Energiewende, wenn selbst die Betreiber trotz Sub-
ventionen immer öfter Verluste machen? …<< 
Das Nachrichtenmagazin "FOCUS ONLINE" berichtete am 24. August 2016 über die Folgen 
von flächendeckenden Stromausfällen: >>Flächendeckender Stromausfall wäre nationale 
Katastrophe mit vielen Toten 
Was passiert, wenn infolge eines Terrorangriffs, einer Extremwetterlage oder menschlichen 
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Versagens in einem größeren Gebiet in Deutschland für längere Zeit der Strom ausfällt? Ex-
perten haben das für den Bundestag untersucht.  
Ihr Ergebnis ist erschreckend: Die Folgen kämen einer nationalen Katastrophe gleich, heißt es 
in einem Bericht für den Bundestag. Politik, Wirtschaft und Gesellschaft seien auf einen sol-
chen Fall nicht vorbereitet, das notwendige Bewußtsein für die Gefahr bestehe in Deutschland 
nicht. 
Der Bericht liest sich wie die Vorlage für einen Katastrophen-Thriller aus Hollywood. Doch 
er zeigt die realistische Gefahr auf, was passiert, wenn es zum großen Blackout kommt. Die 
Forscher des "Büros für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag" (TAB) ge-
hen von einem Szenario aus, nach dem in mehreren Bundesländern über einen Zeitraum von 
zwei Wochen der Strom ausfallen würde. Die ersten Folgen würden sich schon unmittelbar 
danach zeigen. 
Nach zwei Wochen würde es viele Tote und Verletzte geben, Krankheiten hätten sich ausge-
breitet, die öffentliche Ordnung, die Kommunikation, der Verkehr, der Transport, die Le-
bensmittelversorgung der Bevölkerung, die Energieversorgung und das Gesundheitswesen 
wären weitgehend oder vollständig zusammengebrochen. In einem hochentwickelten, hoch-
technologisierten, eng verflochtenen Land wie Deutschland wäre ein "Kollaps der gesamten 
Gesellschaft ... kaum zu verhindern", heißt es in dem Bericht. … 
1. Informationstechnik und Telekommunikation: Die Folgen wären dramatisch 
Bei den Festnetzgeräten fielen sofort die digitalen Endgeräte und die Anschlüsse der Teilneh-
mer aus, danach die Ortsvermittlungsstellen – Telefonieren über das Festnetz wäre also prak-
tisch sofort nicht mehr möglich. Smartphones würden zwar einige Tage durchhalten, wenn sie 
aufgeladen waren und stromsparend benutzt würden. … 
So müßten die Behörden auf das gute alte Radio zurückgreifen, wenn sie sich an die Bevölke-
rung richten wollten. Auch das klappt allerdings nur, wenn die Geräte mit Batterie oder Akkus 
betrieben sind. … 
2. Transport und Verkehr: Chaotische Zustände 
Die Folgen eines Stromausfalls träten im Transportbereich und beim Verkehr abrupt auf und 
seien massiv, so der Bericht. Es kommt vor allem in Großstädten zu zahlreichen Unfällen, 
weil beispielsweise die Ampeln vollständig ausfallen.  
Die Folge: chaotische Zustände. Züge, S-Bahnen, Straßenbahnen und U-Bahnen blieben lie-
gen, Menschen könnten darin eingeschlossen sein. 
Tankstellen müßten ihren Betrieb einstellen, so daß nicht nur die Privatwagen irgendwann 
stehen blieben, sondern auch die Treibstoffreserven für Kranken- und Feuerwehrwagen auf-
gebraucht wären. 
3. Wasserversorgung und Abwasserentsorgung: Katastrophe für die Bevölkerung droht 
Sowohl für die Wasserversorgung der Bevölkerung als auch für Entsorgung von Abwasser 
wird Strom benötigt. Essen kochen, Körperpflege, Wäsche waschen – alles würde unmöglich. 
Die Toilettenspülungen funktionierten nicht mehr, die Toiletten würden verstopft. Die Folgen: 
Prekäre hygienische Zustände, die unweigerlich Krankheiten nach sich ziehen würden. Au-
ßerdem: Während die Gefahr von Bränden steigt, schwinden die Möglichkeiten der Brandbe-
kämpfung. 
4. Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln: Schnell drohen ernsthafte Engpässe 
Durch den Stromausfall wird das Kühlen verderblicher Lebensmittel ebenso unmöglich, wie 
die Verteilung von Nahrung und Getränken durch die Behörden zumindest erheblich er-
schwert würde. … 
Wenn aber vielen Menschen Hunger droht, werden sie versuchen, selbst Lebensmittel zu or-
ganisieren – mit schlimmen Folgen für die öffentliche Ordnung. Auch die Versorgung in der 
Massentierhaltung werde unmöglich. Unter den Bedingungen eines totalen Stromausfalls 
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würden diese Tiere schon die ersten Stunden nicht überleben. 
5. Gesundheitswesen: Ein Zusammenbruch der medizinischen Versorgung ist wahr-
scheinlich 
Auch das Gesundheitswesen könne den Folgen eines Stromausfalls nur kurz widerstehen. … 
Schon nach 24 Stunden wäre die Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens "erheblich beein-
trächtigt", schreiben die Wissenschaftler. … 
"Dramatisch wirken sich die Engpässe bei Insulin, Blutprodukten und Dialyseflüssigkeiten 
aus", so der Bericht. Seine Schlussfolgerung: "Spätestens am Ende der ersten Woche wäre 
eine Katastrophe zu erwarten, das heißt, die gesundheitliche Schädigung beziehungsweise der 
Tod sehr vieler Menschen ... sowie eine nicht mehr zu bewältigende Problemlage". … 
Viele Vorschläge zur Milderung der katastrophalen Zustände 
Der Bericht wurde 2011, also vor fünf Jahren, fertiggestellt. Er macht viele Vorschläge, um 
die Folgen eines solchen Stromausfalls abzumildern, die zweifellos auch für das neue Konzept 
der Bundesregierung zum Zivilschutz, das heute vom Kabinett verabschiedet werden soll, Pa-
te gestanden haben. Er macht aber auch klar: Eine Katastrophe mit den schlimmsten Folgen 
wäre kaum zu vermeiden. …<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 28. Januar 2019 
(x887/...): >>Steigende Gefahr eines Blackout 
Frankreichs Energieregulierungsbehörde CRE meldete europaweiten Abfall der Netz-
frequenz auf 49,8 Hertz 
Eine Verkettung unglücklicher Umstände hat in der ersten Januarhälfte zu einem deutlichen 
Abfall der Netzfrequenz im europäischen Stromnetz geführt. Die Regulierungsmechanismen 
konnten eine Verschärfung der Situation verhindern. Nichtsdestotrotz machte der Vorfall 
deutlich, wie anfällig das europäische Stromnetz geworden ist. 
In einer Mitteilung hat die französische Commission de régulation de l'énergie (CRE) darauf 
hingewiesen, daß am Abend des 10. Januar die Frequenz im europäischen Stromnetz auf 49,8 
Hertz abgesunken ist. Die normale Netzfrequenz liegt bei 50 Hertz. Die französische Energie-
regulierungsbehörde bezog sich auf Informationen des Netzbetreibers RTE. Dieser soll in der 
kritischen Situation am Abend des 10. Januar Großverbraucher in der Industrie automatisch 
veranlaßt haben, 1.500 Megawatt für 20 bis 45 Minuten "abzuwerfen".  
Ein solcher "Lastenabwurf", das Abschalten von Stromverbrauchern bei Engpässen, gleicht 
einer Notbremsung. Ausgelöst wurde am 10. Januar die erste Phase eines mehrstufigen Pro-
zesses. Bei einem weiteren Abfall der Frequenz unter 49 Hertz hätten die ersten Privathaus-
halte damit rechnen müssen, daß bei ihnen präventiv die Stromversorgung unterbrochen wird. 
Einen solchen Fall hat es in Frankreich vor zwölf Jahren gegeben. Damals wurde bei zehn 
Millionen Haushalten zeitweise die Stromversorgung unterbrochen.  
Bei einer Netzfrequenz von unter 47,5 Hertz würde es schließlich zu einem flächendeckenden 
Stromausfall, einem so genannten Blackout kommen. Ein solcher Totalausfall gilt als sehr 
brisant. Verschiedene Netzbetreiber, aber auch Katastrophenschutzbehörden haben sich be-
reits mit der Frage beschäftigt, wie schnell die Stromversorgung wieder in Gang gebracht 
werden könnte, sollte es jemals zu landesweiten Netzzusammenbrüchen kommen. Untersu-
chungen aus der Schweiz und Österreich lassen vermuten, daß der Wiederaufbau der Strom-
versorgung nach einem flächendeckenden Ausfall eine Angelegenheit von Tagen, nicht von 
Stunden sein könnte. 
Die nachträgliche Beurteilung des Vorfalls vom 10. Januar fiel sehr unterschiedlich aus. Nach 
Angaben der französischen Regulierungsbehörde bestand für das europäische Stromnetz eine 
Gefahr. Eine große österreichische Zeitung griff zu der Überschrift: "Europas Stromnetz stand 
am Rande des Totalausfalls". 
Etwas gelassener gab sich der österreichische Übertragungsnetzbetreiber APG. Dieser ver-
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neinte, daß Europas Stromnetz knapp vor einer Katastrophe gestanden habe. … 
Der Verband der europäischen Übertragungsnetzbetreiber Entso-E ist routinemäßig nach dem 
Frequenzabfall im kontinentaleuropäischen Übertragungsnetz auf die Suche nach den Ursa-
chen gegangen. … 
Generell zeigen sich nämlich in Netzen mit einem größeren Anteil an erneuerbaren Energien 
zunehmende Schwankungen der Netzfrequenz.  
Insbesondere für Deutschland haben diese Befunde eine große Bedeutung. Bereits beschlossen 
ist die Abschaltung der letzten Reaktorblöcke in deutschen Atomkraftwerken im Jahr 2022. 
Demnächst soll die sogenannte Kohlekommission auch einen Termin für den Ausstieg aus der 
Kohleverstromung nennen. Große Kraftwerke waren bislang die Grundlage der Frequenzsta-
bilisierung im Stromnetz. Mit dem geplanten Ausbau der Wind- und Solarstromerzeugung 
wird deswegen die Instabilität weiter wachsen. Die politisch gewollte Zunahme der Elektro-
mobilität wird sich in dieser Situation zu einer Belastungsprobe für das deutsche Stromnetz 
entwickeln.<< 
Das Nachrichtenmagazin "FOCUS ONLINE" berichtete am 28. Dezember 2019: >>AKW im 
Ländle geht an Silvester vom Netz - wo jetzt der Ersatz-Strom herkommt 
Das Atomkraftwerk Philippsburg 2 in Baden-Württemberg geht an Silvester vom Netz. Damit 
fehlen 13 Prozent des Stroms im Ländle. Woher kommt nun Ersatz? 
Der Betreiber EnBW nutzt die Frist bis zum letzten Tag. So wird der Reaktor Philippsburg 2 
erst am Silvestertag gegen 19 Uhr vom Netz gehen. Gesetzlich vorgeschrieben ist die Ab-
schaltung des vorletzten noch arbeitenden Atomkraftwerks in Baden-Württemberg bis Mitter-
nacht. … 
Der grüne Umweltminister Franz Untersteller beteuert, daß auch ohne den nun abzuschalten-
den Meiler die Versorgung in seinem Bundesland sicher sei. Eine Herausforderung: Fällt jener 
Block 2 weg, fehlen über Nacht 13 Prozent des Stroms im Ländle. Der Ersatz gelinge "durch 
einen Maßnahmenmix aus Stromimport, Erzeugung durch erneuerbare Energien und Netzaus-
bau." 
"Sind überzeugt, daß wir noch eine gewisse Zeit Kohlekraftwerke brauchen" 
Doch woher importiert der Südwesten nun seinen Strom? … 
Daß nicht alles öko ist, was den fehlenden Atomstrom ersetzt, ist indes klar: "Wir sind über-
zeugt, daß wir noch eine gewisse Zeit auch Kohlekraftwerke und mittelfristig Gaskraftwerke 
brauchen, um zuverlässig jeden Tag 24 Stunden lang Elektrizität liefern zu können", erklärt 
Zimmer den "Stuttgarter Nachrichten" weiter. … 
Derzeit stammen rund 72 Prozent des französischen Stroms aus Kernkraftwerken 
Insgesamt beurteile die Studie die Versorgungssituation optimistischer als Vorgängerstudien. 
Vor allem aus einem Grund: Insbesondere in Frankreich und in Polen würden Kern- und Koh-
lekraftwerke länger laufen als geplant. 
Derzeit stammen rund 72 Prozent des französischen Stroms aus Kernkraftwerken. Zu den 
größten Importeuren gehört Deutschland. Und Frankreich setzt weiter auf Atomstrom, plant 
den Bau sechs neuer AKW. 
Insgesamt exportiert Deutschland seit 2002 durchgehend jedes Jahr mehr Strom, als es aus 
dem Ausland bezieht. … 
Daß Deutschland weit mehr Strom produziert als es verbraucht, liegt daran, daß seit Jahren 
die erneuerbaren Energien ausgebaut werden, alte Kohle- oder Kernkraftwerke aber nicht in 
demselben Maße stillgelegt werden. Das wird sich spätestens ab 2023 ändern, wenn alle 
Atommeiler vom Netz gehen. Weil gleichzeitig auch am Kohleausstieg gearbeitet wird, könn-
te Deutschland bald sogar zum Nettoimporteur werden. … 
Die Bundesregierung hatte den beschleunigten Atomausstieg nach der Erdbebenkatastrophe 
im japanischen Fukushima im Jahr 2011 beschlossen. Demnach sollen bis Ende 2022 alle 
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Atomkraftwerke in Deutschland abgeschaltet sein. Vor einem Jahr wurde auch der Kohleaus-
stieg fixiert, der 2038 abgeschlossen sein soll. 
Und die Aufgaben, die Energiewende mit einer wirklich positiven Öko-Bilanz zu meistern, 
wird auch im Südwesten nicht geringer: Dort läuft nun nur noch Neckarwestheim 2 im Kreis 
Heilbronn. Dieser Meiler geht Ende 2022 vom Netz.<< 
Wenn man bis zum 31. Dezember 2022 die letzten 7 in Betrieb befindlichen deutschen Kern-
kraftwerke (Stand: 05/2019) ersatzlos abschaltet, werden in Deutschland 7 strategisch wichti-
ge Grundlastkraftwerke und indirekte Energiespeicher (die praktisch rund um die Uhr laufen) 
mit einer Nettoleistung von 9.515 Megawatt fehlen.  
Im Januar 2019 schlug die sogenannte "Kohlekommission" vor, bis 2022 Steinkohle- und 
Braunkohlekraftwerke mit einer Leistung von mindestens 12.500 Megawatt vom Netz zu 
nehmen. 
Die Netzbetreiber gehen bei ihren Planungen davon aus, daß 2023 immer noch konventionelle 
Reservekraftwerke mit einer Leistung von rund 83.000 Megawatt in Deutschland zur Verfü-
gung stehen müssen (etwa so viel wie heute), um bei Windstille, nachts und an bewölkten Ta-
gen den Strombedarf decken zu können. 
Diese Reserve besteht nach dem Kernenergie-Ausstieg größtenteils aus den konventionellen 
Braun- und Steinkohlekraftwerken. Infolge der Rettung des Weltklimas sollen bis spätestens 
2038 jedoch alle 148 konventionellen Braun- und Steinkohlekraftwerke abgeschaltet werden, 
so daß danach fast keine Reservekraftwerke mehr vorhanden sind.  
Die konventionelle Stromerzeugung besteht gegenwärtig aus Kernkraftwerken und Braunkoh-
lekraftwerken für die Grundlast, aus Steinkohlekraftwerken für die Mittellast und aus Gas-
kraftwerken für die Spitzenlast. Pumpspeicherkraftwerke, Wasserkraftwerke und Biogasanla-
gen zählen ebenfalls zu den konventionellen Stromerzeugungsanlagen, denn sie gehören zu 
den regelbaren Stromerzeugern. Diese konventionellen Anlagen lassen sich bedarfsgerecht 
betreiben. Aufgrund der Regelbarkeit dieser Kraftwerke kann der Strom sekundengenau nach 
Bedarf produziert werden. Der sekundengenaue Ausgleich von Stromnachfrage und Stromer-
zeugung bildet die physikalische Grundbedingung für ein stabiles Stromnetz. 
Die Stromerzeugung der Windkraft- und der Photovoltaikanlagen hängt von den Wetterbedin-
gungen ab, deshalb ist keine bedarfsgerechte, geregelte Stromerzeugung möglich. Die ungere-
gelte Stromeinspeisung von Wind- und Sonnenstrom verursacht fast täglich schwierige Netz-
schwankungen, die von den Netzbetreibern mit kostenintensiven Maßnahmen geregelt werden 
müssen, um Netzzusammenbrüche zu vermeiden. 
Das EEG (Erneuerbare Energien Gesetz) und weitere planwirtschaftliche Maßnahmen liqui-
dieren letzten Endes die bis dahin vorbildliche deutschen Energieerzeugung, denn die gegen-
wärtigen Pläne der ideologischen Energiewende setzen langfristig nur noch auf die Nutzung 
von Gaskraftwerken und regenerativen Energien. 
Die Energiewende zerstört damit die Grundpfeiler der deutschen Stromversorgung, denn die 
zuvor allein durch Kohle- und Kernkraftwerke sichergestellte Grundlast-Stromerzeugung wird 
plötzlich allein den Gaskraftwerken auferlegt. Das ist eine dramatische Entwicklung für die 
Versorgungssicherheit der Wirtschaft und der Endverbraucher, denn nach dem Wegfall von 2 
Grundpfeilern der deutschen Stromversorgung ist es vollkommen illusorisch, daß die fehlende 
Grund- und Mittellast-Kapazität der Kern- - und Kohlekraftwerke durch erneuerbare Energien 
und Gaskraftwerke ersetzt werden kann. 
Die erneuerbare Windenergie kann aufgrund von physikalischen Begrenzungen letztlich nur 
ergänzende Funktionen innerhalb der Energieerzeugung übernehmen. Auch der Neubau von 
zusätzlichen 100.000 Windkraftanlagen wäre wegen der ungesicherten Verfügbarkeit des 
Windes nicht in der Lage, eine unbedingt erforderliche Versorgungssicherheit zu gewährlei-
sten, denn Windkraftwerke sind nachweislich keine grundlastfähigen Stromerzeugungsanla-
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gen. 
Allein ab 2023 müssen in Deutschland für rund 22.000 MW Kraftwerksleistung (Kernenergie 
= 9.515 MW und Kohle = 12.500 MW) Ersatzkapazitäten geschaffen werden. Das entspricht 
etwa 40 % der heute installierten Leistungen der Kern- und Kohlekraftwerke.  
Da es nicht annähernd die dringend erforderlichen Stromspeicher (Pumpspeicherkraftwerke 
etc.) zum Ausgleich von Netzschwankungen gibt - und auch in den nächsten Jahrzehnten 
nicht geben wird - werden gegenwärtig bereits verstärkt große Industrieunternehmen gezwun-
gen, zeitweise Stromabschaltungen hinzunehmen, um die Gefahr von Netzzusammenbrüchen 
(Blackouts) zu verhindern.  
Infolge fehlender Reservekraftwerke und Stromspeicher (Pumpspeicherkraftwerke) sind Stö-
rungsfälle, wie z.B. regionale bzw. nationale Netzzusammenbrüche, künftig nicht mehr zu 
verhindern, so daß es zu tage- oder wochenlangen Stromausfällen (Blackouts) kommen kann. 
Die Energiewirtschaft zählt gegenwärtig und zukünftig zur Basistechnologie der industriellen 
Zivilisation. Im Gegensatz zur angeblich enorm wichtigen Telekommunikation (5G-Mobil-
funk, Digitalisierung, Internet, Handy, etc.) handelt es sich bei der Energieversorgung um kein 
überflüssiges Luxusbedürfnis. Eine zuverlässige Energieversorgung ist für die Gewährleistung 
des wirtschaftlichen und sozialen Lebens unersetzlich.  
Längere flächendeckende Blackouts lösen nachweislich chaotische Zustände und nationale 
Katastrophen aus. Die bisherige Gesellschafts- und Zivilisationsstruktur wird zwangsläufig 
kollabieren. Nach dem Zusammenbruch der Stromversorgung fallen unter anderem alle Ver-
kehrsleitsysteme, Bahn- und Luftverkehr, Wasserwerke, Kläranlagen, Tankstellen, Ferti-
gungsbetriebe und landwirtschaftliche Betriebe aus.  
Ohne Strom brechen sofort die Trinkwasser- und Lebensmittelversorgung sowie die Abwas-
serentsorgung zusammen, die Mobilität wird drastisch eingeschränkt, die medizinische Ver-
sorgung und die allgemeine Sicherheit der Bürger können nicht mehr gewährleistet werden. 
Telefone mit Festnetzanschluß, Handynetze, Radiogeräte, Personalcomputer, Fernseher und 
sonstige Kommunikationsmittel bleiben stumm sowie Beleuchtungen und Heizungen funktio-
nieren nicht mehr. 
Bau von Kernkraftwerken der sogenannten "Generation IV" 
Zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung sowie Klimaschutz (Reduzierung des welt-
weiten Temperaturanstiegs unter 1,5 Grad Celsius) sind ohne Kernkraftwerke der sogenannten 
"Generation IV", die im Betrieb keine CO2-Emissionen verursachen, nicht zu realisieren. 
Während die Öko-Energieerzeugung (Wind, Sonne und Biomasse) höchstens nur ein Zehntel 
der Effizienz der konventionellen Kraftwerke bzw. das Niveau des Mittelalters erreicht, ist der 
neuartige DFR in der Lage, die Effizienz der derzeitigen konventionellen Kraftwerke sogar 
mindestens zu verdoppeln. 
Falls alle bisherigen KKW-Standorte in Mittel- und Westdeutschland für den Neubau von 
Dual Fluid Reaktoren genutzt werden, sind keine neuen Stromleitungen und keine weiteren 
Windkraftanlagen  erforderlich. 
Da der Dual Fluid Reaktor (DFR) abgebrannte Brennelemente als Brennstoff nutzen kann, 
werden die hochradioaktiven Abfälle (etwa 20.000 Tonnen Atommüll) sinnvoll entsorgt 
und damit endet auch die unendliche Suche nach einem geeigneten Endlager. 
 
12. Warum inszenierte die Weltgesundheitsorganisation (WHO) den weltweiten Corona-
Wahn? 
Die schweizerische "EXPRESSZEITUNG", Ausgabe 31, berichtete im Februar 2020 
(x355/46-49): >>Seuchenpanik und WHO - die Weltregierung der "Gesundheit"  
Von Gerhard Wisnewski 
Januar 2020: Die Panik geht um. Ein neues Virus versetzt die Menschen in Angst und Schrek-



 310 

ken: das Corona-Virus! Am 31. Dezember 2019 hatten die chinesischen Behörden die Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) über eine neue mysteriöse Lungenkrankheit mit einem unbe-
kannten Erreger informiert. Eine Woche später meldete die WHO, das Virus sei identifiziert. 
Es handele sich um ein sogenanntes Corona-Virus, wie es auch für Schnupfen, aber auch die 
geheimnisvolle Seuche SARS verantwortlich sein soll. Am 11. Januar wurde der erste Todes-
fall gemeldet, am 13. Januar bestätigte die WHO den ersten Fall außerhalb Chinas. Am 20. 
Januar meldete China die erste Ansteckung zwischen Menschen, am 26. Januar zählten Chi-
nas Behörden 56 Tote und knapp 2.000 Infizierte. 
Wenig später, am 28. Januar, starben die Menschen schon wie die Fliegen - nun ja, vorausge-
setzt in China gab es genau 106 Fliegen. So viele Tote wurden der Infektion mit dem neuarti-
gen Virus bis dahin zugeschrieben. 
Bei einer Einwohnerschaft von 1,4 Milliarden war das jedoch gar nichts. Auch die 4.500 Infi-
zierten, die inzwischen angeblich gezählt wurden, repräsentierten nur ein Dreihunderttausend-
stel der chinesischen Bevölkerung - also ebenfalls nichts. Der Panikmache tat das jedoch kei-
nen Abbruch. Auch in Deutschland wurde besorgt jeder einzelne, mit dem Virus infizierte 
China-Rückkehrer gezählt. Anfang Februar sollen es genau 11 gewesen sein. Bei 82 Millionen 
Einwohnern. 
Dabei waren die Infizierten nicht einmal krank. … Gleichwohl erklärte der Leiter der WHO-
Notfallprogramme, Michael Ryan, am 30. Januar, nun müsse "die ganze Welt in Alarmbereit-
schaft sein". Am selben Tag rief die WHO eine "gesundheitliche Notlage von internationaler 
Tragweite" aus. 
Um dieselbe Zeit, da in China 4.500 Infizierte und einige hundert Tote beklagt wurden, lagen 
allein in Deutschland wahrscheinlich mehrere zehntausend Menschen mit einer veritablen 
Grippe auf der Nase. Die Grippewelle 2017/18 zum Beispiel "hat nach Schätzungen rund 
25.100 Menschen in Deutschland das Leben gekostet". In der Grippesaison 2018/19 registrier-
te das Robert-Koch-Institut von Oktober bis Mitte Mai Insgesamt 182.000 "labordiagnostisch 
bestätigte Grippefälle", schrieb das Deutsche Ärzteblatt am 30. September 2019 (online).  
Und wer sich eine Liste der ersten 24 bekannten Corona-Todesopfer anschaute, staunte nicht 
schlecht: Die größte Gruppe stellten die über 70- und 80-Jährigen, zwei waren bereits 89 Jahre 
alt. Also in einem Alter, in dem man auch eines natürlichen Todes sterben kann, mitunter so-
gar an einem Schnupfen oder einer Grippe. Nur drei "Corona-Opfer" waren unter 60. 
Die eigentliche Krankheit heißt WHO 
Die Frage lautet deshalb auch weniger: Wer oder was ist eigentlich das Coronavirus? Son-
dern: Wer oder was ist eigentlich die Weltgesundheitsorganisation (WHO)? Während hin-
sichtlich der Herkunft des Coronavirus ein Gerücht das andere jagte (mutiert? Aus dem La-
bor?), kümmerte sich kein Mensch um das eigentliche Problem und um die eigentliche 
Krankheit: die WHO.  
Seit Jahrzehnten ruft sie eine internationale Seuchenpanik nach der anderen aus, von der am 
Schluß kaum etwas anderes übrig bleibt als heiße Luft. Und natürlich Milliardenumsätze für 
die Pharmaindustrie. Denn selbstverständlich wird sofort nach einem passenden "Impfstoff" 
gesucht. Das gilt für die Vogelgrippe genauso wie für die Schweinegrippe oder SARS - und 
nun eben für das Coronavirus, das, wenn überhaupt, in der Regel einen Schnupfen verursacht. 
Wer tot ist, ist immerhin nicht mehr krank 
Die offizielle Lösung lautet wie gesagt "Impfung". Denn kaum bricht irgendwo angeblich eine 
neue "Seuche" aus, kommt wie das Amen in der Kirche der Ruf nach einer Immunisierung. 
Wobei sich niemand fragt, warum allein in Deutschland angesichts der weit verbreiteten 
Grippeimpfung pro Jahr eigentlich Hunderttausende an Influenza leiden und 25.000 Men-
schen daran sterben. 
Egal: Jeweils am Höhepunkt der Panik läßt sich die Impfstoffforschung am besten an den 
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Mann bringen. … 
Das Gremium, das bei jeder neuen Seuchenpanik die "Impfempfehlungen" der WHO heraus-
gibt, heißt SAGE: Die "Strategische Beratergruppe von Immunisierungsexperten" (Strategic 
Advisory Group of Experts). 
In dieser Gruppe sitzen WHO-Impfexperten einträchtig mit Vertretern der Pharmaindustrie 
zusammen und beratschlagen über weltweite Impfkampagnen wie zum Beispiel auch die ge-
gen das Schweinegrippen-Phantom aus dem Jahr 2009. Zwar haben die Pharmavertreter, "um 
Interessenkonflikte zu vermeiden", nur Beobachterstatus, aber das ist reine Augenwischerei. 
Tatsache ist, daß die WHO ihre Impfempfehlungen unter den Augen der globalen Pharmain-
dustrie entwirft und niemand die möglichen Verflechtungen zwischen den SAGE-Mitgliedern 
und den bei den Sitzungen vertretenen Pharmakonzernen durchschauen kann.  
Niemand kann beispielsweise SAGE-Mitglieder daran hindern, direkt oder indirekt Aktien 
jener Hersteller zu besitzen, deren Impfstoffe und Grippemittel sie der gesamten Menschheit 
aufs Auge bzw. in den Arm drücken wollen. … 
Impfstoffe für alle! 
… "Da die Verbreitung des pandemischen Virus als unaufhaltsam angesehen wird, werden 
Impfstoffe für alle Länder gebraucht." Für alle Länder - wow! 
Das heißt im Fall der WHO wirklich alle - nämlich alle 194 Staaten der Erde mit ihren damals 
6,75 Milliarden Bewohnern! … 
Der größte Menschenversuch aller Zeiten? 
Am selben Tag, dem 7. Juli 2009, beschloß das SAGE-Komitee der WHO eine "Impfempfeh-
lung", die an Skrupellosigkeit nicht mehr zu überbieten war. Damit läutete die WHO den 
größten Menschenversuch aller Zeiten ein … 
1. Das Impfkomitee der WHO empfahl nicht ausreichend auf ihre Sicherheit getestete Impf-
stoffe für die Anwendung am Menschen. 
2. Das Impfkomitee der WHO wollte die Reaktionen der Menschen auf diese Impfstoffe nach 
deren massenhafter Verabreichung auswerten. 
So zum Beispiel auch in Schweden und Finnland. In beiden Ländern hatte man im Zuge der 
Pandemie-Panik von 2009 auf Massenimpfungen gesetzt. Kurz danach litten 168 Schweden 
und 121 Finnen, meistens Kinder, an der Schlafkrankheit Narkolepsie. Das Leben von Kin-
dern - zerstört durch die Pharmaindustrie? … 
Wer nun bei den Verantwortlichen auf Reue oder Einsicht gehofft hatte, war allerdings schief 
gewickelt: "Alle Arzneimittel haben Nebenwirkungen, und bei der Schweinegrippe hätten sie 
nur wenige getroffen", zitierte "Die Presse" Anders Tegnell von Schwedens Sozialbehörde, 
die für die Durchführung der Massenimpfungen verantwortlich gewesen war. "Es gebe also 
keinen Grund zur Angst, es wäre eine 'Katastrophe', wenn nun eine generelle Skepsis gegen-
über Impfungen ausbräche." Und zwar eine Katastrophe für die Pharmaindustrie.  
In Wirklichkeit war schon die sogenannte Schweinegrippe ein Lehrstück über die kriminelle 
Zusammenarbeit von WHO, Politik, Pharmaindustrie und Medizin. Was bei der Schweine-
grippe aufflog, war wohl nur die Spitze des Eisbergs und dürfte auch auf anderen Gebieten 
funktionieren. 
Eine Seuchenpanik dieser Art ist allerdings vielseitig einsetzbar, der Gewinn der Pharmakon-
zerne ist nur ein Aspekt einer multifunktionalen Operation: Mit einem (WHO-) Gesundheits-
notstand können Staaten bzw. die UNO ihre Macht ausbauen und in die Rechte der vermeint-
lich betroffenen Menschen eingreifen. 
Die Quarantäne über der chinesischen Stadt Wuhan stellt wohl den bisherigen Höhepunkt der 
Eingriffe in die Freiheitsrechte im Namen der Gesundheit dar. Mit dem Vorwand einer gefähr-
lichen Pandemie lassen sich totalitäre Maßnahmen nun mal einfacher rechtfertigen. 
 



 312 

Rockefeller und WHO  
Das also sind die Machenschaften der sogenannten "Weltgesundheitsorganisation" WHO: 
Marketing für die Pharma- und Impfstoffindustrie. 
Dabei ist das nicht etwa neu. In Wirklichkeit sind die Kampagnen erprobt und altbewährt. Die 
WHO macht ihre Geschäfte seit über 100 Jahren. Damals hieß die WHO aber noch nicht 
WHO, sondern "Rockefeller Sanitary Commission" (1909 bis 1915), International Health 
Commission (1913-1916) oder auch International Health Division (IHD; 1916-1927). "Nach 
der Gründung der WHO im Jahr 1948 wurde das IHD aufgelöst. Es war jedoch jahrzehntelang 
indirekt präsent: Sowohl der Nachkriegsdirektor des WHO-Büros für Amerika als auch der 
langjährige zweite WHO-Generaldirektor waren führende IHD-Männer in Brasilien gewesen", 
so die medizinische Fachzeitschrift The Lancet (online, 11.5.2013).  
1948 wurde schließlich die Weltgesundheitsorganisation, "die als Nachfolger der IHD gilt, 
gegründet, und die IHD ging 1951 in der größeren Rockefeller-Stiftung auf und stellte ihre 
Arbeit in Übersee ein" (Wikipedia US). "Die Rockefeller Foundation (RF), das beispiellose 
Schwergewicht der Gesundheitsphilanthropie des 20. Jahrhunderts, prägte die WHO zutiefst 
und unterhielt lange und komplexe Beziehungen zu ihr, auch wenn sich beide Institutionen im 
Laufe der Zeit veränderten", schrieb 2014 auch das Fachmagazin Public Health. 
Ein Lieblingsprojekt der Rockefellers 
Kurz: "Die Vereinten Nationen waren schon immer ein Lieblingsprojekt der Familie Rocke-
feller. Sie stiftete das Grundstück, auf dem jetzt das UN-Gebäude steht. Es ist anzunehmen, 
daß sie die Vereinten Nationen als den vollkommensten Mechanismus zur Durchsetzung glo-
baler Monopolmacht sieht, eine Rolle, für die sie aufgrund ihrer Struktur geradezu prädesti-
niert sind", schrieb Edward Griffin in seinem Buch "Eine Welt ohne Krebs". 
Mit anderen Worten: Das Rockefeller-Erbe bestimmt das Schicksal der Menschheit bis auf 
den heutigen Tag. Heute lassen sich mit Seuchenpanik Milliarden verdienen sowie die Umsät-
ze von Arzneimittelherstellern und Aktienkurse pushen. Die "Schul-Medizin" und die Phar-
ma-Lobby führen seit einem Jahrhundert weltweit einen menschenverachtenden Krieg um und 
gegen jeden Patienten. 
Ziel dieses Krieges ist es, jeden Menschen zu einem chronisch kranken Menschen zu machen, 
der nie wieder gesund werden soll und möglichst lange mit den "zugelassenen" Medikamen-
ten, patentierten Apparaten und monopolisierten Methoden der Pharma-Industrie profitbrin-
gend "behandelt" werden kann.<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 30. März 2020: >>Durch Corona-
Shutdown droht Massenarbeitslosigkeit: Operation gelungen, Deutschland tot? 
Nicht nur aus der Wirtschaft, sondern auch aus der Medizin werden immer mehr Zweifel an 
Nutzen und Verhältnismäßigkeit des Corona-Shutdowns laut. Experten befürchten bei einem 
längeren wirtschaftlichen Stillstand eine Verdoppelung der Arbeitslosenzahlen. Für den 
Flensburger Lungenfacharzt und Ex-SPD-Bundestagsabgeordneten Wolfgang Wodarg ist das 
Coronavirus ohnehin nur eines von vielen Viren, das Erkrankungen der Atemwege auslösen 
kann. Auch der Internist Claus Köhnlein aus Kiel kritisiert die Panikmache rund um Covid-19 
und bemängelt zudem die Unzuverlässigkeit der Tests. 
Schützenhilfe erhalten beide Ärzte vom ifo Institut für Wirtschaftsforschung in München. 
Dessen Chef Clemens Fuest warnt davor, das Herunterpegeln der Volkswirtschaft auch nur 
einen Tag zu verlängern. In der jüngsten ifo-Expertise, die auch dem Bundeswirtschaftsmini-
ster vorliegt, heißt es: 
"Schon bei einer Shutdown-Dauer von zwei Monaten reduziert sich die Wachstumsrate des 
Bruttoinlandsprodukts zwischen 7,2 und 11 Prozentpunkten, bei drei Monaten zwischen zehn 
und 20 Prozentpunkten. Aus der astronomischen Höhe der Kosten folgt, was dringend zu 
empfehlen ist, jeden denkbaren Betrag zu leisten, der die Dauer des Shutdown verkürzt."<< 
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Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 29. April 2020: >>Trotz Corona: 
Weniger Tote in NRW als im Vorjahr 
Schlechte Nachrichten für alle Corona-Hysteriker: Die Gesamtsterblichkeitsrate in Deutsch-
land scheint sich seit Ausbruch der Pandemie nicht erhöht zu haben. Nach vorläufigen Daten 
aus dem bevölkerungsreichsten Bundesland Nordrhein-Westfalen starben im März 2020 an 
Rhein und Ruhr insgesamt sogar weniger (!) Menschen als im März des Vorjahres. "Hinweise 
auf eine durch die Covid-19-Pandemie erhöhte Sterblichkeit sind aus diesen Daten für März 
2020 nicht abzulesen", heißt es in einer Mitteilung der statistischen Landesbehörde in Düssel-
dorf. Für den März 2020 registrierte NRW demnach rund 18.800 Todesfälle. Das waren 300 
weniger als im März 2019 (19.100 Tote).<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 4. Mai 2020: >>Shutdown-Irrsinn 
so teuer wie die Wiedervereinigung: Zahlen, bis Ihr schwarz werdet! 
Ein Corona-Schutzschirm nach dem anderen wird aufgespannt. Es dürfte für die Steuerzahler 
ein böses Erwachen geben: Wer soll das bezahlen, wer hat das bestellt, wer hat so viel Pinke-
Pinke, wer hat so viel Geld? 
Irgendwoher, wenn nicht aus der Notenpresse, muß das Helikopter-Geld ja mal kommen, das 
der Staat jetzt in der Corona-Krise abwirft, um die Wirtschaft nicht gänzlich vor die Hunde 
gehen zu lassen. Noch stets hat sich bestätigt: Die Schulden von heute sind die Steuern von 
morgen! 
So viel steht schon jetzt fest: Unter den Folgen des Shutdown-Irrsinns werden noch ganze Ge-
nerationen von Steuerzahlern zu ächzen haben. 
Die jetzt Verantwortlichen sind dann längst aus dem Staub oder zu Staub geworden - allen 
voran die dann Nicht-mehr-Kanzlerin Angela Merkel (CDU), die mit ihrer Politik des Abwür-
gens am liebsten noch ein paar Monate weitermachen würde, bis ihr sozialistischer Auftrag, 
die deutsche Wirtschaft zu "BRD-igen" erfüllt ist. 
Wie lange kann sich Deutschland das alles noch leisten? 
Die ernüchternde vorläufige Bilanz des Shutdown-Irrsinns: 2,64 Millionen Arbeitslose, 
308.000 mehr binnen vier Wochen! Dazu rund 10 Millionen Deutsche in Kurzarbeit - Allzei-
trekord! Mit den aktuellen Zahlen vom Arbeitsmarkt wurden selbst die pessimistischsten Pro-
gnosen der Volkswirte weit übertroffen. "Die Corona-Krise dürfte in Deutschland zur schwer-
sten Rezession der Nachkriegszeit führen", sagt der Vorstandsvorsitzende der Nürnberger 
Bundesagentur für Arbeit, Detlef Scheele. 
Weil die deutsche Industrie die Kontaktsperren in der Corona-Krise mit Milliarden-Verlusten 
bezahlt, fordert Industriepräsident Dieter Kempf einen politischen Plan für rasche weitere 
Lockerungen bis spätestens bis 6. Mai. "Jede Woche eines Shutdowns kostet die deutsche 
Volkswirtschaft einen mittleren zweistelligen Milliardenbetrag an Wertschöpfung", sagte 
Kempf der "Funke Mediengruppe". Ein derartiger Einschnitt erzeuge "massive Wohlstands-
verluste und dauerhaften Schaden in Wirtschaft und Gesellschaft". 
Scholz läßt schon fleißig rechnen 
Rund 1,8 Billionen Euro, fast so viel, wie die Wiedervereinigung gekostet hat, macht der Staat 
aktuell an direkten und indirekten Corona-Hilfen (z. B. Kreditbürgschaften) locker. Am Ende 
dürfte eine noch weitaus höhere Summe stehen. 
Heimlich still und leise läßt Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) seine Fachbeamten be-
reits massive Steuererhöhungen zur Finanzierung der staatlichen Milliardenprogramme durch-
rechnen. Im Gespräch sind nach Informationen des Deutschland-Kuriers u. a.: 
- die Wiedereinführung des Soli in voller Höhe zuzüglich eines Corona-Sondersoli für soge-
nannte Besserverdiener; 
- eine drastische Erhöhung der Mehrwertsteuer; 
- eine "Reichensteuer" in Form einer Vermögensabgabe; 



 314 

- Sonderzuschläge auf andere Konsumsteuern wie Benzin, Tabak und Alkohol (Brannt-
weinsteuer). 
Wie sagte die frühere britische Premierministerin Margaret Thatcher (1925-2013) einmal so 
treffend: "There is no such thing as public money - there is only taxpayers’ money!" So etwas 
wie öffentliches Geld gibt es nicht - es gibt nur das Geld des Steuerzahlers: Nie war dieser 
Satz so wahr wie heute zu Corona-Zeiten! (oys)<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 19. Mai 2020: >>Mit Vollgas in die 
Schuldenunion: Merkel und Macron beschließen weiteres Milliarden-Programm 
Deutschland und Frankreich wollen über die Köpfe der anderen EU-Partner hinweg ein ge-
meinsames europäisches Corona-Programm im Umfang von 500 Milliarden Euro zur Stüt-
zung vor allem südeuropäischer Länder durchsetzen - zusätzlich zu den bereits angekündigten 
Milliarden-Programmen von EZB und EU. Das gaben Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) 
und Frankreichs Präsident Emmanuel Macron gestern auf einer gemeinsamen Videokonferenz 
bekannt. 
Neu ist: Zur Finanzierung sollen die Mitgliedstaaten erstmals gemeinsame Schulden über die 
EU-Kommission aufnehmen und füreinander haften - der letzte Schritt auf dem Weg in die 
Schuldenunion! Die deutschen Steuerzahler müßten entsprechend dem deutschen Anteil am 
EU-Haushalt mit rund 135 Milliarden Euro bürgen. 
Die 500 Milliarden Euro sollen unmittelbar und nicht rückzahlbar (!) an die wirtschaftlich am 
stärksten von der Corona-Krise betroffenen Länder fließen, also vor allem an Italien und Grie-
chenland. Das Geld soll sich die EU-Kommission an den Finanzmärkten leihen und in den 
kommenden Jahren über den EU-Haushalt tilgen. 
Die Sache hat allerdings einen Haken: Alle Mitgliedstaaten, also auch Österreich, Polen und 
Ungarn, müssen zustimmen.<< 
Die schweizerische "EXPRESSZEITUNG", Ausgabe 32, berichtete im Mai 2020 über die 
Gefährlichkeit des "Corona-Virus" (x356/74): >>Hochrenommierter Mikrobiologe hält 
Corona-Maßnahmen für "kollektiven Selbstmord" 
Sucharit Bhakdi ist Facharzt für Mikrobiologie und Infektionsepidemiologie. Er ist emeritier-
ter Professor der Johannes Gutenberg-Universität Mainz und war von 1991 bis 2012 Leiter 
des dortigen Instituts für Medizinische Mikrobiologie und Hygiene. 
In einem Interview vom 19.03.2020 erklärte Bhakdi - einer der meistzitierten Experten auf 
dem Gebiet der medizinischen Mikrobiologie -, daß es "falsch" und "gefährlich irreführend" 
sei, das neue Corona-Virus für die ihm zugeschriebenen Todesfälle hauptverantwortlich zu 
machen, da Vorerkrankungen und die Luftverschmutzung in chinesischen und norditalieni-
schen Städten eine wichtigere Rolle spielten. Die zu diesem Zeitpunkt diskutierten oder be-
schlossenen Maßnahmen bezeichnete er als "grotesk", "sinnlos", "selbstzerstörerisch" und 
"kollektiven Selbstmord", der die Lebenserwartung der Senioren verkürzen werde und von der 
Gesellschaft nicht akzeptiert werden dürfe. … 
Bereits zuvor wurde die universitäre E-Mail-Adresse des emeritierten Professors Bhakdi deak-
tiviert, nach Protesten aber ebenfalls reaktiviert. Ein Akt der Zensur?  
"Drakonische Maßnahmen, die die Grundrechte der Menschen auf so umfassende Weise ein-
schränken, dürfen doch nur verhängt werden, wenn es gesicherte Hinweise dafür gibt, daß ein 
neues Virus überaus gefährlich ist. ... Gab es je einen solchen wissenschaftlich begründeten 
Hinweis für COVID-19? Aus meiner Sicht lautet die einfache Antwort: Nein." 
Professor Dr. Sucharit Bhakdi, Facharzt für Mikrobiologie und Infektionsepidemiologie, ehe-
maliger Leiter des Instituts für Medizinische Mikrobiologie und Hygiene der Universität 
Mainz. (Tilman Knechtel)<< 
Nach der Finanzkrise, Euro-Krise, Migrationskrise und der Klimakrise brach Ende 2019 in 
China die sog. "Corona-Krise" aus. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) rief danach am 
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30. Januar 2020 eine "gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite" aus. 
Infolge der Ausrufung des weltweiten Corona-Pandemie-Notstands wurde sehr schnell fast die 
gesamte Weltwirtschaft lahmgelegt. Viele Regierungen nutzten die systematische Erzeugung 
von Angst gewissenlos als Herrschaftsinstrument. Sie hoben sofort die verfassungsmäßigen 
Grundrechte ihrer Bürger auf und weiteten gleichzeitig ihre eigene Macht kurzerhand enorm 
aus. Die staatlichen Destabilisierungsmaßnahmen führten sehr schnell in allen Ländern zur 
Instabilität der sozialen und wirtschaftlichen Lage. 
In Deutschland setzten die "Corona-Notverordnungen" seit März 2020 wesentliche demokrati-
sche Grundrechte außer Kraft, wie z.B. Bewegungsfreiheit, freie Meinungsäußerung, Ver-
sammlungsfreiheit und weitere persönliche Freiheiten. Im Rahmen des Gesundheitsnotstands 
wurden wegen der vermeintlich gefährlichen "Corona-Pandemie" spezielle private Unterneh-
men, Geschäfte und öffentliche Institutionen vorübergehend geschlossen sowie Versamm-
lungsverbote, Ausgangssperren, Maskenpflicht und weitere "Schutzmaßnahmen" verhängt.  
Die politisch inszenierte weltweite Corona-Pandemie bestätigt derzeitig, daß die Politik und 
die Propagandamedien die deutsche Bevölkerung vollständig im Griff haben. Eigentlich geht 
es zunächst vor allem darum, die angestrebte nationale und internationale Neuverschuldung 
durchzusetzen sowie zu testen, welche Maßnahmen man den Menschen im Rahmen der ge-
planten Neuen Weltordnung zumuten kann.  
Die hinterlistige Corona-Politik und die unfaßbare Schuldenaufnahme der fremdbestimmten 
deutschen Bundesregierung werden unser Land wahrscheinlich in die größte Wirtschaftskrise 
der Nachkriegszeit stürzen. Tausende von Unternehmen stehen vor der Pleite. Millionen von 
Arbeitnehmern drohen Arbeitslosigkeit und Verlust ihrer sozialen und ökonomischen Exi-
stenz. Im Rahmen der zwangsläufig folgenden Hyperinflation werden schließlich alle deut-
schen Sparer (Geldentwertung) und Hauseigentümer (staatliche Zwangshypotheken) ihr müh-
sam erworbenes Eigentum verlieren und bettelarm. 
 
13. Wieso handelt es sich bei der angeblichen repräsentativen Demokratie der Bundes-
republik Deutschland eigentlich nur um eine Parteiendiktatur? 
In der Bundesrepublik Deutschland existiert gegenwärtig eigentlich keine mittelbare, reprä-
sentative Demokratie in der die gewählten Volksvertreter eigenverantwortlich für das Volk 
handeln, sondern es etablierte sich eine Art Parteienherrschaft (Scheindemokratie bzw. Partei-
endiktatur), in der die gewählten Parteien das Denken und Handeln für das Volk übernahmen, 
ohne jedoch daran zu denken, den Wählerwillen des Volkes zu berücksichtigen. Die 
Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland durfte bekanntlich noch nie per Volksentscheid 
über wichtige Themen (Änderungen der Verfassung, Abgabe nationaler Souveränität an die 
EU, UN-Migrationspakt etc.) abstimmen. 
Judikative, Exekutive und Legislative müssen in einer Demokratie unabhängige Gewalten 
sein, damit die Macht nicht in "einer Hand" gebündelt werden kann. In der Bundesrepublik 
Deutschland sieht das Grundgesetz jedoch keine spezielle Gewaltenteilung vor.  
Die etablierten deutschen Regierungsparteien bestimmen seit jeher die Legislative, die Exeku-
tive und wählen außerdem die höchsten Vertreter der Judikative. Sie beeinträchtigen damit 
indirekt die richterliche Unabhängigkeit bzw. die gesamte Justiz. Die eigentlich unabhängige 
demokratische Gewaltenteilung Legislative (Gesetzgebung), Exekutive (ausführende Gewalt) 
und Judikative (Rechtsprechung) existiert demnach nicht, da die gesamte Staatsgewalt durch 
die gewählten Regierungsparteien ausgeübt wird. 
Ein Staat, der keine unabhängige Gewalten besitzt und nicht auf dem Prinzip der Gewaltentei-
lung aufgebaut ist, um das demokratische Gleichgewicht zu gewährleisten, wird zwangsläufig 
die Macht mißbrauchen. 
Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden gemäß Artikel 38 des deutschen 
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Grundgesetzes in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Sie 
sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem 
Gewissen unterworfen. 
Einige Abgeordnete des Deutschen Bundestages sind leider schon längst keine Vertreter des 
Volkes mehr, denn in den letzten Jahrzehnten bildete sich heimlich eine spezielle Klasse von 
fremdbestimmten Berufspolitikern. Diesem politischen Kartell geht es in erster Linie um die 
Sicherung von besetzten Machtpositionen, der Durchsetzung von NWO-Zielen (Abschaffung 
des deutschen Nationalstaates, Umvolkung usw.) sowie um die verdeckte Unterstützung von 
Wirtschaftsinteressen. 
In allen deutschen Ministerien arbeiten von den Lobbyverbänden bezahlte Mitarbeiter. Diese 
Beschäftigten der Lobbyisten beteiligen sich nicht selten maßgeblich an der Ausarbeitung von 
Gesetzesvorschlägen, Ausschreibungen etc.  
Obgleich die Abgeordneten relativ hohe Vergütungen erhalten, nutzen viele Abgeordnete die 
Politik vor allem dazu, um besser bezahlte Posten in der Privatwirtschaft zu ergattern oder 
übernehmen außerdem gesetzlich nicht erlaubte Nebentätigkeiten. Nicht wenige Abgeordnete 
erliegen den geschickt agierenden Lobbyorganisationen und werden später für ihre Dienste 
von privaten Unternehmen übernommen.  
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 22. September 2000 über den deut-
schen Grünen-Politiker Joseph Fischer (von 1998-2005 Außenminister): >>Mündige Bürger 
als Risiko 
Parteienherrschaft statt Demokratie: Warum das deutsche Volk nicht abstimmen darf 
Aus verschiedenen Gründen können die Reaktionen auf den Vorstoß des deutschen EU-
Kommissars Günter Verheugen (SPD), der sich für einen Volksentscheid über die EU-Oster-
weiterung ausgesprochen hat, als Lehrstück für die mentale Verfassung der Berliner politi-
schen Klasse gewertet werden. Außenminister Joschka Fischer behauptete, daß die Möglich-
keit einer Volksbefragung in der deutschen Verfassung nicht vorgesehen sei.  
"Allein die Möglichkeit, daß Deutschland eine Volksbefragung über den Beitritt Polens zur 
EU abhält - das muß man sich einmal vorstellen", raunte Fischer vielsagend. In der Tat: Wer 
die Deutschen als "Risiko" einstuft, der kann und darf ihnen nicht auch noch die Möglichkeit 
einräumen, über zentrale Fragen der deutschen Politik zu entscheiden. 
Daß Bündnisgrüne und SPD im Koalitionsvertrag vereinbart haben, "auch auf Bundesebene 
Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid durch Änderung des Grundgesetzes ein-
zuführen", interessiert Fischer offensichtlich nicht. …<< 
Herbert Ludwig berichtete am 17. Mai 2013 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die parlamentarische "Scheindemokratie" (x966/…): >>Fassade 
"Demokratie" 
"Wählen bedeutet die Illusion des Einflusses im Austausch gegen den Verlust der Freiheit." 
Frank Karsten/Karel Beckmann: Wenn die Demokratie zusammenbricht.  
Die heutige Form der Demokratie wird weithin als die beste aller möglichen Gesellschaftssy-
steme, als Höhepunkt der politischen Entwicklung der Menschheit, wenn nicht gar als endgül-
tige Entwicklungsform menschlichen Zusammenlebens gepriesen. Freiheit, gleiche Teilhabe 
und Mitbestimmung, Rechtsstaatlichkeit und Gerechtigkeit, sowie materieller Wohlstand 
werde durch die moderne Form der parlamentarischen Demokratie garantiert. In ihr entscheide 
nicht mehr ein Einzelner oder eine privilegierte Schicht diktatorisch über das Volk, sondern 
dieses bestimme seine Geschicke selbst. 
Kratzen wir an dieser Fassade, so kommt vielfach etwas ganz anderes zum Vorschein. Auch 
in der heutigen Demokratie wird das Leben der Menschen weitgehend von außen durch Ge-
setze reglementiert, die von einer privilegierten Politikerkaste beschlossen werden, nur daß 
diese ihre Stellung nicht der Geburt, sondern den Wahlen des Volkes verdankt. Mit der Wahl 
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aber, die stets als großes demokratisches Ritual gefeiert wird, beschränkt sich die Mitwirkung 
des Bürgers an der politischen Willensbildung darauf, seine Stimme im doppelten Wortsinn 
abzugeben und anschließend ohnmächtig zu verfolgen, was die Parteien und Politiker daraus 
machen.  
Fast alle gesellschaftlichen Themen werden, mit zunehmender Tendenz, zu kollektiven Pro-
blemen gemacht und per Gesetz zentral organisiert. Von Freiheit und Selbstbestimmung kann 
da keine Rede sein. Das ist prinzipiell ebenso eine Fremdbestimmung des Menschen wie in 
einer vormundschaftlichen Diktatur, nur daß in der "Demokratie" die Menschen ihre Vormün-
der alle paar Jahre unter mehreren Bewerbern selbst auswählen dürfen.  
Der Name "Volksherrschaft" täuscht etwas vor, was nicht vorhanden ist. Nicht der Wille des 
Volkes, sondern der Wille weniger, die vorgeben, das Volk zu vertreten, hat das Sagen. So 
rief ein holländischer Komiker einmal aus: "Demokratie ist der Wille des Volkes. Jeden Mor-
gen lese ich überrascht in der Zeitung, was ich will."  
Wir haben in Wahrheit eine Oligarchie, in der "die herrschenden Gesetze die Gesetze der 
Herrschenden" (B. Brecht) sind. Es herrscht in den Gesetzen vielfach nicht das von allen als 
gerecht empfundene Recht, sondern im Kostüm des Rechts herrschen die Interessen der We-
nigen. 
Demokratie ist unbedingt notwendig. Nur ist das, was heute so genannt wird, keine wahre 
Demokratie. Es wird das Wort eines positiven Begriffes benutzt, hinter dessen Fassade sich 
etwas ganz anderes abspielt. Und durch die permanente phrasenhafte Preisung des Wortes 
wird das Bewußtsein der Menschen eingelullt, so daß sie schließlich glauben, was ihnen vor-
gegaukelt wird. 
Der geistigen und gesellschaftlichen Geschichte der europäischen Völker liegt als innere, ge-
gen alle Widerstände gärende und treibende Kraft die vorwärts drängende Entwicklung des 
Menschen zur freien, sich selbst bestimmenden Individualität zugrunde. Auch die Demokra-
tie-Bewegung ist letztlich daraus hervorgegangen.  
Das wachsende Bewußtsein, daß nicht nur wenige, sondern jeder Mensch die Wahrheit erken-
nen und aus eigener Einsicht sein Leben selbst bestimmen kann, ließ die Herrschaft eines pri-
vilegierten Adels unerträglich werden. Der Mensch will nicht mehr Gesetzen unterworfen 
sein, die ihm von oben diktiert werden, sondern seine Lebensverhältnisse selbst gestalten und 
an dem, was notwendig gesetzlich geregelt werden muß, als Gleicher unter Gleichen mitwir-
ken. 
Da stellt sich zuerst die für eine freiheitliche Demokratie wesentliche Frage, die zumeist über-
gangen wird, welche Gesetze in einer Gemeinschaft überhaupt notwendig sind. Denn ein Ge-
setz, mag es inhaltlich noch so gut oder gut gemeint sein, schließt immer das freie Handeln 
des Menschen aus und unterwirft es einem äußeren Zwang. 
Wenn Freiheit und Selbstbestimmung, Gleichheit vor dem Gesetz und Sozialverhalten die 
Ideale des demokratischen Staates sind, dann kann dessen Sinn und Aufgabe nur darin beste-
hen, durch die Verfassung, das Zivil-, Straf- und sonstige Ordnungsrecht den schützenden 
Rahmen dafür zu bilden, daß seine Bürger im Sinne dieser die Demokratie in ihrem Funda-
ment begründenden Menschenrechte ihr Leben selber bestimmen und gestalten und darin ihre 
Persönlichkeit frei entfalten können. Die staatliche Ordnung ist nicht Selbstzweck, sondern 
hat der Entwicklung des Menschen zur freien Individualität zu dienen. 
Gesetze dürfen danach nicht die inhaltliche Regelung der wirtschaftlichen und kulturell-
geistigen Tätigkeit der Bürger, ihr physisches und moralisches Wohl, zum Ziele haben. Denn 
dann setzt sich der Staat an die Stelle der Handlungsintentionen des freien Menschen, schaltet 
mit der Selbstbestimmung seine Freiheit aus und verletzt ihn in seiner Würde als autonomes 
Wesen.  
Der Mensch wird dann nicht als mündiges Subjekt, sondern als Objekt des Willens anderer 
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behandelt und erniedrigt. Es wird automatisch ein demokratiewidriges Über- und Unterord-
nungsverhältnis begründet, dem die Menschen passiv ausgesetzt sind.  
Der Staat tritt als Vormund auf, der unausgesprochen voraussetzt, daß die Menschen unmün-
dig seien, denen von den wenigen Mündigen im Staate, von "denen da oben", wie die hilflo-
sen Bürger noch immer bezeichnenderweise sagen, vorgeschrieben werden müsse, was das 
Richtige und Beste für sie sei. Es ist noch eine unbewußt so tief sitzende obrigkeitsstaatliche 
Gewohnheit und Tradition, daß man gar nicht mehr die darin liegende Arroganz und Überheb-
lichkeit empfindet. Sie wird nur durch das suggestiv-mediale Ritual der Parlaments-Wahlen 
verdeckt, das für den Wähler die Illusion des Einflusses erzeugt, in Wahrheit aber die Abgabe 
seiner Freiheit bedeutet. 
Dem demokratischen Staat darf es nur um den Schutz des vom Bürger selbst zu besorgenden 
Wohles vor Gefährdungen, also um die Sicherung des äußeren und inneren Friedens gehen. 
Hier handelt es sich um Aufgaben, die nicht vom Einzelnen, sondern nur im Zusammenschluß 
aller und durch gemeinsam vereinbarte Regeln gelöst werden können.  
Sie sind es, welche die Bildung einer Gemeinschaft als Staat erst nötig machen und ihm kon-
stitutiv zugrunde liegen. Das Strafrecht sorgt für die Sicherheit vor sozial zerstörerischen 
Handlungen, die gegen Leib und Leben gerichtet sind. Das bürgerliche Recht faßt die Bezie-
hungen der Menschen, wie sie sich im wirtschaftlichen und im kulturellen Leben ergeben, in 
Regeln, die dem allgemeinen Gerechtigkeitsempfinden entsprechen. Im Verfahrensrecht ist 
die Selbstjustiz des einzelnen unterbunden und die Verfolgung seines Rechtes zur Sorge der 
Gemeinschaft gemacht, die hier nicht eigene Interessen, sondern diejenigen des Recht suchen-
den Bürgers vertritt. 
Nur in diesem auf allgemeine Regeln reduzierten Rechtsleben des Staates, in dem jeder mün-
dige Mensch urteilsfähig ist, kann es eine parlamentarische Abstimmung geben. In inhaltli-
chen Fragen des Wirtschafts- und des geistig-kulturellen Lebens ist sowieso nur der jeweilige 
Fachmann urteilsfähig. Das wegen der Größe eines Staatsgebietes notwendige repräsentative 
System müßte aber für grundsätzliche Rechtsfragen noch durch Volksabstimmungen ergänzt 
werden. … 
Der Staat hat nur den rechtlichen Rahmen zu setzen, der Privilegien und Monopole verhindert, 
die zu Unterdrückung und Ausbeutung führen. Er hat aber nicht über Parlamente und Wirt-
schafts- oder Kultusministerien irgendeinen dirigierenden Einfluß auszuüben. … 
Die Anmaßung des Staates, bzw. der ihn lenkenden Kreise, alle Lebensgebiete des Menschen 
inhaltlich zu reglementieren, hat dazu geführt, daß sich am Flaschenhals des Parlamentes, 
durch den alle Regelungen hindurchmüssen, ein riesiger Schwarm von Interessengruppen, die 
Lobbyisten, festgesetzt hat, um Einfluß darauf zu nehmen. Die größten Interessengruppen sind 
die politischen Parteien, die sogar das Parlament okkupiert haben. Sie stellen ausschließlich 
die "Volksvertreter", die aber in Wahrheit die Interessen ihrer Partei vertreten, der sie verant-
wortlich sind. Sie unterliegen der Partei-Disziplin zur Geschlossenheit in den Abstimmungen, 
dem "Fraktionszwang", der schon für sich die grundgesetzlich garantierte Unabhängigkeit des 
Abgeordneten aushebelt. 
Eine direkte Verbindung zum Volk ist dadurch nicht vorhanden. Es gibt nur eine begrenzte 
Personenwahl, die von den Parteien vorgegeben wird, und eine Gruppenwahl, die ebenfalls 
über die Landeslisten der Parteien erfolgt. 40 % der Abgeordneten kommen schon über einen 
sicheren Listenplatz der Parteien in das Parlament. Sie stehen also schon vor der Wahl fest, 
werden gar nicht von den Bürgern, sondern praktisch von den Parteien bestimmt, in denen nur 
2,4 % des Volkes organisiert sind.  
Die Hoheit der Gesetzgebung liegt de facto nicht beim Abgeordneten, sondern bei seiner Par-
tei. Gesetzgeber ist de facto nicht das Parlament, sondern die Regierungspartei oder die Koali-
tionsrunde der Regierungsparteien. Es wird das Parlament nur formal als Forum benutzt. Die 
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tatsächlichen Entscheidungen werden vorher in der Partei gefällt, in der Legislative und Exe-
kutive eins sind, die Gewaltenteilung also aufgehoben ist. 
Diese scheindemokratischen Strukturen geben nun die Möglichkeit ab, daß Hintergrundkreise 
diese Oligarchie als Instrument benutzen und für ihre Interessen und Ziele einspannen können, 
so daß die Politiker vielfach nur ihre Marionetten sind. Daß zu diesen Hintergrundkreisen die 
Finanzindustrie gehört, ist für jedermann mehr als offensichtlich geworden.  
Die Vorgänge in der "Eurorettung" offenbaren ja jedem, wessen Interessen hier bedient wer-
den. Astronomische Summen, den Steuerzahlern des einen Volkes geraubt, werden in schein-
barer Solidarität den überschuldeten anderen Völkern gegeben, fließen aber in Wahrheit den 
internationalen Banken zu, um deren Forderungen zu begleichen. Zusätzlich werden noch 
Schulden der Banken direkt getilgt. 
Schon 1910 listete der Franzose Francis Delaisi 55 Männer auf, die in Wirklichkeit Frankreich 
beherrschten und ausbeuteten (La Demokratie et les Financiers). Dem Großkapital sei es ge-
lungen, aus der Demokratie das wunderbarste und wirksamste Werkzeug zur Ausbeutung der 
Gesamtheit zu machen. Man denke gewöhnlich, die Finanzleute seien Gegner der Demokratie. 
Das sei ein Irrtum, sie seien deren Leiter und bewußte Förderer. Die Demokratie bilde die 
spanische Wand, hinter der sie ihre Ausbeutungsmethode verbergen, und in ihr fänden sie das 
beste Verteidigungsmittel gegen die etwaige Empörung des Volkes. Es gibt keine Anzeichen, 
daß das heute anders wäre. 
Graf Coudenhove-Kalergi, der große Vorantreiber eines europäischen Superstaates, schrieb 
als Kenner der Szene hinter den Kulissen 1925 in seinem Buch "Praktischer Idealismus": 
"Heute ist Demokratie Fassade der Plutokratie. Weil die Völker nackte Plutokratie nicht dul-
den würden, wird ihnen die nominelle Macht überlassen, während die faktische Macht in den 
Händen der Plutokraten ruht. In republikanischen wie in monarchischen Demokratien sind 
die Staatsmänner Marionetten, die Kapitalisten Drahtzieher: Sie diktieren die Richtlinien der 
Politik, sie beherrschen durch Ankauf der öffentlichen Meinung die Wähler, durch geschäftli-
che und gesellschaftliche Beziehungen die Minister. … Die Plutokratie von heute ist mächti-
ger als die Aristokratie von gestern: denn niemand steht über ihr als der Staat, der ihr Werk-
zeug und Helfershelfer ist." 
Sowie dem Staat die angemaßten inhaltlichen Regelungen in der Wirtschaft, einschließlich 
des Geldwesens, und in der Kultur entzogen würden, hätten die Interessengruppen bei Parla-
ment und Regierung keine Ansatzpunkte mehr, und auch die politischen Parteien würden ver-
schwinden. Damit entfiele zugleich für die Hintergrundkreise die Möglichkeit, über politische 
Marionetten die Gesellschaft in ihrem Sinne zu lenken und zu prägen. 
Für Volksabstimmungen und natürlich noch notwendige Parlamente der Volksvertreter bliebe 
nur die Kompetenz der oben skizzierten Rechtssetzung im eigentlichen Sinne, bei der es nicht 
um inhaltliche Teil- oder Gruppeninteressen, sondern um den rechtlichen Rahmen geht, in 
dem jeder Mündige urteilsfähig ist. 
Das bedeutet, daß sowohl das Wirtschaftsleben als auch das geistig-kulturelle Leben ihre je-
weils eigenen Verwaltungen bräuchten, in denen horizontal in kooperierenden Körperschaften 
die notwendigen koordinierenden, aufeinander abstimmenden vertraglichen Vereinbarungen 
getroffen werden. So daß sich eine Dreigliederung des gesellschaftlichen Lebens in das 
Rechts-, Wirtschafts- und Kulturleben ergäbe, die durch eigene Verwaltungen eine relative 
Unabhängigkeit voneinander hätten, sich aber funktional wie in einem Organismus durchdrin-
gen würden. … 
Es kommt alles darauf an, die jetzige "demokratische" Diktatur endlich im Sinne des sich 
selbst bestimmenden freien Menschen zu verändern, wenn sich die Katastrophen nicht fortset-
zen sollen.<< 
Herbert Ludwig berichtete am 18. November 2015 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
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zer.wordpress.com" über die politischen Parteien (x935/…): >>Das Verhängnis der politi-
schen Parteien 
… Wesen der Partei 
Das Wort "Partei" kommt von lateinisch "pars", was der Teil bedeutet. Parteien vertreten 
weltanschauliche und konkret politische, wirtschaftliche oder kulturelle Teil-Interessen, die 
sie durch möglichst viele Vertreter im Gesetzgebungsverfahren des Parlamentes und in der 
Regierung durchsetzen wollen. Es handelt sich um organisierte Gruppeninteressen, die primär 
nicht das Ganze, sondern Einseitigkeit und Egoismus eines Teiles im Auge haben.  
So prallen mit den Parteien verschiedene Gruppenegoismen im Kampf um die Macht über die 
Gesetzgebung aufeinander. Und wer durch die Wahl die Mehrheit der Stimmen im Parlament 
erhalten hat, kann dem Ganzen des Volkes Gesetze aufzwingen, die den Interessen eines Tei-
les, einer Gruppe, dienen, was zwangsläufig die Vernachlässigung und Unterdrückung der 
Interessen der Anderen bedeutet. 
Das hat mit einem nach Gerechtigkeit geordneten Gemeinwesen nichts zu tun. Der Staat als 
die rechtliche Verfaßtheit aller muß für die Berücksichtigung der berechtigten Interessen aller 
sorgen. Dies wird durch Parteien, die das Gesetzgebungsverfahren in den Händen haben und 
von denen die quantitativ stärkste die Gesetze bestimmt, gerade verhindert. … 
Lobbyismus 
Es gibt noch andere Interessengruppen, die nach der Vorhalle des Parlaments benannten Lob-
byisten. Lobbyismus ist die persönliche argumentative Einflußnahme organisierter Interessen-
gruppen auf die Legislative und Exekutive. Sie wollen, daß die eigenen Interessen nicht nur 
berücksichtigt werden, sondern möglichst bestimmend in die Gesetze eingehen und sie prä-
gen. Im Jahr 2014 waren beim deutschen Bundestag offiziell 2.221 Interessen-Verbände und 
deren Vertreter registriert. … 
Keine Volksvertreter 
Die von den Parteien gestellten Abgeordneten sind keine Volks-, sondern Parteivertreter, de-
ren partikulare Interessen sie im Parlament wahrnehmen. Sie verschleiern das natürlich gerne, 
indem sie als "Volksvertreter" ausgegeben werden. Doch das geflügelte Wort "Wer glaubt, 
daß Volksvertreter das Volk vertreten, der glaubt auch, daß Zitronenfalter Zitronen falten" 
drückt schon in sarkastisch-bitterer Weise den wahren Sachverhalt aus.  
Nach Art. 38 des Grundgesetzes sind die Abgeordneten des Deutschen Bundestages zwar 
"Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Ge-
wissen unterworfen". Das ist aber, seitdem die Abgeordneten ausschließlich von den Parteien 
gestellt werden, eine Fiktion, die sie zur Täuschung und Vernebelung der Wähler vor sich her-
tragen. 
Die Interessen der Partei, die die parteiischen Abgeordneten zu vertreten haben, sind, wie wir 
alle wissen, mit den Interessen des ganzen Volkes nicht identisch. Die SPD vertritt heute noch 
nicht einmal die tief berechtigten Interessen ihrer eigenen ursprünglichen Klientel, der Arbei-
terschaft, sondern weitgehend die der Unternehmer.  
Weicht ein Abgeordneter von der ausgegebenen Linie der Partei- oder Fraktionsspitze ab, ver-
schlechtert sich rapide das persönliche Klima zu ihm. Er wird gemieden, verliert bei nächster 
Gelegenheit seinen Sitz in einem Ausschuß und muß bei fortgesetztem grundgesetzkonfor-
mem Verhalten damit rechnen, bei der nächsten Wahl von der allmächtigen Partei nicht mehr 
als Kandidat aufgestellt zu werden. 
Demokratiefeindlichkeit 
Die Partei und ihre Fraktion im Parlament sind hierarchisch aufgebaute Organisationen, die 
ihre Mitglieder zur Durchsetzung von gemeinsamen Interessen zusammenbinden. Dies kann 
ja auch nur bei geschlossenem Vorgehen erreicht werden. Der Einzelne ist an die durch Mehr-
heitsbeschluß oder Vorstands-Vorgaben verordneten Parteirichtlinien gebunden. Seine eige-
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nen Einsichten, Erkenntnisse und Motive spielen demgegenüber keine Rolle mehr.  
Er unterliegt dem Gruppenzwang, der ihn als freie Individualität, auf der doch die Demokratie 
beruhen soll, ausschaltet und zum gehorsamen "Parteisoldaten" degradiert. Das wird nicht 
dadurch anders, daß er seine parteiinternen Vormünder wählen kann. Der Mensch, durch Er-
kenntnis und Selbstbestimmung über das Tier erhoben, wird im "Hohen Hause", wie der 
Volksmund treffend sagt: zum "Stimmvieh". 
Von daher liegt die Gesetzgebung de facto nicht bei den Abgeordneten, sondern bei ihrer Par-
tei. Gesetzgeber ist im Grunde nicht das Parlament, sondern die Mehrheits-Partei oder Koali-
tionsrunde, wo die Gesetzesvorhaben beschlossen werden. Das Parlament stellt nur noch for-
mal das Forum dar, auf dem der Gesetzgebungsprozeß als leeres Theaterstück für das Volk 
abläuft. Da zudem Parlamentsmehrheit und Regierung von derselben Partei gestellt werden, 
ist die Gewaltenteilung von Legislative und Exekutive praktisch aufgehoben. 
Auch die Judikative ist von Parteimitgliedern durchsetzt und ihre Unabhängigkeit durchlö-
chert, was sich besonders gravierend beim Bundesverfassungsgericht, dem Hüter und maßge-
benden Ausleger des Grundgesetzes auswirkt. Die 16 Richter werden je zur Hälfte von Bun-
desrat und Bundestag gewählt, also von Vertretern der Landesregierungen, die natürlich Par-
teien angehören, und von Parlamentariern, die Vertreter von Parteien sind. Die Parteien 
bestimmen also nach dem Proporz die Richter, die natürlich einer Partei angehören oder ihr 
besonders nahe stehen. … 
Die Parteien durchsetzen also alle Bereiche der Macht des Staates und heben die Gewaltentei-
lung auf, da die Amtsträger überall Mitglieder oder Sympathisanten derselben Partei sind, die 
daher praktisch alle Gewalt in ihrer Hand hält. Die Parteien sind grundsätzlich demokratie-
feindlich. … 
Die Interessen hinter den Interessen 
Die den Staat und seine Organe beherrschende scheindemokratische Parteien-Oligarchie gibt 
die Möglichkeit ab, daß noch ganz andere Interessen sich ihrer bedienen, die nicht offiziell in 
der Lobby vertreten sind, aber aus dem Hintergrund den größten Einfluß entfalten. So ist für 
jeden offensichtlich, daß die Politiker aller Parteien heute weitgehend den Interessen der Fi-
nanzindustrie dienstbar sind, wie man z.B. an der schon Jahre andauernden Rettung der Ban-
ken auf Kosten der Steuerzahler, die als Rettung von Schuldnerländern ausgegeben wird, se-
hen kann.  
Mit Ausnahme der Partei "Die Linke" haben alle Parteien stets mehrheitlich zugestimmt. Man 
kann nicht oft genug auf die treffende Feststellung des sonst zwielichtigen Coudenhove-
Kalergis hinweisen: 
"Heute ist Demokratie Fassade der Plutokratie. Weil die Völker nackte Plutokratie nicht dul-
den würden, wird ihnen die nominelle Macht überlassen, während die faktische Macht in den 
Händen der Plutokraten ruht. In republikanischen wie in monarchischen Demokratien sind 
die Staatsmänner Marionetten, die Kapitalisten Drahtzieher: Sie diktieren die Richtlinien der 
Politik, sie beherrschen durch Ankauf der öffentlichen Meinung die Wähler, durch geschäftli-
che und gesellschaftliche Beziehungen die Minister. … Die Plutokratie von heute ist mächti-
ger als die Aristokratie von gestern: denn niemand steht über ihr als der Staat, der ihr Werk-
zeug und Helfershelfer ist." 
Wenn die Omnipotenz der Gesetzgebung aufgelöst würde, fiele die Parteien-gestützte schein-
demokratische Fassade in sich zusammen und mit ihr auch die Herrschaft der Plutokratie. 
Noch stärker, aber durchaus im Bunde mit der Finanzindustrie, wirkt der übermächtige Bruder 
über dem großen Teich auf die Politiker der Parteien ein; auf die in der Regierung über die 
diplomatischen und geheimdienstlichen Kanäle, auf den Nachwuchs durch die "Young-
Leader-Programme" und Schulungen in den zahlreichen transatlantischen Gesellschaften, in 
denen sie im Verein mit den Alpha-Journalisten der Medien auf die Außenpolitik der USA 
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und die Militärpolitik der NATO eingeschworen werden. Doch die Einwirkung ist natürlich 
noch weit komplexer.  
Erst dann, wenn die Parteien-Oligarchie in der angedeuteten Weise verschwände, bestünde die 
Möglichkeit, den bis dahin von Partei-Kollaborateuren gestützten Vasallenstatus Deutschlands 
allmählich abzuschütteln. …<< 
Das Online-Magazin "Kritisches Netzwerk" berichtete am 26. März 2019 (x952/…): >>Der 
Parteien-Staat 
Gewaltenteilung existiert in Deutschland nur auf dem Papier 
Tatsächlich wird alles von einer kleinen Elite kontrolliert  
von Jochen Mitschka 
Wer entscheidet über die Vergabe von Richterämtern? Die Parteien. Wer entscheidet darüber, 
wer Gesetze beschließen darf? Die Parteien. Und bei wem liegt die exekutive Gewalt ein-
schließlich Beamtenapparat, Polizei und Militär? Raten Sie!  
Hinzu kommt: Die oft als "vierte Gewalt" verklärte Presse ist alles andere als unabhängig. Die 
Parteien mischen über Rundfunkräte und ähnliche Gremien und mittels verschiedener Formen 
der Einflußnahme mit. Gewaltenteilung? Hieran stimmt nur, daß Gewalt weiterhin eine zen-
trale Ausdruckform der Machtkartelle darstellt. Von gegenseitiger Kontrolle kann jedoch kei-
ne Rede sein, und wer sich diesbezüglich auf die Medien verläßt, ist verlassen. 
Immer wieder wird behauptet, daß Deutschland das Prinzip der Gewaltenteilung sozusagen 
"im Blut" hätte, und ganz ernst nehmen würde. Im Grundgesetz gibt es eine Reihe von Rege-
lungen, die ausdrücklich eine horizontale und vertikale Gewaltenteilung vorsehen. Hinsicht-
lich der Justiz sagt Artikel 97 (1) GG: "Die Richter sind unabhängig und nur dem Gesetz un-
terworfen." 
Was allerdings nach Ansicht von Richter Udo Hochschild nicht der Fall ist. … 
Die Justiz 
Beginnen wir mit dem offensichtlichen Fall der Justiz, die der Exekutive untergeordnet ist, 
und damit keinerlei echte Eigenständigkeit aufweist. Die Seite gewaltenteilung.de verrät, daß 
der Europarat die Bundesrepublik aufgefordert hatte, ein System der Selbstverwaltung der 
Justiz einzuführen und die Möglichkeit zu ächten, daß der Justizminister der Staatsanwalt-
schaft Weisungen erteilen kann. 
Deutschland ignoriert diese Aufforderung des Europarats nach wie vor. 
Daß Richterämter nach Parteizugehörigkeit oder -Neigung ernannt werden, wird niemanden 
verwundern, der mit offenen Augen durch die Welt geht. Die Politik, in Form eines Konsen-
ses der staatstragenden Parteien, bestimmt über die Karriere von Richtern. Man könnte auch 
sagen: Die Richterämter werden in Hinterzimmern ausgeklüngelt. 
Noch deutlicher wird es, wenn Politiker nach Aufgabe ihres Mandats zum Verfassungsrichter 
gekürt werden, und dann über die Gültigkeit eben jener Gesetze zu entscheiden haben, die sie 
oder ihre Parteifreunde selbst verabschiedet haben. 
So schreibt die Wochenzeitung "Die Zeit" zur Ernennung des CDU-Bundestagsabgeordneten 
Stephan Harbarth zum neuen Präsidenten des Bundesverfassungsgerichtes: 
"Still, fast geräuschlos ist in Berlin ein neuer Richter für das Bundesverfassungsgericht ausge-
sucht worden, ein Richter, der zudem in zwei Jahren wohl auch Präsident des wichtigsten Ge-
richts der Republik werden wird. ... Auf Vorschlag der CDU soll in der kommenden Woche 
der Jurist Stephan Harbarth vom Bundestag zum Verfassungsrichter gewählt werden, zwei 
Jahre später wird er voraussichtlich Nachfolger des derzeitigen Gerichtspräsidenten Andreas 
Voßkuhle: erster Mann der dritten Gewalt. 
... Roman Herzog etwa war Innenminister von Baden-Württemberg, ehe er Präsident des Ver-
fassungsgerichts wurde (anschließend kehrte er zurück in die Sphäre des Politischen, als er 
Bundespräsident wurde). Jutta Limbach, die bislang einzige Präsidentin des Verfassungsge-
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richts, war zuvor SPD-Justizsenatorin in Berlin gewesen. Derzeit sitzen bereits zwei ehemali-
ge Politiker im Verfassungsgericht, Peter Müller, ehedem Ministerpräsident des Saarlandes, 
und Peter M. Huber, vor der Berufung an das Gericht Innenminister in Thüringen" (Artikel: 
ZEIT ONLINE). 
Das Grundgesetz schreibt vor, daß die Verfassungsrichter je zur Hälfte von Bundestag und 
Bundesrat gewählt werden. Also keineswegs vom Volk - den Wählern -, sondern von den Par-
teien, die selbst wiederum die Regierung durch Koalitionen bestimmen. Mit anderen Worten: 
Die möglichen Angeklagten suchen sich ihre Richter selbst aus. … 
Auch ohne auf die umfangreiche Begründung der Seite gewaltenteilung.de einzugehen, er-
kennt man, daß die Justiz eben nicht unabhängig von der Exekutive - oder genauer gesagt: 
nicht unabhängig von den Parteien - ist, die in der Regel die Regierung bilden, beziehungs-
weise die sich dabei abwechseln, die Regierung zu bilden. 
Und so wird verständlich, warum sich noch kein einziges Regierungsmitglied vor einem Ge-
richt hat verantworten müssen. Weder Altkanzler Kohl bei seiner Verweigerung, Parteispen-
der zu benennen, noch Altkanzler Schröder, der selbst zugab, beim Angriffskrieg gegen Jugo-
slawien das Völkerrecht gebrochen zu haben. 
Kommen wir zur nächsten Säule der Gewaltenteilung. 
Die Exekutive 
In vielen Ländern wird der Regierungschef direkt vom Volk gewählt. Er stellt die Regierung 
auf und bestimmt die Richtlinien der Politik. In Deutschland ist dies nicht der Fall. In 
Deutschland gibt der Wähler seine Stimme einer Partei, die zuvor wiederum einen Kanzler-
kandidaten bestimmt hat. Ob und was dann irgendwann mal die Regierung tut, hängt vom 
"Koalitionsvertrag" ab, der nichts mehr mit den Wahlprogrammen zu tun hat. 
Mit anderen Worten: Die Exekutive wird nicht vom Wähler, sondern von Koalitionsverhand-
lungen bestimmt, die wiederum von Parteien geführt werden. Es gibt keine direkte Einfluß-
nahme des Wählers auf die Regierungspolitik oder auf den Regierungschef. Alles wird durch 
die Parteien im deutschen Bundestag bestimmt. Mit anderen Worten: Diejenigen, die eigent-
lich die Regierung kontrollieren sollen, ernennen sie. 
Und wenn ein Wähler unzufrieden mit der Situation ist, wird erklärt, er müsse wählen, um 
"das geringere Übel" zu wählen, oder, um "Schlimmeres zu verhindern". Tatsächlich geht es 
aber darum, eine ausreichende Wahlbeteiligung zu erreichen, damit die durch die Parteien 
geformte Regierung legitimiert wird. 
Nun zur dritten, der vielleicht wichtigsten Säule der Gewaltenteilung. 
Die Legislative 
Die angeblich "gesetzgebende Macht" in Deutschland ist der deutsche Bundestag. Nun sehen 
wir einmal davon ab, daß ein großer Teil der Gesetze inzwischen von Lobbyverbänden vorge-
schrieben oder von Beraterfirmen überarbeitet wird. Tatsache ist, daß die Regierung Gesetze 
einbringt, und diese dann im Parlament, also im Bundestag, besprochen und angenommen 
oder abgelehnt werden. Theoretisch hat also der Bundestag (bei zustimmungspflichtigen Ge-
setzen auch der Bundesrat) eine kontrollierende Funktion. 
Aber wer ist denn "der Bundestag"? Im Bundestag sind die sogenannten "staatstragenden" 
Parteien vertreten. Zwischen diesen besteht ein grundsätzlicher Konsens, und wer diesen Kon-
sens nicht teilt, der wird nicht als mögliche Regierungspartei akzeptiert. Welche Veränderun-
gen dann in einer Partei stattfinden, kann man an der Vergangenheit der Grünen studieren, 
und bei der Partei "Die Linke" an der derzeitigen innerparteilichen Diskussion. 
Mit anderen Worten: Die Parteien bestimmen im Bundestag, ob ein Gesetz angenommen oder 
abgelehnt wird. Dabei spielt der sogenannte, eigentlich rechtlich gar nicht zulässige, "Frakti-
onszwang" eine große Rolle - sollte der Abgeordnete nicht schon von sich aus, unter Rück-
sicht auf Ruf und Karriere, angepaßt genug sein. 
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Also diejenigen, die die Regierung ernannt haben, bestimmen darüber, ob ein Gesetz, das ihre 
Regierung vorgelegt hat, angenommen wird oder nicht. Um es anders zu erklären: Eine Hol-
ding beschließt, eine Firma zu gründen und mit einem Vorstand zu versehen, und setzt dann 
eigene Leute im Aufsichtsrat zur Kontrolle ein, damit der Vorstand nicht gegen die vorgege-
bene Politik verstößt. Kleinaktionäre werden als Beobachter gerne zugelassen.  
Die Holding gründet außerdem eine Reihe von Zulieferfirmen (Bundesrat) und geht mit die-
sen ebenso vor. Die Vorstände der Zulieferfirmen und des Hauptkonzerns gemeinsam 
bestimmen dann unter den aufmerksamen Augen der Aufsichtsräte die Zusammensetzung der 
Justiz und können innerhalb ihres Zuständigkeitsbereiches auch direkt in Gerichtsverfahren 
eingreifen. 
Hochschild schreibt in seinem Fazit: 
"Die im Art. 20 Grundgesetz vorgesehene organisatorische Dreiteilung der Staatsgewalt ist bis 
heute nicht erfolgt, die deutsche Gewaltenteilung erschöpft sich im Wesentlichen in einem 
Verfassungsgebot. Ob und in welchem Maße dieses Verfassungsgebot befolgt wird, hängt von 
dem guten Willen und der Rechtstreue der im Dienst der Öffentlichkeit handelnden Personen 
ab. 
Der seit dem 19. Jahrhundert unveränderte deutsche Staatsaufbau verhindert nicht die Bünde-
lung von Macht in wenigen Händen: Eine politische Partei oder Parteienkoalition stellt die 
Mehrheit im Parlament sowie die Regierung und beherrscht beide Organe; der Justizapparat 
untersteht der Regierung. Damit werden Sinn und Zweck des Gewaltenteilungsprinzips ver-
fehlt - der Rechtsstaat in Deutschland hat eine offene Flanke." 
Kommen wir zur inoffiziellen, zur "vierten Gewalt im Staat". 
Die Medien 
Zunächst verfügen die Parteien über ihre "politischen Stiftungen" wohl bald über mehr als 1 
Milliarde Euro an Steuergeldern, was zu einem beträchtlichen Teil in mediale Wirkung um-
gewandelt wird. 
"Laut der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) wächst die Zahl der NGOs ständig wei-
ter. Dabei widerspricht die Bundesregierung sich selbst auf ihrer eigenen Website. Denn sie 
schreibt dort einerseits: 'Auch wenn NGOs keiner politischen Partei zuzuordnen sind und sie 
für sich in Anspruch nehmen, allgemeine Gesellschaftsinteressen zu vertreten …'  
Somit wären NGOs grundsätzlich apolitisch. Andererseits erklärt die Bundesregierung partei-
nahe politische Stiftungen zu NGOs, um dann zusätzlich zur Parteinähe, die sich aus Personal, 
Programm und Mittelzuwendungen ergibt, einzuräumen, daß die Finanzierung deutscher 
NGO-Projekte im Ausland oft durch die Bundesregierung erfolgt. 
Die Stiftungen treten in ihrer Entwicklungsarbeit als deutsche 'Nichtregierungsorganisationen' 
(NGOs) auf. Die außen- und entwicklungspolitische Arbeit der Stiftungen wird vom Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), vom Auswärtigen 
Amt (AA) und zu kleineren Teilen von anderen Ressorts finanziert" (JM-Blog). 
Interessenvertretungen der Parteien, also Parteistiftungen, finanziert durch Steuergelder, wer-
den also als "Nichtregierungsorganisationen" bezeichnet und medial auch so behandelt. 
Dann gibt es noch den sogenannten "Öffentlich-rechtlichen Rundfunk". 
… Die Öffentlich-rechtlichen Medien werden durch die Parteien und dem zwischen ihnen 
vereinbarten Konsens und die Koalitionsvereinbarung beherrscht. … 
Medien in Deutschland: Deutsche Medien und Journalisten sind aus historischen Gründen 
besonders eng in transatlantische Netzwerke eingebunden.  
Sowohl Stiftungen als auch die Öffentlich-rechtlichen Medien stehen also, wie die Legislati-
ve, die Exekutive und die Justiz, unter der Kontrolle der Parteien. Bleibt die Gruppe der priva-
ten Medien. 
"Medien gelten in Deutschland als 'Tendenzbetriebe'. Dies schränkt die Rechte der Mitarbeiter 
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ein und stärkt die Rechte des Eigentümers. Mit anderen Worten, der Eigentümer bestimmt, 
was geschrieben, gesendet wird. Je weniger unabhängige Medienunternehmen es gibt, desto 
einseitiger wird natürlich die Berichterstattung. Denn je größer die Unternehmen werden, de-
sto enger sind sie in die Welt der Konzerne und des Finanzwesens eingebunden".  
… Diese "vierte Macht im Staat" könnte also nun tatsächlich eine gewisse Kontrollfunktion 
wahrnehmen, wenn sich denn die politischen Neigungen unterscheiden würden. … 
Mit anderen Worten: Die vierte Gewalt im Staat, die Medien, sind in der Regel mit den Par-
teien auf einer Linie, weshalb keine Kontrolle erfolgt. 
Fazit 
Womit nachgewiesen wäre, daß es keinerlei praktisch wirksame Gewaltenteilung oder -
Gewaltkontrolle in Deutschland gibt. Denn die großen Parteien bestimmen die Handlungen 
der Legislative, der Exekutive und der Justiz. Und über die Medien und "Nichtregierungsor-
ganisationen" der Parteien wirken die Parteien auf die Medien, so daß allenfalls die privaten 
Medien zur Kontrolle in der Lage wären, sollten ihre Weltbilder sich von denen des Parteien-
konsenses unterscheiden. Was aber in Deutschland nicht der Fall ist. 
Die Frage steht im Raum: Warum gehen Wähler überhaupt wählen? Immer wieder wird vor 
Wahlen in ihnen eine neue Hoffnung erzeugt, immer wieder wird auch ein Drohszenario auf-
gebaut, das es zu verhindern gilt. Und so erreicht der Parteienstaat es immer wieder, ausrei-
chend viele Wähler an die Urnen zu rufen, damit diese dem Staat ihre Legitimation erteilen. 
Aber bald sind ja wieder Wahlen. Europawahlen. Dann werden wir wieder für das "Friedens-
projekt" EU und gegen die bösen Nationalisten an die Urnen gerufen, während man uns vor-
gaukelt, die EU wäre Europa, und das EU-Parlament hätte gesetzgebende Gewalt. 
Und wie immer werden wir aufgefordert werden, zuzustimmen, daß Europa drastisch für den 
Frieden aufrüstet, Renten und Löhne niedrig gehalten werden, damit die EU "konkurrenzfä-
hig" bleibt, und daß wir hohe Einkommen schonen, weil das ja gut für alle ist. Wir werden 
zustimmen, daß Schulen, Krankenhäuser, Straßen und Universitäten an private Investoren 
verkauft werden, weil die das viel "wirtschaftlicher" können als der Staat. 
Und wir werden zustimmen, daß Milliarden an Steuergeldern für Beratungsunternehmen von 
außerhalb der EU ausgegeben werden, weil europäische - oder auch deutsche - Beamte angeb-
lich nicht in der Lage sind, die EU beziehungsweise Deutschland zu verwalten. 
Jochen Mitschka, Jahrgang 1952, war unter anderem Unternehmensberater mit eigenem Un-
ternehmen in Südostasien und einem kurzen Einsatz im Rahmen einer UNO-Maßnahme in 
Vietnam. Nebenbei verfaßte er unter Pseudonymen Bücher über Politik und Gesellschaft der 
Region. … Seit seinem Ruhestand im Jahr 2017 schreibt er … Bücher mit dem Schwerpunkt 
Außenpolitik. 2018 erschienen "Die Menschenrechtsindustrie im humanitären Angriffskrieg"; 
"Schattenkriege des Imperiums - Der Krieg gegen den Iran", und in der gleichen Reihe "Die 
Zukunft Palästinas"; die E-Books "Israel 2018" und "Finis Germania oder Deutschlands De-
mokratie ist verloren".<< 
 
14. Weshalb entwickelten sich die öffentlich-rechtlichen Medien der Bundesrepublik 
Deutschland zu linkslastigen Propagandawerkzeugen? 
Der US-amerikanische Journalist und Zeitungspublizist John Swinton (1829-1901) berichtete 
bereits im Jahre 1883 während einer Rede in New York vor anderen Journalisten über die an-
gebliche Unabhängigkeit der US-Presse (x317/248-249): >>… So etwas gibt es bis zum heu-
tigen Tage nicht in der Weltgeschichte, auch nicht in Amerika: eine unabhängige Presse.  
Sie wissen das, und ich weiß das. Es gibt hier nicht einen unter Ihnen, der es wagt, seine ehrli-
che Meinung zu schreiben. Und wenn er es täte, wüßte er vorher bereits, daß sie niemals im 
Druck erschiene. Ich werde wöchentlich dafür bezahlt, daß ich meine ehrliche Meinung aus 
dem Blatt, mit dem ich verbunden bin, heraushalte. 
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Andere von Ihnen erhalten ähnliche Bezahlung für ähnliche Dinge, und wenn Sie so verrückt 
wären, ihre ehrliche Meinung zu schreiben, würden Sie umgehend auf der Straße landen, um 
sich einen neuen Job zu suchen. Wenn ich mir erlaubte, meine ehrliche Meinung in einer der 
Papierausgaben erscheinen zu lassen, dann würde ich binnen 24 Stunden meine Beschäftigung 
verlieren. 
Das Geschäft der Journalisten ist, die Wahrheit zu zerstören, schlankweg zu lügen, die Wahr-
heit zu pervertieren, sie zu morden, zu Füßen des Mammons zu legen und sein Land und die 
menschliche Rasse zu verkaufen zum Zweck des täglichen Broterwerbs. Sie wissen das, und 
ich weiß das, also was soll das verrückte Lobreden auf die freie Presse?  
Wir sind Werkzeuge und Vasallen von reichen Männern hinter der Szene. Wir sind Marionet-
ten. Sie ziehen die Strippen und wir tanzen an den Strippen. Unsere Talente, unsere Möglich-
keiten und unsere Leben stehen allesamt im Eigentum anderer Männer. Wir sind intellektuelle 
Prostituierte. …<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete zum Beispiel im Jahre 1962 
über die "Presse" in der DDR (x009/335-336): >>Die Presse ist im kommunistischen Bereich 
eines der wichtigsten Mittel zur Massenbeeinflussung und zur Verbreitung der kommunisti-
schen Ideologie.  
Die gesamte Presse, über die eine Postzeitungsliste herausgegeben wird, ist Lizenzpresse. ... 
Zeitungslizenzen erhalten ausschließlich die SED, die Massenorganisationen und die durch 
die Blockpolitik gleichgeschalteten Parteien. ...  
… Die Einheit der Nachrichtenpolitik wird durch den ADN gewährleistet.  
Von der in der Verfassung (Art. 9) proklamierten freien Meinungsäußerung kann keine Rede 
sein. 
… Inhaltlich unterscheiden sich die Zeitungen kaum. Der Nachrichtenteil unterliegt in glei-
cher Weise wie die redaktionellen Meinungsäußerungen der zentralen Lenkung. Auslands-
meldungen dürfen nur vom ADN übernommen werden. ... 
Ebenso wie die Tagespresse sind die Wochen- und Monatszeitschriften der Massenorganisa-
tionen gelenkt. Sogar die Fach- und Sportpresse usw. besitzt einen umfangreichen politischen 
und ideologischen Teil. 
Das Fehlen von objektiven Nachrichten und der eintönige Stil und Inhalt der sowjetzonalen 
Presse begründen ein starkes Bedürfnis nach westlicher Publizistik. 
Die Verbreitung westlicher Presse wird als Hetze gegen die "sozialistische Ordnung" aufge-
faßt und mit Zuchthausstrafen bedroht. ...<< 
Herbert Ludwig berichtete am 31. Oktober 2014 in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die 4. Gewalt der Medien (x946/…): >>Der Journalismus als 
Herrschafts-Instrument 
Die Medien können heute dem Menschen die Möglichkeit umfassender Information und Ho-
rizonterweiterung bieten. Dies setzt aber eine wache Haltung voraus, in der er nicht einfach 
naiv oder autoritätsgläubig übernimmt, "was schwarz auf weiß geschrieben steht" oder mit 
sonorer Stimme von "da oben" verkündet wird, sondern es selber durchdenkt und auf seine 
Stimmigkeit überprüft.  
Eine solche Haltung ist indessen noch nicht weit verbreitet, wie man in den Redaktionen sehr 
wohl weiß. So sind die Medien außerordentlich wirksame Instrumente der Beeinflussung und 
Meinungsmache, da die von ihnen verwendeten Begriffe unmittelbar in das Bewußtsein der 
Menschen eindringen, dieses unbemerkt prägen und so Verhalten und Handeln großer Massen 
steuern können.  
Daher haben die modernen Machtstaaten das größte Interesse daran, die Medien direkt oder 
indirekt in ihren Dienst zu stellen. In Diktaturen versteht sich die mediale staatliche Propa-
ganda von selbst. Daß dies in "Demokratien" nicht anders ist, nur versteckter stattfindet, dafür 
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müssen die meisten Menschen erst aufwachen. 
Macht braucht Medien 
Die Macht ist darauf angewiesen, daß sie durchgehend funktioniert, d.h. daß der Wille der 
Herrschenden, der sich in Gesetze und Verordnungen ergießt, befolgt und notfalls von den 
Staatsdienern mit den verschiedenen Mitteln des Zwanges durchgesetzt wird. Die Herrschaft 
funktioniert um so besser und reibungsloser, je bereitwilliger die Untertanen den Willen der 
Herrschenden ausführen und ihr Leben danach einrichten.  
Diese Bereitwilligkeit kann in dem Maße erzeugt werden, als die Herrschenden Sinn und 
Notwendigkeit ihrer Vorhaben den Untertanen durch öffentliche Verlautbarungen und Erklä-
rungen so nahe bringen, daß diese sie einsehen oder zumindest durch den Druck einer ent-
standenen "öffentlichen Meinung" für sich keine andere Möglichkeit sehen und sich daher 
fügen.  
Diese "öffentliche Meinung" kann nur durch dienstbare Journalisten hergestellt werden, aus 
deren möglichst flächendeckenden Informationen, Kommentaren und Diskussionen die Sug-
gestion einer "öffentlichen Mehrheitsmeinung" aufsteigt, die dem Willen der Herrschenden 
entspricht. Sie wird daher zu Recht "veröffentlichte Meinung" genannt. 
In Diktaturen wurde und wird diese Arbeit der Medien am Bewußtsein der Menschen offen 
als Regierungs-Propaganda (lat. propagare - verbreiten) bezeichnet, die von einem entspre-
chenden Propaganda-Ministerium (nach Orwell: "Wahrheits-Ministerium") gesteuert wird.  
In den modernen "demokratischen" Machtstaaten verbietet sich das, da es darum geht, den 
demokratischen Schein zu wahren. Hier erhalten die Medien offiziell den Rang einer unab-
hängigen Instanz, welche die drei klassischen Gewalten der Legislative, Exekutive und Judi-
kative als vierte Gewalt zu kontrollieren habe.  
Abgesehen davon, daß die Unabhängigkeit der drei klassischen Gewalten durch das Parteien-
system, das alle drei durchdringt, längst nicht mehr besteht, ist auch eine unabhängige Presse 
als vierte Gewalt eine täuschende Fassade. Denn, wie wir gesehen haben, bedürfen die "de-
mokratischen" Machthaber für das Funktionieren ihrer naturrechtswidrigen Macht, d.h. zur 
Überwältigung des Willens der Untertanen, ebenfalls der Medien, die sie sich daher auf alle 
mögliche versteckte Weise dienstbar machen, wozu natürlich auch gehört, sie mit Journali-
sten, die einer Regierungspartei angehören oder ihr nahe stehen, zu durchsetzen. 
Daß auch in der "Demokratie" die Medien, besonders natürlich die parteiverseuchten staatli-
chen Fernsehanstalten, Propaganda-Agenturen der herrschenden Politik sind, ist gegenwärtig 
an der geradezu zum Krieg hetzenden "Ukraine-Berichterstattung" für jedermann offensicht-
lich geworden.  
Und zum Glück rebellieren auch immer mehr Menschen dagegen. Elisabeth Noelle-Neumann, 
die Gründerin des Umfrageinstitutes Allensbach, machte schon früh darauf aufmerksam. Sie 
sagte einmal zu dem damaligen FAZ-Journalisten Udo Ulfkotte. "Was Sie heute in den Köp-
fen der Menschen finden, das ist oft gar nicht mehr die Realität, sondern eine von den Medien 
konstruierte, hergestellte Wirklichkeit."  
Die weltweit angesehene Meinungsforscherin und Professorin für Kommunikationswissen-
schaften war eine der wenigen unabhängigen Köpfe in der öffentlichen Arena und erfreute 
sich in den Medien keiner Beliebtheit, "weil sie etwas auszusprechen wagte, das in Deutsch-
land als Tabu galt: die systematische Beeinflussung und Steuerung von Menschenmassen 
durch eine kleine Minderheit der Journalisten. Noelle-Neumann nannte es die "Schweigespi-
rale", wenn Massenmedien wie das Fernsehen Minderheitenmeinungen öffentlich als Mehr-
heitsmeinungen darstellten und die Menschen nicht aufmuckten, sondern aus Angst vor sozia-
ler Isolation einfach dazu schwiegen.  
Aus der Schweigespirale, als wissenschaftliche Theorie in der Kommunikationsforschung von 
Noelle-Neumann schon in den 1970er-Jahren formuliert, ist in den seither vergangenen Jahr-
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zehnten ein noch weitaus mächtigerer und bösartigerer Dämon geworden, der uns Bürger 
heute rund um die Uhr fest im Griff hat. Er manipuliert uns. Und dieser Dämon lügt. Vor al-
lem in Kriegen."  
Es erhebt sich die Frage, wie und wo die verborgene Verzahnung von Macht und Medien in 
Deutschland konkret geschieht. 
Wer hat die Macht in Deutschland? 
Nun ist aber zum Verständnis des politischen Willens der Herrschenden die Erkenntnis wich-
tig, daß es nicht ihr originär eigener ist, daß sie nicht die wirklich Herrschenden sind.  
Abgesehen von der Einbindung Deutschlands in den Beinahe-Bundesstaat EU, der bereits ca. 
80 % der Gesetze des Bundestages vorgibt, sind nach der nüchternen Feststellung des US-
Geostrategen Brzezinski Westeuropa und Mitteleuropa und damit auch die EU amerikani-
sches Protektorat, tributpflichtige Vasallenstaaten. Sie bilden den geostrategischen Brücken-
kopf des US-Imperiums für die Ausdehnung seiner indirekten und direkten Herrschaft nach 
Zentralasien. 
Dieses Unterordnungsverhältnis wird notdürftig als "transatlantische Partnerschaft", als ein 
Bündnissystem von befreundeten Staaten kaschiert, das Brzezinski ironisch ein System der 
indirekten und scheinbar konsensbestimmten Hegemonie der Vereinigten Staaten nennt, in 
dem diese im Mittelpunkt eines ineinander greifenden Universums stehen, in dem die Macht 
durch dauerndes Verhandeln, im Dialog, durch Diffusion und dem Streben nach offiziellem 
Konsens ausgeübt wird, selbst wenn diese Macht letztlich von einer einzigen Quelle, nämlich 
Washington, ausgeht.  
In einem Anfall von Aufrichtigkeit gestand Wolfgang Schäuble am 18.11.2011 auch ein: 
"Und wir in Deutschland sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll souverän 
gewesen."  
Zu diesem indirekten Herrschaftssystem gehört die Einbindung in das US-geführte europäi-
sche Söldnerheer der NATO, in dem die Vasallenstaaten die Herrschaft und Ausbreitung des 
US-Imperiums auch militärisch unterstützen müssen. 
Ein wesentliches Element der indirekten US-Herrschaft über die Vasallenstaaten ist nach 
Brzezinski die Einflußnahme auf deren Eliten in Politik, Wirtschaft und Medien, d.h. ihre 
psychische und karrierefördernde Einbindung in die Interessen und Ziele der USA.  
Diese Einflußnahme und Einbindung der Eliten geschieht in Deutschland in transatlantischen 
Organisationen wie Atlantik-Brücke, Aspen-Institut, Deutsche Atlantische Gesellschaft, Atlan-
tische Initiative, American Academy, American Jewish Committee, Deutsche Atlantische Ge-
sellschaft, Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik, European Council on Foreign Rela-
tions und anderen, die als private Vereine mit hehren Zielen der deutsch-amerikanischen 
Freundschaft und der Völkerverständigung auftreten.  
Im nicht jedermann zugänglichen Inneren werden aber in enger Zusammenarbeit mit amerika-
nischen Elite-Zirkeln und dem CIA "young-leaders" (junge Führer) für Führungsaufgaben 
primär in Politik und Medien herangebildet. Dies öffnet ihnen den Zugang zu weiteren US-
dominierten Zirkeln und Veranstaltungen. "Es ist wie eine Gehirnwäsche. Nur merken die 
deutschen Teilnehmer in der Regel nicht, daß sie einer proamerikanischen Gehirnwäsche un-
terzogen werden." 
Verzahnung 
Hier werden also die maßgebenden politischen Marionetten und journalistischen Propagandi-
sten gemeinsam vorbereitet und indoktriniert, und sie unterstützen oder auch ermahnen sich 
gegenseitig für die amerikanischen Interessen. Neben führenden Politikern wie Angela Mer-
kel, Thomas de Maiziere, Helmut Schmidt, Hans-Peter Friedrich, Cem Özdemir, Peter Alt-
meier, Karl-Theodor zu Guttenberg z.B. sind oder waren Alpha-Journalisten wie Kai Diek-
mann (Bild), Günther Nonnenmacher (FAZ), Josef Joffe (Zeit), Thomas Bellut (ZdF), Thomas 
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Roth (ARD) mit transatlantischen Organisationen in Verbindung. 
Unter diesen nimmt die Atlantik-Brücke eine besonders rührige Stellung ein. Sie wurde 1952 
auf Anregung von John McCloy, früher Weltbankpräsident, Vorstandsvorsitzender von Ro-
ckefellers Chase Manhattan Bank und Hoher Kommissars für die BRD, also führender Kopf 
der amerikanischen Besatzungsmacht, von dem Bankier Eric M. Warburg ins Leben gerufen. 
Marion Gräfin Dönhoff, Mitherausgeberin der Wochenzeitung Die Zeit, gehörte zu den Grün-
dungsmitgliedern.  
Der frühere CDU-Bundesschatzmeister Walter Leisler Kiep war von 1984 bis 2000 Vorsit-
zender. Heute hat Friedrich Merz (CDU) den Vorsitz, zugleich Mitglied der Trilateralen 
Kommission, einer von David Rockefeller gegründeten Lobbyorganisation der Finanzwirt-
schaft, der auch die stellvertretende Vorsitzende der Atlantik-Brücke, die Vizepräsidentin des 
Deutschen Bundestages Edelgard Bulmahn (SPD) angehört. 
Allein in den Jahren 2006 bis 2012 werden in den Jahresberichten der Atlantik-Brücke 88 
Journalisten erwähnt, davon 26 aus dem Bereich der öffentlich-rechtlichen Medien, darunter 
Jörg Schönenborn (ARD), Ingo Zamberoni (ARD), Theo Koll (ZdF), Ingo van Kampen (ZdF), 
Claus Kleber (ZdF), Klaus-Peter Siegloch (ZdF), Friedbert Meurer (Deutschlandradio). 3 
Journalisten waren von der Bild Zeitung, 9 von der ZEIT, 3 von der FAZ, 2 vom Spiegel, 3 
aus dem Springer Verlag, 4 vom Stern, 6 vom Tagesspiegel.  
Die Atlantik-Brücke vergibt einen nach dem ehemaligen US-Botschafter in Deutschland Ver-
non A. Walters benannten Preis "an Persönlichkeiten, die sich in besonderem Maße um die 
deutsch-amerikanischen Beziehungen verdient gemacht haben", wie es offiziell heißt. 
Verschwiegen wird, daß Walters Geheimdienstkoordinator der USA im Ausland und operati-
ver Leiter der CIA war. "Er bezeichnete den Vietnamkrieg bis zuletzt trotz seiner Millionen 
Opfer als einen der nobelsten und selbstlosesten Kriege, den die Vereinigten Staaten je geführt 
haben. Und es war genau dieser CIA-Mann Walters, der in Europa die Grundzüge für das ge-
heime Gladio-Netzwerk (der NATO) aufbauen ließ. …  
Er war an allen politischen Brennpunkten in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts mit sub-
versiven Aktionen maßgeblich beteiligt, so im Koreakrieg (1950-1953), beim Staatsstreich 
gegen den demokratisch gewählten Präsidenten Mossadegh im Iran (1953) … und beim Mili-
tärputsch in Brasilien (1964)." Er war verantwortlich für die CIA-Operation zur Unterstützung 
des Militärputsches in Chile (1973) "und bei Aktivitäten zum Abwürgen der Nelkenrevolution 
in Portugal (1974).  
Seine Spuren sind zu finden bei opferreichen Aktionen gegen demokratische Entwicklungen 
in Angola, Guatemala, Nicaragua und bei den jahrelangen Menschenrechtsverletzungen durch 
die Militärregimes in Südamerika (Operation 'Condor'), bei denen Hunderttausende Menschen 
ermordet, verschleppt oder gefoltert wurden. Und nach diesem CIA-Mann benennt die Atlan-
tik-Brücke, welche das alles verschweigt, heute einen Preis. Und Menschen wie die Bundes-
kanzlerin Merkel oder Bild-Chef Diekmann sind dort Mitglied." 
Methoden 
Die Amerikaner verlassen sich bei der systematischen Beeinflussung der deutschen Eliten 
nicht allein auf ihre "Schulung" in den genannten Vereinen und Veranstaltungen. Sie wissen 
die Bereitschaft durch ein beliebtes Schmiermittel noch zusätzlich zu fördern.  
"In Deutschland ansässige transatlantische Organisationen konnten 2014 US-Fördergelder 
dafür beantragen, wenn sie Deutsche so beeinflussen, daß die proamerikanische Interessen 
vertreten, etwa beim von den USA geforderten Freihandelsabkommen. ... Für jede gut vorbe-
reitete Manipulation deutscher Meinungsführer bei uns gab es zwischen 5.000 und 20.000 
Dollar von der US-Botschaft, je nach Wichtigkeit der beeinflußten Eliten."  
Bewerbungs-Formulare konnten sich die US-nahen Clubs von der Webseite der US-Botschaft 
herunterladen, was offenbar in ausgiebigem Maße geschah, da sich die Botschaft dort aus-
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drücklich für die zahlreiche Teilnahme bedankte. 
Eine wichtige Rolle spielt in diesem System der Einfluß der Geheimdienste auf die Medien, 
wobei die deutschen Geheimdienste wiederum genauso von den USA abhängig sind wie die 
anderen staatlichen Stellen.  
"Die FAZ ermunterte mich ausdrücklich dazu, den Kontakt zu westlichen Geheimdiensten zu 
verstärken und freute sich, wenn ich die mitunter von dort zumindest in Stichworten vorfor-
mulierten Berichte mit meinem Namen versah", schildert Ulfkotte.  
Ein Artikel wurde ihm einmal gar von zwei Mitarbeitern des BND in der FAZ-Redaktion in 
Frankfurt formuliert und "Absatz für Absatz weitgehend vorgegeben." Aufgabe dieser beiden 
war es, Berichte für renommierte deutsche Zeitungen zu schreiben. "Der BND machte das 
damals mit Wissen deutscher Medienhäuser, nach Angabe seiner Mitarbeiter bei vielen Zei-
tungen so."  
"Man kann einen Journalisten billiger haben als eine gute Hure, für einige hundert Dollar im 
Monat. Mit diesen Worten zitierte der Redakteur Philip Graham von der Washington Post 
einen CIA-Agenten über die Bereitschaft und den Preis jener Journalisten, die gewillt waren, 
für die CIA Propaganda-Berichte in Artikeln zu verbreiten. Natürlich mit Rückendeckung der 
Arbeitgeber. …  
Und der BND war der verlängerte Arm der US-Geheimdienste, eine Art Tochterorganisation. 
Man hat mir beim BND zwar nie Geld angeboten. Aber das brauchte man bei mir und vielen 
deutschen Kollegen auch gar nicht. Wir fühlten uns so großartig, wenn wir Auftragsschreiber 
eines Geheimdienstes waren oder irgendwie für ihn arbeiten durften."  
Dabei kann keiner die "Informationen" des Geheimdienstes nachprüfen. Man druckt das ein-
fach. "Ich habe daran zwar freiwillig mitgewirkt, aber mir wurde auch mitgeteilt, daß ich ent-
lassen werden könne, wenn ich da nicht mitmache", so Ulfkotte aus seiner Erfahrung. Nach-
fragen bei befreundeten Anwälten bestätigten ihm, daß dies nach der gängigen Rechtspre-
chung ein Kündigungsgrund sei. 
Aber auch das große Netz der Auslandskorrespondenten ist für den BND interessant. Es ist 
"die perfekte Tarnung, um über unverdächtige 'Journalisten' heikle Recherchen erledigen zu 
lassen." Der BND hat neben 6.000 festangestellten Mitarbeitern auch noch rund 17.000 "in-
formelle" Mitarbeiter, die ganz normale Berufe haben, zu denen offenbar wesentlich zahlrei-
che Journalisten gehören.  
"Das ist weltweit so. Denn wie ich im Laufe der Jahrzehnte im Ausland zwangsläufig mitbe-
kam, war bei amerikanischen oder britischen Zeitungen fast jeder Auslandsreporter zugleich 
auch für die nationalen Geheimdienste tätig. Man muß das einfach im Hinterkopf haben, wenn 
man glaubt, in Medien ´neutrale' Berichterstattung vor sich zu haben." 
Netzwerke 
Der Leipziger Medienwissenschaftler Uwe Krüger hat in einer empirischen Untersuchung 
festgestellt, daß im Zeitraum von 2002 bis 2009 von 219 leitenden Journalisten 64 im Zu-
sammenhang mit 82 Organisationen bzw. Strukturen standen, in denen Kontaktpotential mit 
Repräsentanten von Staat und/oder Konzernen sowohl Deutschlands als auch anderer Länder 
bestand. Dabei handelte es sich nur um Verbindungen, "die mit der Ausübung ihrer journali-
stischen Tätigkeit nicht unmittelbar zu tun hatten." Diese 64 Journalisten arbeiteten bei 13 der 
insgesamt 14 Leitmedien." 
Krüger untersuchte insbesondere die Netzwerke von vier besonders mit den Einrichtungen, 
Instituten, Stiftungen, Konferenzen und Tagungen der Eliten verbundenen US-nahen Alpha-
Journalisten: Klaus-Dieter Frankenberger, bei der FAZ verantwortlicher Redakteur für Au-
ßenpolitik; Josef Joffe, Mitherausgeber der Zeit; Michael Stürmer, Chefkorrespondent der 
Welt, und Stefan Kornelius, Außenpolitik-Ressortleiter der SZ.  
Drei von ihnen hatten schon vor 2002 eine starke Verbindung zu den USA: Frankenberger 
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war 1985-86 Mitarbeiter eines Abgeordneten im US-Repräsentantenhaus und 1990 Marshall 
Fellow der Harvard-University. Kornelius war von 1996 bis 1999 USA-Korrespondent der SZ 
in Washington. Und Joffe studierte an der Universität in Washington, promovierte in Harvard 
und lehrte später jeweils auch als Dozent an beiden Orten.  
Die Netzwerke der vier Top-Journalisten haben auffällige Gemeinsamkeiten: "In allen vieren 
spielen nicht nur Organisationen eine Rolle, die sich mit Außen- und Sicherheitspolitik be-
schäftigen, sondern auch speziell mit der Festigung der transatlantischen Beziehungen, also 
der Partnerschaft zwischen der USA und Deutschland bzw. Europa, die zu einem großen Teil 
über … die Nato vermittelt wird. Alle vier waren Teilnehmer der Münchner Sicherheitskonfe-
renz, die historisch aus der Nato heraus erwachsen ist. Frankenberger und Joffe waren Mit-
glieder der (von David Rockefeller initiierten) Trilateralen Kommission.  
Joffe und Stürmer waren in der Atlantik-Brücke involviert ... Joffe und Kornelius waren im 
American Institute for Contemporary German Studies involviert sowie im American Council 
on Germany ... Frankenberger war Beiratsmitglied der Atlantischen Initiative, ... Kornelius saß 
im Präsidium der Deutschen Atlantischen Gesellschaft, die Lobbyarbeit für die Nato macht. 
Joffe war Teilnehmer der geheimen Bilderberg-Konferenz, ... sowie Kurator der American 
Academy in Berlin und des Aspen Institute Deutschland und hat die US-Fachzeitschrift The 
American Interest mitbegründet.  
Weitere gemeinsame außen- und sicherheitspolitische Organisationen waren die Bundesaka-
demie für Sicherheitspolitik (Frankenberger, Kornelius), die Deutsche Gesellschaft für Aus-
wärtige Politik (Kornelius, Joffe, Stürmer) sowie deren Organ Internationale Politik (Korne-
lius, Frankenberger, Joffe). 
Alle vier Journalisten zeigten aus diesem US- und Nato-geprägten Milieu heraus eine weitge-
hende Übereinstimmung in ihrem "journalistischen Output" auf. Sie argumentierten ganz im 
Sinne der Außen- und Sicherheitspolitik der amerikanischen und deutschen Regierung. Sie 
fordern einen geographisch bis zum Hindukusch und wirtschaftlich bis zu den Ursachen des 
Terrorismus erweiterten Sicherheitsbegriff, und "erwähnen einen Katalog von Bedrohungen, 
wie er ähnlich oder gleichlautend in den offiziellen Dokumenten von Bundesregierung, EU, 
Nato und USA vorkommt."  
Sie erklären, daß der Kalte Krieg zu Ende, das Zeitalter der klassischen Landesverteidigung 
oder das ´Westfälische System' der souveränen Staaten überholt und eine neue Zeit angebro-
chen sei. "Einig sind sich alle vier, daß Deutschland das Bündnis mit den USA (bzw. die 
transatlantischen Beziehungen bzw. die Nato) pflegen sollte, um den Bedrohungen angemes-
sen begegnen zu können."  
Angesichts der Ablehnung deutscher kriegerischer Einsätze durch die Mehrheit der Deutschen 
fordern sie "verstärkte Anstrengungen der Politik, den Bürgern die Notwendigkeit des Militär-
einsatzes in Afghanistan zu vermitteln" und "offensiv für mehr militärisches Engagement zu 
werben." Alle vier verlangen, "daß Deutschland die Ansprüche der Nato erfüllen und somit 
seine Bündnistreue … unter Beweis stellen sollte."  
"Nicht vergessen werden sollten die historischen Leistungen, die die USA und die Nato seit 
Ende des Zweiten Weltkrieges für die Bundesrepublik erbracht haben. Alle vier Journalisten 
führen dies an und erwähnen teilweise Dankbarkeitsgefühle oder kritisieren die Undankbar-
keit der Deutschen." 
Uwe Krüger untersuchte auch die Berichterstattung über die Münchner Sicherheitskonferenz 
mit dem Ergebnis: Die Welt, FAZ und SZ, von denen jeweils ein hochrangiger Journalist auch 
regulärer Teilnehmer war, berichteten detailliert die Auffassungen der Eliten, ohne sie zu hin-
terfragen oder die Kritik der Friedensbewegung zu würdigen. Da die Berichterstattung nicht 
nur von den zuvor beleuchteten Journalisten geleistet wurde, weise dies "auf eine generelle 
Elitenorientierung dieser Redaktionen zumindest in diesem Themenfeld hin." 
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Man wußte ja von dieser Verschwörung. Hier wird ihre Theorie wissenschaftlich bestätigt. 
…<< 
Das Magazin für Kirche und Kultur "KATHOLISCHES" berichtete am 14. Oktober 2015 
(x893/…): >>Käufliche Journalisten manipulieren die öffentliche Meinung 
… Die mediale Konstruktion der Wirklichkeit 
Elisabeth Noelle-Neumann sagte vor etwa 20 Jahren anläßlich eines Redaktionsbesuches der 
FAZ: "Was Sie heute in den Köpfen der Menschen finden, das ist oft gar nicht mehr die 
Realität, sondern eine von den Medien konstruierte Wirklichkeit." Das geschieht durch die 
systematische Beeinflussung und Steuerung der Massen durch eine kleine Minderheit der 
Journalisten. Die Gründerin des Umfrage-Instituts Allensbach benannte die Folge eine 
"Schweigespirale", wenn das Fernsehen ständig Minderheitenmeinungen als Mehrheitsmei-
nungen darstellt. 
Die Bürger präsentieren den Journalisten dafür die Rechnung, indem zwei Drittel der Be-
fragten den Medienleuten mangelnde Objektivität und Glaubwürdigkeit bescheinigen. Die 
Journalisten werden nicht mehr als ehrliche Makler zwischen Politik, Wirtschaft und Welt-
geschehen einerseits und den Bürgern andererseits angesehen. Denn das sind sie nicht. Viele 
von ihnen sind "gekaufte Journalisten".<< 
Nach der sogenannten Wiedervereinigung der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik wurde die öffentliche Meinungsfreiheit im vermeintlich 
"Vereinigten Deutschland" allmählich systematisch nach dem "erfolgreichen DDR-Vorbild" 
ausgerichtet bzw. gleichgeschaltet.  
Die von der neumarxistischen Frankfurter Schule ausgebildeten oder beeinflußten Politiker, 
Hochschullehrer, Lehrer und Journalisten der 68er Bewegung schafften letzten Endes ein 
kommunistisches Gesinnungskartell, um jeglichen Widerstand zu verfolgen, zu unterdrücken 
oder als faschistisch abzuurteilen. Aufgrund der großen Medienmacht der Regierungsparteien 
blieb die Demokratie zwangsläufig auf der Strecke, denn eine unabhängige Demokratie steht 
und fällt bekanntlich mit der Kontrolle der Macht durch freie, kritische, öffentliche Medien 
(sog. "Vierte Gewalt").  
 
15. Warum bezeichnet man die Bundesrepublik Deutschland auch als Kolonie der USA? 
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag wurde am 12. September 1990 ausdrücklich die Souveränität 
der Bundesrepublik Deutschland verkündet. Das neue Verwaltungskonstrukt (BRD und DDR 
= BRD) übernahm jedoch gemäß "Zwei-Plus-Vier-Vertrag" wesentliche Teile des Über-
leitungsvertrages von 1954 (Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fra-
gen vom 23.10.1954) und blieb weiterhin Zwangsmitglied der Europäischen Union, so daß die 
politischen und wirtschaftlichen Selbstbestimmungsrechte der Deutschen weiterhin erheblich 
eingeschränkt blieben.  
Egon Bahr (1922-2015, von 1972-1976 SPD-Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit) erklärte im Jahre 1996 in der Berliner Akademie der Künste (x346/8): >>… Von Kon-
rad Adenauer bis Helmut Kohl waren alle Bundeskanzler inoffizielle Mitarbeiter der 
CIA.<< 
Der SPD-Politiker Oskar Lafontaine (seit 2005 Parteimitglied der "Linken") berichtete am 6. 
Januar 2003 in der BILD-Zeitung (x353/76): >>… Wenn Washington am Golf Krieg führt, ist 
Deutschland immer beteiligt, weil es der Flugzeugträger der USA in Europa ist. Wir sind kein 
souveräner Staat. Wir nehmen gezwungenermaßen an Angriffskriegen der Supermacht teil.<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 27. Februar 2010 über eine Rede des SPD-
Politikers Sigmar Gabriel (von 2009-2017 SPD-Vorsitzender): >>Parteitag in Dortmund: 
SPD-Chef Gabriel holzt gegen Union und FDP 
Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel hat auf dem Sonderparteitag in Dortmund den Angriff 
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auf Schwarz-Gelb in Nordrhein-Westfalen ausgerufen. … 
Der Bundesregierung aus Union und FDP warf Gabriel Unfähigkeit vor. … "Wir haben gar 
keine Bundesregierung", fügte Gabriel unter dem Beifall der rund 450 Delegierten hinzu. 
Vielmehr sei Kanzlerin Angela Merkel, CDU, "Geschäftsführerin einer neuen Nichtregie-
rungsorganisation in Deutschland". …<< 
Der deutsche CSU-Politiker Horst Seehofer, seit 2008 bayerischer Ministerpräsident, erklärte 
am 20. Mai 2010 während einer Unterhaltung mit dem Kabarettisten Erwin Pelzig 
(x317/151): >>… Diejenigen, die entscheiden, sind nicht gewählt, und diejenigen, die gewählt 
werden, haben nichts zu entscheiden.<< 
Egon Bahr, von 1972-1976 SPD-Bundesminister, schrieb am 16. Oktober 2011 in der Wo-
chenzeitung "JUNGE FREIHEIT": >>"Lebenslüge der Bundesrepublik" 
Von einem "Unterwerfungsbrief" sprach Willy Brandt und lehnte eine Unterzeichnung zu-
nächst empört ab: "Schließlich sei er zum Bundeskanzler gewählt und seinem Amtseid ver-
pflichtet. Die Botschafter (der Alliierten) könnten ihn wohl kaum absetzen! Da mußte er sich 
belehren lassen, daß schon Adenauer diese Briefe unterschrieben hatte und danach Erhard und 
danach Kiesinger." So schilderte es Egon Bahr 2009 in der "Zeit" und machte damit erstmals 
die Existenz der sogenannten "Kanzlerakte" öffentlich. Nun nimmt er hier zum zweiten Mal 
dazu in einer Zeitung Stellung. … 
Daß über die geschilderten Realitäten geschwiegen wurde, hat einen einfachen Grund. Es war 
eine der Lebenslügen der alten Bundesrepublik, 1955 mit dem Beitritt zur Nato zu behaupten, 
wir wären souverän geworden. Im obersten Ziel der Einheit der Nation waren wir es nie. Die 
Bundesregierung und die drei Westmächte hatten 1955 dasselbe Interesse: Über die fortdau-
ernde Einschränkung der deutschen Selbstbestimmung nicht zu sprechen. …<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 8. Dezember 2011: >>EU am Scheideweg  
Die öffentliche und die verborgene Seite der Krise  
… Gemeint sind Ereignisse, von denen nur wenige Notiz nehmen und die einem, wenn man 
von ihnen erfährt, glatt die Sprache verschlagen, weil ihre Wirkung die demokratische Ver-
faßtheit der Bundesrepublik Deutschland in ihren Grundfesten erschüttert. 
Nehmen wir nur diesen Satz: Deutschland sei seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu kei-
nem Zeitpunkt ein souveräner Staat gewesen. 
Das sagte nicht irgendein Extremist, sondern sagte kein geringerer als Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) Ende November auf dem "European Banking Congress" in der Alten 
Oper in Frankfurt am Main. 
Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlags 
Es war ein Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlages auf das nationale Selbstver-
ständnis der Deutschen, ausgesprochen von ausgerechnet jenem Mann, der im August 1990 
den deutschen Einigungsvertrag unterzeichnete. Obwohl er schon vor einiger Zeit fiel und von 
einer ganzen Reihe aufmerksamer Internetmedien zitiert wurde, muß dieser Satz noch einmal 
thematisiert werden, weil er einfach so unglaublich ist. 
Das wiedervereinigte Deutschland soll kein souveräner Staat sein? Was ist es dann? Eine Be-
satzungszone? Und wenn ja, von wem besetzt? 
Kein einziger der anwesenden Top-Banker stellte Schäuble diese Fragen. Und wäre das Er-
eignis nicht auf Video dokumentiert worden, man würde es kaum glauben.  
Es braucht nicht viel Phantasie sich vorzustellen, was geschehen wäre, hätte das ein Linker 
behauptet. Aber nun sagte es der Finanzminister einfach mal so dahin, weil er die Preisgabe 
nationaler Souveränitätsrechte an das von Angela Merkel geplante neue Europa herunterspie-
len möchte. Und niemand widersprach ihm. 
Souveränität gibt es seit den Kriegen nicht mehr 
Schäuble leitete diese Passage seiner Rede mit den Worten ein: "Die Kritiker, die meinen, 
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man müsse eine Kongruenz zwischen allen Politikbereichen haben, die gehen ja in Wahrheit 
von dem Regelungsmonopol des Nationalstaates aus." 
Diese durch das Völkerrecht geschützte Souveränität sei aber in Europa spätestens mit den 
beiden Weltkriegen "längst ad absurdum geführt" worden. 
Und weil dies so sei, formulierte er jenen folgenschweren Satz: "Und wir in Deutschland 
sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen." ...<< 
Der Hörfunksender "Deutschlandfunk" sendete am 4. August 2013 ein Gespräch mit dem 
deutschen Politiker Gregor Gysi (von 1990-2000 und ab 2005 Bundestagsabgeordneter der 
LINKEN):  >>"Das ist mir alles zu lahm" 
… Gregor Gysi im Gespräch mit Gerhard Schröder 
Gerhard Schröder: Herr Gysi, … Tempora, X-Keyscore … Sie bezeichnen Programme, mit 
denen britische und amerikanische Geheimdienste massenhaft E-Mails und andere Daten von 
auch Privatnutzern im Internet abschöpfen sollen. Das behauptet zumindest der frühere ameri-
kanische Geheimdienstler Edward Snowden, der sich derzeit in Rußland versteckt hält. Sind 
für Sie die Ausmaße dieses Abhörskandals schon erkennbar? 
Gregor Gysi: Nein, noch nicht …Es geht offensichtlich um Millionen Daten, es sind natür-
lich schwerwiegende Grundrechtsverletzungen, und ich finde, daß unsere Regierung viel zu 
wenig tut. Aber was ich eben auch erstaunlich finde ist, daß ja das Besatzungsstatut immer 
noch gilt. Wäre es nicht doch an der Zeit, daß wir mal als Land souverän werden und die Be-
satzung beendet wird? Dazu müßte eben auch das Besatzungsstatut aufgehoben werden. Jetzt 
haben sie nur die Verwaltungsvereinbarung zwischen den Geheimdiensten aufgekündigt, das 
reicht nicht. Wir brauchen kein Besatzungsstatut mehr, Deutschland muß das beenden. …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 28. Mai 2014: >>Bundesregierung 
ohne Mitspracherecht: USA modernisieren Atomwaffen 
Die Bundesrepublik hat kein Mitspracherecht bei der Stationierung und Modernisierung von 
amerikanischen Atomwaffen in Deutschland. Darüber habe es "keine Verhandlungen" gege-
ben, teilte die Bundesregierung nach Angaben der Rheinischen Post auf eine Anfrage der 
Grünen mit. 
Hintergrund ist die Ankündigung der amerikanischen Regierung, ihre Atomwaffen in 
Deutschland zu modernisieren. Dazu sollen ab 2020 neue Kernwaffen des Typs B61-12 in der 
Bundesrepublik stationiert werden. 
Grünen werfen Bundesregierung Heuchelei vor 
Das Bundesverteidigungsministerium verteidigte die Pläne. Diese dienten dazu, "die Sicher-
heit und Zuverlässigkeit aller von diesem Programm erfaßten Nuklearwaffen auch weiterhin 
auf höchstem Niveau sicherzustellen und damit die Glaubwürdigkeit der nuklearen Abschrek-
kung zu gewährleisten". 
Die Grünen warfen der schwarz-roten Koalition nun ein "doppelzüngiges Spiel in Sachen 
Atomwaffen" vor. Daß die Bundesregierung weder informiert wurde, noch nachgefragt habe, 
sei "nicht nur peinlich, sondern auch verantwortungslos", kritisierte die Bundestagsabgeordne-
te Agnieszka Brugger.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 2. Mai 2015 (x887/...): 
>>Jämmerlicher Vasall 
Die BND-Affäre taucht die Bundesrepublik in ein katastrophales Licht 
Der neueste Geheimdienstskandal wirft fundamentale Fragen nach dem Wesen dieser Repu-
blik auf. Gibt es die "Kanzlerakte" doch? 
Das Licht, welches die neuesten Enthüllungen zur Kungelei zwischen dem deutschen Bundes-
nachrichtendienst BND und US-Geheimdiensten auf die Bundesrepublik wirft, ist katastro-
phal. Die Republik erscheint wie ein jämmerlicher Vasallenstaat, dessen ferngesteuerte Füh-
rung im Auftrag einer fremden Macht gegen die Interessen des eigenen Landes und Volkes 
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agiert.  
Kanzlerin Merkel und ihre Entourage werden einiges aufbieten müssen, um dieses verheeren-
de Bild zu korrigieren. Billige Ausflüchte wie beim letzten Durchlauf der immer wieder auf-
flammenden BND-NSA-Affäre darf man ihr nicht mehr durchgehen lassen. 
Der BND hat also zigtausende Informationen an die US-Dienste gegeben und den Amerika-
nern dabei, wie es aussieht, sogar bei der Industriespionage gegen deutsche und europäische 
Unternehmen geholfen. Prominentestes Opfer sei Airbus. Das Kanzleramt wußte davon seit 
spätestens 2010 und unternahm nichts. 
Als Argument für die Beihilfe, die wie ruchloser Verrat aussieht, wird angeführt: Man benöti-
ge im Gegenzug brisante US-Informationen, etwa zum islamischen Terror. Ohne die Gaben 
der US-Agenten sei man hier "blind und taub", was Deutschlands Sicherheit gefährde. Dafür 
verlangten die Amerikaner billigerweise entsprechend wertvolle Gegenleistungen. 
Diese Begründung für den Vasallendienst ist mehr als fadenscheinig. … 
Was bedeutet "taub und blind" überhaupt? In Berlin wird dem BND gerade ein gigantischer, 
milliardenteurer Gebäudekomplex hingestellt, 6.500 Mitarbeiter tun beim BND Dienst, sie 
verschlingen einen Jahresetat von mehr als 600 Millionen Euro. Wenn dabei nur Blindheit 
und Taubheit herauskommen, ist die Frage zwingend, was dort eigentlich getrieben wird. 
Der frühere CDU-Außenpolitiker Willy Wimmer warnt, der Vorfall sei Nahrung für das Ge-
rücht über eine angebliche "Kanzlerakte", nach der jeder Bundeskanzler seit 1949 der USA 
die Treue schwören müsse, bevor er ins Amt gelange. Wenn Merkel sich erneut herauszuwin-
den versucht, sind solche Gerüchte kein Wunder. Mit den Ausflüchten muß endlich Schluß 
sein.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "compact-online" berichtete am 13. Juli 2015 über eine 
Rede des deutschen CDU-Politikers Wolfgang Schäuble vom 18.11.2011 in Frankfurt: >>Ein 
Staat im Wachkoma 
Die Augenwischerei nimmt kein Ende. Seit nunmehr 70 Jahren phantasieren Politiker und 
Medien im Widerspruch zur ständigen Rechtsprechung vom Untergang des Deutschen Rei-
ches. Dem liegen Mißverständnisse und bewußte Falschinformationen zu Grunde, wie sich 
gerade wieder gezeigt hat. 
… Im Lichte der heutigen Besatzungssituation Deutschlands, bedingt durch die fortgeltenden 
Besatzungsstatute und Vorbehaltsrechte der Alliierten, die in Deutschland Militärbasen, ame-
rikanische Atomwaffen und grenzenlose Spionage überhaupt erst möglich machen und vor 
dem Hintergrund, daß Deutschland nach wie vor bei den Vereinten Nationen als Feindstaat 
geführt, keine Verfassung, kein gültiges Grundgesetz und keinen Friedensvertrag hat, läßt sich 
das Fortbestehen des Deutschen Reiches nur so verstehen, wie Wolfgang Schäuble es im No-
vember 2011 formulierte: "Wir hier in Deutschland sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem 
Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen."  
Das ist mittlerweile vielen klar geworden, besonders seit der NSA-Affäre, was allerdings die 
Konsequenzen dieser Aussage sind, verstehen nach wie vor die Wenigsten. Wenn Deutsch-
land seither kein souveräner Staat mehr gewesen ist, dann deshalb, weil der einzig legitime 
Staat auf deutschem Territorium, der jemals souverän gewesen ist, daß Deutsche Reich war, 
das nach Auffassung der Richter in den letzten völkerrechtlich verbindlichen Grenzen vom 
31. Dezember 1937 Bestand hatte. Dieses Deutsche Reich konnte nicht einfach untergehen 
oder von einer sogenannten Bundesrepublik vereinnahmt werden. 
Erinnert wird hier an die Worte von Theo Waigel beim Schlesiertreffen in Hannover im Juli 
1989, der seinerzeit formulierte: "Durch die Kapitulation der deutschen Wehrmacht am 8. Mai 
1945 ist das Deutsche Reich nicht untergegangen." Das heißt: Der legitime Staat, auf dem wir 
uns heute befinden heißt nicht Bundesrepublik Deutschland sondern immer noch Deutsches 
Reich. Das hat nichts mit Geschichtsrevisionismus und noch viel weniger etwas mit braunem 
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Gedankengut zu tun - obwohl allein der Name "Reich" bei vielen unwillkürliche Beißreflexe 
auslöst.  
Hier geht es nicht um die Wiederherstellung des sogenannten Dritten Reiches, sondern um das 
Anknüpfen an die letztgültige und in freier Art und Weise erlassene Deutsche Verfassungs-
ordnung von 1871. Die tausendjährige deutsche Rechts- und Verfassungsgeschichte gebietet, 
daß man sich an ihr orientiert, wenn man die Besatzung Deutschlands aufheben und wieder 
zum Recht und zum Frieden zurückfinden will. 
Daß das Bundesverfassungsgericht sich damals anmaßte, die BRD als identisch mit diesem 
souveränen Deutschen Reich zu bezeichnen, ist als Täuschung wahrzunehmen, denn die BRD 
war, besonders wenn man die historische Situation während des Urteils 1973 bedenkt, weder 
souverän, noch wiedervereint, noch in irgendeiner anderen Weise dazu befähigt, über den 
völkerrechtlichen Zustand des besiegten Deutschen Reiches zu bestimmen. Darauf weist auch 
die Formulierung hin, das Deutsche Reich besäße nach wie vor "Rechtsfähigkeit", sei aber 
nicht "handlungsfähig".  
Das geht nur deshalb zusammen, weil die Siegermächte völkerrechtlich nicht im Stande wa-
ren, den legitimen Deutschen Staat - dessen Geschichte weit über die zwölf dunklen Jahre 
hinausweist - vollends aufzulösen. Also installierten sie ein Besatzungskonstrukt oben drauf. 
Zuerst in vier Besatzungszonen aufgeteilt, dann zu zwei deutschen Teil-Verwaltungen - BRD 
und DDR - zusammengefaßt, dann ab 1989 wieder zusammengefügt, gab es nie den Moment, 
an dem ein von den Siegermächten errichtetes Staatskonstrukt das Deutsche Reich abgelöst 
hätte. Das war völkerrechtlich unmöglich. Was aber möglich war, war die Handlungsunfähig-
keit des Deutschen Reiches sicherzustellen - bis heute geschieht dies auf verschlungenen Pfa-
den. 
Seit der militärischen Niederlage 1945 liegt das Deutsche Reich - das sich aus Staatsvolk, 
Staatsgebiet, Staatsverfassung und Staatsgewalt zusammensetzte - im Wachkoma. Die Bun-
desrepublik Deutschland, nach Aussage der Väter des Grundgesetzes ein Besatzungskonstrukt 
ohne Verfassung, die den ehemaligen Siegermächten ihre Befugnisse sichern und daher nur 
als Verwaltungsgebiet angesehen werden kann, war ebenso wie Deutsche Demokratische Re-
publik nie ein Staat im eigentlichen Sinne. Der Hauptgrund dafür ist der, daß sie beide 1949 
durch die Alliierten gegründet worden sind und bis zum Schluß dem Diktat der Sieger unter-
lagen.  
Bei der sogenannten Wiedervereinigung wurde das Deutsche Reich nicht wiederhergestellt, 
sondern lediglich zwei Verwaltungskonstrukte zusammengeführt, ohne dabei aber das Besat-
zungsrecht tatsächlich aufzuheben, wie aus den Klauseln des Zwei-plus-vier-Vertrages deut-
lich wird, der noch Teile des Überleitungsvertrages von 1954/55 fortbestehen ließ. Explizit 
wurde damit 1989/90 sichergestellt, daß die USA als Hauptsiegermacht weiterhin ihre Befu-
gnisse über Deutschland behalten würde. …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" 05/2018 berichtete im Mai 2018: >>"Die 
Deutschen gehorchen, wie seit über 70 Jahren" 
_Rolf Hochhuth im Gespräch mit Jürgen Elsässer 
Ami go home: Der gefeierte Autor analysiert die Lage der Nation und teilt nach allen Seiten 
kräftig aus. Angesichts der Großen Koalition fürchtet er um den Bestand der Demokratie. Be-
sonders die Unterwürfigkeit gegenüber den Vereinigten Staaten bringt ihn zur Weißglut. …  
Die BRD als US-Bundesstaat 
Woran arbeiten Sie derzeit? 
Germany, 52. US-Bundesstaat, so wird mein nächstes Stück heißen. 
Um was geht es darin? 
Rolf Hochhuth: Im ersten Akt muß Verteidigungsstaatssekretär Willy Wimmer dem Bundes-
kanzler Ende der 1980er Jahre melden, was die USA uns als ihrem charakterlosen Satelliten 
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zumuten: die atomare Vernichtung Dresdens und Potsdams. Genau wie es, als einziger Deut-
scher (!), Schäuble sinngemäß gesagt hat: "Wir waren seit Kriegsende nicht eine Stunde sou-
verän." 
Im zweiten Akt bittet Putin Siemens-Chef Joe Kaeser in sein Büro und bietet an, daß die 
Deutschen den Russen ihren ICE bauen können: der größte Industrieauftrag, den es je gab! 
Doch der US-Präsident verbietet das, und die Deutschen gehorchen, wie seit über 70 Jahren. 
Vollkommen unterwürfig und ekelhaft, wie seit ihrer totalen Kapitulation 1945. Als hätten wir 
zum zweiten Mal Auschwitz verbrochen, zwingen uns die Amerikaner, dieses märchenhafte 
Riesengeschäft an China abzutreten! Merkwürdig, daß hierzulande keinem aufgeht: Eine Re-
gierung, die sich derart von den USA maßregeln läßt, kann gar nicht im Interesse Deutsch-
lands handeln! 
"In entscheidenden Fragen sind wir ohne jedes Selbstbestimmungsrecht gegenüber dem Pen-
tagon." 
Und der dritte Akt, auch angezettelt auf Geheiß Amerikas: Abriß der zwei 90 Jahre alten, 
höchst ruhmreichen Kudamm-Bühnen, die von den zwei großen Juden Max Reinhardt und 
Oskar Kaufmann aus eigener Tasche finanziert worden sind. So wie Fontane es schriftlich 
gab: "Die Juden finanzieren uns Deutschen die Kultur, und wir Arier finanzieren den Antise-
mitismus." Eine Kulturschande, wie Berlin sie bisher allein mit der Bücherverbrennung unter 
den Nazis erlebt hat, und zweitens mit der Vernichtung des Schlüter-Schlosses durch die 
SED-Verbrecher. … 
Wollen Sie damit sagen, daß wir in der Bundesrepublik keine legalen Mittel mehr haben, um 
Opposition und Widerstand zu betreiben? 
Rolf Hochhuth: Genau das will ich sagen. Denn in entscheidenden Fragen, nicht in so Neben-
sächlichem wie Scheidungen oder Steuerhinterziehung oder Bestechung im Sport, sind wir 
ohne jedes Selbstbestimmungsrecht gegenüber dem Pentagon. Auf dessen Geheiß schicken 
wir deutsche Soldaten nach Litauen, 180 Kilometer vor Petersburg - also dorthin, wo wir 
Deutschen in nur 26 Jahren schon zwei Mal gestiefelt sind! 
"Ich habe Frau Wagenknecht gewählt - also zum ersten Mal in meinem sehr langen Leben 
links." 
Wen kann man noch wählen? 
Aber wir könnten doch eine andere Regierung wählen, die uns aus der babylonisch-ameri-
kanischen Gefangenschaft führt? 
Rolf Hochhuth: Nein, aus der kommt die BRD niemals mehr heraus  - genau der Grund, war-
um ich nicht von Deutschland spreche, sondern von dem 52. US-Bundesstaat, der wir ja in 
Wahrheit nur noch sind, dank Hitlers Krieg und seiner Ermordung der sechs Millionen!  
Dokumentiert ist zum Beispiel die sehr verständliche Ausrede des Schweizers Ackermann, 
viele Jahre Chef der Deutschen Bank, warum er nicht trotz überbordenden Reichtums der Eu-
ropäer den Dritte-Welt-Ländern den Schuldenschnitt gewähre: "Weil ich dann ebenso ermor-
det werde wie Herrhausen!" Der war sein Vorgänger und wurde von den Amerikanern totge-
macht - genau deshalb, weil er riskiert hatte, als anständiger Europäer diesen Schuldenschnitt 
vorzuschlagen. 
Wir haben ja in der BRD als maßgebend - alle anderen sind viel zu schwach -, nur noch die 
Einheitspartei CDU-SPD. Warum? Weil hier sogar unsere Politiker nicht wissen, daß in den 
zwei Demokratien England und Amerika die Große Koalition nur im Krieg erlaubt wird! 
Denn wem Demokratie am Herzen liegt, der weiß, mit der großen Koalition wird diese abge-
würgt - jedenfalls wenn sie länger dauert als ein Jahr -, weil der stärkere Partner, bei uns im-
mer die Schwarzen, die Roten mundtot und blöde quatscht. 
Wir Deutschen merken es aber deshalb nicht, weil wir im Hinblick auf die sogenannte innere 
Freiheit immer willenlos-unzurechnungsfähig waren. Natürlich keineswegs, was Freiheit ge-
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genüber Fremden betrifft, sonst hätte es ja unseren höchst ruhmvollen Krieg gegen Napoleon 
nie gegeben. So ist die SPD mit ihren jammervollen 18 Prozent, wie die letzte Umfrage be-
legt, keine eigene Partei mehr; sie wurde in der Umarmung der Merkel-Regierung vollständig 
entmannt. …<< 
 
16. Wieso zählt Angela Merkel zur gehorsamen Erfüllungsgehilfin und willigen Hand-
langerin der Neuen Weltordnung?  
Angela Merkel (ab 1990 Pressesprecherin des DA-Vorsitzenden und MfS-Mitarbeiters Wolf-
gang Schnur, seit März 1990 stellvertretende Regierungssprecherin der Ost-CDU, 1991-1994 
Bundesministerin für Frauen und Jugend; 1994-1998 Bundesministerin für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit, 1998-2000 CDU-Generalsekretärin, 1999 spielte "Kohls Mäd-
chen" während der CDU-Finanz- und Parteispendenaffäre die Rolle der rückhaltlosen Aufklä-
rerin, da sie nicht mit dem Spendenskandal der "Patriarchen" Kohl, Schäuble u.a. in Verbin-
dung gebracht werden konnte, Merkel forderte z.B. am 22.12.1999 in der FAZ die CDU auf, 
sich von Kohl zu trennen, 2000-2018 CDU-Bundesvorsitzende, nahm im Mai 2005 am "Bil-
derberger-Treffen" in Rottach-Egern teil, seit Herbst 2005 erste Bundeskanzlerin Deutsch-
lands, erhielt 2008 die Goldmedaille der jüdischen Freimaurerloge B'nai B'rith). 
Im Verlauf des schwersten Erdbebens in der Geschichte Japans überflutete am 11. März 2011 
ein Tsunami (durch Seebeben erzeugte Flutwelle) große Gebiete der japanischen Nordostkü-
ste. Im Kernkraftwerk Fukushima Daiichi ereignete sich aufgrund dieser Flutwelle ein Super-
GAU.  
Nach dieser Atomkatastrophe im japanischen Fukushima entschied sich Bundeskanzlerin 
Merkel für eine Kehrtwende in der deutschen Atompolitik. Am 30. Juni 2011 beschloß der 
deutsche Bundestag den Atomausstieg und die sogenannte Energiewende (Abschaltung aller 
19 deutschen Kernkraftwerke - die wohlgemerkt derzeit sichersten aller weltweit in Betrieb 
befindlichen 473 Kernkraftwerke - bis zum Jahr 2022). 
Im Jahre 2015 gab die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel (ohne Zustimmung des Bun-
destages) das große Willkommenssignal. Daraufhin kamen mindestens 1,1 Millionen Flücht-
linge und Migranten unkontrolliert und nicht registriert nach Deutschland Bei diesen angeb-
lich politisch Verfolgten (gemäß Grundgesetz Artikel 16a), Kriegsflüchtlingen (gemäß Genfer 
Konvention) und Wirtschaftsmigranten handelte es sich hauptsächlich um muslimische Män-
ner, vor allem aus dem Nahen und Mittleren Osten sowie den Maghrebstaaten (Marokko, Al-
gerien, Tunesien, Libyen) und der Sahelzone (u.a. Nigeria und Eritrea).  
Wer es wagte, diese selbstmörderische "Asylpolitik" bzw. den Anfang einer systematischen 
Umvolkung zu kritisieren, wurde durch die Meinungsmedien sofort als Nazi beschimpft und 
ausgegrenzt. Kanzlerin Angela Merkel beschloß praktisch im Alleingang, mindestens 1,1 Mil-
lionen Flüchtlinge und Migranten ins Land zu holen. 
Das US-Magazin "TIME" wählte Angela Merkel im Dezember 2015 zur "Person des Jahres" 
(x323/43). 
Infolge der illegalen Masseneinwanderung aus dem Nahen und Mittleren Osten sowie Afrika 
explodierten nachweislich die "asylbedingten Kosten". Allein für 2016/17 ging das Bundesfi-
nanzministerium von etwa 43 Milliarden Euro aus. Diese "asylbedingten Kosten" sind zukünf-
tig jährlich von den deutschen Steuerzahlern aufzubringen. Im Jahre 2017 stellte Bundeskanz-
lerin Merkel ("Wir schaffen das ...") vor der Bundestagswahl nochmals klar, daß es mit ihr 
keine Obergrenze für Flüchtlinge geben wird und weiterhin ein verstärkter Familiennachzug 
erfolgen sollte. 
Die von Bundeskanzlerin Merkel angeordneten politischen Destabilisierungsmaßnahmen 
dienten nicht dem Wohle des deutschen Volkes und fügten der Bundesrepublik Deutschland 
gigantische Schäden zu.  
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Bundeskanzlerin Merkel leitete zum Teil ohne Zustimmung des Bundestages eigenmächtig 
u.a. folgende katastrophalen Destabilisierungsmaßnahmen ein:  
Beschluß vom 30. Juni 2011 über den Atomausstieg bzw. die sog. Energiewende (Zerstörung 
der bisherigen stabilen Stromversorgung). Aussetzung der Wehrpflicht ab 1. Juli 2011 und 
Reduzierung der Streitkräfte von 330.000 auf 180.000 Soldaten (Zerstörung der bisherigen 
Verteidigungsfähigkeit). Ratifizierung des ESM-Vertrages (unbegrenzter Ankauf von Staats-
anleihen der angeschlagenen Euro-Staaten) im Jahre 2012. Grenzöffnung im Jahre 2015 
(Masseninvasion von mindestens 1,1 Millionen Migranten aus dem Mittleren Orient und aus 
Afrika). Unterzeichnung des umstrittenen UN-Migrationspaktes ("Global Compact for Migra-
tion") im Jahre 2018. Starrsinnige Durchsetzung der "WHO-Corona-Notverordnungen" (seit 
März 2020 wurden in Deutschland u.a. ungezählte ökonomische Existenzen zerstört und we-
sentliche demokratische Grundrechte außer Kraft gesetzt). 
Die arglistig durch die eigene Regierung eingeleiteten Destabilisierungsmaßnahmen werden 
die staatlichen Institutionen und den deutschen Industriestandort unweigerlich komplett rui-
nieren sowie die wirtschaftlichen und sozialen Strukturen der Bundesrepublik Deutschland 
und letzten Endes das gesamte Land unaufhaltsam zerstören. 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 11. März 2000 (x887/...): >>Ein un-
terschätztes "Mädchen" 
Angela Merkel dürfte im April an die CDU-Spitze gelangen 
In der Partei nennt man sie "das Mädchen". Doch der Spitz- oder Kosename ist eine Unter-
treibung. Machtbewußt wie kaum ein anderer Politiker hat Angela Merkel ihren Durchmarsch 
an die Parteispitze fast geschafft. Wenn nicht alle Eindrücke täuschen, dürfte die 45jährige 
Pastorentochter aus Mecklenburg-Vorpommern am 10. April als Nachfolgerin von Wolfgang 
Schäuble an die CDU-Spitze gewählt werden. Damit wird die CDU künftig mehr nach links 
driften, wenn die Bundestagsfraktion mit ihrem neuen Vorsitzenden Friedrich Merz nicht ge-
gensteuert. 
Der unaufhaltsame Aufstieg der Angela Merkel begann mit der verlorenen Bundestagswahl 
1998, nachdem sie in den letzten Jahren der Kohl-Ära als Umweltministerin und stellvertre-
tende CDU-Vorsitzende eine unauffällige Rolle gespielt hatte. Kohl hatte die aus dem "De-
mokratischen Aufbruch" der DDR kommende Politikerin in den wilden Wendezeiten ent-
deckt, weil sie ihre Arbeit als stellvertretende Regierungssprecherin des letzten DDR-
Ministerpräsidenten Lothar de Maiziere vorzüglich verrichtete. Fortan stand sie im System 
Kohl für die Ost- und Frauenquote.  
Erst Schäuble erweckte die in der Rostockerin - in Hamburg geboren - steckenden Talente und 
beförderte sie, nachdem er den CDU-Chefsessel von Kohl übernommen hatte, zur Generalse-
kretärin. Eloquent ging Frau Merkel ans Werk. In der Familienpolitik setzte sie mit dem im 
Dezember verabschiedeten Grundsatzpapier andere Akzente. Seitdem gehören für die CDU 
homosexuelle Lebensgemeinschaften auch "irgendwie" zu den Familien.  
In der aktuellen Finanz- und Spendenkrise spielte Frau Merkel die Rolle der rückhaltlosen 
Aufklärerin. Da sie nicht mit dem Finanzsystem des "Patriarchen" in Verbindung gebracht 
werden konnte, stand sie im Gegensatz zu dem sich immer stärker selbst verstrickenden 
Schäuble im Ruf einer glaubwürdigen Politikerin. … 
Die alten Herren der CDU haben "das Mädchen" unterschätzt.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 3. April 2004 (x887/...): 
>>Auf dem Weg zu einer "DDR light"? 
… Instrumentalisierter Antifaschismus war schon als Aushängeschild und Drohgebärde un-
verzichtbar für das DDR-Regime. Sind nun im wiedervereinigten Deutschland an die Stelle 
der im SED-Staat alles beherrschenden "Sieger der Geschichte" heute die fast ebenso einfluß-
reichen "politisch korrekten" Gutmenschen getreten? ... 
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Wer heute eine "rechte" Position bekämpft, muß sich - ebenso wie dereinst in der DDR - da-
mit nicht inhaltlich auseinandergesetzt haben, braucht weder Sekundärliteratur noch Quellen, 
sondern muß nur allgemeines Einverständnis mit den "Anständigen" und "Gutwilligen", nur 
seine "Betroffenheit" signalisieren. Im Unterschied allerdings zu den Zeiten der organisierten 
Antifa-Aufmärsche der SED-Ära geschieht heute die fröhliche Hatz auf "Rechte" völlig frei-
willig. ... 
Jedem im konservativen Lager Stehenden hätte eine gewalttätige Vergangenheit wie die des 
Joschka Fischer politisch das Genick gebrochen. Ideologische Jugendsünden werden eben nur 
dann verziehen, wenn sie aus der linken Ecke kamen. Sympathisantentum ist nur dann "in", 
wenn es Marx und Lenin, Mao und Ho Chi Minh galt.  
Argumente, daß Grenzen zwischen Opfern und Tätern oft fließend seien - besonders in Dikta-
turen, daß man alles in seiner historischen Bedingtheit sehen müsse und jeder ein Kind seiner 
Zeit und seiner Umwelt sei und daß deshalb Pauschalisierungen stets problematisch seien - 
solche Argumente kann sich zwar jeder Russe zugute halten bezüglich der sieben Jahrzehnte 
unter Lenin, Stalin, Breschnew und Konsorten, sie gelten jedoch nicht für die Deutschen im 
21. Jahrhundert bezüglich der zwölf Jahre des Tausendjährigen Reiches.  
Deshalb muß noch immer "bewältigt" werden, müssen wir auch fast sechs Jahrzehnte nach 
Kriegsende noch immer die potentiellen "willigen Vollstrecker" … als TV-Serien-Monster zur 
Abschreckung vorgeführt bekommen - und sei es bis zum Erbrechen! Unter der "Moralkeule" 
des Holocaust muß sich jede neue Generation immer wieder erneut als zur Erbsünde ver-
dammtes Volk fühlen. 
Kann es da noch verwundern, daß auch die CDU/CSU - unter dem permanenten medialen 
Druck stehend, die letzten "alten Zöpfe" doch endlich abzuschneiden und endlich "moderner" 
zu werden - in panischer Angst lebt, in den Verdacht des "Rechtsextremismus" zu geraten, 
und immer "zeitgeistschnittiger" wird? Nachdem die Parteiführung in der Abtreibungsdebatte 
schon längst die Segel gestrichen hat, läßt sie nun auch die Homo-Ehe unangetastet, schreibt 
klammheimlich das christliche Ehe- und Familienbild ab, akzeptiert Deutschland als Einwan-
derungsland. 
Typisch insbesondere ihr Umgang mit Parteifreunden wie Philipp Jenninger, Steffen Heit-
mann oder Martin Hohmann, aber auch die von ihr selbst angeregten und schnell wieder ab-
gewürgten Debatten über Doppelstaatsbürgerschaft, Leitkultur oder Patriotismus. Bei all dem 
folgt sie nicht nur den Vorgaben des linken Medienkartells, sondern auch den beiden Kirchen, 
die "mit heraushängender Zunge atemlos japsend der Zeit hinterherlaufen", wie seinerzeit 
schon Kurt Tucholsky erkannte. 
Der englische Bestseller-Autor Frederick Forsythe schrieb hierüber im Juni 2000 einen Brief 
an den CDU-Politiker Erwin Teufel. Forsythe nannte die "Political Correctness" in Deutsch-
land eine "neue und absurde Religion, die die Herrschaft in Ihrem Vaterland, Herr Minister-
präsident, übernommen zu haben scheint".  
Und an anderer Stelle: "Ein bedeutender britischer Konservativer sagte einst zu einem politi-
schen Gegner: 'Mein Herr, ich lehne alles ab, was Sie sagen, aber ich würde bis zum Tode für 
Ihr Recht kämpfen, es sagen zu dürfen.'  
Die PC-Fanatiker haben das ins Gegenteil verkehrt: 'Ich lehne alles ab, was Sie sagen, und ich 
werde bis zu Ihrem beruflichen und politischen Tod kämpfen, wenn Sie auch nur versuchen 
sollten, es zu sagen.'  
Das ist, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, der Grund, warum ich heutzutage beunruhigt 
bin, wenn ich nach Deutschland komme. Statt lebendiger und offener Debatte gibt es hier nur 
Friedhofsruhe." 
Kann es da noch verwundern, daß manche schon davon sprechen, die Bundesrepublik des 21. 
Jahrhunderts nähere sich einer "DDR light" an?<< 
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Die österreichische Online-Zeitschrift "Contra Magazin" berichtete im Oktober 2015 
(x933/…): >>Der Putsch von oben: Deutschland wurde von US-Merkel gekapert 
Wir erleben derzeit den Putsch von oben, eine Zerstörung des Staates durch die Bundeskanz-
lerin. Es ist an der Zeit, endlich demokratische und rechtsstaatliche Zustände herzustellen. 
Von Henry Paul (freischaffender Künstler) 
Damit wir uns richtig verstehen. Es geht nicht um eine persönliche Suada gegen eine mir nur 
hinlänglich bekannte Frau. Es geht mir um eine Verdeutlichung des politischen Zustandes, 
den die US-hörige Kanzlerin wissentlich, willentlich und vorsätzlich herbeigeführt hat. Frau 
Merkel hat sich des "souveränen Staates Deutschland" bemächtigt und hat aus diesem Staat 
ein totalitäres Regime geformt. Leise, still, anhaltend, nachhaltig, hinterhältig.  
Der Putsch von Oben. Die Frau, die uns tagtäglich mit "Demokratie-Geschwurbsel" vollsäu-
selt, die uns tagtäglich das "hohe Lied" der "offenen Gesellschaft", einer "notwendigen EU", 
eines "deutschen Willkommen-Landes" vorplärrt, hat das alles getan, um uns zu brainwashen, 
uns einzuseifen, damit wir von IHR selbst geputscht werden können. Denn das, was sie zur 
Zeit macht, ist der Putsch von OBEN. Ist die Zerstörung des Staates durch die Kanzlerin. 
Skandal wäre eine Untertreibung. Es ist eine Ungeheuerlichkeit was diese Frau da macht. Es 
ist ein kapitales Verbrechen an den Bürgern des Staates, dem sie als Regierungschefin vor-
steht. Es ist die teuflische Umsetzung eines Plans fremder Mächte, denn diese Kanzlette ist 
noch nicht einmal in der Lage, ihr Handeln gehirntechnisch zu begreifen; sie ist zu dumm da-
zu.  
Sie ist nur eine Marionette, eine Puppe der Umsetzung, eine willfährige Transformations-
Agentin, eine Pseudo-Kanzlerin, eine Lügnerin und Volksverhetzerin höchsten Grades. Kein 
Verbrechen ist schlimmer, als das, was diese Frau derzeit macht: sie zerstört einen angeblich 
souveränen Staat mitsamt ihren Bürgern.  
Sie zerstört ein Volk, daß sich so wohlverhalten hat wie kein Volk seit dem Zweiten Welt-
krieg. Sie zerstört unsere Ordnung, unsere Demokratie, unser Selbstbewußtsein, unser Stan-
ding, unsere Ehre, unsere Würde. Sie zerstört Deutschland. 
Sie hat geschickt agiert. Sie hat moralisch-psychologische Instrumente geschickt auf Geheiß 
eingesetzt, um den Großteil der Bevölkerung zu instrumentalisieren. Gutmenschentum und 
allgemeine Menschenrechte wurden benutzt, um Politik, also Verteilung von Machtverhältnis-
sen, auszuhebeln und ein Regime der Allein-Herrschaft auf breiter Front durchzusetzen. Be-
gonnen hat das alles mit ihrem Credo des Durchregierens, fortgesetzt durch das stupide Beam-
ten-Verfahren Schritt für Schritt, orchestriert durch eine rigide, US-amerikanisch untermauer-
te Total-Zensur aller Medien (Besatzungs- und Kontrollrecht der Presse existiert!) und anhal-
tende Manipulation des Volkes mit Hilfe von Brot und Spielen (Fußball) sowie den Talk-
Shows im Staatsfunk. 
Die Verdrehung der politischen Inhalte zu Apercues in den hinteren Seiten des Feuilletons 
bei gleichzeitiger Aufmotzung völlig aberwitziger Nebensächlichkeiten und Staatsfunk-
Statements hat den Bürgern seit mindestens 5 Jahren eine Regierungsart vorgeführt, die sich 
im Wesentlichen um die Begriffe "Weltmeister-Export-Nation", "Globalisierungsvorteile", 
"wir sind die Besten" und "Ruhe ist die erste Bürgerpflicht" schert.  
Die Dauer-Berieselung mit den Null-Slogans der EU-Notwendigkeit, der Euro-Zwangsfinan-
zierung, der Schuldenrettungsarien, der Steuererhöhungen, der Entmündigung aller Bürger zu 
braven Sofahockern war der teuflische Plan der Dunkelmänner hinter ihr, obwohl sie selbst 
den Konstrukt einer DDR völlig verinnerlicht und nun zur weiteren Exekution gebracht hat. 
Wahrscheinlich ist es das einzige was sie wirklich kann. 
Deutschland soll komplett untergehen im Strom der unkontrollierten Muslime und Is-
lamisten. Unsere christliche Kultur soll zerstört werden. Unser Volk soll zerstört werden. Un-
ser Land soll uns weggenommen werden. Unsere Demokratie ist bereits aufgelöst, es herrscht 
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der blanke Totalitarismus und die persönliche Diktatur der Frau Merkel und ihrer hundsfötti-
schen Kamarilla externer Couleur aus Großbritannien, Israel und den USA und indigener Va-
rianz aus Bonn und Berlin. Sie, die Merkel tut nichts, um die Situation zu retten.  
Sie darf auch nichts tun. Sie darf nur jeden Tag beschwichtigen, während die 300erter, die 
Dunkelmänner, die Mafiosi, die Finanzoligarchie, die Militär-Kamarilla, die NATO-Idioten, 
die grün-, rot- und dunkelrot gefärbten Sozialdeppen und Gutmenschen noch mehr hereinho-
len wollen.  
Damit das Land von innen ersäuft, von innen zerstört wird. All die sogenannten Demokraten 
und wohlanständigen Bürger, die sich in Parteien organisieren; all die Parteimitglieder und 
Mandatsträger haben immer noch nicht gerafft, um was es hier geht. Sie sind still und denktot. 
Sie fördern das System des Willkommens derjenigen, die uns morgen die Kehle durchschnei-
den. All die Pöstchenbesitzer, Stelleninhaber und Abzeichenträger haben noch nicht kapiert, 
daß wir bereits im Endspiel um die Total-Niederlage sind. Und das ohne Schiedsrichter. Foul-
Spiel heißt das Spiel. Treten, Hacken und Umlegen die Varianten. 
Weil unsere eigene Regierung, die eigenen Minister, die eigenen Geheimdienste, die eigene 
Polizei, die Bundeswehr, die Ministerpräsidenten der Länder, die Kreisvorsitzenden, die Bür-
germeister, die Ortsbeiräte noch nicht realisiert haben, daß es zu Ende geht: die kritische 
Masse der Übernahme ist bereits jetzt erreicht und es kommen immer noch 3-5 mal so viele 
hinzu.  
Die Signale waren und sind laut genug. Clan-Kriminalität, Mord, Totschlag, Ehrenmorde, 
Zwangsverheiratung, Gesetzesbruch, Polizisten-Angriffe, Richter-Bedrohungen, Parallelge-
sellschaft, Sozialbetrug, Arbeitsverweigerung, Dominanz-Brutalität, Einfordern von Privilegi-
en, Religions-Dominanz, Frechheiten als tägliches Spiel der Invasions-Macht, Bedrohung der 
Helfer, Vergewaltigung in den Lagern, kriminelles Showdown an täglicher Front. 
Das Signal des Totalitarismus ist die Aufforderung von Oben, nicht zu demonstrieren, 
sondern den "Flüchtlingen" zu helfen. Das ist wie der Befehl zur tätigen Mithilfe für die 
eigenen Henker. Wer noch einen Funken Verstand hat, sollte ihn jetzt benutzen, jetzt denken, 
was zu tun ist, jetzt Freunde und Bekannte informieren, sich mit allen Bürgern zusammen tun 
und gemeinsam unser Vaterland retten. 
Meine Ansage hieße: Der Notstand ist da. Widerstand nach Artikel 20 (4) GG ist allen deut-
schen Bürgern ab sofort erlaubt. Bundeswehr an die Grenzen - die deutschen Grenzen total 
dichtmachen. Keine Zuwanderung mehr nach Deutschland erlauben - egal wer und woher.<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 23. August 2017: >>Gehört Merkel 
hinter Gitter? 
… Eigentlich sollte man meinen, daß der Kanzler-Eid ein rechtskräftig verpflichtender Eid ist 
wie jeder andere. Zumal sich Angela Merkel bei ihr passender Gelegenheit selbst auf ihn 
berufen hat. Am 27. Februar 2012 erklärte sie in Bezug auf die Euro-Rettung und einen 
möglichen Austritt Griechenlands aus der Euro-Zone: "Abenteuer einzugehen, verbietet mein 
Amtseid." 
HÖRT, HÖRT! 
Ein Verbot ist nach gängiger Rechtsauffassung eine Anweisung zur Unterlassung einer Hand-
lung. Diese Anweisung kann in Regeln, Richtlinien, Befehlen oder Rechtsnormen näher 
definiert sein, Letztere etwa als gesetzliches Verbot. 
Frau Merkel scheint ihren Amtseid selbstherrlich auszulegen. Jedenfalls hat er ihr offenbar 
nicht "verboten": 
- mit dem überhasteten und opportunistischen Ausstieg aus der Kernenergie 2011 nach der 
Reaktorkatastrophe von Fukushima dem deutschen Volk ganz erheblichen Schaden zuzufü-
gen. Laut Bundesverfassungsgericht steht den Stromversorgern eine "angemessene Entschädi-
gung" zu. Diese beziffern ihren Schaden auf mindestens 20 Milliarden Euro. Den eigentlichen 
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und weit größeren Schaden können alle Stromkunden auf ihrer seit Jahren dramatisch steigen-
den Stromrechnung ablesen. 
Jedenfalls hält es Frau Merkel offenbar mit ihrem Amtseid auch für vereinbar, daß die Bun-
desregierung mit der illegalen Grenzöffnung fortlaufend gegen geltendes Recht verstößt; daß 
sie mit der Verpfändung deutscher Sparguthaben zu Gunsten südeuropäischer Euro-Länder 
den Schaden und nicht den Nutzen des deutschen Volkes mehrt; daß die Regierung mit der 
hunderttausendfachen Duldung von Scheinasylanten und Wirtschaftsmigranten auf Kosten 
deutscher Steuer- und Beitragszahler keinesfalls "Gerechtigkeit gegenüber jedermann" ausübt. 
Und trägt die Kanzlerin nicht zumindest indirekt politische Mitverantwortung dafür, daß 
islamistische Terroristen nicht rechtzeitig abgeschoben wurden? 
Man reibt sich verwundert die Augen: Wieso wurde Angela Merkel bislang nicht wegen Ver-
letzung ihres Amtseides belangt? Müßte sie - eigentlich - nicht längst im Gefängnis einsitzen? 
Hat sie doch vor der höchsten Instanz überhaupt - der Vertretung des deutschen Volkes! - 
feierlich geschworen: "So wahr mir Gott helfe." 
Fakt ist: Jeder, der vor einem Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundestages oder eines 
Landtages falsch aussagt, ob eidlich oder uneidlich, macht sich strafbar. …<< 
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Zusammenfassung des NWO-Geheimprojektes "Versklavung und Vernichtung 
Deutschlands" 
 

Ohne Wahrheit gibt es keine Sicherheit und keinen Bestand. Fürchtet es nicht, wenn die 
ganze Meute aufschreit. Denn nichts ist auf dieser Welt so verhaßt und gefürchtet wie die 
Wahrheit. Letzten Endes wird jeder Widerstand gegen die Wahrheit zusammenbrechen wie 
die Nacht vor dem Tag.  
Theodor Fontane (1819-1898, deutscher Dichter) 

Inszenierung des Ersten Weltkrieges: Bis zum heutigen Tag behauptet das Meinungskartell 
der Mainstream-Historiker, daß Deutschland die Hauptschuld am Ausbruch des Ersten 
Weltkrieges tragen würde. Wer die wesentlichen historischen Fakten kennt, die zum Ersten 
und später zum Zweiten Weltkrieg führten, stößt jedoch schon bald auf die eigentlichen 
Drahtzieher im Hintergrund. Nicht Zufälle, sondern langfristige Planungen der maßgeblichen 
NWO-Strategen führten zur Zerschlagung der mächtigen europäischen Kaiserreiche Rußland, 
Deutsches Reich und Österreich-Ungarn sowie des Osmanischen Reiches und zur Entstehung 
beider Weltkriege.  
Das rasante Wirtschaftswachstum und die großartigen Exporterfolge des Deutschen Reiches 
entschieden schließlich das Schicksal der Deutschen, denn die damaligen Großmächte Groß-
britannien, Frankreich und USA duldeten keinen weiteren Konkurrenten. Die "aufmüpfige" 
deutsche Industrie- und Wirtschaftsmacht sollte während des Krieges entscheidend geschlagen 
werden, um den neuen lästigen Konkurrenten dauerhaft zu schwächen und auszuschalten.  
Ausbruch des Ersten Weltkrieges: Am 28. Juni 1914 fiel der 50jährige Erzherzog Franz 
Ferdinand in der bosnischen Hauptstadt Sarajevo - seit 1908 von Österreich-Ungarn annektiert 
- einem Attentat zum Opfer. Der österreichisch-ungarische Thronfolger und seine Ehefrau 
wurden während einer Stadtrundfahrt durch den bosnischen Nationalisten Princip erschossen.  
Der Attentäter Gavrilo Princip handelte im Auftrag der serbischen Geheimorganisation 
"Schwarze Hand", die nachweislich von Serbien und Rußland unterstützt wurde.  
Weil der russische Truppenaufmarsch an den deutsch-österreichischen Grenzen unvermindert 
anhielt, erfolgte am 1. August 1914, um 17.00 Uhr, die deutsche Mobilmachung. Gegen 19.00 
Uhr wurde die deutsche Kriegserklärung an Rußland übergeben (x056/315). Der Erste Welt-
krieg begann als deutsch-russischer Krieg. 
Fehlende US-Neutralität: Die US-Wirtschaft belieferte die Westmächte bereits seit etwa 
1915 mit Kriegsgütern, denn ein Sieg der Mittelmächte würde angeblich die großen US-
Kapitalanlagen in England und Frankreich gefährden. 
Ablehnung des Friedensangebotes der Mittelmächte im Jahre 1916: Nach der Eroberung 
Rumäniens gab die deutsche Regierung am 12. Dezember 1916 ein Friedensangebot der Mit-
telmächte an die Entente ab. 
Das Deutsche Reich verzichtete am 26. Dezember 1916 auf die Nennung von konkreten Frie-
densbedingungen, weil die französisch-britischen Bedingungen für das Deutsche Reich und 
Österreich-Ungarn unannehmbar waren. 
Die Entente lehnte am 30. Dezember 1916 das Friedensangebot der Mittelmächte vom 12. 
Dezember 1916 ab, da keine konkreten Friedensbedingungen genannt wurden. Angesichts der 
"Bedrohung der Freiheit" hielt der französische Außenminister Aristide Briand allein schon 
das Wort Frieden für frevelhaft (x041/68). 
Kriegseintritt der USA:  Nach der Versenkung mehrerer US-Schiffe, führte der deutsche U-
Boot-Krieg schließlich am 6. April 1917 zum US-Kriegseintritt.  
Der Kriegseintritt Nordamerikas am 6. April 1917 brachte endgültig die Wende des Ersten 
Weltkrieges. Die US-Wirtschaftsmacht führte den bereits ermatteten, kriegsmüden britisch-
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französischen Verbündeten danach schier unerschöpfliche Kriegsmaterial- und Truppenver-
stärkungen zu, so daß die Überlegenheit der Ententemächte von Tag zu Tag größer wurde.  
Wenn sich die Vereinigten Staaten von Amerika am 6. April 1917 nicht aus wirtschaftlichen 
und machtpolitischen Gründen in den Ersten Weltkrieg eingemischt hätten, wäre es angesichts 
der unentschiedenen militärischen Lage und der hohen Verluste (allein während der strate-
gisch völlig sinnlosen Kämpfe um Verdun von Februar bis Dezember 1916 fielen mindestens 
335.000 Deutsche und 360.000 Franzosen) noch im Dezember 1916 oder im Januar 1917 zu 
einem Waffenstillstand ("Erschöpfungsfrieden") im Osten und Westen gekommen. Die euro-
päischen Kriegsparteien hätten sich danach notgedrungen auf einen maßvollen Verständi-
gungsfrieden (Wiederherstellung der Vorkriegslage und angemessene Entschädigungen für 
Sachschäden in den Kampfgebieten) geeinigt. Die Geschichte des 20. Jahrhunderts hätte si-
cherlich einen völlig anderen Verlauf genommen. 
Balfour-Deklaration:  Am 2. November 1917 erteilte der britische Außenminister Arthur Ja-
mes Balfour (1848-1930, 1902-1905 Ministerpräsident, 1916-1919 Außenminister) Lord 
Rothschild bzw. dem jüdischen Politiker Chaijim B. Weizmann (1874-1952, ein Führer der 
zionistischen Organisation) eine offizielle Zusage, in Palästina eine nationale Heimstätte der 
Juden bzw. einen Judenstaat zu errichten. 
Russische Oktober-Revolution 1917: Am 6. November 1917 wurde die russische Kerenski-
Regierung durch die Bolschewisten (Kommunisten) gewaltsam gestürzt. An der russischen 
"Oktober-Revolution" von 1917 (der westliche gregorianische Kalender wurde erst im Februar 
1918 in Rußland eingeführt) waren zahlreiche jüdische Revolutionäre maßgeblich beteiligt 
und besetzten entscheidende Positionen. Zu ihnen gehörten z.B. (x043/346): Leo Trotzki 
(1879-1940, ermordet), Grigorij Sinowjew (1883-1936, hingerichtet) und Lew Kamenew 
(1883-1936, hingerichtet, enger Mitarbeiter Lenins).  
Die bolschewistische Oktoberrevolution in Rußland im Jahre 1917 wurde maßgeblich durch 
das globale Terrorimperium geplant, organisiert, finanziert und durchgeführt Lenin und 
Trotzki, die Hauptanführer der russischen Revolution, waren nicht nur fanatische Kommuni-
sten, sondern auch leidenschaftliche Freimaurer. Sie gehörten dem 33. Freimaurergrad des 
sog. Schottischen Ritus an. Leo Trotzki (ein herausragender Redner und Schriftsteller, der u.a. 
auch die US-Darlehen weiterleitete) gründete und führte später die Rote Armee.  
Die Bolschewisten wurden damals durch US-Banken (wie z.B. durch die New Yorker Bank-
häuser Kuhn, Loeb & Co., Warburg und andere) finanziell unterstützt.  
Lenin ließ am 17. Juli 1918 den letzten russischen Zaren Nikolaus II. Alexandrowitsch Roma-
now (1868-1918) mit seiner gesamten Familie in Jekaterinburg erschießen (x080/178), um 
eine Wiedererrichtung des russischen Zarenreiches auszuschließen.  
Rußland wurde danach von 1918-20 durch einen verheerenden Bürgerkrieg verwüstet. Wäh-
rend des russischen Bürgerkrieges bekämpften sich die Truppen der "Roten Armee" und der 
"Weißen Armee" mit gnadenloser Härte. Der angebliche Kampf der Freimaurer um Freiheit, 
Gleichheit, Humanität, Brüderlichkeit und Toleranz für alle Menschen forderte allein während 
des russischen Bürgerkrieges von 1918-20 mindestens 6,0 Millionen Todesopfer (x076/287).  
Abschluß des Waffenstillstandes vom 11. November 1918: Der Abschluß des Waffenstill-
standes war völkerrechtlich keine bedingungslose Kapitulation, sondern ein rechtsverbindli-
cher Vertrag zwischen dem Deutschen Reich und den Ententemächten.  
Die deutschen Truppen waren zum Zeitpunkt der Friedensverhandlungen zwar schwer ange-
schlagen, aber bis zum Waffenstillstand konnten fast keine feindlichen Truppen in das Deut-
sche Reich eindringen. Nur einige Gebiete in Elsaß-Lothringen waren bereits von französi-
schen Truppen besetzt.  
Als alle deutschen Truppen ihre Waffen niedergelegt hatten, verstärkten die Siegermächte am 
6. Dezember 1918 ungeachtet des Waffenstillstandsabkommens die Seeblockade auch im Ost-
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see-Raum, um die Bevölkerung des Deutschen Reiches systematisch auszuhungern.  
Die folgenden Waffenstillstandsbedingungen der Siegermächte waren ungewöhnlich brutal 
und gnadenlos. Der Waffenstillstand wurde monatlich erneuert, so daß die Sieger jeweils neue 
Forderungen durchsetzen konnten (x054/186). 
Das Deutsche Reich von 1871 war bis zum Abschluß des Waffenstillstandsabkommens vom 
11. November 1918 der letzte souveräne deutsche Staat bzw. das letzte gültige Völkerrechts-
subjekt. Nach dem 11. November 1918 war das Deutsche Reich schließlich den Siegern auf 
Gedeih und Verderb ausgeliefert. Deutschland zählte danach zu den wirtschaftlich und poli-
tisch entmündigten Staatsgebilden bzw. zu den Staaten ohne Selbstbestimmung.  
Verluste des Ersten Weltkrieges: Nur weil das globale Terrorimperium die NWO-
Weltdiktatur anstrebte, mußten infolge des Ersten Weltkrieges mindestens 18 Millionen Men-
schen sterben, darunter waren etwa 1,8 Millionen deutsche Soldaten und 1,1 Millionen deut-
sche Zivilisten.  
Gründung der "Weimarer Republik":  Der SPD-Politiker Philipp Scheidemann verkündete 
am 9. November 1918, um 14.00 Uhr, die Bildung der vorläufigen "Deutschen Republik" und 
übertrug die Regierungsgeschäfte an den SPD-Vorsitzenden Friedrich Ebert (x191/25). 
Am 10. November 1918 floh Kaiser Wilhelm II. nach Holland. Alle deutschen Landesfürsten 
traten anschließend widerstandslos zurück.  
Am 11. Februar 1919 wählten die republikanischen Parteien - Sozialdemokraten, Zentrum und 
Demokratische Partei - Friedrich Ebert in Weimar zum Reichspräsidenten. Die Nationalver-
sammlung tagte damals in Weimar, weil in Berlin vielerorts noch schwere Unruhen herrsch-
ten.  
Am 31. Juli 1919 beschloß die deutsche Nationalversammlung bzw. die Weimarer Koalition 
der Sozialdemokraten, Demokraten und Zentrumspartei nach langen Beratungen in Weimar 
mit 262 gegen 75 Stimmen die neue Verfassung der "Weimarer Republik" (x034/60-61).  
Die Nationalversammlung verkündete nach 5monatiger Beratung am 11. August 1919 die 
Weimarer Verfassung. Die Weimarer Verfassung wurde danach von Reichspräsident Fried-
rich Ebert unterzeichnet. Die Weimarer Verfassung war keine frei gewählte Verfassung des 
deutschen Volkes, denn Deutschland wurde damals von den Siegermächten des Ersten Welt-
krieges dominiert.  
Die Weimarer Republik von 1919 war kein souveräner Staat, denn die Siegermächte hatten 
Deutschland militärisch, wirtschaftlich und politisch ausgeschaltet.  
Aufgrund der Versailler "Friedensbedingungen" (Gebietsabtretungen, hohe Wiedergutma-
chungsleistungen, Stationierung von Besatzungstruppen, Teilauflösung des deutschen Heeres 
etc.) zählte die Weimarer Republik von 1919-1933 völkerrechtlich nicht zu den politisch und 
ökonomisch unabhängigen Staaten, die die Fähigkeit besaßen, mit anderen Staaten souverän 
in politischen Kontakt zu treten. 
Unruhen und Aufstände: Am 5. Januar 1919 entschlossen sich die russisch-sowjetisch ge-
lenkten Kommunisten schließlich, unter Führung von Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg, 
die proletarische Diktatur gewaltsam zu erzwingen. Als die Kommunisten nach heftigen Stra-
ßenkämpfen die Berliner Reichskanzlei angriffen, ließ der SPD-Politiker Gustav Noske, 
1918/1919 Oberbefehlshaber der Freikorps, Freiwilligenverbände des deutschen Heeres in 
Berlin einrücken, um den bewaffneten Aufstand des linksradikalen Spartakusbundes vom 
5.01. bis zum 15.01.1919 blutig niederzuschlagen. Im Verlauf des Spartakusaufstandes kamen 
etwa 1.200 Menschen um (x122/433).  
Am 8. März 1919 wurde der Generalstreik in Berlin und in Thüringen nach erbitterten Kämp-
fen abgebrochen. Die gnadenlosen Kämpfe forderten etwa 1.000 Todesopfer (x034/38). 
Nach monatelangen schweren Kämpfen - mit über 3.000 Toten - setzten sich die bayerischen 
Freikorps im Mai 1919 durch und schlugen den Aufstand der Kommunisten in München nie-



 347 

der (x090/258). 
Als der kommunistische Terrorismus stärker wurde, entwickelte sich schnell eine nationalso-
zialistische Gegenbewegung, die den "roten Terror" mit dem "braunen Terror" bekämpfte. Die 
Kommunisten und Nationalsozialisten kämpften zwar angeblich gegen den Nationalsozialis-
mus bzw. gegen den Kommunismus, aber beide Gruppen verfolgten letztlich die gleichen ra-
dikalen diktatorischen Ziele. Sowohl die KPD als auch die NSDAP strebten bereits frühzeitig 
die gewaltsame Terrorherrschaft und Vernichtung der deutschen Demokratie an.  
Von 1919-23 kämpften die schwachen deutschen Regierungen fast ständig gegen linksradika-
le Kommunisten und rechtsradikale Nationalsozialisten um ihre Existenz. Oftmals gelang es 
den deutschen Regierungen nur mit letzter Kraft, den Terror der Kommunisten und Nationali-
sten zu bekämpfen. 
Versailler Friedensvertrag: Aufgrund der ultimativen Drohung der Siegermächte, den Krieg 
erneut zu eröffnen und nach Deutschland einzumarschieren, unterzeichneten die deutschen 
Delegierten schließlich am 28. Juni 1919 den von den Siegern allein ausgehandelten und dik-
tierten "Versailler Friedensvertrag".  
Infolge der gnadenlosen Methoden der Siegermächte mußte sich die deutsche Regierung - wie 
nach dem Ende des 30jährigen Krieges im Jahre 1648 - der menschenverachtenden Gewalt 
beugen. Der gewaltsam erpreßte Versailler Friedensvertrag war zweifelsfrei ein hinterhältiger 
Gewaltakt der Siegermächte Frankreich, Großbritannien und USA (Ziele: Ausschaltung der 
"aufmüpfigen" deutschen Industrie- und Wirtschaftsmacht, Durchsetzung von gewaltsam er-
preßten, ungerechten "Friedensbedingungen", wie z.B. Gebietsabtretungen, Wiedergutma-
chungsleistungen etc., die zwangsläufig zu einem erneuten Krieg führen mußten). Ohne die 
heimtückischen Maßnahmen und katastrophalen Folgen dieses vermeintlichen "Friedensver-
trages" hätte es sicherlich keinen Zweiten Weltkrieg gegeben.  
Infolge der Tatsache, daß die Anerkennung des Versailler Friedensvertrages gewaltsam und 
damit völkerrechtswidrig erpreßt wurde, waren sämtliche "Friedensbedingungen", wie z.B. 
Gebietsabtretungen, Wiedergutmachungsleistungen etc. unwirksam, so daß die Grenzen des 
Deutschen Reiches völkerrechtlich unverändert blieben. 
Gründung des Völkerbundes: US-Präsident Thomas Woodrow Wilson konkretisierte am 
22. Januar 1917 vor dem US-Senat die Grundsätze seiner Friedensordnung. Der US-Präsident 
forderte damals einen Frieden ohne Sieg, Gleichberechtigung aller Nationen, ob groß oder 
klein, das Recht auf äußere Selbstbestimmung für alle Völker und die Bildung eines univer-
sellen Völkerbundes als Friedensgarantie, anstelle der bisherigen Bündnisse (x041/180). 
Am 28. April 1919 wurde die Satzung des Völkerbundes durch die Vollversammlung der 
Versailler Friedenskonferenz angenommen und schließlich am 28. Juni 1919 von den Grün-
derstaaten unterzeichnet. Sie wurde damit ein Bestandteil des Versailler Vertrages.  
Der 1919 gebildete Völkerbund war zweifelsfrei indirekt eine freimaurerische Gründung, 
denn die Leitsätze für den 1919 gegründeten Völkerbund wurden auf dem Freimaurerkongreß 
im Jahre 1917 in Paris angenommen und verabschiedet.  
Der Völkerbund nahm seine Arbeit im Januar 1920 in Genf auf und wurde ab 1922 durch den 
Internationalen Gerichtshof in Haag unterstützt. Die USA, die Sowjetunion und alle Verlierer 
des Ersten Weltkrieges waren keine Völkerbundsmitglieder. Nordamerika blieb dem Völker-
bund auch später fern und schloß mit dem Deutschen Reich im August 1921 einen Separat-
frieden, der die "Garantiemacht" USA schließlich aus allen Verpflichtungen des Versailler 
Friedens entließ.  
Das Deutsche Reich und die Sowjetunion wurden erst 1926 bzw. 1934 in den Völkerbund 
aufgenommen. Da die führende militärische Großmacht Nordamerika kein Mitglied des Völ-
kerbundes wurde, konnte sich der Völkerbund nie richtig entfalten. Die mächtigsten Mitglie-
der des Völkerbundes waren damals die Siegermächte England und Frankreich, die jedoch 
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weiterhin alle wesentlichen Nachkriegsprobleme direkt mit den betroffenen Nationen aushan-
delten. Der Völkerbund war zunächst nur ein Instrument, um das Versailler Unterdrückungs-
system mit allen Mitteln durchzusetzen und zu erhalten.  
Der Völkerbundsrat konnte Beschlüsse grundsätzlich nur einstimmig fassen. Durch die Kop-
pelung mit den "Friedensverträgen 1919/20" und wegen des Prinzips der Einstimmigkeit 
konnte man die bisherige traditionelle Bündnis- und Geheimpolitik der einzelnen Regierungen 
natürlich nicht verhindern.  
Der Völkerbund war in den ersten Jahren hauptsächlich für die Durchführung und Überwa-
chung der Pariser Friedensverträge zuständig (Aufsicht über Danzig, Memelland, Kontrolle 
der Mandatsgebiete, Verwaltung des Saargebietes, Durchsetzung der Minderheitenschutzrech-
te usw.). Der Völkerbund gewährleistete weder den Minderheitenschutz noch überwachte er 
die Einhaltung der Friedensverträge (falls es sich um die berechtigten Interessen der "Verlie-
rer" handelte). US-Präsident Warren Harding (1865-1923, seit 1921 Präsident der USA) er-
klärte bereits im Jahre 1921, daß der Völkerbund ein Zwangsmittel der Sieger des Krieges 
geworden sei (x054/190). 
Bis 1939 traten 14 der 63 Mitgliedstaaten aus dem Völkerbund aus. Der Völkerbund war spä-
ter auch nicht in der Lage, Japan (Einfall in die Mandschurei im Jahre 1931) sowie Italien 
(Überfall auf Abessinien im Jahre 1935) zu stoppen und konnte die verbrecherischen Diktato-
ren Hitler und Stalin ebenfalls nicht in die Schranken weisen.  
Der erfolglose Völkerbund wurde schließlich am 18. April 1946 durch Beschluß der Völker-
bundsversammlung aufgelöst. 
Sieger und Verlierer des Ersten Weltkrieges: Die Vereinigten Staaten von Amerika, die vor 
dem Ersten Weltkrieg noch Schuldner der traditionellen europäischen Kapitalexportländer 
Deutsches Reich, Frankreich und England waren, entwickelten sich nach 1919 zum größten 
Kreditgeber bzw. "Weltgläubiger". Nach den "Friedensverträgen" trieb Nordamerika die briti-
schen und französischen Kriegsschulden rücksichtslos ein, die letzten Endes das Deutsche 
Reich zahlen mußte. Das finanzielle Zentrum der Welt verlagerte sich von London nach New 
York. Europa verlor danach seine bisherige Vormachtstellung, während sich die Vereinigten 
Staaten von Amerika zur Superweltmacht entwickelten und bis 1937 strikt an der US-
Isolationspolitik festhielten. Von 1919-39 steigerte Nordamerika seinen Export um 150 % 
(Europa: nur um 40 %). 
England und Frankreich kämpften vergeblich gegen die nordamerikanische Vormachtstellung, 
obwohl Frankreich nach der Zerschlagung des Osmanischen Reiches Syrien und den Libanon 
erhielt und England die wichtigsten Ölquellen im Nahen Osten ausbeuten durfte - außer Sau-
di-Arabien - dort gingen die Nordamerikaner auf Ölsuche. 
Nach dem verlustreichen Ersten Weltkrieg zerschlugen die NWO-Strategen die einst mächti-
gen europäischen Kaiserreiche Deutsches Reich, Rußland und Österreich-Ungarn sowie das 
Osmanische Reich. Die "Friedensverträge" mit dem Deutschen Reich, Österreich, Bulgarien, 
Ungarn und mit dem Osmanischen Reich veränderten das politische System Ost-Mitteleuro-
pas entscheidend, denn sie zertrümmerten z.T. jahrhundertealte Strukturen. Nach diesen 
"Friedensverhandlungen", die ohne die Besiegten abgewickelt wurden, entstanden insgesamt 9 
neue europäische Staaten: Estland, Lettland, Litauen, Finnland, Polen, Tschechoslowakei, 
Ungarn, das Königreich Jugoslawien sowie Armenien.  
Nach dem Ersten Weltkrieg folgte sehr schnell ein regelrechter Siegeszug der Diktaturen. In 
fast allen neugegründeten Staaten und in zahlreichen europäischen Ländern, die während des 
Ersten Weltkrieges ruiniert wurden, setzten sich schon bald radikale Nationalisten durch. Die 
"Pariser Vorortfriedensverträge" schwächten zusätzlich die politischen und wirtschaftlichen 
Kräfte Europas und bereiteten nachweislich auch den Untergang der demokratischen Weima-
rer Republik vor.  
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In folgenden Ländern wurden von 1917-1936 totalitäre Diktaturen errichtet, die alle politi-
schen Gegner verfolgten und meistens jede Art von Presse-, Rede-, Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit gewaltsam unterdrückten: Sowjetunion (1917/21), Ungarn (1920), Italien (1922), 
Bulgarien, Spanien und Türkei (1923), Albanien (1925), Polen, Portugal und Litauen (1926), 
Jugoslawien (1929), Rumänien (1930), Deutschland und Österreich (1933) Estland und Lett-
land (1934) sowie Griechenland (1936).  
Besetzung des Ruhrgebietes: Als das Deutsche Reich nicht rechtzeitig genügend Holz und 
Kohlen lieferte, marschierten am 11. Januar 1923 französisch-belgische Truppen in das Ruhr-
gebiet ein - später hielten sich dort insgesamt rund 100.000 Besatzungssoldaten auf.  
Die empörte Bevölkerung des Ruhrgebietes reagierte vielerorts mit passiven Widerstands-
handlungen. Im Deutschen Reich brach nach der Besetzung des Ruhrgebietes ein Sturm der 
Entrüstung los.  
Nach der Besetzung des Ruhrgebietes verkündete Reichskanzler Wilhelm Cuno am 13. Januar 
1923 den "passiven Widerstand". Die deutschen Botschafter verließen Paris und Brüssel. Im 
Ruhrgebiet versenkte man später vielerorts Schiffe, um Kanäle zu blockieren und sprengte 
Bahnstrecken, um den Abtransport der Kohle zu verhindern. Sämtliche Kohlelieferungen 
wurden eingestellt. Bei den erbitterten Auseinandersetzungen kamen später mindestens 132 
Deutsche um.  
Nach der Massenausweisung von rund 150.000 Deutschen und erfolglosen deutsch-franzö-
sischen Verhandlungen brach die deutsche Reichsregierung am 26. September 1923 den Ge-
neralstreik wegen völliger Zerrüttung der Wirtschaft ab. DNVP und KPD lehnten diese Ent-
scheidung ab.  
Als der deutsche Reichskanzler Gustav Stresemann den Widerstand abbrechen ließ, protestier-
te die bayerische Regierung gegen den Abbruch des passiven Widerstandes. Der bayerische 
Ministerpräsident Gustav Ritter von Kahr forderte, den Versailler Vertrag sofort zu kündigen.  
Inflation:  Infolge der ungerechtfertigten Ruhrgebietsbesetzung, die Kosten in Höhe von rd. 
3,5 Milliarden Goldmark verursachten, brach im September/Oktober 1923 fast die gesamte 
deutsche Wirtschaft völlig zusammen und verstärkte die dramatische Inflation.  
Die Druckereien und Papierfabriken stellten pausenlos neue Banknoten her und die Preise 
kletterten auf astronomische Höhen. Die Inflation führte schließlich zu einer völligen Entwer-
tung der deutschen Währung. Im September 1923 betrug der Wertverlust gegenüber 1914 
schließlich 100 % (x149/42). 
Die Inflation zertrümmerte innerhalb von einigen Monaten das gesamte Sozialgefüge des 
Deutschen Reiches, so daß sich überall Feindschaft und Mißtrauen gegenüber dem Staat aus-
breiteten. Im Deutschen Reich gab es schon bald über 2,0 Millionen Arbeitslose.  
Millionen von Deutschen verloren bei dieser Währungskatastrophe ihr mühsam erspartes Geld 
und wurden mit einem Schlag bettelarm. Gleichzeitig erwarben viele ausländische Investoren, 
deutsche Spekulanten - darunter waren auch zahlreiche Juden - und gewissenlose Geschäfte-
macher äußerst günstig riesige Vermögenswerte (Fabrikanlagen, Wohnblocks, Grundstücke 
usw.), so daß sich im Deutschen Reich vor allem bei den Arbeitslosen und der verarmten Mit-
telschicht eine gefährliche Radikalisierung, Antisemitismus und Fremdenhaß ausbreiteten.  
Deutsche Ostpolitik (1919-1933): Stanislaw Grabski, ein führender nationaldemokratischer 
Politiker, forderte im September 1919 eine extrem nationale Minderheitenpolitik. In den neu-
erworbenen polnischen Gebieten müßte man die fremden Elemente auf 1,5 % herabdrücken - 
die Deutschen stellten damals in den ehemaligen preußischen Provinzen 35,4 % der gesamten 
Bevölkerung (x025/42). Der polnische Staatsrechtler Kutrzeba schloß Vertreibungen nicht 
aus, denn die Vertreibung derjenigen, die von den Besatzern ins Land gebracht wurden, um 
ihm ein fremdes Aussehen zu geben, würde nur den alten Rechtszustand wieder herstellen 
(x025/179). 
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Das Deutsche Reich konnte zwar aufgrund der langjährigen Trennung die Abtretung Elsaß-
Lothringens hinnehmen, aber keine deutsche Regierung der Weimarer Republik war bereit, 
die willkürlichen "neuen Ostgrenzen" anzuerkennen. Angesichts der größtenteils ungerechten 
Gebietsabtretungen waren die deutschen Regierungen grundsätzlich nicht bereit, auf die mü-
hevoll kultivierten, kostbaren preußischen Ostprovinzen zu verzichten, um die man z.T. 
jahrhundertelang erbittert gekämpft hatte.  
Obgleich das entwaffnete Deutsche Reich gegenüber den hochgerüsteten europäischen Nach-
barn fast wehrlos war, bemühten sich fast alle deutschen Politiker der Weimarer Republik 
beharrlich, um eine Revision der deutschen Ostgrenzen zu erreichen. Die preußischen Außen-
politiker waren mit dieser Einstellung nicht allein, denn auch die große Mehrheit des deut-
schen Volkes wollte die "neuen Volksdeutschen" nicht im Stich lassen.  
Die "Goldenen Zwanziger Jahre": Die deutsche Wirtschaft erholte sich im Jahre 1925 zwar 
überraschend schnell, aber der Wiederaufbau wurde fast ausschließlich mit Fremdkapital des 
Auslands - überwiegend durch US-Anleihen - finanziert.  
Die sogenannten "Goldenen Zwanziger Jahre" waren nur kurze, "oberflächliche Träume" und 
spielten sich nur in einer relativ kleinen Bevölkerungsschicht ab. Es war eine Zeit, die beson-
ders durch merkwürdige Übererregtheit, überschwengliche Lebensfreude, dramatisches, hekti-
sches und lautstarkes Leben sowie dümmliche Selbsttäuschung geprägt wurde. Während sich 
die Schickeria der großen "Welle der Begierde" und "dem Tanz auf dem Vulkan" hingab, er-
höhte man für den Arbeitnehmer die tägliche Arbeitszeit von 8 auf 12 Stunden. Die damalige 
Zeit der "Goldenen Zwanziger" war hauptsächlich eine Epoche der großen Bonzen, Schieber 
und Spekulanten sowie die große Zeit der ausschweifenden, oberflächlichen Vergnügungsin-
dustrie.  
In den Jahren 1925-29 gehörten Bestechungen, Korruptionsfälle, Skandale und Schiebungen 
von sagenhaften Ausmaßen zur allgemeinen Tagesordnung. Während skrupellose Betrüger, 
rücksichtslose Wucherer und andere Ganoven riesige Gewinne erzielten, kämpfte die große 
Mehrheit der verarmten deutschen Bevölkerung täglich um ihre Existenz. In jener Zeit lebten 
ungezählte hungernde Menschen in bitterer Not, am Rand des Existenzminimums, und hoff-
ten auf den Anfang eines besseren Zeitalters.  
Die NSDAP wurde im Jahre 1925 in den meisten deutschen Ländern wieder zugelassen und 
konsequent nach dem "Führerprinzip" ausgerichtet, aber der wirtschaftliche Aufschwung 
stoppte den Aufstieg der rechtsradikalen Partei zunächst nachhaltig.  
Reparationszahlungen: Während der Konferenz von Paris im Januar 1921 forderten die Sie-
germächte eine Entschädigung von 269 Milliarden Goldmark, zahlbar in 42 Jahresraten. Fer-
ner verlangte man eine 42jährige Ausfuhrabgabe von jährlich etwa 1-2 Milliarden Goldmark 
(x041/85). Nach Bekanntgabe dieser unfaßbaren Forderung reagierte das deutsche Volk mit 
großer Empörung oder völliger Verzweiflung.  
Damit man die jährlichen Reparationen zahlen konnte, mußte das Deutsche Reich notgedrun-
gen ständig mehr ausländisches Fremdkapital aufnehmen. Am 29. August 1924 nahm der 
Reichsrat gemäß den Beschlüssen der deutschen Reichsregierung die Londoner Abmachungen 
(Dawes-Plan) an, um das Reparationsproblem zu bewältigen. Der Dawes-Plan sah vor, daß 
die vom Deutschen Reich zu leistenden Reparationen an die Alliierten vor allem durch Kredi-
te aus den Vereinigten Staaten von Amerika zu finanzieren waren.  
Mit Hilfe des Dawes-Planes sollten die deutsche Wirtschaft unterstützt und die Reparations-
zahlungen für die nächsten 5 Jahre gesichert werden. Das Deutsche Reich mußte die gesamten 
Zolleinnahmen und verschiedene Steuern an die alliierten Siegermächte verpfänden (x149/-
44). Die deutsche Reichsbank wurde außerdem vom 4. Oktober 1924 bis zum Ende des Da-
wes-Planes im Jahre 1929 unter internationale Aufsicht gestellt, um die deutsche Zahlungsfä-
higkeit zu gewährleisten (x175/212). 
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Die völlig unrealistischen Reparationszahlungen wirkten sich langfristig katastrophal aus, 
denn sie blockierten zwangsläufig den Wiederaufbau eines gefestigten Staates und verhinder-
ten die Wiederherstellung der deutschen Kreditfähigkeit.  
Die deutsche Reichsregierung verlangte am 30. Oktober 1928 in London, Paris und Brüssel 
eine sofortige gründliche Überprüfung der geforderten Reparationszahlungen, da die finanzi-
ellen Möglichkeiten des Deutschen Reiches erschöpft seien. 
Im Verlauf der Pariser Sachverständigenkonferenz wurde am 7. Juni 1929 der Young-Plan 
veröffentlicht. Das Deutsche Reich sollte danach noch Reparationen von 113,9 Milliarden RM 
in 68 Raten zahlen (x034/410). 
Weltwirtschaftskrise:  Am 25. Oktober 1929 leitete der sogenannte "Schwarze Freitag" an 
den Börsen in Nordamerika eine schwere Wirtschafts- und Finanzkrise ein. 
Durch die "Große Depression" ereigneten sich in Nordamerika zahllose Unternehmenszu-
sammenbrüche und es begann eine dramatische Massenarbeitslosigkeit. Danach entwickelte 
sich schnell eine weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise. Fast 10.000 Banken brachen zu-
sammen (x067/18).  
Die Weltwirtschaftskrise verursachte ungezählte Unternehmensbankrotte, große Nachfrage- 
und Investitionsrückgänge sowie jahrelange Massenarbeitslosigkeit und Kurzarbeit. Infolge 
der Kündigung nordamerikanischer Anleihen und Termingelder griff die US-Wirtschaftskrise 
zwangsläufig auf Europa über und löste sofort schwere Wirtschaftskrisen aus.  
Für die Deutschen gab es ein besonders "böses Erwachen", denn die Weltwirtschaftskrise riß 
natürlich das hochverschuldete Deutsche Reich zuerst in das Chaos. Die hohe Verschuldung 
des deutschen Staates und der deutschen Industrie wirkten sich verhängnisvoll aus. Alle gro-
ßen Hoffnungen und Zukunftspläne der Deutschen wurden urplötzlich zerstört.  
Förderung Adolf Hitlers durch die Wall Street:  Agenten des preußischen Innenministers 
Severing berichteten, daß Hitlers Wahlkämpfe seit 1929 hauptsächlich durch ausländische 
Banken, wie z.B. durch das New Yorker Bankhaus Kuhn, Loeb & Co. und durch zahlreiche 
nordamerikanische Großindustrielle finanziert wurden. 
Obwohl Hitlers Kriegspläne bereits seit der Veröffentlichung des Buches "Mein Kampf" im 
Jahr 1925 bekannt waren, wurde die rechtsradikale NSDAP nachweislich jahrelang durch 
zahlreiche ausländische Förderer, wie z.B. durch das New Yorker Bankhaus Kuhn, Loeb & 
Co. und durch zahlreiche nordamerikanische Großindustrielle finanziell unterstützt. Adolf 
Hitler wurde praktisch von der Wall Street gekauft, um als gehorsamer Erfüllungsgehilfe und 
Handlanger den Zweiten Weltkrieg zu beginnen und die totale Vernichtung des Deutschen 
Reiches einzuleiten. 
Ende der Weimarer Republik: Seit Ende 1929 herrschten im Deutschen Reich fast überall 
bürgerkriegsähnliche Zustände. Die Straßen entwickelten sich zum politischen Schlachtfeld 
für die Kampfverbände der radikalen Gruppierungen. Vor allem die Schlägertruppen der SA 
und des Rotfrontkämpferbundes lieferten sich vielerorts mörderische Straßen- und Saal-
schlachten, bei denen es nicht selten Tote gab.  
Infolge der dramatischen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Lage war Hitlers Zeit end-
lich gekommen. Die große Deutsche Depression verursachte in wenigen Monaten Tausende 
von Firmenpleiten, leitete einen rasanten Anstieg der Arbeitslosigkeit ein und begünstigte die 
politische Radikalisierung innerhalb des Deutschen Reiches.  
Von April 1930 bis Dezember 1930 stieg die Zahl der Arbeitslosen von 2,9 Millionen auf 4,0 
Millionen.  
1931 waren in Deutschland im Jahresdurchschnitt 4.520.000 Personen bzw. 23,9 % arbeitslos 
(x149/60). Die industrielle Produktion des Deutschen Reiches verminderte sich im Jahre 1931 
gegenüber 1928 um 30 % und es ereigneten sich mehr als 17.000 Firmenpleiten und Konkur-
se. Infolge der Kündigung weiterer US-Kredite standen die deutschen Großbanken kurz vor 
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dem Zusammenbruch.  
Da der Staat zahlungsunfähig war, mußte die deutsche Regierung verstärkt Staatseigentum 
verschleudern. Obwohl im Deutschen Reich überall Hunger, Not und Elend herrschten, wur-
den die öffentlichen Ausgaben und sozialen Leistungen drastisch gekürzt.  
Im Winter 1931/32 richtete man das sogenannte "Winterhilfswerk" ein, um die größte Not des 
riesigen Arbeitslosenheeres zu lindern. Die 1. Sammlung erbrachte Spenden im Wert von 42,0 
Millionen Mark.  
Nach der Inflation von 1922/23 büßten besonders die "kleinen Leute" abermals ihre mühselig 
erarbeiteten Sparguthaben ein. Die ratlosen, verzweifelten Deutschen fragten sich, wie sie aus 
dieser hoffnungslosen Lage kommen sollten. Spätestens jetzt verloren große Teile des deut-
schen Volkes endgültig das letzte Vertrauen und den Glauben an die demokratischen Politiker 
der Weimarer Republik. Die Tage der glücklosen Weimarer Republik waren danach gezählt. 
Am 15. Februar 1932 waren im Deutschen Reich 6.127.000 Menschen arbeitslos. 
Reichskanzler Franz von Papen führte am 20. Juli 1932 einen gewaltsamen Staatsstreich 
durch, als er die preußische SPD-Landesregierung unter Ministerpräsident Otto Braun kurzer-
hand durch Reichspräsident von Hindenburg - mit Hilfe einer Notverordnung gemäß Artikel 
48 der Verfassung - beseitigen bzw. absetzen ließ.  
Durch die Ausschaltung der seit jeher besonders verfassungstreuen preußischen Regierung 
und der äußerst disziplinierten preußischen Beamtenorganisationen wurden die letzten gefähr-
lichen Gegner der NSDAP gewaltsam aus dem Weg geräumt. In der Folgezeit wurden in 
Preußen ungezählte "unbequeme Mitarbeiter" aus dem öffentlichen Dienst entlassen.  
Die Beseitigung der demokratischen preußischen Regierung und der demokratischen Mitar-
beiter der preußischen Verwaltung erleichterte der NSDAP zweifelsfrei die spätere "Machter-
greifung".  
Aufgrund der verheerenden Folgen der Weltwirtschaftskrise fielen Hitlers Versprechungen 
(Kampf gegen die Arbeitslosigkeit, die sogenannten "Novemberverbrecher" und die Kommu-
nisten sowie die Beseitigung des "Versailler Schanddiktats") natürlich auf "fruchtbaren Bo-
den".  
Der skrupellose Volksverführer nutzte die "Gunst der Stunde" gewissenlos aus. Die NSDAP 
war damals äußerst gut vorbereitet und setzte in erster Linie einfache "volkstümliche" Propa-
ganda-Methoden ein, um die hoffnungslosen Volksmassen zu gewinnen. 
Bei den Reichstagswahlen am 31. Juli 1932 wurde die NSDAP mit 37,3 % und 230 von 608 
Reichsmandaten stärkste Partei. Die Kommunisten errangen 89 Mandate, die SPD 133, Zen-
trum 75, DNVP 37 und BVP 22 Mandate (x089/413).  
Reichspräsident Hindenburg lehnte den "böhmischen Gefreiten", wie er Hitler geringschätzig 
nannte, jedoch weiterhin entschieden ab.  
Trotz gewaltiger Arbeitslosigkeit, Not, Volksverhetzung, Ratlosigkeit und lähmender Ver-
zweiflung endete die vorgezogene Reichstagswahl am 6. November 1932 mit Hitlers Nieder-
lage. Die NSDAP verlor über 2,0 Millionen Stimmen bzw. 34 Mandate und erhielt nur noch 
196 Mandate bzw. 33,1 % von 584 Sitzen.  
Im Jahre 1932 waren in Deutschland im Jahresdurchschnitt 5.575.000 Personen arbeitslos 
(x149/60).  
Hitlers Ernennung zum Reichskanzler: Obwohl der rechte Zentrumspolitiker Franz von 
Papen Hitlers radikale Absichten längst kannte, machte er seinen großen Einfluß gegenüber 
Hindenburg geltend, um Hitlers Ernennung durchzusetzen. Nach stundenlangen Gesprächen 
wurde der völlig erschöpfte Hindenburg schließlich am 29. Januar 1933 "überredet", Hitler 
zum Reichskanzler zu ernennen.  
Franz von Papen (1879-1969, 1920-1932 Abgeordneter der Zentrumspartei im preußischen 
Landtag, 1923-1938 päpstlicher Geheimkämmerer, von Juni bis November 1932 Reichskanz-
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ler, ebnete 1933 Hitler den Weg zur Machtübernahme, 1933-1934 Vizekanzler, 1939-1944 
Botschafter in der Türkei, 1946 im Nürnberger Prozeß freigesprochen) vertrat damals einfluß-
reiche Unternehmer der Schwerindustrie, die nach Hitlers Machtübernahme kräftige Aufrü-
stungsmaßnahmen und "große Geschäfte" erwarteten.  
Trotz aller Warnungen ernannte der altersschwache 85jährige Reichspräsident den angeblich 
"harmlosen" Hitler am 30. Januar 1933, kurz nach 11 Uhr, zum deutschen Reichskanzler.  
Während der Vereidigung zum Reichskanzler gab sich der "Gefreite" noch als ergebener, un-
terwürfiger Diener aus. Hitler verneigte sich ehrfürchtig vor dem greisenhaften Staatsober-
haupt, gelobte feierlich die Verfassung zu achten und keine Diktatur anzustreben.  
Als Reichspräsident Hindenburg den NSDAP-Führer Adolf Hitler am 30. Januar 1933 zum 
Reichskanzler ernannte, leitete Hindenburg gleichzeitig das Ende der deutschen Demokratie 
ein. Nach ungemein schweren Jahren, in denen von 1919-33 insgesamt 20 deutsche Regierun-
gen aufgerieben wurden und scheiterten, wurde das Schicksal der "Weimarer Republik" am 
30. Januar 1933 entschieden (x051/627).  
Die aufopferungsvolle, harte Arbeit der deutschen Politiker wurde nicht belohnt, denn gerade 
als man endlich die große Wirtschaftskrise, Arbeitslosigkeit, Reparationen und die jahrelange 
Besetzung des Rheinlandes überwunden hatte, zerstörte tragischerweise Hindenburgs ver-
hängnisvolle Fehlentscheidung die gesamte Aufbauarbeit und Friedenspolitik der ersten deut-
schen Republik.  
Aufgrund der rücksichtslosen Ausbeutungs- und Unterdrückungsmaßnahmen der Siegermäch-
te besaß die Weimarer Republik nach dem Ende des Ersten Weltkrieges eigentlich nie eine 
realistische Überlebenschance. Angesichts der riesigen wirtschaftlichen Schwierigkeiten muß-
ten die gemäßigten Parteien der Weimarer Republik zwangsläufig scheitern.  
Hitlers verhängnisvolle "Machtübernahme" begann im Grunde bereits 1919, denn nach dem 
Friedensvertrag von Versailles waren die Positionen der demokratischen Regierungen nahezu 
aussichtslos. Die militärische, wirtschaftliche und politische Ausschaltung Deutschlands be-
gann nach dem verlorenen Ersten Weltkrieg im Jahre 1918 und wurde nach dem verlorenen 
Zweiten Weltkrieg im Jahre 1945 während der jahrzehntelangen Besatzungsherrschaft kom-
promißlos fortgesetzt.  
Der Untergang der Weimarer Republik, die das deutsche Volk sicherlich in eine glückliche 
und würdige Zukunft geführt hätte, entwickelte sich für die Deutschen zur nationalen Tragö-
die und endete schließlich mit der gigantischen internationalen Katastrophe des Zweiten 
Weltkrieges. 
NS-Staatsstreich: Als der niederländische Anarchist Marinus van der Lubbe am 27. Februar 
1933 das Berliner Reichstagsgebäude in Brand setzte, nutzte Hitler den Reichstagsbrand so-
fort als Vorwand, um die gefährlichsten "Staatsfeinde" auszuschalten. In der Nacht des Bran-
des und am nächsten Tag wurden ca. 4.000 kommunistische Funktionäre verhaftet und die 
KPD wegen angeblicher "kommunistischer Rebellion" indirekt verboten.  
An der Brandstiftung war vermutlich auch der damalige preußische "Innenminister" Hermann 
Göring beteiligt.  
Am 28. Februar 1933 genehmigte Reichspräsident von Hindenburg auf Grund des Artikels 48 
Abs. 2 eine ihm vorgelegte Notverordnung - sogenannte "Reichstagsbrandverordnung" bzw. 
Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat. Diese scheinbar "legale 
Notverordnung" setzte wesentliche demokratische Grundrechte der Weimarer Verfassung au-
ßer Kraft, wie z.B. freie Meinungsäußerung, Pressefreiheit, Versammlungsfreiheit, Brief- und 
Fernsprechgeheimnis, persönliche Freiheiten.  
Mit Hilfe dieser "legalen Notverordnung" verhängte Hitler am 28. Februar 1933 den Ausnah-
mezustand im Deutschen Reich, schaltete bereits indirekt das Parlament aus und übernahm im 
Rahmen der "Nationalen Revolution" wesentliche Machtpositionen des Landes. Zahlreiche 
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wichtige Ämter der Behörden, Polizei, Presse, des Rundfunks und sonstige wichtige Posten 
wurden unverzüglich durch die NSDAP besetzt.  
Bei der letzten "freien Reichstagswahl" am 5. März 1933 erhielt die NSDAP trotz großer 
Massenarbeitslosigkeit - fast 6,0 Millionen Arbeitslose und mehrere Millionen Kurzarbeiter - 
"nur" 43,9 % aller Wählerstimmen bzw. 288 Mandate, so daß Hitler nur mit Hilfe von radika-
len Bundesgenossen "Kampffront Schwarz-Weiß-Rot" - DNVP = 8,0 % - die "einfache Mehr-
heit" von 51,9 % erreichte.  
Da spätestens seit dem 28. Februar 1933 diktatorische Machtverhältnisse herrschten (Ein-
schränkung der Grundrechte, Ausnahmezustand, Parteienverbot, SA-Straßenterror etc.), zählte 
die Wahl vom 5. März 1933 bereits nicht mehr zu den demokratischen und freien Wahlen. 
Am 23. März 1933 legte Reichskanzler Hitler während der zweiten Sitzung des neuen 
Reichstages das "Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich" - sogenanntes "Ermäch-
tigungsgesetz" - zur Abstimmung vor.  
Da das NS-Regime wegen der erforderlichen Zweidrittelmehrheit keine legale Verfassungs-
änderung durchsetzen konnte, ließ Hitler zahlreiche politische Gegner vorher gewaltsam aus-
schalten. Nachdem man die meisten kommunistischen Abgeordneten bereits während und 
nach dem Reichstagsbrand am 27. Februar 1933 inhaftiert hatte, ließ Hitler vor der entschei-
denden Abstimmung über die Annahme des Gesetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Reich die restlichen KPD-Abgeordneten festnehmen und außerdem noch kurzerhand 26 der 
120 SPD-Reichstagsabgeordneten verhaften oder aussperren, um die erforderliche Zweidrit-
telmehrheit für die Grundgesetzänderung zu erhalten.  
Am 23. März 1933 stimmten die verbliebenen 94 SPD-Abgeordneten gegen die Annahme des 
verfassungswidrigen "Ermächtigungsgesetzes", obgleich der Berliner Reichstag von schwer-
bewaffneten SA- und SS-Wachen umstellt war und man die anwesenden Abgeordneten der 
Opposition während der Abstimmung unentwegt einschüchterte und massiv bedrohte. 
Während die 94 SPD-Abgeordneten das "Ermächtigungsgesetz" ablehnten, stimmten die 73 
Abgeordneten des Zentrums wegen Hitlers mündlicher Zusagen, die er später jedoch nie ein-
löste, zu. Am 23. März 1933 wurde das "Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich", 
das sog. "Ermächtigungsgesetz", vom Reichstag mit der notwendigen 2/3-Mehrheit von 
444:94 beschlossen. 
Aufgrund des gewaltsamen Staatsstreiches (Verhaftung und Bedrohung von Reichstagsabge-
ordneten) begingen die Nationalsozialisten verfassungsrechtlich eindeutig Hochverrat. Hitlers 
NS-Terroristen hielten das Deutsche Reich danach praktisch von März 1933 bis Mai 1945 
besetzt.  
Durch die ungesetzliche Verabschiedung bzw. gewaltsame Durchsetzung des "Ermächti-
gungsgesetzes" vom 23. März 1933 wurde die deutsche Reichsregierung bzw. der Rechtsstaat 
völlig ausgeschaltet und das deutsche Volk verlor endgültig seine politische Freiheit. Die 
"deutsche Katastrophe" war danach nicht mehr aufzuhalten, denn nach Errichtung der NS-
Diktatur bestimmten in Deutschland nur noch Hitler und seine "NSDAP-Abgeordneten" bzw. 
Gewalt und Terror.  
Prof. Dr. Karl Jaspers (1883-1969, Philosoph, erhielt von 1937-45 Lehrverbot und ab 1943 
Publikationsverbot durch das NS-Regime) schrieb später, daß am 23. März 1933 unter Hitlers 
Führung erstmalig in der deutschen Geschichte ein Verbrecherstaat gebildet wurde, also ein 
"Staat", der systematische Verbrechen mittels seiner Institutionen, seiner Träger und Unterge-
ordneten verübte (x154/14).  
"Wilde SA- und SS-Lager":  Der NS-Staat verfügte schon frühzeitig über Konzentrationsla-
ger, in denen "mißliebige Elemente" (Kommunisten, Sozialisten, Geistliche und andere 
"Volksschädlinge") Zwangsarbeit leisten mußten. Im März 1933 ließ Himmler bei Dachau in 
Oberbayern und in Oranienburg in der Provinz Brandenburg die ersten Konzentrationslager 
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sowie zahlreiche "wilde SA- und SS-Lager" in leerstehenden Fabriken oder Lagerhallen er-
richten.  
Später inhaftierte man auch Kriminelle, wie z.B. Berufs- und Gewohnheitsverbrecher, "Vor-
beugungshäftlinge" und "Volksschädlinge", wie z.B. "Arbeitsscheue", Homosexuelle, Zeugen 
Jehovas, Zigeuner und andere, in den NS-Konzentrationslagern. Politische Häftlinge und kri-
minelle Elemente wurden ab 1938 nicht mehr getrennt, sondern bewußt vermischt.  
NS-Konzentrationslager: Bis 1937/38 löste die SS alle "wilden Lager" auf und internierte 
die Häftlinge in den neuen Konzentrationslagern. Die SS errichtete ab 1938 weitere Konzen-
trationslager für den Zwangsarbeitseinsatz in der deutschen Rüstungsindustrie und später als 
Übergangslager für die sogenannte "Endlösung".  
Von 1933-39 inhaftierte die Gestapo ca. 750.000-1.200.000 "unbequeme Deutsche" (x063/-
580). Am 10. April 1939 waren etwa 300.000 politische Gefangene im Konzentrationslager 
(x050/167). In den Gestapo-Archiven lagerten etwa 2,0 Millionen Akten über verdächtige 
deutsche Staatsbürger (x063/580).  
NS-Polizei- und Terrorstaat: Da die politische Polizei den NS-Ansprüchen nicht genügte, 
ließen Hermann Göring, der eigentliche Gründer der geheimen Staatspolizei, und Heinrich 
Himmler nach Hitlers Machtübernahme alle politischen Polizeiverbände der Länder gleich-
schalten und gründeten im April 1933 die Geheime Staatspolizei. Danach herrschte schnell 
"Ruhe und Ordnung", denn die Gestapo räumte überall gründlich auf und errichtete im Deut-
schen Reich einen Polizei- und Spitzelstaat, der alle bis dahin bekannten europäischen Über-
wachungs- und Terrormethoden - außer UdSSR - in den Schatten stellte.  
Seit April 1933 führte der SS-Staat in "Nacht- und Nebelaktionen" unentwegt systematische 
Verfolgungen durch, die oft verheimlicht werden konnten. Im Verlauf dieser großangelegten 
"Säuberungsaktionen" nahmen die SS- und SD-Einheiten ungezählte "Staatsfeinde" - Sozial-
demokraten, Kommunisten, Konservative und andere Regimegegner - fest. Tausende wurden 
in den "wilden Schutzhaftlagern" inhaftiert. 
Am 17. Juni 1936 ließ Hitler gemäß Führererlaß die Leitung sämtlicher Polizeieinheiten an 
den Reichsführer SS Heinrich Himmler übertragen. Himmlers Stellvertreter wurde SS-
Obergruppenführer Kurt Daluege, der Leiter der Ordnungspolizei. Himmler, den seine An-
hänger "König Heinrich" nannten, entwickelte in den folgenden Jahren einen "perfekten" 
Kontroll- und Überwachungsapparat. Himmlers SS-Imperium umfaßte auch sämtliche SS-
Hauptämter, die ab 1941 die sogenannte "Endlösung" durchführten.  
Die SS-Terrororganisationen setzten alle politischen, militärischen, wirtschaftlichen, nationa-
len und sonstigen Ziele mit brutaler Gewalt durch. Das allgegenwärtige NS-Regime kontrol-
lierte systematisch sämtliche Lebensbereiche. Mit Hilfe von brutalen Terrormethoden - Inter-
nierung, Folter oder Mord - wurden die persönlichen Freiheiten konsequent erstickt, das Recht 
gebeugt, der Anstand lächerlich gemacht und die christlichen Gebote verhöhnt, um letzten 
Endes das Leben, die Würde, die Gesundheit sowie das Lebensglück von Millionen Menschen 
zu vernichten. 
Die Hauptaufgabe der Gestapo war es, politische Gegner und verdächtige Personen zu bespit-
zeln, zu verhaften und mit brutalsten Foltermethoden Geständnisse zu erpressen. Die Gestapo 
hatte gegenüber der Ordnungspolizei Weisungsrecht und wurde nicht durch Staatsanwälte der 
Justiz überwacht. Die Gestapo "korrigierte" sogar oftmals zu milde Gerichtsurteile und führte 
eigenhändige Verurteilungen sowie Hinrichtungen ohne offizielle Gerichtsverfahren durch. 
Solange die Gestapo den Willen des Führers durchsetzte, war jede Handlung legal. Die SS-
Geheimpolizei wurde schon bald im gesamten Deutschen Reich gefürchtet.  
Der "totale NS-Terrorstaat" kontrollierte und unterdrückte schon bald sämtliche Lebensberei-
che. Die NS-Polizeimaschinerie war militärisch aufgebaut und gewährleistete eine lückenlose 
polizeiliche Überwachung des gesamten NS-Machtbereiches. Die geheime Staatspolizei, der 
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Sicherheitsdienst und die SIPO gingen mit drakonischer Härte gegen alle vermeintlichen Geg-
ner der NS-Diktatur vor. Das NS-Regime unterdrückte jeden Einwand, jegliche Kritik und 
jede aktive oder passive Opposition mit den härtesten Strafen.  
Jeder Widerstand der deutschen Justiz, der Wissenschaft und der deutschen Intelligenz wurde 
mit brutalsten Mitteln gebrochen und ausgelöscht. Tausende von aufrechten Deutschen, die 
sich gegen die NS-Knebelung wehrten, wurden willkürlich als "Staatsfeinde" eingestuft und 
sofort ausgeschaltet. Sie landeten irgendwann im Konzentrationslager, falls sie nicht sofort 
liquidiert wurden oder rechtzeitig ins Ausland fliehen konnten. 
NS-Gleichschaltung: Am 7. April 1933 begannen großangelegte "NS-Gleichschaltungswel-
len", die mit Massenentlassungen aller mißliebigen Beamten endeten - gleichzeitige Einfüh-
rung des NS-Berufsbeamtentums. In allen Ländern waren danach NS-Reichsstatthalter für die 
Durchführung der NS-Richtlinien verantwortlich. Beamte, die nichtarischer Abstammung 
oder politisch unzuverlässig waren, konnten sofort entlassen werden.  
Am 2. Mai 1933 ließ Hitler alle Führer der 36 Arbeitergewerkschaften und der 6 Angestell-
tenverbände in "Schutzhaft" nehmen. Die Gewerkschaftshäuser wurden durch SA-Verbände 
besetzt und sämtliche Gewerkschaften zerschlagen. Die Gewerkschaften wurden später in der 
NS-Zwangorganisation "Deutsche Arbeitsfront" (1934) zusammengefaßt. Danach übernahm 
die NSDAP auch die "gleichgeschalteten" 200 Arbeitgeberverbände und 48 Handelsvereini-
gungen. 
Am 10. Mai 1933 ließ Göring alle SPD-Niederlassungen, Druckereien und Zeitungen sowie 
das gesamte Parteivermögen der SPD beschlagnahmen. Die Polizei- und SA-Einheiten um-
stellten damals vielerorts komplette Gebäudekomplexe und durchsuchten alle Räume nach 
Waffen und "staatsfeindlichen Schriften".  
Bis Ende Juni 1933 ließ Hitler alle 32 Parteien des ehemaligen Deutschen Reichstages verbie-
ten oder auflösen, wie z.B. die SPD am 22.06.1933.  
Alle wichtigen Verwaltungsposten wurden unverzüglich von "zuverlässigen" NSDAP-Leuten 
besetzt. Bürgermeister, die keine NS-Mitglieder werden wollten, mußten zurücktreten. Hitlers 
NS-Diktatur wurde später von 43 Gauleitern, 890 Kreisleitern, 30.801 Ortsgruppenleitern, 
121.406 Zellenleitern und 539.445 Blockwarten organisiert und durchgesetzt (x090/275). 
Der NS-Pöbel regierte im Namen des "Einheitsstaates". Amtsanmaßung, Korruption, Rechtlo-
sigkeit, Vetternwirtschaft und Unterschlagung waren im gleichgeschalteten NS-Staat an der 
Tagesordnung. Unfähige Schreihälse und Mitläufer nutzten damals die einmalige Gelegenheit 
und erhielten verantwortungsvolle Machtpositionen. Zahlreiche Anführer der "SA-Knüppel-
garde", die man während der Weimarer Republik mehrheitlich wegen Faulheit oder Dumm-
heit zuerst entlassen hatte, besetzten jetzt vielerorts leitende Posten.  
Ab 1934 bestimmten und kontrollierten die NS-Gau-, Kreis-, Ortsgruppen- und Blockleiter 
sowie NS-Blockwarte - ca. 15-20 Personen bildeten jeweils einen Block - das gesamte Leben 
der deutschen Volksgenossen. Der Blockleiter - "Hoheitsgebiet" ca. 160-240 Personen - führte 
z.B. Karteien über alle Bewohner, kassierte Parteimitgliedsbeiträge und war verpflichtet, alle 
"schädigenden Gerüchte" zu melden.  
Mit Hilfe der politischen "NS-Hoheitsträger", die ihre Machtpositionen häufig schamlos aus-
nutzten, reichte der Einfluß des NS-Regimes bis in jede Familie. Das kirchliche Leben wurde 
zwar erheblich eingeengt, aber Gottesdienste und die meisten Seelsorger blieben zunächst 
noch unbehelligt. 
Ab 1934 wurden fast alle Deutschen allmählich planmäßig durch die zahlreichen NS-Organi-
sationen "erfaßt", auch wenn sie keine Parteimitglieder waren. Es gab für die Deutschen prak-
tisch kein Privatleben mehr. Alle Sport-, Gesangs-, Kegel- und Schützenvereine, Handwerks-, 
Angestellten- und Beamtenverbände sowie sonstigen Gemeinschaften wurden von NS-Beauf-
tragten überwacht und "gleichgeschaltet". 
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Wer im NS-Staat berufliche oder wirtschaftliche Erfolge erreichen wollte, wie z.B. Angestell-
te und Beamte des öffentlichen Dienstes oder Handwerker und Unternehmer, die Staatsaufträ-
ge benötigten, mußte zwangsläufig NSDAP-Mitglied werden.  
Viele Deutsche, die sich weigerten, in eine der vielen NS-Organisationen einzutreten, mußten 
wenigstens als gutwillige Mitglieder der "Volksgemeinschaft" persönlich Spenden sammeln 
oder großzügige Spenden leisten.  
Jeder Deutsche, der sich dem Willkürregime aktiv widersetzte, wurde sofort eingeschüchtert, 
verprügelt oder landete unverzüglich in den "Schutzhaftlagern" bzw. Konzentrationslagern. 
Die unorganisierte Machtlosigkeit der deutschen NS-Gegner hatte gegenüber der militärisch 
organisierten Gewalt des NS-Regimes naturgemäß keine Chance. 
Emigration oder Widerstand: Obwohl die NS-Diktatur in kurzer Zeit einen totalitären Poli-
zeiapparat errichtet hatte, formierte sich ebenso rasch eine demokratische Widerstandsbewe-
gung. Trotz der allgegenwärtigen Gestapo und des tödlichen Terrors nahm diese Widerstands-
bewegung den ungleichen und selbstmörderischen Kampf um Freiheit und Menschenwürde 
des deutschen Volkes auf. Tausende von Widerstandskämpfern aus allen Gesellschaftsschich-
ten des deutschen Volkes (Politiker, Diplomaten, Geistliche, Gewerkschaftler, Arbeiter, An-
gestellte, Beamte, Angehörige der freien Berufe, Studenten und Offiziere) sahen damals nicht 
tatenlos zu, wie die NS-Terroristen die Freiheit und das Recht mit Füßen traten und verhöhn-
ten.  
Die meisten deutschen Widerstandskämpfer stellten Adel und politische Gesellschaftskreise, 
aber auch viele evangelische und katholische Geistliche zählten zu den Gegnern des NS-
Regimes. Zu den aktiven demokratischen Widerstandsgruppen gehörten z.B. Goerdeler Kreis, 
Freiburger Kreis, Kreisauer Kreis, Solf-Kreis und Weiße Rose.  
In jener Zeit gab es natürlich auch viele Deutsche, die sich sofort in das sichere Ausland ab-
setzten, um dort den "Widerstand" fortzusetzen, denn nach Hitlers Machtübernahme quälte 
man Tausende von aufrechten deutschen Frauen und Männern in den Gefängnissen und La-
gern regelrecht zu Tode.  
In den Jahren 1933 bis 1935 flohen etwa 6.000-8.000 Kommunisten, 5.000-6.000 Sozialde-
mokraten, 2.000 Pazifisten und Demokraten sowie 2.000 Personen unterschiedlicher politi-
scher Richtungen aus dem Deutschen Reich (x149/81). 
Diese angeblichen "Widerstandskämpfer" waren damals nicht bereit, ihre Ehre, Gesundheit 
oder ihr Leben für den Freiheitskampf der Deutschen zu gefährden bzw. zu opfern. Zu diesen 
angeblichen "Widerstandskämpfern" zählten z.B. Willy Brandt, eigentlich Herbert Frahm; 
emigrierte im April 1933 nach Dänemark und später nach Norwegen, Herbert Wehner floh 
1935 nach Schweden und später nach Moskau, Walter Ulbricht, emigrierte ebenfalls schon 
1933 und traf 1938 in Moskau ein.  
Obgleich die deutschen Widerstandsbewegungen völlig allein gegen das hoffnungslos überle-
gene NS-System kämpfen mußten, gaben die entschlossenen Widerstandskämpfer den Frei-
heitskampf niemals auf. Trotz der großen Gefahr verübten deutsche Widerstandskämpfer seit 
1933 fast 4 Dutzend Anschläge auf Hitler, die jedoch vielfach durch seltsame Ereignisse oder 
äußerst unglückliche Umstände scheiterten (x023/335).  
Nur sehr wenige ehemalige demokratische Politiker der Weimarer Republik, wie Theodor 
Haubach, Julius Leber, Wilhelm Leuschner, Carlo Mierendorff, Adolf Reichwein, Kurt Schu-
macher und andere, leisteten damals im Inland aktiven Widerstand.  
Da es während der NS-Diktatur keinen ungefährlichen Widerstand gab, sondern höchstens nur 
Märtyrertum und Todesgefahr, entschlossen sich die meisten prominenten Politiker, Literaten 
und Akademiker zur Emigration.  
NS-Innen- und Außenpolitik: Am 16. März 1935 wurde die Reichswehr in "Wehrmacht" 
umbenannt.  
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Nach der Wiedereinführung der Wehrpflicht wurde das Deutsche Reich fast völlig isoliert. 
England, Frankreich und alle Staaten Ost-Mitteleuropas verbündeten sich gegen das NS-
Regime und schlossen entsprechende Militärabkommen.  
Am 7. März 1936 ließ Hitler deutsche Wehrmachtstruppen in das entmilitarisierte Rheinland 
einmarschieren und brach damit die bestehenden Friedensverträge - einseitige Verletzung des 
Versailler- und Locarno-Paktes bzw. deutsche Angriffshandlung. Angesichts der eigenen mili-
tärischen Schwäche erteilte Hitler die Weisung, jegliche "Feinberührungen" zu vermeiden. 
Nach Ansicht von Militärexperten hätte die deutsche Wehrmacht damals keine energische 
Militäraktion der europäischen Westmächte überstanden und wäre schon innerhalb von weni-
gen Tagen zusammengebrochen (x051/495). Der Völkerbund und die Siegermächte protestier-
ten zwar, verhängten jedoch keine weiteren Sanktionen.  
Die Nichteinmischung Großbritanniens und Frankreichs sowie die Duldung der Teilnahme 
von deutschen und italienischen Truppen am Spanischen Bürgerkrieg bestärkten Hitler und 
Mussolini, ihre bisherige aggressive Außenpolitik fortzusetzen bzw. später drastisch auszu-
weiten. 
Die Zeitung "Daily Mail" bezeichnete im Jahre 1936 das Hitler-Reich als eine "Notwendigkeit 
für Europa". Für den britischen Ex-Premierminister David Lloyd George war Hitler damals 
einer der größten lebenden Deutschen, ein "deutscher George Washington" (x025/129). 
Adolf Hitler (1889-1945), der nachweislich jahrelang durch zahlreiche ausländische Förderer, 
wie z.B. durch das New Yorker Bankhaus Kuhn, Loeb & Co., und durch zahlreiche US-
Großindustrielle finanziell unterstützt wurde, enttäuschte seine NWO-Geldgeber nicht. Der 
selbsternannte NS-Führer zählte von 1933-1945 zu den gehorsamen Erfüllungsgehilfen und 
willigen Handlangern der Neuen Weltordnung. Hitlers riskanten Revisionen, um nicht haltba-
re, vorsätzliche Ungerechtigkeiten des Versailler Vertrages zu beseitigen, führten schließlich 
zwangsläufig zum Ausbruch des Zweiten Weltkrieges bzw. zur Fortsetzung des 2. Dreißigjäh-
rigen Krieges.  
Hitler erteilte am 11. März 1938 den Geheimbefehl "Unternehmen Otto", militärische Vorbe-
reitungen für den Einmarsch in Österreich zu treffen, um Österreich mit dem Deutschen Reich 
zu vereinigen. 
Der österreichische Bundeskanzler Seyß-Inquart forderte am 12. März 1938 vereinbarungs-
gemäß die "militärische Hilfe" des NS-Regimes an, um den Anschluß mit dem Deutschen 
Reich zu vollziehen. Der deutsche Einmarsch entwickelte sich schnell zum Triumphzug. Die 
deutschen Wehrmachtstruppen marschierten damals, ohne auf Widerstand zu stoßen, unter 
dem Jubel der einheimischen Bevölkerung in Österreich ein.  
Hitler hielt bereits am 14. März 1938 Reden in Linz und Wien. Die Wiener Bevölkerung emp-
fing Hitler unter dem Geläut aller Glocken mit großer Begeisterung. Zehntausende jubelten 
Hitler in Wien zu: "Führer, wir danken dir!"  
Der Anschluß Österreichs wurde am 10. April 1938 durch Volksabstimmungen bestätigt. 
99,73 % der Österreicher und 99,08 % der Deutschen waren für den Anschluß und stimmten 
mit "Ja" (x032/438).  
Eine britische Friedensmission traf am 3. August 1938 in der CSR ein.  
Der ungarische Regierungschef Miklos von Horthy reiste vom 22. bis zum 26. August 1938 
ins Deutsche Reich, um mit Hitler einen deutsch-ungarischen Freundschaftsvertrag zu schlie-
ßen. Hitler forderte Horthy während der Verhandlungen auf, ihn bei der Lösung des CSR-
Problems zu unterstützen.  
Infolge der Unruhen im Sudetenland ließ Staatspräsident Benesch am 13. September 1938 in 
den Grenzbezirken das Standrecht verhängen. 
Die Briten und Franzosen akzeptierten Hitlers Forderungen und vereinbarten schließlich am 
29./30. September 1938 während der Konferenz in München, wegen der Sudetendeutschen 
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keinen europäischen Krieg zu führen. Die CSR mußte die deutschen Siedlungsgebiete in 
Böhmen, Mähren und Schlesien bis zum 10.10.1938 an das Deutsche Reich abtreten. Die 
Rest-CSR erhielt Sicherheitsgarantien der Großmächte. 
Der Frieden war scheinbar gerettet, denn Hitler beteuerte, daß er nach Abtretung der sudeten-
deutschen Gebiete keine weiteren Gebietsforderungen stellen würde. In München fanden da-
mals große Freudenkundgebungen statt. Die Briten und Franzosen bereiteten ihren Minister-
präsidenten ebenfalls begeisterte Friedensfeiern.  
Nach den kampflosen Aktionen des Jahres 1938, wie z.B. die "Heimkehr Österreichs und des 
Sudetenlandes", herrschte zwar große Zufriedenheit, aber keine ausgelassene Stimmung. Das 
"Münchener Abkommen" wurde lediglich als "Wiedergutmachung" für das 1919 angetane 
Unrecht angesehen. Infolge der beeindruckenden innen- und außenpolitischen Erfolge waren 
nicht wenige Deutsche der Meinung, daß es weiter aufwärts gehen würde.  
Der erfolgsverwöhnte Führer wurde nicht selten abgöttisch verehrt. Für viele war der selbst-
herrliche Hitler damals der "allmächtige Führer" bzw. eine "erlöserhafte Heilsfigur". Er besaß 
1938/39 nachweislich das Vertrauen großer Bevölkerungsschichten. Millionen von begeister-
ten Anhängern des NS-Regimes, nicht nur die Jugend, sondern auch viele naive oder ge-
täuschte Erwachsene, folgten diesem fanatischen Diktator mit blinder Ergebenheit bis zum 
bitteren Ende in das Verderben.  
Winston Churchill war im Jahre 1938 immer noch von Hitler begeistert. Churchill meinte, daß 
die bisherigen Leistungen des "Führers" weltgeschichtlich als Wunder einzuordnen seien 
(x025/128).  
Das US-Nachrichtenmagazin "TIME" wählte Hitler im Jahre 1938 sogar zum Mann des Jah-
res (x268/50). 
Deutsch-polnischer Krieg: Nach der kampflosen Besetzung der "Rest-CSR" erwarteten die 
Westmächte weitere "NS-Raubzüge". England und Frankreich, die während der "Sudetenkri-
se" im September 1938 noch nicht "kriegsbereit" waren, bereiteten sich jetzt in fieberhafter 
Eile auf den drohenden Krieg vor.  
Die polnische Regierung, die nach der englisch-französischen Garantieerklärung ihre eigenen 
militärischen Kräfte maßlos überschätzte, ordnete am 23. März 1939 im "Korridor" die polni-
sche Teilmobilmachung an und lehnte am 26.03.1939 endgültig alle deutschen Forderungen 
ab (x041/97).  
Der britische Ministerpräsident Neville Chamberlain gab der polnischen Regierung am 31. 
März 1939 die Zusicherung, England werde Polen sofort Waffenhilfe gewähren, wenn Polen 
sich genötigt sehen sollte, die polnischen Streitkräfte gegen eine äußere Bedrohung einzuset-
zen (x041/97, x069/175).  
Am 6. April 1939 schloß der polnische Außenminister Beck mit der englischen Regierung 
einen Beistandspakt.  
Der sowjetische Botschafter leitete am 17. April 1939 weitere sowjetisch-deutsche Annähe-
rungsversuche ein.  
In Moskau führte Stalin am 18. April 1939 Bündnisverhandlungen mit den Briten und Franzo-
sen über einen britisch-französisch-sowjetischen "Dreibund". Stalin stellte jedoch bewußt un-
annehmbare Forderungen, wie z.B. Übernahme der baltischen Staaten und das sowjetische 
Durchmarschrecht für Polen und Rumänien, so daß die Verhandlungen später ergebnislos ab-
gebrochen wurden (x069/176). Stalin setzte das "geheime Doppelspiel" danach jedoch noch 
monatelang fort (x041/97). 
Außenminister Beck führte am 24. April 1939 in Warschau vertrauliche Verhandlungen mit 
einer französischen Regierungsdelegation. 
Das britische Parlament ordnete am 27. April 1939 die Einführung der Wehrpflicht und die 
Erhöhung der britischen Streitkräfte an. 
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Hitler kündigte am 28. April 1939 den deutsch-polnischen Nichtangriffpakt und das deutsch-
britische Flottenabkommen von 1935. 
Nach der antideutschen Rede des polnischen Außenministers Beck vom 3. Mai 1939 wurde 
klar, daß die polnische Regierung einen deutsch-polnischen Krieg erwartete und Kriegsvorbe-
reitungen traf (x104/277).  
Das polnische Innenministerium erteilte am 8. Mai 1939 weitere geheime Anweisungen zur 
Behandlung der deutschen Minderheit.  
Am 13./14. Mai 1939 verursachte ein "Deutschenpogrom" in Tomaschow bei Lodz eine Mas-
senflucht von Volksdeutschen in die deutschen Reichsgebiete (x104/272). 
Die französisch-britischen Garantieerklärungen vom 31. März 1939 förderten den polnischen 
Nationalismus und die nationale Begeisterung, so daß sich in Polen im Juni 1939 eine gefähr-
liche Kriegsstimmung entwickelte. Nicht wenige Polen feierten bereits ihr polnisches Groß-
reich. Die polnischen Nationalisten schätzten das polnisch-deutsche Kräfteverhältnis oftmals 
völlig falsch ein. Sie hielten die deutsche Wehrmacht für einen großen Bluff und sprachen 
vom "Marsch auf Berlin" (x025/183). 
Am 24. Juli 1939 wurde ein sowjetisch-französisch-britischer Beistandsvertrag abgeschlossen. 
Dieser Vertrag trat jedoch nicht in Kraft, weil Stalin später entschied, Hitler wirtschaftlich zu 
unterstützen (x041/98). 
Die polnische Zeitung "Dziennik Poznanski" veröffentlichte im Juli 1939 eine Landkarte, in 
der Polen sämtliche "slawischen Gebiete" zwischen Oder und Elbe beanspruchte (x025/178). 
Am 14. August 1939 scheiterten die sowjetisch-britisch-französischen Militärverhandlungen 
über ein gemeinsames Vorgehen gegen das NS-Regime, weil die polnische Regierung ein so-
wjetisches Durchmarschrecht durch Polen ablehnte (x125/172).  
Am 19. August 1939 gewährte die französische Regierung Polen einen Rüstungskredit. 
Die Sowjetunion und das NS-Regime schlossen am 19. August 1939 in Moskau einen Wirt-
schaftsvertrag. Stalin, der spätestens seit 1937 fest mit einem Krieg gegen "Hitler-Deutsch-
land" rechnete, hielt einen Krieg gegen das NS-Regime für unvermeidlich. Der sowjetische 
Diktator bereitete sich deshalb frühzeitig auf diesen Krieg gegen Hitler vor. 
Stalin - "der lachende Dritte" - kündigte am 19. August 1939 an, daß die UdSSR in einem 
Krieg zwischen den "Imperialisten" als letzte Macht eingreifen werde x090/279. 
Stalin wollte den unausweichlichen Kampf erst in der "günstigsten Kriegsphase" gegen ein 
geschwächtes NS-Regime beginnen. Nach dem Angriff gegen Polen vom 1.09.1939 war Sta-
lin unentwegt bestrebt, den Selbstvernichtungskrieg der kapitalistischen Westmächte zu unter-
stützen, und wartete gelassen die weitere Entwicklung des Krieges und die "Selbstzerflei-
schung der kapitalistischen Staaten" ab.  
Am 23. August 1939 unterzeichnete Reichsaußenminister von Ribbentrop in Moskau den 
deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt. Obwohl die Sowjetunion bereits monatelang Ge-
heimverhandlungen mit den Westmächten geführt hatte, schlossen die vermeintlichen Tod-
feinde Hitler und Stalin am 23. August 1939 "völlig überraschend" einen deutsch-sowje-
tischen Nichtangriffspakt ab - "die übrige Welt reagierte damals völlig sprachlos".  
Dieser "Hitler-Stalin-Pakt" ermöglichte eigentlich erst den Angriff auf Polen, denn der 
deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt gab Hitler endlich die erforderliche Rückendeckung, 
um seine Kriegspläne zu verwirklichen.  
Hitlers Friedensangebot vom 6. Oktober 1939: Nach dem deutschen Blitzsieg gegen Polen 
richtete Hitler am 6. Oktober 1939 Friedensangebote an England und Frankreich (x059/94). 
Am 10. Oktober 1939 wurde Hitlers Friedensangebot vom 6. Oktober 1939 durch Frankreich 
abgelehnt (x040/16). 
Der britische Premierminister Chamberlain lehnte Hitler Friedensangebot am 12. Oktober 
1939 ab (x040/16). 
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Nach dem deutsch-polnischen Krieg unterstützte Nordamerika etwa seit Oktober/November 
1939 die Anti-Hitler-Koalition, obgleich US-Präsident Roosevelt eigentlich durch die nord-
amerikanischen Neutralitätsgesetze von 1935 daran gehindert wurde, Kriegsmaterial an 
kriegsführende Staaten zu liefern.  
Kriegsvorbereitungen für den deutsch-sowjetischen Ostkrieg: Stalin wurde am 1. Juli 
1940 durch den britischen Botschafter Stafford Cripps aufgefordert, gegen die Deutschen in 
den Krieg einzutreten (x041/105). Stalin lehnte Churchills Forderungen jedoch kommentarlos 
ab. Für Stalin war die Kriegsteilnahme in jenen Tagen kein Thema, denn Stalin benötigte un-
bedingt einen deutschen Angriff gegen die Sowjetunion, um die geplante Expansion nach 
Westeuropa zu begründen und zu verwirklichen. Zu diesem Zeitpunkt war die Rote Armee 
außerdem noch nicht kriegsbereit. 
Die sowjetische Expansionspolitik in Rumänien und Bulgarien verstärkten später die deutsch-
sowjetischen Spannungen. Hitler geriet gegenüber der Sowjetunion allmählich in Zugzwang 
(x090/283).  
Hitler unterzeichnete schließlich am 18. Dezember 1940 die Weisung Nr. 21 "Fall Barbaros-
sa" (x106/79). 
Stalin informierte die Armeeführer der Roten Armee Ende Dezember 1940, daß mit einem 
baldigen Angriff der deutschen Wehrmacht gegen die Sowjetunion zu rechnen sei (x264/28). 
Der deutsche Journalist und Geheimagent Richard Sorge informierte die Sowjets bereits An-
fang Mai 1941 über die deutschen Angriffsvorbereitungen gegen die Sowjetunion. Sorge ver-
schätzte sich bei dem voraussichtlichen deutschen Angriffstermin nur um 2 Tage (x030/327).  
Ab Mai 1941 verlagerte die UdSSR in den folgenden 3 Monaten etwa 1.360 Betriebe aus den 
kriegsbedrohten Gebieten nach Sibirien und errichtete dort nach dem deutschen Überfall vom 
22.06.1941 weitere 2.250 Betriebe (x074/1.143). 
Generalfeldmarschall Keitel, Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, warnte am 11. Juni 
1941 das NS-Regime vor einem baldigen Angriff der Roten Armee. 
Deutsch-sowjetischer Ostkrieg 1941/42: Am 22. Juni 1941, um 3.15 Uhr morgens, begann 
der deutsche Überraschungsangriff gegen den sowjetischen Bündnispartner von 1939 - Napo-
leon hatte den Rußlandfeldzug im Jahre 1812 ebenfalls "rein zufällig" am 22. Juni eröffnet. 
Während Italien und Rumänien rechtzeitig Kriegserklärungen abgaben, untersagte Hitler aus-
drücklich die Abgabe der üblichen Kriegserklärung.  
Die Wehrmacht griff mit 152 Divisionen, 3.050.000 Soldaten, 3.700 Panzern und 7.200 Ge-
schützen an. Die deutschen Luftflotten 1, 2 und 4 verfügten über 1.280 einsatzbereite Kampf-
flugzeuge (x040/78-79).  
Die deutsche Wehrmacht setzte damals 3 Heeresgruppen ein:  
Der Angriff der Heeresgruppe Nord - Führung: Generalfeldmarschall von Leeb - erfolgte aus 
Ostpreußen in Richtung baltische Länder und Leningrad. 
Der Angriff der Heeresgruppe Mitte - Führung: Generalfeldmarschall von Bock - erfolgte aus 
Ostpreußen in Richtung nördliches Generalgouvernement und Moskau.  
Der Angriff der Heeresgruppe Süd - Führung: Generalfeldmarschall von Rundstedt - erfolgte 
aus dem südlichen Generalgouvernement in Richtung Kiew - Dnjeprbogen.  
Nach Hitlers Plänen sollte der Rußlandfeldzug höchstens 5 Monate dauern. Die deutsche 
Wehrmacht wurde zunächst von der 3. und 4. rumänischen Armee unterstützt. Später nahmen 
außerdem noch verbündete Kampfverbände aus Finnland, Frankreich, Italien, Spanien, der 
Slowakei und Ungarn am Rußlandfeldzug teil.  
Die sowjetischen Streitkräfte verfügten zum Zeitpunkt des deutschen Angriffes an der West-
front über 291 Divisionen und 94 Brigaden (x047/276) mit mindestens 4,7 Millionen Solda-
ten, 15.000 Panzern, 35.000 Geschützen und 9.000 Flugzeugen. 
Nach dem deutschen Überraschungsangriff gegen die UdSSR begrüßte Churchill am 24. Juni 
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1941 die neuen Verbündeten und versprach großzügige Hilfslieferungen. Aufgrund des Leih- 
und Pachtgesetzes vom 11. März 1941 unterstützte Nordamerika auch die Sowjetunion. Schon 
2 Tage nach dem deutschen Angriff gegen die UdSSR kündigte US-Präsident Roosevelt den 
Sowjets Hilfslieferungen an und vergab große Staatsaufträge an die nordamerikanische Rü-
stungsindustrie.  
In der Anfangsphase des Ostkrieges wurden die sowjetischen Truppen von der deutschen 
Wehrmacht fast überall zurückgedrängt. Während die deutsche Luftwaffe alle wesentlichen 
strategischen Verteidigungsstellungen der Sowjets sturmreif schoß und die Aufmarsch- und 
Rückzugsstraßen mit vernichtendem Feuer belegte, stürmten die deutschen Panzer- und Infan-
terietruppen unaufhaltsam vorwärts und legten in nur wenigen Tagen 150-200 km zurück. Die 
Rote Armee mußte frühzeitig gewaltige Verluste hinnehmen. In den ersten Kriegswochen 
meldete das Oberkommando der deutschen Wehrmacht täglich neue Erfolge.  
Die deutsche Heeresgruppe Mitte begann am 2. Oktober 1941 den Angriff auf Moskau (Un-
ternehmen: "Taifun"). Infolge der dauernden Regenfälle blieb der deutsche Angriff bereits am 
7. Oktober 1941 fast völlig im tiefen Schlamm liegen. Endlose Regenfälle verwandelten die 
Ebenen in eine bodenlose Sumpf- und Schlammwüste. Panzer, Lastkraftwagen, Geschütze, 
Pferdefuhrwerke und Soldaten blieben im knietiefen Schlamm stecken. Die deutschen Trup-
pen kamen nicht mehr von der Stelle und der Nachschub fiel vielerorts tagelang aus.  
Die Truppenbewegungen im Mittelabschnitt der Ostfront wurden bereits am 15. Oktober 1941 
durch heftiges Schneetreiben und Schneeverwehungen behindert. Im Hinterland der Ostfront 
nahm die Partisanentätigkeit ständig zu.  
Am 5. Dezember 1941 begann die sowjetische "Kalininfront" mit ihren ausgeruhten und gut-
ausgerüsteten Reserve-Armeen eine großangelegte Gegenoffensive. Überall im Norden, in der 
Mitte und im Süden der Ostfront mußte sich das deutsche Heer anschließend zurückziehen, 
damit es nicht zur gefürchteten Einkesselung kam.  
Hitler forderte die Soldaten der Ostfront am 16. Dezember 1941 zum fanatischen Widerstand 
auf und erteilte den sogenannten "Halt-Befehl". Hitlers selbstmörderisches Abwehrkonzept 
der "festen Plätze" und der starren Verteidigung verursachte in den folgenden Kriegsmonaten 
verheerende Verluste. Weitere unsinnige Durchhalteverfügungen und taktische Fehlentschei-
dungen bewiesen später in erschreckender Weise, daß Hitler ein vollkommen unfähiger Mili-
tärstratege war.  
Die Wehrmachtstruppen waren im Dezember 1941 mit ihrer Kraft fast am Ende. Nach dem 
Scheitern des Blitzkriegskonzeptes war der Feldzug gegen die UdSSR bereits im Winter 
1941/42 verloren.  
US-Hilfslieferungen: Das neue Leih- und Pachtgesetz ermächtigte US-Präsident Roosevelt 
am 11. März 1941, alle "bedrohten Staaten", deren Schutz "für die Verteidigung der USA" 
wichtig war, mit kriegswichtigen Gütern zu unterstützen. Nach Roosevelts Aussagen sollten 
die Vereinigten Staaten von Amerika ein "Arsenal der Demokratie" werden. Nach der Ge-
nehmigung des Leih- und Pachtgesetzes lieferte die USA praktisch unentgeltlich riesige Men-
gen von Kriegsmaterial an England und ließ später alle Guthaben der sogenannten "Achsen-
mächte" einfrieren.  
Nordamerikas gewaltige Wirtschaftskraft sollte schließlich, wie im Ersten Weltkrieg, die Ent-
scheidung bringen. Von 1941-45 lieferten die Vereinigten Staaten von Amerika der Sowjet-
union z.B. 8.800 Flugzeuge, 5.200 Panzer und Kampfwagen, 256.000 Lastkraftwagen und 
sonstige motorisierte Fahrzeuge, 2.500.000 t Lebensmittel und 1.500.000 t Stahl (x038/-
1.917/1.918) sowie Flugbenzin, Lokomotiven, verschiedene Handfeuerwaffen, Medikamente 
und Kleidung im Wert von ca. 11,0 Milliarden Dollar.  
Die Nordamerikaner und Briten transportierten von 1941 bis zum Kriegsende 17,5 Millionen 
Tonnen Kriegsmaterial in die Sowjetunion. Diese Hilfslieferungen glichen die gewaltigen Ma-
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terialverluste der Sowjets z.T. vollständig aus und wurden erst mehrere Monate nach dem 
Kriegsende eingestellt.  
Obwohl die UdSSR jahrelang enorme Kriegsmateriallieferungen erhielt, erkannte der sowjeti-
sche Diktator diese kriegsentscheidende Hilfe Nordamerikas niemals angemessen an, sondern 
Stalin forderte weiterhin unaufhörlich die "2. Front" im Westen. Erst nach der Invasion der 
Westalliierten entspannte sich das Verhältnis zwischen den ungleichen Verbündeten. Für die 
gewaltigen US-Hilfslieferungen leisteten die Sowjets später keine nennenswerten Rück-
zahlungen. 
Ermordung der europäischen Juden: Spätestens nach dem Scheitern des Rußlandfeldzuges 
im Dezember 1941 beschloß Hitler vermutlich die endgültige Vernichtung aller europäischen 
Juden. 
Im Verlauf der "Wannsee-Konferenz", die am 20. Januar 1942 in einem Gebäude der Kripo 
am Großen Wannsee in Berlin stattfand, kündigte Heydrich den Leitern der wichtigsten NS-
Behörden die Endlösung der Judenfrage an.  
Damals nutzten die NS-Behörden für die Durchführung der "Endlösung" grundsätzlich nur 
Tarnbezeichnungen. In den sichergestellten NS-Schriftstücken wurde jedenfalls später kein 
Hitler-Befehl gefunden, der eindeutig die Ausrottung der Juden anordnete. Die Deportationen 
tarnte und verharmloste man meistens als "Umsiedlungen" oder "Arbeitseinsatz im Osten". 
Die Sicherheitspolizei-, SS- und SD-Dienststellen führten später die Tarnbezeichnung "Son-
derbehandlung" ein. Himmler untersagte zwar ab 1943 diesen Begriff und ließ andere Be-
zeichnungen ("Aussiedlung" usw.) verwenden, aber die Tarnbezeichnung "Sonderbehand-
lung" blieb weiterhin ein "fester Begriff" für die physische Vernichtung des europäischen Ju-
dentums.  
Um die Ermordung der Juden vor der deutschen Bevölkerung zu verheimlichen, wurden alle 
Vernichtungslager (Auschwitz, Belzec, Kulmhof, Maidanek, Sobibór und Treblinka) in Polen 
errichtet und von speziell ausgewählten SS-Einheiten geleitet. Die "Endlösung" unterlag au-
ßerdem der höchsten Geheimhaltungsstufe des NS-Regimes ("Geheime Reichssache"), so daß 
man es fast bis zum Kriegsende schaffte, die Ausrottung des Judentums perfekt zu tarnen und 
zu verheimlichen.  
Mit Hilfe der beinahe undurchdringlichen NS-Sicherheitssysteme gelang es jahrelang, die 
deutsche Zivilbevölkerung zu täuschen, aber die Weitergabe von ausländischen Informationen 
und Nachrichten (Berichte von polnischen Widerstandsgruppen und ausländischen Geheim-
diensten: Fotos von Vernichtungslagern, Zeugenaussagen und sonstige Meldungen) konnten 
nicht verhindert werden. Die ausländische Öffentlichkeit (vor allem in Nordamerika und 
Großbritannien) wurde nachweislich frühzeitig über die Vernichtungslager in Polen bzw. den 
systematischen Völkermord an den Juden informiert. Im Deutschen Reich kursierten während 
des Zweiten Weltkrieges zwar viele Gerüchte über das Schicksal der verschleppten Juden, 
aber Genaueres wußten nur direkte Beteiligte der "Endlösung". 
Die "bürokratische, industrialisierte" NS-Tötungsmaschinerie arbeitete während des Zweiten 
Weltkrieges unter strengster Geheimhaltung und vernichtete kaltblütig und "rationell" Millio-
nen von wehrlosen Menschen.  
Die jüdischen Historiker der Forschungs- und Gedenkstätte Yad Vashem in Jerusalem gehen 
von 6,0 Millionen jüdischen Mordopfern aus. Diese Zahl wird auch regelmäßig von israeli-
schen Regierungsvertretern zitiert (x025/246).  
Obwohl die Vernichtung der europäischen Juden etwa seit Juni 1942 in Nordamerika und 
England bekannt war und die SS- und SD-Einheiten bereits Hunderttausende von wehrlosen 
Juden massakriert hatten, unternahmen die westlichen Alliierten fast nichts, um die verfolgten 
Juden zu retten. Es war eine beschämende, unfaßbare Tragödie, denn in fast allen Ländern 
wurden die ausgestoßenen Juden weiterhin abgewiesen.  
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Die Rettung der Juden scheiterte überall an bestürzender Gleichgültigkeit und mangelnder 
Hilfsbereitschaft. Während des Zweiten Weltkrieges interessierte sich eigentlich niemand für 
den Überlebenskampf des jüdischen Volkes oder war tatsächlich bereit, den Juden zu helfen. 
Fast alle Staaten und Organisationen waren nicht bereit, die Verfolgten entschlossen und 
ernsthaft zu unterstützen. Das Internationale Rote Kreuz lehnte es damals grundsätzlich ab, 
die Betreuung der jüdischen KZ-Häftlinge zu übernehmen (x023/274).  
Auch die nordamerikanischen Juden, damals etwa 5,0 Millionen US-Bürger, blieben jahrelang 
meistens stumm. Die einflußreichen jüdischen Organisationen verhielten sich zunächst eben-
falls abwartend (x023/275).  
Aufgrund der damaligen militärischen Lage konnten die westlichen Alliierten den Völker-
mord an den Juden zwar nicht verhindern, aber sie hätten die gefährdete jüdische Bevölkerung 
mindestens vor den drohenden Gefahren warnen müssen. Hunderttausende der verfolgten eu-
ropäischen Juden wären außerdem nicht umgekommen, wenn man sie wenigstens vorüberge-
hend aufgenommen hätte. 
Das unchristliche Verhalten der westlichen Alliierten verminderte natürlich nicht die grenzen-
lose Schuld des NS-Regimes, aber diese "demokratischen Länder" wurden zweifellos wegen 
unterlassener Hilfeleistung mitschuldig.  
1940/41 durften 28.927 Juden in Nordamerika einwandern. Von 1941/42-1944/45 wurden 
lediglich 28.045 Juden in Nordamerika aufgenommen (x042/12,164). Obwohl Nordamerika 
nur etwa 10 % der jüdischen Einwanderungsquoten ausschöpfte, lehnte die US-Regierung 
noch im Jahre 1943 die schwedische Anfrage ab, 20.000 deutsch-jüdische Flüchtlingskinder 
aufzunehmen, da man angeblich das festgesetzte Einreiselimit nicht überschreiten könnte 
(x043/470).  
Angesichts der unfaßbaren Menschenverluste und äußerst grausamen Durchführung zählt die 
Ermordung der europäischen Juden zweifelsohne zu den dunkelsten Kapiteln der bisherigen 
Menschheitsgeschichte. Ungeachtet der historischen Mitverantwortung darf man jedoch nicht 
vergessen, daß die große Mehrheit des deutschen Volkes (im Gegensatz zu manchen osteuro-
päischen Nachbarn) in der jahrhundertealten deutsch-jüdischen Geschichte kein Feind des 
jüdischen Volkes war, sondern daß ausschließlich Mitglieder der verbrecherischen NS-Orga-
nisationen die Judenvernichtung durchführten.  
Hitlers "Endlösung" wäre in einem deutschen Rechtsstaat, mit demokratischer Machtkontrol-
le, Opposition und freier Presse, sicherlich niemals geschehen. Die planmäßige, systematische 
Massenvernichtung der europäischen Juden konnte nur umgesetzt werden, weil die brutale 
NS-Diktatur damals jeglichen Widerstand gewaltsam erstickte. Im NS-Verbrecherstaat endete 
jeder aktive Widerstand sofort im Konzentrationslager. Dieser Völkermord an den europäi-
schen Juden, der bewußt während der dramatischen Wirren des Zweiten Weltkrieges durchge-
führt wurde, hätte in jener Zeit wahrscheinlich in jedem anderen diktatorisch regierten Land 
durchgeführt werden können (wie folgende Beispiele aus der ersten und zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts bestätigen):  
- Völkermord an den Armeniern in der Türkei (während des Ersten Weltkrieges),  
- Lenins und Stalins "Säuberungsaktionen" sowie "Liquidierung von Klassen" in der Sowjet-
union,  
- Massenverbrechen im besetzten China durch japanische Besatzungstruppen,  
- Verfolgung der Serben in Jugoslawien durch kroatische und bosnische Besatzungstruppen 
während des Zweiten Weltkrieges,  
- Völkermord an den europäischen Juden durch das NS-Regime,  
- Verfolgung der Kroaten und Bosnier in Jugoslawien durch die Serben (nach dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges),  
- Befreiungs- und Vertreibungsverbrechen an den Reichs- und Volksdeutschen von 1944-48 
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in Ost-Mitteleuropa, die sich mehrheitlich in "Friedenszeiten" ereigneten, 
- Maos "Säuberungsaktionen" und "Liquidierung von Klassen" in China,  
- Pol Pots "Säuberungsaktionen" und "Liquidierung von Klassen" in Kambodscha, 
- Kim Il Sungs "Säuberungsaktionen" sowie "Liquidierung von Klassen" in Nordkorea ... 
Die nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges erhobenen Vorwürfe der Kollektivschuld (recht-
liche Schuld einer Gemeinschaft bzw. eines Volkes) wurden in den folgenden Jahren offiziell 
fallengelassen, denn sie widersprachen eindeutig dem allgemeinen Rechtsdenken, das nur die 
Rechtsschuld des einzelnen Täters kennt. Die Kollektivschuld und die kollektive Haftung (wie 
z.B. die Sippenhaft des Stalin- und Hitlerregimes) wurden schließlich in allen demokratischen 
Staaten als Rechtsbeugung eingestuft. 
Anglo-amerikanischer Luftkrieg von 1940-1945: Die britische Regierung beschloß am 11. 
Mai 1940 die "Eröffnung der strategischen Luftoffensive" gegen das Deutsche Reich (x040/-
29).  
Beim letzten schweren Luftangriff auf London am 10./11. Mai 1941 (mehr als 500 deutsche 
Kampfflugzeuge und Bomber) starben über 1.200 Briten (x041/110). Die "Luftschlacht um 
England" wurde danach wegen des Rußlandfeldzuges abgebrochen. 
Am 28. März 1942 begann die "Strategische Luftoffensive" der Royal Air Force gegen das 
Deutsche Reich (x175/380). 234 britische Flugzeuge warfen am 28./29. März 1942 hauptsäch-
lich 304 t Brandbomben über der Lübecker Innenstadt ab. Die erstmalig im Flächenbombar-
dement eingesetzten Flüssigkeits-Brandbomben erzeugten verheerende Wirkungen. Dieser 
Luftangriff forderte 320 Tote und 785 Verletzte unter der Zivilbevölkerung. 1.425 Gebäude 
wurden völlig zerstört. Die britischen Angreifer verloren 12 Bomber (x040/123). 
Am 10. Juni 1943 begannen die westlichen Alliierten ihre systematischen Bombenangriffe 
gegen das Deutsche Reich. Nach den Vereinbarungen von Casablanca flog die US-Luftflotte 
Tagesangriffe bzw. Präzisionsbombardierungen, während die britische Royal Air Force nur 
Nachtangriffe bzw. Flächenbombardierungen durchführte. 
Um den Widerstandswillen der Deutschen zu zerschlagen, wurden während des Zweiten 
Weltkrieges in erster Linie die Wohnviertel der werktätigen Bevölkerung, die allein schon 
wegen ihrer Ausdehnung viel leichter zu treffen waren, bevorzugte Angriffsziele der briti-
schen Luftoffensive.  
Die deutsche Zivilbevölkerung erfuhr erst nach dem Kriegsende, daß die Bombardierung der 
Wohnviertel kein Zufall war, sondern bereits frühzeitig nach strategischen Plänen erfolgte. 
Diese systematischen Terrorangriffe gegen wehrlose Frauen, Kinder und alte Menschen soll-
ten hauptsächlich den Durchhaltewillen und die Widerstandskraft der deutschen Bevölkerung 
brechen.  
Am 13./14. Februar 1945 führten Briten und Nordamerikaner die vernichtende "Operation 
Donnerschlag" gegen Dresden durch. 
Da die meisten Toten nur noch bis zur Unkenntlichkeit verkohlte und verstümmelte, kümmer-
liche Massen waren, konnte man nur etwa 40.000 Todesopfer identifizieren bzw. namentlich 
feststellen (x062/573). Bei den Todesopfern handelte es sich mehrheitlich um Frauen und 
Kinder. Die exakte Zahl der Todesopfer konnte nie genau ermittelt werden, weil zahllose Op-
fer in der völlig zertrümmerten Dresdener Altstadt verschüttet wurden.  
Etwa 18.000 Tote wurden in langen Massengräbern auf dem Dresdener Heidefriedhof beer-
digt. Die restlichen Todesopfer stapelte man auf Eisenbahnschwellen. Riesige Leichenberge 
bzw. "Scheiterhaufen" wurden mit Benzin übergossen und verbrannt. Der bestialische, süßli-
che Geruch von Verwesung und verbrannten Leichen lag danach wochenlang wie ein Pest-
hauch des Todes über der Stadt.  
Manche britische Historiker bezeichneten die Luftangriffe auf Dresden später als militärisch 
völlig sinnlos oder stuften diese Bombardierungen auch als Kriegsverbrechen ein. Die Ameri-
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kaner und Briten sollen in Jalta angeblich Vernichtungsangriffe auf die ost- und mitteldeut-
schen Städte zugesagt haben, aber Beweise gab es dafür nicht. Churchill bestätigte später le-
diglich, daß er den Sowjets die Kampfkraft der westlichen Alliierten demonstrieren wollte 
(x062/573). Churchills "Demonstration der militärischen Stärke" kostete in Dresden wahr-
scheinlich mehr als 250.000 Menschenleben und verursachte in nur wenigen Stunden das 
vermutlich größte Massensterben des Zweiten Weltkrieges.  
Von Fritsch-Seehausen, der damals die Bergung und Registrierung der Dresdener Todesopfer 
leitete, gab die Verluste mit mindestens 300.000 an (x025/239). Die "Joint Relief Commis-
sion" des IKRK ging von etwa 275.000 Todesopfern aus (x028/219). Andere Schätzungen 
reichten damals von 60.000-200.000 Tote oder sogar bis 400.000 Todesopfer (x028/219).  
In den letzten Kriegsmonaten verstärkten die westlichen Alliierten besonders die Luftangriffe 
gegen die nord-, mittel- und ostdeutschen Ostseehäfen und Großstädte. Die nordamerikani-
schen und britischen Bomberflotten bombardierten in jener Zeit auch mehrfach die mit Flücht-
lingen überfüllten Ostseehäfen in Danzig, Gotenhafen, Stettin, Swinemünde und Kiel. Die 
US-Tiefflieger griffen außerdem vielerorts ostdeutsche Flüchtlingstrecks an, die seit Februar 
1945 überall in Mittel- und Norddeutschland unterwegs waren.  
Offiziell beabsichtigten die westlichen Alliierten damals angeblich nur die Lahmlegung des 
militärischen Nachschubs, aber während dieser "militärischen Luftangriffe" kamen fast täglich 
zahllose ostdeutsche Flüchtlinge und einheimische Zivilisten um.  
Während des gesamten Luftkrieges gegen das sogenannte "Nazi-Deutschland" berichtete fast 
keine größere nordamerikanische und britische Zeitung über die katastrophalen Folgen der 
alliierten Luftangriffe. Die verbitterten Briten und die "unbeteiligten" Nordamerikaner nah-
men es mit vollkommener Gleichgültigkeit hin, daß Hunderttausende von wehrlosen deut-
schen Zivilisten "planmäßig" getötet, furchtbar verstümmelt oder obdachlos wurden.  
Vor den Augen der Weltöffentlichkeit töteten die alliierten Luftflotten jahrelang schutzlose 
deutsche Zivilisten systematisch mit Spreng- und Phosphorbomben. Niemand protestierte da-
gegen, daß fast täglich wehrlose deutsche Frauen, Kinder, Kranke und gebrechliche Menschen 
lebendig verbrannten, jämmerlich erstickten und unter unvorstellbaren Schmerzen qualvoll 
starben. 
Im Verlauf des Luftkrieges von 1940-1945 warf bzw. schoß die deutsche Luftwaffe 74.130 t 
Bomben einschl. V-Waffen auf Großbritannien.  
Die Alliierten warfen während des Zweiten Weltkrieges 1.995.935 t Bomben über dem Deut-
schen Reich und den deutschen Besatzungsgebieten ab (x041/106,141). 
Obgleich der Krieg längst entschieden war, warfen die Nordamerikaner und Briten allein in 
den letzten sechs Kriegsmonaten des Krieges mehr als 1.000.000 t Bomben über dem 
Deutschen Reich und den deutschen Besatzungsgebieten ab. 
Nach der damals gültigen Haager Landkriegsordnung von 1907 waren Angriffe gegen unver-
teidigte Städte, Dörfer, Wohnungen oder Gebäude, die nicht im direkten Angriffsbereich einer 
kämpfenden Truppe lagen, ausdrücklich verboten.  
Aufgrund der Haager Landkriegsordnung waren die unterschiedslosen britischen und nord-
amerikanischen Flächenbombardements gegen unverteidigte deutsche Städte und die Wohn-
gebiete der Zivilbevölkerung zweifellos völkerrechtswidrig.  
In seinem Buch "Bomberoffensive" rechtfertigte Harris, der am 1. Januar 1946 zum britischen 
Luftmarschall befördert wurde, das Massensterben der deutschen Zivilbevölkerung sowie die 
Vernichtung der deutschen Städte damit, daß er den Krieg schließlich um mindestens 1 Jahr 
verkürzt hätte.  
Die Rechtfertigung, daß diese Bombardements angeblich erforderlich gewesen wären, um den 
Krieg schneller zu beenden und den Tod weiterer Opfer zu verhindern, entschuldigte jedoch 
niemals den jahrelangen völkerrechtswidrigen Bombenterror gegen die wehrlose deutsche 
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Zivilbevölkerung. 
Diese Luftangriffe beschränkten sich während des Zweiten Weltkrieges nicht darauf, militäri-
sche Ziele zu vernichten, sondern sie waren planmäßig gegen wehrlose deutsche Frauen, Kin-
der, Kranke und gebrechliche Menschen gerichtet, um die Widerstandskraft der Bevölkerung 
zu brechen Die anglo-amerikanischen Luftangriffe gegen die wehrlose deutsche Zivilbevölke-
rung waren zweifelsfrei unmenschliche Gewaltakte und Verbrechen gegen die Menschlich-
keit.  
"Flächenbombardements" wurden zwar erst im Jahre 1970 von den Vereinten Nationen aus-
drücklich zu Kriegsverbrechen erklärt, aber die anglo-amerikanischen Luftangriffe gegen die 
wehrlose deutsche Zivilbevölkerung waren zweifelsfrei unmenschliche Gewaltakte und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit.  
Aufgrund der Haager Landkriegsordnung waren die unterschiedslosen britischen und nord-
amerikanischen Flächenbombardements gegen unverteidigte deutsche Städte und die Wohn-
gebiete der Zivilbevölkerung zweifellos völkerrechtswidrig. Da Kriegsverbrechen nicht kraft 
Verjährung enden, sind die alliieren Siegermächte für ihr völkerrechtswidriges Handeln zur 
Verantwortung zu ziehen.  
Antideutsche Politik: Als Hitler im Jahre 1940 die "Zwangsgettoisierung" aller westpolni-
schen Juden anordnete, veröffentlichten die anglo-nordamerikanischen Massenmedien regel-
mäßig antideutsche Meldungen. Alle Deutschen wurden aufgrund der völkerrechtswidrigen 
"Sippenhaftung bzw. Kollektivschuld" allmählich mit dem verbrecherischen NS-Regime 
gleichgesetzt.  
Die US-Zeitschrift "TIME" zitierte am 24. März 1941 Auszüge aus dem Buch des US-Autors 
Theodore Newman Kaufman (1910-1986) "Germany must perish" (x025/123). 
Das "Kaufman-Buch", das auch eine Landkarte enthielt, wie das ausgestorbene Land (ein-
schließlich Österreich) anschließend an die Nachbarstaaten verteilt werden sollte, wurde im 
Jahre 1941 von der NS-Propaganda übersetzt, auszugsweise im Rundfunk gesendet und als 
Buch veröffentlicht (Titel: "Deutschland muß sterben"). 
Am 27. März 1941 wurde in Washington für den Fall einer Kriegsbeteiligung der USA die 
grundlegende strategische nordamerikanisch-britische Konzeption "Germany first" - danach 
Japan - festgelegt (x041/109). 
Am 11. September 1941 erließ US-Präsident Roosevelt nach dem "Greer-Zwischenfall" den 
"Schießbefehl" gegen deutsche und italienische Kriegsschiffe (x040/95). Obwohl die Nord-
amerikaner spätestens danach eindeutig jegliche Neutralität aufgaben und in den US-Häfen 
alle deutschen Schiffe beschlagnahmten, erfolgte zunächst nicht die erwartete bzw. erhoffte 
deutsche Kriegserklärung an die USA.  
Hitler, der sich trotz der nordamerikanischen Neutralitätsverletzungen lange bemühte, den 
Nordamerikanern keinen Kriegsvorwand zu geben, eröffnete am 11. Dezember 1941 mit sei-
ner Kriegserklärung an die USA völlig überraschend den Zweiten Weltkrieg, um Japan für 
den deutsch-sowjetischen Ostkrieg zu gewinnen.  
Der britische Außenminister Eden verhandelte in Moskau vom 16. bis zum 20. Dezember 
1941 über die europäischen Nachkriegsgrenzen. Stalin und Molotow verlangten am 16. De-
zember 1941 die Abtretung Ostpreußens an Polen (x039/226). Die Curzon-Linie sollte die 
Grundlage für eine zukünftige sowjetisch-polnische Grenze bilden (Bestätigung der sowjeti-
schen Grenzen vom 22.06.1941). Außerdem schlug Stalin die Wiederherstellung Österreichs 
und eine Aufteilung des Deutschen Reiches vor (x041/123). Ferner sollten das Rheinland und 
Bayern abgetrennt, Teile Ostpreußens an Polen abgetreten und das Sudetenland an die Tsche-
choslowakei zurückgegeben werden. 
Außenminister Eden beauftragte anschließend das britische Foreign Office mit der Ausarbei-
tung von "Umsiedlungsplänen". Die britischen Experten ermittelten später eine Zahl von ma-
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ximal 7,0 Millionen Ostdeutschen, die im Westen aufgenommen werden könnten.  
Im US-Magazin "Peabody Magazine" wurde am 4. Januar 1943 ein Aufsatz des nordamerika-
nischen Harvard-Professors Earnest Albert Hooton abgedruckt. 
Die Außenminister Eden, Großbritannien, Hull, USA, und Molotow, UdSSR, beendeten in 
Moskau am 30. Oktober 1943 ihre sogenannten "Nachkriegsplanungen" (x040/189). Sie ver-
einbarten z.B. die Wiederherstellung Österreichs in den Grenzen von 1937 und die Verurtei-
lung der deutschen und japanischen Kriegsverbrecher. Ferner beschloß man die Abtrennung 
Ostpreußens, denn Stalin sollte nicht vorzeitig aus dem Zweiten Weltkrieg "aussteigen". 
US-Präsident Roosevelt stimmte am 5. Dezember 1943 der Absicht des tschechischen Exilpo-
litikers Benesch zu, die Sudetendeutschen auszuweisen. 
Der nordamerikanische Rechtsanwalt und Berater Louis Nizer (1902-1994) veröffentlichte 
Anfang Januar 1944 in New York sein Buch "What to do with Germany?". Das Buch wurde 
in Nordamerika ein Bestseller.  
Nizers Buch, daß den antijüdischen NS-Hetzschriften ähnelte, wurde später von US-Präsident 
Roosevelt an Kabinettsmitglieder verteilt. US-General Eisenhower ließ außerdem 100.000 
Bücher einer Militär-Ausgabe an die US-Truppen verteilen. Die US-Stabsoffiziere mußten 
sogar Aufsätze über das Nizer-Buch schreiben (x025/119).  
Der PKWN-Vorsitzende Osobka-Morawski forderte am 28. August 1944 in Moskau die Oder 
und die Neiße als Grenze Polens (x039/227). 
Am 2. September 1944 veröffentlichte die nordamerikanische "Dreierkommission" - Außen-
minister Hull, Kriegsminister Stimson und Finanzminister Morgenthau - den sog. "Morgen-
thau-Plan".  
Nach dem sog. "Morgenthau-Plan" sollte das "Problem Deutschland" endgültig und radikal 
erledigt werden. Die nordamerikanische "Dreierkommission" forderte, sämtliche Industriean-
lagen des Deutschen Reiches vollständig zu demontieren bzw. zu zerstören, um das "Nazi-
reich" auf die Stufe eines Agrarlandes zurückzuführen.  
Morgenthau forderte z.B. in der Denkschrift - "Maßnahmen zur Verhinderung eines Dritten 
Weltkrieges" -, die gesamte deutsche Industrie zu demontieren, um das hochindustrialisierte 
Deutsche Reich langfristig auszuschalten (x114/1.54). 
Henri Morgenthau forderte während der Konferenz in Quebec vom 11. bis zum 16.09.1944 
die Abtretung Ostpreußens an die UdSSR sowie an Polen und die Abtretung Schlesiens bis 
zur Katzbach an Polen (x039/227). 
Roosevelt und Churchill unterzeichneten am 15. September 1944 in Quebec den abgewandel-
ten Morgenthau-Plan.  
Nach scharfer Kritik der nordamerikanischen Medien und massiven Protesten der deutsch-
nordamerikanischen Bevölkerung gegen den "Morgenthau-Plan" zogen Roosevelt und Chur-
chill am 22. September 1944 ihre Unterschriften zurück.  
US-Präsident Roosevelt verhielt sich danach zwar distanzierter, aber der "Morgenthau-Plan" 
wurde letzten Endes nur aufgeschoben und nicht fallengelassen, denn wesentliche Bestandtei-
le des Plans wurden nach der deutschen Kapitulation von den alliierten Militärregierungen 
übernommen und z.T. sogar in verschärfter Form realisiert. Die westlichen Alliierten "ver-
schenkten" später nicht nur die wertvollen landwirtschaftlichen Überschußgebiete östlich der 
Oder und Neiße, sondern sie stimmten schließlich außerdem zu, daß Millionen von Reichs- 
und Volksdeutschen aus ihrer jahrhundertealten Heimat vertrieben wurden.  
Die Briten machten aus ihrer Abneigung gegenüber den "Germans" oder "butcher-birds" kei-
nen Hehl. Der britische Gewerkschaftskongreß verkündete z.B. im Jahre 1944 mit einer 5:1 
Mehrheit die Schuld des gesamten deutschen Volkes (x025/121).  
Kriegskonferenzen der Alliierten: Die westlichen Alliierten legten am 14. August 1941 ge-
meinsame Kriegsziele fest und veröffentlichen die "Atlantik-Charta" (x058/376). 
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Während der Konferenz von Casablanca verkündete Roosevelt am 25. Januar 1943, daß nur 
noch die vollständige militärische und staatlich-politische Kapitulation - "Unconditional Sur-
render" - der Deutschen in Frage kommen würde (x069/188). Jeder Waffenstillstand (auch mit 
einer "neuen" deutschen Regierung, nach einem Sturz Hitlers) wurde damit strikt ausgeschlos-
sen (x041/123). Für das NS-Regime und den deutschen Widerstand war es jetzt endgültig zu 
spät, den Krieg durch politische Lösungen zu beenden.  
Diese vollständige militärische und staatlich-politische Kapitulationsforderung verlängerte 
den Zweiten Weltkrieg unnötig, forderte unzählige sinnlose Opfer und unterstützte letzten 
Endes Stalins Expansionspläne. Die bedingungslose Kapitulationsforderung der westlichen 
Alliierten wurde von der NS-Propaganda bis zum Kriegsende unermüdlich eingesetzt, um den 
Durchhaltewillen und die Kampfbereitschaft der Deutschen zu steigern. 
Im Verlauf der Konferenz von Teheran (28.11.-1.12.1943) einigten sich die "Großen Drei" 
(Premierminister Churchill, US-Präsident Roosevelt und Regierungschef Stalin) bereits 
grundsätzlich über die politische Zukunft und das wirtschaftliche Schicksal des Deutschen 
Reiches. 
Stalin erkannte während der Konferenz von Teheran frühzeitig, daß Roosevelt und Churchill 
nicht um Ost-Mitteleuropa kämpfen würden. Churchill und Roosevelt waren dem berüchtig-
ten, verschlagenen Machtpolitiker Stalin bereits in Teheran zu keinem Zeitpunkt gewachsen. 
Arglos, gleichgültig und leichtfertig vertrauten sie dem sowjetischen Diktator und ließen ihm 
in Ost-Mitteleuropa sträflicherweise völlig freie Hand.  
Churchill und Roosevelt vertraten damals die Meinung, daß Polen zukünftig auf alle Fälle 
stärker werden müßte. Die polnischen Grenzen sollten deshalb zu Lasten Deutschlands nach 
Westen verschoben werden, um Polen zu entschädigen (x041/124). Nachdem man die Cur-
zon-Linie (die schon im Dezember 1919 festgelegt worden war) als künftige polnische Ost-
grenze vereinbart hatte, schlug Stalin die Oder-Linie als polnische Westgrenze vor.  
Churchill erklärte während dieser Diskussion (x028/63): >>... Polen könnte sich nach Westen 
verlagern, wie Soldaten, die seitlich wegtreten. Falls es dabei auf "einige deutsche Zehen" tre-
te, könne man das eben nicht ändern, doch müsse Polen auf alle Fälle stark sein.<<  
Mit Hilfe von 3 Streichhölzern, die er nach Westen fallen ließ, demonstrierte Churchill an-
schließend die westliche Verlagerung Polens. Für dieses berühmt-berüchtigte "Streichhölz-
chenspiel" - "Nimm von 3 Hölzchen das rechte weg und lege es links wieder an" - erhielt 
Churchill vor allem von der sowjetischen Delegation großen Beifall (x035/331).  
Die Vorschläge für die Westverschiebung der polnischen Grenzen wurden in das offizielle 
Teheraner Verhandlungsprotokoll aufgenommen. Von der Lausitzer Neiße, Niederschlesien 
und Stettin war in Teheran noch nicht die Rede.  
Im Verlauf der Teheran-Konferenz verlangte Stalin ferner die Zerstörung der deutschen 
Schwerindustrie und mindestens 4,0 Millionen Zwangsarbeiter, die für den Wiederaufbau der 
UdSSR sorgen sollten (x043/394).  
Bei einem Trinkspruch forderte der "humorvolle" Stalin außerdem die "formlose Erschie-
ßung" von 50.000 deutschen Offizieren (x025/124). Während Roosevelt diese Anmerkung 
anscheinend als derben "Spaß" auffaßte und "49.500" antwortete, protestierte Churchill ener-
gisch gegen Massenhinrichtungen - Churchill dachte wahrscheinlich sofort an das sowjetische 
Katyn-Massaker.  
Auf der Konferenz von Teheran akzeptierten die Westmächte letztlich die von Stalin ge-
wünschten sowjetischen Grenzen. Wie Ismay es ausdrückte, erhielt Stalin "genau das, was er 
wollte", während die Vereinigten Staaten und Großbritannien sich im Gegenzug lediglich mit 
einigen vagen Versprechungen begnügen mußten. 
Am 4. Februar 1945 begannen Churchill, Roosevelt und Stalin die "Jalta-Konferenz" (4. bis 
11. Februar 1945) auf der Halbinsel Krim.  



 370 

Im Verlauf der Jalta-Konferenz faßten "Die Großen Drei" u.a. folgende Beschlüsse:  
1. Zerstückelung des Deutschen Reiches und Aufteilung in 4 Besatzungszonen. Die französi-
sche Besatzungszone wurde von Churchill durchgesetzt.  
2. In einem Geheimprotokoll wurden die deutschen Reparationen festgelegt (Gesamthöhe = 
mindestens 20 Milliarden US-Dollar, davon 50 % für die UdSSR, die Verwendung von deut-
schen Arbeitskräften bzw. Zwangsarbeitern wurde erlaubt - x001/79E).  
3. Geheimabkommen über den sowjetischen Kriegseintritt gegen Japan und Überlassung der 
Kurilen und Süd-Sachalin.  
4. Festlegung einer Gründungscharta für die "Vereinten Nationen" - jedes Mitglied des Si-
cherheitsrates erhielt im Konfliktfall ein Vetorecht und war dadurch später in der Lage, die 
Handlungsfähigkeit der UNO zu blockieren.  
Stalin verpflichtete sich, in Polen freie und uneingeschränkte Wahlen zu gestatten. 
Die endgültige Festlegung der polnischen Westgrenze wurde zurückgestellt. Die Curzon-Linie 
wurde zwar als polnische Ostgrenze bestätigt, aber Churchill und Roosevelt trafen in Jalta 
noch keine verbindlichen Entscheidungen über die polnischen Westgrenzen und den Zeit-
punkt der Vertreibung. Sie erkannten aber grundsätzlich an, Polen zu Lasten der deutschen 
Ostgebiete zu entschädigen und daß die deutsche Bevölkerung Polens umgesiedelt werden 
sollte. Durch die indirekte Anerkennung der Oder-Linie schafften die Westmächte damals 
bereits frühzeitig einen verhängnisvollen Zustand der Rechtsunsicherheit.  
Die "Krim-Konferenz" endete sinnigerweise mit einer "Erklärung über das befreite Europa". 
In dieser Botschaft sicherte man allen Völkern die "freie Wahl" der Regierungsform zu.  
Gründung der "Vereinten Nationen" (UN):  Am 1. Januar 1942 unterzeichneten in Wa-
shington 26 Nationen - einschließlich UdSSR - den Pakt der "Vereinten Nationen" und ver-
pflichteten sich, keinen Separatfrieden mit dem NS-Regime oder Japan abzuschließen 
(x041/123). 
Im Verlauf der Konferenz von Dumbarton Oaks (21.08. bis zum 7.10.1944) empfahlen Nord-
amerika, England, die UdSSR und China die Auflösung des "Völkerbundes" und die Grün-
dung der "Vereinten Nationen". 
Die USA, Großbritannien, UdSSR und China vereinbarten während der Konferenz von Dum-
barton Oaks (in der Nähe von Washington) am 9. Oktober 1944 die Gründung der "Vereinten 
Nationen" (Ersatz für den gescheiterten Völkerbund). 
Im Verlauf der Jalta-Konferenz (4. bis 11. Februar 1945) auf der Halbinsel Krim beschlossen 
"Die Großen Drei" u.a. die Festlegung einer Gründungscharta für die "Vereinten Nationen". 
Jedes Mitglied des Sicherheitsrates erhielt im Konfliktfall ein Vetorecht und war dadurch spä-
ter in der Lage, die Handlungsfähigkeit der UNO zu blockieren.  
Die Satzungen der Vereinten Nationen (UNO), vor allem die Charta der Vereinten Nationen 
und die 'Allgemeine Erklärung der Menschenrechte', stammten in erster Linie von US-
Freimaurern. 
Bei der UNO-Gründung im Jahre 1945 waren unter den US-Delegierten mindestens 47 CFR-
Mitglieder (unter anderen David Rockefeller). Das UNO-Emblem stellt eindeutig ein Frei-
maurersymbol dar. Die 33 Gradfelder des Globus der UNO und die 33 Steine der Pyramide 
verweisen z.B. auf die 33 Grade des "Schottischen Ritus" der Freimaurer. Die 13 Ähren links 
und rechts des Globus zeigen die jüdische Glückszahl, die 13. Die 13 ist die wichtigste Zahl 
der Freimaurer und hat verschiedene Bedeutungen.  
Der Uno-Gründung folgten später zahlreiche internationale NWO-Organisationen, wie z.B. 
NATO, EU, Internationaler Strafgerichtshof, IWF und Weltbank, Welthandelsorganisation, 
Atlantik-Brücke (fördert seit 1952 u.a. erfolgversprechende Nachwuchspolitiker), Bilderberg-
Konferenzen (seit 1954 finden jährlich informelle Treffen von einflußreichen Personen aus 
Politik und Wirtschaft statt). 
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Die von den Siegermächten des Zweiten Weltkrieges gegründeten Vereinten Nationen nann-
ten in ihrer Charta als Zweck dieser Organisation die Sicherung des Friedens und der interna-
tionalen Sicherheit, die Herstellung freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Völkern, 
ihre Zusammenarbeit bei der Lösung internationaler politischer, wirtschaftlicher, sozialer und 
kultureller Probleme sowie die Förderung und Achtung der Menschenrechte. 
Am 26. Juni 1945 unterzeichneten in San Francisco 50 Nationen die Charta der Vereinten Na-
tionen.  
Bei dieser Konferenz wurde jedoch ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die deutschen 
Vertriebenen und Flüchtlinge aufgrund der UN-Feindstaatenklauseln Artikel 53 und 
Artikel 107 der Charta der Vereinten Nationen von der internationalen Flüchtlingsfür-
sorge ausgeschlossen werden (x024/344).  
Am 10. Dezember 1948 beschloß die UN-Generalversammlung der Vereinten Nationen eine 
allgemeine Deklaration der Menschenrechte. Die UN-Konventionen zum Schutz der Men-
schenrechte wurden danach für alle UN-Mitgliedstaaten zum bindenden Recht. Alle Staaten, 
die der UN beitraten, waren demnach verpflichtet, die Menschenrechte in ihren nationalen 
Rechtssystemen umzusetzen. 
Besatzungspläne der Alliierten: Die Briten legten am 15. Januar 1944 in London ihren Auf-
teilungsplan des Deutschen Reiches vor (x041/129): Ost-West-Demarkationslinie = Lübeck - 
Helmstedt - Eisenach - Hof. Nach der zusätzlichen Festlegung von getrennten Besatzungszo-
nen stimmte die UdSSR dem britischen Plan am 18.02.1944 zu. US-Präsident Roosevelt er-
teilte die Zustimmung am 1.06.1944. 
Die Nordamerikaner, Briten und Sowjets unterzeichneten am 12. September 1944 in London 
das 1. "Zonenprotokoll" über die Aufteilung Deutschlands (x041/135).  
Stalin, Churchill und Eden sowie US-Botschafter Harriman als "Beobachter" einigten sich in 
Moskau vom 9. bis zum 20. Oktober 1944 über die "vorläufige" polnische Westgrenze 
(x028/66-72). Die zukünftige polnische Westgrenze sollte entlang der Oder verlaufen. Bulga-
rien, Rumänien und die Hälfte Jugoslawiens sowie Ungarns sollten Einflußgebiete der UdSSR 
werden (x040/241).  
Am 14. November 1944 beschlossen die Alliierten in London einstimmig das 2. "Zonenproto-
koll" (x040/248). In diesem Abkommen wurden auch die zukünftigen Besatzungszonen des 
Deutschen Reiches abgegrenzt und die Errichtung eines alliierten "Kontrollrates" vereinbart. 
Durch dieses Abkommen wurde nach dem Kriegsende die gesamte Regierungsgewalt auf die 
Sieger- bzw. Besatzungsmächte übertragen und das Deutsche Reich praktisch liquidiert. 
Flucht- und Befreiungskatastrophen: Die späteren Flucht- und Befreiungskatastrophen of-
fenbarten eindrucksvoll die Unmenschlichkeit und Verantwortungslosigkeit des NS-Terror-
regimes.  
Im Jahre 1945 wurden schließlich Hunderttausende von wehrlosen Müttern und Kindern dem 
tödlichen Inferno überlassen, weil die NS-Gauleiter die Flucht der deutschen Bevölkerung 
vorsätzlich verhinderten oder verzögerten, um sie an die aufgeputschten, zügellosen Rotarmi-
sten auszuliefern. Dieser hinterhältige Verrat an den Ost- und Volksdeutschen bewies nach-
haltig, daß Hitler die Masse des Volkes nur für den Krieg und "Heldentod" benötigt hatte. 
Als die feindlichen Truppen immer näher kamen, floh die Zivilbevölkerung schließlich trotz 
Fluchtverbot und fehlender Räumungserlaubnis, denn überall fürchtete man die Rotarmisten, 
Milizen und feindlichen Partisanen. Die Massenflucht der Ostdeutschen begann oftmals erst 
2-3 Tage vor dem sowjetischen Einmarsch. Vielerorts flüchtete die Bevölkerung auch nur we-
nige Stunden vor dem Eintreffen der Roten Armee. In fast allen deutschen Siedlungsgebieten 
entwickelten sich panikartige, überstürzte Fluchtbewegungen, die zwangsläufig mit Katastro-
phen enden mußten.  
Während der sowjetischen "Befreiungsmission" in Ostdeutschland setzte man 1944/45 erst-
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malig in der Geschichte der Neuzeit eine reguläre Armee vorsätzlich gegen schutzlose Ange-
hörige (Frauen, Kinder und alte Menschen) des Gegners ein. Nach Stalins Anordnungen hatte 
jedes weibliche deutsche Wesen den Soldaten der Roten Armee "zur Verfügung" zu stehen. 
Dieser Stalinbefehl wurde von gefangenen sowjetischen Soldaten und Offizieren ausdrücklich 
bestätigt (x010/33). Diese neuartige "Kampftaktik" war unfehlbar, denn für einen derartigen 
"schmutzigen Krieg" gegen Zivilisten benötigte man weder zusätzliche Munition noch Treib-
stoffe. 
Es war eine beschämende Tatsache, daß Stalins Armeeführer das Millionenheer der Roten 
Armee nicht angemessen überwachten, sondern die aufgehetzten Soldaten völlig straffrei ge-
währen ließen. Der weitverbreitete Alkoholismus und die absolute Straffreiheit verursachten 
vielerorts verheerende Befreiungskatastrophen.  
Vor allem die sowjetischen Nachschubeinheiten, in denen man überwiegend politische Kader-
abteilungen und fanatische Kommunisten, die sogenannten "Stalin-Schüler" einsetzte, führten 
Stalins Liquidationspolitik befehlsgemäß aus. Obgleich im Verlauf des deutsch-sowjetischen 
Ostkrieges nie Gebiete östlich des Urals besetzt wurden, waren es vielfach asiatische Rotarmi-
sten, die mit unfaßbarer Brutalität über die deutsche Zivilbevölkerung herfielen (x025/114). 
Dr. Gerhard Reichling (langjähriger Mitarbeiter des Statistischen Bundesamtes, der nach sei-
ner Pensionierung Leiter der wissenschaftlichen Arbeitsstelle der "Deutschen Sektion der For-
schungsgesellschaft für das Weltflüchtlingsproblem" wurde) ermittelte zum Themenkomplex 
"Vergewaltigungsverbrechen" folgende Zahlen (x037/58-60): 
Während der Flucht, "Befreiung" und Vertreibung wurden in den ostmitteleuropäischen Ver-
treibungsgebieten - ohne reichsdeutsche Bombenevakuierte und Dienstverpflichtete - etwa 
1.400.000 deutsche Frauen und Mädchen durch Soldaten der Roten Armee vergewaltigt. Etwa 
180.000 Opfer kamen um. 
In der späteren sowjetischen Besatzungszone - ohne Berliner sowie ohne ostdeutsche Flücht-
linge und Vertriebene - wurden im Verlauf der "Befreiung" etwa 500.000 mitteldeutsche 
Frauen und Mädchen vergewaltigt. Etwa 50.000 Opfer kamen um. 
In Groß-Berlin - ohne ostdeutsche Flüchtlinge und Vertriebene - wurden etwa 100.000 Frauen 
und Mädchen vergewaltigt. Etwa 10.000 Opfer kamen um. 
Den Sexualverbrechen fielen insgesamt mindestens 2.000.000 Frauen und Mädchen zum Op-
fer - davon kamen etwa 240.000 Opfer um. Diese Gewalttaten verursachten etwa 292.000 
Schwangerschaften. Wie viele Kinder abgetrieben wurden oder nach der Geburt starben, 
konnte nie ermittelt werden. 
Das unvorstellbare Ausmaß und die gesellschaftspolitischen Folgen der unfaßbaren Gewaltta-
ten, die sich während der angeblichen "sowjetischen Befreiungsmission" ereigneten, wurden 
nach dem Krieg zum brisanten Tabuthema erklärt. Die Regierungen der UdSSR leugneten 
jahrzehntelang alle Kriegsverbrechen und gaben nie öffentliche oder offizielle Entschuldigun-
gen ab. Die sog. Befreiungs- und Nachkriegskatastrophen der Deutschen wurden bis zum heu-
tigen Tag von allen deutschen Bundesregierungen tabuisiert und feige verdrängt, um die ver-
meintlich guten diplomatischen Beziehungen mit den osteuropäischen Staaten nicht zu stören 
oder zu gefährden. 
Kapitulation der deutschen Wehrmacht: Da Eisenhowers Haltung unerbittlich blieb, unter-
zeichneten Generaloberst Alfred Jodl (Chef des Oberkommandos der Wehrmacht), General-
admiral Hans-Georg von Friedeburg (Oberbefehlshaber der Kriegsmarine) und General Wil-
helm Oxenius (als Vertreter der Luftwaffe) am 7. Mai 1945, um 2.41 Uhr, die "bedingungs-
lose" deutsche Gesamtkapitulation.  
Da Stalin ausdrücklich die Wiederholung der deutschen Kapitulationserklärung verlangte, 
unterzeichneten Generalfeldmarschall Wilhelm Keitel (Chef des OKW), Generaladmiral von 
Friedeburg (Oberbefehlshaber der Kriegsmarine) und Generaloberst Hans-Jürgen Stumpff 
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(stellvertretender Oberbefehlshaber der Luftwaffe) am 9. Mai 1945, um 0.16 Uhr, die militä-
rische Kapitulationsurkunde im sowjetischen Hauptquartier in Berlin-Karlshorst  
In dieser militärischen Kapitulationsurkunde hieß es (x092/927): >>1. Wir, die hier Un-
terzeichneten, die wir im Auftrage der Deutschen Wehrmacht handeln, übergeben hiermit be-
dingungslos dem Obersten Befehlshaber der Alliierten Expeditionsstreitkräfte und gleichzeitig 
dem Oberkommando der Roten Armee alle gegenwärtig unter deutschem Befehl stehenden 
Streitkräfte zu Lande, zu Wasser und in der Luft. ...<<  
Verluste des Zweiten Weltkrieges: Infolge des Zweiten Weltkrieges starben mindestens 55 
Millionen Menschen, darunter waren etwa 5,9 Millionen deutsche Soldaten und 8,0 Millionen 
deutsche Zivilisten.  
Verschleppung von Millionen von deutschen Kriegsgefangenen zur Leistung von Wie-
deraufbauarbeiten: Im Verlauf des Zweiten Weltkrieges und nach der Kapitulation gerieten 
rd. 11.094.000 deutsche Soldaten in die Kriegsgefangenschaft (x026/36). Hunderttausende 
von deutschen Kriegsgefangenen, die im Mai 1945 im Westen kapitulierten, wurden später 
durch die westlichen Alliierten an die UdSSR, Polen, Tschechoslowakei, Jugoslawien, Italien, 
Frankreich und andere Länder ausgeliefert. Dort wurden die deutschen Kriegsgefangenen als 
billige Zwangsarbeiter eingesetzt. Während der jahrelangen schweren Zwangsarbeit ging ein 
großer Teil der Kriegsgefangenen an Entkräftung, Krankheit und Hunger zugrunde.  
Falls die deutschen Kriegsgefangenen die barbarischen Torturen der Kriegsgefangenschaft 
lebend überstanden, kamen sie mehrheitlich als gebrochene Männer in ihre alte bzw. neue 
Heimat zurück. Mindestens 1.577.000 deutsche Kriegsgefangene gingen während der jahre-
langen Zwangsarbeit ("Wiederaufbauarbeit") zugrunde (x026/45). 
Verhaftung der letzten Geschäftsführenden Zentralregierung des Deutschen Reiches: 
Am 23. Mai 1945 wurde die "Geschäftsführende Zentralregierung des Deutschen Reiches" 
völkerrechtswidrig abgesetzt. Sämtliche Mitglieder der letzten deutschen Reichsregierung und 
des Oberkommandos der Wehrmacht, die sogenannte "Dönitz-Clique", wurden am 23. Mai 
1945 auf Weisung General Eisenhowers in Flensburg-Mürwik verhaftet und "als Kriegsgefan-
gene" inhaftiert. Generaladmiral von Friedeburg beging noch am selben Tag in seiner Zelle 
durch eine Giftkapsel Selbstmord.  
Sieger und Verlierer des Zweiten Weltkrieges: Das Deutsche Reich, daß von den europäi-
schen Großmächten Frankreich, England und der UdSSR nicht gestoppt werden konnte, wur-
de schließlich - wie im Ersten Weltkrieg - erst durch das Eingreifen der "Supermacht" USA 
vollständig besiegt.  
Die Anglo-Amerikaner beendeten zwar Hitlers größenwahnsinnige, menschenverachtende 
Expansionspolitik, aber gleichzeitig unterstützten sie auch Stalins Terrorregime und die 
Durchsetzung der maßlosen osteuropäischen Gebietsansprüche. Infolge dieser von den westli-
chen Alliierten geförderten gewaltsamen Expansionspolitik stieg die UdSSR unaufhaltsam zur 
neuen Weltmacht auf. 
Nordamerika und die neue Supermacht UdSSR übernahmen nach dem Zweiten Weltkrieg 
schließlich die Weltherrschaft, während die bisherigen Machtzentren in Europa und Asien 
entscheidend geschwächt bzw. gänzlich ausgeschaltet wurden. 
Berliner Deklaration:  Mit der "Berliner Deklaration" vom 5. Juni 1945 wurde die deutsche 
Regierungsgewalt offiziell beendet und an die 4 Militärgouverneure der alliierten Siegermäch-
te übertragen.  
Die Aufteilung in 4 Besatzungszonen erfolgte nach den Grenzen des Deutschen Reiches von 
1937. Berlin wurde in 4 Sektoren eingeteilt. Die oberste Regierungsgewalt übte ein Kontroll-
rat der 4 alliierten Oberbefehlshaber in Berlin aus, der damit die Verantwortung für die Auf-
rechterhaltung der Ordnung und für die Verwaltung des Landes übernahm.  
Die siegreichen Mächte waren aufgrund dieser Deklaration für sämtliche Geschehnisse in ih-
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rer Zone verantwortlich. Die Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 stellte damals eindeutig 
fest, daß das Deutsche Reich als Völkerrechtssubjekt nicht untergehen sollte (x151/67).  
Da die Siegermächte keinen Gebrauch von ihrem Recht der Unterwerfung des Deutschen Rei-
ches machten, wurde das Deutsche Reich damals völkerrechtlich nicht annektiert. Gemäß 
Haager Landkriegsordnung blieb das Deutsche Reich von 1871/1919 demnach weiterhin völ-
kerrechtlich bestehen, denn es wurde durch die Siegermächte nachweislich nicht annektiert, 
sondern nur besetzt (x063/605). Das Deutsche Reich blieb als Rechtssubjekt bestehen. Der 
Staat war aber nach der Zerschlagung des NS-Regimes desorganisiert bzw. nicht mehr ge-
schäftsfähig.  
Potsdamer Konferenz: Am 17. Juli 1945 begann die Konferenz von Potsdam. Im Verlauf der 
Potsdamer Konferenz, die vom 17. Juli bis 2. August 1945 im Schloß Cäcilienhof bei Pots-
dam stattfand, verhandelten Stalin, Truman, Churchill - bis zur Wahlniederlage im Juli 1945 - 
und Attlee - ab 28. Juli 1945 - angeblich über gemeinsame Maßnahmen zur Behandlung des 
Deutschen Reiches und die Schaffung einer neuen Friedensordnung.  
Aufgrund der Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 wurde das Deutsche Reich (in den Gren-
zen von 1937) nicht annektiert, sondern nur besetzt. Die Besatzungsmächte übten deshalb 
keine volle Souveränität über das besetzte Gebiet aus, so daß zum Beispiel die von ihnen 
durchgeführten oder gebilligten Gebietsabtretungen, Enteignungen, Bevölkerungsumsiedlun-
gen und Zwangsdeportationen eindeutig gegen das damals geltende Völkerrecht verstießen 
und völkerrechtswidrig waren.  
Die Abmachungen über die vorläufige Oder-Neiße-Linie waren besonders verwerflich und 
unmenschlich, weil sie bei den Ost- und Volksdeutschen jahrelang die unrealistische Hoff-
nung förderte, daß man später in die Heimat zurückkehren könnte.  
Infolge der zahlreichen Verletzungen des Völkerrechts muß das sogenannte "Potsdamer Ab-
kommen" von Anfang an als nichtig bzw. ungültig betrachtet werden. Sämtliche völker-
rechtswidrigen Vereinbarungen des "Potsdamer Abkommens" waren ohnehin gemäß Völker-
recht unwirksam. 
Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa: Der Alliierte Kontrollrat stimmte am 
20. November 1945 dem Beschluß zu, ab Dezember 1945 10 % der zur Ausweisung vorgese-
henen deutschen Bevölkerung auszuweisen (x002/737). Der Alliierte Kontrollrat setzte ferner 
die "Umsiedlungsquoten" für 6.650.000 Ost- und Volksdeutsche fest, die von den 4 Besat-
zungszonen übernommen werden sollten (x111/106):  
Sowjetische Zone = 2.000.000 Vertriebene aus den deutschen Ostgebieten und 750.000 Ver-
triebene aus der CSR.  
US-Zone = 1.750.000 Vertriebene aus der CSR und 500.000 Vertriebene aus Ungarn.  
Britische Zone = 1.500.000 Vertriebene aus den deutschen Ostgebieten.  
Französische Zone = 150.000 Vertriebene aus Österreich. 
Die Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa entwickelte sich in den Jahren 1945-
1951 zur größten gewaltsamen Umsiedlung der Zeitgeschichte. Noch nie wurden bisher derar-
tig riesige Gebiete zwangsentvölkert. Mit der Vertreibung aus Ost-Mitteleuropa wurde die 
"deutsche Ostsiedlung" Hunderte von Kilometern nach Westen zurückgedrängt. 700 bis 800 
Jahre deutsche Siedlungs- und Kulturarbeit gingen abrupt verloren. Sämtliche ostdeutschen 
Volksstämme verloren ihre Siedlungsgebiete und dadurch ihre eigene Identität. In den deut-
schen Ostprovinzen und im Sudetenland wurden insgesamt 14.681 deutsche Städte und Ge-
meinden ausgelöscht. 
Bis zur gewaltsamen Vertreibung mußten die verfolgten Deutschen unfaßbare Racheakte und 
Gewalttaten über sich ergehen lassen. In den Internierungslagern Ost-Mitteleuropas fanden 
gewöhnlich regelrechte Sklavenmärkte statt. 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die Vertreibung der 
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Deutschen aus Ost-Mitteleuropa (x309/122): >>... Zusammenfassend bleibt festhalten, daß die 
Vertreibung der Deutschen aus Ostdeutschland und Osteuropa nicht nur die größte Vertrei-
bung der Weltgeschichte war, sondern auch aufgrund der 2,8 bis drei Millionen Menschenle-
ben, die sie gefordert hat, als Völkermord einzustufen ist.  
Die Vertriebenen sind im Übrigen rassisch Verfolgte; denn ihr einziges Verbrechen, war ihre 
ethnische Zugehörigkeit. ...<< 
Reparationen und Wiedergutmachungen: Churchill, Roosevelt und Stalin trafen sich vom 
4. bis zum 11. Februar 1945 auf der Halbinsel Krim zur "Jalta-Konferenz". In einem Geheim-
protokoll wurden die deutschen Reparationen festgelegt (Gesamthöhe = mindestens 20 Milli-
arden US-Dollar, davon 50 % für die UdSSR).  
Bei dieser Konferenz vereinbarten "Die Großen Drei", daß die Sowjets deutsche Arbeitskräfte 
bzw. Zwangsarbeiter (als einen Teil der zugesagten Reparationen) in die Sowjetunion "schaf-
fen" könnten (x010/19).  
Im Vergleich zu der mitteldeutschen und den westdeutschen Besatzungszonen wurde Ost-
deutschland nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges fast vollständig ausgeplündert. Zur 
Räumung der deutschen Ostprovinzen setzten die sowjetischen Besatzer z.T. spezielle Ar-
beits- bzw. Reparationskolonnen ein, die das gesamte Privat- und Staatseigentum der Ost- und 
Volksdeutschen als Kriegsbeute einsammelten, demontierten und abtransportierten.  
In Mittel- und Westdeutschland wurden zunächst alle deutschen Rüstungswerke demontiert 
oder zerstört. Hochseeschiffe und Flugzeuge durften jahrelang nicht mehr produziert werden. 
Sämtliche Patente, Warenzeichen und Fabrikgeheimnisse wurden beschlagnahmt, um die 
deutsche Wirtschaft auf dem Weltmarkt auszuschalten.  
Wilhelm Harmssen (Bremer Wirtschaftssenator) berichtete damals, daß man bis zum Jahres-
ende 1947 bereits enorme Reparationsleistungen (Kriegsentschädigungen) aufgebracht hätte. 
Nach diesen Berechnungen betrugen die Reparationen des Deutschen Reiches von 1945 bis 
1947 rd. 178 Milliarden Reichsmark (RM) (x111/408).  
Von diesen Entschädigungen entfielen auf die Entnahme aus dem deutschen Volksvermögen 
rd. 100 Milliarden Reichsmark (RM), Leistungen aus laufender Produktion rd. 10 Milliarden 
RM, sonstige Leistungen (Wert der deutschen Patente etc.) rd. 27 Milliarden RM und auf 
Vermögensverluste der ausgewiesenen Volksdeutschen entfielen rd. 41 Milliarden RM. 
Am 10. September 1952 unterzeichneten die Bundesrepublik Deutschland, Israel und die Je-
wish Claims Conference in Luxemburg ein Wiedergutmachungsabkommen.  
Was die Sowjets, Nordamerikaner, Briten und Franzosen nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges als sog. Reparationen aus Ost-, Mittel- und Westdeutschland herauspreßten und 
raubten, übertraf fast die menschliche Vorstellungskraft. Nach internationalen Berechnungen, 
die im Jahre 1974 erstellt wurden, erlitten allein die Vertriebenen aus den deutschen Sied-
lungsgebieten Ost-Mitteleuropas einen Gesamtvermögensschaden von 654,9 Milliarden DM 
(x063/618). 
Entnazifizierung und Umerziehung in Mittel- und Westdeutschland: Nachdem die Sie-
germächte die uneingeschränkte Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Justizgewalt in den Be-
satzungszonen übernommen hatten, waren die hoffnungslos erschütterten Deutschen den Sie-
gern auf Gedeih und Verderb ausgeliefert und mußten die drakonischen Maßnahmen, Will-
kürakte und Schikanen der Besatzer über sich ergehen lassen. Die militärische, wirtschaftliche 
und politische Ausschaltung Deutschlands, die man nach dem verlorenen Ersten Weltkrieg im 
Jahre 1918 begonnen hatte, wurde nach dem verlorenen Zweiten Weltkrieg 1945 während der 
jahrzehntelangen Besatzungsherrschaft kompromißlos fortgesetzt.  
Die Deutschen wurden nach der NS-Diktatur von 1933-1945 bzw. nach dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges von den Siegermächten zweifelsfrei nicht befreit, sondern politisch und wirt-
schaftlich entmündigt und in den folgenden Jahrzehnten systematisch ausgeplündert und um-
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erzogen.  
Am 14. Mai 1945 befahl die französische Militärregierung, in der Nähe Freiburgs ein Konzen-
trationslager für deutsche politische Häftlinge zu errichten. 
NKWD-Einheiten richteten Mitte Mai 1945 in Ketschendorf bei Fürstenwalde das "Spezi-
allager Nr. 5" ein. In den folgenden Monaten wurden hier durchschnittlich ca. 6.000 Häftlinge 
aus Berlin und der Mark Brandenburg interniert (x126/52). Unter den Gefangenen waren viele 
Jugendliche - vermeintliche "Werwolf-Angehörige". 
Am 1. Oktober 1946 wurden im Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozeß nach 403 öffentli-
chen Sitzungen die Urteile verkündet. 12 NS-Führer (Martin Bormann, Hans Frank, Wilhelm 
Frick, Hermann Göring, Alfred Jodl, Ernst Kaltenbrunner, Wilhelm Keitel, Joachim von Rib-
bentrop, Alfred Rosenberg, Fritz Sauckel, Arthur Seyß-Inquart und Julius Streicher) wurden 
zum Tod durch den Strang verurteilt. Hjalmar Schacht, Franz von Papen und Hans Fritzsche 
wurden freigesprochen. Die Führungskorps der NSDAP, Gestapo, SS und SD stufte man als 
verbrecherische Organisationen ein. Das deutsche Reichskabinett, der Generalstab und das 
Oberkommando der Wehrmacht wurden im Sinne der Anklage für nicht verbrecherisch be-
funden und freigesprochen.  
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurden allein die Kriegsverbrechen und Völker-
rechtsverletzungen der Verlierer geahndet, die zahllosen Kriegsverbrechen und Völkerrechts-
verletzungen der Siegermächte blieben jedoch ungesühnt. Im Verlauf der Prozesse und der 
Entnazifizierung wurden in den Westzonen mindestens 800 NS-Kriegsverbrecher durch die 
Siegermächte zum Tod verurteilt, von denen man etwa 500 hinrichtete. In den folgenden Jah-
ren ermittelte die westdeutsche Justiz gegen mehr als 84.000 Deutsche und verurteilte über 
6.400 Angeklagte wegen nachgewiesener NS-Verbrechen (x025/195).  
In der nordamerikanischen Zone wurden bis zum 1. Januar 1947 etwa 11,7 Millionen Frage-
bogen ausgefüllt. Alle deutschen Erwachsenen ab 18 Jahre wurden aufgefordert, 133 Fragen 
zu beantworten. Jeder, der sich weigerte, diesen Fragebogen auszufüllen, erhielt kurzerhand 
keine Lebensmittelkarten.  
Die gerichtsähnlichen Verfahren vor den "Spruchkammern" endeten mit der Einstufung in 
eine der 5 Kategorien: Hauptschuldige, Belastete, Minderbelastete, Mitläufer oder Entlastete. 
Es war die Zeit der "Persilscheine", die rastlose sog. Jagd nach Ehrenerklärungen von überle-
benden Juden, ehemaligen KZ-Häftlingen und anderen NS-Opfern.  
Der Alliierte Kontrollrat erteilte am 25. Juni 1947 "Grundsätze für die Demokratisierung des 
Unterrichts in Deutschland", Direktive Nr. 54 (x114/2.164). 
Hungerpolitik der sogenannten Befreier: Damit man die angestrebten Hauptziele Demilita-
risierung, Denazifizierung, Demontage und Demokratisierung bzw. Umerziehung ungestört 
realisieren konnte, führten die alliierten Siegermächte und ihre osteuropäischen Verbündeten 
nach dem Kriegsende 1945 spezielle Maßnahmen durch, um die Deutschen konsequent aus-
zuhungern.  
Die Abtrennung der landwirtschaftlichen Überschußgebiete Ostdeutschlands, die jahrelange 
Versklavung von Millionen von deutschen Kriegsgefangenen, die gewaltsame Umsiedlung 
von etwa 14 Millionen Deutschen aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße in das verwüstete 
Restdeutschland sowie die Verhinderung von westeuropäischen Hilfslieferungen mußten 
zwangsläufig zu humanitären Katastrophen führen.  
US-General Clay erklärte am 15. Mai 1945 während einer Pressekonferenz, daß es die erste 
Aufgabe sein wird, die deutschen Kriegsverbrecher einer gerechten Aburteilung zuzuführen 
und daß man die Lebensmittelversorgung für Deutschland zunächst sehr knapp halten wird. 
In San Francisco unterzeichneten 50 Nationen am 26. Juni 1945 die Charta der Vereinten Na-
tionen.  
Bei dieser Konferenz wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die deutschen Vertriebe-
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nen und Flüchtlinge aufgrund der UN-Feindstaatenklauseln Artikel 53 und Artikel 107 der 
Charta der Vereinten Nationen von der internationalen Flüchtlingsfürsorge ausgeschlos-
sen werden (x024/344).  
Die Lebensverhältnisse der Nachkriegszeit waren nicht nur in Ostdeutschland katastrophal, 
sondern auch in Mittel- und Westdeutschland herrschten chaotische Lebensbedingungen. Vor 
allem für die nach Westen geflüchteten oder vertriebenen Reichs- und Volksdeutschen begann 
damals ein verzweifelter Kampf ums nackte Überleben, um dem Hunger- oder Kältetod zu 
entgehen. 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 9. August 2008 über die 
deutschen Kriegs- und Nachkriegverluste des Zweiten Weltkrieges (x887/...): >>Klassiker 
aktualisiert 
... Nawratil zählt 8,8 Millionen Nachkriegstote, davon 4,0 Opfer der Hungerpolitik, 2,8 Op-
fer der Vertreibungen, 1,6 tote Kriegsgefangene, 0,3 Opfer der Sowjetarmee in Mitteldeutsch-
land und Österreich plus 0,1 Tote in sowjetischen KZ und Gefängnissen in Deutschland. Zum 
Vergleich stellt er daneben: Krieg und Diktatur verursachten in Millionen 5,1 Opfer, da-
von etwa 4,25 Militärverluste, etwa 0,6 Bombenopfer, 0,17 deutsche Juden, 0,125 sonstige 
KZ-Opfer und 0,1 Euthanasieopfer. ...<< 
"Kalter Krieg" zwischen den Siegermächten Sowjetunion und USA: Der sogenannte 
"Kalte Krieg" hatte für Deutschland verhängnisvolle Folgen, denn er besiegelte langfristig die 
deutsche Spaltung. Er zwang die Mittel- und Westdeutschen, Partei zu ergreifen, so daß die 
Wiedervereinigung Deutschlands jahrzehntelang unmöglich wurde. Der wirtschaftliche und 
politische Aufbau Westdeutschlands sowie der militärische Schutz Westeuropas wurden 
nachweislich mit dem vorläufigen Verzicht auf die Wiederherstellung Deutschlands erkauft. 
Das Potsdamer Abkommen wurde von den Politikern der USA genutzt, um die langfristige 
Spaltung Ost-, Mittel- und Westdeutschlands durchzusetzen. Die US-Geostrategen hetzten die 
Deutschen und die Russen infolge der unfaßbaren Gebietsabtretungen und Vertreibungen vor-
sätzlich gegeneinander auf, denn ein deutsch-russisches Bündnis hätte die angestrebte US-
Weltherrschaft gefährden können 
Der Marshall-Plan erfolgte vor allem aus politischen Gesichtspunkten und kontrollierte die 
Eingliederung Deutschlands in das westeuropäische Staatensystem. Mit dem Marshall-Plan 
begann im Jahre 1947 die europäische Integration (Zusammenschluß von zunächst westeuro-
päischen Staaten). Der Marshall-Plan war damals kein selbstloser Akt der USA, denn der 
Wiederaufbau der zerstörten westeuropäischen Infrastruktur wurde vielerorts von US-Unter-
nehmen durchgeführt. 
Ruhrstatut (Zwangsbeitritt zur internationalen Ruhr behörde): Am 22. April 1949 trat 
das "Ruhrstatut" in Kraft. Danach war die Kohlen-, Koks- und Stahlproduktion des Ruhrge-
bietes einer internationalen Kontrollbehörde unterstellt (x101/19). 
Die zwangsweise europäische Integration (Ruhrstatut) diente hauptsächlich dem Zweck, eine 
dauerhafte Überwachung und Lenkung der wirtschaftlichen und politischen Entwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland zu gewährleisten. 
Bundeskanzler Adenauer begründete am 25. November 1949, um 3 Uhr morgens, im Bundes-
tag den Beitritt zur Ruhrbehörde u.a. damit, daß die alliierten Militärregierungen bei einer Ab-
lehnung die geplanten Demontagen in der Bundesrepublik Deutschland unverändert fortge-
setzt hätten (x243/177). 
Der Beitritt zur internationalen Ruhrbehörde (Petersberger Abkommen) erfolgte nicht feiwil-
lig und verstieß eindeutig gegen die Grundsätze des schon damals geltenden Völkerrechts. Die 
westdeutsche Bevölkerung wurde vor dem Abschluß des Petersberger Abkommens nachweis-
lich durch Ultimaten (Gewaltanwendung: "gezielte Hungerpolitik von Mai 1945 bis Anfang 
1947 und Gewaltandrohung: Fortsetzung der Demontagen) systematisch unter Druck gesetzt. 
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Der gewaltsam erpreßte und damit völkerrechtswidrige Beitritt zur internationalen Ruhrbe-
hörde sowie die Zwangsmitgliedschaft in den Folgegemeinschaften (Europäische Gemein-
schaft für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, EG und EU) war eine Fortsetzung des Versail-
ler Friedensdiktates von 1919.  
Bei der internationalen Ruhrbehörde handelte es sich um eine Tarnorganisation des NWO-
Imperiums. Diese geschickt getarnte Organisation (angeblich der erste Schritt zur Aussöhnung 
der "Erbfeinde" Deutschland und Frankreich) sollte in erster Linie die langfristige wirtschaft-
liche Ausbeutung und politische Unterdrückung Deutschlands garantieren.  
Das Ruhrstatut wurde später aufgrund des Pariser Vertrages vom 18.04.1951 am 23. Juli 1952 
in die Montanunion und danach 1967 durch Fusionsvertrag in die EG integriert. 
Besatzungsstatut der westlichen Besatzungsmächte: Am 8. April 1949 beschlossen die 
Außenminister Acheson, USA, Bevin, England, und Schuman, Frankreich, während einer 
Konferenz in Washington ein Besatzungsstatut für Westdeutschland und die Einsetzung einer 
Alliierten Hohen Kommission (Ersatz für den seit März 1948 entscheidungsunfähigen Alliier-
ten Kontrollrat).  
Die westdeutschen Ministerpräsidenten akzeptierten am 12. April 1949 das Besatzungsstatut 
der westlichen Siegermächte. Dieses Besatzungsstatut (eigentliche deutsche Verfassung der 
Alliierten) reduzierte zwar die geplanten Demontagen, schränkte aber auch die Souveränität 
der "neuen" Bundesrepublik Deutschland bis zum 4. Mai 1955 durch die große Autorität der 
westlichen Besatzungsmächte erheblich ein. Die Oberaufsicht der Alliierten über Reparatio-
nen, Entmilitarisierung, Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland sowie die Ruhrkon-
trolle änderte sich ebenfalls nicht und die "Alliierte Hohe Kommission" kontrollierte weiter-
hin die deutschen Landesregierungen und die zukünftige deutsche Bundesregierung. 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland: Die westlichen Militärgouverneure über-
gaben den 11 Ministerpräsidenten der 3 Westzonen am 1. Juli 1948 in Frankfurt die Richtlini-
en der Londoner Empfehlungen und beauftragten sie, einen Parlamentarischen Rat zu bilden, 
um eine Verfassung auszuarbeiten.  
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht aufgrund des Selbstbestim-
mungsrechtes des deutschen Volkes erlassen, wie es in der Präambel hieß, sondern das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde formalrechtlich infolge eines gemeinsa-
men Aktes der Militärgouverneure der drei Westmächte (als oberste Befehlshaber und Inhaber 
der obersten Gewalt in ihren Besatzungszonen) in Kraft gesetzt. Das Grundgesetz mußte den 
Besatzungsmächten zur Genehmigung vorgelegt werden.  
Obwohl das deutsche Volk völkerrechtlich als Staatsvolk erhalten geblieben war, erfolgte da-
mals keine Volksabstimmung über die Annahme des Grundgesetzes, so daß das Grundgesetz 
am 23. Mai 1949 ohne die direkte demokratische Beteiligung des deutschen Volkes in Kraft 
trat.  
Wahrscheinlich war es kein Zufall, daß das Grundgesetz am 23. Mai 1949 in Kraft trat, denn 
am 23. Mai 1945 wurde die "Geschäftsführende Zentralregierung des Deutschen Reiches" 
völkerrechtswidrig abgesetzt, verhaftet und "als Kriegsgefangene" interniert. Sämtliche Mit-
glieder der letzten deutschen Reichsregierung und des Oberkommandos der Wehrmacht, die 
sogenannte "Dönitz-Clique" wurden am 23. Mai 1945 auf Weisung General Eisenhowers in 
Flensburg-Mürwik verhaftet und "als Kriegsgefangene" inhaftiert. 
Das deutsche Grundgesetz, in dem zahlreiche "Sonderwünsche" bzw. Forderungen der West-
mächte berücksichtigt werden mußten, sollte im Hinblick auf Mittel- und Ostdeutschland nur 
für "eine Übergangszeit" gelten. Bis zum heutigen Tag erfolgte jedoch keine Volksabstim-
mung über die Annahme des Grundgesetzes. 
Die Urfassung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 enthielt 
wesentliche Beschränkungen deutscher Hoheitsrechte. Auswärtige Beziehungen, Wirtschafts-
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politik, Legislative, Exekutive, Gerichtsbarkeit waren Einschränkungen unterworfen: In Not-
standssituationen konnten die Besatzungsmächte wieder die volle Hoheit übernehmen. Ver-
fassungsänderungen mußten genehmigt werden.  
Die eigentliche Verfassung der Bundesrepublik Deutschland war zunächst das sogenannte 
Besatzungsstatut der westlichen Siegermächte. Erst nachdem die Bundesrepublik Deutschland 
sämtliche deutschen Auslandsschulden (ohne Verrechnung der nach Kriegsende beschlag-
nahmten Vermögenswerte im Ausland und der beschlagnahmten deutschen Patente) anerkannt 
hatte, erhielt sie im März 1951 eine begrenzte außenpolitische Souveränität (x128/266).  
Am 5. Mai 1955 traten die Pariser Verträge in Kraft: Die Bundesrepublik Deutschland erhielt 
endlich die zugesagte Teil-Souveränität und gewisse Hoheitsrechte. Das Besatzungsstatut ent-
fiel zwar offiziell, aber wesentliche Vorbehaltsrechte und geheime Zusatzverträge der alliier-
ten Siegermächte blieben weiterhin bestehen: Stationierungskosten, Truppenstationierung, 
Berlin-Status, Wiedervereinigungs- und Friedensvertragsfrage, Medienkontrolle und andere 
Vorbehaltsrechte. 
In der Bundesrepublik Deutschland (BRD) waren die freien, geheimen Wahlen zwar frei und 
geheim, aber die gewählten Parteien und Abgeordneten konnten nicht souverän die Interessen 
des deutschen Volkes vertreten. Infolge des Besatzungsstatutes, der geheimen Zusatzverträge 
(Ruhrstatut und Zwangsmitgliedschaft in den Folgegemeinschaften Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, EG und EU) und der zahlreichen geheimen Vorbe-
haltsrechte handelten die vom deutschen Volk gewählten Parteien und Abgeordneten seit 
Gründung der BRD im Auftrag und nach den Vorgaben der alliierten Siegermächte. 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik: Am 7. Oktober 1949 gründete die 
"Provisorische Volkskammer" die Deutsche Demokratische Republik. Die Ausrufung der 
"DDR" erfolgte aus taktischen Gründen erst nach der Gründung der Bundesrepublik Deutsch-
land. Die von der Volkskammer gewählte Regierung der DDR übernahm später nach dem 
sowjetischen Muster die Bezeichnung "Ministerrat".  
Die von der sowjetischen Besatzungsmacht gegründete DDR war kein souveräner Staat und 
keine Demokratie, sondern eine Diktatur. Die sog. "freien, geheimen Wahlen" waren weder 
frei noch geheim und die Wahlergebnisse wurden je nach Bedarf manipuliert. Die Parteien-
diktatur der verschiedenen gleichgeschalteten Blockparteien leitete die Sozialistische Ein-
heitspartei Deutschlands (SED) im Auftrag der sowjetischen Besatzungsmacht. Der kommu-
nistische Einheitsstaat kontrollierte sämtliche Lebensbereiche.  
Im Rahmen der sowjetischen Umerziehung wurden die Mitteldeutschen von 1945 bis 1989 zu 
"überzeugten" Mitgliedern der klassenlosen marxistisch-leninistischen Gesellschaft, in der die 
Produktionsmittel einheitliches Volkseigentum und sämtliche Mitglieder der Gesellschaft so-
zial völlig gleich sein sollten, erzogen.  
Oder-Neiße-Linie: Im sog. Görlitzer Abkommen erklärten Polen und die DDR am 6. Juni 
1950 die Oder-Neiße-Linie zur unantastbaren und endgültigen Grenze. 
Die Bundesregierung erklärte am 9. Juni 1950, daß die Regierung der Sowjetischen Besat-
zungszone kein Recht besitzen würde, für das deutsche Volk zu sprechen und Vereinbarungen 
zu treffen. 
Bundeskanzler Ludwig Erhard erklärte am 22. März 1964 während seiner Rede vor dem Kon-
greß der Ostdeutschen (x155/107): >>Wir erheben gewiß keine Forderungen auf fremdes 
Staatsgebiet. Aber wir verzichten nicht - und können angesichts der Verantwortung vor dem 
deutschen Volk, dem Recht und der Geschichte auch nicht verzichten - auf Gebiete, die die 
angestammte Heimat so vieler unserer deutschen Brüder und Schwestern sind. ...<< 
Mitglied der Nordatlantischen Verteidigungsgemeinschaft (NATO):  Obwohl Stalin im 
Jahre 1952 die Rückgabe der deutschen Ostgebiete im Tausch gegen eine deutsche Neutralität 
und den Nichteintritt in die NATO angeboten hatte, wurde die Bundesrepublik Deutschland 
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am 9. Mai 1955 Mitglied der Nordatlantischen Verteidigungsgemeinschaft.  
Die geplante deutsche Bundeswehr wurde danach in die NATO-Strukturen integriert und die 
Bundesrepublik Deutschland erklärte sich damals bereit, auf die Entwicklung von ABC-
Waffen zu verzichten. 
Für die Mitgliedschaft in der Nordatlantischen Verteidigungsgemeinschaft entfiel im Jahre 
1955 angeblich das Besatzungsstatut und die Bundesrepublik Deutschland sollte endlich die 
zugesagte Souveränität und fast alle Hoheitsrechte erhalten. Tatsächlich blieben jedoch wei-
terhin wesentliche Befugnisse und Vorbehaltsrechte des Besatzungsstatutes der alliierten Sie-
germächte bestehen. 
Mitglied des Warschauer Beistandspaktes: Die Staaten des Sowjetblocks (UdSSR, Albani-
en, Bulgarien, CSR, Polen, Rumänien und Ungarn), zu denen als 8. Staat die DDR gehörte, 
schlossen am 14. Mai 1955 in Warschau den Warschauer Beistandspakt bzw. ein Militär-
bündnis gegen die Abwehrbemühungen der nichtkommunistischen Staaten Europas und un-
terstellten sich dem Oberbefehl des Sowjetmarschalls Konjew. 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG):  In Rom wurde am 25. 
März 1957 der zeitlich unbegrenzte Vertrag über die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) unterzeichnet.  
Innerhalb von 12 Jahren sollten in den 6 Gründerstaaten der EWG (Frankreich, Deutschland, 
Italien, Belgien, Holland und Luxemburg) die Binnenzölle und Handelsschranken abgebaut 
und ein gemeinsamer Markt mit einheitlichen Außenzöllen entstehen, um eine gemeinsame 
Wirtschaftpolitik, eine Zollunion, eine harmonische Entwicklung der Gemeinschaft, Wach-
stum und Wohlstand sowie die Angleichung des Lebensstandards in den Mitgliedstaaten zu 
realisieren. 
Am 1. Juli 1967 entstand die Europäische Gemeinschaft (EG). Es handelte sich um den Zu-
sammenschluß der Europäischen Vertragsgemeinschaften: Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft (EWG), Europäische Atomgemeinschaft (EURATOM) und Montanunion (EGKS). 
Die Mitglieder des Europäischen Parlaments wurden seit Juni 1979 alle fünf Jahre in allge-
meinen und direkten Wahlen gewählt. In der Bundesrepublik Deutschland wurden am 10. Juni 
1979 erstmalig Abgeordnete für das Europäische Parlament gewählt. Von den 410 Abgeord-
neten aus 9 Ländern stellten die Deutschen 81. Das EU-Parlament konnte zwar noch keine 
Gesetze erlassen, sondern erfüllte nur beratende und kontrollierende Funktionen, beschloß 
aber bereits den ersten eigenen Haushalt.  
Die zehn EG-Mitgliedstaaten beschlossen am 19. Juni 1983, eine Europäische Union zu grün-
den. 
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM) zur Nutzung der Kern-
energie: In Rom wurde am 25. März 1957 der zeitlich unbegrenzte Vertrage über die Euro-
päische Atomgemeinschaft (EURATOM) unterzeichnet.  
Zu den Aufgaben der Europäische Atomgemeinschaft zählten: Förderung, Koordinierung und 
Kontrolle der Forschung, Nutzung und Entsorgung im Kernenergiebereich. Die Bundesrepu-
blik Deutschland übernahm 28 % Verwaltungskosten und 30 % Forschungs- und Investitions-
kosten der Europäischen Atomgemeinschaft (x182/220). 
In Kahl am Main lieferte das erste deutsche Kernkraftwerk am 17. Juni 1961 erstmalig Strom. 
Der Betreiber des Kernkraftwerkes war das staatliche Stromerzeugungsunternehmen RWE. 
Das erste Atomkraftwerk der DDR ging im Jahre 1966 im nördlichen Brandenburg bei 
Rheinsberg in Betrieb.  
Neue Ostpolitik: Am 22. Oktober 1969 bildete Bundeskanzler Willy Brandt eine Koalitions-
regierung aus SPD und FDP. Im Rahmen seiner "neuen Ostpolitik" verzichtete Bundeskanzler 
Brandt auf den Bundesminister für deutsche Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte. 
Nach dem Motto "Mehr Demokratie wagen", führte Brandt einen innen- und außenpolitischen 
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Politikwechsel durch. In der Ostpolitik verfolgte er den umstrittenen "Wandel durch Annähe-
rung". Diese Politik führte zur (wenn auch nicht völkerrechtlichen) Anerkennung der Oder-
Neiße-Linie in den Verträgen von Moskau und Warschau und leitete schließlich langfristig die 
Osterweiterung der NATO und EU ein. 
Bundeskanzler Brandt unterzeichnete am 7. Dezember 1970 den "Warschauer Vertrag". 
Brandts Kniefall vor dem Mahnmal im Warschauer Getto am 7. Dezember 1970 "ging damals 
um die Welt".  
Das US-Magazin "TIME" wählte Willy Brandt im Jahre 1970 zur "Person des Jahres". Brandt 
erhielt 1971 den Friedensnobelpreis. 
Die "Grünen":  Am 13. Januar 1980 schlossen sich die bisher nur lokal und regional organi-
sierten "Grünen" und die "Grüne Aktion Zukunft" während ihres Gründungsparteitages in 
Karlsruhe zur Bundespartei "Die Grünen" zusammen. 
Die neue Bundespartei "Die Grünen" wurde zunächst von Petra Kelly (1947-1992), August 
Haußleiter (1905-1989) und Norbert Mann geführt. Zu den wesentlichen politischen Grund-
sätzen dieser sog. Umweltpartei zählten damals: "Ökologie, Basisdemokratie, Sozial-Sozialis-
mus."  
Nach den ersten Wahlerfolgen der "Grünen" verdrängten die kampferprobten linksradikalen 
Akteure (Spontis und Marxisten) der 68er Bewegung (Josef Fischer, Jürgen Trittin, Daniel 
Cohn-Bendit, Thomas Ebermann, Hubert Kleinert, Rezzo Schlauch, Hans-Christian Ströbele, 
Otto Schily und viele andere Linksradikale) die kampfunerfahrenen, naiven Parteigründer so-
wie die weltfremde Parteiführung der "Grünen" aus allen wichtigen Führungspositionen der 
Partei. 
Am 28. Februar 1981 protestierten etwa 100.000 Atomkraftgegner trotz des totalen Demon-
strationsverbotes gegen den Bau des Kernkraftwerkes Brokdorf an der Unterelbe. Bei der 
"Schlacht um Brokdorf" wurden Hunderte von Polizisten und Demonstranten verletzt. 
Die als "Grüne" getarnte linksradikale Bewegung setzte danach in den folgenden Jahrzehnten 
konsequent die sozialistische Leitideologie der "Frankfurter Schule" um. Im Verlauf der sy-
stematischen Umerziehung bzw. Gehirnwäsche wurden vor allem die traditionellen deutschen 
Werte und Tugenden (Anstand, Fleiß, Ehrlichkeit, Großzügigkeit, Ordnung, Pünktlichkeit, 
Toleranz etc.) der bundesdeutschen "Gesellschaft" allmählich auf den Kopf gestellt, verhöhnt, 
lächerlich gemacht und letzten Endes zerstört. Die Vor- und Kriegsgeneration der Deutschen 
wurden pauschal als NS-Verbrecher eingestuft und ihre gigantische Wiederaufbauarbeit blen-
deten die "Grünen" kurzerhand aus. 
Niedergang des Christentums: In dem erbitterten Kulturkampf, der spätestens seit Bildung 
der 68er Bewegung geführt wurde, sollte die bisherige Bindekraft der christlichen Religion 
durch kommunistisch-atheistische Gesellschaftsideologien ersetzt werden. Infolge der Strei-
chung des Gotteslästerungsparagraphen 166 Strafgesetzbuch wurden z.B. ab September 1969 
Gotteslästerung und blasphemische Angriffe auf das Christentum nicht mehr strafrechtlich 
geahndet, um die christlichen Konfessionen zu schützen und um den Charakter eines christ-
lich geprägten Staatswesens zu bewahren.  
Die evangelische und die katholische Kirche unterwarfen sich später fast widerstandslos der 
totalitären Gender-Ideologie und gehören gegenwärtig vielerorts sogar zu den fanatischsten 
Verteidigern der von den selbsternannten Gutmenschen eingeleiteten religiösen Destabilisie-
rungsmaßnahmen.  
Der unübersehbare Glaubensverfall unterstützte den dramatischen Niedergang der christlichen 
Werteordnungen, der "guten Sitten" sowie der alten "moralischen Werte" und verherrlichte 
schließlich den Atheismus und die Herrschaft der größenwahnsinnigen Öko-Hysteriker und 
der falschen Klimapropheten. 
Zerstörung des deutschen Bildungssystems: Die Kultusministerkonferenz vereinbarte am 
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27. November 1969, wissenschaftlich begleitete Schulversuche mit Gesamtschulen durchzu-
führen. Die Gesamtschule, die auf die Idee der "Einheitsschule" zurückging, wurde bereits seit 
1948 gefordert. Während SPD und FDP für die Einführung der Integrierten Gesamtschule ein-
traten, waren CDU/CSU für die Beibehaltung des dreigliedrigen Schulsystems: Hauptschule, 
Realschule und Gymnasium. 
Das weltweit anerkannte, effektive deutsche Bildungssystem, in dem man nach Möglichkeit 
jeden nach seinen Bedürfnissen und Fähigkeiten förderte, wurde in den letzten Jahrzehnten 
konsequent zerlegt. Aufgrund der ständig geringeren Anforderungen, Einführung der 
Einheitsschule, Abschaffung der Förderschulen, Sonderschulen, Gymnasien und Realschulen 
sowie des Sitzenbleibens in Schulen und Inklusion im Bildungswesen wurde der Bildungs-
standard für alle Schüler drastisch gesenkt. Viele Schüler besitzen deshalb gegenwärtig nicht 
mehr die Grundkenntnisse, die für eine erfolgreiche Berufsausbildung oder ein Studium benö-
tigt werden.  
Obwohl unsere deutschen Universitätsabschlüsse jahrzehntelang als vorbildlich galten, führte 
man das US-Diplom (Bachelor/Master) ein.  
Durch die jahrelang umstrittene Rechtschreibreform wurde die Einheitlichkeit der deutschen 
Rechtschreibung im In- und Ausland vorsätzlich erheblich beschädigt, um die deutsche Spra-
che als ehemals führende Wissenschafts- und Kultursprache endgültig auszuschalten. 
Allgegenwärtiger Schuldkult: Im Jahre 1975 veröffentlichte der deutsche Journalist Wilfried 
Ahrens eigenmächtig die seit 1954 vom Bundesministerium für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte erstellte "Dokumentation der Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mittel-
europa".  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die unbefugte Veröf-
fentlichung dieser brisanten Dokumentation (x025/194-195): >>Dieser "Raubdruck" blieb 
umstritten, bis die Unterlagen dann wenige Wochen nach dem Bonner Regierungswechsel 
vom Oktober 1982 freigegeben wurden. 
Ähnliche Querelen wie bei der Dokumentation der Vertreibungsverbrechen gab es übrigens 
auch um die Dokumentation "Zur Geschichte der deutschen Kriegsgefangenen des Zweiten 
Weltkrieges", die über 10 Jahre in den Kellern eines Bielefelder Verlages unter Verschluß lag, 
bevor die Bücher verkauft werden durften.<< 
Am 22. Januar 1979 zeigte das Dritte Programm des 1. Deutschen Fernsehens die erste von 4 
Folgen der US-Fernsehserie "Holocaust".  
In dieser 428 Minuten langen Serie über die Verfolgung und Vernichtung der europäischen 
Juden durch das NS-Regime wurde besonders das persönliche Schicksal der jüdischen Familie 
Weiss geschildert. Diese 4 Fernsehsendungen wurden von 15 bis 20 Millionen Deutschen ge-
sehen und lösten fast 34 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges heftige Publikumsre-
aktionen und Diskussionen über die Ermordung der europäischen Juden aus. Der aus der Bi-
bel stammende Begriff "Holocaust" (griechisch, "Brandopfer") wurde danach zum Begriff für 
den Völkermord an den europäischen Juden (x175/735). 
Rudolf Mühlfenzl, Chefredakteur des Bayerischen Fernsehens, kritisierte am 28. Januar 1981 
die systematische Verdrängung der Vertreibungsverbrechen in Ost-Mitteleuropa (x025/193): 
>>Es ist unglaublich, daß über die Jahre voller menschlicher Schicksale so lange nicht ge-
sprochen wurde. ...<< 
US-Präsident Ronald Reagan erklärte am 5. Mai 1985 während einer Trauerfeier auf dem 
deutschen Soldatenfriedhof in Bitburg (x268/17): >>... Den Deutschen ist ein Schuldgefühl 
aufgezwungen und zu Unrecht auferlegt worden.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über die feh-
lende Selbstachtung der Deutschen (x268/234): >>... Im Fall der deutschen Nachkriegsneuro-
se übernehmen im wesentlichen die elektronischen Massenmedien die Rolle der repressiven 
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Mehrheit und die gleichsam sprachlose Bevölkerung die der Minderheit. Durch hilfreiche 
Vermittlung dieser Massenkommunikationsmittel sehen sich die Deutschen zur Zeit nicht mit 
ihren eigenen Augen, sondern mit den Augen der ehemaligen Kriegsgegner mit allen ihren 
historischen Irrtümern und Vorurteilen, vor allem sehen sie sich aus der Perspektive des Anti-
germanismus der 40er Jahre.  
Erinnert sei hier nochmals an die vertrauliche Denkschrift des Legationsrats Adam von Trott, 
eines der Märtyrer des Widerstands, an die amerikanische Adresse: die angelsächsischen Län-
der seien erfüllt von Vorurteilen und pharisäischen Theorien und offenbar nicht in der Lage zu 
verstehen, daß die Deutschen selbst ein unterdrücktes Volk seien. ...<< 
Die israelische Zeitung "Jerusalem Post" berichtete am 4. September 1985 über den deutschen 
Bundespräsident Richard von Weizsäcker (x354/71): >>… (Weizsäcker hat) die junge Gene-
ration in Deutschland … konfrontiert mit der Unsühnbarkeit kollektiver deutscher Schuld.<< 
Margarete Mitscherlich-Nielsen (1917-2012, deutsche Psychoanalytikerin, Ärztin und Auto-
rin) erklärte im Jahre 1986 in einer ZDF-Talkshow (x354/105): >>… Wissen Sie, daß die 
Deutschen aussterben, so wie sie bisher waren - zwei Weltkriege haben sie vom Zaun gebro-
chen, millionenfachen Völkermord haben sie hinter sich gebracht ... in ihrer besonderen Art 
des Nationalgefühls - das kann man eigentlich nicht bedauern.<< 
Der deutsche Journalist und Publizist Johannes Gross schrieb im Jahre 1989 in seinem Buch 
"Phönix in Asche" (x268/229): >>... Wenn der Staat Flagge zeigt, tut er es halbmast, seine 
Feiertage sind Trauertage, die Bekundungen der Staatsmänner triefen von Betroffenheit.  
Seine Geschichte ist in Wahrheit die des NS-Regimes und der Gedenktage seiner Greuel.<< 
Holocaust-Industrie: Am 22. Januar 1979 zeigte das Dritte Programm des 1. Deutschen 
Fernsehens die erste von 4 Folgen der US-Fernsehserie "Holocaust".  
In dieser 428 Minuten langen Serie über die Verfolgung und Vernichtung der europäischen 
Juden durch das NS-Regime wurde besonders das persönliche Schicksal der jüdischen Familie 
Weiss geschildert. Diese 4 Fernsehsendungen wurden von 15 bis 20 Millionen Deutschen ge-
sehen und lösten fast 34 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges heftige Publikumsre-
aktionen und Diskussionen über die Ermordung der europäischen Juden aus. Der aus der Bi-
bel stammende Begriff "Holocaust" (griechisch, "Brandopfer") wurde danach zum Begriff für 
den Völkermord an den europäischen Juden (x175/735). 
Zusammenbruch der DDR: Der sowjetische Staats- und Parteichef Michail Gorbatschow 
forderte die SED-Führung am 6. Oktober 1989 anläßlich des 40. Jahrestages der DDR-
Gründung indirekt auf, Reformen einzuleiten - "Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben" 
... 
In Leipzig duldete die SED-Regierung am 9. Oktober 1989 erstmals eine Demonstration von 
50.000-70.000 Teilnehmern - "Wir sind das Volk - keine Gewalt ..." 
Am 18. Oktober 1989 trat Staats- und Parteichef Erich Honecker zurück und wurde durch 
Egon Krenz abgelöst. 
Über 1.000.000 Ost-Berliner demonstrierten am 4. November 1989 für Freiheit und Demokra-
tie (x175/820). Es war die größte freie Demonstration, die jemals in der DDR stattfand. 
Am 22. Dezember 1989 wurde in Ostberlin das Brandenburger Tor geöffnet. 
Vereinigung Mittel- und Westdeutschlands: In der DDR fanden am 18. März 1990 die er-
sten freien Wahlen zur Volkskammer der DDR statt - "Allianz für Deutschland" aus CDU, 
DSU und DA = 48,2 %, SPD = 21,8 %, PDS = 16,3 % ... -. Die Wahlbeteiligung lag bei 93,2 
% (x101/173). 
Die DDR-Volkskammer beschloß am 22. August 1990 den Beitritt der DDR nach Artikel 23 
des Deutschen Grundgesetzes. Beitrittstermin der DDR zum Geltungsbereich des Grundgeset-
zes wurde der 3. Oktober 1990. 
Am 12. September 1990 wurde in Moskau das Abschlußdokument der "Zwei-plus-Vier-
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Verhandlungen" von den Außenministern der beteiligten Länder unterzeichnet. 
Am 3. Oktober 1990 trat die Deutsche Demokratische Republik der Bundesrepublik Deutsch-
land bei. Gemäß Einigungsvertrag vom 29.09.1990 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik wurden die Länder Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen am 3. Oktober 1990 Länder der Bun-
desrepublik Deutschland, obgleich man die neuen Länder der Deutschen Demokratischen Re-
publik erst am 14. Oktober 1990 bildete!!!  
Der 3. Oktober ist seither ein gesetzlicher Feiertag: "Tag der deutschen Einheit".  
Bei der Vereinigung der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik handelte es sich lediglich um die Vereinigung von zwei ehemaligen Besatzungszo-
nen der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges bzw. von zwei unsouveränen, abhängigen 
Staatsgebilden. Die von den Siegermächten gegründeten Staatsgebilde BRD und DDR waren 
nie souveräne Staaten. Weder die Bundesrepublik Deutschland noch die Deutsche Demokrati-
sche Republik waren völkerrechtlich politisch und ökonomisch unabhängige Staaten. 
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag wurde ausdrücklich die Souveränität der Bundesrepublik 
Deutschland verkündet. Das neue Verwaltungskonstrukt (BRD und DDR = BRD) übernahm 
jedoch gemäß "Zwei-Plus-Vier-Vertrag" wesentliche Teile des Überleitungsvertrages von 
1954, so daß die politischen und wirtschaftlichen Selbstbestimmungsrechte der Deutschen 
weiterhin erheblich eingeschränkt blieben. Die diskriminierenden Feindstaatenklauseln (Arti-
kel 53 und Artikel 107) der UN-Charta wurden ebenfalls ignoriert und nicht gestrichen.  
Am 2. Dezember 1990 gewann die vom "Kanzler der Einheit" geführte CDU/FDP-Koalition 
die gesamtdeutsche Wahl.  
Ostdeutschland: In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag von 1990 wurde das Heimat- und Selbstbe-
stimmungsrecht der vertriebenen Ostdeutschen kurzerhand komplett ausgeblendet. Der "Ver-
zicht" auf Teile des fortbestehenden Deutschen Reiches - Ostdeutschland bzw. deutsche Ost-
gebiete jenseits von Oder und Neiße - war gemäß Artikel 25 Grundgesetz völkerrechtswidrig 
und deshalb ungültig und nichtig.  
Artikel 25 des deutschen Grundgesetzes (Stand: Januar 2018) lautet wie folgt (x890/...): 
>>Artikel 25 
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den 
Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesge-
bietes.<< 
Der Verzicht auf die deutschen Ostgebiete bedeutete letzten Endes den Verlust von 114.648 
Quadratkilometern bzw. 24,4 % des deutschen Staatsgebietes in den Grenzen von 1937. Die-
ser Verzicht verstieß eindeutig gegen die allgemeinen Regeln des Völkerrechts. Bei der Ver-
treibung von etwa 14 Millionen Deutschen aus den Gebieten Ost-Mitteleuropas, wobei min-
destens 2 Millionen ihr Leben verloren, handelte es sich zweifelsfrei um Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit, deshalb bedeutete die Anerkennung dieser gewaltsam festgesetzten Gren-
zen indirekt die Billigung von völkerrechtswidrigen Vertreibungen, legalisierte kollektive 
Schuldzuweisungen sowie kollektive Bestrafungen und befürwortete Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit.  
Kollektivschuld:  Aufgrund der diffamierenden Geschichtsdarstellung der Sieger wurde jahr-
zehntelang unentwegt der Eindruck vermittelt, daß Kriegsverbrechen, Völkermord, Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit und andere Massenverbrechen nicht nur eine Spezialität des 
NS-Terrors wären, sondern ein abstammungsbedingtes "teutonisches Phänomen" sei. 
Der Schuldkult entwickelte sich zu einem bedeutenden Herrschafts- und Machtinstrument, 
denn mit der NS-Kollektivschuld konnte jede noch so sachliche Kritik und jeglicher Wider-
stand vom Tisch gefegt und niedergebügelt werden, so daß kontroverse, sachliche Auseinan-
dersetzungen nicht mehr stattfanden. Die mehr als 1.000jährige deutsche Geschichte wurde 
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praktisch auf die Jahre des NS-Regimes von 1933-1945 (Kriegslüsternheit, Vernichtungsla-
ger, Endlösung, deutsche Kriegsverbrechen, deutsche Kollektivschuld) reduziert. In unserem 
Land der Geschichtslosigkeit werden heute z.B. etwa 19 Millionen Angehörige der deutschen 
Wehrmacht pauschal als Instrumente des nationalsozialistischen Vernichtungskrieges bzw. als 
Kriegsverbrecher diffamiert. 
Das negative NS-Deutschlandbild von den bösartigen, kriegslüsternen Deutschen wurde inter-
national besonders durch die US-Filmindustrie weltweit verbreitet. In der einseitigen Ge-
schichtsdarstellung Hollywoods stellt man den durchschnittlichen Deutschen gewöhnlich als 
brutalen, heimtückischen Verbrecher in brauner NS-Uniform sowie in schwarzer SS-Uniform 
oder bestenfalls als dummen, verblödeten Nazi-Mitläufer dar. 
Genderismus: Im September 1995 wurde während der 4. Weltfrauenkonferenz der Vereinten 
Nationen in Peking das sogenannte "Gender-Mainstreaming" eingeführt. Es ging damals zu-
nächst lediglich um die Gleichberechtigung der Geschlechter und die Beseitigung patriarcha-
ler Rückstände. 
Beim sogenannten Genderismus handelte es sich jedoch tatsächlich vor allem um die zwangs-
weise Durchsetzung von Pseudo-Antidiskriminierungsmaßnahmen und um ideologische Um-
erziehungsmaßnahmen, die darauf abzielten, unsere christlich-bürgerliche Gesellschaft zu 
spalten sowie wesentliche demokratische Grundrechte abzuschaffen.  
Der Genderismus ist ein gemeingefährliches Sozialexperiment (Schaffung einer multiethni-
schen, multikulturellen, multireligiösen und letzten Endes antidemokratischen Gesellschaft 
mit entwurzelten, egoistischen, rücksichtslosen, stupiden Einheitsmenschen).  
Diese "multikulturellen Einheitsmenschen" sollen mit "speziellen Erziehungsprogrammen" 
(nach dem Vorbild der totalitären Herrschaftssysteme, wie z.B. Islamismus, Kommunismus, 
Faschismus, Nationalsozialismus, Raubtierkapitalismus, NWO-Globalismus) ohne Geschlecht 
(Genderismus), ohne eigenen Nationalstaat (ohne Herkunft und Heimat), ohne Geschichte und 
Kultur (Multi-Kulti), ohne eigene Identität und schließlich ohne stabile familiäre Bindung 
(Leben in Großkommunen) formatiert werden.  
Die atheistische Gender-Ideologie ist nachweislich eine gottes- und menschenfeindliche Welt-
anschauung, die vor allem durch die "Umwertung aller Werte" die Moral, die bürgerliche Fa-
milie, die christliche Kultur und den demokratischen Rechtsstaat zerstören will. Diese 
undemokratische Einmischung in alle Lebensbereiche der Bürger und Familien wurde 
besonders von den Vereinten Nationen und der EU maßgeblich unterstützt, um den ange-
strebten totalitären NWO-Einheitsstaat bzw. Weltstaat durchzusetzen. 
Der angebliche Kampf der selbsternannten Gutmenschen um Freiheit und Gleichberechtigung 
aller Menschen verfolgt tatsächlich nur das Ziel, ein perfides totalitäres System der plan-
mäßigen Gleichschaltung, der systematischen Ausbeutung, Versklavung und der gnadenlosen 
Unterdrückung zu etablieren. Dieses gemeingefährliche "Sozialexperiment", monoethnische 
und monokulturelle Nationalstaaten in multiethnische Staatsfragmente zu verwandeln, ähnelt 
zweifelsfrei den Vorgängen in den kommunistischen Ländern, als man im 20. Jahrhundert 
neue "sozialistische Einheitsstaaten" ("Paradiese auf Erden") mit beliebig manipulierbaren 
Einheitsmenschen schaffen wollte.  
Die verhängnisvollen kommunistischen Sozialexperimente kosteten schließlich nachweislich 
Millionen von Menschenleben. Die französische Zeitschrift "Figaro" berichtete z.B. im No-
vember 1978 von 142.133.700 Blutopfern, mit denen die Kommunisten ihr "Sozialexperi-
ment" (sog. "Sozialistische Weltrevolution") bezahlten. 
EURO-Einführung:  Der Europäische Rat bestätigte am 15./16. Dezember 1995 in Madrid 
die Einführung der einheitlichen Währung "Euro" zum 1. Januar 1999.  
Am 31.12.1998 wurde festgelegt, welchen Wert ein Euro in der jeweiligen Landeswährung 
hatte (ein Euro = 1,95583 DM). Der Euro konnte bis 2002 nur im bargeldlosen Zahlungsver-
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kehr benutzt werden. Die auf nationale Währung lautenden Scheine und Münzen blieben bis 
2002 im Umlauf. 
Rettung des Weltklimas: Während der UN-Klimakonferenz in Kyoto wurde am 11. Dezem-
ber 1997 das sog. Kyoto-Protokoll unterzeichnet. Diese völkerrechtliche Vereinbarung ent-
hielt erstmals rechtsverbindliche Begrenzungs- und Verringerungsverpflichtungen für die In-
dustrieländer.  
Das Kyoto-Protokoll trat letzten Endes erst nach der Ratifizierung durch die russische Duma 
am 16.2.2005 in Kraft.  
Zur Senkung der deutschen CO2-Emissionen, die im Jahre 2015 etwa 2,2 Prozent der welt-
weiten CO2-Emissionen betrugen, sind nach Angaben des BDI bis 2050 zusätzliche Investi-
tionen von mindestens 1.500 Milliarden Euro erforderlich. 
Klimarelevanter Umweltschutz kann global nur erfolgreich sein, wenn sich vor allem die gro-
ßen Umweltsünder entsprechend verhalten. Chinas Anteil am weltweiten CO2-Ausstoß im 
Jahre 2015 betrug z.B. 28,1 %, USA = 16,0 %, Indien = 6,2 %, Rußland = 4,5 %, Japan = 3,7 
%. Die Regierungen dieser Länder denken jedoch überhaupt nicht daran, dem ideologischen 
Energiewende-Wahn der Deutschen zu folgen, so daß die angestrebten Klimaziele und die 
Rettung des Weltklimas schon deshalb kläglich scheitern müssen. 
Der nationale Alleingang bzw. die wahnwitzige Idee, zur Energietechnik des Mittelalters zu-
rückzukehren, führt statt der angekündigten Rettung des Weltklimas lediglich zu einer enor-
men Steigerung der Stromkosten für alle deutschen Verbraucher und zur Vernichtung der 
ehemals effektiven, hochmodernen, umweltbewußten deutschen Energiewirtschaft.  
Die "Energiewende" = Vernichtungsfeldzug gegen die deutschen Energieversorgungs-
unternehmen: Die deutsche Bundesregierung (SPD und Bündnis 90/Die Grünen) verständig-
te sich am 13. Januar 1999 auf Eckpunkte eines Atomgesetzentwurfs. Die Nutzung der Atom-
energie sollte danach "geordnet und sicher" beendet werden. Die Wiederaufarbeitung von 
Kernbrennstoffen wurde ab 2000 verboten. 
Im Jahre 2000 wurde das seit 1991 geltende Stromeinspeisungsgesetz durch das Erneuerbare-
Energien-Gesetz abgelöst, um die Produktion von Strom aus erneuerbaren Energien und die 
sog. Energiewende zu fördern. 
Am 30. Juni 2011 beschloß der deutsche Bundestag den Atomausstieg und die sogenannte 
Energiewende. 
Die staatlich angeordnete "Energiewende" - nach dem Vorbild der sozialistischen Planwirt-
schaft - wird die ehemals effektive, hochmoderne, umweltbewußte deutsche Energiewirtschaft 
letzten Endes in den wirtschaftlichen Ruin treiben. Da Deutschland außer der aufwendig zu 
fördernden Stein- und Braunkohle keine nennenswerten fossilen Energiequellen besitzt sowie 
nicht über die erforderlichen leistungsfähigen Energiespeicher verfügt, wird die "Energiewen-
de" (staatlich angeordnete hochsubventionierte doppelte Stromerzeugung) die deutsche Ener-
giewirtschaft unweigerlich ruinieren.  
Windkraft, Photovoltaik und Biomasse-Stromerzeuger können ohne die bisherigen Grundlast-
kraftwerke, wie z.B. Kern-, Kohle-, Gas- und Ölkraftwerke, keine stabile Energieversorgung 
garantieren, so daß es infolge der Flatter-Einspeisung durch die "erneuerbare" Energietechnik 
des Mittelalters aus Wind- und Sonnenkraftwerken zwangsläufig zum Zusammenbruch der 
Stromversorgungsnetze kommen wird. Vorübergehende Stromausfälle werden durch die Flat-
ter-Stromeinspeisung zum täglichen Normalzustand gehören.  
Am 30. Juni 2011 beschloß der Deutsche Bundestag den Atomausstieg (Abschaltung aller 
Kernkraftwerke in Deutschland bis zum 31. Dezember 2022) und die sogenannte "Energie-
wende". 
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Die letzten noch in Betrieb befindlichen Kernkraftwerke in Deutschland (Stand: Mai 
2019): 
Kernkraftwerk Philippsburg 2  (Baden Württemberg) 
Typ/Nettoleistung Druckwasserreaktor: 1.402 Megawatt (MW) 
Kraftwerksbetreiber PreussenElektra 
Laufzeit 1985 bis zum 31. Dezember 2019 
  
Kernkraftwerk Gundremmingen C (Bayern) 
Typ/Nettoleistung Druckwasserreaktor: 1.288 Megawatt (MW) 
Kraftwerksbetreiber RWE 
Laufzeit 1985 bis zum 31. Dezember 2021 
  
Kernkraftwerk Grohnde  (Niedersachsen) 
Typ/Nettoleistung Druckwasserreaktor: 1.360 Megawatt (MW) 
Kraftwerksbetreiber PreussenElektra 
Laufzeit 1985 bis zum 31. Dezember 2021 
  
Kernkraftwerk Brokdorf  (Schleswig Holstein) 
Typ/Nettoleistung Druckwasserreaktor: 1.410 Megawatt (MW) 
Kraftwerksbetreiber PreussenElektra 
Laufzeit 1986 bis zum 31. Dezember 2021 
  
Kernkraftwerk Emsland  (Niedersachsen) 
Typ/Nettoleistung Druckwasserreaktor: 1.335 Megawatt (MW) 
Kraftwerksbetreiber RWE 
Laufzeit 1988 bis zum 31. Dezember 2022 
  
Kernkraftwerk Neckarwestheim 2 (Baden Württemberg) 
Typ/Nettoleistung Druckwasserreaktor: 1.310 Megawatt (MW) 
Kraftwerksbetreiber EnBW 
Laufzeit 1989 bis zum 31. Dezember 2022 
  
Kernkraftwerk Isar 2 (Bayern) 
Typ/Nettoleistung Druckwasserreaktor: 1.410 Megawatt (MW) 
Kraftwerksbetreiber PreussenElektra 
Laufzeit 1988 bis zum 31. Dezember 2022 

 
Wenn man bis zum 31. Dezember 2022 die letzten 7 in Betrieb befindlichen deutschen Kern-
kraftwerke, die seit Jahrzehnten weltweit zu den sichersten und wirtschaftlichsten Kernkraft-
werken zählen, ersatzlos abschaltet, werden in Deutschland 7 strategisch wichtige Grundlast-
kraftwerke (die praktisch rund um die Uhr liefen) mit einer Nettoleistung von 9.515 Mega-
watt fehlen.  
Außerdem schlug die sogenannte "Kohlekommission" im Januar 2019 vor, bis 2022 Steinkoh-
le- und Braunkohlekraftwerke mit einer Leistung von mindestens 12.500 Megawatt vom Netz 
zu nehmen. 
Die Netzbetreiber gehen bei ihren Planungen davon aus, daß 2023 immer noch konventionelle 
Reservekraftwerke mit einer Leistung von rund 83.000 Megawatt in Deutschland zur Verfü-
gung stehen müssen (etwa so viel wie heute), um bei Windstille, nachts und an bewölkten Ta-
gen den Strombedarf decken zu können. 
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Diese Reserve von rund 83.000 Megawatt Kraftwerksleistung besteht größtenteils jedoch aus 
etwa 148 konventionellen Braun- und Steinkohlekraftwerken mit einer Leistung von rund 
45.000 Megawatt, die im Rahmen der Rettung des Weltklimas bis spätestens 2038 komplett 
abgeschaltet werden sollen, so daß irgendwann fast keine Reservekraftwerke mehr vorhanden 
sein werden.  
Merkels DDR 2.0: Die CDU-Politikerin Angela Merkel wurde am 22. November 2005 zur 
Bundeskanzlerin der Bundesrepublik Deutschland gewählt. 
Nach der sogenannten Wiedervereinigung der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik wurde die öffentliche Meinungsfreiheit im vermeintlich 
"Vereinigten Deutschland" allmählich systematisch nach dem "erfolgreichen DDR-Vorbild" 
ausgerichtet bzw. gleichgeschaltet.  
Aufgrund der großen Medienmacht der Regierungsparteien blieb die Demokratie zwangs-
läufig auf der Strecke, denn eine unabhängige Demokratie steht und fällt bekanntlich mit der 
Kontrolle der Macht durch freie, kritische, öffentliche Medien (sog. "Vierte Gewalt"). Die 
privaten Zeitungen und Zeitschriften sowie die öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunk- 
und Fernsehanstalten entwickelten sich schließlich zu linkslastigen Propagandamedien, in 
denen mehrheitlich keine ausgewogene, neutrale oder unabhängige Berichterstattung und freie 
Meinungsäußerungen mehr stattfanden.  
Die von der neumarxistischen Frankfurter Schule ausgebildeten oder beeinflußten Politiker, 
Hochschullehrer, Lehrer und Journalisten der 68er Bewegung schafften letzten Endes ein 
kommunistisches Gesinnungskartell, um jeglichen Widerstand zu verfolgen, zu unterdrücken 
oder als faschistisch abzuurteilen. 
Verfassungsfeindliche und terroristische Aktionen der Linksradikalen bleiben meistens völlig 
unbehelligt und werden nicht selten sogar durch staatliche Organisationen gefördert und 
finanziell unterstützt, während man die sogenannten "rechtsradikalen" Abweichler konsequent 
gesellschaftlich ausgrenzt, um ihnen die physische und psychische Lebensbasis zu entziehen. 
Im "Kampf gegen Rechts" geht es den zivilgesellschaftlichen Organisationen (Gewerkschaf-
ten, Kirchen und Medien) und staatlichen Institutionen angeblich in erster Linie darum, das 
hohe Gut der Toleranz zu verteidigen. Obwohl das Grundgesetz gemäß Artikel 5 die freie 
Meinungsäußerung garantiert, sieht die Realität in Deutschland vielerorts vollkommen anders 
aus.  
Wer als Konservativer Kritik äußert oder friedlich gegen Mißstände demonstriert, muß damit 
rechnen, von linksextremen Antifa-Aktivisten diffamiert, öffentlich angepöbelt oder sogar 
tätlich angegriffen zu werden. Sämtliche Kritiker, die z.B. nur auf die Einhaltung von demo-
kratischen Regeln und Gesetzen hinweisen, werden von den Linksradikalen und den 
gleichgeschalteten Medien gewöhnlich sofort pauschal als Rechtsradikale, Rechtspopulisten, 
Nazis oder Rassisten mit der Kollektivschuldkeule zum Schweigen gebracht.  
Jeder Widerspruch wird von den neomarxistischen Wächtern reflexhaft und unbarmherzig als 
Naziunwesen diskreditiert und mit sozialer Ausgrenzung sowie mit der Existenzvernichtung 
(Arbeitsplatzverlust, gesellschaftliche Ächtung etc.) geahndet, um kritische Auseinander-
setzungen über strittige politische Themen zu vermeiden. Infolge dieser systematischen Ver-
folgungen wagen es immer weniger Menschen, die totalitäre Ideologie der selbsternannten 
Gutmenschen zu kritisieren und passen sich ängstlich an. 
Zerstörung Deutschlands durch die eigene fremdbestimmte Regierung: Die vollständige 
Destabilisierung Deutschlands erfolgte nicht aufgrund unglücklicher Umstände und rätselhaf-
ter Zufälle, sondern die Vernichtung unseres Landes wurde durch die eigene fremdbestimmte 
Regierung seit Jahrzehnten im Rahmen einer neuen Weltordnung geplant und systematisch 
realisiert. Um unsere Heimat endgültig zu beseitigen bzw. vollständig zu liquidieren, setzten 
die zahllosen gehorsamen Erfüllungsgehilfen und willigen Handlanger des satanischen NWO-
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Terrorimperiums vor allem auf bewährte totalitäre Destabilisierungsmaßnahmen. 
Weltweit inszenierter Corona-Wahn: Nach der Finanzkrise, Euro-Krise, Migrationskrise 
und der Klimakrise brach Ende 2019 in China die sog. "Corona-Krise" aus. Die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) rief danach am 30. Januar 2020 eine "gesundheitliche Notlage von 
internationaler Tragweite" aus. 
Infolge der Ausrufung des weltweiten Corona-Pandemie-Notstands wurde sehr schnell fast die 
gesamte Weltwirtschaft lahmgelegt. Viele Regierungen nutzten die systematische Erzeugung 
von Angst und Schrecken gewissenlos als Herrschaftsinstrument. Diese offensichtlich fremd-
bestimmten Regierungen hoben kurzerhand die verfassungsmäßigen Grundrechte ihrer Bürger 
auf und weiteten gleichzeitig ihre eigene Macht enorm aus. Die staatlichen Destabilisierungs-
maßnahmen führten sehr schnell in allen Ländern zur Instabilität der sozialen und wirtschaft-
lichen Lage. 
In Deutschland setzten die "Corona-Notverordnungen" seit März 2020 wesentliche demokrati-
sche Grundrechte außer Kraft, wie z.B. Bewegungsfreiheit, freie Meinungsäußerung, Ver-
sammlungsfreiheit und weitere persönliche Freiheiten. Im Rahmen des Gesundheitsnotstands 
wurden wegen der vermeintlich gefährlichen "Corona-Pandemie" spezielle private Unterneh-
men, Geschäfte und öffentlichen Institutionen vorübergehend geschlossen sowie Versamm-
lungsverbote, Ausgangssperren, Maskenpflicht und weitere "Schutzmaßnahmen" verhängt.  
Die politisch inszenierte weltweite Corona-Pandemie bestätigt derzeitig, daß die Politik und 
die Propagandamedien die deutsche Bevölkerung vollständig im Griff haben. Eigentlich geht 
es zunächst vor allem darum, die angestrebte nationale und internationale Neuverschuldung 
durchzusetzen sowie zu testen, welche Maßnahmen man den Menschen im Rahmen der ge-
planten Neuen Weltordnung zumuten kann.  
Die hinterlistige Corona-Politik und die unfaßbare Schuldenaufnahme der fremdbestimmten 
deutschen Bundesregierung werden unser Land wahrscheinlich in die größte Wirtschaftskrise 
der Nachkriegszeit stürzen. Tausende von Unternehmen stehen vor der Pleite. Millionen von 
Arbeitnehmern drohen Arbeitslosigkeit und Verlust ihrer sozialen und ökonomischen Exi-
stenz. Im Rahmen der zwangsläufig folgenden Hyperinflation werden schließlich alle deut-
schen Sparer (Geldentwertung) und Hauseigentümer (staatliche Zwangshypotheken) ihr müh-
sam erworbenes Eigentum verlieren und bettelarm. 
Stromausfall (Blackout) nach Abschaltung der letzten deutschen Kernkraftwerke: Die 
letzten noch in Betrieb befindlichen Kernkraftwerke in Deutschland sind derzeitig: 
Kernkraftwerk Gundremmingen C (Bayern), Laufzeit: 1985 bis zum 31. Dezember 2021. 
Kernkraftwerk Grohnde (Niedersachsen), Laufzeit: 1985 bis zum 31. Dezember 2021. 
Kernkraftwerk Brokdorf (Schleswig Holstein), Laufzeit: 1986 bis zum 31. Dezember 2021. 
Kernkraftwerk Emsland (Niedersachsen), Laufzeit: 1988 bis zum 31. Dezember 2022. 
Kernkraftwerk Neckarwestheim 2 (Baden Württemberg), Laufzeit: 1989 bis zum 31. Dezem-
ber 2022. 
Kernkraftwerk Isar 2 (Bayern), Laufzeit: 1988 bis zum 31. Dezember 2022. 
Wenn man am 31. Dezember 2022 die letzten deutschen Kernkraftwerke (die seit Jahrzehnten 
weltweit zu den sichersten und wirtschaftlichsten Kernkraftwerken zählen) abschaltet und in 
den folgenden Jahren plant, die Kohlekraftwerke durch emissionsärmere Gaskraftwerke zu 
ersetzen, wird es in Deutschland zwangsläufig große Unterkapazitäten und eine gefährliche 
Abhängigkeit von Stromimporten geben. Vor allem fehlende konventionelle Reservekraft-
werke und Pumpspeicherkraftwerke werden vielerorts zu dramatischen Versorgungsengpässen 
oder Netzzusammenbrüchen führen.  
Für eine stabile Energieversorgungssicherheit ist es nicht nur wichtig, daß genügend Strom 
produziert wird; sondern der erforderliche Strom muß außerdem rund um die Uhr, an allen 
Tagen im gesamten Jahr zur Verfügung gestellt werden. 
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Da die regenerativen Energien (Windkraftwerke, Solaranlagen etc.) Strom nicht verläßlich 
produzieren können, sind ab 2023 mindestens folgende Strommengen der ersatzlos stillgeleg-
ten Reservekraftwerke (Kernenergie = 9.515 MW und Kohle = 12.500 MW) in Großspei-
chern vorzuhalten, um überregionale Blackouts zu verhindern.  
Leider besitzt Deutschland gegenwärtig nicht die erforderlichen Stromspeicher, um die bis 
2022 stillgelegten Reservekraftwerke mit einer Gesamtleistung von mindestens 22.000 MW 
auszugleichen. Auch in den nächsten Jahrzehnten wird es voraussichtlich keine mengenmäßig 
ausreichende und bezahlbare alternative Großspeichertechnik (Batteriespeicher etc.) geben. 
Deutschland verfügt heute nur über 36 Pumpspeicherkraftwerke mit einer Gesamtleistung von 
rd. 6.565 MW, die lediglich 4-8 Stunden Strom produzieren können. 
Infolge fehlender Reservekraftwerke und Stromspeicher (Pumpspeicherkraftwerke) sind Stö-
rungsfälle, wie z.B. regionale bzw. nationale Netzzusammenbrüche, künftig nicht mehr zu 
verhindern, so daß es zu tage- oder wochenlangen Stromausfällen (Blackouts) kommen kann. 
Diese Störungsfälle (regionale bzw. nationale Netzzusammenbrüche), die Stromschwankun-
gen, Naturkatastrophen oder andere Ereignisse auslösen, sind infolge der katastrophalen Fol-
gen der staatlich angeordneten Planwirtschaft ("Energiewende") nicht mehr kurzfristig zu be-
heben, denn die systematisch ruinierten Energieversorgungsunternehmen verfügen nicht mehr 
über genügend Kapital und eigene Energiespezialisten.  
Die Deutschen sollten sich rechtzeitig von der gegenwärtigen sicheren und zuverlässigen 
Stromversorgung verabschieden und sich auf ein etwas "anderes Leben" vorbereiten. Sie müs-
sen sich infolge der unverantwortlichen ideologischen "Energiewende" (entschädigungslose 
Enteignung der privaten Energieerzeuger und staatliche Planwirtschaft) darauf einstellen, zu-
künftig mit wesentlich weniger Energie, reduzierter Mobilität und erheblich geringerer Le-
bensqualität auszukommen.  
Die Energiewirtschaft zählt gegenwärtig und zukünftig zur Basistechnologie der industriellen 
Zivilisation. Im Gegensatz zur angeblich enorm wichtigen Telekommunikation (5G-Mobil-
funk, Digitalisierung, Internet, Handy, etc.) handelt es sich bei der Energieversorgung um kein 
überflüssiges Luxusbedürfnis. Eine zuverlässige Energieversorgung ist für die Gewährleistung 
des wirtschaftlichen und sozialen Lebens unersetzlich.  
Um in unserer heutigen "technischen Welt" überhaupt zivilisiert leben bzw. überleben zu 
können, benötigen die Menschen nicht nur ausreichende Nahrung, Wohnung und Kleidung, 
sondern sie sind in erster Linie auf eine sichere Energieversorgung angewiesen.  
Durch den politisch erzwungenen Ausstieg aus der Kernenergie und die geplante Stillegung 
aller Kohlekraftwerke werden sich in Deutschland wegen der sog. Flatter-Stromeinspeisung 
aus Wind- und Sonnenkraftwerken ständig vorübergehende Stromausfälle (Blackouts) ereig-
nen.  
Längere flächendeckende Blackouts werden chaotische Zustände und nationale Katastrophen 
auslösen. Infolge von tage- oder wochenlangen Stromausfällen werden sich alle Lebensberei-
che grundlegend verändern. Die bisherige Gesellschafts- und Zivilisationsstruktur wird völlig 
kollabieren. Nach dem Zusammenbruch der Stromversorgung fallen unter anderem alle Ver-
kehrsleitsysteme, Bahn- und Luftverkehr, Wasserwerke, Kläranlagen, Tankstellen, Ferti-
gungsbetriebe und landwirtschaftlichen Betriebe aus. Sämtliche Geschäfte, Banken, Apothe-
ken, Schulen und ähnliche Einrichtungen müssen schließen. Das Gesundheitswesen (Kran-
kenhäuser, medizinische Versorgung) fällt ebenfalls aus, wenn keine Notstromversorgung zur 
Verfügung steht.  
Ohne Strom brechen sofort die Trinkwasser- und Lebensmittelversorgung sowie die Abwas-
serentsorgung zusammen, die Mobilität wird drastisch eingeschränkt, die medizinische Ver-
sorgung und die allgemeine Sicherheit der Bürger können nicht mehr gewährleistet werden. 
Telefone mit Festnetzanschluß, Handynetze, Radiogeräte, Personalcomputer, Fernseher und 
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sonstige Kommunikationsmittel bleiben stumm sowie Beleuchtungen und Heizungen funktio-
nieren nicht mehr. 
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Endkampf gegen das globale Terrorimperium 
 

... Und die ganze Erde wunderte sich über das Tier, und sie beteten den Drachen an, weil er 
dem Tier Macht gab, und beteten das Tier an ... Und ihm wurde Macht gegeben über alle 
Stämme und Völker und Sprachen und Nationen. Und alle, die auf Erden wohnen, beten es 
an, deren Namen nicht vom Anfang der Welt an geschrieben stehen in dem Lebensbuch des 
Lammes, das geschlachtet ist. 
Offenbarung 13, 3-8 

Ziele des globalen Terrorimperiums 
Wer die historischen Schlüsselereignisse der zurückliegenden 106 Jahre objektiv bilanziert 
und bewertet, erkennt zweifelsfrei, daß fast alle Umstürze und Anschläge auf Staaten und 
Menschen, die Auslösung und Inszenierung von Kriegen zur finanziellen Bereicherung von 
Eliten, die Abschaffung von persönlichen Freiheiten, die Gleichschaltung aller Werteordnun-
gen und die Wiedereinführung der Sklaverei nicht zufällig entstanden, sondern von den Eliten 
des satanischen Terrorimperiums seit jeher systematisch geplant und durchgeführt wurden, um 
einen totalitären Weltstaat zu etablieren. 
Die Satanisten sind zweifelsfrei geniale Täuscher und Hetzer, die unter dem Deckmantel der 
Humanität, der Menschenrechte und der Menschenwürde die Menschen seit Jahrhunderten 
weltweit gegeneinander aufhetzen. Die Freimaurerei war eigentlich nie etwas anderes als ein 
fanatischer Satanskult, denn ihr verehrter 'dreifach großer Baumeister' ist nicht Gott, der Va-
ter, der Allmächtige, der Schöpfer des Himmels und der Erde, der sich uns in der Bibel offen-
bart, sondern ihr 'dreifach großer Baumeister' ist in Wirklichkeit der Teufel. Nach den erfolg-
reichen NWO-Operationen übernahmen fast überall hab- und machtgierige Psychopathen oder 
willige, gehirngewaschene Vasallen die Ausführung der weiteren arglistigen NWO-Zerstö-
rungsmaßnahmen. 
Wir müssen endlich begreifen und realisieren, daß nichts zufällig passiert, wenn gehorsame 
Erfüllungsgehilfen und willige Handlanger beteiligt sind, die von religiösen und weltlichen 
Geheimorganisationen dominiert werden. 
Bei den Freimaurerlogen handelte es sich seit ihrer Gründung um politische Geheimgesell-
schaften, die geheime Staaten ("Tiefe Staaten") in den offiziellen Staaten bildeten. Die Frei-
maurer setzten vor allem auf Christentumfeindlichkeit, die geistige Zersetzung und die syste-
matische Zerstörung des nationalen Kulturlebens der Völker sowie die allmähliche Auflösung 
der Nationalstaaten.  
Um die angestrebte NWO-Weltdiktatur zu realisieren, führten die zahllosen gehorsamen Er-
füllungsgehilfen und willigen Handlanger der neuen Weltordnung vielerorts langfristig ge-
plante hinterhältige Destabilisierungsmaßnahmen durch. Die Freimaurer nutzten besonders 
die gleichgeschalteten Propagandamedien zur permanenten geistigen Zersetzungs- und kultu-
rellen Unterhöhlungsarbeit. Infolge dieser lautlos wirkenden Methoden der Massenmedien 
förderten die Freimaurer-Geheimorganisationen nachweislich den religionsfeindlichen Atheis-
mus, den revolutionären Liberalismus und totalitäre Herrschaftssysteme (wie z.B. Kommu-
nismus und Islamismus). 
Der globale Humanismus der Freimaurerei verspricht der gesamten Menschheit Freiheit und 
Menschenrechte, plant aber tatsächlich eine totalitäre Weltdiktatur. Die freimaurerische 
"Umwertung aller Werte" will vor allem die Moral, die bürgerliche Familie, die christliche 
Kultur und den demokratischen Rechtsstaat zerstören. Der angebliche Kampf der selbster-
nannten Gutmenschen um Freiheit und Gleichberechtigung aller Menschen verfolgt tatsäch-
lich nur das perfide gottes- und menschenfeindliche Ziel, ein totalitäres Herrschaftssystem der 
planmäßigen Gleichschaltung, der Ausbeutung, Überwachung, Versklavung und der gnaden-
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losen Unterdrückung zu etablieren. 
Vor allem die globale Migration und die Errichtung einer multikulturellen Gesellschaft 
werden durch den NWO-Moloch systematisch geplant und gefördert. Dieses satanische 
NWO-Experiment soll monoethnische, monokulturelle Gesellschaften in eine multiethnische 
Gesellschaft mit entwurzelten, egoistischen, rücksichtslosen, stupiden Einheitsmenschen ver-
wandeln. 
Die kriminelle Verschwörer-Clique des Geldadels und der Weltkonzerne besitzt einen 
gigantischen Machtapparat, der global die gesamte Wirtschaft und Politik beherrscht und 
lenkt.  
Diese verdeckt agierenden Terror-Organisationen verfügen über ein weltweites Netzwerk von 
Geheim- und Tarnorganisationen (Vereinte Nationen, UN-Sonder- und Unterorganisationen, 
Nichtregierungsorganisationen, zivilgesellschaftliche Interessenverbände usw.).  
Das globale Terrorimperium strebt hauptsächlich die Vermischung der Völker, Zerstörung der 
Familien, Schaffung von gleichgeschalteten und total überwachten Einheitsmenschen, rechtli-
che und wirtschaftliche Entrechtung der Menschen (weltweite Wiedereinführung der Sklave-
rei), Vernichtung der souveränen Nationalstaaten sowie die Installierung einer totalitären 
Weltdiktatur an. 
David Rockefeller (1915-2017, gründete 1973 mit Zbigniew Brzezinski und anderen die Ge-
heimorganisation "Trilaterale Kommission") erklärte im Jahre 1994 vor dem UN-Wirtschafts-
ausschuß (x335/9): >>Wir stehen vor einer globalen Transformation. Alles, was wir brauchen, 
ist eine große Krise, und die Nationen werden die Neue Weltordnung akzeptieren. …<< 
Der NWO-Terror wurde seit Jahrhunderten lediglich von sehr kleinen Gruppen oder gar von 
einzelnen Personen durchgesetzt. Zu den wesentlichen NWO-Zielen zählen z.B.: 
-Abschaffung der Nationalstaaten, 
-Durchsetzung eines weltweiten Sozialismus bzw. Kommunismus, 
- Bildung einer totalitären Welt-Regierung, 
- Errichtung von weltweiten Militärstützpunkten zur Stationierung von multinationalen Söld-
nereinsatzgruppen, 
- Deindustrialisierung und Kollabierung der Weltwirtschaft durch Umweltschutzauflagen, 
- Zentralisierung und Steuerung der Wissenschaft,  
- Kontrolle aller Medien und systematische Bewußtseinsmanipulation, 
- Reduzierung des Bildungswesens,  
- Schaffung einer Einheitsreligion und Einführung neuer Kulte (Satanismus, Teufelsanbetung 
Zauber- und Hexerei), 
- Zerstörung der Familie, Unterminierung der Kindererziehung, der Ehe usw., 
- Abschaffung des Bargeldes (alle Zahlungen sollen nur noch elektronisch erfolgen, um miß-
liebige Regimegegner sofort finanziell ausschalten zu können). 
- Förderung von Drogengebrauch, Pornographie und Fundamentalismus, 
- Zerstörung von Individualität und Umerziehung zum sog. Einheitsmenschen (z.B. durch Ge-
hirnwäsche, Freigabe von Drogen, psychiatrische Zwangsbehandlungen),  
- Reduktion der Bevölkerung durch inszenierte Krisen (Kriege, Hunger, Krankheiten, 
Zwangsimpfungen, Corona-Pandemie usw.). 
Die gefährlichsten Destabilisierungsmaßnahmen des NWO-Imperiums, die sofort bekämpft 
werden müssen, sind gegenwärtig: 
I.  Destabilisierung der Weltwirtschaft durch den weltweit inszenierten Corona-Wahn: 
Nach der Finanzkrise, Euro-Krise, Migrationskrise und der Klimakrise brach Ende 2019 in 
China die sog. "Corona-Krise" aus. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) rief danach am 
30. Januar 2020 eine "gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite" aus. 
In Deutschland setzten die "Corona-Notverordnungen" seit März 2020 wesentliche demokrati-
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sche Grundrechte außer Kraft, wie z.B. Bewegungsfreiheit, freie Meinungsäußerung, Ver-
sammlungsfreiheit und weitere persönliche Freiheiten. Im Rahmen des Gesundheitsnotstands 
wurden wegen der vermeintlich gefährlichen "Corona-Pandemie" spezielle private Unterneh-
men, Geschäfte und öffentlichen Institutionen vorübergehend geschlossen sowie Versamm-
lungsverbote, Ausgangssperren, Maskenpflicht und weitere "Schutzmaßnahmen" verhängt.  
Die politisch inszenierte weltweite Corona-Pandemie bestätigt derzeitig, daß die Politik und 
die Propagandamedien die deutsche Bevölkerung vollständig im Griff haben. Eigentlich geht 
es zunächst vor allem darum, die angestrebte nationale und internationale Neuverschuldung 
durchzusetzen sowie zu testen, welche Maßnahmen man den Menschen im Rahmen der ge-
planten Neuen Weltordnung zumuten kann.  
Die hinterlistige Corona-Politik und die unfaßbare Schuldenaufnahme der fremdbestimmten 
deutschen Bundesregierung werden unser Land wahrscheinlich in die größte Wirtschaftskrise 
der Nachkriegszeit stürzen. Tausende von Unternehmen stehen vor der Pleite. Millionen von 
Arbeitnehmern drohen Arbeitslosigkeit und Verlust ihrer sozialen und ökonomischen Exi-
stenz. Im Rahmen der zwangsläufig folgenden Hyperinflation werden schließlich alle deut-
schen Sparer (Geldentwertung) und Hauseigentümer (staatliche Zwangshypotheken) ihr müh-
sam erworbenes Eigentum verlieren und bettelarm. 
II. Destabilisierung der Energieversorgung durch die sogenannte Energiewende 
Spätestens nach Abschaltung der strategisch sehr wichtigen letzten 6 deutschen Kernkraftwer-
ke (KKW Brokdorf, KKW Grohnde und KKW Gundremmingen: Abschaltung am 31. De-
zember 2021 sowie KKW Emsland, KKW Neckarwestheim 2 und KKW Isar 2: Abschaltung 
am 31. Dezember 2022) werden in Deutschland die Lichter ausgehen! 
Angesichts der dramatischen Folgen von längeren Stromausfällen (drohende De-Industri-
alisierung, wirtschaftlicher Ruin sowie Zerstörung der bisherigen Gesellschafts- und Zivilisa-
tionsstruktur Deutschlands) sollte die deutsche Bundesregierung nach dem Vorbild Spaniens 
unverzüglich handeln und eine Laufzeitverlängerung für alle noch in Betrieb befindlichen 6 
Kernkraftwerke in Deutschland beschließen. 
Die "Frankfurter Allgemeine Zeitung" berichtete am 29. Januar 2014 z.B. über die Energie-
wende in Spanien: >>20 Jahre Laufzeitverlängerung: Spanische Energiewende zurück 
zur Atomkraft   
Die spanische Regierung will die Kernkraftwerke zwanzig Jahre länger am Netz lassen als 
bisher geplant. Ursprünglich sollte die gesamte Nuklearindustrie in diesem Jahr abgeschaltet 
werden. ...<< 
Um zukünftig eine zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung zu gewährleisten sowie 
den weltweiten Temperaturanstieg unter 1,5 Grad Celsius zu halten, sollte sich die Bundesre-
gierung außerdem für die Nutzung von Kernreaktoren der sogenannten "Generation IV" ein-
setzen, denn Versorgungssicherheit und Klimaschutz werden ohne Kernkraftwerke, die im 
Betrieb keine CO2-Emissionen verursachen, nicht funktionieren.  
Zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung sowie Klimaschutz sind ohne Kernkraftwerke 
der sogenannten "Generation IV", die im Betrieb keine CO2-Emissionen verursachen, nicht zu 
realisieren. 
Während die Öko-Energieerzeugung (Wind, Sonne und Biomasse) höchstens nur ein Zehntel 
der Effizienz der konventionellen Kraftwerke bzw. das Niveau des Mittelalters erreicht, ist der 
neuartige DFR in der Lage, die Effizienz der derzeitigen konventionellen Kraftwerke sogar 
mindestens zu verdoppeln. 
Falls alle bisherigen KKW-Standorte in Mittel- und Westdeutschland für den Neubau von 
Dual Fluid Reaktoren genutzt werden, sind keine neuen Stromleitungen und keine weiteren 
Windkraftanlagen  erforderlich. 
Da der Dual Fluid Reaktor (DFR) abgebrannte Brennelemente als Brennstoff nutzen kann, 
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werden die hochradioaktiven Abfälle (etwa 20.000 Tonnen Atommüll) sinnvoll entsorgt 
und damit endet auch die unendliche Suche nach einem geeigneten Endlager. 
 
Recht auf Selbstbestimmung für die Deutschen  

Wer sich zum Wurm macht, soll nicht klagen, wenn er getreten wird. 
Immanuel Kant (1724-1804, deutscher Philosoph) 

Nach über 100 Jahren der Entmündigung, der politischen Unterdrückung, der wirtschaftlichen 
Ausbeutung und der ideologischen Umerziehung wird es allmählich Zeit, dem deutschen Volk 
das Recht auf Selbstbestimmung zurückzugeben. Vorübergehende Einschränkungen der Sou-
veränität sind gemäß Haager Landkriegsordnung legal. Die dauernde Einschränkung der Sou-
veränität ist jedoch völkerrechtlich verboten.  
Die Deutschen haben wie alle Völker das Recht, in Frieden und Freiheit sowie ohne Vor-
mundschaft zu leben, deshalb sind die bis zum heutigen Tag fortgeltenden geheimen Befu-
gnisse und Vorbehaltsrechte der Alliierten bzw. die bisherige Vormundschaft oder die Ge-
brechlichkeitspflegschaft umgehend zu beenden. 
Die UN-Sozialcharta über das Selbstbestimmungsrecht der Völker lautet z.B. wie folgt: >>… 
Artikel 1 
(1) Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden 
sie frei über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Entwicklung. 
(2) Alle Völker können für ihre eigenen Zwecke frei über ihre natürlichen Reichtümer 
und Mittel verfügen, unbeschadet aller Verpflichtungen, die aus der internationalen wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit auf der Grundlage des gegenseitigen Wohles sowie aus dem 
Völkerrecht erwachsen. In keinem Fall darf ein Volk seiner eigenen Existenzmittel be-
raubt werden. 
(3) Die Vertragsstaaten, einschließlich der Staaten, die für die Verwaltung von Gebieten 
ohne Selbstregierung und von Treuhandgebieten verantwortlich sind, haben entsprechend 
der Charta der Vereinten Nationen die Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestim-
mung zu fördern und dieses Recht zu achten.<< 
 
Die Wiederherstellung der Souveränität Deutschlands  

Das Publikum wird eher die einfache Lüge als die komplizierte Wahrheit glauben. 
Charles Alexis de Tocqueville (1805-1859), französischer Politiker) 

Der völkerrechtliche Status der Bundesrepublik Deutschland 
Die Bundesrepublik Deutschland war völkerrechtlich nie der Rechtsnachfolger des Deutschen 
Reiches, weil die west- und mitteldeutschen Besatzungszonen nicht mit dem Deutschen Reich 
identisch sind! 
Die ursprüngliche Fassung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 
1949, die im Bundesgesetzblatt 1949 Nr. 1 veröffentlicht wurde, lautete wie folgt (x859/...): 
>>Artikel 133 
Der Bund tritt in die Rechte und Pflichten der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebie-
tes ein.<< 
Die bis zum heutigen Tag fortgeltenden geheimen Befugnisse und Vorbehaltsrechte des Über-
leitungsvertrages von 1954 (wie z.B. Militärbasen, Truppenstationierung, Stationierung von 
US-Atomwaffen, Stationierungskosten, Medienkontrolle usw.) bestätigen eindeutig, daß 
Deutschland weiterhin ein besetztes, unsouveränes Staatsfragment ist.  
Die Bundesrepublik Deutschland ist immer noch besetzt und muß seit 1945 die gesamten Be-
satzungskosten übernehmen.  
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Artikel 120 des aktuellen deutschen Grundgesetzes (Stand: Januar 2018) lautet wie folgt 
(x890/...): >>Artikel 120 
(1) Der Bund trägt die Aufwendungen für Besatzungskosten und die sonstigen inneren und 
äußeren Kriegsfolgelasten nach näherer Bestimmung von Bundesgesetzen. Soweit diese 
Kriegsfolgelasten bis zum 1. Oktober 1969 durch Bundesgesetze geregelt worden sind, tragen 
Bund und Länder im Verhältnis zueinander die Aufwendungen nach Maßgabe dieser Bundes-
gesetze. Soweit Aufwendungen für Kriegsfolgelasten, die in Bundesgesetzen weder geregelt 
worden sind noch geregelt werden, bis zum 1. Oktober 1965 von den Ländern, Gemeinden 
(Gemeindeverbänden) oder sonstigen Aufgabenträgern, die Aufgaben von Ländern oder Ge-
meinden erfüllen, erbracht worden sind, ist der Bund zur Übernahme von Aufwendungen die-
ser Art auch nach diesem Zeitpunkt nicht verpflichtet.  
Der Bund trägt die Zuschüsse zu den Lasten der Sozialversicherung mit Einschluß der Ar-
beitslosenversicherung und der Arbeitslosenhilfe. Die durch diesen Absatz geregelte Vertei-
lung der Kriegsfolgelasten auf Bund und Länder läßt die gesetzliche Regelung von Entschädi-
gungsansprüchen für Kriegsfolgen unberührt. 
(2) Die Einnahmen gehen auf den Bund zu demselben Zeitpunkte über, an dem der Bund die 
Ausgaben übernimmt.<<  
Das provisorische Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ist keine völkerrechtliche 
Verfassung.  
Der Artikel 146 des Grundgesetzes (Stand: Januar 2018) weist eindeutig darauf hin (x890/...): 
>>Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands für das 
gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in 
Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.<<  
Da der völkerrechtliche Status der Bundesrepublik Deutschland nach wie vor nicht geklärt ist, 
kann diese unsägliche Situation nur durch abschließende Friedensverhandlungen zwischen 
dem völkerrechtlichen Rechtsnachfolger des Deutschen Reiches und den damaligen Sieger-
mächten geklärt werden. 
Um das unwürdige Sklavendasein im gegenwärtigen Vasallenstaat Bundesrepublik Deutsch-
land endlich zu beenden, benötigt Deutschland unbedingt den Abschluß eines völkerrechtlich 
anerkannten Friedensvertrages für den Ersten Weltkrieg, denn der Versailler Friedensvertrag 
vom 28. Juni 1919 wurde zweifelsfrei durch Gewaltanwendung und Gewaltandrohung er-
zwungen und war deshalb von Anfang an nichtig bzw. ungültig. Der angebliche Friedensver-
trag für den Zweiten Weltkrieg, der sogenannte Zwei-plus-Vier-Vertrag vom 12. September 
1990, stellt völkerrechtlich ebenfalls keinen Friedensvertrag dar. 
Der völkerrechtliche Status des Deutschen Reiches 
Wenn man den derzeitigen Vasallenstatus Deutschlands beenden und endlich wieder zur Ei-
nigkeit, Recht und Freiheit zurückkehren will, kann angesichts der mehr als tausendjährigen 
deutschen Rechts- und Verfassungsgeschichte nur die letzte in freier Art und Weise erlassene 
Deutsche Verfassungsordnung des Deutschen Reiches von 1871 eine solide Basis bilden.  
Reichskanzler Prinz Max von Baden gab am 9. November 1918 eigenmächtig, ohne die Zu-
stimmung des Kaisers, den doppelten Thronverzicht des Kaisers bekannt und trat danach zu-
rück. Reichskanzler Prinz Max von Baden verhinderte mit seiner eigenmächtigen Verkündung 
nicht nur den Plan des Kaisers, wenigstens die preußische Königswürde zu retten, sondern er 
förderte außerdem die schnelle Ausbreitung der gewaltsamen Novemberrevolution in Berlin 
und im gesamten Reich. 
Kaiser Wilhelm II. floh am 10. November 1918 nach Holland. Im holländischen Exil, dankte 
Kaiser Wilhelm II. schließlich am 28. November 1918 ab. Später hoffte der ehemalige Kaiser 
vergeblich auf eine baldige Wiederherstellung des Deutschen Reiches. 
Kaiser Wilhelm II. verzichtete am 28. November 1918 zwar persönlich auf den Kaiserthron 
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des Deutschen Reiches und den Königthron Preußens, aber seine Verzichtserklärung been-
dete völkerrechtlich nicht das deutsche Kaiserreich und das Königreich Preußen. Das 
Recht auf die Thronfolge änderte sich durch die persönliche Verzichtserklärung des 
Kaisers ebenfalls nicht! 
Die handschriftlich unterzeichnete Abdankungsurkunde des Kaisers vom 28. November 1918 
lautete wie folgt (x979/…): >>Ich verzichte hierdurch für alle Zukunft auf die Rechte an der 
Krone Preußens und die damit verbundenen Rechte an der deutschen Kaiserkrone.  
Zugleich entbinde ich alle Beamten des Deutschen Reiches und Preußens sowie alle Offiziere, 
Unteroffiziere und Mannschaften der Marine, des Preußischen Heeres und der Truppen der 
Bundeskontingente des Treueeides, den sie Mir als ihrem Kaiser, König und Obersten Be-
fehlshaber geleistet haben.  
Ich erwarte von ihnen, daß sie bis zur Neuordnung des Deutschen Reichs den Inhabern der 
tatsächlichen Gewalt in Deutschland helfen, das Deutsche Volk gegen die drohenden Gefah-
ren der Anarchie, der Hungersnot und der Fremdherrschaft zu schützen.<< 
Nach ausdrücklicher Zustimmung der deutschen Heeresleitung unterzeichneten die deutschen 
Unterhändler am 11. November 1918, um 11.55 Uhr, ein Waffenstillstandsabkommen, daß 
wesentliche Vereinbarungen des nordamerikanischen "14 Punkte-Friedens" enthielt. Danach 
schwiegen an den europäischen Fronten die Waffen.  
Der Abschluß des Waffenstillstandes war völkerrechtlich keine bedingungslose Kapitulation, 
sondern ein rechtsverbindlicher Vertrag zwischen dem Deutschen Reich und den Alliierten. 
Das Deutsche Reich von 1871 war bis zum Abschluß des Waffenstillstandsabkommens vom 
11. November 1918 der letzte souveräne deutsche Staat bzw. das letzte gültige Völkerrechts-
subjekt.  
Nach dem 11. November 1918 war das Deutsche Reich schließlich den Siegern auf Gedeih 
und Verderb ausgeliefert.  
Als die wahren Absichten der Siegermächte bekannt wurden, mußten die Deutschen bestürzt 
und verzweifelt zur Kenntnis nehmen, daß man sie arglistig getäuscht hatte, denn fast alle 
Vereinbarungen und verbindlichen Zusagen des Waffenstillstandsvertrages blieben später un-
berücksichtigt. 
Als alle deutschen Truppen ihre Waffen niedergelegt hatten, verstärkten die Siegermächte am 
6. Dezember 1918 die Seeblockade auch im Ostsee-Raum, um die Bevölkerung des Deut-
schen Reiches systematisch auszuhungern.  
Der gewaltsam erpreßte Versailler Friedensvertrag vom 28. Juni 1919 war eigentlich ein Ra-
cheakt der Siegermächte Frankreich, Großbritannien und USA. Deutschland zählte danach zu 
den wirtschaftlich und politisch entmündigten Staatsgebilden bzw. zu den Staaten ohne 
Selbstbestimmung.  
Infolge der Tatsache, daß die Anerkennung des Versailler Friedensvertrages gewaltsam und 
damit völkerrechtswidrig erpreßt wurde, waren sämtliche "Friedensbedingungen", wie z.B. 
Gebietsabtretungen, Wiedergutmachungsleistungen etc. unwirksam, so daß die Grenzen des 
Deutschen Reiches völkerrechtlich unverändert blieben. 
Nach der deutschen Gesamtkapitulation vom 9. Mai 1945 wurde am 23. Mai 1945 die "Ge-
schäftsführende Zentralregierung des Deutschen Reiches" völkerrechtswidrig abgesetzt. Sämt-
liche Mitglieder der letzten deutschen Reichsregierung und des Oberkommandos der Wehr-
macht, die sogenannte "Dönitz-Clique", wurden am 23. Mai 1945 auf Weisung General Eisen-
howers in Flensburg-Mürwik verhaftet und "als Kriegsgefangene" inhaftiert.  
Mit der "Berliner Deklaration" vom 5. Juni 1945 wurde die deutsche Regierungsgewalt 
schließlich offiziell beendet und an die 4 Militärgouverneure der alliierten Siegermächte über-
tragen. Aufgrund der Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 wurde das Deutsche Reich - in den 
Grenzen von 1937 - nicht annektiert, sondern nur besetzt. Die Besatzungsmächte übten des-
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halb keine volle Souveränität über das besetzte Gebiet aus, so daß zum Beispiel die von ihnen 
durchgeführten oder gebilligten Gebietsabtretungen, Enteignungen, Bevölkerungsumsiedlun-
gen und Zwangsdeportationen eindeutig gegen das damals geltende Völkerrecht verstießen 
und völkerrechtswidrig waren.  
Gemäß Haager Landkriegsordnung blieb das Deutsche Reich von 1871/1919 jedenfalls wei-
terhin völkerrechtlich bestehen, denn es wurde durch die Siegermächte nachweislich nicht an-
nektiert, sondern nur besetzt (x063/605). Das 1871 gegründete Deutsche Reich wurde nach 
dem Ersten Weltkrieg und nach dem Zweiten Weltkrieg durch die alliierten Siegermächte nie 
annektiert, deshalb ging das Deutsche Reich völkerrechtlich nicht unter, sondern existiert bis 
zum heutigen Tag.  
Die Bundesverfassungsrichter stellten im "Grundlagenvertragsurteil" vom 31. Juli 1973 klar, 
daß das Deutsche Reich völkerrechtlich weiterhin fortbesteht (x028/169): >>... Das Deutsche 
Reich existiert fort, ... besitzt nach wie vor Rechtsfähigkeit, ist allerdings als Gesamtstaat 
mangels Organisation, insbesondere mangels institutionalisierter Organe selbst nicht hand-
lungsfähig. ...<< 
 
Erforderliche Maßnahmen zur Wiederherstellung der völkerrechtlichen Handlungsfä-
higkeit des Deutschen Reiches 

Habe Mut, Dich Deines eigenen Verstandes ohne Anleitung eines anderen zu bedienen. 
Immanuel Kant (1724-1804, deutscher Philosoph) 

Die gemeingefährlichen Destabilisierungsmaßnahmen der fremdbestimmten deutschen Be-
rufspolitiker müssen unverzüglich beendet werden, denn sonst wird das Volk der Deutschen 
mit tödlicher Sicherheit untergehen.  
Um die längst fällige Entfernung der fremdbestimmten Parteiendiktatur sowie die völkerrecht-
liche Souveränität und Befreiung Deutschlands zu realisieren, ist es unbedingt erforderlich, 
endlich die gegenwärtig fehlenden Organe des Deutschen Reiches wieder herzustellen. 
Aufgrund der unwürdigen Flucht des deutschen Kaisers und der widerstandslosen Aufgabe 
aller deutschen Landesfürsten des Deutschen Reiches im November 1918 dürfen sich beson-
ders die Rechtsnachfolger der 25 Gründungsmitglieder des Deutschen Reiches (Vier König-
reiche: Preußen, Bayern, Sachsen, Württemberg. Sechs Großherzogtümer: Baden, Hessen, 
Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz, Oldenburg, Sachsen-Weimar-Eisenach. Fünf 
Herzogtümer: Anhalt, Braunschweig, Sachsen-Altenburg, Sachsen-Coburg-Gotha, Sachsen-
Meiningen. Sieben Fürstentümer: Waldeck, Lippe, Schaumburg-Lippe, Schwarzburg-Rudol-
stadt, Schwarzburg-Sondershausen, Reuß Ältere Linie, Reuß Jüngere Linie. Drei Freie Städte: 
Hamburg, Bremen, Lübeck) nicht länger aus der Verantwortung stehlen, sondern sie sollten 
wenigstens jetzt, nach über 100 Jahren, ihre abstammungsmäßigen Pflichten erfüllen, um den 
inszenierten Terror und die arglistige, verdeckte Kriegsführung gegen das eigene Volk zu be-
enden. 
Bei diesem Existenzkampf der Deutschen geht es nicht nur um Sein oder Nichtsein, sondern 
es geht auch um die traditionelle Verpflichtung, das mehr als tausendjährige materielle und 
immaterielle Erbe unserer Vorfahren für unsere Nachkommen zu bewahren. Wir sind es nicht 
nur unserer eigenen Selbstachtung, sondern auch unseren Vorfahren und vor allem den nach-
folgenden Generationen schuldig, alles für den Erhalt unserer deutschen Heimat zu tun. 
Aufgrund der Besatzungssituation Deutschlands, des fortgeltenden Besatzungsstatutes und der 
Vorbehaltsrechte der Alliierten ist die Bundesrepublik Deutschland gegenwärtig nicht souve-
rän, besitzt keine völkerrechtlich gültige Verfassung und keinen Friedensvertrag. Deutschland 
wird nach wie vor bei den Vereinten Nationen als Feindstaat geführt. 
Angesichts der fehlenden Selbstbestimmung kann die Wiederherstellung der völkerrechtlichen 
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Handlungsfähigkeit des Deutschen Reiches nur mit Hilfe der alliierten Siegermächte erfolgen.  
Gemäß der Haager Landkriegsordnung von 1899 bzw. von 1907 sind folgende Maßnahmen 
durchzuführen, um die Wiederherstellung der völkerrechtlichen Handlungsfähigkeit des Deut-
schen Reiches zu ermöglichen: 
1. Hilfegesuch der Gründungsmitglieder des Deutschen Reiches an die alliierten Sieger-
mächte 
Da die Zeit drängt, müssen Georg Friedrich Prinz von Preußen, der Ururenkel des letzten 
deutschen Kaisers Wilhelm II., seit 1994 Chef des Hauses Hohenzollern und damit Anwärter 
auf den preußischen oder deutschen Thron sowie die anderen Rechtsnachfolger der Grün-
dungsmitglieder des Deutschen Reiches unverzüglich die erforderlichen völkerrechtlichen 
Verhandlungen mit den maßgeblichen alliierten Siegermächten einleiten.  
2. Vorübergehende Übernahme der Regierungsgewalt durch die alliierten Siegermächte 
Um während der Wiederherstellung der völkerrechtlichen Handlungsfähigkeit des Deutschen 
Reiches die Aufrechterhaltung der Ordnung und der Verwaltung zu gewährleisten, sollten die 
alliierten Siegermächte vorübergehend die "Berliner Deklaration" vom 5. Juni 1945 reaktivie-
ren.  
Mit der "Berliner Deklaration" vom 5. Juni 1945 wurde damals die deutsche Regierungsge-
walt offiziell beendet und die oberste Gewalt nach den Bestimmungen der Haager Land-
kriegsordnung von 1899 bzw. von 1907 an die 4 Militärgouverneure der alliierten Sieger-
mächte übertragen.  
3. Die alliierten Siegermächte genehmigen die Einberufung einer Verfassunggebenden 
Versammlung 
Um die Wiederherstellung der völkerrechtlichen Handlungsfähigkeit des Deutschen Reiches 
einzuleiten, sollten die alliierten Siegermächte die Rechtsnachfolger der Gründungsmitglieder 
des Deutschen Reiches autorisieren, eine Verfassunggebende Versammlung einzuberufen. 
4. Die Verfassunggebende Versammlung erstellt eine reformierte Reichsverfassung für 
das Deutsche Reich  
Wenn man den derzeitigen Vasallenstatus Deutschlands beenden und endlich wieder zur Ei-
nigkeit, Recht und Freiheit zurückkehren will, kann angesichts der mehr als tausendjährigen 
deutschen Rechts- und Verfassungsgeschichte nur die letzte in freier Art und Weise erlassene 
Deutsche Verfassungsordnung des Deutschen Reiches von 1871 eine solide Basis bilden.  
Um eine reformierte Reichsverfassung für das Deutsche Reich auszuarbeiten, sollten die 
Rechtsnachfolger der Gründungsmitglieder des Deutschen Reiches eine Verfassunggebende 
Versammlung beauftragen. Alle Mitglieder von Parteien, die an der Bundesregierung und an 
Landesregierungen der BRD beteiligt waren, dürfen nicht an der Verfassunggebenden Ver-
sammlung teilnehmen.  
Der derzeitige zutiefst undemokratische Zustand der allmächtigen Parteiendiktatur kann nur 
beendet werden, wenn die direkte bzw. unmittelbare Beteiligung des Volkes (Direktwahl aller 
Abgeordneten, Einführung von Volksabstimmungen nach dem Schweizer Vorbild) sowie 
Wahlreformen (Briefwahlverbot, notariell überwachte Stimmenauszählung etc.) und drasti-
sche Parteireformen realisiert werden.  
Die Flagge des reaktivierten Deutschen Reiches sollte gemäß der gesamtdeutschen Tradition 
die Farben schwarz-weiß-rot führen. Die Reichsfarben stammen aus dem preußischen 
schwarz-weiß und dem hanseatischen weiß-rot. 
5. Durchführung von Volksabstimmungen  
Die Wiedererrichtung des Deutschen Reiches und die reformierte Reichsverfassung müssen 
durch Volksabstimmungen bestätigt werden. 
6. Wahl der Regierung des Deutschen Reiches 
Nach der Volksabstimmung über die Annahme der reformierten Reichsverfassung ist die Re-
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gierung des Deutschen Reiches zu wählen. 
7. Friedensverhandlungen 
Nach der Wiederherstellung des Deutschen Reiches sind zwischen der deutschen Bundesre-
gierung und den alliierten Siegermächten unverzüglich Friedensverhandlungen aufzunehmen. 
Während dieser Friedensverhandlungen sind vor allem folgende Schwerpunkte aufzuklären 
und zu bereinigen: 
1. Beendigung aller geheimen Befugnisse und Vorbehaltsrechte des Überleitungsvertrages von 
1954 (Stationierung von US-Atomwaffen, Medienkontrolle usw.). Auflösung der ausländi-
schen Militärbasen in Deutschland und Abzug aller ausländischen Truppen. 
2. Klärung der noch strittigen völkerrechtlichen Gebietsansprüche der Deutschen und endgül-
tige Grenzziehungen bzw. Grenzregulierungen. 
3. Abrechnung der noch strittigen Reparationen (unter Anrechnung aller Reparationen und 
Besatzungskosten Ost-, Mittel- und Westdeutschlands sowie der verdeckten Wiedergutma-
chungen und speziellen "Ausgleichszahlungen" der Bundesrepublik Deutschland an die NA-
TO, EU, EURATOM sowie Berücksichtigung von Altlasten der Besatzungstruppen, wie z.B. 
Sanierung der gesamten Wismut-Region usw.). 
4. Rückgabe aller völkerrechtswidrig geraubten deutschen Kulturgüter. 
5. EU-Austritt: Der sofortige EU-Austritt dürfte völkerrechtlich unproblematisch sein, weil 
der Beitritt zur Ruhrbehörde bzw. zum Ruhrstatut gewaltsam und damit völkerrechtswidrig 
erpreßt wurde, war auch die Mitgliedschaft in den Folgegemeinschaften, wie z.B. in der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, EG und EU, von Anfang an 
nichtig und damit unwirksam.  
6. NATO-Austritt: Das Deutsche Reich sollte die Neutralität bzw. Bündnisfreiheit - nach dem 
Vorbild Finnlands, Österreichs, Schwedens und der Schweiz - anstreben. 
7. Die noch immer aufrechterhaltenen Feindstaatenklauseln - Artikel 53 und Artikel 107 - der 
UN gegen Deutschland sind zu löschen. 
8. Juristische Aufarbeitung der an Deutschen verübten Kriegs- und Nachkriegsverbrechen.  
Bei der Vertreibung von etwa 14 Millionen Deutschen aus den Gebieten Ost-Mitteleuropas, 
wobei mindestens 2 Millionen ihr Leben verloren, handelte es sich zum Beispiel zweifelsfrei 
um Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Die Anerkennung der gewaltsam festgesetzten 
Oder-Neiße-Grenze würde indirekt die Billigung von völkerrechtswidrigen Vertreibungen, 
von kollektiven Schuldzuweisungen sowie von kollektiven Bestrafungen bedeuten und damit 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit belohnen bzw. befürworten. 
Da Kriegsverbrechen, Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und andere Mas-
senverbrechen nicht kraft Verjährung enden, sind die an Deutschen ungesühnten Kriegs- und 
Nachkriegsverbrechen endlich durch den Internationalen Gerichtshof der Vereinten Nationen 
juristisch zu prüfen und zu ahnden. Das Völkerrecht gilt für alle Völker, deshalb sind auch die 
alliierten Siegermächte für ihre Kriegs- und Nachkriegsverbrechen zur Verantwortung zu zie-
hen, denn gegenseitiges Verzeihen setzt vor allem Gerechtigkeit und Wahrheit voraus. 
8. Unterzeichnung der Friedensverträge 
Nach den gemeinsamen Friedensverhandlungen und der Unterzeichnung der Friedensverträge 
zählt das Deutsche Reich wieder zu den völkerrechtlich souveränen Staaten und das deutsche 
Volk erhält nach über 100 Jahren der Entmündigung, der politischen Unterdrückung, der wirt-
schaftlichen Ausbeutung und der ideologischen Umerziehung endlich sein angestammtes 
Recht auf Selbstbestimmung zurück.  
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Einführung einer reformierten direkten Demokratie nach dem Schweizer Vorbild 

Wahrheit ist eine widerliche, aber wirksame Arznei! 
August von Kotzebue (1761-1819, deutscher Dichter) 

In der Bundesrepublik Deutschland existiert gegenwärtig eigentlich keine mittelbare, reprä-
sentative Demokratie (Wahl der Volksvertretung), sondern eine Art Parteienherrschaft (Par-
teiendiktatur), in der die gewählten Parteien das Denken und Handeln für das Volk übernom-
men haben, ohne jedoch daran zu denken, den Wählerwillen des Volkes zu berücksichtigen. 
Die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland durfte bekanntlich noch nie per Volks-
entscheid über wichtige Themen (Änderungen der Verfassung, Abgabe nationaler Souveräni-
tät an die EU, UN-Migrationspakt etc.) abstimmen. 
Judikative, Exekutive und Legislative müssen in einer Demokratie unabhängige Gewalten 
sein, damit die Macht nicht in "einer Hand" gebündelt werden kann. In der Bundesrepublik 
Deutschland sieht das Grundgesetz jedoch keine spezielle Gewaltenteilung vor.  
Die etablierten deutschen Regierungsparteien bestimmen seit jeher die Legislative, die Exeku-
tive und wählen außerdem die höchsten Vertreter der Judikative. Sie beeinträchtigen damit 
indirekt die richterliche Unabhängigkeit bzw. die gesamte Justiz. Die eigentlich unabhängige 
demokratische Gewaltenteilung Legislative (Gesetzgebung), Exekutive (ausführende Gewalt) 
und Judikative (Rechtsprechung) existiert demnach nicht, da die gesamte Staatsgewalt durch 
die gewählten Regierungsparteien ausgeübt wird. 
Ein Staat, der keine unabhängige Gewalten besitzt und nicht auf dem Prinzip der Gewaltentei-
lung aufgebaut ist, um das demokratische Gleichgewicht zu gewährleisten, wird zwangsläufig 
die Macht mißbrauchen. 
Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden gemäß Artikel 38 des deutschen 
Grundgesetzes in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Sie 
sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem 
Gewissen unterworfen. 
Viele Abgeordnete des Deutschen Bundestages sind leider schon längst keine Vertreter des 
Volkes mehr, denn in den letzten Jahrzehnten bildete sich heimlich eine spezielle Klasse von 
fremdbestimmten Berufspolitikern. Diesem politischen Kartell geht es in erster Linie um die 
Sicherung von besetzten Machtpositionen, der Durchsetzung von NWO-Zielen (Abschaffung 
des deutschen Nationalstaates, Umvolkung usw.) sowie um die verdeckte Unterstützung von 
Wirtschaftsinteressen. 
In allen deutschen Ministerien arbeiten von den Lobbyverbänden bezahlte Mitarbeiter. Diese 
Beschäftigten der Lobbyisten beteiligen sich nicht selten maßgeblich an der Ausarbeitung von 
Gesetzesvorschlägen, Ausschreibungen etc.  
Obgleich die Abgeordneten relativ hohe Vergütungen erhalten, nutzen viele Abgeordnete die 
Politik vor allem dazu, um besser bezahlte Posten in der Privatwirtschaft zu ergattern oder 
übernehmen außerdem gesetzlich nicht erlaubte Nebentätigkeiten. Nicht wenige Abgeordnete 
erliegen den geschickt agierenden Lobbyorganisationen und werden später für ihre Dienste 
von privaten Unternehmen übernommen.  
Nach dem Schweizer Vorbild sollten zukünftig keine Verfassungsänderungen und keine be-
deutsamen völkerrechtlichen Verträge ohne Zustimmung des Volkes beschlossen werden, 
damit endlich nach dem Willen des deutschen Volkes, dem souveränen Träger der Staatsge-
walt, regiert wird. Wir benötigen angemessene Wahl- und Parteireformen, Gewaltenteilung 
und Rechtstaatlichkeit, damit sich die gewählten Volksvertreter endlich wieder für das Ge-
meinwohl des Volkes einsetzen, wie es der im neuen Grundgesetz geregelte Amtseid für alle 
gewählten Volksvertreter vorsehen muß. 
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Ewiger Kampf zwischen Gut und Böse 

Und ich sah einen Engel vom Himmel herabfahren, der hatte den Schlüssel zum Abgrund 
und eine große Kette in der Hand. Und er ergriff den Drachen, die alte Schlange, das ist der 
Teufel und der Satan und fesselte ihn für tausend Jahre. 
Offenbarung 20, 1-2 

Der Kampf gegen das Böse begann ursprünglich bereits im Himmel und wurde danach auf der 
Erde fortgesetzt. Der Entscheidungskampf um Gut und Böse zwischen dem siegreichen Erz-
engel Michael und dem Drachen (Teufel) wurde in der Bibel z.B. in Offenbarung 12, 7-9. wie 
folgt beschrieben: "Und es entbrannte ein Kampf im Himmel: Michael und seine Engel 
kämpften gegen den Drachen. Und der Drache kämpfte und seine Engel, und sie siegten nicht, 
und ihre Stätte wurde nicht mehr gefunden im Himmel.  
Und es wurde hinausgeworfen der große Drache, die alte Schlange, die da heißt: Teufel und 
Satan, der die ganze Welt verführt, und er wurde auf die Erde geworfen, und seine Engel wur-
den mit ihm dahin geworfen". 
Die Geschichte der Menschheit zeichnete sich danach auf der Erde leider nie durch Nächsten- 
und Friedensliebe aus, sondern sie wurde in erster Linie durch gewalttätige Handlungen (krie-
gerische Eroberungen und Gewaltherrschaft) bestimmt. Fleiß, Friedfertigkeit, Großzügigkeit, 
Toleranz und andere positive Charaktereigenschaften wurden seit jeher als Dummheit oder 
Schwäche ausgelegt und gnadenlos ausgenutzt. In diesem endlosen Kampf setzten sich vor 
allem der Aggressionstrieb, Hab- und Machtgier, Neid, Trägheit sowie andere negative Cha-
raktereigenschaften der Menschen durch.  
Seit dem 4. Jahrhundert (Frühmittelalter) verbündeten sich der europäische Adel und die ka-
tholische Kirche, um auf Kosten des größtenteils besitzlosen und unfreien Volkes ein ange-
nehmes, sorgenfreies Leben zu führen. Die religiösen Gruppen wurden von den weltlichen 
Herrschern vor allem als nützliche Instrumente der Machterweiterung und des Machterhalts 
betrachtet, weil man das ungebildete Volk mit Hilfe der Religion bzw. des Glaubens leichter 
dirigieren, systematisch manipulieren und noch ungehemmter ausbeuten konnte.  
Den weltlichen und kirchlichen Herrschern kam es nie darauf an, ob ihre Handlungen sowie 
die erlassenen Gesetze und Abgaben gerecht oder ungerecht waren, denn es ging vor allem 
darum, den persönlichen Machtzuwachs zu erweitern und den wirtschaftlichen Gewinn zu 
erhöhen. 
Der unübersehbare Glaubensverfall, der dramatische Niedergang der christlichen Werteord-
nungen, der "guten Sitten" sowie der alten "moralischen Werte" konnte sich nur erfolgreich 
durchsetzen, weil sich die katholische Kirche und die evangelische Kirche fast widerstandslos 
der totalitären Neuen Weltordnung unterwarfen. Diese religiösen Destabilisierungsmaß-
nahmen, die Förderung der Islamisierung und die Migranten-Willkommenskultur waren 
eigentlich nicht überraschend, denn die Führung der katholischen und evangelischen Kirche 
war seit jeher ein wesentlicher Bestandteil des globalen Terrorimperiums. 
Ein Blick zurück in die geschichtliche Vergangenheit beweist, daß leider kein kultureller Fort-
schritt der Menschheit stattgefunden hat. Gegenwärtig passiert genau der gleiche Terror wie in 
den zurückliegenden Jahrhunderten des tiefsten Mittelalters. Die systematische Erzeugung 
von Angst war schließlich seit jeher ein wichtiges Hilfsmittel der Gewaltherrschaft. 
Für das globale Terrorimperium der weltlichen und religiösen Gewaltherrschaft war vor allem 
die Angstmacherei seit Jahrhunderten ein wichtiges Machtmittel. Damals setzten besonders 
die dominanten Religionen die Angstmacherei bei der mörderischen Verfolgung der Heiden, 
Ketzer, Hexen, Hexer und anderen Systemgegnern ein.  
Die Verfolgten wurden im allgemeinen grausam gefoltert und danach meistens öffentlich 
durch Feuer oder Schwert hingerichtet. 
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Das Machtinstrument "Angst" war schon immer teuflisch erfolgreich, denn die fortwährende 
Angst förderte hauptsächlich die negativen menschlichen Charaktereigenschaften (wie z.B. 
Arglist, Gier, Gehässigkeit) und zerstörte jegliches Vertrauen zwischen den Menschen. Be-
spitzelung, Untreue, Verrat und Verleumdung wurden belohnt und damit gesellschaftlich idea-
lisiert. Es war ein äußerst effektives System. Einer denunzierte den anderen, um möglicher-
weise nicht selbst denunziert zu werden. Die Bevölkerung wurde systematisch gespalten und 
Generationen ins Elend gestürzt. 
Die Inquisition (Untersuchung) der katholischen Kirche zeichnete sich besonders durch die 
fanatische Erbarmungslosigkeit aus. Im Verlauf dieser jahrhundertelangen unchristlichen 
Menschenquälerei erzielte die katholische Kirche riesige Gewinne (Bußgelder sowie Be-
schlagnahmungen und Enteignungen des Vermögens der Verfolgten). 
Gegenwärtig setzt man das Herrschaftsinstrument "Angst" meistens bei der Verfolgung von 
Atombefürwortern, Rechtspopulisten, Reichsbürgern, Klimawandelleugnern, Migrationgeg-
nern, Multikultigegnern, Coronaleugnern und von sonstigen Verschwörungstheoretikern ein. 
Die Verfolgten werden heute nicht mehr grausam gefoltert und öffentlich durch Feuer oder 
Schwert hingerichtet. 
Wer derzeitig als Konservativer Kritik äußert oder friedlich gegen Mißstände demonstriert, 
muß damit rechnen, von linksextremen Antifa-Aktivisten diffamiert, öffentlich angepöbelt 
oder tätlich angegriffen zu werden. Sämtliche Kritiker, die z.B. nur auf die Einhaltung von 
demokratischen Regeln und Gesetzen hinweisen, werden von den Linksradikalen und den 
gleichgeschalteten Medien gewöhnlich sofort pauschal als Rechtsradikale, Rechtspopulisten, 
Nazis oder Rassisten mit der Kollektivschuldkeule zum Schweigen gebracht.  
Jeder Widerspruch wird von den neomarxistischen Wächtern reflexhaft und unbarmherzig als 
Naziunwesen diskreditiert und mit sozialer Ausgrenzung sowie mit der Existenzvernichtung 
(Arbeitsplatzverlust, gesellschaftliche Ächtung etc.) geahndet, um kritische Auseinander-
setzungen über strittige politische Themen zu vermeiden. Alle "rechtsradikalen" Abweichler 
werden konsequent gesellschaftlich ausgegrenzt, um ihnen die physische und psychische 
Lebensbasis zu entziehen. 
Die Dummheit der Menschen ist anscheinend grenzenlos, denn wie die "unaufgeklärten Men-
schen des Mittelalters", lassen sich auch die "aufgeklärten Menschen des 20. und 21. Jahrhun-
derts" unentwegt belügen und betrügen. Es ist unglaublich und nicht zu fassen, wie leicht sich 
die Menschen heutzutage durch systematische Angstmacherei versklaven lassen und nicht 
bereit sind, für ihre Freiheit zu kämpfen. 
Trotz alledem unterscheiden sich die Menschen vor allem durch Geist, Vernunft und 
Rationalität von allen anderen Lebewesen. Diese Fähigkeiten ermöglichen es den Menschen, 
Entwicklungen und Bedrohungen frühzeitig zu erkennen und entsprechende Maßnahmen zu 
ergreifen.  
 
Entscheidungskampf gegen das globale Terrorimperium 

Und der Teufel, der sie verführte, wurde geworfen in den Pfuhl von Feuer und Schwefel, 
wo auch das Tier und der falsche Prophet waren; und sie werden gequält werden Tag und 
Nacht, von Ewigkeit zu Ewigkeit. 
Offenbarung 20, 10 

Im gegenwärtigen Kampf um die Neue Weltordnung handelt es sich um die Fortsetzung des 
ewigen Kampfes zwischen Gut und Böse. Dieser große Entscheidungskampf der Christen, 
Patrioten, Abweichler, Kernkraftbefürworter, Antiglobalisten, Rechtspopulisten, Reichsbür-
ger, Klimawandelleugner, Antifeministen, Gendergegner, Migrationsgegner, Multikultigeg-
ner, Coronaleugner und Verschwörungstheoretiker gegen die Antichristen, Antifaschisten, 
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Kommunisten, Satanisten, Gutmenschen, Genderbefürworter, Klimapropheten, Feminismus-
befürworter, Migrationsbefürworter, Multikultibefürworter, Globalismusbefürworter, Öko-
Hysteriker wird zwangsläufig das Schicksal des deutschen Volkes entscheiden. 
Wenn wir unser Land retten wollen, müssen wir endlich aufwachen, uns endlich wehren und 
endlich Widerstand leisten, um die gefährlichsten Destabilisierungsmaßnahmen des NWO-
Imperiums, die durch die deutsche Regierung eingeleitet wurden, sofort zu entschärfen oder 
rückgängig zu machen, denn wir befinden uns schon viel zu lange in einem komaähnlichen 
Todesschlaf.  
Infolge der jahrzehntelangen raffinierten Gehirnwäsche (Schuldkult und Verächtlichmachung 
des Eigenen: NS-Kollektivschuld, Nationalmasochismus und Schuldbewußtsein) ist den mei-
sten Deutschen anscheinend jeglicher Realitätssinn und der gesunde Menschenverstand ab-
handen gekommen. Fast das gesamte Land ähnelt gegenwärtig einem Irrenhaus, in dem die 
gemeingefährlichsten Insassen die Herrschaft übernommen haben.  
Wir dürfen nicht länger tatenlos zusehen, wie die Destabilisierungsmaßnahmen der internatio-
nalen NWO-Verbrecherorganisationen unser Land allmählich vernichten, sondern wir müssen 
uns endlich wehren. Die Rückgewinnung der Freiheit und den Erhalt der Heimat wird es nicht 
kampflos geben! 
Bei diesem Entscheidungskampf gegen das globale Terrorimperium geht es nicht nur um die 
Wiedergewinnung unserer Freiheit und um Sein oder Nichtsein, sondern es geht auch um die 
traditionelle Verpflichtung, das mehr als tausendjährige materielle und immaterielle Erbe 
unserer Vorfahren für unsere Nachkommen zu bewahren. Wir sind es nicht nur unserer eige-
nen Selbstachtung, sondern auch unseren Vorfahren und vor allem den nachfolgenden Gene-
rationen schuldig, alles für den Erhalt unserer deutschen Heimat zu tun. 
Der protestantische Reformator Martin Luther (1483-1546) schrieb im Jahre 1528 in seinem 
Kirchenlied "Eine feste Burg ist unser Gott ..." über den Kampf zwischen Gut und Böse 
(x198/265):  
>>1. Eine feste Burg ist unser Gott, 
ein gute Wehr und Waffen. 
Er hilft uns frei aus aller Not, 
die uns jetzt hat betroffen. 
Der alt böse Feind 
mit Ernst er's jetzt meint; 
groß Macht und viel List 
sein grausam Rüstung ist, 
auf Erd' ist nicht sein'sgleichen. 
 
2. Mit unsrer Macht ist nichts getan, 
wir sind gar bald verloren; 
es streit' für uns der rechte Mann, 
den Gott hat selbst erkoren. 
Fragst du, wer der ist? 
Er heißt Jesus Christ, 
der Herr Zebaoth, 
und ist kein andrer Gott, 
das Feld muß er behalten. 
 
3. Und wenn die Welt voll Teufel wär' 
und wollt uns gar verschlingen, 
so fürchten wir uns nicht so sehr, 
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es soll uns doch gelingen. 
Der Fürst dieser Welt, 
wie sau'r er sich stellt, 
tut er uns doch nicht; 
das macht, er ist gericht'. 
Ein Wörtlein kann ihn fällen. 
 
4. Das Wort sie sollen lassen stahn 
und kein' Dank dazu haben; 
er ist bei uns wohl auf dem Plan 
mit seinem Geist und Gaben. 
Nehmen sie den Leib, 
Gut, Ehr, Kind und Weib: 
laß fahren dahin, 
sie haben's kein' Gewinn, 
das Reich muß uns doch bleiben.<< 
Kurt Quadflieg berichtete im Jahre 1999 in seinem Buch "SODOM UND GOMORRAH 
HEUTE" (x913/…): >>SODOM UND GOMORRAH HEUTE 
Im Vorfeld der Apokalypse … 
Es wird sein wie in den Tagen Lots: Sie aßen und tranken, sie kauften und verkauften, pflanz-
ten und bauten, bis zu dem Tag, als Lot die Stadt Sodom verließ. Da regnete es Feuer und 
Schwefel vom Himmel, und alle kamen um. Genau so wird es an dem Tag sein, an dem der 
Menschensohn erscheint (Lukas 17, 28-30). 
Gott hat die Städte Sodom und Gomorrah zum Untergang verurteilt und sie in Schutt und 
Asche sinken lassen. Er hat an diesem Beispiel gezeigt, wie es den Gottlosen ergehen wird (2. 
Petrus 2, 6). 
… Wo staatliches Gesetz und Recht der Heiligen Schrift und den Geboten Gottes zuwiderlau-
fen, müssen wir unsere Stimme dagegen erheben ist Verweigerung angesagt. Wir Christen 
wollen "der Stadt Bestes" (Jeremia 29, 7) und dasselbe auch für unser Land und Volk. Des-
halb beten wir für alle Menschen, insbesondere für alle Regierenden, wie es uns die Schrift 
gebietet. Das heißt aber nicht, daß diese ihr Tun nicht auch messen und beurteilen lassen müs-
sen an dem Wort der Wahrheit, der Heiligen Schrift. … 
"Gefahrvolle und harte Zeiten stehen uns bevor. Die gute Nachricht aber ist: Gleich danach 
bricht das herrlichste Zeitalter des Friedens an, das die Menschheit nie gekannt hat. Wenn Je-
sus kommt, dann kommt er als König der Könige, als Herr der ganzen Welt" (Offenbarung 19, 
11-12), und sein Reich wird alle weltlichen Reiche ablösen. … 
Die Zeit ist gekommen, wo der Herr sein Volk auf seine Wiederkunft vorbereitet. Es gibt 
zwei geistige Mächte in der Welt; die eine ist von Gott, die andere von Satan. … Der Teufel 
bereitet auf seine Weise seine Handlanger ebenso zu, wie Gott seine Kinder zubereitet. Der 
Herr hat jedem Menschen das Recht gegeben, demjenigen zu dienen, dem er dienen will. Wir 
sind an dem Punkt angelangt, bei dem die Geschichte unseres Zeitalters zum Abschluß 
kommt und an dem wir uns entscheiden müssen. … 
"Die größten Verbrecher, die schlimmsten Verräter sind nicht die ehrlosen Politiker, obwohl 
sie schlecht sind, sondern die Christen, die das schwere Unglück auf unser Land zukommen 
sehen und weder beten noch handeln, um den Ruin zu verhindern. Gott gab uns die ganze 
siegreiche Botschaft der Errettung umsonst, damit wir uns daran erfreuen, sie aber auch ande-
ren mitteilen, wie es uns der Herr befohlen hat" (Markus 16, 15 und Matthäus 28, 18-20). 
Im Rahmen des Missionsbefehls, den Jesus den Seinen auferlegt hat, ist es unsere wichtigste 
Aufgabe und heilige Pflicht, zu mahnen und aufzuklären, damit noch so viele kostbare Seelen 
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wie möglich gerettet werden können. Schweigen wir, so wird uns Schuld treffen (2. Könige 
7, 9). Es geht um Leben und Tod, und die Zeit ist knapp. Und so möge Gott Gnade geben, 
daß auch diese Warnschrift den Lesern Segen bringt und sie erkennen läßt, daß all die Fragen, 
die die Welt bewegen, letztlich nur von einem Buch beantwortet werden können, das ist die 
Bibel, die Heilige Schrift Gottes. 
Bevor ein Schiff am Sinken ist, ertönt der Ruf SOS. Er ist international bekannt und bedeutet: 
"Rettet unsere Seelen." Für die bevorstehende große Lebenskatastrophe, dem drohenden Un-
tergang eines großen Teiles der Menschheit, erschallt der Ruf Gottes mit der Einladung, in das 
Rettungsboot Jesu Christi zu kommen, das alle aufnehmen kann, die sich retten lassen wollen. 
Noch ist seine rettende Hand ausgestreckt, aber bald kann es zu spät sein.  
Darum sagt uns die Bibel auch, daß heute der Tag des Heils ist und "wenn ihr seine Stimme 
hört, verhärtet eure Herzen nicht" (Hebräer 4, 7).  
Die seiner Stimme folgen, werden es nie bereuen, die aber die Hand des Erlösers zurück-
weisen, werden es in alle Ewigkeit bereuen. Er allein ist das Licht der Welt und der ein-
zige Weg in eine glückliche Zukunft. …<< 
Jeder aufrechte, freiheitsliebende Christ, der sich mit seinem Volk sowie seinem Heimatland 
identifiziert, kann bei diesem Kampf um die Freiheit seine gesamte Existenz oder sogar sein 
Leben verlieren, aber dieser Einsatz ist letzten Endes gerechtfertigt, wenn man damit nach 
über 100 Jahren seine Freiheit wiedergewinnt sowie seine Heimat und das Christentum vor 
dem Untergang bewahren und das Schicksal der ewigen Heimatlosigkeit vermeiden kann. Al-
le Deutschen, die sich nicht gegen die seit 1918 andauernde Versklavung wehren, ihre Heimat 
nicht verteidigen und Gottes Gebote nicht achten, werden es bitter büßen. 
Wir haben nur dann eine Chance gegen die totalitäre "New World Order" bzw. den größten 
Verbrechenskomplex der Weltgeschichte, wenn wir endlich aufstehen und mutig mit erho-
benem Haupt unsere Heimat sowie unsere mehr als tausendjährige ruhmreiche Geschichte mit 
allen Kräften verteidigen. Bei diesem Entscheidungskampf gegen das globale Terrorimperium 
geht es um Sein oder Nichtsein, deshalb müssen wir siegen und die NWO-Satansbrut zum 
Teufel in die Hölle jagen, wo sie hingehört. 
Freiheit gab es noch nie umsonst, deshalb zählt Widerstand gegen den NWO-Satanismus heu-
te zur ersten Bürgerpflicht. Das Volk der Deutschen war früher nie ein Volk von Feiglingen.  
Friedrich von Schiller (1759-1805, deutscher Dichter) war eine besonders wichtige Persön-
lichkeit des deutschen Freiheitskampfes. Schillers kraftvoller Idealismus stärkte besonders den 
Glauben an die eigene moralische Kraft und erweckte frühzeitig ein normales National- und 
Zusammengehörigkeitsgefühl der unterdrückten Deutschen.  
In seinem Drama über den Freiheitskämpfer "Wilhelm Tell" (1802-04) schrieb Friedrich von 
Schiller z.B. kurz vor seinem Tod (x253/111):  
>>Ans Vaterland, ans teure, schließ dich an! 
Das halte fest mit deinem ganzen Herzen! 
Hier sind die starken Wurzeln deiner Kraft! ...<< 
Georg Herwegh (1817-1875, deutscher Dichter) forderte im Jahre 1845 das deutsche Volk 
zum Kampf um die Freiheit auf (x145/95):  
>>… Wach auf! Wach auf!  
Die Morgenluft schlägt mahnend an dein Ohr. 
Aus deiner 1.000jähr'gen Gruft  
Empor mein Volk, empor!  
Laß kommen, was da kommen mag:  
Blitz' auf, ein Wetterschein! 
Und wag's und wär's nur einen Tag,  
Ein freies Volk zu sein! ...<< 
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Obwohl die NS-Diktatur in kurzer Zeit einen totalitären Polizeiapparat errichtet hatte, for-
mierte sich damals ebenso rasch eine demokratische Widerstandsbewegung.  
Trotz der allgegenwärtigen Gestapo und des tödlichen Terrors nahm diese Widerstandsbewe-
gung den ungleichen und selbstmörderischen Kampf um Freiheit und Menschenwürde des 
deutschen Volkes auf. Tausende von Widerstandskämpfern aus allen Gesellschaftsschichten 
des deutschen Volkes (Politiker, Diplomaten, Geistliche, Gewerkschaftler, Arbeiter, Ange-
stellte, Beamte, Angehörige der freien Berufe, Studenten und Offiziere) sahen in den Jahren 
1933-1945 nicht tatenlos zu, wie die NS-Terroristen die Freiheit und das Recht mit Füßen tra-
ten und verhöhnten.  
Die meisten deutschen Widerstandskämpfer stellten Adel und politische Gesellschaftskreise, 
aber auch viele evangelische und katholische Geistliche zählten zu den Gegnern des NS-
Regimes. Zu den aktiven demokratischen Widerstandsgruppen gehörten z.B. Goerdeler Kreis, 
Freiburger Kreis, Kreisauer Kreis, Solf-Kreis und Weiße Rose.  
Die deutschen Studenten Alexander Schmorell (1917-1943, hingerichtet) und Hans Scholl 
(1918-1943, hingerichtet) schrieben 1942 im ersten Flugblatt der Widerstandsgruppe "Weiße 
Rose" (x907/…): >>Nichts ist eines Kulturvolkes unwürdiger, als sich ohne Widerstand 
von einer verantwortungslosen und dunklen Trieben ergebenen Herrscherclique "regie-
ren" zu lassen. Ist es nicht so, daß sich jeder ehrliche Deutsche heute seiner Regierung 
schämt, und wer von uns ahnt das Ausmaß der Schmach, die über uns und unsere Kinder 
kommen wird, wenn einst der Schleier von unseren Augen gefallen ist und die grauenvollsten 
und jegliches Maß unendlich überschreitenden Verbrechen ans Tageslicht treten?  
Wenn das deutsche Volk schon so in seinem tiefsten Wesen korrumpiert und zerfallen 
ist, daß es, ohne eine Hand zu regen, im leichtsinnigen Vertrauen auf eine fragwürdige Ge-
setzmäßigkeit der Geschichte das Höchste, das ein Mensch besitzt und das ihn über jede ande-
re Kreatur erhöht, nämlich den freien Willen, preisgibt, die Freiheit des Menschen preis-
gibt, selbst mit einzugreifen in das Rad der Geschichte und es seiner vernünftigen Entschei-
dung unterzuordnen - wenn die Deutschen, so jeder Individualität bar, schon so sehr zur 
besitzlosen und feigen Masse geworden sind, dann, ja dann verdienen sie den Unter-
gang.  
Goethe spricht von den Deutschen als einem tragischen Volke, gleich dem der Juden und 
Griechen, aber heute hat es eher den Anschein, als sei es eine seichte, willenlose Herde von 
Mitläufern, denen das Mark aus dem Innersten gesogen und die nun ihres Kerns beraubt, be-
reit sind, sich in den Untergang hetzen zu lassen.  
Es scheint so - aber es ist nicht so; vielmehr hat man in langsamer, trügerischer, systemati-
scher Vergewaltigung jeden einzelnen in ein geistiges Gefängnis gesteckt, und erst als er darin 
gefesselt lag, wurde er sich des Verhängnisses bewußt. Wenige nur erkannten das drohende 
Verderben, und der Lohn für ihr heroisches Mahnen war der Tod. Über das Schicksal dieser 
Menschen wird noch zu reden sein.  
Wenn jeder wartet, bis der andere anfängt, werden die Boten der rächenden Nemesis (griechi-
sche Göttin der Vergeltung) unaufhaltsam näher und näher rücken, dann wird auch das letzte 
Opfer sinnlos in den Rachen des unersättlichen Dämons geworfen sein.  
Daher muß jeder einzelne seiner Verantwortung als Mitglied der christlichen und 
abendländischen Kultur bewußt in dieser letzten Stunde sich wehren, soviel er kann, 
arbeiten wider die Geißel der Menschheit, wider den Faschismus und jedes ihm ähnliche Sy-
stem des absoluten Staates.  
Leistet passiven Widerstand - Widerstand -, wo immer Ihr auch seid, verhindert das Wei-
terlaufen dieser atheistischen Kriegsmaschine, ehe es zu spät ist … Vergeßt nicht, daß ein 
jedes Volk diejenige Regierung verdient, die es erträgt!<< 
Fritz-Dietlof Graf von der Schulenburg (1902 in London geboren, Jurist und Verwaltungsex-
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perte, nahm im Jahre 1939 Verbindung zum militärischen Widerstand um Beck auf) wurde 
nach dem gescheiterten Bombenattentat auf Hitler vom 20.07.1944 verhaftet.   
Der unbeugsame "rote Graf" Schulenburg verteidigte sich später vor dem NS-Volksge-
richtshof unerschrocken gegenüber dem tobenden "Blutrichter" Freisler (x084/217): >>... Wir 
haben diese Tat auf uns genommen, um Deutschland vor einem namenlosen Elend zu bewah-
ren. Ich bin mir klar, daß ich daraufhin gehängt werde, aber ich bereue meine Tat nicht und 
hoffe, daß sie ein anderer in einem glücklichen Augenblick, durchführen wird! ...<<  
Graf von der Schulenburg wurde am 10.08.1944 zum Tod verurteilt und noch am selben Tag 
im Gefängnis Berlin-Plötzensee hingerichtet.  
Schulenburg schrieb in einem Abschiedsbrief an seine Frau (x084/217-218): >>... Was wir 
getan haben, war unzulänglich, aber am Ende wird die Geschichte richten und uns freispre-
chen. ... Du weißt, daß mich auch die Liebe zum Vaterland trieb.<<  
Ungeachtet der Tatsache, daß die arglistigen Destabilisierungsmaßnahmen des eigenen Staates 
(Umerziehung, NS-Schuldkult, Gleichschaltung der Meinungsfreiheit, Energiewende, Euro-
Rettung, EZB-Schuldenpolitik, Massenmigration bzw. Umvolkung und Islamisierung usw.) 
bereits gigantische Schäden verursachten, ist unser Land noch nicht endgültig verloren, aber 
es bleibt nicht mehr viel Zeit.  
Die hinterlistige Corona-Politik und die unfaßbare Schuldenaufnahme der fremdbestimmten 
deutschen Bundesregierung werden unser Land sicherlich in die größte Wirtschaftskrise der 
Nachkriegszeit stürzen. Tausende von Unternehmen stehen vor der Pleite. Millionen von Ar-
beitnehmern drohen Arbeitslosigkeit und Verlust ihrer sozialen und ökonomischen Existenz. 
Im Rahmen der zwangsläufig folgenden Hyperinflation werden schließlich alle deutschen 
Sparer (Geldentwertung) und Hauseigentümer (staatliche Zwangshypotheken) ihr mühsam 
erworbenes Eigentum verlieren und bettelarm. 
Spätestens nach Abschaltung der strategisch sehr wichtigen letzten 6 deutschen Kernkraftwer-
ke (KKW Brokdorf, KKW Grohnde und KKW Gundremmingen: Abschaltung am 31. De-
zember 2021 sowie KKW Emsland, KKW Neckarwestheim 2 und KKW Isar 2: Abschaltung 
am 31. Dezember 2022) werden in Deutschland die Lichter ausgehen, falls die deutsche 
Bundesregierung nicht nach dem Vorbild Spaniens handelt und eine Laufzeitverlängerung für 
alle noch in Betrieb befindlichen 6 Kernkraftwerke in Deutschland beschließt. 
Georg Herwegh schrieb im Oktober 1859 in seinem "immerwährenden Kalender für alle Tage 
des Jahres" über die politische Leichtgläubigkeit, Naivität, Trägheit, Langsamkeit und das 
fatalistische Obrigkeitsdenken der Deutschen (x105/105): >>Was macht Deutschland? 
Sonntag. Deutschland pflegt sich –  
Wohl zu besinnen. 
Montag. Deutschland regt sich –  
Was wird's beginnen? 
Dienstag. Deutschland trägt sich –  
Mit großen Gedanken. 
Mittwoch. Deutschland bewegt sich –  
In gesetzlichen Schranken. 
Donnerstag. Deutschland fragt sich –  
Ob's endlich soll? 
Freitag. Deutschland schlägt sich –  
Schlägt sich wie toll! 
Sonnabend. Deutschland legt sich –  
Zu Protokoll!<< 
Alle mittel- und westdeutschen Mitläufer, die infolge der jahrzehntelangen Gehirnwäsche 
weiterhin die Realität ausblenden und trotz der drohenden Gefahren keinen aktiven Wider-
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stand leisten, werden sich spätestens ab 2023 einem verzweifelten Kampf ums nackte Überle-
ben stellen müssen. 
Wenn wir es nicht schaffen, die arglistigen Destabilisierungsmaßnahmen der fremdbestimm-
ten Berufspolitiker und gemeingefährlichen NWO-Psychopathen rechtzeitig zu beenden, dann 
wird das Volk der Deutschen mit tödlicher Sicherheit untergehen.  
 

Allmächtiger, allwissender Gott, himmlischer Vater! 
Verleihe uns die nötige Kraft, Mut und Zuversicht, damit wir unsere Heimat Deutschland end-

lich befreien und für unsere Nachkommen bewahren können. 
Mit deiner Hilfe werden wir unser deutsches Volk und unsere Heimat mit allen uns zu Gebote 
stehenden Kräften bis zum letzten Atemzug verteidigen, denn wir sind es unseren Vorfahren 

und unseren nachfolgenden Generationen schuldig. 
 

Vater unser im Himmel 
Geheiligt werde dein Name. 

Dein Reich komme. 
Dein Wille geschehe, 

wie im Himmel, so auf Erden. 
Unser tägliches Brot gib uns heute. 

Und vergib uns unsere Schuld, 
wie auch wir vergeben unsern Schuldigern. 

Und führe uns nicht in Versuchung, 
sondern erlöse uns von dem Bösen. 

Denn dein ist das Reich 
und die Kraft und die Herrlichkeit 

in Ewigkeit. 
Amen. 

 

GOTT MIT UNS 
 

Offener Brief an den Anwärter auf den preußischen Königsthron und den deutschen 
Kaiserthron 
Prinz Georg Friedrich von Preußen 
 
 
30. November 2020 
 
Betreff: Offener Brief zum Thema "Reaktivierung des Deutschen Reiches" 
 
Eure Kaiserliche und Königliche Hoheit! 
 
Eure Majestät haben es mit Gottes Hilfe in der Hand, die über 100jährige Versklavung der 
Deutschen zu beenden und unser Heimatland Deutschland vor dem drohenden Untergang zu 
bewahren. 
Um die unfaßbare Tragödie des Deutschen Reiches von 1871 bis 2020 korrekt und umfassend 
darzustellen, folgen zunächst Erläuterungen von historischen Fakten und wesentlichen 
Schlüsselereignissen: 
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Der völkerrechtliche Status des Deutschen Reiches von 1871-1918: 47 Jahre Freiheit und 
Selbstbestimmung 
Gründung des Deutschen Reiches  
Das Deutsche Reich trat im Januar 1871 die Rechtsnachfolge des "Heiligen Römischen Rei-
ches Deutscher Nation" (Auflösung: 1806) an. 
Der Sieg über Frankreich entfachte in den deutschen Staaten zwar eine Welle der nationalen 
Begeisterung, aber die Bildung eines vereinten deutschen Staates war trotzdem noch äußerst 
schwierig, denn Bismarck mußte 22 deutsche Einzelstaaten (4 Königreiche: Preußen, Bayern, 
Sachsen, Württemberg. 6 Großherzogtümer: Baden, Hessen, Mecklenburg-Schwerin, Meck-
lenburg-Strelitz, Oldenburg, Sachsen-Weimar-Eisenach. 5 Herzogtümer: Anhalt, Braun-
schweig, Sachsen-Altenburg, Sachsen-Coburg-Gotha, Sachsen-Meiningen. 7 Fürstentümer: 
Waldeck, Lippe, Schaumburg-Lippe, Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-Sondershausen, 
Reuß Ältere Linie, Reuß Jüngere Linie) und 3 Freie Städte (Hamburg, Bremen, Lübeck) ver-
einigen.  
Wilhelm I. verkündete während der Kaiserproklamation in Versailles (1):  
>>An das deutsche Volk! 
Wir, Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen, 
nachdem die deutschen Fürsten und Freien Städte den einmütigen Ruf an Uns gerichtet haben, 
mit Herstellung des Deutschen Reiches die seit mehr denn 60 Jahren ruhende Kaiserwürde zu 
erneuern und zu übernehmen, und nachdem in der Verfassung des Deutschen Bundes die ent-
sprechenden Bestimmungen vorgesehen sind, bekunden hiermit, daß Wir es als eine Pflicht 
gegen das gemeinsame Vaterland betrachtet haben, diesem Rufe der verbündeten deutschen 
Fürsten und Städte Folge zu leisten und die deutsche Kaiserwürde anzunehmen. 
Demgemäß werden Wir und Unsere Nachfolger an der Krone Preußen fortan den kaiserlichen 
Titel in allen Unsern Beziehungen und Angelegenheiten des Deutschen Reiches führen und 
hoffen zu Gott, daß es der deutschen Nation gegeben sein werde, unter dem Wahrzeichen ih-
rer alten Herrlichkeit das Vaterland einer segensreichen Zukunft entgegenzuführen.  
Wir übernehmen die kaiserliche Würde in dem Bewußtsein der Pflicht, in deutscher Treue die 
Rechte des Reiches und seiner Glieder zu schützen, den Frieden zu wahren, die Unabhängig-
keit Deutschlands, gestützt auf die geeinte Kraft seines Volkes, zu verteidigen. 
Wir nehmen sie an in der Hoffnung, daß dem deutschen Volk vergönnt sein wird, den Lohn 
seiner heißen und opfermütigen Kämpfe in dauerndem Frieden und innerhalb der Grenzen zu 
genießen, welche dem Vaterlande die seit Jahrhunderten entbehrte Sicherung gegen erneute 
Angriffe Frankreichs gewähren.  
Uns aber und Unsern Nachfolgern an der Kaiserkrone wolle Gott verleihen, allzeit Mehrer des 
Deutschen Reiches zu sein, nicht an kriegerischen Eroberungen, sondern an den Gütern und 
Gaben des Friedens auf dem Gebiete nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Gesittung.<<  
Das Deutsche Reich wurde als Bundesstaat mit 25 Ländern gegründet und war mit 40,8 Mil-
lionen Einwohnern und rd. 541.000 qkm, nach Rußland und Österreich-Ungarn, der drittgröß-
te Staat Europas. Die außenpolitischen Erfolge begünstigten auch die innenpolitische Ent-
wicklung des Deutschen Reiches und gaben der Monarchie den erforderlichen Halt.  
Das Deutsche Reich von 1871 war ein souveräner Staat, denn es 1871 verfügte über die 3 
klassischen Merkmale eines Staates:  
- Staatsgebiet: Das Staatsgebiet oder Hoheitsgebiet ist der Raum, der der territorialen Oberho-
heit eines Staates unterliegt. 
- Staatsvolk: Das Staatsvolk wird von den Bewohnern eines Staates gebildet, die in dem 
Staatsgebiet alle bürgerlichen und politischen Rechte besitzen.  
- Staatsgewalt: Ausübung der Macht innerhalb eines Staates durch staatliche Regierungsorga-
nisationen, wie z.B. Verwaltung, Polizei, Gerichte etc. 
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Mit der Gründung des Deutschen Reiches und Herstellung der nationalen Einheit krönte Bis-
marck seine politische Arbeit. Durch die Vereinigung fast aller deutschen Volksstämme ver-
wirklichte Bismarck am 18. Januar 1871 einen jahrhundertealten deutschen Traum, den sich 
die anderen großen europäischen Völker längst erfüllt hatten. Nach mehr als 200jährigen ver-
bissenen Anstrengungen und erbitterten Auseinandersetzungen waren die Deutschen wieder 
unabhängig und handlungsfähig.  
Die große Mehrheit der Deutschen war über die Gründung des Deutschen Reiches begeistert 
und auch zahlreiche politische Gegner Bismarcks konnten für das neue Deutsche Reich ge-
wonnen werden. Trotz aller Eifersucht, Zwietracht und zahlloser Probleme rauften sich die 
deutschen Staaten irgendwie zusammen. Auch die Volksdeutschen, die jenseits der deutschen 
Reichsgrenzen lebten, waren damals mächtig stolz auf "ihr" Deutsches Reich.  
Das Dreikaiserjahr 
Kaiser Wilhelm I. starb am 9. März 1888 im Alter von 90 Jahren.  
Sein Sohn Friedrich, der gründlich auf die Regierungsübernahme vorbereitet war, wurde an-
schließend Nachfolger des verstorbenen Kaisers Wilhelm I. 
Als Kaiser Friedrich III. bereits am 15. Juni 1888, nach nur 99 Tagen Regierungszeit, an einer 
unheilbaren Krankheit starb, übernahm sein 29jähriger Sohn Wilhelm den Kaiserthron des 
Deutschen Reiches. 
Kaiser Wilhelm II. eröffnete am 25. Juni 1888 im Weißen Saal des Berliner Schlosses den 
Reichstag mit folgender Thronrede (2): >>Geehrte Herren! 
Mit tiefer Trauer im Herzen begrüße Ich Sie und weiß, daß Sie mit Mir trauern. Die frische 
Erinnerung an die schweren Leiden Meines Hochseligen Herrn Vaters, die erschütternde Tat-
sache, daß Ich drei Monate nach dem Hintritt weiland Seiner Majestät des Kaisers Wilhelms 
berufen war, den Thron zu besteigen, üben die gleiche Wirkung in den Herzen aller Deut-
schen, und unser Schmerz hat warme Teilnahme in allen Ländern der Welt gefunden. Unter 
dem Drucke desselben bitte Ich Gott, Mir Kraft zur Erfüllung der hohen Pflichten zu verlei-
hen, zu denen Sein Wille Mich berufen hat. 
Dieser Berufung folgend, habe Ich das Vorbild vor Augen, welches Kaiser Wilhelm nach 
schweren Kriegen, in friedliebender Regierung seinen Nachfolgern hinterlassen, und dem 
auch Meines Hochseligen Herrn Vaters Regierung entsprochen hat, soweit die Betätigung sei-
ner Absichten nicht durch Krankheit und Tod verhindert worden ist. 
Ich habe Sie, geehrte Herren, berufen, um vor Ihnen dem Deutschen Volke zu verkünden, daß 
Ich entschlossen bin, als Kaiser und als König dieselben Wege zu wandeln, auf denen Mein 
Hochseliger Herr Großvater das Vertrauen seiner Bundesgenossen, die Liebe des Deutschen 
Volkes und die wohlwollende Anerkennung des Auslandes gewonnen hat. Daß auch Mir dies 
gelinge, steht bei Gott, erstreben will Ich es in ernster Arbeit. 
Die wichtigsten Aufgaben des Deutschen Kaisers liegen auf dem Gebiete der militärischen 
und politischen Sicherstellung des Reiches nach Außen, und im Innern in der Überwachung 
der Ausführung der Reichsgesetze. Das oberste dieser Gesetze bildet die Reichsverfassung, 
sie zu wahren und zu schirmen, in allen Rechten, die sie den beiden gesetzgebenden Körpern 
der Nation und jedem Deutschen, aber auch in denen, welche sie dem Kaiser und jedem der 
verbündeten Staaten und deren Landesherren verbürgt, gehört zu den vornehmsten Rechten 
und Pflichten des Kaisers. … 
Im Vertrauen auf Gott und auf die Wehrhaftigkeit unseres Volkes hege Ich die Zuversicht, daß 
es uns für absehbare Zeit vergönnt sein werde, in friedlicher Arbeit zu wahren und zu festigen, 
was unter Leitung Meiner beiden in Gott ruhenden Vorgänger auf dem Throne kämpfend 
erstritten wurde.<< 
Die verspätete deutsche Nation und die späteren Siegermächte 
Dem deutschen Volk war es leider nicht vergönnt, dauerhaft in Frieden und Freiheit zu leben, 
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denn die Gründung des Deutschen Reiches und die Wiedergewinnung der nationalen Souve-
ränität im Jahre 1871 erfolgten viel zu spät. Die damaligen Großmächte Großbritannien, 
Frankreich und USA duldeten in jener Zeit keinen weiteren Konkurrenten und waren nicht 
bereit, das Deutsche Reich als gleichberechtigten Staat zu akzeptieren.  
Das rasante Wirtschaftswachstum und die großartigen Exporterfolge des Deutschen Reiches 
entschieden schließlich das Schicksal der Deutschen. Die "aufmüpfige" deutsche Industrie- 
und Wirtschaftsmacht sollte während eines Krieges entscheidend geschlagen werden, um den 
neuen lästigen Konkurrenten dauerhaft zu schwächen und auszuschalten.  
Ab 1887 zwang Großbritannien das Deutsche Reich, sämtliche Exportgüter mit der Her-
kunftsbezeichnung "Made in Germany" zu kennzeichnen. Diese diskriminierende Kennzeich-
nungspflicht konnte die aufstrebende deutsche Industrie- und Handelsmacht jedoch nicht auf-
halten, sondern die britischen Zwangsauflagen förderten sogar nachweislich die deutsche Ex-
portwirtschaft.  
Die englische Zeitschrift "Saturday Review" berichtete am 11. September 1897 (3): >>Überall 
... liegt ein deutscher Handlungsreisender mit einem englischen Hausierer im Streit. Gibt es 
irgendwo eine Mine auszubeuten, eine Eisenbahn zu bauen, einen Eingeborenen von der Brot-
frucht zum Büchsenfleisch, von der Enthaltsamkeit zum Schnapshandel zu bekehren - ein 
Deutscher und ein Engländer streiten um den ersten Platz.  
Eine Million geringfügiger Streitigkeiten schließen sich zum größten Kriegsgrund zusammen, 
den die Welt je gesehen hat. ...<<  
Bereits Ende des 19. Jahrhunderts berichteten besonders die französischen und britischen Zei-
tungen unentwegt über die vermeintlich angeborene Bösartigkeit und Kriegslüsternheit der 
Preußen bzw. Deutschen. Obgleich die "kriegslüsternen" Preußen bzw. Deutschen in jener 
Epoche zu den friedliebendsten Ländern mit der geringsten Zahl von Angriffskriegen und den 
längsten Friedensjahren zählten, wurden die Deutschen pauschal zu gemeingefährlichen Men-
schen, Barbaren, Hunnen etc. erklärt und das deutsche Volk international stigmatisiert. 
Inszenierung des Ersten Weltkrieges durch die NWO-Geheimorganisationen des inter-
nationalen Kapitals 
Bis zum heutigen Tag behauptet das Meinungskartell der Mainstream-Historiker, daß 
Deutschland die Hauptschuld am Ausbruch des Ersten Weltkrieges tragen würde. Wer die 
wesentlichen historischen Fakten kennt, die zum Ersten und später zum Zweiten Weltkrieg 
führten, stößt jedoch schon bald auf die eigentlichen Drahtzieher im Hintergrund. Nicht die 
vermeintlich angeborene Bösartigkeit und Kriegslüsternheit der Deutschen oder Zufälle, 
sondern langfristige Planungen der maßgeblichen NWO-Strategen führten tatsächlich zur Zer-
schlagung der mächtigen europäischen Kaiserreiche Rußland, Deutsches Reich und Öster-
reich-Ungarn sowie des Osmanischen Reiches und zur Entstehung beider Weltkriege.  
US-Kardinal John Murphy Farley (1842-1918, seit 1902 Erzbischof von New York) erklärte 
während des Eucharistischen Weltkongresses vom 22. bis 26. Juli 1914 in Lourdes kurz vor 
dem Ausbruch des Ersten Weltkrieges (4): >>Der Krieg, der in Vorbereitung ist, wird ein 
Kampf zwischen dem internationalen Kapital und den regierenden Dynastien sein. Das Kapi-
tal wünscht niemanden über sich zu haben; kennt keinen Gott oder Herrn und möchte alle 
Staaten als große Bankgeschäfte regieren lassen. Ihr Gewinn soll zur alleinigen Richtschnur 
der Regierenden werden … Business - einzig und allein …<< 
Menschenverluste des Ersten Weltkrieges  
Der von den NWO-Geheimorganisationen inszenierte Erste Weltkrieg war mit Abstand der 
verlustreichste Krieg der damaligen Weltgeschichte. Die Zahl der Kriegstoten und Verwunde-
ten erreichte noch nicht gekannte, nie für möglich gehaltene Ausmaße. Europa ging regelrecht 
in Blut und Tränen unter.  
Im Verlauf des Ersten Weltkrieges von 1914-18 fielen rd. 8.551.000 Soldaten (davon waren 
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rd. 1.809.000 Deutsche) und 19.536.000 wurden verwundet (davon waren 4.247.000 Deut-
sche). 
Der unfreiwillige Rücktritt des deutschen Kaisers Wilhelm II. 
US-Präsident Wilson forderte in der dritten Note vom 23. Oktober 1918 den Rücktritt des 
deutschen Kaisers, um Friedensverhandlungen zu ermöglichen (5): >>Der Waffenstillstand 
muß ... eine Wiederaufnahme der Feindseligkeiten seitens Deutschland unmöglich ... machen. 
...  
Die ... Vereinigten Staaten werden nur ... mit Vertretern des deutschen Volkes verhandeln. ...  
Wenn mit den militärischen Beherrschern und monarchistischen Autokraten Deutschlands 
jetzt verhandelt werden muß, ... kann Deutschland über keine Friedensbedingungen verhan-
deln, sondern muß sich ergeben. ...<< 
Am 7. November 1918 trat der bayerische König als erster Fürst des Deutschen Reiches wi-
derstandslos zurück.  
Am Morgen des 9. Novembers 1918 rief der Berliner Arbeiter- und Soldatenrat zum General-
streik auf. Trotz Massendemonstrationen von Arbeitern und Soldaten erhielt das Militär um 
13 Uhr Schießverbot.  
Reichskanzler Prinz Max von Baden gab später am 9. November 1918 eigenmächtig, ohne die 
Zustimmung des Kaisers, den Rücktritt des deutschen Kaisers Wilhelm II. bekannt und trat 
danach ebenfalls zurück. 
Der SPD-Politiker und Mitglied des Reichstages Philipp Scheidemann verkündete am 9. No-
vember 1918, um 14.00 Uhr, die Bildung der vorläufigen "Deutschen Republik" und übertrug 
die Regierungsgeschäfte an den SPD-Vorsitzenden Friedrich Ebert. 
Kaiser Wilhelm II. floh am 10. November 1918 nach Holland.  
Nach ausdrücklicher Zustimmung der deutschen Heeresleitung unterzeichneten die deutschen 
Unterhändler am 11. November 1918, um 11.55 Uhr, ein Waffenstillstandsabkommen, daß 
wesentliche Vereinbarungen des nordamerikanischen "14 Punkte-Friedens" enthielt. Danach 
schwiegen an den europäischen Fronten die Waffen.  
 
Der völkerrechtliche Status der Weimarer Republik von 1918-1933: 15 Jahre Unfreiheit 
und eingeschränkte Selbstbestimmung 
Trotz Thronverzicht kein gerechter Frieden nach den "Vierzehn Punkten" Wilsons  
Im holländischen Exil, dankte Kaiser Wilhelm II. schließlich am 28. November 1918 ab, um 
anständige, gerechte Friedensverhandlungen nach den "Vierzehn Punkten" Wilsons zu ermög-
lichen.  
Die handschriftlich unterzeichnete Abdankungsurkunde des Kaisers vom 28. November 1918 
lautete wie folgt (6): >>Ich verzichte hierdurch für alle Zukunft auf die Rechte an der Krone 
Preußens und die damit verbundenen Rechte an der deutschen Kaiserkrone.  
Zugleich entbinde ich alle Beamten des Deutschen Reiches und Preußens sowie alle Offiziere, 
Unteroffiziere und Mannschaften der Marine, des Preußischen Heeres und der Truppen der 
Bundeskontingente des Treueides, den sie Mir als ihrem Kaiser, König und Obersten Befehls-
haber geleistet haben.  
Ich erwarte von ihnen, daß sie bis zur Neuordnung des Deutschen Reichs den Inhabern der 
tatsächlichen Gewalt in Deutschland helfen, das Deutsche Volk gegen die drohenden Gefah-
ren der Anarchie, der Hungersnot und der Fremdherrschaft zu schützen.<< 
Der ehemalige Kaiser hoffte später vergeblich auf eine baldige Wiederherstellung des Deut-
schen Reiches. 
Kaiser Wilhelm II. verzichtete am 28. November 1918 zwar persönlich auf den Thron des 
Königreiches Preußen und auf den Kaiserthron des Deutschen Reiches, aber seine Verzichts-
erklärung beendete völkerrechtlich nicht das Königreich Preußen und das deutsche Kaiser-
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reich. Das Recht auf die Thronfolge änderte sich durch die persönliche Verzichtserklärung des 
Kaisers ebenfalls nicht! 
Der Abschluß des Waffenstillstandes war völkerrechtlich keine bedingungslose Kapitulation, 
sondern ein rechtsverbindlicher Vertrag zwischen dem Deutschen Reich und den Alliierten.  
Nach dem Abschluß des Waffenstillstandsabkommens verstärkten die Siegermächte am 6. 
Dezember 1918 die Seeblockade auch im Ostsee-Raum, um die Bevölkerung des Deutschen 
Reiches systematisch auszuhungern.  
Als die wahren Absichten der Siegermächte bekannt wurden, mußten die Deutschen bestürzt 
und verzweifelt zur Kenntnis nehmen, daß man sie niederträchtig getäuscht hatte, denn fast 
alle Vereinbarungen und verbindlichen Zusagen des Waffenstillstandsvertrages blieben später 
unberücksichtigt. 
Winston Churchill erklärte am 3. März 1919 vor dem britischen Unterhaus (7): >>Wir halten 
unsere gesamte Waffenmacht in vollem Gange oder in unmittelbarer Einsatzbereitschaft. Wir 
führen die Blockade mit äußerster Schärfe durch. … 
Deutschland ist dem Verhungern nahe. … 
Jetzt ist der rechte Augenblick gekommen, den Vertrag durchzusetzen! ...<<  
Die deutschen Autoren Dr. Thomas Jung und Friedrich Georg schrieben später (im Jahre 
2019) in ihrem Buch "1918 - Die Tore zur Hölle. Die verheimlichte Wahrheit über den Unter-
gang des deutschen Kaiserreiches", daß US-Präsident Wilsons "14-Punkte-Friedensplan" nicht 
der letzte große Betrug der globalen Kriegstreiber blieb (8): >>… Die Kriegstreiber von heute 
sind wie 1914 und 1939 kühl kalkulierende, machtbesessene und menschenverachtende Ha-
sardeure. Sie finden sich unter Spekulationsbankern und Inhabern von Rüstungsgroßkonzer-
nen, vor allem in den transnationalen Konzernen und dem transnationalen Kapital. … 
Wie die Mittelmächte 1918 an einen gerechten Frieden nach den "Vierzehn Punkten" Wilsons 
vertrauten und die Waffen streckten, glaubte die sowjetische Führung 1990, auf die Feststel-
lungen in den "Zwei-plus-Vier-Verträgen" zur Wiedervereinigung Deutschlands vertrauen zu 
dürfen, nach denen die NATO keinesfalls über die Oder als polnisch-deutsche Grenze nach 
Osten hinaus ausgedehnt werden sollte. 
Die Russen zogen aus Osteuropa ab. Heute steht die NATO in den baltischen Staaten. Alles 
war Lüge. 
Am Ende des Ersten Weltkrieges gingen am 11. November 1918 die Tore zur Hölle auf! Bis 
heute hat sie niemand wieder geschlossen.<< 
Der Versailler Friedensvertrag 
Der französische Marschall Ferdinand Foch schrieb am 10. Januar 1919 an die Bevollmäch-
tigten der alliierten Mächte (9): >>Deutschland bleibt noch für lange Zeit, bis zu einer völli-
gen Wandlung seiner Politik und seiner Weltanschauung, eine furchtbare Bedrohung für die 
Zivilisation. ...<< 
Die führenden Ententemächte hielten ihre geheimen Absprachen und Verträge konsequent ein. 
Während der erbitterten Kämpfe um die Kriegsbeute wurde das "14 Punkte-Programm" des 
nordamerikanischen Präsidenten entweder überhaupt nicht beachtet oder nur in abgeänderten 
Formen übernommen.  
Nach der Veröffentlichung der "Friedensbedingungen" war die gesamte deutsche Nation tief 
bestürzt und restlos erschüttert, denn dieser "Friedensvertrag" sollte offensichtlich keinen 
Frieden einleiten.  
Der SPD-Vorstand rief am 9. Mai 1919 die Sozialisten aller Länder um Hilfe (10): >>Proleta-
rier aller Länder! Vereinigt Eure Kraft um einen Gewaltfrieden zu verhindern, der Europa 
nicht zur Ruhe kommen lassen wird. ...<<  
Als die deutsche Nationalversammlung die Unterzeichnung des Friedensvertrages verweiger-
te, forderten die Siegermächte am 16. Juni 1919 ultimativ innerhalb von 5 Tagen die bedin-
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gungslose Anerkennung des Vertrages und drohten mit der sofortigen Besetzung des gesamten 
Deutschen Reiches sowie Fortsetzung der Hungerblockade.  
Aufgrund der ultimativen Drohung der Siegermächte, den Krieg erneut zu eröffnen und nach 
Deutschland einzumarschieren, unterzeichneten die deutschen Delegierten schließlich am 28. 
Juni 1919 den von den Siegern allein ausgehandelten und diktierten "Versailler Friedensver-
trag".  
Vor der Unterzeichnung erklärte der SPD-Politiker Hermann Müller am 28. Juni 1919 (11): 
>>Der übermächtigen Gewalt weichend und ohne ihre Auffassung über die unerhörte Unge-
rechtigkeit ... aufzugeben, erklärt die deutsche Regierung, daß sie bereit ist, die ... Friedensbe-
dingungen anzunehmen und zu unterzeichnen.<<  
Oberst Edward M. House, ein Berater des US-Präsidenten, berichtete später über die Unter-
zeichnung des Friedensvertrages im Spiegelsaal von Versailles (12): >>Ich hatte ein Gefühl 
der Sympathie mit den Deutschen, die stoisch dasaßen. Es war dem ähnlich, was man in alten 
Zeiten tat: der Sieger schleifte den Besiegten hinter seinem Wagen her ...<<  
Der gewaltsam erpreßte Versailler Friedensvertrag war eigentlich ein Racheakt der Sieger-
mächte Frankreich, Großbritannien und USA. Der Vertrag von Versailles galt im Deutschen 
Reich allgemein als "Schandvertrag", heimtückischer Verrat und hinterlistiger Vertrauens-
bruch. Die meisten Deutschen lehnten die Unterzeichnung des Vertrages entschieden ab, denn 
man verweigerte den Deutschen damals nicht nur das völkerrechtliche Selbstbestimmungs-
recht, sondern das Land war außerdem fast schutzlos und sollte unfaßbare Reparationen zah-
len. Die deutschen Vertragsunterzeichner der Weimarer Republik wurden später unentwegt 
als Volksverräter bzw. "Novemberverbrecher" beschimpft und verunglimpft.  
Hitler wäre ohne die von den meisten Deutschen als ungerecht empfundenen "Erniedrigungen 
und Fesseln von Versailles" mit großer Sicherheit niemals an die Macht gekommen.  
Der US-Senat weigerte sich am 18. November 1919, den gewaltsam erpreßten Versailler Ver-
trag zu ratifizieren.  
US-Senator William E. Borah erklärte während dieser Senatsdebatte (13): >>... Ihr Vertrag 
bedeutet nicht Frieden. Wenn wir die Zukunft an Hand der Vergangenheit beurteilen, bedeutet 
er Krieg ...<< 
Infolge der Tatsache, daß die Anerkennung des Versailler Friedensvertrages gewaltsam und 
damit völkerrechtswidrig erpreßt wurde, waren sämtliche "Friedensbedingungen", wie z.B. 
Gebietsabtretungen, Wiedergutmachungsleistungen etc. unwirksam, so daß die Grenzen des 
Deutschen Reiches völkerrechtlich unverändert blieben. 
Durch die rücksichtslosen Ausbeutungs- und Unterdrückungsmaßnahmen der Siegermächte 
besaß die Weimarer Republik nach dem Ende des Ersten Weltkrieges eigentlich nie eine reali-
stische Überlebenschance. Angesichts der riesigen wirtschaftlichen Schwierigkeiten mußten 
die gemäßigten Parteien der Weimarer Republik zwangsläufig scheitern.  
Hitlers verhängnisvolle "Machtübernahme" begann im Grunde bereits 1919, denn nach dem 
"Friedensvertrag" von Versailles waren die Positionen der demokratischen Regierungen nahe-
zu aussichtslos.  
 
Der völkerrechtliche Status des "Dritten Reiches" von 1933-1945: 12 Jahre Unfreiheit 
und Terror  
Hitlers Verbrecherstaat 
Obwohl Hitlers Antisemitismus und Kriegspläne bereits seit der Veröffentlichung seines Bu-
ches "Mein Kampf" im Jahr 1925 bekannt waren, wurde die rechtsradikale NSDAP nach-
weislich jahrelang durch zahlreiche ausländische Förderer, wie z.B. durch das New Yorker 
Bankhaus Kuhn, Loeb & Co. und durch nordamerikanische Großindustrielle finanziell unter-
stützt. Adolf Hitler wurde praktisch von der Wall Street gekauft, um als gehorsamer Erfül-
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lungsgehilfe und Handlanger den Zweiten Weltkrieg zu beginnen und die totale Vernichtung 
des Deutschen Reiches einzuleiten. 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die fi-
nanzielle Unterstützung der NSDAP durch US-Banken (14): >>Es waren dieselben Wall-
street-Kreise, die schon 1917 die bolschewistische Revolution finanziert hatten, die auch Hit-
ler beisprangen, in der einzigen Absicht, seine Machtergreifung, seine Aufrüstung sowie den 
nächsten Weltkrieg zu ermöglichen und damit für sie selbst noch riesigere Gewinne als im 
letzten. Dieselben Wallstreet-Kreise übrigens, die nach 1945 auch den Kalten Krieg schürten 
und die großen Nutznießer der Remilitarisierung der deutschen Bundesrepublik wurden. 
Treffend resümiert der Amerikaner H. R. Knickerbocker in seinem Buch "Deutschland So 
oder So?" die Lage in Europa im Jahr 1932: "Die amerikanischen Investitionen auf dem euro-
päischen Kontinent sind in einem Schlachtfeld angelegt". …<< 
Mit der gewaltsamen Durchsetzung des "Ermächtigungsgesetzes" am 23. März 1933 begingen 
die Nationalsozialisten verfassungsrechtlich eindeutig Hochverrat. Hitlers NS-Terroristen 
hielten Deutschland nach dem gewaltsamen Staatsstreich praktisch besetzt.  
Der deutsche Philosoph Prof. Dr. Karl Jaspers schrieb später, daß am 23. März 1933 unter 
Hitlers Führung erstmalig in der deutschen Geschichte ein Verbrecherstaat gebildet wurde, 
also ein Staat, der systematische Verbrechen mittels seiner Institutionen, seiner Träger und 
Untergeordneten verübte.  
Die Zeitung "Daily Mail" bezeichnete im Jahre 1936 das Hitler-Reich als eine "Notwendigkeit 
für Europa". Für den britischen Ex-Premierminister David Lloyd George war Hitler damals 
einer der größten lebenden Deutschen, ein "deutscher George Washington". 
Winston Churchill war im Jahre 1938 immer noch von Hitler begeistert. Churchill meinte, daß 
die bisherigen Leistungen des "Führers" weltgeschichtlich als Wunder einzuordnen seien.  
Das US-Nachrichtenmagazin "TIME" wählte Hitler im Jahre 1938 zum Mann des Jahres. 
Der US-Diplomat William C. Bullit (bis 1941 US-Botschafter in Frankreich) erklärte bereits 
im Februar 1939 (15): >>... Wir werden sicher nicht zu Anfang am Krieg teilnehmen, aber wir 
werden ihn beenden.<< 
Adolf Hitler (1889-1945), der eigentlich nur eine Marionette der Geheimorganisationen des 
internationalen Kapitals war, enttäuschte seine NWO-Geldgeber nicht. Hitlers Revisionen, um 
nicht haltbare, vorsätzliche Ungerechtigkeiten des Versailler Vertrages zu beseitigen, führten 
schließlich zwangsläufig zum Ausbruch des Zweiten Weltkrieges bzw. zur Fortsetzung des 2. 
Dreißigjährigen Krieges.  
Menschenverluste des Zweiten Weltkrieges 
Im Verlauf des von den NWO-Geheimorganisationen inszenierten Zeiten Weltkrieges kamen 
mindestens 55 Millionen Menschen um, davon waren mindestens 5,9 Millionen deutsche Sol-
daten und 8,0 Millionen deutsche Zivilisten. 
 
Der völkerrechtliche Status vom Ende des Zweiten Weltkrieges bis zur Gründung der 
BRD und der DDR von 1945-1949: 4 Jahre Unfreiheit und Sklavendasein  
Die Nachkriegszeit 
Die militärische, wirtschaftliche und politische Ausschaltung Deutschlands wurde nach dem 
verlorenen Zweiten Weltkrieg im Jahre 1945 während der jahrzehntelangen Besatzungsherr-
schaft kompromißlos fortgesetzt.  
Damit man die angestrebten Hauptziele Demilitarisierung, Denazifizierung, Demontage und 
Demokratisierung bzw. Umerziehung ungestört realisieren konnte, führten die alliierten Sie-
germächte und ihre osteuropäischen Verbündeten nach dem Kriegsende 1945 spezielle Maß-
nahmen durch, um die Deutschen konsequent auszuhungern.  
Bei dieser völkerrechtswidrigen "Hungerpolitik" in den deutschen Besatzungszonen handelte 
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es sich eindeutig um ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
In San Francisco unterzeichneten 50 Nationen am 26. Juni 1945 die Charta der Vereinten Na-
tionen. Bei dieser Konferenz wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die deutschen Ver-
triebenen und Flüchtlinge aufgrund der UN-Feindstaatenklauseln Artikel 53 und Artikel 107 
der Charta der Vereinten Nationen von der internationalen Flüchtlingsfürsorge ausgeschlossen 
werden.  
Die Berliner Deklaration 
Mit der "Berliner Deklaration" vom 5. Juni 1945 wurde die deutsche Regierungsgewalt offizi-
ell beendet und an die 4 Militärgouverneure der alliierten Siegermächte übertragen.  
Die Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 stellte damals eindeutig fest, daß das Deutsche 
Reich als Völkerrechtssubjekt nicht untergehen sollte.  
In der Berliner Deklaration der Siegermächte vom 5. Juni 1945 hieß es (16): >>Erklärung … 
Die deutschen Streitkräfte zu Lande, zu Wasser und in der Luft sind vollständig geschlagen 
und haben bedingungslos kapituliert, und Deutschland, das für den Krieg verantwortlich ist, 
ist nicht mehr fähig, sich dem Willen der siegreichen Mächte zu widersetzen. Dadurch ist die 
bedingungslose Kapitulation Deutschlands erfolgt, und Deutschland unterwirft sich allen For-
derungen, die ihm jetzt oder später auferlegt werden. … 
Die Übernahme zu den vorstehend genannten Zwecken der besagten Regierungsgewalt und 
Befugnisse bewirkt nicht die Annektierung Deutschlands. ...<<  
Aufgrund der Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 wurde das Deutsche Reich - in den Gren-
zen von 1937 - nicht annektiert, sondern nur besetzt. Die Besatzungsmächte übten deshalb 
keine volle Souveränität über das besetzte Gebiet aus, so daß zum Beispiel die von ihnen 
durchgeführten oder gebilligten Gebietsabtretungen, Enteignungen, Bevölkerungsumsiedlun-
gen und Zwangsdeportationen eindeutig gegen das damals geltende Völkerrecht verstießen 
und völkerrechtswidrig waren.  
Gemäß Haager Landkriegsordnung blieb das Deutsche Reich von 1871/1919 jedenfalls wei-
terhin völkerrechtlich bestehen, denn es wurde durch die Siegermächte nachweislich nicht an-
nektiert, sondern nur besetzt. Die oberste Gewalt, die nach der Kapitulation im Mai 1945 von 
den Besatzungsmächten übernommen wurde, richtete sich nach den Bestimmungen der Haa-
ger Landkriegsordnung von 1899 bzw. von 1907.  
Die völkerrechtswidrige Liquidierung des preußischen Staates 
Am 25. Februar 1947 führte der Alliierte Kontrollrat die Liquidierung des preußischen Staates 
- Kontrollratsgesetz Nr. 46 - durch (17): >>Der Staat Preußen, der seit jeher Träger des Milita-
rismus und der Reaktion in Deutschland gewesen ist, hat in Wirklichkeit zu bestehen aufge-
hört.  
Geleitet von dem Interesse an der Aufrechterhaltung des Friedens ... (bestimmt) der Kontroll-
rat ... Art. I: Der Staat Preußen, seine Zentralregierung und alle nachgeordneten Behörden 
werden hiermit aufgelöst. ...<<  
Die Besatzungsmächte erließen damals ein völkerrechtswidriges Gesetz, denn bei dieser will-
kürlichen Auflösung Preußens handelte es sich eindeutig um einen Verstoß gegen die Haager 
Landkriegsordnung. 
 
Der völkerrechtliche Status der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demo-
kratischen Republik von 1949-1990: 41 Jahre Vasallenschaft und eingeschränkte 
Selbstbestimmung 
Gründung der Bundesrepublik Deutschland 
Am 12. Mai 1949 genehmigten die westlichen Militärgouverneure, General B. H. Robertson 
(britische Zone), General Pierre Koenig (französische Zone), General Lucius D. Clay (nord-
amerikanische Zone), das Grundgesetz und verkündeten gleichzeitig das Besatzungsstatut für 
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die Bundesrepublik Deutschland. 
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht aufgrund des Selbstbestim-
mungsrechtes des deutschen Volkes erlassen, wie es in der Präambel hieß, sondern das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde formalrechtlich infolge eines gemeinsa-
men Aktes der Militärgouverneure der drei Westmächte (als oberste Befehlshaber und Inhaber 
der obersten Gewalt in ihren Besatzungszonen) in Kraft gesetzt. 
In der Bundesrepublik Deutschland (BRD) waren die freien, geheimen Wahlen zwar frei und 
geheim, aber die gewählten Parteien und Abgeordneten konnten nicht souverän die Interessen 
des deutschen Volkes vertreten. Infolge des Besatzungsstatutes, der geheimen Zusatzverträge 
(Ruhrstatut und Zwangsmitgliedschaft in den Folgegemeinschaften Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, EG und EU) und der zahlreichen geheimen Vorbe-
haltsrechte handelten die vom deutschen Volk gewählten Parteien und Abgeordneten seit 
Gründung der BRD im Auftrag und nach den Vorgaben der alliierten Siegermächte. Seit 1949 
mußte jeder deutsche Bundeskanzler die sogenannte "Kanzlerakte" unterschreiben. 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über den er-
sten deutschen Bundeskanzler Adenauer (18): >>... Denn wie das ostdeutsche Marionettenen-
semble in Pankow Moskaus Direktiven erfüllte, so (erfüllte) im Westen, in Bonn, der katholi-
sche Kanzler (Adenauer) die Wünsche Washingtons, der USA ...<< 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik 
Am 7. Oktober 1949 gründete die "Provisorische Volkskammer" die Deutsche Demokratische 
Republik. Die Ausrufung der "DDR" erfolgte aus taktischen Gründen erst nach der Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland. Die von der Volkskammer gewählte Regierung der DDR 
übernahm später nach dem sowjetischen Muster die Bezeichnung "Ministerrat".  
Die von der sowjetischen Besatzungsmacht gegründete DDR war kein souveräner Staat und 
keine Demokratie, sondern eine Diktatur. Die freien, geheimen Wahlen waren weder frei noch 
geheim und die Wahlergebnisse wurden je nach Bedarf manipuliert. Die Parteiendiktatur der 
verschiedenen gleichgeschalteten Blockparteien leitete die Sozialistische Einheitspartei.  
Fehlende Souveränität der BRD und der DDR 
Beide Staatsfragmente hatten kein unbeschränktes Recht auf Selbstbestimmung und konnten 
deshalb nur begrenzt über die politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwick-
lungen des Landes entscheiden. Sie verfügten aufgrund der Berliner Deklaration und des 
Potsdamer Abkommens nicht eigenständig über alle natürlichen Reichtümer und Existenzmit-
tel des Landes, sondern wurden jahrzehntelang systematisch ausgeraubt.  
Beide Staatsfragmente waren völkerrechtlich nie die Rechtsnachfolger des Deutschen Rei-
ches, weil die west- und mitteldeutschen Besatzungszonen nicht mit dem Deutschen Reich 
identisch sind! 
Die Bundesverfassungsrichter stellten im "Grundlagenvertragsurteil" vom 31. Juli 1973 klar, 
daß das Deutsche Reich völkerrechtlich weiterhin fortbesteht (19): >>... Das Deutsche Reich 
existiert fort, ... besitzt nach wie vor Rechtsfähigkeit, ist allerdings als Gesamtstaat mangels 
Organisation, insbesondere mangels institutionalisierter Organe selbst nicht handlungsfähig. 
...<< 
 
Der völkerrechtliche Status nach der Vereinigung Mittel- und Westdeutschlands von 
1990-2020: 30 Jahre Vasallenschaft und eingeschränkte Selbstbestimmung  
Vereinigung der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Re-
publik 
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag wurde am 12. September 1990 ausdrücklich die Souveränität 
der Bundesrepublik Deutschland verkündet. Das neue Verwaltungskonstrukt (BRD und DDR 
= BRD) übernahm jedoch gemäß "Zwei-Plus-Vier-Vertrag" wesentliche Teile des Überlei-
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tungsvertrages von 1954, so daß die politischen und wirtschaftlichen Selbstbestimmungsrech-
te der Deutschen weiterhin erheblich eingeschränkt blieben.  
Die bis zum heutigen Tag fortgeltenden geheimen Befugnisse und Vorbehaltsrechte des Über-
leitungsvertrages von 1954 bestätigen eindeutig, daß Deutschland weiterhin ein besetztes, un-
souveränes Staatsfragment ist.  
Hans Werner Bracht, deutscher Jurist und Prof. für öffentliches Recht, schrieb später in einem 
Gutachten über die völkerrechtlichen Konsequenzen des sog. "Zwei-plus-Vier-Vertrages" 
vom 12. September 1990 (20): >>... Solange das Deutsche Reich noch besteht, kann die Bun-
desrepublik Deutschland nicht auf Ansprüche verzichten, Gebiete von den Okkupationsmäch-
ten zurückzubekommen, über die jedenfalls die Bundesrepublik Deutschland niemals verfü-
gungsberechtigt war, da sie darüber niemals irgendeine Territorialgewalt hatte. Und die dazu 
noch völkerrechtwidrig erlangt wurde. … 
Außerdem besteht bis heute noch kein Friedensvertrag mit Deutschland, da entgegen einer 
weit verbreiteten Meinung der sog. Zwei-plus-Vier-Vertrag noch kein solcher Friedensvertrag 
ist: Er wurde nämlich nicht von Deutschland, sondern nur von der Bundesrepublik Deutsch-
land unterschrieben.  
Das ist aber noch nicht Deutschland, sondern nur ein Teil Deutschlands. Ein Teil kann aber 
nicht für das ganze Deutschland unterschreiben, wenn er dazu gar keine ausdrückliche Voll-
macht hat.  
"Nichts ist geregelt, was nicht auch gerecht geregelt wurde" (Abraham Lincoln).<< 
Fehlende Selbstbestimmung 
Weder die Bundesrepublik Deutschland noch die Deutsche Demokratische Republik waren 
völkerrechtlich politisch und ökonomisch unabhängige Staaten. Während der Vereinigung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik im Jahre 1990 
wurden demnach nur zwei unsouveräne, abhängige Staatsgebilde - ehemalige Besatzungszo-
nen der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges - zusammengeführt. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist immer noch besetzt und muß weiterhin die gesamten Be-
satzungskosten übernehmen.  
Artikel 120 des aktuellen deutschen Grundgesetzes (Stand: Januar 2018) lautete wie folgt 
(21): >>Artikel 120 
(1) Der Bund trägt die Aufwendungen für Besatzungskosten und die sonstigen inneren und 
äußeren Kriegsfolgelasten nach näherer Bestimmung von Bundesgesetzen. …<< 
Egon Bahr (1922-2015, von 1972-1976 SPD-Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit) erklärte im Jahre 1996 in der Berliner Akademie der Künste (22): >>… Von Konrad 
Adenauer bis Helmut Kohl waren alle Bundeskanzler inoffizielle Mitarbeiter der CIA.<<  
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 8. Dezember 2011: >>EU am Scheideweg  
… Nehmen wir nur diesen Satz: Deutschland sei seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu 
keinem Zeitpunkt ein souveräner Staat gewesen. 
Das sagte nicht irgendein Extremist, sondern sagte kein geringerer als Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) Ende November auf dem "European Banking Congress" in der Alten 
Oper in Frankfurt am Main. 
Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlags 
Es war ein Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlages auf das nationale Selbstver-
ständnis der Deutschen, ausgesprochen von ausgerechnet jenem Mann, der im August 1990 
den deutschen Einigungsvertrag unterzeichnete. … 
Das wiedervereinigte Deutschland soll kein souveräner Staat sein? Was ist es dann? Eine Be-
satzungszone? Und wenn ja, von wem besetzt? … 
Souveränität gibt es seit den Kriegen nicht mehr 
Schäuble leitete diese Passage seiner Rede mit den Worten ein: "Die Kritiker, die meinen, 
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man müsse eine Kongruenz (Übereinstimmung) zwischen allen Politikbereichen haben, die 
gehen ja in Wahrheit von dem Regelungsmonopol des Nationalstaates aus." 
Diese durch das Völkerrecht geschützte Souveränität sei aber in Europa spätestens mit den 
beiden Weltkriegen "längst ad absurdum geführt" worden. 
Und weil dies so sei, formulierte er jenen folgenschweren Satz: "Und wir in Deutschland sind 
seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen." ...<<  
Recht auf Selbstbestimmung 
Nach über 100 Jahren der Entmündigung, der politischen Unterdrückung, der wirtschaftlichen 
Ausbeutung und der ideologischen Umerziehung wird es allmählich Zeit, dem deutschen Volk 
das Recht auf Selbstbestimmung zurückzugeben. Vorübergehende Einschränkungen der Sou-
veränität sind gemäß Haager Landkriegsordnung legal. Die dauernde Einschränkung der Sou-
veränität ist jedoch völkerrechtlich verboten.  
Die UN-Sozialcharta über das Selbstbestimmungsrecht der Völker lautet z.B. wie folgt (23): 
>>… Artikel 1 
1) Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden sie 
frei über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Entwicklung. 
2) Alle Völker können für ihre eigenen Zwecke frei über ihre natürlichen Reichtümer und 
Mittel verfügen, unbeschadet aller Verpflichtungen, die aus der internationalen wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit auf der Grundlage des gegenseitigen Wohles sowie aus dem Völker-
recht erwachsen. In keinem Fall darf ein Volk seiner eigenen Existenzmittel beraubt werden. 
3) Die Vertragsstaaten, einschließlich der Staaten, die für die Verwaltung von Gebieten ohne 
Selbstregierung und von Treuhandgebieten verantwortlich sind, haben entsprechend der Char-
ta der Vereinten Nationen die Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestimmung zu fördern 
und dieses Recht zu achten.<< 
Die Deutschen haben wie alle Völker das Recht, in Frieden und Freiheit sowie ohne Vor-
mundschaft zu leben, deshalb sind die bis zum heutigen Tag fortgeltenden geheimen Befu-
gnisse und Vorbehaltsrechte der Alliierten sowie die gegenwärtige Vormundschaft bzw. die 
Gebrechlichkeitspflegschaft umgehend zu beenden. 
Eure Majestät haben es mit Gottes Hilfe in der Hand, den Deutschen endlich ihr Recht auf 
Selbstbestimmung zurückzugeben. 
Um das unwürdige Sklavendasein im derzeitigen Vasallenstaat Bundesrepublik Deutschland 
endlich zu beenden, benötigt Deutschland unbedingt den Abschluß eines völkerrechtlich aner-
kannten Friedensvertrages für den Ersten Weltkrieg, denn der Versailler Friedensvertrag vom 
28. Juni 1919 wurde zweifelsfrei durch Gewaltanwendung und Gewaltandrohung erzwungen 
und war deshalb von Anfang an nichtig bzw. ungültig.  
Der angebliche Friedensvertrag für den Zweiten Weltkrieg, der sogenannte Zwei-plus-Vier-
Vertrag vom 12. September 1990, stellt völkerrechtlich ebenfalls keinen Friedensvertrag dar. 
Da der völkerrechtliche Status der Bundesrepublik Deutschland nach wie vor nicht geklärt ist, 
kann diese unsägliche Situation nur durch abschließende Friedensverhandlungen zwischen 
dem völkerrechtlichen Rechtsnachfolger des Deutschen Reiches und den damaligen Sieger-
mächten in Ordnung gebracht werden. 
Inszenierter Terror und arglistige, verdeckte Kriegsführung gegen das eigene Volk 
Nach der Vereinigung Mittel- und Westdeutschlands im Jahre 1990 wurde Deutschland all-
mählich systematisch destabilisiert. Die von den fremdbestimmten deutschen Politikern ange-
ordneten Destabilisierungsmaßnahmen fügten der Bundesrepublik Deutschland gigantische 
Schäden zu. Die Schuldenkanzlerin Merkel leitete zum Beispiel folgende katastrophalen De-
stabilisierungsmaßnahmen ein:  
Beschluß vom 30. Juni 2011 über den Atomausstieg bzw. die sog. Energiewende (Zerstörung 
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der bisherigen stabilen Stromversorgung).  
Aussetzung der Wehrpflicht ab 1. Juli 2011 und Reduzierung der Streitkräfte von 330.000 auf 
180.000 Soldaten (Zerstörung der bisherigen Verteidigungsfähigkeit).  
Ratifizierung des ESM-Vertrages (unbegrenzter Ankauf von Staatsanleihen der angeschlage-
nen Euro-Staaten) im Jahre 2012.  
Grenzöffnung im Jahre 2015 (Masseninvasion von mindestens 1,1 Millionen Migranten aus 
dem Mittleren Orient und aus Afrika).  
Unterzeichnung des umstrittenen UN-Migrationspaktes ("Global Compact for Migration") im 
Jahre 2018 (Bevölkerungsaustausch bzw. Umvolkung).  
Systematische Durchsetzung von "WHO-Corona-Notverordnungen" (seit März 2020 wurden 
in Deutschland u.a. die Verschuldung drastisch erhöht, ungezählte ökonomische Existenzen 
zerstört sowie wesentliche demokratische Grundrechte außer Kraft gesetzt). 
Die hinterlistige Corona-Politik und die unfaßbare Schuldenaufnahme der fremdbestimmten 
deutschen Bundesregierung werden unser Land in die größte Wirtschaftskrise der Nachkriegs-
zeit stürzen. Tausende von Unternehmen stehen vor der Pleite. Millionen von Arbeitnehmern 
drohen Arbeitslosigkeit und Verlust ihrer sozialen und ökonomischen Existenz. Im Rahmen 
der zwangsläufig folgenden Hyperinflation werden schließlich z.B. alle deutschen Sparer 
(Geldentwertung) und Hauseigentümer (staatliche Zwangshypotheken) ihr mühsam erworbe-
nes Eigentum verlieren und bettelarm (Durchsetzung einer lumpenproletarischen Volksge-
meinschaft). 
Nach der planmäßigen Durchsetzung der "WHO-Corona-Notverordnungen" wird die von den 
fremdbestimmten deutschen Politikern angeordnete Energiewende schließlich die vollständige 
Zerstörung Deutschlands besiegeln. Spätestens ab 2023 wird die heimtückisch eingeleitete 
Energiewende den deutschen Industriestandort mit Sicherheit unweigerlich komplett ruinieren 
sowie die wirtschaftlichen und sozialen Strukturen der Bundesrepublik Deutschland und letz-
ten Endes das gesamte Land unaufhaltsam zerstören.  
Spätestens nach Abschaltung der strategisch sehr wichtigen letzten 6 deutschen Kernkraftwer-
ke (KKW Brokdorf, KKW Grohnde und KKW Gundremmingen: Abschaltung am 31. De-
zember 2021 sowie KKW Emsland, KKW Neckarwestheim 2 und KKW Isar 2: Abschaltung 
am 31. Dezember 2022) werden in Deutschland die Lichter ausgehen! 
Ab 2023 fehlen in Deutschland rund 22.000 MW Grundlast-Kraftwerksleistung (Kernenergie 
= 9.515 MW und Kohle = 12.500 MW).  
Angesichts der wegfallenden Grundlast- und Mittellast-Kapazität der Kern- und Kohlekraft-
werke sowie der Tatsache, daß in der Bundesrepublik Deutschland in den nächsten Jahrzehn-
ten nicht mehr genügend konventionelle Grund- und Mittellastkraftwerke sowie keine effi-
zienten und leistungsfähigen Großspeicher existieren, sind Netzzusammenbrüche (Blackouts) 
unvermeidbar.  
Eure Majestät haben es mit Gottes Hilfe in der Hand, die arglistige, verdeckte Kriegsführung 
gegen das eigene Volk zu beenden. 
Um die völkerrechtliche Souveränität und Befreiung Deutschlands zu realisieren sowie die 
längst fällige Entfernung der fremdbestimmten Parteiendiktatur zu ermöglichen, ist es unbe-
dingt erforderlich, endlich die gegenwärtig nicht handlungsfähigen Organe des Deutschen 
Reiches zu reaktivieren. Angesichts der dramatischen Entwicklungen muß die über 100jährige 
Handlungsunfähigkeit des Deutschen Reiches unverzüglich beendet werden.  
Um unsere Heimat vor dem drohenden Untergang zu bewahren, ist die Reaktivierung des 
Deutschen Kaisertums unbedingt erforderlich, weil gemäß Artikel 11 der Verfassung des 
Deutschen Reiches von 1871 nur der Kaiser das Deutsche Reich völkerrechtlich vertreten 
kann. 
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Existenzkampf der Deutschen  
Bei diesem Existenzkampf der Deutschen geht es nicht nur um Sein oder Nichtsein, sondern 
es geht auch um die traditionelle Verpflichtung, das mehr als tausendjährige materielle und 
immaterielle Erbe unserer Vorfahren für unsere Nachkommen zu bewahren. Wir sind es nicht 
nur unserer eigenen Selbstachtung, sondern auch unseren Vorfahren und vor allem den nach-
folgenden Generationen schuldig, alles für den Erhalt unserer deutschen Heimat zu tun. 
Aufgrund der unwürdigen Flucht des deutschen Kaisers und der widerstandslosen Aufgabe 
aller deutschen Landesfürsten des Deutschen Reiches im November 1918 dürfen sich beson-
ders die Rechtsnachfolger der 25 Gründungsmitglieder des Deutschen Reiches nicht länger 
aus der Verantwortung stehlen, sondern sie sollten wenigstens jetzt, nach über 100 Jahren, 
ihre abstammungsmäßigen Pflichten erfüllen, um den inszenierten Terror und die geheime 
Kriegsführung gegen das deutsche Volk zu beenden. 
Eure Majestät haben es mit Gottes Hilfe in der Hand, durch die Reaktivierung des Deutschen 
Kaisertums unser Heimatland Deutschland vor dem drohenden Untergang zu retten und au-
ßerdem die tadelsfreie Ehre und Würde der jahrhundertealten Hohenzollern-Dynastie zu er-
neuern. 
 
Erforderliche Maßnahmen zur Wiedererrichtung und Rettung des Deutschen Reiches 
1. Hilfegesuch der Gründungsmitglieder des Deutschen Reiches an die alliierten Sieger-
mächte 
Da die Zeit drängt, müssen die Rechtsnachfolger der Gründungsmitglieder des Deutschen 
Reiches unverzüglich die erforderlichen völkerrechtlichen Verhandlungen mit den maßgebli-
chen alliierten Siegermächten einleiten.  
2. Vorübergehende Übernahme der Regierungsgewalt durch die alliierten Siegermächte 
Um während der Wiederherstellung der völkerrechtlichen Handlungsfähigkeit des Deutschen 
Reiches die Aufrechterhaltung der Ordnung und der Verwaltung zu gewährleisten, sollten die 
alliierten Siegermächte vorübergehend die "Berliner Deklaration" vom 5. Juni 1945 reaktivie-
ren.  
3. Die alliierten Siegermächte genehmigen die Einberufung einer Verfassunggebenden 
Versammlung 
Um die Wiedererrichtung der völkerrechtlichen Handlungsfähigkeit des Deutschen Reiches 
einzuleiten, müssen die alliierten Siegermächte die Rechtsnachfolger der Gründungsmitglie-
der des Deutschen Reiches autorisieren, eine Verfassunggebende Versammlung einzuberufen. 
4. Die Verfassunggebende Versammlung erstellt eine reformierte Reichsverfassung für 
das Deutsche Reich  
Wenn man den derzeitigen Vasallenstatus Deutschlands beenden und endlich wieder zur Ei-
nigkeit, Recht und Freiheit zurückkehren will, kann angesichts der mehr als tausendjährigen 
deutschen Rechts- und Verfassungsgeschichte nur die letzte in freier Art und Weise erlassene 
Deutsche Verfassungsordnung des Deutschen Reiches von 1871 eine solide Basis bilden.  
Um eine reformierte Reichsverfassung für das Deutsche Reich auszuarbeiten, sollten die 
Rechtsnachfolger der Gründungsmitglieder des Deutschen Reiches eine Verfassunggebende 
Versammlung beauftragen. Alle Mitglieder von Parteien, die an der Bundesregierung und an 
Landesregierungen der BRD beteiligt waren, dürfen nicht an der Verfassunggebenden Ver-
sammlung teilnehmen.  
Der derzeitige zutiefst undemokratische Zustand der allmächtigen Parteiendiktatur kann nur 
beendet werden, wenn die direkte bzw. unmittelbare Beteiligung des Volkes (Direktwahl aller 
Abgeordneten, Einführung von Volksabstimmungen nach dem Schweizer Vorbild) sowie 
Wahlreformen (Briefwahlverbot, notariell überwachte Stimmenauszählung etc.) und drasti-
sche Parteireformen realisiert werden.  
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Die Flagge des reaktivierten Deutschen Reiches sollte gemäß der gesamtdeutschen Tradition 
die Farben schwarz-weiß-rot führen. Die Reichsfarben stammen aus dem preußischen 
schwarz-weiß und dem hanseatischen weiß-rot. 
5. Durchführung von Volksabstimmungen  
Die Wiedererrichtung des Deutschen Reiches und die reformierte Reichsverfassung müssen 
durch Volksabstimmungen bestätigt werden. 
6. Wahl der Regierung des Deutschen Reiches 
Nach der Volksabstimmung über die Annahme der reformierten Reichsverfassung ist die Re-
gierung des Deutschen Reiches zu wählen. 
7. Friedensverhandlungen 
Nach der Reaktivierung des Deutschen Reiches sind zwischen der deutschen Regierung und 
den alliierten Siegermächten unverzüglich Friedensverhandlungen aufzunehmen. 
8. Unterzeichnung der Friedensverträge 
Nach den gemeinsamen Friedensverhandlungen und der Unterzeichnung der Friedensverträge 
zählt das Deutsche Reich wieder zu den völkerrechtlich souveränen Staaten und das deutsche 
Volk besitzt nach über 100 Jahren der Entmündigung, der politischen Unterdrückung, der 
wirtschaftlichen Ausbeutung und der ideologischen Umerziehung endlich wieder sein ange-
stammtes Recht auf Selbstbestimmung.  
 

Alles, was ihr tut, das tut von Herzen als dem Herrn und nicht den Menschen, 
denn ihr wißt, daß ihr von dem Herrn als Lohn das Erbe empfangen werdet. Ihr dient dem 
Herrn Christus! 
Kolosser 3, 23-24 

Eure Majestät haben es mit Gottes Hilfe in der Hand, ob der letzte Wunsch Kaiser Wilhelms 
II. – die Wiederherstellung des Preußischen Königreiches und des Deutschen Kaiserreiches – 
erfüllt wird, damit das Volk der Deutschen nach über 100 Jahren der Versklavung endlich 
wieder in Frieden, Einigkeit, Recht und Freiheit leben darf. 
Möge Gott Eurer Majestät den erforderlichen Mut und die Kraft verleihen, um das deutsche 
Volk trotz der fast aussichtslosen Lage in eine glückliche Zukunft zu führen. 
 

Hoch lebe unser zukünftiger Kaiser Georg Friedrich I. 
Heil dir im Siegerkranz, 

Herrscher des Vaterlands! 
Heil, Kaiser, dir! 

Fühl in des Thrones Glanz 
die hohe Wonne ganz, 

Liebling des Volks zu sein! 
Heil, Kaiser, dir! … 

Heinrich Harries (1762-1802, deutscher Pastor) 
 
Hochachtungsvoll 
 
Willy Klages 
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